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Die Soziallehren der christlichen Kirchen *). 
Von 


ERNST TROELTSCH. 


Zweiter Hauptteil: Der mittelalterliche Katholizismus. 


8. Die mittelalterliche Sozialphilosophie 
nach den Grundsätzen des Thomismus. 


Mit dieser theoretisch-ethischen Durchdringung der kirchlichen 
L:inheitskultur ist ein das Ganze des Lebens umfassender und 
gliedernder Grundgedanke gefunden. Der Stufenbau eines von den 
sinnlich-animalischen zu den geistig-sozialen und von da zu den 
religiös-überweltlichen Zwecken aufsteigenden Reiches der Zwecke, 
das das Reich der Natur und der Gnade, die außerreligiösen 
Sozialbildungen und die Gnadenanstalt der Kirche, den Urstand, 
den Sündenstand und das Jenseits umfaßt in dem Begriff des 
Corpus Christianum oder in dem über ihre natürlichen Vorstufen 
erweiterten Begriff der Kirche: das ist der Grundgedanke und 
die plastische phantasiemäßige, mit Metaphysik und Geschichts- 
philosophie eng verbundene Anschauung, in der die Unterschiede 
und Gegensätze des Lebens zur Einheit zusammengehen. Mit 
dieser Einheitlichkeit des Kulturgedankens aber ergibt sich nun 
auch die Einheitlichkeit des soziologischen Grundgedankens, des 
soziologischen Grundschemas, das die gemeinsame Bezogenheit der 
Menschen auf einander in der Erreichung des absoluten End- 
zweckes und in der Betätigung der dazu hinführenden Mittel- 
zwecke als ein allgemeines und prinzipielles Ideal ausdrückt. Erst 
jetzt wird es ein Bedürfnis und erst jetzt wird es möglich, den 
soziologischen Grundgedanken der christlich-kirchlichen Idee als 
Kern und Norm aller überhaupt möglichen und berechtigten 
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*) Vgl. Band XXVII, S. ı und 317. 
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soziologischen Bildungen zu formulieren und die letzteren aus ihm 
zu konstruieren. Was von ihm aus nicht konstruierbar ist, das 
kommt auf die Rechnung der sündhaften Verderbung und Norm- 
widrigkeit. Aber die in dem Naturgesctz und dessen Beziehung 
auf das Gnadenreich sich auswirkende Vorsehung sorgt dafür, daß 
im ganzen alle soziologischen Bildungen in dieser Richtung ver- 
laufen, daß auch die durch die Sünde herbeigeführten Trübungen 
und Institutionen der Gewalt, des Zwangsrechtes und der Unfrei- 
heit zu Mitteln der Beförderung des Guten und der Hemmung 
der Sünde umgebogen werden !?!). Gegen die wirklich zerstörenden 

124) Quellen für das Folgende sind neben den Bibel- und Aristoteleskommen- 
taren die große Summe, von der hier besonders die secunda secundae mit der 
Spezialethik in Betracht kommt, die kleine Summe, deren drittes Buch die Ethik 
behandelt, und die Schrift De regimine principum, von der jedoch nur das erste 
Buch und Teile des zweiten als von Thomas herrührend betrachtet werden. Außer- 
dem sind zu beachten die Darstellungen bei Jourdain I, Janet I, bei den schon 
genannten Baumann, Feugueray, Thömes, wozu noch hinzuzufügen ist Max Mauren- 
brecher, Thomas’ Stellung zu dem Wirtschaäftsleben seiner Zeit 1898 (leider nur ein 
erstes Heft erschienen). Neben den thomistischen ‚Schriften selbst sind die moder- 
nen Neuthomisten stets mit heranzuziehen, weil sie das zerstreute Material systema- 
tisch gesammelt haben, seine innere Bedeutung gegenüber dem andersartigen mo- 
dernen Geiste erst recht ins Licht stellen und durch ihren Kampf gegen die moderne 
Gesellschaftslehre auch die historische Bedeutung des Thomismus anschaulich machen. 
Hier sei besonders hervorgehoben die schon erwähnte sehr lehrreiche Schrift von 
Theod. Mever, S. J., »Die christlich-ethischen Sozialprinzipien und die Arbeiterfrage«* 
1904, erstes Heft der Serie »Die soziale Frage beleuchtet durch die Stimmen aus 
Maria Laach«, wo man auch in den übrigen, sich über alle modernen, sozialen und 
politischen Fragen verbreitenden Heften vielfache Belehrung über den »Geist« des 
katholisch-christlichen soziologischen Denkens findet; außerdem Cathrein, »Moral- 
philosophie. Eine wissenschaftliche Darstellung der sittlichen, einschließlich der 
rechtlichen Ordnung« ? 1899, sowie Ratzinger, Die Volkswirtschaft in ihren ethischen 
Grundlagen 1881; auch v. Nostitz-Rieneck, Das Problem der Kultur, 1885. Es ist 
ein Mangel der meisten Darstellungen der thomistischen Gesellschaftslehre und 
Politik, daß sie gerade nicht auf den darin ausgeprägten Idealtypus soziologi- 
schen Denkens oder auf das Grundschema achten, sondern die einzelnen Lehren 
unvermittelt nebeneinanderstellen, Aber diese sind teils das zeitgeschichtlich am 
meisten Gebundene und wenigst Wirksame, teils werden sie in ihrem historisch 
wirksamen Gehalt so nicht verständlich, sondern erscheinen ohne Rücksicht 
auf jenen Geist als eklektische Mischungen aus Bibel, Vätern, Aristoteles, Cicero, 
Seneca, kanonischem Recht und zeitzeschichtlichen Verhältnissen, über die sich 
Janet als über eine große Konfusion beklagt. In Wahrheit ist hier aber alles 


zusammengetragene Material schr klug und sicher einem prinzipiellen Gedanken ein- 
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Verderbungen aber, die der reine Egoismus und die leiden- 
schaftliche Zügellosigkeit hervorbringt, genügen Predigt, Disziplin 
und Aufrechterhaltung des reinen Glaubens und der kirchlichen 
Herrschaft, wobei diese einzelnen Störungen dann von selbst 
wenigstens zuAusnahmen und überwindlichen Zufälligkeiten werden, 
im übrigen in Demut als Sündenstrafe ertragen werden müssen !?°). 





gegliedert. — Zu erwähnen ist auch hier von Eicken, der allerdings die ganze mittel- 
alterliche Kultur- und Gesellschaftslehre als ein Prinzip darzustellen sucht. Aber seine 
Darstellung wird geradezu zur Karikatur, indem er alles mit gewaltsamstem Dok- 
trinarismus aus dem Begriff der Weltherrschaft der Askese konstruiert, die Kirche 
im Prinzip Familie, Staat, Gesellschaft völlig aufheben und durch sich selbst er- 
setzen läßt. Der asketische Gottesstaat als alleinige Form der Gesellschaft unter 
Aufhebung von Geschlechtsleben, Staat und Herrschaft, Eigentum und Ungleichheit 
soll das allein richtige Ideal der Kirche sein. Wenn sie trotzdem das relative 
christliche Naturrecht zu ihrer Ergänzung hinzunimmt, so soll das von der wider- 
strebenden Natur der Welt aufgedrängt sein; und wenn die führenden Theologen 
dieses Naturrecht aus der christlichen Idee konstruieren und nachdrücklichst aner- 
kennen, so soll das eine heillose Unklarheit sein, durch die die Kirche nie zum 
logischen Verständnis ihres eigenen Prinzips gekommen sei. Aber all das sind 
Konstruktionen von falschen Voraussetzungen aus. Er unterläßt es grundsätzlich, 
sich mit den eigenen Konstruktionen der Theologen, besonders des Thomas, aus- 
einanderzusetzen, da er ja weiß, was diese Theologen nicht wissen und geradezu 
bestreiten, nämlich, daß die Weltherrschaft der Askese der einzige katholische 
Grundgedanke ist, und daß hinter jeder Beziehung weltlicher Institutionen auf 
einen religiösen Lebenswert die Konsequenz der die Welt verneinenden askctischen 
Weltherrschaft lauert, auch wenn die betreffenden religiösen Acußerungen selbst 
keine Ahnung von dieser Konsequenz haben. Statt an die großen Theologen hält er 
sich lieber an eine Masse musivisch angehäufter Einzelzüge, die mit Vorliebe der mönchi- 
schen oder der weltlich-oppositionellen Literatur entnommen sind. So aber entsteht 
ein falsches Bild, von dem aus überdies der heutige Katholizismus und seine Sozial- 
philosophie gar nicht zu begreifen wäre. — Ueber Thomas hinaus auf die gesamte 
mittelalterliche Gescellschaftslehre bezieht sich der Abschnitt »Die publizistischen 
Lehren des Mittelalterse bei Gierke, Genossenschaftsrecht II 501—644, dessen 
reiches Material zur Ergänzung des Thcmismus stets im Auge zu behalten ist. 
Material auch bei Gierke, Althusius und die Entwickelung der naturrechtlichen 
Staatstheorien 1850. 

125) S, Cathrein II 373. »Selbstverständlich werden wir nur die Gesellschaften 
in den Bereich unserer Untersuchung ziehen, die sich aus der Natur der Menschen 
notwendig ergeben und allein einer philosophischen Untersuchung fähig und be- 
dürftig sind, weil sie allein eine von Natur bestimmte Aufgabe und Einrichtung 
besitzen. Bei den freien Gesellschaften kommen philosophisch nur die allgemeinen 
Rechtsgrundsätze in Betracht, die wir schon früher bei Besprechung der Verträge 
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Die alte Kirche hatte keine einheitliche Sozialphilosophie. 
Für sie klafften das Sozialsebilde der Kirche und die außerkirch- 
lichen Sozialgebilde auseinander. Zwar lernte sie mit Hilfe der 
Stoa die letzteren aus einer Zentralidee, der Lex naturae, ableiten 
und insofern als gottgesetzt anerkennen ; aber sie sah in ihnen 
doch wesentlich nur die durch die Sünde getrübte und entstellte 
Gestalt der Gesellschaftsordnung, die in Gewalt, Recht, Todes- 
strafe, Krieg, Privateigentum und Handel der eigentlichen Idee 
widersprach, und diese Züge zwar teils zur Bestrafung teils zur 
Disziplinierung der Sünde angenommen hatte, aber in ihnen doch zu- 
gleich durch Heidentum und menschliche Selbstsucht stark ver- 
düstert war. Für das innerkirchliche soziologische Ideal kamen 
ganz andere Dinge in Betracht, die Autorität des Priestertums 
und die Erlösunssmacht der Sakramente, die Selbstheiligung, 
Selbstverleugnung und Hingabe an die Kirche, die kein Recht 
und keine Gewinnsucht kennende Liebe. So blieb beides gce- 
schieden, und die theoretische Identifikation der Lex naturae mit 
der Lex Mosis bezog sich doch mehr nur auf die Einheit des 
absoluten urständlichen Naturrechtes mit dem jüdisch-christlichen 
Gesetz, gab nur die allgemeine Gewissensberuhigung über das 
Recht der außerkirchlichen Sozialbildungen, aber kein Mittel, sie 
in ihrer konkreten gegenwärtigen Gestalt zu übernehmen und an- 
zuerkennen, es sei denn durch Duldung und Ergebung in den 
sündigen Weltlauf und in dessen bis zum \Weltende festgewor- 
denen Formen. Daher ging beides praktisch doch niemals zu einer 
Einheit zusammen. Dahcr war es auch theoretisch unmöglich aus der 
soziologischen Grundidee des Christenglaubens heraus diese Gebilde 
zu begreifen und zu regulieren. Hier sind insbesondere die Schwan- 
kungen Augustins charakteristisch, der auf der einen Seite den 


(s. oben 340 ff.) dargelegt haben.e Sie werden geregelt nach den Vorschriften der 
Tugend der Gerechtigkeit. Dabei ist die Einhaltung der nicht gegen die Gerech- 
tigkeit verstoßenden Verträge eine Pflicht de lege naturae. Das vereinfacht die 
katholische Gesellschaftslehre sehr und beseitigt von vorncherein eine große Menge 
des Materials, mit der die moderne Soziologie sich beschäftigt, um nicht natur- 
rechtliche Normen, sondern empirisch begründete Allgemeinbegriffe der soziologi- 
schen Beziehungen zu finden. Die Zusammenziehung des Natürlichen und Norma- 
tiven, wofür die stoische Lehre vom Naturgesetz und die christliche von der Vor- 
sehung die Grundlage liefern, ist der entscheidende Grundgedanke. Darin berührt 
sich die katholische Soziallehre mit ihrem modernen Gegenpol, der biologisch- 


ssvchologistischen Soziallchre (hierüber s. P. Barth, »Die Philosophie der Geschichte 
f D g ’ i 
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Gedanken der aufsteigenden Zweckreihen und der Benützung 
des Irdischen für das Himmlische ausbildete, und der dann anderer- 
seits in seiner Sünden- und Prädestinationslehre doch wieder das 
natürliche Gesellschaftsleben, wie es tatsächlich war, radikal ver- 
warf und verurteilte, ohne aber darum etwa einen neuen idee- 
gemäßen Aufbau der Gesellschaft zu fordern. Eine einheitliche 
christliche Sozialphilosophie war so unmöglich; eine in die Lehre 
von der Kirche und die von der Lex naturae gespaltene Sozial- 
philosophie aber vertrug sich nicht mit dem Anspruch der christ- 
lichen Idee, alles aus ihrem absoluten Lebenswerte zu begreifen 
und das daraus nicht Begreifliche zu verwerfen. So blieb hier 
der volle Widerspruch. 

Die hochmittelalterliche und insbesondere die thomistische 
Lehre konnte und mußte dagegen eine einheitliche Sozialphilosophie 
konstruieren, weil sie von dem Gedanken der Tatsächlichkeit und 
Gefordertheit einer christlichen Einheitskultur ausging. Wie sie zu 
dieser Voraussetzung als einer selbstverständlichen praktisch kom- 
men konnte, wie sie diese Voraussetzung auch theoretisch aus 
dem Begriff der Zweckstufen konstruierte, ist im Bisherigen gezeigt 
worden. Entscheidend ist für sie die neue Auffassung des Natur- 
gesetzes, bei dem der Unterschied zwischen dem absoluten Uer- 
stand und dem relativen Sündenstand zurücktritt, über dem Cha- 
rakter der Zerstörung und Strafe der der Heilung und positiven 
Emporleitung betont wird. Auch ohne Sündenfall würden die 
menschlichen Sozialbildungen eingetreten sein, nur im Geiste der 
Liebe und freiwilligen Ueber- und Unterordnung, ohne Widerstand 
der Sinnlichkeit gegen die Vernunft und darum ohne Schmerzen 
und Leiden. Aber sie würden abgesehen von dieser andern Ge- 
sinnungsbegründung faktisch doch den tatsächlich entstandenen 
recht ähnlich gesehen haben. Das Naturgesetz ist eben nicht 
mehr identisch mit dem christlichen Gnadengesetzund dem stoischen 
goldenen Zeitalter, sondern nur natürliche Vorstufe und Vorform 
der mystischen Gnadengemeinschaft, die im Sinne der aristotelischen 
Entwickelungslehre als Auswirkung des Vernunfttriebes am natür- 


als Soziologie« I 1897), der gleichfalls das Naturnotwendige das Normative ist, nur 
daß im einen Fall die Natur aus dem Normativen und im anderen das Normative 
aus der Natur interpretiert ist. Der moderne erkenntnis-theoretische Idealismus da- 
gegen schafft mit seinen Grunduntersuchungen über das Verhältnis des Natürlichen 
und Normativen, des Psychologischen und des Gültigen überhaupt andere Grund- 
lagen der Sozialethik, vgl. Tönnies, Ethik und Sozialismus, Archiv XXV. 
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lichen Stoff verstanden wird!) Es hat darum naturgemäß 
Mängel und Schranken und Aecußerlichkeiten, an denen man sich 
nicht stoßen darf, und es wird darum auch ın seiner getrübten 
und relativen Gestalt beziehbar auf die Gnadensittlichkeit und 
die Kirche. Es bezieht sich seinem Wesen nach auf irdische Wohl- 
fahrt und auf Gott nur als auf das natürlich erkennbare Prinzip 
der Ordnung und Harmonie. Es braucht daher Pädagogik und 
Disziplin, Gesetz und Regel, menschliche Anwendung und Aus- 

126) Vgl. Werner II 460 f. und ıa 2ae qu. 96 art. 3, wonach auch ohne Sün- 
denfall sich eine natürliche Ungleichheit der Menschen in Beziehung auf geistige 
und körperliche Eigenschaften ausgebildet und zu natürlich notwendigen Herrschafts- 
verhältnissen geführt hätte. Am auffallendsten ist die Veränderung gerade bei den 
beiden diesen Zusammenhang von Alters her beherrschenden Grundproblemen des 
Eigentums und der Sklaverei. Hier hatte die alte Kirche mit der Stoa fast 
durchgehend das Privateigentum und die Sklaverei für das reine Naturrecht absolut 
verneint und beides lediglich auf Rechnung der Sünde als Strafe und Heilmittel ge- 
setzt. Dagegen ist nun aber Thomas geneigt, dem Aristoteles folgend, beides unter 
Umständen aus der Entwickelung durch Rücksicht auf Umstände und Nutzen inner- 
halb gewisser Grenzen auch vom reinen Naturrecht her ohne Rücksicht auf den 
Sündenfall zu rechtfertigen. Es diene der menschlichen Entwickelung, wenn aus 
dem ursprünglichen negativen Kommunismus der freien Okkupationsmöglichkeit das 
Privateigentum entstehe; nur seine besonderen Formen sind durch den Sündenstand 
bedingt, wie ja auch die Erlösung es wieder wenigstens zum allgemeinen Gebrauch 
durch die Liebesptlicht frei mache, s. Janet I 374—377 und 2a 2ae qu. 57 über 
natürliches und positives Recht und qu. 66 art. 2 über Privateigentum. Achnlich, 
wenn auch zurückhaltender, urteilt er über die Sklaverei; in den Expositiones, dem 
Kommentare zur aristotelischen Politik folgt er ohne Widerspruch der aristotelischen 
Begründung der Sklaverei aus der natürlichen Ungleichheit, in der eigenen Aus- 
führung Summa I qu. 96 art. 3 und 2a 2ae qu. 57 a. 3 erklärt er als naturrechtlich 
und ohne Sünde notwendig die Herrschaftsverhältnisse überhaupt; das Sklavenver- 
hältnis dagegen als Strafe der Sünde, unter den Bedingungen der Sünde aber als 
durch den Nutzen des Sklaven wie des Herrn berechtigt. Daneben aber wird dann 
doch wieder die Sklaverei auf das Völkerrecht (Kriegsgefangene) zurückgeführt, das 
ein die konkreten Umstände berücksichtigendes Naturrecht ist ohne Nebengedanken 
an die Sünde. S. Janet 377—379; zu beidem auch Maurenbrecher, der mit Recht 
bei der Lehre von der Sklaverei die Widersprüche, bei der vom Eigentum die Ab- 
weichung von der alten patristischen Lehre stark hervorhebt. Bezüglich des dritten 
Hauptproblems des Dominiums, der politischen Herrschaft, ist aus dem obigen 
klar, daß es auch für das reine Naturrecht sich von selbst verstand und versteht; 
nur die besondere Form der königlichen Zwangsgewalt ist Folge der Sünde, aber 
als Heilmittel gegen die Sünde gerechtfertigt, Janet I 398 und De reg. princ. H 8 


und II. 
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bildung der Prinzipien!?”). Das Reich der Natur wird zur Vor- 
halle des Reiches der Gnade!”). Damit aber tritt ein beiden 


127) Die Grenzen des Naturgesetzes im absoluten wie im relativen Stande als 
Gesetz des Gebotes und der innerirdischen Zwecke, worin es mit dem mosaischen 
übereinstimmt, gegenüber dem evangelischen Gesetz der Freiheit, der Licbe, und 
des übernatürlich-mystischen Zweckes s. Ia 2ae qu. 107 und 108. Die beiden Ge- 
setze können unterschieden werden secundum quod una propinquius ordinat ad finem, 
alia vero remotius: puta in una eademque civitate dicitur alia lex, quac imponitur 
viris perfectis, qui statim possunt exequi ea, quae pertinent ad bonum commune; et 
alia lex datur de disciplina puerorum, qui sunt instruendi, qualiter postmodum 
opera virorum exequantur qu. 107 art. I, auch hier die Entwickelungsidee. 

128) Der ganze Gedankengang der Ethik ist, daß das absolute Ziel der bea- 
titudo oder visio dei excedens facultatem creaturae nur erreicht werden kann durch 
eine vorausgehende Selbstbearbeitung und Verdiensterwerbung aus natürlicher Ver- 
nunft oder aus dem Naturgesetz. Diese natürlichen, von der den Menschen er- 
teilten Freiheit bewirkten und an der planmäßigen Weltbearbeitung Gottes die 
Menschen beteiligenden, im letzten Grund aber wieder auf göttliche Vernunftimpulse 
zurückgehenden Verdienste sind die Disposition und Vorbereitung, auf Grund deren 
die Gnadentugenden erst eingegossen werden können. So kommt aber auch die 
ganze Vorbereitung unter die Leitung des religiösen Endzweckes und damit der 
Kirche, und, indem diese Vorbereitung von der Lex naturae bewirkt ist, auch all 
das in dieser Lex Enthaltene. Das aber ist der ganze Umfang weltlicher Tätigkeit; 
ıa 2ae qu. 94 a. 2: das erste ist die Selbsterhaltung mit allem, was dazu gehört. 
Das zweite sind die geschlechtlichen Verbindungen und Aufzucht der kommenden 
Generation. Sind diese beiden den Menschen mit allen Kreaturen gemein ex lege 
naturae, so ist das dritte der lex naturae der Menschen eigen, nämlich die Erkennt- 
niszwecke und die sozialen Verbindungen der Menschen. Indem all das auf den 
absoluten Zweck bezogen wird, wird es auch auf die Kirche bezogen, und es ergibt 
sich so ein doppelter Begriff der Kirche, die Kirche im engeren Sinne als die sa- 
kramental-hierarchische Erlösungsanstalt und die Kirche im weiteren Sinne als die 
res publica Christiana oder Corpus Christianum oder regnum Christi, d. h. als der 
Inbegriff der vom absoluten Gnadenzweck formierten Lebensbeziehungen. Treffend 
Feugueray S. 31: Partout la grâce vient se joindre à la nature, non pas pour la 
détruire, mais pour s'ajouter à elle et pour l'élever en la dominant. Cette capitale 
distinction se retrouve également en politique. Outre la politique rationelle et 
philosophique et au dessus d'elle il y a politique théologique, qui vient, non pas 
la renverser, mais en modifier les conclusions et lui donner un nouveau charactère. 
L’ordre naturel des sociétés humaines se complète et s'achève ainsi dans l'ordre 
sumnaturel.e Thömes S. 24 zitiert aus dem Boethius-Kommentar: »Nec solum in 
spiritualibus, sed etiam in usu corporalium dirigit religio christiana et beatitudinem 
animae et corporis repromittit. Et ideo regulae ejus universales dicuntur, utpote 
totam vitam hominis et omne, quod ad ipsum quolibet modo pertinet, et continentes 


et ordinantes.e Dabei ist ausdrücklich zu betonen, daß der Ausdruck >»politisch« 
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gemeinsam übergeordneter Zweckzusammenhang hervor und mit 
diesem Zweckzusammenhang auch ein beiden gemeinsames, in den 
beiden Sphären nur modifiziertes soziologisches Grundschema. Von 
diesem Grundschema kann und muß cine einheitliche Sozial- 
philosophie ausgehen, die nicht mehr mit verschiedenen Vor- 
aussctzungen für die Kirche und für die Welt, sondern mit einem 





stets alles Soziale überhaupt und keineswegs nur das Staatliche meint, wie Thomas 
in Erklärung der neuplatonischen Stufenfolge von virtutes purgati animi, purgatoriae 
et politicae sagt: »FEst enim considerandum, quod ad politicas virtutes, secundum 
quod hic dicuntur, pertinet non solum bene operari ad commune, sed etiam bene 
operari ad partes communis sc. ad domum et aliquam singularem personame, Thömes 72. 
Leber den doppelten Kirchenbegriff und das regnum Christi s. Meyer 65 »\'on diesem 
Standpunkte aus wird nun auch der sittlliche Naturorganismus der menschlichen 
Gesellschaft betrachtet und als ein herrliches Glied, zugleich mit dem übernatür- 
lichen Gesellschaftsorganismus der christlichen Kirche und als unzertrennlich mit 
diesem verknüpft, in jene großartige Weltharmonie eingefüpte. Dazu De reg. prin- 
cipum I 12. Aehnlich S. 34 -Wer immer an soziale Reformen Hand anlegen will, 
muß sich wohl bewußt sein, daß er einen doppelt heiligen Tempel betritt. Er ist 


geheiligt durch die grundlegende Natur, wieder geheiligt durch die göttliche Hand 


des Welterlösers, der auf und über diesem Naturgrund sich als den — auch in 
sozialer Beziehung — zweiten Adam, als das regenerierende Prinzip der gesamten 


sozialen Struktur aufgestellt hate. Ferner Thomas, Summa III qu. 8 art. ı und 2: 
»Genus humanum consideratur quasi unum corpus, quod vocatur mysticum, cujus 
caput est ipse Christus et quantum ad animas et quantum ad corporae. Weitere 
Stellen bei Gierke IH 518: »Unzählige Male verwenden Theologen und Kanoniker 
das Wort ecclesia im Sinne des die weltliche Ordnung einschließenden Mensch- 
heitsreichese. Vinc. Bellovacensis spricht von duo latera corporis unius, Aus der 
Summe des Stephan Tornacensis: »In eadem civitate sub uno rege duo populi sunt, 
et secundum duos populos duae vitae, duo principatus, duplex jurisdictionis ordo 
procedit; die civitas ist die ecclesia, der König Christus, die Völker Klerus und 
Laien, die Lebensordnungen die geistliche und weltliche, die principatus sind sacer- 
dotium und regnum, die Rechtsgebiete das divinum und humanum. Zugleich wird 
dabei allgemein an die geistige und leibliche Seite des Menschen angeknüpft und 
der jenseitige und diesseitige Lebenszweck als Ziel der beiden Ordnungen unter- 
schiedene. »Der mittelalterliche Geist ist mit sich einig, daß der Dualismus kein 
endgültiger sein kann, daß vielmehr die Gegensätze ihre Aufhebung in einer höheren 
Einheit finden müssen.« Stellen über dieses ad unum reduci, die ordinatio ad unum, 
die unitas principii und über die Begründung dieser Forderung mit der Einheit und 
Absolutheit der alles umfassen müssenden christlichen Lebenswertung s. S. 5ıgf. 
Das ist übrigens auch die Voraussetzung der staatlichen, antikurialistischen Gesell- 
schaftslehre, die nur innerhalb des Systems eine freiwillige Konkordanz statt einer 


von der Kirche absolutistisch geleiteten fordert, Gierke III 537—539. 
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axiomatischen Grundideal aller denkbaren und möglichen Sozial- 
bildungen rechnet und das der Kirche zu Grunde liegende Schema 
auch auf die außcerkirchlichen Gebilde in abgestufter Weise an- 
wendet. Erst so kann von einer einheitlichen christlichen Sozial- 
lehre gesprochen werden, die auch die außerreligiösen Sozial- 
bildungen aus dem der Kirche selbst zu Grunde liegenden sozio- 
logischen Ideal ableitet, beurteilt und formt. Erst so kommt cs 
zu dem Hochgefühl, daß erst die Kirche den Schlüssel aller sozialen 
Erkenntnisse und das Heilmittel aller sozialen Nöte in ihren Hän- 
den trage, wie es die modernen Thomisten angesichts der heutigen 
sozialen Krisen und der Wirren des heutigen Lebens stets von 
neuem triumphierend verkünden. Aber eben damit ist auch 
deutlich, daß diese rettende Soziallehre des Christentums ein sehr 
kompliziertes geschichtliches Produkt ist und nichts weniger als 
leicht und einfach aus den christlichen Grundideen selbst hervor- 
geht. Erst umfassende wissenschaftliche Anleihen bei der Antike 
und tiefgreifende faktisch-geschichtliche Entwicklungen haben die 
universale »christliche Sozialphilosophie« ermöglicht !?9). 

Die Komplikationen, Anleihen und tatsächlich-historischen 
Bedingtheiten sind aus dem Bisherigen klar geworden. Nun handelt 
essich darum, den Sinn und Inhalt jenes jetzt herausgebildeten und 
den übrigen Bildungen zugleich mit zu Grunde gelegten christ- 
lichen soziologischen Grundschemas zu erkennen. 
Was ist das soziologische Grundideal der christlichen Soziallehren, 
das von der Kirche her auch den außerkirchlichen Sozialbildungen 
erst zu ihrem vollen Wesen und Geist verhilft und damit das ge- 
samte menschliche Gemeinschaftsleben auf gewisse Grundgefühle 
und Normen stimmt? Was ist der »Geist« des christlich-katho- 

129) Das zeigen sehr charakteristisch die historischen Partien von Ratzingers 
»Volkswirtschafte, der an die evangelische Predigt Jesu eigentlich nur indirekt an- 
knüpft, indem aus der Gottmenschheit Christi die Heiligung des Menschlichen und 
aus seinem Zimmermannsberuf die Heilizung der Arbeit und Wirtschaft abgeleitet wird ! 
Vor allem muß das Wort et cetera adjicientur vobis herhalten. Wirklicher Anschluß 
ist auch nach R. eigentlich erst an Paulus möglich. Auch die Patristik liefere bei ihrer 
Bedingtheit durch eine ganz in Luxus und Pauperismus verkommene Gesellschaft 
nur erst schr unvollkommmene und einscitige Regeln. Erst das Mittelalter sei die 
klassische Zeit, zu der nur ein »sehr langer Weg« hinführte, und zu der die Gegen- 
wart unter Aufrechterhaltung der großen kapitalistischen Produktionsfortschritte 
zurückkehren soll, indem diese durch staatliche Regelung nur der wirklich produk- 


tiven Arbeit zugute kommen sollen. 


10 Ernst Troeltsch, 


lischen soziologischen Denkens überhaupt, durch den es sich als 
General-Heilmittel für alle sozialen Schäden bis heute und heute erst 
rechtempfichlt? '30) Hier werden wir in der Tat wesentlich christliche 
Ideen hervortreten sehen, aber auch hier geht es nicht ab ohne starke 





130) Das Bewußtsein um den Besitz eines solchen Grundschemas als Panacee 
aller sozialen Schäden charakterisiert die neuthomistische Literatur, s. Meyer S. 5: 
»Die politischen Fragen sind solidarisch mit den sozialen verwachsen. Diese Soli- 
darität liegt aber viel tiefer, als man vielfach anzunehmen gewohnt ist. Sie ruht 
keineswegs auf der Oberfläche der äußeren Wechselwirkungen der beiden so eng 
verbundenen Gebiete. Ihr wahrer und einziger Grund ist kein anderer als die 
unteilbare Einheit der gesamten sittlichen Weltordnung. 
S. 5: »Die Lösung der sozialen Fragen vollzieht sich auf der Grundlage seiner 
unwandelbaren und heiligen Prinzipien, welche die natürliche Basis bilden für den 
gesamten gesellschaftlichen Organismus«. S. 6: »Die unwandelbare Idee und die 
wesentliche Grundlage der sozialen Strukture. S. 7: »Die Fahne unverletzlicher 
und gesunder Prinzipien . . . ist durch die Kirche und ihre priesterlichen Organe, 
die berufenen Sittenlehrer und uneigennützigen Ratgeber des christlichen Volkes, 
hochzuhalten«e. S. 9: »Gottes Wahrheit, die innere Harmonie und Ordnung, d. h. 
das ewige Gesetz von Sitte und Recht... ist ihre (der Gesellschaft) 
natürliche Lebensbedingung«. S. 23: Die Wahrheit und die unabänder- 
liche Notwendigkeit eines sittlichen Prinzipse. S. 28: »Die Gesetze des 
sozialen Daseinse. — Gierkes Genossenschaftsrecht III. hat seinen eigentlichen 
Höhepunkt in der Aufweisung eines solchen Grundschemas, S. 510: >Die Ent- 
wickelung der romanistisch-kanonistischen Korporationstheorie berührte sich in 
vielen Punkten mit den Bestrebungen des mittelalterlichen Geistes, Kirche und 
StaatinihrerGesamterscheinung prinzipiell zu erfassen und so das 
Wesen der menschlichen Gesellschaftsordnung überhaupt 
wissenschaftlich zu begreifen. In ihren Anfängen bis zu den Zeiten des großen 
Investiturstreites zurückreichend, brachten es diese Bestrebungen doch erst im 
13. Jahrhundert zu einer geschlossenen publizistischen Theorie. Von da an un- 
unterbrochen fortgebildet und entfaltet, waren die publizistischen Lehren zugleich 
die Trägerinnen der ersten selbständigen Staats- und Rechtsphilosophie. Und ge- 
rade hierdurch führten sie eine vollständig neue Macht in die Geschichte der 
Rechtsbegriffe ein. Dieses Resultat wurde einer gemeinschaftlichen Arbeit ver- 
schiedener Wissenschaften verdankt. Theologie und scholastische Philosophie, 
politische Historie und praktische Tendenzpublizistik trafen hier mit der zunft- 
mäßligen Jurisprudenz auf dem gleichen Felde zusammen. So ungleichartig aber 
Ausgangspunkte, Ziele und angewandte Hilfsmittel waren, die mittelalterliche Wissen- 
schaft bewahrte hier wie überall eine weitreichende Einheit und Gemeinsamkeit. 
Denn zunächst stand man... auf dem Boden einer gemeinsamen Weltanschauung, 
deren oberste Sätze dem mittelalterlichen Geiste nicht als Fund, sondern als ge- 
offenbarte Voraussetzung menschlicher Wissenschaft galten. Sodann aber entlehnte 


man von allen Seiten einander bereitwillig dasjenige, was man brauchte... Auf 
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Anleihen bei der idealistischen antiken Spekulation und allerhand 
verschiedenartige weitere Einflüsse. 

Das Evangelium hatte ein soziologisches Grundschema ent- 
wickelt, das man als radikalen religiösen Individualismus und 
religiösen Liebesuniversalismus bezeichnen kann. Daraus ging 
aber weder eine eigene religiöse Organisation noch cine Nor- 
mierung der außerreligiösen Sozialbildungen unmittelbar hervor. 
Von Fall zu Fall, von Person zu Person wendete Jesus dieses 
Ideal an, im übrigen befahl er den Weltlauf dem himmlischen 
Vater, der mit dem Kommen des Gottesreiches das Ideal allge- 
mein verwirklichen wird. Ueber das Wie? machte das Evangelium 
sich überhaupt keine Gedanken. Erst aus dem Kult des Aufer- 
standenen ging eine neue Religionsgemeinde hervor, die den Indivi- 
dualismus und Universalismus Jesu in dem Gedanken einer Kult- 
gemeinde zusammenfaßte und in dieser Gemeinde jedem Individuum 
religiöse Gleichheit und innigste Verbundenheit mit dem anderen 
gewährte. Indem sie aber mit Dogma, Priestertum, Sakrament 
in sich selbst starke Unterschiede ausbildete, konnte sie das Ganze 
nur zusammenfassen in dem Gedanken eines solidarischen Organis- 
mus, innerhalb dessen jedes Glied seine Ehre und seinen Zweck hat 
und doch auch jedes Glied sich in die ihm zukommende Funktion 
für das Ganze fügen muß. Hierfür hatte schon Paulus die berühmte 
und dauernd wirksame Formel geprägt. Nach innen in ihrem 
eigenen Wesen wird die Kultgemeinschaft zu einem verschiedene 
Stufen und Funktionen umfassenden, aber doch alle am Zweck und 
Sinn des Ganzen solidarisch beteiligenden Organismus. Die 
Geltung des Individuums, die Verbundenheit zu einem über- 








diese Weise wurden Elemente von verschiedenster Herkunft zu einem System ver- 
bunden: 1. Die heilige Schrift und ihre Auslegung. 2. Die Patristik und vor allem 
der Gottesstaat des Augustinus lieferten die spezifisch christlichen Züge der mittel- 
alterlichen Gesellschaftslehre. 3. Aus der mittelalterlichen Geschichtssage und den 
durch sie bedingten volksmäßigen Anschauungen floßen ihr die eigentümlich ger- 
manischen Vorstellungen zu. 4. Die Wiederbelebung der antiken Staatsphilosophie 
und vor allem die zum unumstößlichen Kanon gewordene Politik des Aristoteles 
war- von vorneherein jedenfalls für die wissenschaftliche Form der gesamten 
Lehre maßgebend. 5. Und zu allen diesen Quellenkreisen fügte die Jurisprudenz 
das ungeheure positiv-rechtliche Material, welches im römischen und kanonischen 
Recht und z. T. in neuerer Kirchengesetzgebung aufgespeichert ware. Das Wesen 
der so konstruierten Gesellschaftsordnung ist für Gierke die »organische Idee«,; dem 


Patriarchalisınus widmet er keine besondere Beachtung. 
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individuellen Ganzen und die Einverleibung verschiedener Stufen 
und Funktionen oder innerer Gliederungen in die Idee des Ganzen 
sind damit ausgedrückt. Andererseits ragen in die Gemeinde die ver- 
schiedenen Differenzierungen, IErschwerungen und Berünstigungen 
hinein, die durch die Zugehörigkeit zu den außerkirchlichen Sozial- 
gebilden und durch natürliche Unterschiede bewirkt werden. Diesen 
Differenzen begegnete die christliche Sozialidee von Anfang an 
mit dem Gedanken des Liebes-Patriarchalismus, der frei- 
willigen Fügunge und FErgebung in diese Unterschiede, die von den 
einen zur Fürsorge und I lingebung für die tiefer Stehenden, von den 
andern zum Vertrauen, Geduld und Demut gegenüber den höher 
Stehenden genutzt werden sollen, um gerade in diesen willigen 
Ueber- und Unterordnungen eigentümliche ethische Werte der gegen- 
seitigen persönlichen Bezogenheit hervorzubringen. Auch hier ist 
Paulus mit seinen Formeln voranzegangen. Beides nun, die 
Idee des Organismus und des Patriarchalismus, 
wird vonder mittelalterlichen Soziallehre als 
Sinn des Grundschemas hervorgvcholt und als 
sein eigentlicher »Geist«e entwickelt. 

Der mächtige ständische Ausbau der Rirche des Mittelalters 
mit ihren Ständen der Kleriker, der Mönche und der Laien, wo- 
bei wiederum der Klerus außerordentlich reich in Stufen ge- 
gliedert ist, sowie der gleichzeitige ständische Aufbau des gesell- 
schaftlichen Lebens vereinigen sich zu dem Gedanken cines in Stän- 
den und Gruppen gegliederten Organismus überhaupt. Das Corpus 
mysticum mit seinen Diensten und Pflichten, aber auch Ehren 
und Notwendigkeiten der einzelnen Glieder für das Ganze wird 
zum Schema des Gesellschaftsbegriffes an sich, und jeder Ge- 
sellschaftskreis wird als corpus morale et politicum oder als corpus 
mysticum bezeichnet, womit die Bezeichnung der Einzelnen als 
Glieder in einem organischen Ganzen stets gegeben ist!?!). Zugleich 


u 








131) Vgl. hierzu Thomas, Contra Gent. III 16—25, der Weltorganismus mit 
der Verordnung alles Seienden überhaupt auf Gott als Ziel, II 112—121, der 
Zusammenhang der den Menschen gegebenen Leges in einem organisch auf das 
oberste Ziel der Gottesliebe gerichteten Ganzen ; über den Ausgangspunkt und 
Typus der organischen Denkweise im Corpus mysticum Christi Summa III qu. 8 
und vor allem die Auslegung der das organische Gleichnis darbietenden Paulus- 
stellen Röm. 12 und I. Cor. 12. In epist. ad Romanos c. XII lectio II und ad 
Corinth Ic XII lectio 1—3. Die Anwendung der organischen Idee im platonisch- 


aristotelischen wie im biblischen Sinne auf die menschlichen Gesellschaften über- 
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aber ist eine derart willige Aufeinanderbeziehung aller dieser 
Teile und Glieder, die in einzelnen Fällen rein durch Gewalt ihre 
Stellung haben, die einen großen Bestandteil prinzipieller Unfrei- 
heit enthalten und doch zugleich durch die Idee eines kasten- 
artigen Traditionalismus in ihrer Lage erhalten werden, nur mög- 
lich durch starke Betonung der patriarchalischen Ideen. Dieser 
Patriarchalismus wird zwar in den meisten Darstellungen des 
katholischen Sozialideals nicht besonders hervorgehoben. Erscheint 


no mm nn m ——— 


haupt und den Staat insbesondere De reg. princ. I c. 1—3, 12. — Vortreffliche 
Darstellung bei Gierke, Genossenschaftsrecht III und Althusius: die allgemeine 
Idee des Organismus der Welt, der Menschheit, der einzelnen Teilgesellschaften, 
der Kirche, des Staates, der Familie und aller dazwischen gelagerten Gesellschafts- 
gliederungen nach dem Vorbild des bescelten Universums, des Verhältnisses von 
Leib und Seele, des tierischen Organismus, des platonischen Mikrokosmus, wonach 
der Makrokosmus des Staates der Mensch im Großen ist, und nach der spezifisch 
aristotelischen Lehre von einer besonderen Kategorie des aus der Vernunft fließen- 
den, bestimmte Zwecke verwirklichenden, formenden Kollektivwillens s. Gierke III 
514—517; der Gliederungen in diesem Organismus auf Grund der naturgesetzten 
Ungleichheit und der daraus entstehenden Arbeitsteilung mit Beziehung jedes Gliedes 
auf den Gesamtzweck III 553—556. Vortreffliche Zusammenfassung bei Althusius 
S. 60—62. Aehnlich, wenn auch weniger vollständig bei Maurenbrecher S. 29—38. 
M. betont, daß die Begründung der Notwendigkeit des Gesellschaftsorganismus 
trotz der äußeren Anlehnung bei Thomas eine andere ist als bei Aristoteles; bei 
dem letzteren ist es das Streben der Vernunft, die nur in der politischen Gemein- 
schaft zur Vollbetätigung kommt und in dieser Selbstbetätigung der Gemeinschafts- 
vernunft die Eudämonie des Menschen erst vollendet; bei Thomas ist der Grund 
die Notwendigkeit der Arbeitsteilung und der Ergänzung der Berufe und Erwerbe, 
die wiederum gerade für Aristoteles keine Rolle spielt. M. erkennt darin eine 
andere Orientierung des organischen Gedankens als bei Aristoteles und leitet sie 
von dem unwillkürlich vorschwebenden Bild der ständischen Gliederung des Mittel- 
alters ab. Die thomistische Deutung wäre in den Augen des Aristoteles hellste 
Banausie. Das ist gewiß richtig, aber nicht das Wichtigste. Das eigentliche Vor- 
bild ist das Corpus mysticum der Kirche, das nach dem bekannten paulinischen 
Gleichnisse seine verschiedenen Stände und Berufe als sich ergänzende Arbeits- 
teilung darstellt. Auf diesem Wege vor allem, durch Konformierung mit dem Ge- 
danken des Corpus mysticum, ist die organische Anschauung eines in seinen Glie- 
dern sich ergänzenden arbeitsteiligen Ganzen auf die Gesellschaftslehre überhaupt 
übertragen, heißen doch alle organischen Kollektivkörper nach diesem Vorbild ge- 
radezu technisch corpora mystica und wird die Gliederung auch dieser weltlichen 
corpora mystica geradezu als Hierarchie bezeichnet; s. die Stellen und Ausfüh- 
rungen bei Gierke III 518, 546—553, Althusius 132—135, 227 f. Dabei ist für 


den organischen Charakter die Entstehungsweise, ob durch Gewalt, durch Vernunft- 
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Organismus und Patriarchalismus sind derart die Begriffe, in 
denen sich das Grundschema darstellt. Dabei hängen beide 
Ideen unter einander eng zusammen. Sie sind beide aus dem 


Gotteskinder versöhnen und die ersteren ethisch überwinden, aber keine organische 
Gesellschaftstheorie begründen wollten. Hier sind höchst charakteristisch die schon 
genannten Auslegungen von Röm. ı2 und I Cor. 12. Den Ausgangspunkt solcher 
Betrachtungen bieten die Ungleichheiten der Menschen, die für Thomas zum Wesen 
des Menschen gehören. Sie sind einerseits mit der Idee des Organismus und der 
Arbeitsteilung gesetzt, aber sie haben noch weitere Gründe. 1) greift auch bei 
Thomas der unerforschliche göttliche Wille ein, der die Menschen nicht, wie 
die untermenschliche Welt als einheitliche Gattungswesen, sondern als Individuen 
mit in Jeder Person besonderer Bedeutung gesetzt hat und außerdem durch Prä- 
destination und Vorsehung unter ihnen wesenhafte Unterschiede setzt: Contra Gent.IIl 
c. 103 Sola creatura rationalis dirigitur a Deo ad suos actus non solum secundum 
speciem, sed ctiam secundum individuum. Aber die hjerbei sich ergebenden Unter- 
schiede sind trotz der Beteiligung des Menschen an der Weltregierung Gottes durch 
seine Vernunft doch selbst bedingt durch die göttliche Vorsehung: Participat ratio- 
nalis creatura divinam providentiam non solum secundum gubernari, sed etiam 
secundum gubernare, .. Omnis autem inferior providentia divinae providentiae sub- 
ditur quasi supremae. Gubernatio igitur actuum rationalis creaturae, inquantum sunt 
actus personales, ad divinam providentiam pertinet. Das ergibt aber starke Unter- 
schiede: Lectio IHI ad Cor. I 12: Etsi membrorum distinctio sit opus naturae, hoc 
tamen agit natura ut instrumentum divinae providentiae. Daher sagt Paulus unum 
quodque eorum in corpore; aber Paulus fügt hinzu et, sicut voluit, posuit 
Deus membra diversa, wozu Th. bemerkt: Nam prima causa institutionis rerum est 
voluntas divina secundum illud Psalm 113 »omna quaecunque voluit fecit«. Sic 
autem et in Ecclesia disposuit diversa officia et diversos status tdas begreift die 
weltlichen Glieder mit in sich) secundum suam voluntatem; unde et Ephes. I ıı 
dicitur »praedestinati secundum propositum ejus, qui operatur omnia secundum con- 
silium voluntatis suae. Dabei ist im Auge zu behalten, daß Thomas sich streng 
zur Prädestination bekennt; den freien Willen für eine Form der Ausführung des 
Gotteswillens und das Böse für einen defectus erklärt: Contra Gent. IH 402: necesse 
est praedictam distinctionem hominum ab acterno a Deo esse ordinatam. Da ist ein 
reichlicher Spielraum des rein positiven göttlichen Willens auch in allen nicht bloß 
das Heil angehenden Dingen selbstverständlich, obwohl im Gottesbegriff die Ver- 
nunft dem Willen übergeordnet ist: hier liegt eine der dunkelsten Stellen im tho- 
mistischen System, das Irrationale ist weder im Gottesbegriff noch sonst wirklich 
beseitigt, obwohl das System sich möglichst rational gebärdet. 2) liegen die 
Unterschiede in der Natur, was Th. überall da hervorhebt, wo er dem Aristoteles 
folgt: Illi qui intellectu praeeminent, naturaliter dominantur ; illi vero qui sunt intel- 
lectu deficientes, corpore vero robusti, a natura videntur instituti ad serviendum 
unter Berufung auf Aristoteles und Proverbien. Diese natürliche Ungleichheit dient 


der Ordnung, welche erst verkehrt wird, wenn die natürliche Ungleichheit durch 
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christlichen Grundgedanken, dem Gedanken der Gottes- und 
Menschenliebe, begründet und abgeleitet. Die solidarische Ein- 
heit des Organismus entspringt zunächst vom Gedanken der Ge- 
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Sünde und Leidenschaft in eine unnatürliche verkehrt wird: inordinatio provenit 
ex eo, quod non propter intellectus praeeminentiam aliquis pracest, sed vel robore 
corporali dominium sibi usurpat, vel propter sensualem affectionem aliquis ad regen- 
dum praeficitur. .. Hujusmodi autem inordinatio divinam providentiam non excludit, 
provenit enim ex permissione divina propter defectum inferiorum agentium, sicut 
et de aliis malis superius dictum est. Damit ist 3) die Begründung der eine ge- 
rechte Ordnung überschießenden Ungleichheiten durch den Sündenfall berührt, 
die allenthalben wiederkehrt. Die letzte Ursache liegt 4) im positiven Recht, 
das in Regierungsform und ständischer Privilegierung je nach Umständen Unter- 
schiede setzt, die in besonderen Lebensansprüchen, Ehrerweisungen und einer be- 
sonderen Quote der Anteilnahme am bonum commune ganz selbstverständlich zum 
Ausdruck kommt. Hierfür ist charakteristisch die Lehre von der justitia distribu- 
tva, die die Beteiligung der einzelnen differenzierten Gruppen und Personen an dem 
bonum commune der Gesellschaft regelt; s. Summa 2a 2ae qu. 61 a.2: in distribu- 
tiva justitia datur alicui privatae personae, inquantum id, quod est totius, est debi- 
tum parti; quod quidem tanto majus est, quanto ipsa pars majorem principalitatem 
habet in toto. Et ideo in distributiva justitia tanto plus alicui de bonis communi- 
bus datur, quanto majorem illa persona habet principalitatem in communitate. Quae 
quidem principalitas attenditur in aristocratica secundum virtutes, in oligarchica se- 
cundum divitias, in democratica secundum libertatem et in aliis aliter. Im An- 
schluß an Aristoteles wird diese Beteiligung am Gesamtgut als der Stellung pro- 
portional bezeichnet. Daher stammt aber auch die verschiedene Strafwürdigkeit von 
Vergehen gegen verschieden hochgestellte Personen; daher ist die verschiedene Be- 
handlung des »Ansehens der Persone vor Gericht nicht bloß nicht gegen die Ge- 
rechtigkeit, sondern sogar von der distributiven Gerechtigkeit gefordert, s. ebd. 
qu.62 de acceptione personarum. Das Urbeispiel solcher durch Naturgewalt, sün- 
dige Verderbung, göttliche Ordnung und menschlich-positives Recht bedingten Herr- 
schaftsstellung nebst der Ethisierung dieser Herrscherstellung durch Freiwilligkeit 
und Liebe der gegenseitigen Beziehungen ist die Familie mit der patria potestas 
über Frau, Kinder und Gesinde s.ibid. qu. 57 a. 4 »utrum jus dominativum et jus 
paternum debeant distinguie: auf das Familienverhältnis ist der Begriff des Rechtes 
nicht anwendbar, da Kinder und Gesinde Teile des Herrn und nicht ihm gegen- 
überstehende Personen sind, eine Charakteristik, die etwas gemildert auch auf die 
Frau zutrifft; aber sofern die Frau, Kinder, Gesinde auch als Menschen in Betracht 
kommen, sind sie Träger von eigentlichen Rechten: ideo inquantum uterque (filius 
et servus) est homo, aliquo modo ad eos est justitia et propter hoc etiam aliquae 
leges dantur de his, quae sunt patris ad filium vel domini ad servum; sed inyuan- 
tum uterque est aliquid alterius (d. h. ein Stück des Herrn selbst), secundum hoc 
deficit ibi perfecta ratio. .. Uxor autem, quamvis sit aliquid viri, .. tamen magis 
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meinde und der Kirche aus, wo alle Glieder Teile sind des 
Christus oder des Christusleibes und die verschiedenen kirch- 
lichen Stände des Klerus, der Mönche, der laien sich in gegen- 
seitiger Liebe und in gemeinsamer Gottesliebe mit ihren verschie- 
denen Funktionen ergänzen zum einheitlichen Leibe der Kirche 


distinguitur a viro quam filius a patre vel servus a domino.. inter eos non est 
etiam simpliciter politicum justum, sed magis justum veconomicum. Diese Formeln 
stammen von Aristoteles, über den realen sozialen Inhalt, den sie decken, s. die 
vortrefflichen Ausführungen von Marianne Weber, »FEhefrau und Muttere 200— 278. 
Die christlich-ethische Versetzung dieser Rechtsverhältnisse in die Sphäre der 
Freiheit und Liebe in Christo zeigen dann die oben notierten biblischen Aus- 
legungen und die Traktate über die theologische Tugend der Liebe und der Ein- 
tracht, auf die Thomas selbst verweist, ibid. qu. 80 über die virtutes justitiae an- 
nexae und qu. Sr: de aliis autem hie enumeratis supra dictum est partim in trac- 
tatu de caritate, sc. de concordia et aliis hujusmodi. Hierin aber ist die Familie 
das Vorbild aller Ethisierungen der Gewalt, Ueberordnungs- und Ungleichheitsver- 
hältnisse: de reg. princ. I 1: Qui domum regit non rex, sed paterfamilias dicitur, 
habet tamen aliquam similitudinem regis, propter quam aliquando reges populorum 
patres vocantur. Ueber die Familie, das Gesinde einschlietsend, als Quelle aller 
patriarchalisch-ethischen Bewältigung der Ungleichheiten s. auch Th. Mever 70 bis 
142, bes. S. 785: »In dieser ursprünglichen Sozialanstalt, die so unmittelbar die 
Spuren der ordnenden Hand Gottes an sich trägt, erscheint die organische Un- 
sleichheit der Glieder als ein Grundgesetz. Damit aber ist zugleich der göttliche 
Plan der ganzen Gesellschaftsbildung bis zur Volkswemeinschaft authentisch vor- 
gezeichnet. Denn der weitere Aufbau muls sich naturgemälß seinem grundlegenden 
Anfang analog westälten.e Achnlich betont den vom Familienideal her über das 
Ganze ausgebreiteten Geist des Patriarchalismus der Freiwilligkeit und Liebe 
Ratzinger, »Die Volkswirtschaft in ihren sittlichen Grundlagene S. 474: »In der 
Familie finden wir bereits die sittlichen (srund,sesetze, nach denen die Gesellschaft 
sich entwickeln konnte und fortschreiten mufte. Sie heißen Liebe und Freiheit. 
Die Elternlicbe sorgt für das vollständig hilflose Kind und weist ihm nach einer 
längeren Entwickelung einen Kreis freier Betätizung an. Aus der Elternlicbe ent- 
springt die Autorität, das Recht, die Betätigung der Familienzlieder zu beeinflussen, 
auf cinen bestimmten Kreis hinzuweisen und dadurch Schranken zu setzen. Da 
aber die Autorität nur der Austlußß der Liebe ist, so ist klar, daß die Freiheit nicht 
mehr beschränkt wird, als es die wohlwollende Sorge des Familienhauptes für die 
Gesamtheit notwendig macht. Liebe, Autorität, Vereinigung einerseits, Freiheit, 
Gerechtigkeit, Gleichheit andererseits bilden die Grundlagen des sozialen (Gebäudes, 
der Familie im Kleinen, der Gesellschaft im Großen.e NS. 406: »Gleichen Anteil 
werden nicht alle haben können, die Gesellschaft gliedert sich vielmehr patriarcha- 
lisech und hierarchisch; es wird immer Stufen, Hoch und Niedrig, Reich und Arm 
geben. Aber emes ist nicht notwendig, daß es Enterbte gebe, wie heute. Jeder 


kann und soll nach seiner Stellung und Arbeitsleistung Teilhaber sein. 


Die Soziallehren der christlichen Kirchen. IQ 


oder zum Corpus mysticum. Diese Lehre vom Corpus mysticum 
wird dann nur erweitert und theoretisch angeschlossen an die pla- 
tonische und aristotelische Lehre von der harmonischen Zweckeinheit 
der Gesellschaft bei verschiedener Bestimmung und Leistung der 
einzelnen Glieder und Gruppen. So erscheint die ganze christliche 
Gesellschaft als ein in Gruppen und Stände außerkirchlicher und 
kirchlicher Art gegliederter, von der Verwirklichung des absoluten 
Heilszweckes beseelter und gestalteter Organismus, eine Analogie zu 
der Zusammenfassung verschiedener Elemente und Gruppen im un- 
termenschlichen und einzelmenschlichen Organismus. Damit tritt er 
ein in die Stufenreihe der kosmischen Zweckreiche als das Reich 
der organisierten menschlichen Vernunft, als die Stufe der Empor- 
hebung des Vernunftreiches in die mystische Lebenseinheit. Ueber 
ihm steht dann nur mehr das Zweckreich des immateriellen Geistes 
oder der Engel, das in seinen verschiedenen Chören und Un- 
gleichheiten gleichfalls organisch gegliedert ist. Ganz ähnlich 
ist aus der christlichen Liebesidee der Patriarchalismus zu ver- 
stehen und abzuleiten, nur daß es sich hier nicht um die Ein- 
schmelzung der objektiven innerkirchlichen und innergesellschaft- 
lichen Gruppen in ein solidarisches. Liebesganzes handelt, son- 
dern um die Differenzen der Ungleichheit, wie sie subjektiv 
empfunden werden als Bevorzugung oder Zurückstellung in 
den Lebensansprüchen. In der Liebe wird der persönliche 
Einzelwunsch ausgclöscht und wird die Bevorzugung der einen 
zu einem Dienst für andere, die Benachteiligung der anderen 
zu einer Unterstützung durch jene, und im einen wie im anderen 
Falle erweitern und bereichern die Handelnden ihr Selbst aus 
den so gestifteten, durch die Liebeseinheit des Ganzen vermit- 
telten Beziehungen. Dabei erwächst freilich die Notwendigkeit 
dieses Patriarchalismus aus den Bedingungen des Sündenstandes 
und ist er nur der kämpfenden Kirche eigentümlich. Im Jenseits 
gibt es wie bei den Engeln nur mehr wieder die organische 
Gliederung für sich allein. 

Sind so beide Begriffe wesentlich im Liebesbegriffe begrün- 
det, so haben sie doch schr verschiedene, ja entgegengesetzte 
Funktionen im Zusammenhang des Ganzen. Der Begriff des Or- 
ganismus setzt die Einheit der menschlichen Gesellschaft als auf 
ein absolutes Ziel d. h. als auf die Kirche und ihr Heil bezogen 
voraus. Er bedeutet also die Einheit in der Anerkennung der 
Kirche als der Seele des Ganzen, wobei sich die Freiheit und die 

2* 


20 Ernst Troeltsch, 


ungehinderte Herrscherstellung der Kirche von selbst versteht. 
Er bedeutet zugleich die Notwendigkeit gegenseitiger Rücksicht 
und Harmonie aller Gruppen, Stände und Mächte aufeinander 
und damit die Forderung, diese Harmonie herzustellen, wo sie 
in Wirklichkeit gebrochen wird. Er bedeutet schließlich und 
vor allem einen eigenen Selbstzweck und eine eigene Würde 
jedes Gliedes im System. Damit aber ist die organische Idee 
das aktive, gestaltende, kritische und gelegentlich nach Be- 
darf revolutionäre Prinzip der christlichen Soziologie. Ungerechte, 
das Gesetz Gottes nicht einhaltende Institutionen dürfen und 
müssen verändert, gottlose Herrscher abgesetzt oder vermahnt 
und gebessert werden. Das Recht des Widerstandes und der 
Empörung ist ein Recht des christlichen Gewissens gerade um 
der Liebe und der organischen Harmonie willen, wenn anders 
es ausgeübt werden kann, ohne daß daraus noch größere allge- 
meine Zerrüttungen entstehen. Insbesondere die Kirche ist zu 
ihrem Kampf gegen gottlose und unbotmäßige Staatsscwalten und 
damit zur Revolution berechtigt. Sie hält damit nur die Ein- 
heitlichkeit des christlichen Körpers aufrecht. Auch die sonst 
so stark betonten ständischen Unterschiede werden in dieser Soli- 
darität und in der Beziehung auf den religiösen Endzweck ausge- 
löscht. Die Sprache der Gesellschaftslchre kann dann fast demokra- 
tisch klingen und den naturrechtlich-christlichen Anspruch des Indi- 
viduums auf Anteil am Ganzen und seinen Gütern stark betonen. 
Im kanonischen Recht, d. h. in dem höchsten, allen partikularen 
und ständischen Rechten übergeordneten Recht des Corpus Chri- 
stianum, sind alle gleich rechtstähig und werden alle dem gleichen 
Rechtsverfahren unterworfen, vorbehaltlich ihrer Rechtgläubigkeit 
d. h. ihrer Beziehung auf den Zentralzweck des Organismus. 
Es ist ein Anfang des Gedankens subjektiver öffentlicher 
Rechte '33), An diesem Punkte hängt sich daher auch das indi- 


133) Hierzu vgl. Feugueray und Baumanf, vor allem Gierke, wo alle diese 
Züge mit Sorgfalt zusammengestellt sind und aus einer breiten, weit über Thumas 
hinausgreifenden Literatur belegt sind. Dort sind auch die thomistischen Stellen 
angegeben, über subjektive öffentliche Rechte als Folge aus der Gliedschaft im 
Organismus und der Beziehung auf den Zentralzweck s. bes. S. 553, 509-574, 
595—599, 619—021, das Revolutionsrecht 624—620, Althusius 138 und 275; 
v. Eicken 550 und 557. Weitere Sammlungen solcher demokratisch-individualisti- 
schen Anschauungen auf Grund des organischen katholischen Naturrechts bietet 


Figgis, From Gerson to Grotius, Cambridge 1907, wo die Entwickelung des mo- 
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vidualistisch -naturalistische Naturrecht in die christliche Ideen- 
welt ein, und es dringt so tief in sie hinein, als es bei der Vor- 
herrschaft des organischen Solidaritätsgedankens überhaupt mög- 
lich ist. Nur in den Begriff der Kirche selbst dringen diese in- 
dividualistisch-naturrechtlichen Elemente nicht ein. Hier gibt es 
nur absolute Herrschaft des Papstes und keine Mitwirkung der 
Unterthanen, der Individualismus des organischen Systems be- 
schränkt sich hier auf das von der Kirche zu verleihende Seelen- 
heil. Die konziliare Bewegung hat dann freilich die organische 
Idee auch auf die Kirchenregierung selbst im Sinne einer Mit- 
beteiligung der Individuen ausgedehnt mit der Begründung, daß 
die Kirche als societas perfecta, als Inbegriff der Gesellschaft, 
das Ideal des Organismus in diesem Sinne zu verwirklichen habe. 
Allein die Kirche hat diese Deutung und Ausdehnung der organi- 
schen Idee abgewiesen 13?*). Wenn aber nach dieser Seite der or- 


dernen demokratischen Naturrechts aus den kirchlichen Ideen heraus sehr lehrreich 
beschrieben ist. Wie stark der moderne Katholizismus auf demokratisch-individua- 
listisch-rationalistische Ideen einzugehen im Stande ist, das zeigen die bekannten 
Spectator-Briefe. Aus Hitze: »Kapital-Arbeit«e zitiert Uhlhorst »Kath. u. Prot. 
gegenüber der sozialen Frage« 1887: »Revolutionen sind geistige Taten, das sitt- 
liche Element überragt bei weitem das Materielle... Es ist ein Kampf des hi- 
storischen und des Vernunftrechts, ein Kampf der freien Persönlichkeit gegen die 
verknöcherte Sozietät, des ungehemmten, ungezügelten Geistes gegen die entgeistete 
Form, des Fortschrittes gegen den Stillstand, des erwerbenden Rechtes gegen das 
erworbene Recht, und da eine friedliche Versöhnung nicht möglich ist, so muß der 
blutige Kampf entscheiden, es ist fast eine Naturnotwendigkeit« S. 25. Alles das 
aber ist im Rahmen der thomistischen organischen Idee gedacht. Dort heißt es 
das Revolutionsrecht gegen den Tyrannen oder gegen eine ihrem Vernunftzweck 
nicht entsprechende Herrschermacht. Es ist ein aus der aristotelischen Ethik über- 
nommener technischer Terminus. Doch sind jene öffentlichen subjektiven Rechte nicht 
vom Staat erteilt oder erst durch staatliche Anerkennung zu Rechten gemacht, 
sondern aus dem Naturrecht der organischen Idee zu verstehen, für den Staat 
verbindlich und von der Kirche aufrecht erhalten; das ist ein fundamentaler Unter- 
schied gegenüber der modernen staatsrechtlichen Betrachtung vgl. Jellinek, System 
der subjektiven öffentlichen Rechte? 1905. Daher bestreitet die moderne katho- 
lische Literatur nichts so heftig als die Lehre von dem rechtsschöpferischen Wesen 
des Staates, 

133a) Ueber die Ausdehnung der individualistischen und konstitutionellen Ele- 
mente der organischen Idee auf die Kirchenregierung und über die Theorie von 
der Kirche als societas perfecta, d. h. als des Inbegriffs des soziologischen Grund- 


schemas s. John Neville Figgis, From Gerson to Grotius Cambridge 1907, S. 35—61. 
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eanische Gedanke den Individualismus, d. h. die Beteiligung und 
Mittätigkeit des Individuums an den Gesamtwerten des Lebens, 
zur Geltung bringt und seinen Ansprüchen gemäß die Wirklich- 
keit zu rationalisieren auffordert, so ist durch die gemeinsame Gc- 
bundenheit der Individuen in der Anerkennung dieser Werte und 
in ihrem Zusammenwirken zu deren Herbeiführung doch wieder 
auch eine außerordentlich weitzchende Solidarität proklamiert. 
Dazu darf nur noch die christliche Selbstbescheidung und Bruder- 
liebe hinzukommen, sowie die Einschätzung des Privateigentums 
als einer zwar relativ nützlichen, aber sekundären und teilweise 
stets wieder aufzuhebenden Entwickelungs, und die Theorie eines 
für alle Bedürfnisfälle eintretenden Kommunismus ist fertig. Er 
hat seine stets lebendigen Beispiele an den Mönchsorden, schließ- 
lich an der Kirche selbst, aber auch Zünfte und Hlofverfassungen 
enthalten kommunistische Elemente. Stets ist solcher Kommunis- 
mus freilich zu verbinden mit den Rechten und dem Schutz des 
Individuums und immer soll er die nützliche Privatinitiative aner- 
kennen und schützen; auch dient er nie lediglich dem materiellen 
Wohl, sondern immer nur als Voraussetzung einer die höheren 
Lebensziele sichernden perfecta societas. Es ist daher immer nur 
ein relativer und im Bedarfsfall eingreifender. Aber die organi- 
sche Idee kann doch von hier aus bei aller Üebernatürlichkeit 
und Festigkeit der religiösen Grundlagen des Ganzen doch, wie 
gelegentlich stark demokratisch-individualistische, so auch sozia- 
listisch-kommunistische Forderungen hervorbringen und sie gleicher 
Weise mit der rationalen Lex naturae wie mit dem Ethos der 
Offenbarung begründen, die auch in dieser Hinsicht schlietslich 
zusammenmünden und deren Verbindung diese Begriffe von dem 
modernen sozialistisch-demokratischen Individualismus oder auch 
Sozialismus bei aller formellen Achnlichkeit doch grundlegend 
unterscheidet !??P), 


133b) Ueber die kommunistischen Züge siehe weiter unten bei Besprechung 
der Begriffe vom HKigentum. Es ist zu betonen, daß es immer nur ein relativer, 
für den Bedarfsfall eintretender Kommunismus ist. Außerdem hat das Mittelalter 
bei der Abwesenheit der individualistisch-Äiberal-kapitalistischen Wirtschaftsurdnung 
und bei der relativen Herrschaft des Kommunismus in den sozialen Tatsachen ihn 
prinzipiell zu betonen nicht notwendig gehabt. Bei der heutigen Reaktion gegen 
die inzwischen eingetretene liberale Wirtschaftsordnung holt aber der Katholizismus 
prinzipiell seine kommunistischen Züge hervor und berührt sich hier vielfach mit 


den Sozialisten, wie Uhlhorn, Prot. u. Kath., in einer Reihe von Beispielen mit 


Ar 
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Dahingegen liegt in der patriarchalischen Idee der konser- 
vative, alles stabilisierende und der tatsächlichen Lagen aner- 
kennende Charakter des Systems. Die Ungleichheiten jeder Art 
gehören zum sozialen Körper in kirchlichen und weltlichen Zu- 
sammenhängen; die Gleichheit ist eine ausschließlich religiöse, 
und auch hier ist die Stellung von Klerikern, Mönchen und Laien 
eine verschiedene. Diese Ungleichheiten aber äußern sich vor 
allem in den Herrschafts- und Dienstverhältnissen, in den Ver- 
mögenstinterschieden, Aemtern und Berufen. Da soll jeder in 
seinem Stande bleiben und jeder gerne dem andern dienen. Nicht 
Fortschritt und Veränderung, sondern die Erhaltung gesunder 
Gliederungen und die Genügsamkeit bei der jeweiligen Stellung 
im Zusammenhange des Ganzen sind die christlichen Tugenden. 
Hier ist Widerstand nur geboten, wo das christliche Gewissen 
verletzt und die Ausübung des Glaubens behindert wird. Nach 
dieser Seite hin wirkt die christliche Soziologie konservativ und 
traditionalistisch, ja in vieler Hinsicht geradezu quietistisch 138°). 
Hier kommen dann die Gedanken von den natürlichen Ungleich- 
heiten der Talente und Kräfte und vor allem die Theorien über 
die Wirkung der Sünde zur Geltung, die den Menschen zur Strafe 
und Zucht unter Gewaltherrschaften unterwirft; die letzteren sind 
dann durch Gott als causa remota ebenso gewirkt wie etwaige ver- 
nunftgemäße Herrschaftsbegründungen mittelst Vertrag und Volks- 
beschluß. Von dieser Seite her erscheinen dann die herrschenden 
Gewalten als durch Gottes Vorsehung und Zulassung eingesetzt 
und kommen politisch die Gedanken des Gottesgnadentums, der 
patriarchalisch-christlichen Erzieher- und Vorbildpflichten für sie 
zur Geltung, wie sie im Traktat der regimine principis entwickelt 
echt lutherischer Abneigung verzeichnet, s. S. 21—26, auch G. Wermert, Neuere 
sozialpolitische Anschauungen im Katholizismus innerhalb Deutschlands, Jena 1855, 
auch die sozialen Botschaften Leos XIII. Immer aber ist dieser katholische 
Kommunismus ein nur relativer, von der Kirche geleiteter und auf ständische 
Gruppeneinheiten mit Selbstbegrenzung und gegenseitiger Unterstützung abzielender, 
d. h. er bleibt im Rahmen der ständisch-organischen Idee, wofür wieder Uhlhorn 
S. 22, 27, 9f, die Belege darbietet. 

1830) Die Belege hierfür wieder unten bei Darstellung des Berufsbegriffes und 
der Frage des Gleichheitsbegriffes; s. auch die Ausführungen über die Askese und 
über den architektonischen Charakter der Entwickelung. Der ständische Gedanke 
erweist sich überall als eine der wesentlichsten Ingredienzien des ganzen mittelalter- 


lichen Denkens in all seinen Verzweigungen., 
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sind. Und noch mehr als auf dem Gebiet der Politik gewinnt 
dieser Gedanke auf dem eigentlich sozialen Gebiet Bedeutung. 
Hier bewirkt er die Stabilität der Stände, die alles beherr- 
schende Bedeutung des ständischen Gedankens. Neben dem 
Schutz des Individuums und der Solidarität der gegenseitigen 
Hilfe im Rahmen der Standesorganisation bedeutet er vor al- 
lem die Ruhe und Dauer der gesellschaftlichen Ordnung, die 
Selbstbescheidung bei gegebenen Verhältnissen, die Stillstellung 
des bedrohlichen Kampfes ums Dasein durch Anerkennung der 
gegebenen Gruppenordnungen. Und in engem Zusammenhang 
mit dieser Stabilität der Stände ergibt sich der wirtschaftliche 
Traditionalismus, der jeden bei seiner Nahung schützt, aber auch 
jede Gruppe bei dem ihr zukommenden niedrigeren oder höheren 
Lebensstandort festhält 1). 

Ob aber mehr die erste oder mehr die zweite die fort- 
schreitende oder die stabilisierende Tendenz im einzelnen Falle 
zur Anwendung kommen soll, das ist jedesmal Gegenstand 
einer verwickelten Kasuistik, die ihre Entscheidung aus den 





134) Ueber den »traditionalistischen« Charakter des Systems, das Bleiben in 
den Berufen und ständischen Gruppierungen, die Verpönung des Berufswechsels 
außer etwa der Konversion zum Mönchtum, s. Maurenbrecher 48, 50, 53, 89; über 
den »traditionalistischene Charakter insbesondere des wirtschaftlichen Denkens, wo 
es auf Erhaltung der standesgemäßen Existenzgrundlage für jeden Einzelnen und 
auf Garantierung eines solchen nicht zu überschreitenden Existenzmaßes durch 
obrigkeitliche und genossenschaftliche Regulierungen, im übrigen auf Genügsamkeit 
und Sparsamkeit ankommt, s. Ratzinger, »Die Volkswirtschaft in ihren sittlichen 
Grundlagen« 1881; R. erkennt in der Rückkehr zu diesen Grundsätzen und in der 
Beugung des mit der Arbeitsteilung zusammenhängenden und daher nicht zu be- 
seitigenden Kapitalismus unter eine obrigkeitliche Regelung nach diesen Grundsätzen 
die christliche Forderung an die Sozialwissenschaft der Gegenwart. Das Mittelalter 
»zeigte dieses glänzende Resultat christlicher Kulture S. 144. Durch Opfer, d. h. 
durch Verzicht auf die frei kalkulierende Produktion des Kapitalismus und Erneue- 
rung des patriarchalischen Geistes soll die am Rand des Abgrundes stehende Ge- 
genwart diese Rückkehr vollziehen S. 403. Ueber den traditionalistischen Charakter 
der thomistischen Berufs- und Wirtschaftslehre s. auch Max Weber, Die prot. Ethik etc., 
Archiv XX, S. 20—26, XXI S. 81—583. Ueber die patriarchalisch-konservative Auf- 
fassung politischer Dinge s. den Traktat De reg. princ., der nur gegenüber mora- 
lisch schlechten und gottlosen Fürsten ein übrigens sehr verklausuliertes Revolutions- 
recht einräumt, den frommen und seine Liebespflicht erfüllenden Fürsten dagegen 
als Stellvertreter Gottes feiert und ihm einen besonderen Rang himmlischer Be- 


lohnungen zusichert; s. auch den Fürstenhimmel in Dantes Paradies. 
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Folgen und den Wirkungen auf das Ganze nimmt, und dabei 
im übrigen tunlichst sich auf die aristotelische Gesellschaftslehre 
und Ethik beruft; doch werden dabei jedesmal Gedanken heran- 
gezogen, die in der Tat in der Konsequenz des kirchlich - christ- 
lichen Grundgedankens liegen oder in sie eingebogen werden 
können. Es ist die eigentümliche Mischung aktiv-gestaltender und 
passiv-quietistischer Stimmungen, legitimistisch-absolutistischer und 
demokratisch-individualistischer Anschauungen, der Revolution von 
oben und von unten, des optimistischen Rationalismus und der 
pessimistischen Sündenstimmung, die bis heute die Soziologie des 
katholischen Denkens beherrscht, und die man weniger aus dem 
Zusammenfließen heterogener Quellen, wie antiker, germanischer, 
kirchlicher und biblischer Ideen, als vor allem aus der Doppelrich- 
tung des soziologischen Grundschemas, aus dem Nebeneinander 
der organischen und patriarchalischen Idee, zu begreifen hat. 
Die Vielseitigkeit und mannigfache Anwendbarkeit liegt in der 
christlichen Idee selbst, sobald sie in weltlich-soziale Verhältnisse 
hineingetragen wird. Sie ist nicht erst die Folge zufälliger ge- 
schichtlicher Zusammenflüsse. Von diesen letzteren ist nur die 
Form der theoretischen Durchführung und das Maß des sozialen 
Horizontes abhängig. Die Spannungen und Widersprüche fallen bei 
alledem für katholisches Denken nicht so sehr ins Gewicht, da in 
all diesen Schwierigkeiten die kirchliche Autorität durch Beziehung 
der Entscheidung auf den höchsten Zweck des ganzen Systems, den 
religiösen, die Entscheidung gibt. Darin ist dann freilich auch der 
stark kasuistische und nach den Verhältnissen sehr verschieden- 
artige Charakter der Entscheidungen, die Möglichkeit temporum 
ratione habita unter verschiedenen Verhältnissen sachlich sehr ab- 
weichende Maßnahmen zu treffen, begründet. Die in diesem Schema 
gebundenen verschiedenartigen Grundrichtungen haben dann frei- 
lich später in der geschichtlichen Entwickelung aus der katholischen 
Lehre heraus auf verschiedenste Weise zur Emanzipation und Säku- 
larisierung, zu modernen Entwickelungen der einzelnen Elemente 
geführt. An die organisch-individualistisch-naturrechtlichen Bestand- 
teile knüpfte der aufkommende Liberalismus, an die patriarchalisch- 
positivistischen die rein realistische Souveranitätslehre des Abso- 
lutismus, sei es als machiavellistisches Gewaltrecht, sei es als 
religiös verbrämtes Gottesgnadentum, an. Aber es ist der 
Stolz der katholischen Soziologie, diesen modernen Finseitig- 
keiten gegenüber das harmonische, die verschiedenen Tendenzen 
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ausgleichende und in dem religiösen Grundgedanken zusammen- 
bindende Prinzip zu besitzen. Zugleich ist ihr die Unmöglich- 
keit, diese Harmonie ohne beständiges Eingreifen der Autorität 
aufrecht zu erhalten, die ganze Unentbehrlichkeit einer göttlichen 
Zentralautorität für ein nur aus dem religiösen Lebenszweck zu 
gliederndes System, der Beweis für die Vernunftnotwendiskeit 
der von ihr behaupteten göttlichen Autorität des Papsttums. Es ist 
von da aus völlig begreiflich, wenn die Kirche trotz aller Erschüt- 
terungen und Fortschritte des Spätmittelalters immer wieder auf 
die thomistische Lehre zurückregriffen hat!??). Sie ist auch unter 
diesen Gesichtspunkten das cigentliche Meisterstück der Ver- 
mittelung, und es wird nicht zu leugnen sein, daß in der Tat in 
dieser Soziallchre ein reiches Maß guter psychologischer Beobach- 
tung und eine Fülle von Mitteln zur Lösung schwerer soziologi- 
scher Probleme liegt, denen die modernen Soziallehren ihrerseits 
nur mit großer Mühe zu begegnen wissen. 

Besonders durchdringen sich nun aber beide Betrachtungs- 
weisen in dem für das ganze System so wichtigen Begriff des Be- 
rufes, des officium oder ministerium, der dem einzelnen Gliede im 
Zusammenhang des Ganzen zufäll. Die paulinische und alt- 
kirchliche Lehre von dem Bleiben in dem Stande, in welchem 
man berufen ist, wird in der Anerkennung der ständischen Unter- 
schiede und Gliederungen als de Lege naturae notwendiger, mit 
der lex naturae zusammen der Gnade eingcordneter Stellungen 
zu der Lehre vom gliedlichen officium und ministerium oder vom 
»‚Berufe« innerhalb des Ganzen. Da nicht alle das Gleiche und 
Ganze bewirken können, sondern da aus der Ungleichheit der 
menschlichen Kräfte die Arbeitsteilung folgt, so ist die beruflich- 
ständische Gliederung nicht etwas erst aus der Sünde und der 
Weltverkehrung Folgendes, sondern etwas von Gott mit der Welt- 
harmonie und der Gnade selbst Gewolltes. Es ist aufs stärkste 
zu betonen, daß damit ein der alten Kirche unbekannter Ge- 
danke in die Sozialphilosophie und in das ganze soziologische Empfin- 
den eingeführt ist. An ihm ist die in dem ganzen thomistischen 
und hochmittelalterlichen System erkennbare starke Wendung zu 
einer positiven Wertung der Welte, zur Eingliederung des Be- 
stehenden in den Kosmos der L.ebenswerte, mit Händen zu grel- 
fen. Die Schätzung der Arbeit und der Berufe im Evangelium 
stand unter den handwerkerlich-kleinbürgerlichen Gesichtspunkten, 





135) S. hierüber die Andeutungen bei Th. Meyer, S. 48 f. 
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die aus der talmudischen Ethik bekannt sind und dem hellenistischen 
Orient weithin gemeinsam waren. Aber sie wurden bei der über 
der Urzeit lagernden Erwartung der großen Weltverwandlung 
nicht positiv für das religiöse Ziel gewertet; sie gehören dem 
provisorischen Lebenszustand an. Die auf die Welt sich einrich- 
tende Kirche arbeitete dann vor allem das Ideal der urständ- 
lichen Gleichheit aus dem rein religiösen Gleichheitsgedanken 
heraus, verherrlichte damit dieneue Lebens- und Liebesordnung der 
Kirche und betrachtete die bestehenden Ungleichheiten als Folgen 
des Sündenfalles; dazu kam der Zustand der alten Gesellschaft, 
in der bei allen ständischen und wirtschaftlichen Bindungen und 
Gliederungen doch immer das Ideal des Bürgers der nicht dirckt 
am banausen Geschäft interessierte Rentner blieb. Hier hatte das 
Christentum den Geist der alten Polis niemals völlig überwunden. 
Wenn nun im Hochmittelalter die Berufsidee als Wertung der un- 
gleichen Arbeits- und Leistungspositionen für das Liebesganze des 
Systems, als Amt und Dienst für das Ganze mit dem ethischen 
Werte einer hierin stattfindenden persönlichen Beziehung auf das 
Ganze, sich durchsetzt, dann liegt der Grund naturgemäß nicht bloß 
in der Verwertung der paulinisch-organischen Gedanken und in dem 
Vorbild der kirchlich-organischen Gliederung, sondern auch in der 
faktischen Gestalt, welche die mittelalterliche Gesellschaft ange- 
nommen hatte. Es ist das zunächst das Urbild des Feudalsystems 
mit seinen Korporationen, Abhängigkeiten und Diensten, dann 
aber wohl vor allem das Urbild der gewerblichen Stadt des Mit- 
telalters mit ihrem Zusammenschluß zu einem System von Glie- 
derungen, Rechten und Diensten der freien Arbeit, das hier zu 
Grunde liegt. Nicht umsonst betont Thomas in seinen wirtschaft- 
lichen Ausführungen stets die Stadt, in welcher jenes System der 
Dienste, von dem Gewaltsinn und den Brutalitäten gereinigt, auf 
freier Arbeit und persönlicher Leistung für das Ganze beruhte. Diese 
Tatsächlichkeit wird durch Einfügune in das religiöse und organische 
Schema als »Beruf« idealisiert und rationalisiert. Und zwar steht 
die Sache hier nicht etwa umgekehrt. Nicht die christliche Ar- 
beitsschätzung und eine kirchliche Bewegung zur Emanzipation 
der Unfreien hat diese Welt bürgerlicher Berufe hervorgebracht. 
Sie ist in erster Linie das Werk ökonomischer und politischer 
Verhältnisse, wie später noch zu zeigen ist. Vielmehr umgekehrt 
hat die in der Stadt vollzogene Emanzipation, Arbeitsteilung und 
Freistellung der bisher Unfreien ganz wesentlich den neuen posi- 
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tiven Begriff des Berufes als eines rationellen Bestandteils des 
sozialen Systems geschaften. Aber in dieses rationelle, unter Um- 
ständen ein soziales Programm ermöglichende System schieben 
sich dann doch auch hier wieder die irrationell-patriarchalischen 
Elemente ein, und damit erhalten dann doch die pessimistischen 
und konservativ-duldenden Elemente des altkirchlich-sozialen Den- 
kens wieder einen starken, wenn auch gedämpften Einfluß. Es bleibt 
nämlich doch die Pflicht und Stellung des einzelnen Gliedes eine 
vielfach durch rein positives Recht, durch Gewalt und Zufall be- 
dingte, und es werden auch die so erwachsenden unwürdigen 
und unfreien Stellungen und Pflichten als Berufe und Dienste ge- 
wertet, in denen der Christ zu bleiben hat. Wie in der Familie 
die bis zu völliger Aufsaugung des Frauenvermögens durch das 
männliche gehende und ein weitschendes Züchtigungsrecht ein- 
schließende Mannesherrschaft alles beherrscht und geduldig als 
Folge des Sündenfluches getragen werden muf, wie die Massen 
der Unfreien den Herren zu dienen verbunden sind seit dem 
Sündenfall, wie auch die eigentliche Sklaverei im ganzen Mittel- 
alter fortdauert, wie die Arbeit durch den Sündenfall zur Strafe 
und zum Schmerz geworden ist und verschiedenen Ständen und 
Berufen sehr verschieden stark auferlegt ist, wie die Lebensan- 
sprüche nach Stand und Rang sich aufs stärkste unterscheiden 
und dem Höherstehenden auch in höherem Maße zugestanden 
werden müssen, wie die Berufe und Stände der Väter vom 
Einzelnen nicht verlassen, sondern geduldig fortgesetzt werden 
müssen und keiner über seinen Stand hinausstreben soll, so er- 
sießt sich von hier aus über das Ganze eine Stimmung der Ge- 
duld, der Demut und des Leidens, die mit der Berufsfreudig- 
keit der organischen Gliederung nichts zu tun hat, um somehr 
aber Ergebung in die Folgen des Sündenfalls und in die gott- 
gesetzten Ungleichheiten ist. So verbinden sich auch hier Ra- 
tionalität und Irrationalität, zweckmäßsige Entwickelung und posi- 
tive göttliche Satzung, aufstrebende Zielbewegung und Trübung 
durch Sünde und Sündenstrafe, wie das im ganzen hochmittel- 
alterlichen System der Fall ist!3*®). 


136) Hierzu vgl. Maurenbrecher 29—38; Max Weber, »Protest. Ethik u. s. w.a. 
Archiv XX 30—42. Die Moral wird unter diesen Gesichtspunkten oft geradezu zur 
Standes- und Berufsmoral, s. die Analyse der auf Thomas fußenden Fthik des 
Antonius von Florenz bei Ga I 375—383: Die universell angelegte Ethik begibt 


sich sofort in die Schranken einer Klassenmoral, von denen sie auch weiterhin be- 
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Sind nun derart schon in der Zusammenfassung beider Ideen 
sehr stark auseinandergehende Tendenzen gebunden, so enthält 
auch jede einzelne von ihnen in sich selbst eine Mehrzahl sehr 
verschiedenartiger Motive. 

Klar auf der Hand liegt das bei dem Patriarchalismus. 
Er enthält zunächst nichts anderes als die Lehre von einer wesen- 
haften Ungleichheit der Menschen, die in letzter Linie begründet 
ist auf die irrationale Setzung Gottes, dessen Wille Verschiedenes 
und Ungleiches setzt; weiterhin die innere ethische Ueberwindung 
dieser Ungleichheiten in dem Gedanken der Liebe, die dienend wie 
fürsorgend überall in Freiwilligkeit und Aufopferung das eigene 
Selbst an das Ganze und an die Brüder hingibt. Es ist ein rein 
ethisch-religiöser soziologischer Gedanke, der mit dem der reli- 
giösen Gleichheit und der tatsächlichen Verschiedenheit unmittel- 
bar gegeben ist und an sich den bestehenden Ungleichheiten 
gegenüber sowohl quietistisch und passiv, wie reformierend und 
reinigend verwendet werden kann, je nachdem die bestehenden 
Ungleichheiten lediglich als solche hingenommen werden oder 


herrscht wird«, »eine auf Uebung, Werktätigkeit, Verdienst, Gehorsam und Indul- 
genz gegründete und schlechthin kirchlich konservative Standesmoral«. »Ueber- 
mäßige Betonung des Gehorsams und seiner Verdienstlichkeit«, »pedantische Auf- 
zählung der Artigkeiten, deren man sich den Vorgesetzten und Würdenträgern 
gegenüber zu bedienen hate. — Zum Gegensatz gegen die spätantike Gesellschaft 
s. den großen Artikel von Max Weber, »Agrargeschichte« (Altertum) im Handwörter- 
buch der Staatswissenschaften®; bes. S. 67. — Vom heutigen Katholizismus wird 
zugleich mit seiner absichtlich betonten Schätzung der Kultur auch der Begriff des 
Berufes stark betont. Uhlhorn »Katholizismus und Protestantismus gegenüber der 
sozialen Frage« 1887, meint daher, daß der moderne Katholizismus in diesem 
Punkte »lutheranisierte und daß »das Leben der Welt cine ganz andere Berück- 
sichtigung bei ihm finde als bei Thomas«. Aber das ist ganz unrichtig. Die 
Kulturethik des hl. Thomas nach dem Satze: »Gratia praesupponit et perficit na- 
turam« enthält alle Motive des modernen Katholizismus. »Die Wiedergabe der 
thomistischen Lehre S. 11: »Das Beste wäre, alle Menschen würden Mönche und 
Nonnen und führten ein beschauliches Leben. Das ist ja nun freilich nicht mög- 
lich, die Notwendigkeit bringt es mit sich, daß der Mensch das aktive Leben statt 
des beschaulichen wählen muß, d. h. er muß arbeiten, weil er sonst verhungern 
würde. Höher weiß Thomas die Arbeit nicht zu würdigen«, ist zwar eıne bei 
Protestanten weit verbreitete Meinung, aber positiv falsch. Sie bleibt an einzelnen 
Aeufßerungen hängen und generalisiert diese ganz unzulässig, übersicht vor allem, 
daß das thomistische System im Ganzen gerade ein Kultursystem, ein stark mo- 
dernistisches System ist für seine Tage. Jeder Katholikentag mit seiner auf den 


Thomismus begründeten Kulturverherrlichung könnte darüber belchren. 
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nachdem unter ihnen nur die wirklich unabänderlichen und wesen- 
haft in der menschlichen Natur und geschichtlichen Entwickelung 
begründeten anerkannt werden. Weiterhin aber ist darin enthalten 
der altkirchlich-dogmatische Gedanke von einer Ausgestaltung 
der Ungleichheit in Unterschieden der Macht und Ilerrschaft, des 
Besitzes und der natürlichen T.igenschaften, die nicht Folge der 
vottgesetzten Ungleichheit an sich ist, sondern Folge und Strafe des 
Sündenfalls, indem die mit dem Sündenfall einsetzende Begierde, 
Selbstsucht, Herrschbesier und Sinnlichkeit die menschlichen 
Verhältnisse im Gegensatz gegen die christliche und natürliche 
Idee der sozialen Harmonie beeinflußt. Fher schreibt nun die 
katholische Soziallehre auch noch in ihrer mittelalterlichen Fassung, 
wo sic allerdings die altkirchliche Passivität und Fremdheit weit- 
gehend überwunden und ein positiv-organisches Verhältnis zu der 
natürlich-sozialen Entwicklung gefunden hat, doch in weitem Um- 
fang die Tugenden der Duldung und Demut vor, die Stimmung 
der Sündenstrafe und des bereitwilligen Leidens um der Sünde 
willen. Es ist ein christlicher Miserabilismus, der hier sich geltend 
macht und, wo er mit asketischen Neigungen und Uebungen 
sich verbindet, oft bis zur Selbstverwerfung und Würdelosickeit 
scht, dann aber auch mit allen pessimistischen und weltver- 
werfenden Stimmungen zusammenflieft. Im Thomismus ist das 
letztere für das Ganze der Sozialphilosophie sehr stark in den 
Hintergrund gedrängt und die positive Stellung zu den sozialen 
Gliederungen und Emporentwickelungen lebhaft betont, aber im 
einzelnen und gelegentlich bleibt dieser Miserabilismus mit all seinen 
Voraussetzungen in der Sündenlehre und der Doktrin von der 
Welt- und Menschenverderbnis erhalten. Von diesen einzelnen 
Punkten kann er nach Bedarf immer wieder sehr weit in das 
Ganze eindringen. Dazu ist er gerade in der hochmittelalter- 
lichen, den Aristoteles rezipierenden Lehre doppelt geneigt, weil 
mit dieser nun noch ein drittes Element in die Sozialphilosophie 
eindrinzt, ein wenn auch sehr begrenzter ethischer Naturalis- 
mus. Was von dem christlich-stoischen Standpunkt der alten 
Kirche aus rein als Sündenstrafe und \Weltverderbnis erschien, 
das stellte sich von dem empirisch-realistischen und entwickelungs- 
geschichtlichen Standpunkt des Aristotelismus aus als eine in der 
Natur begründete Differenz dar, die, auf Verschiedenheiten der Be- 
gabung und der psychophysischen Anlage beruhend, die Menschen 
teilt in FHlerrenvölker und Sklavenvölker, die Berufe teilt in 
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voll vernunftgemäße und edle und in lediglich dienende, vernuntt- 
lose und unedle. Daraus ergibt sich für die Edlen der Herren- 
standpunkt und das Gottesgnadentum, für die Unedlen die be- 
rufsmäßige Bestimmung zum Dienen und zur Unselbständigkeit. 
So wenig das nun freilich an sich der christlichen Idee entspricht, 
es konnte teils von der organischen Lehre, die auch unedle Ver- 
richtungen in dem Organismus nötig hat, teils von der Sünden- 
lehre, die ganze Völker und Klassen durch die Sünde als der 
Strafe ausgeliefert betrachten kann, teils von der Vorsehungsidee her, 
die das Emporkommen der Gewalten zuläßt und die Herrscher 
einsetzt, begründet werden und hat erfahrungsgemäß oft genug 
in diesem Sinne gewirkt. Auch schon bei einem stark ethisch 
empfindenden Manne, wie dem hl. Thomas, ist es erstaunlich, wie 
widerspruchslos er den aristotelischen Herren- und Junkerstand- 
punkt als Konsequenz der Natur sich gefallen läßt +15). 

Fast noch schärfer aber treten die in der organischen 
Idee gebundenen verschiedenartigen Motive auseinander. Die christ- 
er ef ud, e 


137) S, oben Anmerkung 132; außerdem Maurenbrecher 63—75; trotz Anerken- 
nung der allgemeinen Arbeitspflicht macht Th. starke Unterschiede; er konstruiert die 
Unterschiede der Arbeit in geistige und körperliche und macht wieder unter der letz- 
teren Unterschiede, wobei er dann stark die vornehmen und edlen Berufe über die un- 
edlen und gar unfreien Berufe stellt. Er stellt die abhängigen Lohnarbeiter, die nicht 
am Stadtregiment teilnehmen und wohl früher unfrei gewesen seien, unter die Banausen 
und schmutzigen Leute; ähnlich stellt er bei seinem städtischen Horizont die Bauern 
als eine untergeordnete Klasse hin; die Unfreien behandelt er oft mit der naturalisti- 
schen Geringschätzung des Aristoteles, wenn er ihnen auch Persönlichkeit und Men- 
schenrechte zuschreibt. Aber all das sind doch starke Konzessionen an den Naturalis- 
mus, die in auffallendem Gegensatz zu den christlichen Grundideen stechen. Sie ent- 
stehen nur allzuleicht von dem Patriarchalismus aus, wie sie ja auch dem heutigen Kon- 
servatismus bei aller Betonung seiner Christlichkeit sehr nahe liegen. S. auch Feugueray 
S. 60—81ı, der diesen Naturalismus aus der Psychologie des Thomas, d. h. aus 
seiner Lehre von der Bewirkung der Individualisation durch die körperlichen Elemente 
des Organismus ableitet. Das würde letztlich auf Prädestination hinausführen. Das 
ist richtig, doch nur ein Moment im Gedankengang des Patriarchalismus. Daß 
übrigens Prädestinationslehre und Naturalismus denselben Sachverhalt nur mit ver- 
schiedenen Vorzeichen meinen, hebt mit Recht im Anschluß an Feuerbach auch 
Jodl I 167 hervor. Nur macht freilich das Vorzeichen sehr viel aus; immerhin 
kann es verloren gehen, und dann wird aus dem Patriarchalismus der Ilerrenstand- 
punkt, über dessen wahres Wesen das M.A. sich leichter täuschen konnte als die 
Gegenwart, die neben der konservativ-christlichen Begründung die darwinistische 


vor Augen hat. 
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lich-organische Idee ist von den modernen »organischen« Ideen 
über die Gesellschaft in Wahrheit sehr gründlich und sehr cha- 
rakteristisch verschieden !°*). Vor allem betont sie trotz aller 
gelegentlichen biolorisch-naturgesetzlichen Analogien, daß der 
Gesellschaftsorganismus ein Werk der bewußsten vernunftremäßen 
Schöpfung ıst, in der der Mensch zwar den aristotelischen Ver- 
nunfttrieb auswirkt, aber in bewußßtter Willensordnung. Darin 
beteiligen sich die Menschen an Gottes, aus Vernunft und Willen 
hervorgehender Vorsehung und Weltregierung, oder vielmehr Gott 
erhebt sie dann zu Teilnehmern und bewußiten Ausführern seines 
Willens 1#). Es ist also weniger die gesetzlich-evolutionistische 
Bildung, als die den Gliedern vorgeordnete Einheit des Ganzen, 
die in der Idee des Organismus betont und als eine von Ver- 
nunft und Wille gesetzte bezeichnet wird. Das ist das \Wesent- 
liche, was vom aristotelischen Gedanken übernommen wird MP). 
Dann aber entsteht die Frage, worin jene dem Einzelnen vorge- 
ordnete Einheit besteht. Es ist die bekannte Schwierigkeit der 
organischen Gesellschaftsidee im idealistschen Sinne Platons, 
daß die Gesellschaft eine Idee der Harmonie und der Herrschaft 
höchster geistiger Werte über die Natur verwirklicht, das aber 
nur im ganzen tut, im einzelnen jedoch die Individuen für die 
Herbeiführung dieses Idealwertes vernutzt, ganz gleichgültig gegen 
eine wirkliche Beteiligung jedes einzelnen Individuums selbst an 
dem durch das Ganze dargestellten Werte. An dieser Schwierigkeit 


nimmt trotz des Gegensatzes gegen den platonischen »Menschen 





138) Beispiele hierfür bei P. Barth, »Geschichtsphilosophie als Sozivologie«e und 
Kistiakowski, »tsesellschaft und Einzelwesen«. Für den mittelalterlichen Denker 
bedeuten die biologischen Analogien sehr viel weniger, weil ihm der ganze moderne 
Begriff des Naturgesctzes fehlt. 

130) Ich halte mich hier und im folgenden an die die thomistischen Lehren 
sehr präzis wiedergebende Darstellung der organischen Idee bei Th. Meyer, »Die 
christlich-ethischen Sozialprinzipiene S. 45—47, 78. Der Mensch ist abbildlich an 
Gottes Vorsehung beteiligt in der Schöpfung des Staates, sie ist ein Werk nicht 
des Naturtriebes, sondern des Vernunfttriebes, der Staat ist ein Artefakt, das unter 
der Leitung der Vorschung und unter dem Typus der organischen, von Gottes 
Weisheit beherrschten Welteinheit steht. S. auch Gierke III 556, 629 f. Thomas 
betont die ratio constituens civitatem. 

140) Die Betonung der Einheit vor der Vielheit und ihr Zusammenhang mit 
Aristoteles wie mit der kirchlichen Autoritätslchre s. Gierke III 515 f.; daher denn 
das Drängen auf Einheit und Monarchie auch in den Einzelbildungen der Gesell- 
schaft. 
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im großen« und trotz seiner Kategorie einer spezifischen kollek- 
tiven Willenseinheit auch Aristoteles Anteil, indem ihm der Staat 
die Verwirklichung der in der Gemeinschaft sich auswirkenden 
Vernunft ist, die das Ideal der gesetzlichen Harmonie und Ord- 
nung, aber nicht eine Beteiligung des Individuums als solchen 
an den Vernunftwerten verwirklicht; daher sein junkerhafter Stand- 
punkt gegenüber den banausen Berufen und den Sklaven liefernden 
Völkern !!!). Eine derartige Fassung der Einheit des Organis- 


141) S. hierzu die außerordentlich lehrreichen Aufsätze von H. Dietzel, »Bei- 
träge zur Geschichte des Sozialismus«, Z. f. Lit. und Geschichte der Staatswissen- 
schaften I. D. zitiert aus Plato »Wir haben jedem Teil gegeben, was ihm ent- 
spricht, und dadurch das Ganze schön gestaltete und bemerkt dazu: »die Stelle 
enthält eine der plastischsten, konkretesten Formulierungen der »organischen Sozial- 
theoriee, nämlich insoferne sie nur an die objektive Idee des Ganzen nicht an den 
Wert des Individuums denke. S. 394. So finden sich auch bei Thomas Stellen, wo er 
von der pulchritudo oder dem decor des Ganzen als Sinn der organischen Idee spricht 
und die Verschiedenheiten der Stellungen der Glieder hiermit begründet: s. De reg. 
princ. 3: »Non enim est pulchritudo in corpore, nisi omnia membra fuerint decenter 
disposita; turpitudo autem contingit, quodcunque membrum indecenter se habcat ; 
Epist. I ad Cor. Lectio I: Pertinet autem ad decorem et perfectionem ecclesiae, ut 
in ea diversa ministeria sint, quae significantur per ordines ministrantium, quod 
mirabatur regina Saba in domo Salomonis.e Ibid. Lectio III Perfectio corporis non 
tota consistit in uno membro, quamvis nobiliori, sed ad ejus perfectionem requiruntur 
etiam ignobiliora« und Ita etiam (wie im organischen Körper) in Ecclesia sine officio 
abjectarum personarum, puta agricultorum et aliorum hujusmodi, praesens vita tran- 
siri non possit, quae tamen posset duci sine aliquibus excellentioribus personis con- 
templationi et sapientiae deputatis, quae Ecclesiae deserviunt ad hoc, quod sit ornatior 
et melius se habens. Das ist der platonische, völlig das Individuum der Reali- 
sation der Idee opfernde Einschlag im thomistisch-sozialen Denken. Es ist gleich- 
falls der Grundcharakter der idealistischen Staatslehre Hegels, worüber Dietzel in 
seinem »Rodbertuse. S. auch desselben Verfassers Artikel >Individualismus« im 
Handwörterbuch der Staatswissenschaften. Uebrigens hat dieser decor des Ganzen 
bei Thomas den Sinn, dem Genusse Gottes zu dienen und Gott zu verherrlichen, 
er verkündet die Ehre Gottes. Darin kommt dann wieder der Willenspositivismus 
zu seiner Wirkung. S. Summa I qu. 65 art. 2: Acqualitas justitiae locum habet in 
retribuendo ; justum est enim quod aequalibus aequalia retribuantur. Non autem 
habet locum in prima rerum institutione. Sicut enim artifex ejusdem generis lapi- 
des in diversis partibus aedificii ponit absque injusticia, non propter aliquam diver- 
sitatem in lapidibus praccedentem, sed attendens ad perfectionem totius aedificii 
quae non esset, nisi lapides diversimode in aedificio collocarentur, sic et Deus a 
principio, ut esset perfectio in universo, diversas et inaequales creaturas institut, 
secundum suam sapientiam absque injustitia, nulla tamen praesupposita meritorum 


distinctione. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXVIII. ı. 
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mus aber ist, obwohl Thomas ihr gelegentlich huldigt, für die 
christlich-organische Idee völlig unmöglich, da ihr gerade alles 
auf die Beteiligung des Individuums an dem durch das Ganze 
zu verwirklichenden Werte geistiss-persönlichen Lebens ankommt '!*?). 
Indem nun aber einerseits die organische Idee die differenzierte 





142) Dieser Widerspruch ist faktisch von Thomas überall erhoben, indem sein 
Begriff des Gliedes, des officium und ministerium, doch gerade jedes Glied am 
Ganzen beteiligen und seine Ethik die religiös-ethische Gleichheit gerade in allen 
Unterschieden sicher stellen will. Darauf geht die ganze Idee des Liebespatriarcha- 
lismus hinaus und darin ergänzt sie die organische Idee. S. auch Mever in dein 
Abschnitt »Es gibt nichts Unheilvolleres, zumal für die inneren sozialen Verhältnisse 
des Gemeinwesens, als die dem Hleidentum entlehnte Mitsdeutung des organischen 
Grundcharakters der Gesellschafte S. 57—70. Das wendet sich gegen die plato- 
nische, aristotelische und Hegelsche Fassung der organischen Idee und betont gegen 
sie den christlichen Individualismus, der nicht Verwirklichung einer abstrakten Idee, 
sondern Beteiligung des Individuums an den höchsten Lebenswerten verlange. S.58 
»Das freihcitsmörderische sozialistische Ideal Platose, »Was Aristoteles in gleicher 
Weise wie Plato fehlte, war der christliche Schlüssel zum vollen Verständnis jenes 
(des organischen) Prinzips, die rechte Wertschätzung der persönlichen Würde des 
Menschen«. S. 61 >»Die auffallende Verwandtschaft der neuheidnischen mit der alt- 
heidnischen Auffassung und Verwertung eines an sich nicht unrichtigen (des orga- 
nischen) Prinzips ist keineswegs zufällig. Sie ruht in dem beiderseits bestehenden 
Gegensatz zum christlichen, einzig wahren Verständnis des gesellschaftlichen Orga- 
nismuse. S. 63: »Das leitende Korrektiv lag eben im christlichen Bewußtsein und 
namentlich in der christlichen Wertschätzung der persönlichen Würde des Menschen. 
Hören wir nur zwei }Hauptvertreter der spezifisch-chiistlichen Sozialphilosophie, den 
h. Augustin und den h. Thomase. Wie freilich die organische Idee mit einem 
solchen Individualismus überhaupt zusammenbestehen kann, hat weder Meyer noch 
ciner sciner beiden Gewährsmänner gesagt. In Wahrheit wird, wie oben gezeigt, 
das organische Prinzip hierdurch geradezu aufgelöst und bleibt nur sein Name be- 
stehen. Allerdings handelt es sich hier um den schwierigsten Knoten der Sozial- 
ethik ; nicht das Individuum als solches, sondern das mit absoluten ethischen Werten 
erfüllte hat Selbstwert und ein Jedes nur Ziel und Anspruch zu diesen Werten zu 
gelangen; andererseits aber lassen bei der naturgegebenen Beschaffenheit sich jene 
Werte nicht für und in allen Individuen oder jedenfalls nicht für alle und in allen 
gleich verwirklichen, sodaß nur der leitende Einfluß dieser Werte auf das Ganze 
sicher gestellt werden kann, wobei zahlreiche Individuen als Voraussetzung und 
Mittel vernutzt werden. So schwankt jede Sozialethik zwischen der Verwirklichung 
der objektiven Werte an sich und der subjektiven Beteiligung der Individuen an 
diesen Werten mit starken Konzessionen an den Naturalismus; vgl. meine Bemer- 
kungen zu dem Referat von v. Schultze-Gävernitz in den ¿Protokollen des Ev.-soz. 


Kongresses« 1907. 
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Eingliederung der Einzelnen in das Ganze und die ungleiche Bezie- 
hung der Glieder auf den Zweck des Ganzen lehrt, andererseits aber 
der christliche Individualismus eine Beteiligung jedes Individuums 
an dem Gesamtzweck verlangt, wird sowohl die dem Organismus 
vorgeordnete Einheit als auch die Stellung des Individuums 
zu dem Zentralzweck des Organismus etwas ganz anderes. Die 
vorgeordnete Einheit wird im letzten Grunde zu der das Ganze 
beseelenden und leitenden Autorität, die nach den Grundsätzen 
der distributiven Gerechtigkeit jedem nach seiner Stellung und 
seinem Maße die Beteiligung an dem Zentralwert des Ganzen 
zuweist. So wird jeder Einzelorganismus innerhalb des großen 
Systems als von einer Autorität geleitet und zusammengehalten be- 
trachtet, indem sie den spezifischen Zweck des einzelnen Kreises, 
der Familie, der Stadtgemeinde, des Staates, der Zünfte und Ge- 
sellschaften gerecht d. h. mit Rücksicht auf den Einzelnen ver- 
wirklicht. Und so erhebt sich über dem Ganzen mit dem reli- 
giösen Zentralzweck die religiöse Autorität als die eigentliche 
Seele der ganzen menschlichen Gesellschaft in all ihren Stufen 
und Gruppen, die teils die Einzelgruppen ihre Zwecke selbst 
verwirklichen läßt, teils berichtigend und Gerechtigkeit stiftend 
im Notfalle in. sie eingreift und vor allem das Ganze selber in 
seinen Grundverhältnissen leitet und bedingt, um jeden auf seine 
Weise und an seinem Ort an dem ewigen Zwecke seinen entspre- 
chenden Anteil finden zu lassen. An Stelle einer die Entwickelung 
treibenden und in ihr sich verwirklichenden Vernunftidee steht die 
alle Individuen direkt oder indirekt auf den höchsten Zweck hin- 
leitende Autorität, oder vielmehr das Produkt der vernünftigen 
Entelechie und Gesellschaftsentwickelung wird von der übernatür- 
lichen Autorität erst wahrhaft im Sinne der Gerechtigkeit organi- 
siert, die bei der sich selbst überlassenen Vernunft immer gefährdet 
ist, auch noch ganz abgeschen von der Trübung durch den Sünden- 
fall. Der »Organismus« ist in letzter Linie als autoritative Leitung der 
von Naturtrieb und Zweckeinsicht geschaffenen Gliederungen auf den 
eigentlichen und letzten, den religiösen Zweck hin gedacht, und die 
leitende Autorität ist das kirchliche Lehr- und Hirtenamt mit seiner 
Gipfelung im Papst. Ebendeshalb war es auch unlogisch, wenn die 
konziliare Theorie auch die die Autorität darstellende Hierarehie 
selbst im Sinne des Organismus konstruieren wollte. Sie leitet den 
Organismus, ist aber nicht selbst organisch zu verstehen, womit frei- 
lich am deutlichsten die Durchbrechung der eigentlich organischen 
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Idee ausgesprochen ist. Die organische Einheitsidee verwandelt sich 
in die Autoritätsidce, die gemäß der infalliblen Autorität die An- 
teilnahme der Individuen am Wert des Ganzen regelt, ohne von 
ihnen darüber zur Rede gestellt werden zu können. Vertrauen und 
Pietät gegen die Autorität löst das Problem). Damit bleibt 

143) Ueber die Autorität als Seele des ganzen Organismus Summa 2a 2ae 
qu. 60 art. 3: Potestas saecularis subditur spirituali sicut corpus animae; ibid. I 
qu. 96 art. 4: Quandoque multa ordinantur ad unum, semper invenitur unum ut 
principale et dirigens; Contra Gent. IV 76: optimum autem regimen multitudinis 
est, ut regatur per unum .. unitatis congruentior causa est unus quam multi; Sum- 
ma 2a 2ae qu. IO a. II: Humanum regimen derivatur a divino regimine et ipsum 
debet imitari, Contra Gent. IV 76: Manifestum est, quod, quamvis populi distinguan- 
tur per diversas dioeceses et civitates, tamen sicut est una ecclesia, ita oportet esse 
unum populum Christianum. Sicut igitur in spirituali populo unius ecclesiae requi- 
ritur unus episcopus qui sit totius populi caput, ita in toto populo christiano requi- 
ritur quod unus sit totius ecclesiae caput. De reg. princ. I c. 2: manifestum est, 
quod unitatem magis efficere potest, quod cest per se unum quam plures, das be- 
deutet die monarchische Verfassung jedes Organismus. Der Abgang von der aristo- 
telischen organischen Idee ist hier so deutlich wie bei der Begründung der organi- 
schen Idee auf die Arbeits- und Diensteverteilung, und wie hier das Urbild des cor- 
pus mysticum leitend ist, so dort das Urbild der einheitlichen kirchlichen Idee. 
Ueber die Autorität als Zentrum des Organismus s. weiter Gierke III 517, 547, 
5060 f., bes. 555: »Endlich leitet man aus dem Wesen des Organismus die absolute 
Notwendigkeit einer einheitlichen Kraft her, welche als summum movens die übrigen 
Kräfte belebt, leitet und normiert; und man gelangt so zu dem Satze, daß jeder 
gesellschaftliche Körper eines herrschenden Teiles (pars principans) bedarf, mag 
man nun in diesem Teile das Haupt, das Herz oder die Seele des Ganzen er- 
blicken. Aus dem Vergleiche des Herrschers mit dem Haupte wird sogar vielfach 
ohne weiteres die Naturzemäßheit der Monarchie abgeleitet, da es doch nur Ein 
Haupt geben könne; ja es wird daraus nicht selten gefolgert, daß ohne die Ver- 
bindung mit dem rechtmäßigen Oberhaupte der ganze Körper und jedes Glied des- 
selben alles Lebens entbehre.e Das gilt natürlich vor allem vom Papste in seiner 
Stellung über der Kirche und über der res publica christiana. Ganz ebenso Th. 
Meyer, S. 50: »Das wesentlich leitende Element jeder Gesellschaft, die Autorität, 
welche gleichsam als die Seele derselben ihre Lebenseinheit bedingte; S. 66: »Ob- 
wohl der h. Thomas einerseits mit Recht hervorhebt, daß der natürliche Bildungs- 
prozeß der Gesellschaft vom Besonderen zum Allgemeinen, von der Familie zur 
Gemeinde und zur bürgerlichen Gesellschaft und insoferne von unten nach oben 
sich vollzieht, so kann nach ihm doch der ideale und zweckliche Zusammenhang 
dieses wundervollen geistigen Organismus nur dann richtig begriffen werden, wenn 
man sich im Geiste gleichsam in den zentralen Mittelpunkt der gesamten Weltord- 


nung stellt. Von hier aus tritt dann zunächst die Autorität als wesentliches 
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nun aber doch eine sehr ungleichartige Beziehung der durch den 
Organismus an verschiedene Stellen gebannten und damit sehr 
verschieden zur Erreichung des Zweckes begünstigten Individuen. 
Dieser Schwierigkeit nun begegnet die kirchliche »organische 
Lehre« einerseits durch die religiöse Doktrin der gegenseitigen 
Stellvertretungen, die aus ihrem Verdienst- und Liebesgedanken 
hervorgegangen war, und andererseits durch die Doktrin von einer 
quantitativ verschiedenen, darum aber doch das prinzipielle Ziel 
nicht aufhebenden Vollkommenheit. Beide Gedanken sind bei 
der Würdigung der mittelalterlichen Askese bereits hervorgehoben 
worden; auch bei der Charakterisierung des bloß architektonischen 
Charakters der Entwickelungsidee mußte bereits darauf hingewiesen 
werden. Hier zeigt sich nun ihr Wert und ihre Funktion im System 
des Ganzen, ihre grundlegende Bedeutung für die ganze katho- 
lische Sozialphilosophie.e. Nur in dieser Form konnte der wesen- 
hafte christliche Individualismus einem System eingegliedert werden, 
das die Individuen unter die Herstellung einer in sich gegliederten 
sozialen Einheit beugt, und das zugleich in dieser Gesellschafts- 
einheit die Bedingungen des natürlichen Lebens mit seinen von 
Natur und Geschichte im Kampf ums Dasein bewirkten starken 
Differenzen, mit seinen Gegensätzen gegen das überweltliche Ideal 
der religiösen Liebesethik, anerkennt. So ist die ungeheure, dem 
christlichen Persönlichkeits- und Liebesidealismus wesenhaft ein- 
wohnende Schwierigkeit, überhaupt ein allgemeines Gesellschafts- 
ideal zu erzeugen, überwunden: die kirchliche Autorität nimmt 
alle Gesellschaftsbildungen unter ihre Verwaltung und sichert dem 
Einzelnen die gerechte Beteiligung am Zentralzweck ; die Gleich- 
heit der Anteilnahme aller am objektiven Werte des Systems ist da- 
bei gebunden an die sittliche Leistung des Individuums und kein 
Naturanspruch; überdies genügt die proportionale, der gliedlichen 
Stellung angemessene Anteilnahme am bonum commune in welt- 
Element der Gesellschaft nach Wesen und Ursprung, nach Zweck und Aufgabe, 
nach ihrer Beziehung nach oben zu Gott und nach unten zu den Untergebenen ins 
rechte Licht. Im Widerschein des letzteren aber klärt sich in ebenso hellen Linien 
das vom Schöpfer beabsichtigte innere Verhältnis der organischen Teile zu einander 
und zur Gesamtheit. Ja es erhalten daraus sogar die Prinzipien einer gesunden 
Nationalökonomie und guten Verwaltung eine vielscitige Beleuchtung.e Dazu Contra 
Gent. III 1—3 IV 23. Daher unterscheidet Meyer in der organischen Idee den 
konstitutiven und den Verwaltungsorganismus S. 53, der erste ist die aristotelische 


Idee, der zweite die darauf aufgepfropfte katholische. 
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lichen und geistlichen Dingen; auch die Anteilnahme am über- 
natürlichen Heil ist eine proportional verschiedene. Wie die Ent- 
wickelungsethik eine Relativierung der radikalen christlichen Maß- 
stäbe ermöglicht und auch relative ethische Werte auf das christ- 
liche Ideal bezieht, so besiegt der Gedanke der »Proportionalität« 
die Schwierigkeiten des mit dem organischen Gedanken gesetzten 
sozialen Relativismus. Dafür, daß jedenfalls diese proportionale 
Gleichheit innerhalb des Organismus durch eine gerecht verteilende 
Autorität erreichbar ist, sorgt die Vorschung, die Kirche und die 
den Gesetzen der Sozialbildung einwohnende Weltveinunft. Jedes 
wirkliche und volle Fernbleiben von dem objektiven Werte über- 
haupt hat seinen Grund in Schuld und bösem Willen des Individuums. 
Wenn nun freilich dieses Böse letztlich auf Prädestination zurück- 
geht, so ist damit ein dunkler irrationaler Hintergrund aufgetan, der 
im thomistischen System und im heutigen Katholizismus nicht gerne 
stärker beleuchtet wird. Der göttliche Wille wird vielmehr im Sy- 
stem nur soweit stark betont, als die Institutionen und Differenzen 
überhaupt auf ihn zurückgeführt werden, doch so, daß dabei ihre 
Zweckmäßigkeit für die Herstellung cines organischen Ganzen 
vor allem ins Auge fällt. Diesen Differenzen gegenüber ist dann 
aber eben doch eine wenigstens proportionale Anteilnahme am 
absoluten Lebens- und Gemeinschaftswerte möglich, und diese 
proportionale Beteiligung rechnet auf die Gesinnungen der Ge- 
nügsamkeit und Ergebung wie der Fürsorge und Licbestätigkeit, 
durch welche diese Differenzen wieder in der den ganzen 
Organismus hervorbringenden Gottesliebe ausgelöscht werden. 
Liegt die eigentliche Schwierigkeit einer idealistisch-religiösen 
Sozialethik wie der christlichen darin, daf sie die Individuen erst 
durch Erhebung zu allgemeingültigen objektiven, die Gemeinschaft 
verbindenden Werten vollendet, aber die Beteiligung des Einzel- 
individuums an diesen von der Gemeinschaft getragenen objektiven 
Werten gegenüber den von der Natur her wirkenden Differenzen 
nur ungleich und mangelhaft zu sichern vermag, so ist hier die 
Schwierigkeit überwunden durch den Glauben an das in der Sozial- 
bildung waltende, alle befriedigende Vernunftresetz, durch die die 
distributive Gerechtigkeit durchsetzende, das Ganze beseelende und 
in der kirchlichen Zentralautorität gipfelnde Autorität, und durch 
die Begnügung mit einer bloß proportionalen, der gliedlichen Stel- 
lung entsprechenden und darum quantitativ verschiedenen Anteil- 
nahme der einzelnen an den absoluten und relativen Gemeinschafts- 
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werten. So ist auch der nicht minder wesenhafte Gegensatz der 
Liebesethik gegen die weltlichen Interessengliederungen aufgelöst, 
indem die Liebesethik im höchsten Sinne asketisch zugespitzt und 
einem besonderen Beruf und Stand zugewiesen, den Weltleuten aber 
eine mindere Vollkommenheit zugewiesen wird, die doch bei der 
Beziehung auch ihrer Leistungen auf den höchsten Zweck darum 
nicht aufhört auch ihrerseits Vollkommenheit zu sein. Von hier 
aus erstrecken sich Einheit und Unterschiede bis in die triumphie- 
rende himmlische Kirche hinein: die verschiedenen Stände und 
Berufe haben ihren besonderen Lohn und ihre verschiedene 
Seligkeit, und Beatrice belehrt ihren Dichter im Paradies, daß die 
verschiedenen Grade der Seligkeit die Seligkeit doch nicht auf- 
hören lassen, Seligkeit zu sein !*%). 


144) Vgl. oben den Abschnitt über die Askese; auch den über den archi- 
tektonischen Charakter des thomistischen Denkens; ein klassischer Ausdruck hier- 
für bei Marsilius von Padua bei Gierke III 552: componitur (der Organismus) 
ex quibusdam proprotionatis partibus invicem ordinatis suaque opera sibi mutuo 
communicantibus et ad totum. Von Thomas s. die Ausführung zu I Cor. XII lec- 
tio III, wo es heißt, daß die activi notwendig sind für die contemplativi »indigent 
enim contemplativi per opera activorum sustentarie und ebenso die Laien für die 
Prälaten, die ohne sie nicht existieren könnten. Wie die Virginität ergänzend neben 
der regulären Ehe steht, zeigt Ratzinger S. 94: »Weit entfernt, daß die Virginität, 
wie man ihr zum Vorwurfe macht, die Gesellschaft mit Unfruchtbarkeit schlägt, 
wird sie Veranlassung, die Fruchtbarkeit zu erhalten. Die Erklärung dieses schein- 
baren Widerspruches liegt in der sittlichen Ordnung, in der Macht des Beispiels, in 
der Kraft des Opfers. Die Jungfräulichkeit weckt durch das größte Opfer, durch 
die heldenmütigste Entsagung, durch die höchste Tugend die sittliche Kraft der- 
jenigen, welche in der Ehe leben, und trägt damit bei die Gefahren zu beseitigen, 
welche der Ehre der Familie und der Ehe drohen, wenn die Kraft des Opfers 
mangelt.e Ueber die quantitative Ungleichheit der Vollkommenheit, d. h. der eigent- 
lichen Beziehung auf den Zentralzweck des Organismus vgl. Summa Ia 2ae qu. I08 
a. 4: quod homo totaliter ea, quae sunt mundi, abjiciat, non est necessarium ad 
proveniendum ad finem praedictum, quia potest homo utens rebus hujus mundi 
dummodo in eis finem non constituat, ad beatitudinem aeternam pervenire. Sed ex- 
peditius perveniet totaliter bona hujus mundi abdicando et ideo de hoc dantur con- 
silia evangelii. Dabei entscheidet die Geeignetheit, also die Naturanlage: praedicta 
consilia, quantum est de se, sunt omnibus expedientia, sed ex indispositione ali- 
quorum contingit, quod alicui expedientia non sunt, quia eorum affectus ad ea non 
inclinantur. Hier steht wieder Prädestination und göttliche Willenssetzung im Hin- 
tergrunde. Ueber die quantitative Unterschiede bis in die Seligkeit hinein Contra 
Gent. III 58 Quum finis proportionaliter respondeat his, quae sunt ad finem, oportet, 


quod sicut aliqua diversimode praeparantur ad finem, ita diver- 
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Das ist der Inbegriff katholischer Sozialphilosophie. So ver- 
steht sich auch, daß diese Sozialphilosophie wohl ein alles um- 
fassendes soziologisches System ist, aber auch jetzt noch auf der 
Höhe der gedanklichen Durchbildung kein Programm einer 
Sozialreform. Die christliche Soziallehre des Mittelalters 
ist das so wenig, als die der alten Kirche es gewesen ist, wenn 
auch freilich aus anderen Gründen. Hatte die alte Kirche 
sich in die fest und irreformabel gewordenen Ordnungen der 
alten Gesellschaft gefüst und sie als sündige Verderbung der 
naturrechtlichen Ordnung ertragen lernen, im übrigen ihre Schäden 
durch karitative Tätigkeit geheilt, so hat die hochmittelalterliche 
Kirche fest an die gottgescetzte Harmonie von Natur und Gnade 
geglaubt und die relative Annäherung der wirklichen sozialen 
Ordnungen an die kirchlichen Ideale für die naturnotwendige, 
begriffsgemäße Welteinrichtung angeschen, die zu ihrer Sicherung 
nur der Herrschaft der Kirche bedarf und der immer neuen Stär- 
kung der religiösen Grundsätze. Die Zusammenfassung der Kirche 
im Papsttum organisiert die Kirche religiös und hierarchisch, ord- 
net die politischen Gewalten dem Gefüge cin, aber für das soziale 
Leben im engeren Sinne und für das wirtschaftliche Leben läßt 
sie das Naturgesetz sorgen. Darauf beschränkt sich alle soziale 
Gestaltung. Für die alte Kirche war eine Sozialreform zu schwierig, 
für die mittelalterliche war sie überflüssig. Sie hat den tatsächlichen 
Zustand idealisiert und für das wahre, von Vernunft und Offen- 
barung gleichmäßig geforderte, Ideal erklärt. Sie hat die rela- 
tiven Annäherungen und Vorstufen, die sie in den tatsächlichen 
Verhältnissen vorfand, als Naturgesetz verabsolutiert und den 
kirchlichen Gedankengänren entwicklungsgeschichtlich - architek- 
tonisch eingegliedert. Sie überläßt jetzt sogar die karitative 
Tätiekeit den Orden, Korporationen und Städten und beschränkt 
sich nur auf die Durchsetzung ihrer selbst, womit dann alles 
übrige von selbst in Ordnung kommt. Ihre Sozialreform ist 
lediglich der Kampf für die Kirche und das Naturrecht; das 
simode participent finem. Visio autem divinae substantiae est ultimus 
finis cujuslibet intellectualis substantiae. Intelectuales autem substantiae non omnes 
aequaliter praeparantur ad finem; quaedam enim sunt majoris virtutis et quaedam 
minoris; virtus autem est via ad felicitatem. Oportet igitur quod in visione divina 
sit diversitas, quod quidam perfectius et quidam minus perfecte divinam substan- 
tiam videant... Idem ergo est, quod omnes beatos facit, non tamen ab eo omnes 


aequaliter beatitudinem capiunt. 
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aber bedeutet nicht eine Neugestaltung der Gesellschaft nach 
den radikalen christlichen Ideen, sondern eine Verewigung des 
verhältnismäßig befriedigenden Zustandes und eine Emporleitung 
von den relativen natürlichen Gesellschaftswerten zu den ab- 
soluten übernatürlichen der Kirche. Das Christentum braucht 
die Welt nicht umzugestalten; Gott regiert sie vielmehr so, 
daß sie der Kirche entgegenwächst. Daher ist auch die mo- 
derne katholische Sozialreform die Rückkehr zu den Grundsätzen 
des christlichen Naturrechts und zur Herrschaft der Kirche, der 
Gegensatz gegen die Meinung, daß neuc Verhältnisse einen prinzi- 
piellen Neubau des sozialen Denkens verlangten, und der Kampf 
gegen die Irrlehren des Liberalismus. Erst ganz neuerdings tritt 
das Papsttum mit Belehrungen auch über die sozialen und wirt- 
schaftlichen Fragen hervor, nachdem die moderne Welt deren 
Schwierigkeiten und Verwickeltheiten dargetan hat. Aber was 
es hier lehrt, ist nur die bewußte und planmäßige Geltend- 
machung der »natürlichen«< Grundsätze gegen eine aus den 
Fugen gegangene Welt 1+4). Die Idee an sich ist die der 
mittelalterlichen Kirche. Sie kapituliert nicht wie die alte Kirche 
vor der Macht der unter dem Einfluß der Sünde stehenden 
Naturbasis des Lebens; sie will aber auch nicht wie der mo- 
derne Idealismus durch menschliche Arbeit und Einsicht die 
Unterwerfung einer widerstrebenden und schwierigen Naturbasis 
unter die höchsten ethischen Ideale eines unbedingten Per- 
sönlichkeitswertes und einer freien inncrlichen Geistesgemein- 
schaft erst herstellen, sondern sie glaubt an die gottresetzte 
Harmonie der Naturbasis und des christlich-kirchlichen Uecber- 
baus, wie sie die großen Zeiten des Mittelalters annähernd 
verwirklicht und darin das große Gesctz der göttlichen Welt- 
regierung gezeigt haben. Durch die liberalen Theorien ist das 
wahre Verständnis des Naturrechts verloren gegangen, und durch 
die liberale Praxis ist der Gang der wahren Natur sündhaft zer- 
stört worden. Es gilt die Wiederherstellung des wahren Natur- 
rechts und der Herrschaft der Kirche, und die Natur wird wieder 
ihren harmonischen Gang gehen, ergänzt und unterstützt durch 
karitative Tätigkeit und durch zweckmäßiige Heilung der spezifisch- 
modernen, aus Kapitalismus und Maschinenarbeit entstandenen 

14a) Das ist vor allem ein Verdienst Leos XII, des »sozialen« Papstes; 


seine Erlasse liegen allen modernen katholischen Arbeiten zugrunde; vgl. Maus- 


bach, Christentum und \Weltmoral, S. 44. 
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Schäden '!*?). 
Von hier erklärt sich schließlich auch die letzte Grundeizen- 
tümlichkeit der katholischen Soziallchre, ihre eigentümliche Auf- 





145) Vgl. hierzu Ratzinger, »Gesch.d. kirchlichen Armenpflegee, der über das 
Mittelalter besser orientiert als die entsprechende Darstellung Uhlhorns, S. 247: 
»Mit dem Ende des 12. Jahrhs. hatte die kirchliche Armenpflege, wie sie durch die 
karolingische Gesetzgebung geregelt worden war (diese war eine Ucberführung der 
altkirchlichen freien Armenpflege in eine staatlich geforderte), fast überall aufre- 
hört; die kirchliche Gemeinde kümmerte sich um ihre Armen nicht mehr, der Welt- 
klerus war nicht mehr gesonnen, um die Armenpflege sich anzunehmen. Die kirch- 
liche Gesetzgebung, welche jetzt ausschließlich von den Päpsten ausgeübt wurde 
(im Gegensatz zu der die Armenptilege offiziell regelnden Legislatur der altkirch- 
lichen Konzilien), zog die Armenpflege nicht mehr in das Gebiet ihrer Tätigkeit, 
das Kirchenvermögen hatte den Charakter eines Armenfonds vollständig eingebüßt. 
Nur der Regularklerus vergaß nie seine Pflichten gegen die Armen, und so lange 
es Klöster gab, übten sie Werke der Woehltätipkeit. Zu den Klöstern gesellt sich 
ein ganz neuer Faktor, die Vereine und die Orden, welche aus dem Laienstande 
sich rekrutierend an die Stelle einer geordneten kirchlichen Armenpflege traten, um 
den Untergang derselben nicht gar zu empfindlich werden zu lassen. Fast zu 
gleicher Zeit bildete sich das Korporationsleben in den Städten aus, die Zünfte 
bildeten sich, zu deren Aufgaben es auch gehörte, für ihre verarmten Mitglieder zu 
sorgen. Dieses sind die Elemente, die seit den Kreuzzügen allmählich hervortraten, 
in die leer gelassene Stelle der kirchlichen Hausarmenpflege einrücken, ohne letztere 
ersetzen zu können. Den Klöstern war es unmöglich, jene strenge Kontrolle zu 
üben, welche bei der Armenpflege nötig ist, wenn sie nicht mehr schaden als nützen 
soll, und die Vereine und Orden beschränkten ihre Tätigkeit fast ausschließlich auf 
das Hospital. Was die (altikirchliche Gemeinde, den Seelsorger an der Spitze, durch 
das Mittel der Hausarmenpflege geleistet hatte, das wurde von jetzt an ein uner- 
reichbares Ideal. Von da an allerdings hat der Vorwurf eine Berechtigung, die 
Armenpflege der Kirche sei nur ein Almosengeben, keine Armenpflese gewesen. 
Für Thomas ist charakteristisch, daß neben seiner Darstellung der persönlichen 
Moralität im Aufstieg von den natürlichen Tugenden zu den übernatürlichen und 
neben seiner Sozialphilosophie mit ihrem Kosmos des natürlich-übernatürlichen Or- 
ganismus die Frage einer Sozialreform und auch nur die nach einer die sozialen 
Schäden heilenden Mission der Kirche gar keine Rolle spielen; über die Abwesen- 
heit der Sozialreform in jedem Sinn bei ihm s. Maurenbrecher S. 49: »Für Thomas 
wird die Lebenshaltung des Einzelnen durchweg nach dem Stande bedingt, dem er 
angehört, in den er nach dem Ratschlufß der Vorsehung hineingeboren ist; unter 
die übliche Lcebenshaltung seines Standes soll niemand herabsinken ; aber darüber 
hinauszustreben ist gleichfalls verboten. Eine soziale Hebung der unteren Stände, 
eine »Emporentwickelung der Massene kennt demnach Thomas nicht; sein soziales Ideal 


trägt durchaus konservativen Charakter; auch darin entspricht er ganz der Auffas- 
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fassung des Rechtes, ihr scharfer Gegensatz gegen die moderne 
Lehre von der Schöpfung des Rechtes durch den Staatswillen. 
Läßt diese alles Recht, auch wo es inhaltlich vorstaatliche soziale 
und ethische Ideen sanktioniert, formell als Recht nur durch den 
Staatswillen zustande kommen und erteilt sie damit dem modernen 
Staat die Unruhe eines immer neuen Versuches zur Umwande- 
lung ethischer und rationeller Forderungen in KRechtsbestim- 
mungen, so betrachtet die katholische Soziallehre das Naturrecht als 
vor dem Staate gegeben und diesen verbindend zu einer positiv- 
rechtlichen Ausarbeitung der organisch-patriarchalischen Prinzipien 
des christlichen Naturrechtes. Er ist frei, dabei den verschiedenen 
Umständen und wechselnden Zweckmäßigkeiten Rechnung zu 
tragen, bleibt aber daran gebunden, seine Schöpfungen als Aus- 
arbeitungen der Prinzipien des Naturrechtes zu betrachten und 


sung, die man im allgemeinen im Mittelalter über diese Dinge hatte.«e Ebenso S. 88 f., 
auch Feugueray S. 213 f., Uhlhorn, »Liebestätigkeit« II 448. Wie sehr auch die mo- 
dernen katholischen Sozialideale eine Rückkehr zur natürlich-übernatürlichen Gesell- 
schaftsharmonie des Mittelalters sind, darüber s. Ratzinger, »Die Volkswirtschaft«, 
S. 325 f. »Würde und Ehre der Armut und der Arbeit, Liebe zur Armut und zum 
einfachen Leben selbst inmitten des Reichtums, Verbindung und Ausgleich zwischen 
Reich und Arm durch die Liebe und die Freiheit (d. h. Freiwilligkeit)«, das ist das 
Sozialprogramm. Damit kehrt man zum Naturgesetz zurück, das in diesen Gesell- 
schaftsformen dann auch ganz von selbst den größtmöglichen Wohlstand wirkt, 
S. 323: »Dieselben Ideen, welche den Menschen zur idealen Höhe der Vereinigung 
mit Gott emportragen, beantworten auch die Fragen der politischen Oekonomie: 
über das Verhältnis von Reich und Arm, über Erwerb und Verwendung des Reich- 
tums, über Arbeit und Arbeitsertrag u. s. w. Das Christentum bringt denjenigen, 
die seine Lehre bekennen und befolgen, nicht bloß das Reich Gottes, es gibt ihnen 
auch alles übrige dazu: Wohlstand, Gleichgewicht zwischen Reichtum und Armut, 
Fortschritt in der Arbeit und in der Herrschaft über die Natur, Freiheit und Gleich- 
heit aller nach Ursprung und Ziel, Schutz gegen Erniedrigung und Ausbeutung in 
der brüderlichen Gesinnung und in dem Bewußtsein, daß alle Söhne des himm- 
lischen Vaters sind.e Das aber kann es nur unter Zuhilfenahme des Naturgesctzes 
und seines organischen Kosmos der Stände und Berufe. Die modernen Strömungen 
katholischer Sozialphilosophie, die auf die selbständige Bewegung der modernen 
Gesellschaft eingehen und sie gegen diese kirchlich-naturrechtliche Doktrin unab- 
hängig machen wollen, sind eben deshalb schwere Einbrüche in das Prinzip. Der 
politisch-soziale Modernismus ist nicht minder gegen das Prinzip als der dogmatisch- 
religionsphilosophische und teilt dessen Schicksal s. Loisy, Quelques lettres sur des 
questions actuelles 1908, der mit Recht auch vor allem den politisch-sozialen Gegen- 
satz der Kirche gegen die moderne Welt betont und wenig Hoffnung für den Sieg 


eines solchen politisch-sozialen Modernismus hegt. 
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sie nach der Einsicht in dieses fortschreitend zu verbessern. Das 
bedeutet auch hier, daß alles Wesentliche gefunden und gegeben 
ist, daß der Gang der Natur und Vorschung von selbst in die 
richtige Erkenntnis leitet, daß der Staat wie alle positive Rechts- 
setzung sich nach diesem zu richten habe, von dort her die Rechts- 
verbindlichkeit seiner Sätze erst erlanse. Dann aber ist eben 
auch jeder Gedanke großer sozialer Neuschöpfungen ausge- 
schlossen, die mit einem neuen Recht vom Staate her die neuen 
Verhältnisse zu ordnen hätten. Dann gibt es nur das Zurück- 
greifen auf ewige und unwandelbare Prinzipien, die nur in der 
Einzelanwendung den neuen Verhältnissen angepaßt werden mögen. 
Es ist kein revolutionäres, erst aus neu entdeckter Vernunft die 
Welt umgestaltendes Naturrecht, wie das Naturrecht der Auf- 
klärung oder wie die modernen Staats- und Gesellschaftstheorien; 
es ist ein konservatives, organisch-patriarchalisches Naturrecht, das 
unter dem Schutz der Kirche steht und nur der christlich-erleuchteten 
Vernunft voll verständlich ist, wenn es an sich auch aus reiner 
Vernunft hervorgeht. Es ist ein Rationalismus mehr der Beruhi- 
gung bei erkannten und beweisbaren Wahrheiten, als der kriti- 
schen Initiative und Reform. Die Weltordnung beruht auf der 
Vernunft, aber auf der Vernunft Gottes und nicht auf der des 
Menschen, auf der objektiven, nicht auf der subjektiven Vernunft. 
Darum allein auch paart sie sich so leicht mit dem Supranatu- 
ralismus und der kirchlichen Gnadenmystik 19). 


146) Ueber dicse FEigentümlichkeit des mittelalterlichen Rechtsbegriffes s. Gierke 
II 609— 627, der auch die großen Widersprüche und Verwickelungen aufweist, die 
hierin lagen und liegen. — Auch v. Nostitz-Rieneck, S. J., >»Das Problem der Kulture 
(Erg.-II,. zu Stimmen aus Maria Laach), 185855, S. 20: Die gegebene Grundlage der 
Kultur besteht erstens in der gesamten stofflichen Natur, zum zweiten besteht sie 
sim Naturrecht, dem natürlichen Gesellschaftsrecht und dem natürlichen Individual- 
und Privatrecht. Und nur weil diese Basis gegeben ist und feststeht, hat die histo- 
rische Entwickelung des positiven Rechtes einen klaren Ursprung und einen sicheren 
Grund.«e Auch hier gilt, was für den ganzen Katholizismus gilt S.S: »Wir folgen 
zwei Führern, welche stets denselben Weg weisen: gesunder Vernunft und christ- 
licher Weltanschauunge. Das gilt dann freilich nur von einem Naturrecht und einer 
gesunden Vernunft ganz bestimmter historischer Prägung, nämlich thomistischer Prä- 
gung. Vgl. ibid. S. 49 f., wo versucht wird, dem Fortschritt und der Variabilität 
im positiven Recht Luft zu machen. S. 52: »Wenn nun die wirtschaftlichen und 
geistigen Fortschritte so groß sind, daß neue Zustände der Volkswirtschaft und der 
Volksbildlung geschaffen werden, dann ist die überkommene Gesellschafts- und 


Rechtsordnung, richtiger ein Teil ihrer positiv-rechtlichen 
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Von diesen beiden letztgenannten allgemeinen Charakterzügen 
aus ergibt sich nun aber nicht nur ein abschließendes Bild der 
aus dem Thomismus entspringenden und dauernd die Führung be- 
haltenden Sozialphilosophie des Katholizismus, sondern es fällt von 
hier aus ein Licht auch auf das prinzipielle Wesen einer christ- 
lichen Sozialphilosophie überhaupt, auf die sozialphilosophischen 
Möglichkeiten, die im christlichen Gedanken liegen, und damit 
auf den Weg ihrer Entwickelung nach rückwärts und nach vor- 
wärts. Das Mittelalter schafft eine christliche Einheitskultur und 
eine alles umfassende christliche soziologische Grundidee. Diese 
Einheitskultur ist aber doch auch ihrerseits nicht eine Sozial- 
reform nach christlichen Grundsätzen, sondern nur die Akzep- 
tierung der relativ entgegenkommenden tatsächlichen Verhält- 
nisse und ihre Verschmelzung mit der religiös-kirchlichen Welt 
zu einem harmonischen Entwickelungsganzen. Das wird da- 
durch möglich, daß die von den allgemeinen Verhältnissen ent- 
gegengebrachte Lage nicht als glücklicher historischer Zufall, son- 
dern als begrifflich notwendige Auswirkung der Natur betrachtet 
und der ererbte Begriff des sittlichen Naturgesetzes nun auf diese 
politisch-sozialen Verhältnisse übertragen und aller positiven staat- 
lichen Gesetzgebung als Grund und Norm vorgeordnet wird. So 
wird nun das von der tatsächlich vorliegenden Lage ausgeprägte 
Naturgesetz mit dem Ethos und dem Gemeinschaftswesen der Offen- 
barung verbunden, genau wie die teleologisch-unsterblichkeits- 
gläubige Metaphysik mit dem Dogma. Der in beiden Fällen statt- 
findende Stufenbau des Aufstieges von der Natur zur Offenbarung 
hat aber seinen letzten Grund im Wesen Gottes selbst, dessen 
Wesen es ist, durch die Natur hindurch emporzuführen zur Ueber- 
natur in einem auf Entwickelung angelegten und trotz allen 
Sündenfalls auch unter den Bedingungen der Sünde sich ent- 
wickelnden Weltprozeß. 

Betrachtet man dieses Ergebnis als Aufsammlung der bis- 
herigen geschichtlichen Entwickelung, so erleuchtet sich aufs ein- 
fachste der Weg nach rückwärts. Die christliche Ethik war rein 
für sich, wie bereits ausgeführt, die spezifisch religiöse Ethik einer 
personalistisch-religiösen Empfindungsweise, war Heiligungs- und 
Liebesethik, Hingabe an Gott im sittlichen Gehorsam und Ver- 
einigung in Gott durch religiöse Bruderliebe. Sie kannte die Natur 
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und die naturhaften Motive nur als die allsemeinen, in den eny- 
sten Grenzen zu haltenden Voraussetzungen des Lebens, im übri- 
gen, wo sie darüber hinausgehen, als Selbsterhöhung des irdisch- 
endlichen Selbst und als Verleugnung der Liebe, entwarf daher 
ein Ideal der rein für Gott geweihten und in ihm wurzelnden 
Persönlichkeit sowie der rein durch L.icbe alle Differenzen und l lärten 
überwindenden Gemeinschaft, wußte aber auch, daf dieses Ideal 
erst auf einer neuen Erde und unter einem neuen Himmel voll 
verwirklicht werden kann. So stand sie von ]lause aus im Gegen- 
satze gegen alle Moral, die am Kampfe der Menschen miteinander 
orientiert ist und in Tapferkeit und Ehre das Ideal der Persön- 
lichkeit, in Gerechtigkeit, zweckmäßiger Solidarität und billiger 
Abgrenzung der Interessensphären das Ideal der Gemeinschaft 
sieht. Sie kannte eine Ehre des Menschen nur vor Gott und konnte 
vor Menschen auf ihr Recht und ihre Ehre darum verzichten. 
Sie kannte eine alle Gegensätze im Feuer der Gottesliebe schmel- 
zende Einheit der Scelen und darum kein Recht und keinen 
Kampf ums Recht. So konnte sie wohl das Ideal der monogami- 
schen Familie sich aneignen, aber nicht das des Staates mit 
Recht, Krieg und Gewalt und nicht das des wirtschaftlichen 
Kampfes mit Reichtum, Macht und Besitz. Sie war in allen Punk- 
ten einer Moral entgegengesetzt, die aus dem Kampf ums Dascin 
hervorgeht und ihn durch Veredelung der Kämpfertugenden und 
durch Solidaritäts- und Rechtssedanken moralisiert, ohne ihn aufzu- 
heben. Sie bedeutete vielmehr ihrerseits die radikale Aufhebung des 
Kampfes ums Dasein in Gott und kannte ihrerseits nur den Kampf 
als Kampf für Wahrheit und Liebe gegen Irrtum und Selbstsucht. 
Jedenfalls schritt sie überall über jene Moralisierungen des Lebens- 
kampfes hinaus zu dem Heiligungs- und Licbesideal, — zur Still- 
stellung seiner Motive und zur Aufhebung derjenigen Ordnungen, die 
jenem Kampfe und seinen Moralisierungen förderlich sind. So konnte 
sie mit der antiken Gesellschaft nichts anfangen, deren politische und 
Volksmoral überall die Spuren des Hervorganges aus einer Ethik 
des Kampfes und der Eingrenzung des Kampfes trug, sondern konnte 
aus der Antike nur die stoische Naturrechtsichre sich aneignen, 
die schon von sich aus in den gleichen religiösen Gedankengang 
eingetreten war und Persönlichkeitsmoral wie Menschheitsgemein- 
schaft aus der Teilhabung an der göttlichen Vernunft abgeleitet, 
dagegen dic konkrete Welt des Staates und Rechtes als Trübungen 
dieser Vernunft im Sinne selbstsüchtigen und verworrenen Kampfes 
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bezeichnet hatte. Insoferne damit für die sündige Gegenwart eine 
relative Wertung der sozialen Dinge erreicht war, wie sie im 
Kampf ums Dasein und im Gegenstreben der ethischen Bändigungs- 
mittel geworden waren, hat die Kirche diese stoische Sozial- 
lehre sich angeeignet und durch die von ihr eröffnete relative 
Wertung der sozialen Institutionen sich mit der antiken Gesell- 
schaft abgefunden. Das bedeutete aber doch nur ein Dulden und 
Ertragen, so lange die derart begründeten Institutionen und Sitten 
in ihrem Wesen doch noch die Züge des politischen Macht- 
kampfes, des formalisierenden und legalisierenden Rechts, des 
wirtschaftlichen Konkurrenzkampfes trugen. Daß das späte Römer- 
reich bereits zu bureaukratischen Regelungen und zünftigen Bin- 
dungen griff, das war bereits eine Stillstellung des Kampfes 
ums Dasein, mit der die christliche Ethik sich zu vertragen be- 
gann; aber das war doch nur in bescheidenem Maße der Fall oder 
doch nur wenig wirkungsvoll für diesen Zweck. Nun schuf das 
Mittelalter mit der völligen Unentwickeltheit des Staatsgedankens, 
mit der Schwäche der wirtschaftlichen Konkurrenz, der Abwesen- 
heit einer strengen und rationellen Rechtsordnung, der Dünnheit 
der Bevölkerungsmassen und der Ausschaltung der populationisti- 
schen Kampfmotive durch große Kolonisationen, mit der Auf- 
richtung halb kommunistischer, auf persönliche Dienste und gegen- 
seitige Aushilfe angewiesener Lebenskreise, vor allem mit der 
traditionalistischen Regelung von Nahrungsschutz, Erwerbsspielraum 
und Konsumtion in der friedlichen Gewerbestadt, eine Lebens- 
verfassung, in welcher der Kampf ums Dasein weitgehend regu- 
liert und der formalistische Rechtsstandpunkt noch sehr unent- 
wickelt war. Das ständische und zünftige Wesen ist eine Er- 
haltung und Freigebung individueller Initiative, verbunden mit den 
stärksten Eingrenzungen seiner unabschbaren Folgen und den 
persönlichsten Solidaritäten. Es gibt keinen Staat im antiken und 
modernen Sinne des Wortes und damit nicht den spezifisch po- 
litischen Machtsinn. Soweit die Kampfnatur der Menschen natur- 
wüchsig in Abenteuer und Feehdewesen auflodert, bekämpft cs 
der kirchliche Gottesfriede oder lenkt es die Kirche auf die 
heiligen Kriege ab. Das sind Verhältnisse, mit denen die christ- 
liche Ethik ihren Frieden schließen kann. Es ist ein Kompro- 
miß, denn der Kampf selber bleibt; er ist nur eingegrenzt und 
reguliert; aber das ist dafür dann auch die »Natur«, die von der 
Gnade noch überhöht wird. An einen solchen bereits stark ein- 
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gegrenzten Kampf kann die Gnade anknüpfen. Die ständisch- 
zünftige Lebensordnung bei dünner Bevölkerung ist diejenige 
Stillstellung des Kampfes ums Dasein, bei der die natürlichen 
l.ebensforderungen noch befriedigt werden können und der Auf- 
stieg zur Ethik der Selbstheiligung und Bruderliebe noch mög- 
lich ist. Mit der unpolitisch-ständischen Gesellschaft des Mittel- 
alters ist die christliche Ethik zum sozialen Ideal endlich im 
Prinzip gelangt. Aber auch jetzt noch kann sie es nicht dirckt 
aus ihren christlichen Grundgedanken ableiten; denn es ist die 
Ethik der Natur und nicht die der Gnade. Aber sie schmilzt 
diese Verhältnisse indirekt in ıhr Ideal ein, indem sie die bisher 
schon diesem Zwecke dienende stoische Naturrechtsichre revi- 
diert und aristotelisch ergänzt, indem sie nun weniger den ab- 
soluten Gegensatz gegen den rationellen Urstand als die rela- 
tive Vernunftgemäßheit der politisch-sozialen Iintwickelungen be- 
tont, indem sie in den jetzt frei vom alten Ileidentum und seiner 
Staatsvergötterung sich formenden tatsächlichen sozialen Verhält- 
nissen das Natur- und Vernunftgesetz erst zu seiner Vollentfal- 
tung kommen läßt und diese Vernunftethik mit der Offenbarungs- 
ethik als doppelten Ausfluß des inneren göttlichen Lichtes ver- 
mählt. 

So versteht sich der Charakter der mittelalterlichen Sozial- 
philosophie, die eine christliche Kultur und Gesellschaft darstellt 
und doch keine Begründung und Gestaltung der Gesellschaft nach 
direkt christlichen Ideen ist. So versteht sich aber auch die 
weitere Entwickelung dieser Sozialphilosophie. Sie hat den stän- 
disch-zünftigen, zugleich unpolitischen und wirtschaftlich traditio- 
nalistischen Charakter beibehalten, so lange es irgend möglich war. 
Hier ist auch das Luthertum trotz all sciner Besonderheiten ganz in 
den Bahnen der katholischen Sozialphilosophie gegangen. Der Cal- 
vinismus dagegen fand in Genf und in den atlantischen Staaten 
Verhältnisse vor, die ihn auf die modernen sozialen, politischen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse einzugehen zwangen, und er hat 
dementsprechend die ganze christliche Sozialphilosophie und Ethik 
umgebildet; es wird ein Hauptpunkt der folgenden Darstellung 
sein, diese Umbildung beider auf calvinistischem Boden zu erläu- 
tern. Aber auch Luthertum und Katholizismus bekommen es mit 
der modernen sozialen Entwickelung, der Bildung der modernen 
Riesenstaaten, der kolossalen Steigerung der Bevölkerungsmasse, 
der Entfesselung des politischen Machtkampfes und des wirtschaft- 
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lichen Konkurrenzkampfes, mit der ins Unbegrenzte strebenden 
Produktion des Kapitalismus und mit der Freigebung der nur 
mehr durch gleiches Recht gebundenen Individuen zu tun. In 
dieser Lage half die alte I ehre von der Harmonie und dem Stufen- 
bau nicht mehr aus. Es mußte nun zu christlicher »Sozialreform« 
gegriffen werden. Aber diese christliche Sozialreform nahm nur 
der Katholizismus stark in die Hand, der in seinem Ideal von 
der kirchlich geleiteten Gesellschaft Antrieb und Kraft zu einer 
solchen Reform besaß, während das an den Staat gebundene 
Luthertum hilflos in den Strudel des modernen Gesellschaftspro- 
blems hineingerissen wurde. In dieser Lage aber besteht nun die 
katholische Sozialreform theoretisch im Grunde nur im Rückzug 
auf das Naturgesetz, und das heißt auf die unpolitisch-ständische 
von der Kirche geleitete Gesellschaft, in welcher der Staat nur 
utilitarische Aufgaben hat, während die Kirche die Gesellschaft 
durch die im ständischen Gedanken liegende Idee der Selbst- 
bescheidung und Gruppensolidarität zugleich wieder zum Frieden 
zurückzuführen hofft. Dafür bedarf es nichts als der Herrschaft 
des katholischen Gedankens und seiner christlich-naturrechtlichen 
Wissenschaft. Alle Vorteile der kapitalistischen Produktion lassen 
sich in ein solches System aufnehmen, wenn sie nichts sein wollen 
als technische Verbesserungen der Produktion und Verteilung. So 
ist die moderne katholische Sozialpolitik ein kapitalistisch regene- 
riertes Programm mittelalterlich ständischen Denkens. Ob es da- 
mit dem Zuge der modernen Entwickelung so unbedingt entgegen- 
steht, wie der liberale Fortschrittsglaube meint, kann hier auf 
sich beruhen; bedenkt man, daß an der gegenwärtigen Entwicke- 
lung mancherlei Züge zur Schaffung neuer llörigkeiten, Mono- 
pole, bureaukratischer Regulierungen hervortreten und daß der 
liberale Individualismus oft nur wie eine Zwischenperiode zwischen 
zwei Gebundenheitsperioden sich darstellen kann, so mag man 
es begreifen, wenn katholische Sozialphilosophen meinen, ihr so- 
ziales Naturgesctz gelte heute noch trotz allem Liberalismus und es 
sei höchstes Bedürfnis, für diese kommenden neuen Gebundenheiten 
den christlichen Geist des Wertes des Individuums vor Gott und 
der Versöhnung in der Liebe zu pflegen ; dies sei um so nötiger als 
der moderne Radikalismus die Moral wieder rein aus dem Kampf 
ums Dasein und seinen Selbstbegrenzungen abzuleiten oder gar 
einen Kampf ums Dasein ohne alle Moral zu lehren und die christ- 
liche Liebesmoral als eine Attacke auf alle naturwüchsigen und 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. NXVIIL 1. r 
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besten Instinkte der Menschheit zu bezeichnen im Begriffe sei; die 
beiden Typen der Sozialethik, die der Katholizismus sinnreich ver- 
bunden habe, seien im Begriff, sich aufs unheilvollste zu entzweien;; 
damit drohe der erste natürliche Typus dem reinen Naturalismus zu 
verfallen und die kommenden Gebundenheiten in rohe Ausbeutung 
zu verwandeln; ihre Wiedervereinigung sei nur auf der Grund- 
lage der katholischen Sozialphilosophie des organisch-patriarchali- 
schen, ständisch-arbeitsteiliven, religiös geeinieten Menschheits- 
verbandes möglich: Sätze, die gewiß ihre gute Logik haben !*®*), 





146%) Auch hier zeigt sich die außerordentliche Bedeutung des ständischen 
Gedankens. Ueber seine Rolle in der modernen katholischen Sozialphilosophie 
s. Uhlhorn, Prot. u. Kath. S. 23, wo Hitze, Kapital und Arbeit, folgendermaßen 
zusammengefaßt ist: »Was man erstrebt, ist überall Stärkung der Kirche, Schwä- 
chung des Staates. So sehr tritt der Staatsgedanke zurück, daß Hitze z. B. gar 
nicht mehr darauf retlektiert, daß Bauern, Handwerker u. s.w. doch zuerst alle 
Staatsbürger sind. Der Staat wird nach seinen Gedanken ganz durch die zu 
Korporationen zuorganisierenden Stände verdrängt, und in dem 
erhofften Zukunftsstaate, wenn man das, was Hitze erstrebt, überhaupt noch Staat 
nennen kann, sind es eben die Stände, welche durch eine Interessenvertretung 
ihre Angelegenheiten selbständig ordnen. ... Wenn man die erstrebte ständische 
Gliederung einstweilen durch eine massenhafte Vereinsbildlung vorzubereiten sucht, 
diese Vereine aber selbstverständlich unter der Leitung der Kirche stehen und 
unter dem Schutze des hl. Joseph, so kann man sich darüber nicht täuschen, wie 
es mit den ihre Angelegenheiten selbst und ohne FEinmischung des Staates ver- 
waltenden Interessenvertretungen bestellt sem würde. Das Ziel ist ein von der 
Kirche beherrschtes, ein hierarchischer oder noch deutlicher ein theokratischer 
Sozialismuse. Dabei ist aber hervorzuheben, daß dieser Sozialismus nicht auf der 
Idee der Gleichheit, sondern auf der der Ungleichheit beruht und gerade von der 
Zusammenscharung der Gleichen zu unter sich ungleichen und zu verschiedenen 
Lebensansprüchen berechtigten Gruppen seine Nötigung zum ständischen Gruppen- 
charakter hat, wie das Ratzinger allenthalben zeigt, Weiterhin ist diese Regulierung 
neben sozialistischer Sicherstellung des Einzelwohls doch noch zugleich überall eine 
starke Selbstbescheidung eines Jeden nach seinem Stand und seiner Gruppe; nur dadurch 
wird die Konkurrenz ausgeschieden oder vielmehr auf das nützliche und moralisch zu- 
lässige Maß beschränkt. Der ständische Gedanke ist ein die Existenz sichernder Grup- 
pensozialismus und Selbstbescheidung und Entsagung zugleich, s. Uhlhorn S. 9: 
> Man sche z. B. die Vorschläve an, die Hitze zur Hebung des Handwerkes macht: die 
fabrikmäßsige Arbeit soll eingeschränkt, für gewisse Produkte die fabrıkmätsige Her- 
stellung ganz verboten, die Bannmeile wieder eingeführt werden. Oder man lese 
das Werk Parvins, dieses echt katholischen Nationalökonomen, Ueber den Reich- 
tum«, in dem alles darauf hinausläuft, den Erwerbsbetrieb, den er nur als Selbst- 
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In diesen Zügen stellt sich das allgemeine soziologische Ideal 
der kirchlichen Einheitskultur, der Geist der katholischen Soziallehre 
dar. Es ist leicht zu zeigen, wie von hier aus dann auch die großen 
Einzelgruppen sozialer Bildungen, Familie, Staat und 
Gesellschaft, unter die Grundsätze einer christlichen Sozialphilo- 
sophie gestellt werden können. Sie sind jedesmal besondere 
Formen der Verwirklichung des Grundschemas in der Richtung 
auf einen besonderen ihnen naturgesetzlich zukommenden Zweck. 
Ihre Christlichkeit besteht darin, daß ı) die in ihnen staatfindende 
Verbindung von Individuum und Gemeinschaft im organisch-patriar- 
chalischen Sinne empfunden und gestaltet wird, und daß 2) der 
ihnen naturgesctzlich zu Grunde liegende nächste Eigenzweck zu 
dem religiösen Zentralzweck und damit zu der alles überwölbenden 
und zusammenschließenden Einheit der Kirche und kirchlichen 
Autorität in feste Beziehung gestellt wird. 

Die kirchliche Sozialphilosophie lehrt jetzt einen vollkommen 
geschlossenen, logisch zusammenhängenden, entwicklungsgeschicht- 
lichen Aufstieg und Fortschritt der Sozialbil- 
dungen. Die Ur- und Grundform ist die Familie, die nach 
Aristoteles und nach der Bibel als monogamische Familie die 
erste Wirkung der gemeinschaftbildenden Vernunft und die durch 
ihre Fortpflanzungsfunktion besonders geheiligte, gerade die persön- 
lichen Beziehungen vorbildlich bestimmende Mustergestalt mensch- 
lichen Gemeinschaftslebens ist. Aus dem Zusammenschluß der Fa- 
milien entsteht die Gemeinde, die Thomas aus noch zu besprechen- 
den Gründen wesentlich als städtische ın Betracht zieht, neben der 
aber die dörtlichen und hofrechtlichen Vereinigungen natürlich 
auch in Betracht kommen. Ueber den Gemeinden erheben sich 
Provinz und Reich. Die Staaten sind von unbegrenzter Zahl. 
An ihre Zusammenfassung im Kaisertum denkt Thomas und das 
spätere Mittelalter nur wenig, die heutige katholische Soziallchre 
nicht fast sokar einzige, Tugend zu feiern. Oder man prüfe die Mittel zur Heilung 
der sozialen Schäden, welche in den historisch-politischen Blättern angepriesen 
werden. Vor allem soll die Produktion eingeschränkt werden. Es sollen sich 
Mäßirkeitsvereine bilden, deren Mitglieder sich verpflichten, kein Fabrikat zu 
kaufen, das nicht zur Befriedigung eines wirklichen Bedürfnisses dient, kein Haus- 
gerät, kein Kleidungsstück anzuschaffen, das bloß zur Zierde dient. Das dadurch 
ersparte Geld soll dann zur Vermehrung der klösterlichen Institute verwandt werden, 
die dann weiter dazu dienen, die Vermehrung der Bevölkerung aufzuhaltene. Das 
letztere ist besonders wichtig; dieses Sozialideal setzt eine nicht allzu dichte Be- 
völkerung als erste Bedingung der Beseitigung des Konkurrenzkampfes voraus. 
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begreiflicher Weise gar nicht. Innerhalb der Gemeinden und des 
Staates bewegen sich dann schließlich die ständisch-beruflichen Grup- 
pen und Genossenschaften, die die Träger des sozialen Lebens im 
engeren Sinne sind und bei denen die charakteristischen korporativen 
und ständischen Gliederungen des Mittelalters vorausgesetzt werden. 
Das Ganze aber wird zusammengeschlossen in der Kirche mit ihren 
hierarchischen Gliederungen und Ordensgenossenschaften, in letzter 
Linie also regiert vom Papste und durch ihn von Christus, dem 
Herrn der Christenheit selbst, wobei der Stand der Kleriker und 
der Asketen das eigentliche Mittel der Regierung ist #7). 

Eine monographische Darstellung dieser Sozialgebilde würde 
über den Rahmen dieser Untersuchung hinausgehen. Sie würde 
auch mit sehr viel zeitgeschichtlichen Besonderheiten der thomi- 
stischen Lehre und mit deren Abhängigkeiten von ihren Autoritäten 
zu tun haben. Denn es handelt sich hier bei Thomas vielfach 
um reine buchgelehrte Theorien. Es seien daher nur die für die 
Dauer bedeutsamen Gesichtspunkte hervorgehoben 15). 

Die Familie ist zunächst bestimmt durch ihren natur- 
gesetzlichen Ligenzweck, der von selbst die Monogamie, das 
Privateigentum der Familie und das Erbrecht mit sich bringt 

147) Das Grundschema in seiner Wirkung auf die Einzelkreise s. Gierke III 
513f., 544 f, 550, 640; Althusius 60, 135 f, 232. Der Aufbau in Familie, Ge- 
meinde, Reich, Kirche, Feugueray 177, 142 fo Gierke, Althusius 227, 229, 241, 
Cathrein II 515, 520. Die ständische und korporative Gliederung der Gesellschaft 
ist überall mehr vorausgesetzt als naturrechtlich entwickelt. Gierke hebt mit Recht 
hervor, daß sie mehr als dem positiven Recht denn dem Naturrecht angehörig an- 
geschen wird, Althusius 241; er findet den Grund in der technischen Anlehnung 
an Aristoteles, dessen Stadtstaat sie nicht kannte. Leberdies beruhen sie Ja auch 
tatsächlich auf positivem Recht, Privilegierungen, autonomen Beschlüssen u. s. w.; 
aber das ist doch nur die menschliche Ausführung und Zusatzbestimmung zum Natur- 
recht nach Grundsätzen der Zweckmäßigkeit. Bei dem berühmten Vorschlage in 
de reg. princ. für Gründung eines Reiches oder einer Stadt ist die korporative 
berufliche Gliederung und sogar die besondere Ansiedelung der zusammengehörigen 
Gruppen vorgesehen, Baumann 74 f. Vgl hierzu die Stellen bei Maurenbrecher 
S. 39 und 47, wo die Korporätionen und Stände teils auf Natur und Vorsehung, 
teils auf positives Recht zurückgeführt sind, zugleich Berufung auf das Beispiel der 
Engelchöre. — Ueber das Zurücktreten der Reichsidee Gierke III 541—544. 

149) Ueber das Verhältnis der nur buchgelehrten Doktrin zu der Bezugnahme 
auf die zeitgeschichtliche Wirklichkeit s. die lehrreichen Bemerkungen vun Mauren- 
brecher, der die letzteren aus den unwillkärlichen Urmdeutungen des Aristoteles 


sinnreich herausbolt, 
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und in der Erzeugung und Erziehung der Nachkommenschaft 
besteht. Malthusianische Bedenken sind noch unbekannt. Der 
patriarchalisch -organische Charakter der Familiengruppe, sei es 
daß sie als Kleinfamilie oder als in gemeinsamem Geschäft 
oder Betrieb vereinigte Großfamilie lebt, versteht sich nach allem 
Bisherigen von selbst; ebenso auch die Eingliederung der Dienst- 
boten in die patriarchalische Ordnung der Familie. Die Würde 
der menschlichen Einzelperson ist dabei in einer Reihe von 
Sitten oder gesetzlichen Bestimmungen relativ gewahrt und 
vor allem in der persönlich-ethischen gegenseitigen Liebesbe- 
ziehung behauptet. Die Eingliederung der Familie in den religiös- 
kirchlichen Zentralzweck besteht darin, daß sie möglichst den 
Charakter der Geschlechtsgemeinschaft und des Geschlechtsgenusses 
verliert, indem ihr Zweck lediglich auf rationelle Fortpflanzung 
der Menschheit und damit der Kirchenglieder beschränkt ist und 
sie selbst als Sakrament zu einem Abbild der Einheit Christi und 
der Kirche wird; in beiden Hinsichten wirkt die asketische Ein- 
schränkung der Geschlechtslust, indem die Ehe lediglich zu einem 
Institut der Fortpflanzung und zu einem Symbol der geistlichen 
Liebeseinheit wird. Im übrigen steht sie cben mit diesem Sakra- 
mentalcharakter rechtlich unter dem kirchlichen Eherecht, das 
die Kirche möglichst gegen das staatliche auszudehnen sucht, und 
unter weitgehendem Einfluß des Beichtstuhls. Indem die Kirche 
dann mit den christlichen Licbestugenden vollends die persün- 
lichen Beziehungen innerhalb der Familie durchdringt und sie 
über ihre schon natürliche Verbundenheit in die religiöse Liebes- 
verbundenheit erhebt, wird sie zur Urform und Vorschule aller 
sozialen Bezichungen, wie das bereits bei der Analyse des Patriar- 
chalismus gezeigt worden ist 149), 

Der Staat oder, wie man im mittelalterlichen Sinne richtiger 
sagte, die Obrigkeit hat naturgesetzlich den Zweck der Aufrecht- 
erhaltung von Ordnung und Landfrieden und damit die Aufgabe, 
die Voraussetzungen für ein friedliches Berufsleben, für das Mindest- 
maß einer wenigstens legalen Moralität und für das Ideal einer so- 
wohl distributiven als kommutativen Gerechtigkeit, zu bewirken, d. h. 
dafür zu sorgen, daß jeder seinem Rang und Stande gemäß an 
dem Bonum commune des Staates oder an der irdischen Wohl- 
fahrt beteiligt werde und daß der etwaige Austausch, die Vertrags- 





149, S, Feurueray 177—180; Th. Meyer 70—141, Cathrein IL 380—447, 


v. Eicken 440—407. 
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verhandlungen und das Verhalten der einzelnen untereinander 
nach dem Maßstab strenger Rechtlichkeit und genauer Iintsprech- 
ung von Leistung und Gegenleistung, von Schädigung und Buße 
vor sich gehen. Die Organisation, die er zu diesem Zwecke teils 
durch inneren Vernunfttrieb teils durch verständige Hinrichtung 
sich gibt, ist die patriarchalisch-organische mit aussesprochener 
Neigung zur Monarchie, in der alleın die Autorität der Regierung 
und die Einheit des Organismus nach dem Vorbild des Univer- 
sums zur vollen Geltung kommt. Immerhin soll doch auch auf 
Grund derselben organischen Idee die Selbstwertickeit der Glieder 
zum Ausdruck kommen. Das geschieht am besten durch eine ge- 
mischte Verfassung, wobei wohl an ständische Repräsentationen 
und deren Mitwirkung gedacht ist; freilich fließen sie für Thomas 
beständig mit der Volksversammlung der aristotelischen Polis zu- 
sammen und sind in seiner Theorie die Beziehungen auf das kon- 
krete Verfassungslcben der Zeit auffallend verblasst; das hat zur 
Folge eine verhältnismäßig große Unabhängigkeit der katholischen 
Theorie von dem Lehenswesen und der Feudalität, eine stark 
abstrakte Behandlung des Verhältnisses der öffentlichen Gewalt und 
der subjektiven öftentlichen Rechte. Gegenüber einer den Staats- 
zweck verleugnenden selbstsüchtigen und tyrannischen Regie- 
rung besteht Revolutionsrecht und sogar Revolutionspflicht, frei- 
lich unter der Bedingung, daß durch eine solche Revolution 
nicht mehr geschadet als genützt wird. Die Einzelausführungen, 
die gerade hier bei Thomas sehr stark unter buchgelehrtem 
EinfluB stehen und weder auf den mittelalterlichen Staat noch 
auf die moderne Welt anwendbar sind, können hier auf sich be- 
ruhen; seine Lehre über die Entstehung des Staates, über das Ver- 
hältnis des natürlichen, positiven und Völkerrechtes, seine Anschau- 
ung von dem Verlauf der politischen Geschichte, sein Verhältnis 
zu den Rechtstheorien und -Quellen seiner Zeit, haben nur mono- 
graphisches Interesse. Die Ilauptsache ist die Einschränkung 
des Staatszweckes auf die utilitarische Wohlfahrt und die legale 
Gerechtigkeit, die Verbindung von göttlicher Autorität der Staats- 
gewalt mit subjektiven Rechten und Ansprüchen der Individuen, 
die Bedeutung von Pictät, Vertrag und patriarchalischer Gesinnung 
für das politische Ganze. Das sind dauernde Grundzüge der 
katholischen Staatstheorie. Der Staat ist die Organisation der 
weltlichen und rechtlichen Interessen, soweit eine solche für die 
christliche Gesellschaft notwendig ist, und insoferne überhaupt 
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nur eine Ingredienz der letzteren. Er ist die weltliche Seite der- 
selben Gesellschaft, deren geistliche die Kirche darstellt. Dabei ist 
dann auch die Beziehung des Staates auf den religiösen Zentralzweck 
leicht ersichtlich. Sie liegt außer in der Betonung der patriarchalisch- 
organischen Liebesclemente, die auch den Staat zur Vorschule christ- 
licher Gesinnung machen, in der strengen Eingrenzung des Staats- 
zweckes auf irdische Interessen und formale Gerechtigkeit. Dadurch 
wird die Verselbständigung des politischen Ideals als eines ethischen 
Selbstzweckes ferngehalten, die für den antiken und modernen 
Staatsbegriff charakteristisch ist und die jeder Lehre von der 
letzten Geltung religiöser Leebenszwecke bedenklich sein muß. 
Ebenso ist diese rein utilitarische Auffassung eine Fernhaltung 
des Staates von allen geistigen, religiösen und höheren ethischen 
Interessen, die er vielmehr erst von der Kirche empfängt und die 
unter Leitung der Kirche bleiben müssen. In die ersteren Gebiete 
kann er beliebig eingreifen, ja gerade das wirtschaftliche Leben 
kann er durch Preistaxen und durch allerhand die Autarkie jeder 
Gemeinde schützende Vorschriften aufs tiefste beeinflussen; aber 
das geistige Leben muß er frei lassen für die Kirche. Das Ver- 
hältnis der Staaten untereinander soll das von Gliedern der christ- 
lichen Familie sein; Kriege sind nur als gerechte, durch die Schuld 
des andern hervorgerufene erlaubt und sollen das Gute fördern, 
Uebles vermeiden helfen. Auch sind sie nur als offizielle vom Fürsten 
angeordnete zulässig, während die Privatkriege und Fehden ver- 
boten sind. Der Egoismus der Nationalitäten vollends kommt für 
die internationale christliche l.ebenseinheit noch gar nicht in Be- 
tracht; die Metaphysik der Kirche läßt die des Nationalgefühls über- 
haupt noch nicht aufkommen. Die Frage der Gerechtigkeit eines 
Krieges entscheidet in’ letzter Linie die Oberrichterin aller mora- 
lischen Dinge, die Kirche. Schließlich und vor allem kommt die 
Eingliederung in den geistlichen Lebenszweck zum Ausdruck in 
der Theorie von der Oberherrschaft der Kirche, die zwar in den 
rein irdischen Angelegenheiten nur eingreift, wo sie mit den geist- 
lichen Interessen zusammenhängen, aber über die Fälle solchen 
Zusammenhanges souverän von sich aus entscheidet. Die geistliche 
Autorität ist die regierende und leitende Seele auch der welt- 
lichen Autorität, ganz so wic Gott den Organismus der Welt 
regiert, auch da, wo er ihn zunächst seinen eigenen Gesetzen 
überläßt. Die Hauptaufgabe ist hier, daß überall der wahre 
Glaube und das ihm entsprechende kanonische Recht herrsche; 
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doch sind Gewaltbekehrungen gegen Juden und Unrläubige un- 
erlaubt; allerdings werden die Häretiker im Falle hartnäckiger 
I.cugnung aus Fürsorge für das Heil der Uebriven exkommunziert 
und dann der Staatsrewalt zur Bestrafung übergeben als schäd- 
liche Störer der Gesellschaft. Unterordnunren von Gläubigen 
unter Ungläubirre sind nur erlaubt, soweit es die äußeren Rechts- 
und Machtverhältnisse mit sich bringen. Der Verkehr mit Un- 
oläubigen ist nur erlaubt, soweit er Hoffnung auf Bekehrung 
erwecken kann, im übrigen soweit die Not ihn gebietet. Nur 
durch die Taufe gehört man sowohl der staatlichen als der 
kirchlichen Ordnung an, und für Ungläubige ist die Taufe die 
Naturalisation in der christlichen Gesellschaft. Nimmt man hier 
noch die Leitung der fürstlichen Gewissen durch das kirch- 
liche Ideal hinzu und bedenkt man die Forderung, daß es Auf- 
gabe der Fürsten ist die Völker zur Tugend zu erziehen, so 
ist die Eingliederung des Staates unter den religiösen Zweck 
trotz seiner naturgesetzlichen Selbständigkeit eine alles beherr- 
schende. Andererseits aber ist von einem so sich verstehenden 
Staat auch keinerlei ethisches Motiv des Widerstandes gegen 
diese Erfüllung mit dem absoluten religiösen Lebenswert zu bce- 
fürchten. Differenzen sind nur möglich über das Maß und Ver- 
hältnıs der Beteiligung der weltlichen und der geistlichen Gewalt 
an der gemeinsamen Aufgabe. Die thomistische Lehre vertritt 
hier klar und chrlich die völlige Vorherrschaft der geistlichen Ge- 
walt, in der sich das Zweckreich der Vernunft und Erlösung erst 
einheitlich zusammenschliefst 130), 

Schr viel lückenhafter und unklarer liegen die Dinge bei der 
thomistischen Lehre von der eigentlichen Gesellschaft; sie 
ist auch nur sehr bedingt als typisch für die katholische Sozial- 
lehre anzusehen. Typisch allerdings ist der Grundzug, daß die 
ganze Gesellschaftsgliederung auf der Notwendigkeit der Arbeit und 
der sich ergänzenden Arbeitsteilung naturgesetzlich beruhe. Das 


I) Vgl hierzu Feugueray, Baumann, Gierke; im übrigen v. Ficken 350—430, 
Cathrein II 449— 078. So sind auch die bei Aristoteles politisch gemeinten Aeufie- 
rungen über die soziale Natur der menschlichen Vernunft von Thomas unwillkürlich 
lediglich sozial verstanden als Aussagen über die notwendige wirtschäflliche Ergin- 
zung der Berufe innerhalb des Staates, was wiederum seinerseits Aristoteles von 
seinem antiken Ideal des Vollbürgers und Rentenbeziehers aus verwirft, s. Mauren- 
brecher 30 und 36, zugleich ein Beispiel für die Art des thomistischen »Aristöte- 


lismuse. 
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ist gegenüber der alten Kirche, in der nur ganz gelegentlich sich 
solche Aeußerungen fanden, etwas Neues. Diese hatte im Grunde 
das alte Ideal des rentenbeziehenden antibanausen Bürgers fest- 
gehalten und für die arbeitenden Klassen nur Liebe und Mildtätig- 
keit verlangt, im übrigen die Arbeit nur im Kloster zur vollen 
Ehre gebracht. Jetzt spiegelt sich die mittelalterliche bürgerliche 
Ordnung in dem sozialen Ideal von Arbeit und Eigentum und 
einer nur auf Arbeit begründeten Differenzierung. Daraus er- 
geben sich naturgesetzlich die Ständegliederungen und Korpo- 
rationen gemeinsamer Arbeit, sowie die Aufgabe der die Gesell- 
schaft leitenden Autorität; sie besteht darin, einerseits für die 
Aufrechterhaltung dieser Gruppen und für Nahrungsschutz zu sorgen, 
andererseits die Einzelnen bei ihrem Stand und ihrer Arbeit fest- 
zuhalten, damit die gesellschaftliche Gliederung nicht gestört werde. 
Dabei denkt Thomas überall an kleine \Wirtschaftseinheiten von 
autonomer Bedarfsdeckung, in welchem Sinne er die aristotelische 
Autarkie interpretiert, er setzt an Stelle der politisch-ethischen 
Selbstzwecklichkeit des Staates die Sicherheit einer nicht durch 
unübersehbare Zusammenhänge gestörten Bedarfsdeckung, wo 
nach Möglichkeit alle Bedürfnisse von der Wirtschaftseinheit selbst 
gedeckt werden und nach außen nur ein ergänzender Passiv- 
handel zu wünschen ist. Das ergäbe ein radikal auf persönliche 
Arbeitsleistung und gerechten Lohn begründctes soziales Sy- 
stem, bei dem nur durch die Anerkennung des Erbrechtes, als 
naturgesetzlich in der Fortsetzung der Persönlichkeit durch die 
Familie begründet, die revolutionärsten Folgen vermieden wären 13t), 
Aber dieses System paßt sich ganz von selbst den gegebenen Verhält- 
nissen an, indem die Arbeit differenziert wird in körperliche, geistige 
und herrschende Tätigkeit, indem das Einkommen standesgemäßs 

151) So wird auch die Eigentumslehre ohne Jeden Zusammenhang mit der Lehre 
von der Arbeitsteilung und Berufsdifferenzierung ganz selbständig und gelegentlich 
als Frage des Naturrechtes verhandelt, wo dann die Fragen des urständlichen 
Kommunismus und des Rechtes des Eigentums im Sündenstande verhandelt werden. 
Maurenlrecher S. 96 f. Instinktiv muß aber ein Zusammenhang bestanden haben, 
da Thomas die Eigentumsbildung aus dem anfänglichen Gebrauchskommunismus 
sich naturgesetzlich notwendig entwickeln Kift und das gleiche von der Arbeits- 
teilung lehrt. Auch hängt die der alten Kirche gegenüber neue, an Aristoteles an- 
geschlossene Theorie vom Naturrecht des Eigentums (Maurenbrecher S. 104 f.) un- 
zweifelhaft mit der ebenfalls neuen Schätzung der Berufe und der Arbeit zusammen, 


die er ja gleichfalls aus dem Aristoteles herauszulesen meinte. N. auch M. N. 110. 
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sein muß und indem die Unfreiheit als Folge des Sündenfalls 
ohne weiteres acceptiert wird. Damit greifen nun ganz andere 
Motive in die auf Arbeitsieistung und Sicherung eines ausgiebigen 
Existenzminimums begründete Idee der Gesellschaftsgliederung 
ein. Der Patriarchalismus durchbricht die einfache Grundtheorie, 
und der eigentliche Geist dieser Soziallehre wird nur mehr an- 
wendbar auf die arrarisch-bäuerliche und die sewerblich-städtische 
Arbeit. Die domini saeculares oder die herrschende Aristokratie 
sowie die Männer des beschaulichen und gedanklichen Lebens, 
der Wissenschaft und der Kirche, rücken unter einen ganz an- 
deren, sehr aristokratischen Gesichtspunkt. Die materielle Arbeit 
verbleibt den unteren Ständen, teils ein auch hier nicht zu um- 
echendes Zugeständnis an die Naturbedingungen der Gesell- 
schaft !5!®), teils eine Einwirkung des aristotelischen Aristokratismus. 

Hier ist nun das AMerkwürdige, daß im Gegensatz zu der 
Neigung des modernen Katholizismus für die ländliche Bevöl- 
kerung und ihr spezifisches Ethos bei Thomas wesentlich nur die 
Stadt in Betracht kommt. Der Mensch ist ihm von Natur städtisch, 
und das Landleben ist ihm nur eine Folge von Unglück oder 
Not ; freilich ist seine Stadt selber zugleich stark agrarisch und 
deckt ihre Bedürfnisse im geordneten Austausch mit dem ihr 
untergebenen Lande. Diese völlig einseitige Beziehung auf die 
Stadt ist nun aber doch schwerlich nur durch den Zufall ver- 
anlaßt, daß der Italiener und Bettelmönch wesentlich bloß die 
Stadt kennt und daß der Kommentator des Aristoteles überall 
am Stadtstaat hängen bleibt. Denn Aristoteles bevorzugt den 
Landbau vor den Gewerben, während Thomas den ersteren als 
schmutzig und elend bezeichnet; außerdem bezieht Thomas die 
aristotelische Geringschätzung des Gewerbes nur auf die ab- 
hängisen Lohnwerker, während er die am Stadtregiment tecil- 
nehmenden Gewerbetreibenden mit den aristotelischen Vollbür- 
gern vereinerleit, ganz gegen den Sinn des Aristoteles. Vielmehr 
deutet all das hin auf den bereits früher hervorgehobenen Um- 
stand, daß doch erst die mittelalterliche Stadt mit ihrem Friedens- 
prinzip, Ihrer Begründung auf freie Arbeit und korporative Ar- 
beitsgruppen, mit ihrem stärkeren geistigen Interesse und ihrer 
fürsorglichen, jeden schützenden Verwaltung der eigentliche Bo- 

151a) Ueber diese Naturbedingungen sehr lehrreich Michels Die olizarchischen 


Tendenzen der Gesellschaft.« Archiv NNI. 
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den für die christlichen Ideale wurde !5°?). So ist zwar die Be- 
schränkung auf die Stadt äußerst einseitig, aber sie veranschau- 
licht in dem Ideal der Stadt doch typische Züge der katholisch- 
christlichen Gesellschaftslehre, die eine Uebertragung auch auf 
das Allgemeine und Ganze zulassen. Insbesondere ist nur von 
hier aus und nicht von der Anschauung der Feudalgesellschaft 
aus die Forderung der Sozialtheorie begründet, daß alles Ein- 
kommen und alle Differenzierung auf der persönlichen Arbeits- 
leistung beruhen müsse. Das ist bürgerliche, nicht mehr feudale 
Ethik. Thomas, selbst ein Sprößling des Feudaladels, ignoriert 
Lehenswesen und Feudalität, setzt ‘aber überall die ständische 
Gliederung als selbstverständlich voraus. Er liebt es nur nicht, 
sie an der Feudalität zu veranschaulichen. Und in diesem Sinne 
hat auch die übrigens so einseitige Orientierung des Thomas an 
der Stadt ihre allgemeine und typische Bedeutung für die katho- 
lische Sozialethik. Sie ist patriarchalisch in den Grenzen der not- 
wendigen Konzessionen an die unvermeidlichen natürlichen Macht- 
verhältnisse und Unterschiede, aber in keiner Weise feudal. Sie ist 
bürgerlich im Sinne der agrarisch-gewerblichen Stadt mit ihren 
festen Arbeitsgliederungen und ihren durchsichtigen Proportionen 
von Arbeit und Einkommen +58). 

Das Einzelne ist hier nur von monographischem Interesse. 
Allgemein bedeutsam sind wiederum nur diejenigen Züge an diesem 
bürgerlichen Ideal, die einer Verallgemeinerung für das Ganze 
fähig sind und den Geist dieser Arbeits- und Erwerbsordnung 
zeigen. Das Entscheidende ist einerseits die positive Schätzung 
der Arbeit, des Erwerbes, des Privateigentums, des Erbrechtes 

152) Leber diese christliche Bedeutung der Stadt, die erst eine wirkliche christ- 
liche Laienkultur von selbständiger Regsamkeit bringt s. Uhlhorn, Liebestätigkeit II 
174, 201, 210; namentlich der Berufsbegriff gegenüber den bisherigen Geburtsständen 
ist in der Stadt zu Hause S. 325 f., ebenso die Idee der gegenseitigen Ergänzung 
S. 404, Anfänge einer bewußßten Sozialpolitik 450. 

153) Die Belege zu alledem bei Maurenbrecher, der nur den Gründen nicht 
nachgeht, weshalb Thomas die Stadt so auffallend vor dem Lande bevorzugt. — 
Daß die mittelalterliche Gesellschaftslehre der Theologen die Feudalität igno riert, 
ist auch sonst immer aufgefallen. Erst die romantisch -antirevolutionäre Staats- 
doktrin der Restauration, L. v. Haller und de Bonald, kommen auf sie zurück. 
Sie ist aber von da auch heute nicht in die eigentliche katholische Soziallchre ein- 
gedrungen. Diese bevorzugt demokratische, bäuerlich - agrarische und bürgerlich- 


mittelständische Ideale. 
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und die Einräumunz einer naturgesetzlichen Pflicht für sich und 
die Seiniven, das dem Stande entsprechende und die Erhaltung 
der Familie sichernde Maß von Lisentum zu erwerben. [ndem 
das naturgesetzlich, d. h. mit Rücksicht auf die Zweckmäfsiskeit 
für die Produktion begründet wird, ist damit der die alte Kirche 
völlig beherrschende reine Konsumtionsstandpunkt aufzezeben und 
den realen Bedingungen des wirtschaftlichen Lebens Rechnung 
getragen. Andererseits ist es der, wie ihn Max Weber im Ge- 
gensatz zum kapitalistischen Geiste nennt, traditionalistische Geist 
der ganzen Wirtschaftsauffassung. Er kommt zum Ausdruck in 
der standesgemäßen Unterscheidung der Lebenshaltung und in 
der Anweisung an die politischen Gewalten, durch eine Politik des 
Nahrungsschutzes und der Preisrerulierung jeden bei diesem stan- 
dessemäßen Einkommen zu erhalten. Ts ist der Standpunkt der 
Konservierung der Nahrungen, der mit der Festhaltung stehender 
ständischer Gruppen und dem Ausschluß des Berufswechsels, der 
Fortsetzung des väterlichen Berufs durch die Kinder, eng zusam- 
menhängt. Er kommt weiter zum Ausdruck in der den Verkehr 
und Austausch rezulierenden Preislehre vom pretium justum, das 
dem Warenwert objektiv genau entsprechen und nur den Zu- 
schlag des für das Leben des Iländlers Notwendigen enthalten 
soll; wie freilich ein solcher objektiver Wert festgestellt werden 
soll, darüber sagt die noch sehr kindliche ökonomische Reflexion 
nichts; sie passt sich den wirklichen Verhältnissen nur durch das 
Zugeständnis gewisser Schwankungen und durch gelegentliche 
Anerkennung subjektiver Faktoren in der Preisbildung an. Er 
kommt schließlich zum Ausdruck in der bekannten Zins- und 
Wucherlehre, die jetzt auf der aristotelischen Lehre von der Un- 
fruchtbarkeit des Geldes beruht und eine ganze Gelätheorie ent- 
hält; ihr Sinn ist im Grunde, sowohl der unzerechten Ausbeu- 
tung als einer gefährlichen Mobilisierung des Güterverkehres, der 
ganzen Unberechenbarkeit einer ins Unendliche hincinarbeiten- 
den und vom begrenzten Kundenkreis sich emanzipierenden Pro- 
duktion vorzubeugen, auch ein Einkommen ohne Arbeit zu ver- 
hindern. Die außerordentlich verwickelten Einzelheiten und Ab- 
hängiskeiten dieser ökonomischen Lehren müssen hier aut sich be- 
ruhen. Begründung von Eigentum und Erwerb auf persönliche Ar- 
beitsleistung, Gütcraustausch nur soweit er nötig und dann nach 
Grundsätzen cines verechten, niemand übervortellenden Preises, den 
am besten die Obrigkeit reguliert, Konsumtion nach dem Grundsatz 
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einer nur den natürlichen Zweck der Daseinsbehauptung erfüllenden 
Mäßigkeit und einer die Not anderer berücksichtigenden Mildtätig- 
keit, doch mit Zugeständnis starker standesgemäßser Differenzen und 
sclegentlicher Liberalitäten: das ist der Geist dieser ökonomischen 
Denkweise. Es genügt hervorzuheben, daß dieser Geist auch da 
bestehen bleibt, wo mit der unumgänglichen modernen Arbeits- 
zerlegung und der Größe der modernen Versorgungskreise das Ka- 
pital anerkannt wird. Betonung des Eigentums für jeden 
Konservierung in standesgemäßer Nahrung, Bescheidung und Ein- 
srenzung der Produktion auf wirkliche Anregung der wirtschaft- 
lich notwendigen Gütererzeugung, Verzicht auf einen aus reiner 
Spekulation stammenden privaten Unternehmergewinn, mög- 
lichste Vereinigung von Kapitalbesitz und Arbeit, Bereitwillig- 
keit der Besitzenden eine solche Zusammenlegung nach Möglich- 
keit auch durch persönliche Opfer an Gewinnchancen in Asso- 
ziationen und Gewinnbeteiligung zu ermöglichen, schließlich neben 
diesen Gesinnungselementen starke staatliche Regulierungen zur 
Durchführung und Behauptung ciner derartigen Gesellschaftsver- 
fassung : das ist heute noch bei Ratzinger das christliche Sozial- 
ideal, an dem die Welt genesen soll 154). 


154) Hierzu vor allem Ratzingers »Volkswirtschaft«e in ihren historischen und 
systematischen Partien. Ueber das pretium justum bei Thomas s. Brentano, »Ethik 
und Volkswirtschaft in der Geschichte« 1901, S. 35f.; darnach hat Th. den erlaubten 
Handelsgewinn gleichfalls von dem Maß der standesgemäßen Erhaltungsbedürfnisse 
abhängig gemacht und den subjektiven Bedingungen der Preisbildung (Liebhaber- 
werte u. a.) wenigstens einen beschränkten Einfluß auf das objektive pretium justum 
gewährt; also auch hier die Konzessionen an das praktisch Unvermeidliche. — Ein- 
gehender ist F. X. Funk, »Ueber die ökonomischen Anschauungen der mittelalter- 
lichen Theologiee, Z. f. ges. Staatswissenschaft, 25. Jahrg. 1564. F. hebt die Lücken- 
haftigkeit, Zufälliskeit, zeitgeschichtliche Bedingtheit und spezifisch-theologische, 
den Beichtrat betreffende Art der Aeußerungen des Thomas hervor und hält sich 
mehr an Antonius von Florenz und Bernhardin v. Siena, teilt übrigens auch über 
Thomas das Wesentliche mit. Er hebt hervor, daß die Erkenntnis von der pro- 
duktiven Natur des Kapitals wohl vorhanden sei und in den berechtigten »Zins- 
titelne auch zur Geltung komme, daß also auch hier schon bei Th. eine starke An- 
näherung an das praktisch Notwendige stattfinde, da aber juristische Autoritäten 
(der römische Mutuatarvertrag) und aristotelische Theorien (Unfruchtbarkeit des 
Geldes) es nicht zu einer Lösung der Schwierigkeiten kommen liessen. Auch die 
altkirchlichen und angeblich biblischen Wucherverbote bestimmen ihn. Aber er ist 
im Begriff, den Unterschied von Wucher und Zins zu begreifen; nur, indem die ari- 


stotelische Theorie ihn zugleich mit dem positiven Rechte zwingt, bildet er seine, 
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All das aber bezieht sich freilich erst auf das naturcesctz- 
liche Ideal der Gesellschaft. Darüber steht der religiöse End- 


diese Einsicht wieder bedenklich einschränkende, Lehre vom Wucher- und Zinsverbot 





aus, doch nicht ohne einschränkende Klauseln für das letztere im Lucrum cessans, 
wozu später das damnum emergens und das periculum sortis hinzukommen. — Aehn- 
lich Ch. Jourdain, »Les commencements de l'économie politique dans les écoles du 
moyen âge, Mémoires de l'institut national de France, Académie des inscriptions et 
belles lettres, Bd. 25, Jahrg. 1854; J. sieht darin freilich nur die auf eine völlige 
Indifferenz in allen ökonomischen Dingen folgende Anregung cines ganz elemen- 
taren ökonomischen Denkens durch Aristoteles: quelques notions sur la monnaie, 
des maximes seycres en maticre de pıet, d'injustes préventions contre le commerce 
tempcrces par les sentiments pour ses avantages sociaux« S. 24 und verkennt den 
darin sich — freilich unbehilllich genug — aussprechenden eigentümlichen, von 
der christlichen Grundidee in der Tat inspirierten Geist. — Klar erkannt und cin- 
gehend dargelegt nach Thomas ist dieser Geist bei Ashley, >»Englische Wirtschafts- 
geschichte«, übers. von Oppenheim I 1896, S. 129—107; er hebt auch treffend 
hervor, wie diese Auffassungen mit den tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnissen, 
d. h. mit ihrer meist bestehenden persönlichen Beziehung zwischen Konsumenten 
und Produzenten und der Unentwickeltheit des Handels- und Kreditgeschäftes zu- 
sammenhängt, welches letztere in einem Stadium hoher Entwickelung allerdings 
trotz aller günstigen Wirkungen auf Gütererzeugung und Güterverteilung duch reich 
sei an ethischen Gefahren. Das ist in der Tat der schr verständliche eigentliche 
Grundgedanke der christl. »Oekonomik«, wo sie, wie bei Thomas, dem bereits ent- 
wickelteren Verkehrsleben gegenübersteht. Die Notwendigkeit befriedigender Be- 
darfsdeckung anzuerkennen und doch die Gefahren eines zum Selbstzweck werden- 
den wirtschaftlichen Egoismus zu vermeiden, das ist der Sinn des Programms, und 
das scheint ihm die mittelalterliche Stadt in dem ihm vor Augen liegenden Stadium 
der Entwickelung zu leisten. Dabei ist es dann freilich nicht geblieben, sondern aus 
der Stadt ist der moderne Kapitalismus und die moderne Staatsverwaltung hervor- 
gewachsen; darum ist die moderne katholische Oekonomik Jetzt umgekehrt mehr auf 
die agrarischen Verhältnisse gerichtet und erstrebt in Bezug auf die Stadt ein Ana- 
logon der alten Gruppierungen und Bindungen, das der modernen städtischen Kultur 
nur durch ein Uebergewicht des Landes abvezwungsen werden kann. Im übrigen 
ist ihr Sozialideal bis heute nicht entfernt in dem Mafe agrarisch wie das lutherisch- 
konservative. Darin äußert sich der größere Welthorizont des Katholizisinus und 
wirkt auch die Tatsache sicherlich mit, daß die Grundlerung der Sozialethik bei 
Thomas sich bereits an der Stadt orientiert hat. — Der Artikel Th. v. A. von F. 
Walther im H. W. St? gibt eine stark an Maurenbrecher angelehnte, aber sehr 
vollständige Zusammenfassung, Sehr kurz handelt von Thomas, aber auf Grund- 
lage seiner patristischen Voraussetzungen O. Schilling, Reichtum und Eigentum in 
der ethisch-rechtlichen Literatur, r908. Das Buch bestätigt übrigens durchaus mit 
einem reichen Material von Zitationen die Darstellung, die ich vom Frühkatholzis- 


mus im ersten Teil gegeben habe. 
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zweck. Seine christliche Beziehung auf diesen besteht zunächst 
darin, daß die für die Behauptung dieses naturgesctzlichen Sy- 
stems nötige Selbstbescheidung, der Opfersinn und der ganze 
Traditionalismus wirklich aufgebracht werden können nur unter 
starker Mithilfe der christlichen Tugenden der Liebe, der De- 
mut und der Hoffnung auf den eigentlichen Lebenswert im 
Jenseits. Es ist der Sinn der heroischen Entsagungen des 
Möchtums, diesen Geist durch ihr Vorbild zu stärken und ihn 
der Gesellschaft als unentbehrliche Grundlage auch der natür- 
lichen Lebensformen zu erhalten. Weiterhin erscheint die Arbeit 
neben ihrem positiven Wert als Mittel der Existenz auch als ein 
wohltätiges Mittel der Askese, das fleischliche Gedanken bricht 
und die Zerstreuung der Weltlust hemmt. Ueberdies ist sie als 
Folge des Sündenfalls auch eine Mahnung zur Demut. Auch sie 
ist Strafe und Heilmittel zugleich. Unter diesen geistigen Ein- 
flüssen richtig verstanden und ausgeführt ist sie das Mittel zur 
Erhaltung der physischen Existenz der christlichen Gesellschaft, 
insoferne mit dem Besitz von Gott geordnet als Voraussetzung 
der höheren Lebenswerte. Zu allerhöchst aber dient sie nicht 
bloß der Selbsterhaltung der christlichen Gesellschaft, sondern 
der Liebe, indem der Erwerb zum Unterhalt der Kirchen und 
Klöster teils in festen Abgaben teils in freien Schenkungen be- 
fähigt und indem alles darüber hinaus zum Leben nicht Nötige 
in den Dienst der Bruderliebe und Mildtätigkeit gestellt wird. 
Im Falle der Not und des Bedürfnisses tritt die Gemeinsamkeit 
des Besitzes wieder ein, der ja überhaupt sich nur aus Zweck- 
mäßsigkeitsgründen zum Privateigentum entwickelt hat. So wird 
auch der Diebstahl des hl. Crispin gerechtfertigt. Hier kehren 
dann die bekannten altkirchlichen Gedanken wieder. Freilich 
gießt die neue Soziallehre sehr viel Wasser in den Wein der ra- 
dikalen Licbesethik. Die Pflicht des Verschenkens beginnt nicht 
bloß erst bei dem Ueberschreiten des Existenzminimums, das 
überdies standesgemäß sehr verschieden ist, sondern es ist ge- 
radezu eine Pflicht, zuerst die Selbsterhaltung sicher zu stellen, 
und es ist unerlaubt, die Grundlagen der wirtschaftlichen Existenz 
der Familie durch eine die eigene Existenz bedrohende Freigebig- 
keit zu gefährden. Das ist bei dem Mann, der selbst Bettel- 
mönch war, gewiß nicht Weltsinn oder Gesetzlichkeit, sondern 
Rücksicht auf die Bedingungen des wirtschaftlichen Gedeihens. 
Für die aus der Welt Ausscheidenden macht er dann um so 
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schärfer die Notwendigkeit völligen Verzichts auf jedes Eigentum 
geltend und verteidigt diese Forderungen lebhaft gegen die alten 
Orden. Für das Weltleben aber erkennt er charakteristisch eine 
solche Relativierung des Liebesgebotes als unumgänglich an, auch 
dies, wie so vieles andere, ein Zeichen, da wir auf ganz ande- 
rem Boden stehen als auf dem der alten Kirche, daß wir nun 
eine dauernde christliche Gesellschaftsordnung mit Kingliederung 
und Heiligsung der Naturbasis des Lebens vor uns haben. Es ist nicht 
mehr die Liebestätigkeit als der einzige soziale Gedanke, der die 
Brücke schläst von dem vollkommenen Urzustand der Gleichheit 
zu der kommenden L.iebesgleichheit der himmlischen Seligkeit über 
eine der Sünde verfallene und der Verzänglichkeit bestimmte 
Welt hinüber 19°), 

Die Grundzüge der mittelalterlichen Sozialphilosophie sind da- 
mit deutlich. Sie hebt sich sowohl ın ihrer Geschlossenheit und 
Allseitigkeit als in ihrer positiven Welteinzliederung deutlich ab 
von der unbestimmten, lückenhaften und gegen die Welt nie 
recht ins klare kommenden Soziallehre der alten Kirche. Sie be- 
kundet damit dann freilich vollends auch den Abstand von der sozio- 
logischen Idee des Evangelums. Das Flüselroß des absoluten 
religiösen Individualismus und der radikalen L.iebesethik ist vor 
den Pflug der Gescllschaftsordnung gespannt, zieht seine frucht- 
baren Furchen in einem verhältnismäßig leicht bearbeitbaren 
Boden und strebt nur am letzten Ende in die Regionen der 
Uebersinnlichkeit und Ewigkeit hinein. Das neue Menschentum 
der religiösen Persönlichkeit und der Liebesgemeinschaft ın Gott 
hat seinen Kompromiß geschlossen mit dem alten Menschentum 
des Kampfes ums Dasein, des Rechts, des Zwanges, des Krieges und 
der Gewalt, mit der Naturbasis des Daseins ?®). Der Kompromiß 


155) Hierzu im einzelnen Maurenbrecher; auch v. Eicken 488—547 f. und die 
erwähnte Abhandlung von Funk; außerdem Ratzinger, »Volkswirtschafte und viel 
Material bei Uhlhorn, »Licbestätizkeit He. 

156) Vgl. hierzu die sehr charakteristische Aeußserung über den Kommunismus 
der Urgemeinde: Contra Gent. 135: Primus quidem modus, scil. quod de pretio 
possessionum venditarum omnes communiter vivant, sufficiens est, non tamen ad 
longum tempus. Et ideo Apostoli hunc modum vivendi fidelibus in Jerusalem in- 
stituebant, quia praevidebant per Spiritum S., quod non diu in Jerusalem simul 
commorari deberent. .. Unde non fuit necessarium nisi ad modicum tempus fidelibus 
providere et propter hoc transeuntes ad gentes, in quibus firmanda et perdu- 


ratura erat Ecclesia, hunc modum vivendi non leguntur in- 
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war möglich auf dem Boden der mittelalterlichen Gesellschafts- 
ordnung, die aus der Verjüngung der ganzen Gesellschaftsord- 
nung in einer kulturschwachen Naturalwirtschaft zu den ersten, 
noch gemäßigten Anfängen der höheren politischen und wirt- 
schaftlichen Differenzierung und Vereinheitlichung emporstieg 
und in einem starken Vorwiegen des persönlichen Elementes über 
das abstrakte und rationalistische der religiösen Ethik leicht 
zugängliche Einsatzpunkte darbot 15”), Die kirchliche Theorie 
hat darum diese Zustände verabsolutiert in ihrem christlichen Na- 
turrecht und dieses in ihrer wissenschaftlichen Metaphysik ebenso 
wie in ihrer Offenbarungslehre verankert. Es ist keine Ideologie, 
die die Naturbasis vernichtet und ingnoriert, aber auch keine 
Sozialreform, die sie umwandelt und christianisiert, sondern eine 
Verbindung von Vorsehungsglaube und Rationalismus, die die 
von der Vernunft durchwaltete Naturbasis als von selbst auf 
den religiösen Zweck hin geordnet betrachtet: die Zustände, 
welche tatsächlich und praktisch eine solche Annahme vorüber- 
gehend ermöglicht haben, werden verewigt zum Naturgesetz im 
architektonisch -entwickelungsgeschichtlichen Sinne dieses Begrif- 
fes. Es mag fraglich sein, ob dies in der Tat die einzigen 
Zustände sind, die der christlichen Idee eine leidlich-mögliche 
Verwirklichung gewähren. Jedenfalls ist die katholische Kirche 
nach den Zersetzungen dieser Soziallehren im 14. und 15 Jahr- 
hundert im Zeitalter der Gegenreformation zu diesen Theorien 
wieder zurückgekehrt und hat sie diese nach einer abermaligen 
Erschütterung im 18. Jahrhundert mit einigen Neuanpassungen be- 
sonders an Demokratie, Kapitalismus und modernes Staats- 
kirchenrecht von neuem aufgenommen. Wie sehr aber diese 
Theorien das einzige bisher aufgestellte System einer christlichen 
Gesellschaftslehre sind, das zeigt sich schließlich vor allem auch 
darin, daß die aus der religiösen Krisis des 16. Jahrhunderts her- 
vorgehende Neuformung der christlichen Idee, der Protestantismus, 
auch seinerseits eine Gesellschaftslehre nur aufstellen konnte durch 
die Weiterführung und Umbildung dieser katholischen Sozial- 
philosophie. Auch seine Sozialphilosophie beruht auf dem Be- 


stituisse. Maurenbrecher notiert noch weitere ähnliche Stellen S. 109. Das 
ist eine grundlegende Einsicht, s. weiter unten den Gegensatz der Sektenlchren. 
157) Das ist auch von Uhlhorn II 439 f. hervorgehoben; aber auch die Schat- 
tenseiten S. 441; sie bestehen darin, daß, sobald die »natürliche Ordnung« ver- 
sagte, man den sozialen Krisen hilflos gegenüberstand. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXVIII. ı. 5 
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griff des Naturgesctzes. 

Freilich liegt es nun hier nahe zum Schlusse auch die umge- 
kehrte Frage zu stellen, wie weit ihrerseits die christliche 
Idee die soziale Entwickelung des Mittelalters bestimmt 
hat, nachdem sie selbst in ihrer sozialphilosophischen Ausgestal- 
tung von den faktischen Verhältnissen sehr wirksam oder auch gce- 
radezu entscheidend beeinflußt worden ist. Ueber diese ganz außer- 
ordentlich schwierige und verwickelte Frage kann ich nur Vermu- 
tungen bescheidenster Art äußern. Doch scien sie trotzdem um der 
Vollständigkeit willen in derjenigen Kürze ausgesprochen, die 
Vermutungen geziemt. Dabei sehe ich von den bekannten allve- 
meinen Kulturwirkungen der Kirche ab, die freilich alle auch eine 
soziologisch bedeutsame Seite haben; sie ist die Lehrerin in 
Kunst und Wissenschaft, Technik und Organisation, Verwaltung 
und Recht, ist die Fortsetzung der antiken Kultur. Ks handelt 
sich hier nur um eigentlich soziale Wirkungen und um solche, 
die aus ihren eigentlich religiösen Gedanken hervorgegangen 
sind Einmal scheint es mir hier fraslos, daß es der Kirche 
gelungen ist, der Gesellschaft den christlichen Begriff der Fa- 
milie zu Grunde zu legen, jene Verbindung des autoritären Ele- 
mentes mit dem ganz persönlichen und individualistischen. Wie 
viel immer zur Erweichung des alten germanischen und rö- 
misch-rechtlichen Patriarchalismus der Wegfall der Berechnung 
aller Verhältnisse auf militärische Organisationen, das Interesse 
der Geschlechter an dem Schicksal ihrer aus dem Verband her- 
aus heiratenden Frauen und ihrer Kinder, die ökonomischen Be- 
dürfnisse einer Sicherstellung und rechtlichen Konstruktion des 
Frauenvermögens getan haben mögen, das Persönlichkeits- und 
l.iebesideal der Kirche hat doch wohl den stärksten Anteil an der 
Verinnigung und Individualisierung der l’amilienbeziehungen, wo- 
bei dann freilich nicht zu leugnen ist, daß sie auch das Ihrige 
zur Befestigung der hausväterlichen Autorität beigetragen hat. 
Dieser christliche Begriff der Familie bildet bis heute, verbunden 
mit stoischen und jüdischen Gedanken, den Grundpteiler unserer 
Gesellschaftsordnung. Alle Reformen und Emanzipationen auf 
diesem Gebicte stehen vor der Grundfrage, wieweit sie innerhalb 
des Rahmens dieses Begriffes sich bewegen oder das Zukunfts- 
land einer völlig neuen Gesellschaftsordnung eröffnen wollen. 
Das ungeheure Problem der Sexualmoral ist hier in cinem ganz 
bestimmten Sinne gelöst, der den europäischen Völkern einen 
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ihrer Hauptcharakterzüge gibt oder gab und der den modernen 
Individualismus bis zu einem gewissen Grade sich zu assimilieren 
weiß, der aber freilich gerade durch die modernen ökonomi- 
schen Verhältnisse wieder schwer bedroht ist 8$). Zweitens 
scheint mir für die Ueberführung der halbanarchistischen Feu- 
dalstaaten und Städteanhäufungen in den vereinheitlichten, bureau- 
kratischen und souveränen modernen Staat das Vorbild der 
Kirche als der einzigen souveränen und mit einem reichen Be- 
amtenapparat regierenden, auf unbedingten Gehorsam gestütz- 
ten und mit einem formalisierten schriftlichen Recht arbeitenden 
Institution von höchster Bedeutung zu sein. Ja man wird sogar 
sagen können, daß der, moderne Staatsbegriff mit seiner Bin- 
dung der Einzelwillen an einen rechtlich darstellbaren Gesamt- 
willen und der gleichzeitigen Sicherstellung persönlicher unan- 
tastbarer Rechte des Individuums in dem Corpus mysticum der 
Kirche sein erstes Orientierungsmittel fand und dadurch von dem 
antiken Staatsbegriff mit seiner abstrakten Bindung des Staates 
an die Gesetze und seiner Unmöglichkeit, den Gesamtwillen ge- 
gen die Einzelwillen abzugrenzen, sich unterscheidet. Wenigstens 
sind alle diese modernen staatsrechtlichen Begriffe aus den von der 
Kirche gebundenen und auf den Gesamtwillen des Corpus mysticum 
bezogenen staatsphilosophischen Elementen erwachsen 159). Darüber 
hinaus aber wird man drittens wohl überhaupt das ganze so- 
ziale Denken und Empfinden überhaupt als tiefgehend beeinflußt 
ansehen dürfen von dem Gedanken einer objektiven Gemeinschaft 
in absoluten Werten und Wahrheiten. Die geschichtsphilosophi- 
sche Idee des »objektiven Geistes« ist eine Umformung der kirch- 
lichen Lebenseinheit ohne die kirchlichen Gemeinschaftsmittel. 
Viertens wird man sagen dürfen, daß die fortschreitende 
Milderung der Unfreiheit, die Lockerung des Hörigenwesens, die 
Herausbildung städtischer Freiheit aus den in der Stadt sich sam- 
melnden Untertänigen und damit die Richtung auf das freie zünf- 
tige Gewerbe und damit dann auch die ganze Konzentration 
des neu entstehenden Kapitalismus auf dic Organisation der freien 
Arbeit von dem religiösen Persönlichkeitsideal und seiner prak- 
tisch-rechtlichen Durchsetzung wenigstens mitbedingt ist. Wenn 
auch das neue Kapital von vorne herein in wesentlich anderer 











158) Vgl. hierzu Marianne Weber, Ehefrau und Mutter S. 200—278; Schmol- 
ler, Grundriss I, 244—253. 
159) Das ist der Grundgedanke von Gierke III. 


g7 


68 Ernst Troeltsch, 


Lage ist als das antike und bei der intensiven Bodenwirtschaft 
nicht an Sklavenplantagen, an Investierung in Staatspacht und 
an überwiegende, durch die Küstenkultur bedingte Beschäfti- 
gung im Sechandel denken kann, vielmehr auf Binnenhandel und 
Gewerbe gewiesen ist, zu welchen Zwecken es nur die zur Qua- 
litätsarbeit erzichbare, durch Kigeninteresse belebte freie Ar- 
beit verwenden kann, so wird doch die völlig neue Wendung des 
Kapitalismus auf die freie Arbeit und das daraus entstehende 
spezifisch moderne Sozialproblem des Verhältnisses der freien 
kapitallosen Arbeit zum rationell-kalkulierenden Kapital als mit- 
bedingt durch die ethische Forderung der Freiheit des Indivi- 
duums betrachtet werden dürfen. Fin Rückfall der neu aufstreben- 
den Kultur in das soziale System der Sklavenhaltung, der an sich 
ja nahe genug liegt und in Amerika praktisch geworden ist, wurde 
doch nicht blof durch die politische und ökonomische Struktur aus- 
geschlossen, die dem neuen Kapital seine Wege vorzeichnete, son- 
dern diese Struktur selbst ist — neben der gewiß den Hauptgrund 
bildenden Wirkung der hofrechtlichen Verfassung auf ökonomische 
und schließlich auch rechtliche Verselbständigung der Unfreien — 
doch irgendwie auch bedingt durch die Arbeit der Kirche an der 
Eroberung von Persönlichkeitsrechten für die Unfreien. Sie hat es 
nie als Rechtsforderung aufgestellt, sondern hier stets das posi- 
tive Recht und die Wirkungen des Sündenfalls respektiert, wie 
sic das auch gegenüber der das ganze Mittelalter durch dauern- 
den Sklaverei getan hat. Aber indirekt und von innen heraus, 
namentlich in der Sicherung der Familie, hat sie aller Wahrschein- 
lichkeit nach doch in dieser Richtung wenigstens mitgewirkt. Vol- 
lends die städtische Freiheit und die Individualisierung des reli- 
giösen Lebens hängen unverkennbar als Wechselwirkung zusam- 
men. Insofern geht der eigentliche Charakter der modernen öko- 
nomischen Entwicklung doch mit zurück auf die Freiheit und die 
Menschenrechte, die die Kirche verkündigte !#%). Daß die Folgen 


160) Vgl. Ed. Meyer, >»Die Sklaverei im Altertum«e S. 39; Max Weber, »Ayrar- 
geschichte« (Altertum) S. 174 f. lehnt diese Auffassung freilich ab und denkt ledig- 
lich an die Sonderbedingungen der Entstehung der mittelalterlichen Stadt, die nicht 
zu militärischen, sondern zu ökonomischen Zwecken gegründet wurde und bei der 
Art des binnenländischen Verkehrs, der Art der Bedürfnisse und den Antezedentien 
der Entwickelung der Unfreiheit auf die freie Arbeit allein gerichtet sein konnte. 
Immerhin bringt er doch auch die Friedensidee der Kirche mit diesem ökonomisch- 


unmilitärischen Wesen der Gewerbestadt in Verbindung. Hier ist sicherlich zuzugeben, 
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davon freilich sehr zweischneidig sind, das hat diese Erscheinung 
mit allen andern großen historischen Bildungen gemeinsam. Jeden- 
falls aber arbeitet die christliche Idee bis heute an der Beseiti- 
gung oder Einschränkung der ungünstigen Folgen und erblickt 
sie gerade darin heute eine ihrer Hauptaufgaben. Die katholische 
Soziallehre arbeitet hier heute gerade in erster Linie mit; und es 
liegt nur in der Konsequenz ihrer ganzen Entwickelung, wenn sie 
daß die Ausgleichung zwischen den verschiedenen Klassen der Unfreiheit und Abhängig- 
keit so gut wie die ökonomische und rechtliche Verselbständigung der Unfreien und Halb- 
freien ihren eigentlichen Grund in der Verwandelung der Grundherrschaft aus einer 
Eigenwirtschaft in ein System von Rentenbezügen gehabt hat und daß auch die Ab- 
gabe der Abhängigen an die Stadt, wo sie von ihrem Verdienste her zinsen konnten, 
ein Hauptmotiv für die Entstehung der Städte war. Aber trotzdem wird doch mit 
Sicherheit angenommen werden dürfen, daß die christliche Idee und die Kirche auf 
diese Milderungen auch ihren Einfluß gehabt haben und daß namentlich in der Stadt 
die Durchsetzung der Freiheitsidee mit dem städtischen religiösen Leben zusammen- 
hing. Maurer, Gesch. d. Fronhöfe II 80—93 führt die Milderung auf die »Sitte< 
zurück und sagt S. 90: »Jemehr nun aber der Mensch in dem Leibeigenen Geltung 
erhielt, desto mehr hat sich die Lage der Unfreien gebessert«, gibt aber allerdings 
keine Belege an. Jedenfalls hat die Kirche die Ehe der Unfreien geschützt und 
ihnen das Menschenrecht des Familienlebens gesichert, womit schon naturgemäß 
eine Lockerung der Abhängigkeit verbunden ist. Maurenbrecher 82. Langer, »Skla- 
verei in Europa während der letzten Jahrhunderte des Mittelalters«e, Bautzener 
Gymnasialprogramm 1891, untersucht die Frage eingehend, führt von Anfang an 
die Milderungen des alten Sklavenwesens bei den germanischen Staaten auf Ein- 
wirkungen des römischen Rechtes und des Christentums zurück und räumt auch 
in den weiteren Entwickelungen der Kirche einen nicht unerheblichen Einfluß auf 
die Milderung ein. Uebrigens ist die eigentliche Sklaverei von dem Hörigenwesen 
streng zu unterscheiden. Wenn das letztere zur freien Arbeit sich vielfach ent- 
wickelte, so hat die Sklaverei und der Sklavenhandel durch das ganze Mittelalter 
hindurch gedauert und ist von der Kirche niemals prinzipiell verworfen worden. 
Alle in theologischen Werken üblichen Verherrlichungen des Christentums, daß 
es im Mittelalter wenigstens die Sklaverei abgeschafft habe, beruhen auf krasser 
Unwissenheit oder verlogener Apologetik. Ungefähr das Gegenteil ist wahr. 
Diese Sklaven sind in der Regel Nichtchristen und werden durch Kriegsrecht oder 
Handel gewonnen; oft freilich werden auch ganze christliche Städte nach der Be- 
siegung versklavt. In Spanien dauert die Sklaverei bis ins 18. Jahrhundert und ist 
von da nach Amerika einfach übertragen worden. Die Milderung der dortigen 
Sklaverei durch die Kirche bestand nur in der Ersetzung der einheimischen Sklaverei 
durch importierte Negersklaven, an die man in Spanien und Südeuropa gewohnt 
war. So knüpft sich die moderne amerikanische Negersklaverei unmittelbar an die 


des Mittelalters an und hat, so lange sie bestand, dieselben theologischen Argu- 
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bei der Lösung dieser aus ihrer eigenen Idee mit hervorgewach- 
senen Schwierigkeiten schwankt zwischen den älteren Mitteln des 
Patriarchalismus und den modernen einer individualistisch-demo- 
kratischen Arbeitsordnung; wie die ganze Lage selbst, so sind 
beide Mittel zum großen Teil aus ihrer eigenen Entwickelung und 
Geschichte hervorgewachsen. Schließlich dürfen auch zwei 
allgemeine Gesichtspunkte nicht übersehen werden. Die kirchliche 
Sozialphilosophie beruht auf der Idee der kirchlichen Einheitskul- 
tur und dem Sieg der Universalkirche über die Landeskirchen, 
von denen sie die Durchdringung des Geistlichen und Weltlichen 
übernommen hatte, über denen sie aber ihr neues, kirchliche Bil- 
dung und Wissenschaft wie kirchliches Recht und kirchliche Poli- 
tik zentralisicrendes System aufrichtete. Es ist mit Recht betont 
worden, daß wir nur diesem Umstande die Einheit der euro- 
päischen Kultur und ihrer Bildungsgrundlagen in 
Antike und Christentum verdanken. Die Kinheitlichkeit der abend- 
ländischen Kultur wurde präformiert von der Linheitlichkeit der 
Kirche und von dieser mit ihren eigentlichen Nahrungsmitteln ver- 
schen !®!). Andererseits aber bedeutet die Erziehung der euro- 
päischen Völker durch die Einheitsmacht der Kirche doch zu- 
gleich eine steigende Verinnerlichung und Subjektivierung des Ge- 
fühlslebens, eine Personalisierung aller Lebensbezichungen, die in 
den frühmittelalterlichen Ordensbewegungen ihren ersten grof- 
artigen Ausdruck findet und dann in der städtischen Kultur und 
den ihr entsprechenden neuen Orden auf einen Gipfel steigt, auf 
dem dann freilich schließlich die Einheit der Kirche zerbricht. Was 
auch immer Antike und Renaissance zur Vertiefung der Indi- 
vidualität getan haben, die stärkste Wirkung hat das Christen- 
mente für sich anzuführen gewußt. Wo sie in Europa aufhörte, sind politische und 
ökonomische Verhältnisse die Ursache; niemals aber ein Verbot der Kirche. Ja, 
die Sklaverei nimmt in Südeuropa geradezu gegen Ende des Mittelalters einen Auf- 
schwung, und die Kirche ist nicht bloß. aın Sklavenbesitz beteilist, sondern verhängt 
auch geradezu Versklavung als Strafe in den verschiedensten Fällen! Die oben 
ausgesprochene Ansicht bezieht sich nur auf Hörige und Eigene, die zu Freien oder 
fast Freien wurden. Wie abhängig freilich derartige Dinge von ökonomischen Ent- 
wickelungen sind und wie vor dem modernen Individualismus die Kirche nur relativ 
hierauf wirken konnte und wollte, zeigt der Umstand, daß mit dem Zurücksinken 
in die Naturalwirtschaft seit dem 16. Jahrhundert in Deutschland die Leibeigen- 
schaft wieder zugenummen hat. 


161) S, Ranke, »Die Romanisch-germanischen Völkere«e, Einleitung. 
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tum, das ja immer Stoizismus und Neuplatonismus zugleich in sich 
schloß, gehabt, und der eigentlich nachhaltige Durchbruch zum In- 
dividualismus ist doch die religiöse, nicht die weltliche Bewegung, 
die Reformation, nicht die Renaissance gewesen. Wenn aus dem 
naturhaften anarchistischen Individualismus der Unkultur der gei- 
stige Individualismus der autonomen, mit objektiven Werten er- 
füllten und darum einen eigenen Selbstwert darstellenden Persön- 
lichkeit wird, so ist dieses Ideal modernen soziologischen Denkens 
— zugleich freilich mit allen ihm einwohnenden Schwierigkeiten — 
eine Wirkung zwar nicht allein, aber doch großenteils des mittel- 
alterlichen Christentums. Wie die Gemeinschaftsidee des »objek- 
tiven Geistes«, so hängt auch die Individualidee der »Persönlich- 
keit« mit der mittelalterlichen Periode eng zusammen. In den 
individualistischen Scektenbewegungen und vor allem in der Re- 
formation werden wir ihn die kirchliche Hülle sprengen und auf 
die kirchliche Lösung der ihm einwohnenden Probleme mehr oder 
minder verzichten sehen 1#°2). 

Es ist dann freilich unendlich reizvoll wahrzunehmen, wie mit 
diesem Durchbruch des religiösen Individualismus und mit dieser 
Zertrümmerung des alten soziologischen Organismus der sakra- 
mental-priesterlichen Kirche für den erneuerten christlichen Indivi- 
dualismus auch wieder das ganze Ringen um eine soziologische 
Organisation seiner selbst und um ein Verhälgnis zu den sozialen 
Bedingungen von neuem entsteht, wie durch die Preisgabe der 
altkirchlichen und mittelalterlichen hierarchischen Inkrustation die 
erste Aufgabe außerordentlich erschwert und wie die zweite nur 
durch Fortführung und Umbildung der mittelalterlichen Lösung 
des Problems in den Grundzügen lösbar geworden ist. 


162) S. Thode, Franz v. Assisi; Neumann »Byzantinische Kultur und Renais- 


sancekulture; Arnold Berger, »Die Kulturaufgaben der Reformation« 1895. 


(Schluß des zweiten llauptteils im nächsten Heft.) 
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Ill. Geschichte und Sozialwissenschaft. 


Von 
FRIEDRICH GOTTL. 


Das Problem und die Umrisse seiner Lösung. 


Ueber das Verhältnis zwischen Geschichts- und Sozialwissen- 
schaft handelt die folgende Untersuchung nicht in jener empiri- 
schen Art, daß sie die »Gebictee, oder die »Gevenstände«, oder 
die »Aufgaben« der beiden Disziplinen vergleicht. Sie zicht auch 
nicht die Grenze zwischen den Problemen, die einerseits die Ge- 
schichte, andererseits die Sozialwissenschaft zu lösen hätte. Bei 
solchem Vorgchen käme für das Verständnis der sozialwissen- 
schaftlichen Begriffsbildung wenig heraus. Nur in dieser fach- 
wissenschaftlichen Absicht, die Bildung unserer Begriffe richtig 
zu verstehen, ist das Problem gestellt; aber gerade deshalb muß 
es vom Boden der Erkenntnistheorte aus gelöst werden. 
Es gilt, da man die beiden Disziplinen erkenntnistheoretisch 
untersucht und nachforscht, wie sie aus spezifischen Denkvor- 
gängen sich aufbauen. Für beide Disziplinen zugleich muß dies 
geschehen, weil man jene Denkvorgänge nur dann scharf erfaßt, 
wenn man noch den Gegensatz herauszufinden sucht, der zwischen 
diesen Disziplinen trotz ihrer Verwandtschaft besteht. Geht man 
so vor, dann enthüllt sich in der Tat die ganze l.igenart der Be- 
griffsbildung in diesen Disziplinen. Auf diesen Erfolg war aber 
von Beginn an die Untersuchung angelegst!). Daher genügt ein 
Rückblick auf die Ergebnisse bisher, um das Problem gleich im 
rechten Lichte vorzuführen. 

Diese Ergebnisse waren ganz allgemeiner Natur; einerseits 





1) Archiv für Sozialwissenschaft, Bd. 23 S. 403 ff. und Bd. 24 S. 265 ff. 
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die Darlegung, wie die Bildung der Begriffe vom Ziele unserer 
Erkenntnis abhängt, andererseits, wie sie vom Stoffe unserer 
Erkenntnis abhängt. Zweifellos wäre es eine Aufgabe der all- 
gemeinen Erkenntnislehre, diese Untersuchungen anzustellen. Will 
sich aber die Methodologie einer Fachwissenschaft über derlei 
Fragen instruieren und sie findet statt der ausgereiften Ergeb- 
nisse, deren sie bedürfte, um auf ihnen weiterzubauen, eigentlich 
nur Versäumnisse vor, dann bleibt eben nichts anderes übrig, sie 
muß auf eigene Gefahr in die Tiefen jener Fragen dringen, bis sie 
wieder festen Boden unter sich fühlt. 

Versäumnisse lagen tatsächlich in beiden Richtungen vor. 
Es entgeht der herrschenden Lehre, daß die Begriffsbildung jedes- 
mal eine andere ist, je nachdem unser Erkennen auf das All- 
gemeine oder auf dass Besondere abzielt; denn als Er- 
kenntnisziel gilt überhaupt nur das Allgemeine. Es ist nun wahr, 
unser Denken trennt sich niemals vom Allgemeinen, da seine 
Elemente notwendig abstrakte sind. Dies wird aber in falscher 
Analogie auf das Ziel unseres Erkennens ausgedehnt. So er- 
wächst die Meinung, daß die wissenschaftlichen Begriffe durch- 
weg Allgemeinbegriffe seien und jede auf Erfahrung gegründete 
Wissenschaft also darin gipfeln müßte, daß man »Gesetze« erfaßt. 
Nun ist zwar der Korrektur dieses Irrtums die Bahn längst ge- 
brochen; zuletzt hat es Rickert umfassend gezeigt, wie sich ins- 
besondere in der Geschichtswissenschaft das Besondere als Ziel 
unserer Erkenntnis bewährt. Es hat aber gegolten, das logische 
Verfahren selber, das wir dabei befolgen, in seiner Reinheit dar- 
zustellen, losgelöst von seiner Anwendung in irgend einer Fach- 
wissenschaft. Der Zweck dieser »Theorie des Individuellen« ?) war 
ein doppelter. Erstens ließ sich bloß durch die scharfe Analyse 
des Verfahrens dartun, daß letzteres völlig ebenbürtig dem 
anderen Verfahren sei, nämlich der Bildung von Allgemeinbe- 
griffen. Zweitens ergaben sich alle Voraussetzungen, an 
welche die Anwendung dieses Verfahrens gebunden ist. Beides 
aber erweist sich von ausnehmendem Belang für das Verständ- 
nis der sozialwissenschaftlichen Begriffsbildung. Der erstere Nach- 
weis räumt mit dem Vorurteil auf, als ob auch die Sozialwissen- 
schaft, um Wissenschaft zu bleiben, in Allgemeinbegriffen und 
»Gesetzen« aufgehen müsse. Die Kenntnis jener Voraussetzungen 
wieder bietet den Schlüssel dar zur Lösung eines Problems, das 


2) Archiv für Sozialwissenschaft, Bd. 23 S. 403 ff. 
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für unsere fachliche Methodologie das fundamentale bleibt? wie 
sich innerhalb der Sozialwissenschaft die »nomothetische« und die 
»idiographische« Begriffsbildung zu einander stellen. Im Rahmen 
der Lösung dieses Problems läßt sich der ganze Streit zwischen 
»Historikern« und > Theorcetikern« in unseren Disziplinen schlichten, 
soweit er begriffstechnischer Natur ist, also der Methodologie der 
Darstellung zur Entscheidung anheimfällt. 

Die Lösung dieses Problems setzt jedoch voraus, daß man 
über die Sozialwissenschaft selber prinzipiell im Klaren ist. Ilier 
also schiebt sich die erkenntnistheoretische Erwägung ein, wie 
Sozialwissenschaftüberhauptals Erfahrungs- 
wissenschaft möglich ist. Für den Vollzug dieser Er- 
wägung gebricht es nun schon ganz und gar an der richtigen 
Instruktion; hier waren Lücken auszufüllen in Bezug auf ganz 
fundamentale Verhältnisse unseres Erkennens. Dies konnte natür- 
lich bloß ad hoc versucht werden, nur soweithin, daß die Lösung 
gerade noch hinreicht, um bestimmte Eigenheiten unseres fach- 
lichen Denkens, denen man sonst gar nicht beikäme, von ihren 
letzten Gründen her zu beleuchten. Hicfür war Dilthey und 
Münsterberg vorbildlich. 

Die herkömmliche Auffassung weiß nur von einer Art, wie 
sich das anschauliche Erlebnis — das in der Relation auf unser 
Erkennen die Wirklichkeit darstellt — in begriffliches Denken so 
umsetzt, daß Erfahrung zustandekommt. Man hat dabei jenen 
Modus der Erfahrung, jene Denkweise einseitig im Auge, bei der 
sich das Änschauliche seiner »Mannigfaltigkeits nach in Begriffe 
umsetzt, womit gleichsam das »Sein« der Wirklichkeit in unser 
Denken eingeht. Gleich in diesem Falle wird ein bestimmter 
»Stoffe zu unseren Begriffen geformt, im Sinne des Umsatzes vom 
Anschaulichen ins Begriffliche, und zwar nach der Anweisung 
bestimmter Kategorien; dieser Stoff setzt sich aus den >Er- 
scheinungen« zusammen, sinnlicher und seelischer Art. Dies die 
Denkweise, die man herkömmlich als die einzigmögliche vermeint; 
daher also auch die Sozialwissenschaft von ihr getragen wäre, 
nicht anders, als dies z. B. für die Naturwissenschaft tatsächlich 
der Fall ist. 

Nun ließ sich aber noch ein ganz anderer Modus der Er- 
fahrung nachweisen). Er entecht der Theorie unseres Denkens, 
weil er fast unzertrennlich von der Praxis unseres Denkens ist 





3) Archiv für Sozialwissenschaft Bd. 24 S. 205 ff. 
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und so das ganz und gar Selbstverständliche bleibt, an dem sich 
unser theoretisches Interesse eben nicht verfängt. Außer jener 
»phänomenologischen« Denkweise existiert also noch eine andere, 
die »snoetische«; und noetisch denken wir, wie gesagt, fast 
ununterbrochen, mit Ausnahme der Fälle nämlich, sobald wir im 
strengsten Sinne naturwissenschaftlich oder mathematisch denken. 
Diese Ausnahmsfälle, bei denen es sich um die Uebung eines 
nach Zweck und Anwendbarkeit durchaus einseitigen Kunst- 
denkens handelt, haben jedoch das Interesse der Philosophen von 
jeher so kaptiviert, daß ihnen das natürliche Denken ganz außer 
Sehweite blieb. Bei dieser natürlichen, der noetischen Denkweise, 
die wir als handelnde Subjekte unter Subjekten unablässig be- 
tätigen, erfaßt man das Erlebnis nicht seiner Mannigfaltigkeit, 
sondern seinem anschaulichen Zusammenhang nach; 
und damit übergeht gleichsam der »Sinn« der Wirklichkeit in 
unser Denken. Nicht seelische und nicht sinnliche Erscheinungen 
bilden hier den Stoff, der zu begrifflicher Formung gedeiht, 
sondern ein spezifisches Drittes macht hier den Stoff aus: die 
»Erlebungen«<. Auch vollzieht sich das Formen dieses Stoffes 
nach besonderen Kategorien — Subjekt, Objekt, Akt und Er- 
leidung — durchweg Kategorien, welche der phänomenologischen 
Denkweise notwendig fremd bleiben. 

Es kann nicht einen Augenblick im Zweifel sein, daß in der 
Sozialwissenschaft die noetische Denkweise rege ist. Dreht sich 
doch in dieser Wissenschaft alles um das Handeln und Leiden 
der zu einander Stellung nehmenden Subjekte. Darum durfte in 
diesem Zusammenhang der aus Erlebungen gewobene Stoff, das 
noctisch Erfahrbare, gleich als der »Stoff der Sozialwissenschaft« 
vorgeführt werden. Diese Gleichsetzung des sozialwissenschaft- 
lichen mit einer Spielart des noetischen Denkens bedarf auch 
deshalb keines weiteren Beweises, weil die ganze spätere Unter- 
suchung die Probe darauf machen wird. 

Die Frage, wie Sozialwissenschaft möglich ist, hat offenbar 
schon ihre erste Antwort gefunden, wenn man in der Sozial- 
wissenschaft ein Gebiet der noetischen Erfahrung 
erkennt. Wir ermessen sofort, es sondert sich daraufhin die 
Sozialwissenschaft von aller Naturwissenschaft ab, einschließlich 
der Psychologie, weil dies wieder Gebiete der phänomenologischen 
Erfahrung sind. In der Tat, auch die Psychologie, als Wissen- 
schaft von den psychischen Erscheinungen, hat nichts mit der noe- 
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tischen Denkweise zu tun. Nur der laxe Sprachgebrauch, der 
sich einmal eingebürgert hat, verleitet uns, von »Psychologie« 
selbst in jenem grundsätzlich ganz verschiedenen Falle zu reden, 
wenn es sich um das stellungnehmende Subjekt handelt. Dann 
handelt es sich eben nicht um psychologische, sondern um noe- 
tische Erwägungen; und nennen wir beispielsweise einen Dichter 
einen guten Psychologen, so ist er in Wahrheit, weil er die kau- 
sale Verflechtung des noetisch Erfahrbaren geistig zu beherrschen 
weiß, ein guter Noetiker. Ein eigentlicher, organischer Zusammen- 
hang zwischen Psychologie und Sozialwissenschaft fehlt, in dem 
gleichen grundsätzlichen Sinne, als sich die noetische von der 
phänomenologischen Denkweise sondert. Natürlich gehört es auf 
ein ganz anderes Blatt, in welchem Sinn und Ausmaß es der 
Sozialwissenschaft trotzdem gelingt, naturwissenschaftliche, also 
auch psychologische Wahrheiten für ihre eigenen Zwecke zu ver- 
werten, und so auch umgekehrt. Es ist ein Schulbeispiel ober- 
flächlichen Denkens, vermengt man dicse zwei Verhältnisse mit 
einander. 

Als Gebiet der noetischen Erfahrung steht die Sozialwissen- 
schaft nicht allein. Von Wissenschaften in der Art der Ethik, 
oder der Jurisprudenz, müssen wir zunächst absehen; sie kommen 
für den ersten Umblick nicht in Betracht, so unverkennbar ihre 
noctische Artung ist, weil doch erst ihr besonderes Verhältnis 
zur Erfahrung abzuklären wäre Unter den Erfahrungswissen- 
schaften selber ist es dagegen die Geschichte, von der es 
nicht minder unmittelbar offenlicgt, daß sie auf noctischer Er- 
fahrung beruht. Sozial- und Geschichtswissenschaft teilen sich 
somit in den gleichen Stoff der Begriffsbildung. Will man also 
in der Antwort auf die Frage, wie Sozialwissenschaft möglich ist, 
bis ans Ende gehen, so bedarf cs einer reinlichen Schei- 
dung zwischen diesen beiden Disziplinen der noe- 
tischen Erfahrung; erst dann, sobald uns ihr Nebeneinander 
einleuchtet, wird uns jede einzelne von ihnen in ihrer eigenen 
I:xistenz verständlich. So ersteht das Problem der folgenden 
Untersuchung. Man sieht, es ist von llaus aus erkenntnistheo- 
retisch orientiert, da cs in die Frage ausläuft, warum und in 
welcher Art das Gebiet der noctischen Erfahrung in die zwei 
Disziplinen zerfällt, in Geschichte und Sozialwissenschaft. Weil 
aber die noctische Iirfahrung gleichwertig ist einer spezifischen 
Art der Begriffsbildung, so verspricht auch die Lösung des 
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Problems, eben jene Differenzierung der noetischen Erfahrung zu 
Geschichte und Sozialwissenschaft, den tiefsten Einblick in das 
Wesen der sozialwissenschaftlichen Begriffsbildung. 

Nun wäre das Problem noch als solches näher zu entwickeln. 
Gleich dazu sei einiger Abwege seiner Lösung gedacht. Es ver- 
urteilt sich selber, als »common sense-Lösung« niederster Gattung, 
teilt man der Geschichte die Vergangenheit dessen zu, von dem 
die Sozialwissenschaft die Gegenwart behandelt. Uebrigens 
sprechen wir, ziemlich in diesem Geiste, sofort von Sozial-»Ge- 
schichte«, von Wirtschafts-»Geschichte«, sobald sich der Sozial- 
forscher der Vergangenheit zuwendet. Diese Ausdrucksweise 
empfiehlt sich soweithin der Kritik, als ihr eben eine Auffassung 
zu unterliegen scheint, die für ihren Teil nicht ernst zu nehmen 
ist. Nicht viel besser wäre es um den Versuch bestellt, die beiden 
Disziplinen in der Weise zu sondern, daß man nachsinnt, was 
»Geschichte«, und was »Gesellschafte bedeute; oder auch, was 
man sich unter dem »Historischen« und dem »Sozialen« vorzu- 
stellen habe. Das sind zunächst doch nur Worte, die wir in 
vielerlei Sinn und aus vielerlei Anlässen verwenden, und so auch 
dazu, den empirisch herausgefühlten Gegensatz zweier Disziplinen 
auf ein bündiges Schlagwort zu bringen. Es ist nicht ausge- 
schlossen, daß sich diesen Worten gerade dann, wenn man sie 
so verwendet, bestimmte Begriffe verknüpfen. Ob dies zutrifft, 
und um welche Begriffe es sich handelt, läßt sich jedenfalls erst 
dann entscheiden, sobald wir einen sachlichen Einblick in die 
Verhältnisse erlangen, die mit Hilfe jener Worte schlagwörtlich 
ausgedrückt sind. So gehört also die sogenannte »Bestimmung« 
dieser Ausdrücke nicht an den Anfang, sondern an das Ende der 
Untersuchung. Die Erkenntnistheorie darf diese Ausdrücke nicht 
als Schlüsselworte unserer Disziplinen behandeln, wie es sonst in 
aller Regel beliebt wird. Wir halten uns vielmehr an den sach- 
lichen Schlüssel, den uns die Einsicht bietet, daß Sozialwissen- 
schaft und Geschichte Erfahrungswissenschaften seien, 
und zwar die Wissenschaften der noctischen Erfahrung. Zwar 
legt sich auch dann noch eine Art »common sense-Lösung« nahe: 
in der Sozialwissenschaft wäre das Allgemeine, in der Geschichte 
das Besondere das Ziel unserer Erkenntnis. Vor diesem Abweg 
behütet uns das früher erwähnte Problem, das ja ausdrücklich 
mit der Tatsache rechnet, wie innerhalb der Sozialwissenschaft 
das Allgemeine und das Besondere als Ziel unserer Erkenntnis 
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abwechselt — Dinge, die Karl Menger schon vor fünfundzwanzig 
Jahren außer Zweifel gestellt hat, allerdings ohne daß unsere 
fachliche Methodologie den Wert dieser Einsicht zu würdigen 
vermochte. 

Die Lösung unseres Problems gerät allemal auf Abwege, so- 
lange wir uns unvermittelt fragen, wie sich die beiden Disziplinen 
von einander sondern. Es bedarf notwendig der Vorfrage, wie 
weit die Einheit im Gebahren der beiden Disziplinen 
reicht. Zu allererst darüber müssen wir Klarheit gewinnen. 
Für unsere letzten Zwecke ist diese Vorarbeit ganz besonders 
wichtig. Denn nur, um ihre Begriffsbildung zu studieren, dringen 
wir in das Wesen der Sozialwissenschaft ein. Nun teilt aber 
diese Wissenschaft von ihres Wesens Art ein gut Stück mit der 
Geschichte; vielleicht sogar das beste Stück, soweit es eben die 
Begriffsbildung angeht. Sind doch beide Disziplinen erstens 
Erfahrungswissenschaften, zweitens und besonders aber, unterliegt 
doch beiden gemeinsam die noetische Erfahrung. Damit ist 
schon zum größten Teile über das ganze Gebahren dieser 
Wissenschaften entschieden, insbesondere auch über die Eigenheit 
ihrer Begriffsbildung. Zwar wird sich auch noch der Gegensatz 
zwischen den beiden Disziplinen je in ihrer Begriffsbildung gel- 
tend machen; da handelt es sich jedoch nur mchr um die feinere 
Abtönung des Bildes, das in seinen wuchtigen Zügen schon vor- 
her feststeht. 

Im Prinzipe ist es leicht einzusehen, wie weit die Einheit im 
Vorgehen der beiden Disziplinen reicht. Da sie Erfahrungs- 
wissenschaften sind, gchen sie notwendig im Geiste der einfachen 
Formel vor, daß man Tatsachen feststellt und sie ver- 
arbeitet; verarbeitet werden die Tatsachen, indem man sie 
einerseits kausal, andererseits begrifflich, z. B. also klas- 
sifikatorischh zu verknüpfen sucht. So weit reicht die 
Einheit im Vorgange aller Erfahrungswissenschaften überhaupt. 
Für jene beiden Disziplinen reicht sie aber noch weit darüber 
hinaus: Man muß dem überaus wichtigen Umstand Rechnung 
tragen, daß beiden Disziplinen gemeinsam die noetische Er- 
fahrung unterliegt. Es ist wohl ohne weiteres klar, daß ein so 
spezifischer Modus im Erfahren einen gewaltigen Einfluß darauf 
ausübt, wie man Tatsachen feststellt und sie verarbeitet. So 
macht es speziell für die sozialwissenschaftliche Beegriffsbildung 
den Grundstock ihres Wesens aus, daß sich in ihr die noetische 
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Denkweise auslebt. 

Dieser tiefgreifende Einfluß der Denkweise auf das ganze 
Gebahren, insbesondere also auf die Begriffsbildung einer Wissen- 
schaft, bleibt der herrschenden Lehre ganz außer Schweite. Sie 
weiß ja nichts von einem Gegensatz im Modus des Erfahrens, 
was dasselbe sagt, in der Denkweise. Sie kennt theoretisch nur 
die eine, die phänomenologische Denkweise, und danach hält sie 
auch das Gebahren aller Erfahrungswissenschaften für ein im 
Prinzipe einheitliches. Für sie versteht sich der »Universalismus 
der Methoden« in solchem Grade von selber, daß er nur aus- 
nahmsweise betont wird. Nur dann geschieht dies, wenn es eine 
gegenteilige Meinung abzuwehren gilt, die dann wohl als »Eigen- 
brödelei« einzelner Disziplinen abgefertigt wird. Aber mit dem 
gleichen Rechte, als hier den zwei Gruppen der Erfahrungswis- 
senschaften ihre spezifischen Methoden abgesprochen werden, 
könnte man es etwa den Wassertieren als »Eigenbrödelei« aus- 
legen, daß sie Kiemen statt der Lungen haben. Freilich ist der 
hier bedingende Gegensatz zwischen Wasser und Land leichter 
zu erfassen, als jener zwischen noetischer und phänomenologischer 
Denkweise, der immerhin erst durchdacht sein will; gleiches gilt 
ja auch von dem Gegensatz zwischen nomothetischem und idio- 
graphischem Verfahren. Darum gehört auch das Schlagwort vom 
»Universalismus der Methoden« zu jener nichtsnutzigen Sorte, die 
von der Ignoranz lebt und sich dann erst noch von der Denk- 
faulheit aushalten läßt. 

Der Einfluß auf das Gebahren einer Wissenschaft, den die 
Denkweise ausübt, von der sie getragen wird, wird sich haupt- 
sächlich nach drei Richtungen hin geltend machen. Erstens in 
Bezug auf die Tatsachen, von denen die betreffende Wissen- 
schaft ausgeht. Die spezifische Denkweise wird ebensowohl die 
Natur der Tatsachen als die Art ihrer Feststellung spezifisch be- 
einflussen. Die Tatsache ist dann nicht als ein Stückchen Wirk- 
lichkeit zu verstehen; das entspräche der naiven Anschauung, dic 
sich auch im Sprachgebrauch durchsetzt. Für die Methodologie 
ist die Tatsache immer schon aufgefaßte Wirklichkeit: das 
Anschauliche ist dann notwendig schon in begriffliches Denken 
umgesetzt. \Was nämlich den Erfahrungswissenschaften als Tat- 
sache unterlegt wird, entspricht dem Inhalte einer evidenten A^us- 
sage über Konkretes. Da nun die Tatsache von notwendig be- 
griffllichem Charakter ist, macht sich in ihr die spezifische Denk- 
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weise geltend; gibt es zwei Denkweisen, dann auch zweierlei 
Tatsachen. Kraft ihrer spezifischen Natur treten also phänomeno- 
logische und noctische Tatsache, »Datum« und »sFaktum« 
auseinander. Geschichte und Sozialwissenschaft sind daher vor 
allem darin eins, daß sie beide von noetisch gearteten Tat- 
sachen, von »Fakten« ausgehen. So wird sich die Untersuchung 
an erster Stelle mit der Natur der >Fakten« und mit der Art 
ihrer Feststellung beschäftigen. Sie streift hierbei auch das 
Problem der »Deutung«. Das Feststellen der »Fakten« darf wohl 
seinem Erfolge nach als » Deutung. bezeichnet werden; denn hier 
wird etwas in Begriffe umgesetzt, das sich bildlich als der »Sinn« 
der Wirklichkeit bezeichnen läßt. In der Sache jedoch hat dies 
selbst dann nichts mit einer »Deutung« zu tun, wenn die Fest- 
stellung im Angesichte der anschaulichen Wirklichkeit, aus dem 
Erlebnis heraus, erfolgt. Das ganze Verständnis der noetischen 
Denkweise hängt an dieser Einsicht. Noch weniger aber hat das 
Feststellen der >Fakten«e den Sinn, daß man den physischen 
Daten psychische Daten interpoliert; dieses grobe Mißverständ- 
nis macht die »psychologistische« Verkennung der Noctik aus. 

Zweitens prägt sich die spezifische Denkweise auch in der 
Art der kausalen Verknüpfung von Tatsachen aus Um 
die metaphysischen Anschauungen über Kausalität braucht sich 
zum Mindesten die fachwissenschaftliche Methodenlehre nicht zu 
kümmern. Ihr gilt die Kausalıtät einfach als ein Zusammenhang 
zwischen Tatsachen, der uns so erfaßslich wird, daß sich die be- 
treffenden Tatsachen gemäß dem Satz vom Grunde aufeinander 
beziehen lassen. Allerdings schwebt uns dabei sofort das Ver- 
hältnis zwischen »Ursachee und »Wirkunge«e, sowie das >»Natur- 
gesetze vor. Das sind nämlich die Formen, die der Kausalnexus 
aufweist, sobald wir die phänomenologische Denkweise üben, Jene 
Formen also, in denen die phänomenologisch gearteten Tatsachen, 
die »Daten«, kausal verknüpft werden. Nun fällt aber die kau- 
sale Verknüpfung notwendig ganz anders aus, sobald noetisch 
geartete Tatsachen, »Fakten« in Frage kommen. Im Gegensatz 
zu den »Daten< sind die »l’akten« schon in sich eitel Zusammen- 
hang, sie fordern daher eine grundsätzlich andere Art ihrer Ver- 
knüpfung heraus. Wir haben uns freilich gewöhnt, von »Ur- 
sache und Wirkung: auch dort zu reden, wo »Hakten« kausal 
verknüpft werden. Doch klingt es dem geschulten Ohre schon 
einigermaßen naiv, frägt man etwa nach den »Ursachen« der 


Zur sozialwissenschaftlichen Begriffsbildung. $I 


französischen Revolution, als handelte es sich um eine Pulver- 
explosion, und als ob die Kausalerklärung mit jener Unterschei- 
dung zwischen »bedingenden«e und »auslösenden Ursachen« ihr 
Auslangen fände, die selbst im Bereiche des phänomenologischen 
Denkens nicht ernst zu nehmen ist. Hier wird es also fühlbar, 
daß uns die theoretische Einsicht darin fehlt, wie man eigentlich 
die »Fakten« kausal verknüpft. Es liegt ja auf der Hand: muß 
die Methodologie mit zweierlei Tatsachen rechnen, dann auch mit 
zweierlei Kausalität. 

Sozialwissenschaft und Geschichte finden also auch darin zu- 
sammen, daß sie beide ihre Tatsachen im Geiste der noetischen 
Kausalität erklären. An zweiter Stelle sind daher die spezifi- 
schen Formen dieser Art Kausalität zu untersuchen. Es stellt 
sich dann heraus, daß unseren Disziplinen weder die »Erklärung aus 
der Ursache«, noch die »Erklärung aus dem Zweck« den Charakter 
verleiht. So ist es ein Streit um des Kaisers Bart, der darüber so 
heftig geführt wird. »Ursachen« kennt die noetische Kausalität 
überhaupt nicht. Schon das Problem der Erklärung ist hier ganz 
anders gestellt. Da liegt stets ein in sich zusammenhängendes Ge- 
schehen vor, dessen Verlauf nun restlos auf Bedingungen zurück- 
zuführen ist, die sich in zwei Arten sondern: einerseits die 
»Dominanten«, als die primären, dem Geschehen selber inhärenten 
Bedingungen seines Verlaufs, zur anderen Seite die sekundären 
Bedingungen die in der objektiven Sachlage wurzeln, die »Deter- 
minanten«. Die »Erklärung aus dem Zweck« aber ist nur ein 
handliches Surrogat der noetischen Kausalerklärung. Das Schema 
von »Zweck und Mittele hat sich das praktische Handeln für 
seinen eigenen Vollzug zurecht gelegt. Darum sind wir als Han- 
delnde stets versucht, über die Dinge des Handelns in diesen 
»pragmatischen« Kategorien zu denken. Auf dieses bloße Surro- 
gat der Erklärung schränkt sich übrigens die Praxis des Wissen- 
schaftsbetriebes absolut nicht ein. Nur die Theorie will uns 
gelegentlich einreden, daß unsere Disziplinen auf die »Erklärung 
aus dem Zweck« angewiesen seien. Zwischen diesen »pragmati- 
schen« und den kausaltheoretischen Kategorien besteht überhaupt 
nur ein schiefer Gegensatz, der uns über die Eigenheit unserer 
Disziplinen niemals aufklären kann; dazu bedarf es erst der Ein- 
sicht in den richtigen Gegensatz, in jenen zwischen phänomeno- 
logischer und noetischer Kausalität. 

An dritter Stelle wird der Einfluß zu untersuchen sein, den die 
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spezifische Denkweise geradeaus auf die Begriffsbildung 
nimmt. Durch die Welt der sozialen und historischen Begriffe 
geht schon darum ein streng einheitlicher Zug, weil ihnen allen 
am letzten Ende die noetischen Kategorien unterliegen: Subjekt, 
Objekt, Akt und Erleidung. Diese Kategorien sind nicht als Be- 
griffe von höchster Allgemeinheit zu verstehen, sondern besagen 
gleichsam die Begriffsmöglichkeiten, die Typen der primären For- 
mung des Anschaulichen. Auch schließen an diese Kategorien 
nicht gleich die Begriffe an, nach denen wir die Wirklichkeit auf- 
fassen, sobald wir Tatsachen feststellen. Es vermitteln dazwischen 
erst noch sekundäre Kategorien, Typen der weiteren Formung 
des Anschaulichen. Dazu gehören insbesondere jene Katego- 
rien des multipolaren Geschehens, die recht eigentlich 
die gemeinsame Grundlage der Begriffswelt beider Disziplinen 
sind. Es ist diesen Disziplinen eigen, daß sie das in den nocti- 
schen Kategorien Denkbare, das »Dritte Geschehen:, in aller 
Regel so erfassen, daß es gleichzeitig auf eine Mehrheit von Sub- 
jekten bezogen erscheint. Insbesondere die Feststellung der Tat- 
sachen geht regelmäßig diesen Weg, so daß die sozialen und 
historischen Tatbestände ausnahmslos das multipolare Geschehen 
betreffen; und erst die kausale Verknüpfung der Tatsachen führt 
dazu, das »Dritte Geschehen« zu erfassen, ohne da man ces 
gleichzeitig auf eine Mehrheit von Subjekten bezieht. Der roh- 
empirische Ausdruck hierfür ist die landläufige Unterscheidung 
zwischen den »res gestac«e und den vinneren Scelenvorrängen«. 

In diesen drei Richtungen muß uns das einheitliche Vorgehen 
der beiden Disziplinen klar geworden sein, dann erst läßt sich 
der Schnitt zwischen Sozialwissenschaft und Geschichte in voller 
Schärfe ziehen. Der Gedankengang dieser Scheidung soll nun 
auch skizziert werden. Nach jener wichtigen Vorarbeit handelt 
es sich nunmehr um die eigentliche Lösung unseres Problems. 

Vom erkenntnistheoretischen Standpunkte aus — das lehrt 
die Vorarbeit — fehlt es an jedem Gegensatz zwischen den beiden 
Disziplinen. Sie behandeln den gleichen Stoff und in der gleichen 
Weise. Mit anderen Worten, sie zeigen das nämliche Verhalten 
zur Wirklichkeit im erkenntnistheoretischen Sinne, zum anschau- 
lichen Erlebnis. Dies hat zur Folge, daß beide es mit cin und 
derselben Wirklichkeit im empirischen Sinne zu tun 
haben; man kann also mit vollem Rechte von einer »gesellschatftlich- 
geschichtlichen Wirklichkeit< sprechen. Die ganze Vorarbeit 
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gipfelt ja in der Darstellung, wie sich diese Art Wirklichkeit aus 
dem Anschaulichen heraus auf baut, wie der besondere Stoff gemäß 
besonderen Kategorien geformt und dann, abermals in besonderer 
Art, kausal und begrifflich ausgestaltet wird. Ein Gegensatz 
zwischen den beiden Disziplinen ist daher nur so möglich, daß 
ihr Verhalten zur gemeinsamen Wirklichkeit cin ver- 
schiedenes ist. 

Da sich auf dieser Einsicht die ganze Lösung aufbaut, sei 
der Zusammenhang noch etwas näher erläutert. Zwei Dinge sind 
scharf zu sondern: das Verhalten zur erkenntnistheoretisch ge- 
meinten und das Verhalten zur empirisch gemeinten Wirklichkeit. 
Das Erstere läßt sich als das wissenschaftliche Gebahren »unter 
Tag« verbildlichen;, denn es entzieht sich vollständig der Wahr- 
nehmung, solange man mit dem unaufgelösten Begriff der Er- 
fahrung operiert, wie cs die Methodologie leider gewöhnlich tut. In 
ihrem Gesichtskreis liegt dann bloß das Verhalten zur empirisch 
gemeinten Wirklichkeit, zur Wirklichkeit schlechthin; daher man 
hier wieder vom wissenschaftlichen Gebahren »über Tag« reden 
darf. Das Gebahren »unter Tag« ist bei der Sozialwissenschaft 
nicht anders als bei der Geschichte; daraufhin besondern sich über- 
haupt noch nicht die einzelnen Wissenschaften, nur das erfahrungs- 
wissenschaftliche Erkennen, als solches, zerfällt in ein noetisch 
und in ein phänomenologisch gceartetes, und zwar in Bezug auf 
Tatsache, Kausalität und Begriff. Insbesondere die Begriffsbildung 
zeigt sich hier ebenso vom Stoffe der Erkenntnis abhängig, wie 
sie nachweislich vom Ziele der Erkenntnis abhängt. 

Das Gebahren »über Tag« betrifft zunächst die eigentliche 
»Methodee. der Wissenschaften. Auch hier regiert der >»Stoffe 
seine Behandlung; nur ist es hier der erkenntnistheoretisch bereits 
ausgcstaltete Stoff, also das von uns für wirklich Gehaltene, in 
Tatsachen Aufgreifbare, das »Tatsächliche«. Wenn diese Behand- 
lung je nach dem Stoff eine verschiedene scin muß, so zieht dies 
noch immer keine Sonderung zwischen einzelnen Wissenschaften 
nach sich; was sich daraufhin spezialisiert, sind vielmehr die 
Methoden der Forschung. So will z. B. das empirisch Be- 
sondere der »Ueberlieferungen, Denkmäler und Reste« in ganz 
besonderer Weise behandelt sein; dies ergibt die »historische 
Methode«. Diese tritt aber in den Dienst der Sozialwissenschaft 
nicht anders, als in jenen der Geschichtswissenschaft selber. Auch 
der Sozialforscher bedient sich notwendig dieser Methode, sobald 
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er sich der Vergangenheit zuwendet, aber er bleibt des- 
halb doch Sozialforscher. 

Woran hängt dies nun, was macht in diesem Falle die Sozialwissen- 
schaft zu einer Wissenschaft für sich, die man in ihren Teilleistungen 
wiedererkennt, wenn dies nicht die Methoden der Forschung tun? 
Darauf würde die landläufige Antwort lauten: ihr besonderer »Gegen- 
stand« tutes. Die Sozialwissenschaft korrespondiert mit der »Gesell- 
schaft«, die Historik mit der »Geschichte«. In dieser Antwort steckt 
nun eine halbe Wahrheit. »Geschichte« und »Gesellschaft« sind hier 
offenkundig als große Gesamtheiten gemeint, die sich unserem 
überschauenden Denken darstellen; es handelt sich also um weit- 
umfassende Einheiten des Empirischen, die in unserer Vorstellung 
leben, sagen wir, es handelt sich um ideale Totalitäten. 
Und soviel ist wahr, soll sich eine besondere Wissenschaft heraus- 
gestalten, im Sinne einer richtigen Einheit unserer Erkenntnis, so 
genügt es nicht, daß man besondere Methoden befolgt, oder daß 
man einen »empirischen Bestand« von besonderer Natur unter 
die Hand bekommt: Es muß sich vorher schon dieser »empirische 
Bestand« als Einheit denken lassen, er muß zu einer idealen 
Totalität zusammenfaßbar sein. 

Aber bloß eine halbe Wahrheit steckt in jener landläufigen 
Ansicht, wonach allein schon ihr »Gegenstand«, oder auch ihr 
»Gebiete die Einzelwissenschaft begründe,; denn es besagt diese 
Korrespondenz mit einer großen Gesamtheit des Empirischen bloß 
die eine der Voraussetzungen, unter welchen es zur Abscheidung 


einer Einzelwissenschaft kommt. So einfach sondern sich die . 


Wissenschaften nicht von einander, daß mit der hier diese, mit 
jener wieder eine andere Totalität korrespondiert. Zu dieser 
charakteristischen Beziehung auf eine Totalität des Empirischen 
tritt notwendig noch ein Zweites: charakteristische Prinzi- 
pien des einheitlichen Aufbaues, so daß eben eine richtige 
Einheit der Erkenntnis heraussieht, eine Wissenschaft für sich. 
Scheiden sich also die Wissenschaften von einander und erlangen 
sie den Charakter von etwas für sich Besonderem, so geschieht 
es nicht im Hinblick auf ihre Methoden, noch im Hinblick auf 
ihren »Gegenstand«, ihr »Gebiet« und dergleichen; mit der Bezug- 
nahme auf eine bestimmte Totalität des Empirischen hebt die 
Besonderung einer Wissenschaft erst an, den Ausschlag aber geben 
hierfür ihre Kompositionsprinzipien; sie sind das wahrhafte 
Kriterium für die Unterscheidung der Einzelwissenschaften. Und 
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tatsächlich handelt es sich dabei um das Verhalten zur empirischen 
Wirklichkeit. Denn mit diesen Kompositionsprinzipien regelt sich 
das Verhältnis des Erkennens zur betreffenden Totalität des Em- 
pirischen. ° Auch diese Prinzipien betreffen das Gebahren »über 
Tag«, das eben weitaus noch nicht erfaßt ist, solange man 
nur die Methoden der Forschung dargelegt hat. Die Methoden 
der Forschung gehören gar nicht zum Charakter einer Einzel- 
wissenschaft, aber ihre Kompositionsprinzipien machen ihn aus. 

Sozialwissenschaft und Geschichte haben ihren »empirischen 
Bestand« gemein: die »geschichtlich-gesellschaftliche Wirklichkeite, 
schärfer gesagt, das in den Kategorien des multipolaren Geschehens 
gedachte »dritte Geschehen«, also das noetisch Erfahrbare, jedoch 
so aufgefaßt, daß es stets zugleich auf eine Mehrheit der Subjekte 
bezogen erscheint. Es hängt nun alles an der Frage, wie sich 
dieser »empirische Bestand« als ein einheitliches Ganzes 
denken läßt. Auf den ersten Blick möchte es wohl scheinen, 
daß schon dabei ein Gegensatz herauskäme: die Sozialwissenschaft 
wäre vor die »Gesellschaft«, ihre Schwesterwissenschaft vor die 
»Geschichte« gestellt. Dies widerspräche aber der Einheit dieses 
empirischen Bestandes. Wenn es möglich ist, daß sich dieser 
gemeinsame empirische Bestand auch in jener doppelten Weise 
als ıdeale Totalität erfassen läßt, so muß dies irgendwie schon eine 
Folge der gesuchten Scheidung sein; unmöglich kann es ihr Grund 
scin. Im Lichte der erkenntnistheoretischen Betrachtung kehrt 
sich der landläufig angenommene Sachverhalt auch hier wieder 
in der charakteristischen Weise um: »Geschichte« und »Gesellschaft« 
ist dann nichts, was »draußen« läge, sei es als »Gcebiet«, »Gegen- 
stand« und dergleichen, und das nun erst in unser Erkennen 
übernommen würde, an der Hand gewisser Disziplinen; was uns 
»draußen«e scheint, ist in Wahrheit erst »hinausversetzt«e, kraft 
derspezifischen ArtunseresDenkens. 

Der gemeinsame empirische Bestand der beiden Disziplinen 
duldet an sich gewiß nur eine einzige Vorstellung seiner Totalität. 
Hicr läßt es sich nicht näher ausführen, aber tatsächlich ist diese 
Vorstellung des Zusammenhängens zur Einheit schon in der Natur 
des Zusammenhängenden angelcgt; sie ist in der erkenntnistheore- 
tischen Eigenart des noetisch Erfahrbaren begründet, weil hier 
eben ununterbrochen auf den anschaulichen Zusammenhang des 
Erlebten reflektiert wird. Wer über jene empirische Wirklichkeit, 
deren einheitliche Konstitution die Vorarbeit aufdeckt, erfahrungs- 
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wissenschaftlich denken will, sicht sich dem Allzusammen- 
hang des multipolaren Geschehens gegenüber, wie er 
über Zeit, Raum und Subjekte hinweg geflochten ist. Anders 
läßt sich die zu empirischer Wirklichkeit ausgestaltete >»Welt 
der Erlebungen« nicht in Einheit denken, als in Gestalt dieser 
»\Welt des Handelns«. Die letztere faßt alles in sich, was der 
Historiker sowohl wie auch der Sozialtorscher als »wirklich« vor 
sich erblickt, was also beiden für »tatsächlich« gilt. Diese »Welt 
des Handelns« ist aber beileibe nicht als eine Summierung von 
»Geschichte« und »Gesellschaft«e zu vermeinen; für die letzteren 
Totalitäten bedeutet sie den gemeinsamen Mutterboden, in welchem 
diese noch unentwickelt ruhen. Es muß erst die spezifische Auf- 
fassungsweise platzgreifen, die sich einerseits in der Geschichts-, 
andererseits in der Sozialwissenschaft auslebt,; dann erst stellt sich 
uns die nämliche »Welt des Handelns«e dort als »Geschichte«, 
hier als »Gesellschaft« dar. 

Soweit reicht also immer noch die Gemeinschaft der beiden 
Disziplinen, daß sie einträchtig vor dem Allzusammenhang des 
multipolaren Geschehens, vor der »\Welt des Handelns« stehen. 
Beiden erwächst auch die Aufgabe, diesen idealen Geschehens- 
Zusammenhang, der eben bloß in unscrer Vorstellung lebt, irgend- 
wie für unsere Erkenntnis zu realisieren. Im Prinzipe liegt die 
Lösung dieser Aufgabe recht nahe: für das Geschehen tauscht 
man Tatsachen ein, sein Zusammenhang aber kann nur als ein 
kausaler erfaßt werden, gemäß der Eigenart unseres Denkens. 
Natürlich stellt man hier noetische Tatsachen fest und hat sie im 
Geiste der noctischen Kausalität zu verknüpfen. Der Umsatz in 
Erkenntnis vollzieht sich also notwendig so, daß man einen 
Kausalzusammenhang von Tatsachen erarbeitet. Es darf 
vorläufig uncrörtert bleiben, an der Hand welcher Methoden, und 
so auch, in welcher näheren Form der Begriffe dies geschehen 
soll; ob nämlich dieser Kausalzusammenhang im einzelnen als 
»Gesetz«, oder als »Individuum« zu gestalten sei. Soviel ist 
sicher, wäre dieser Umsatz in Erkenntnis als cin einheitlicher 
möglich, könnte man hier einen Kausalzusammenhang von Tat- 
sachen erarbeiten, über den hinaus es keine weitere Erkenntnis 
gäbe davon natürlich abgesehen, daß seiner eigenen Aus- 
gestaltung niemals cine Grenze gesetzt scin kann — dann wäre 
auch bloß eine einzige Wissenschaft der noctischen Erfahrung 





möglich. 
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In Wahrheit sind es aber zwei Wege, die sich unserer Er- 
kenntnis hier eröffnen; den einen schlägt die Sozialwissenschaft, 
den anderen die Geschichte ein. So treten diese beiden Diszi- 
plinen erst hier in Gegensatz zu einander, erst in der Relation 
auf die ideale Totalität des empirisch Wirklichen, die ihnen ge- 
meinsam vorschwebt, auf die »Welt des Handelns«. Die Letztere 
ist dabei etwas durchaus Eigenartiges, verglichen mit den idealen 
Totalitäten des empirisch Wirklichen, die sich sonst noch bilden 
lassen, z.B. als »Natur«, oder »Psyche«, oder »organisches Leben«. 
Denn in ihrer, hier nur schlagwörtlich angedeuteten Eigenschaft, 
als der Allzusammenhang des multipolaren Geschehens, stellt die 
»Welt des Handelns« die spezifische Verflechtung eines Gesche- 
hens dar, das selber bis in die letzten Kategorien seiner Erfassung 
zurück ein spezifisches ist. Daher bedürfte es auch der vollen 
Einsicht in die Eigenart dieser »Welt«, wollte man den Gegensatz 
der beiden Disziplinen sachlich entwickeln; hier läßt er sich nur 
roh umzeichnen. 

Die »Welt des Handels«, die in unserer Idee als ein großer 
und lückenloser Zusammenhang lebt, birgt einen letzten Gegensatz 
in sich: den Gegensatz zwischen dm Wechselim Geschehen, 
und der Wiederkehr im Geschehen. Beides setzt ein Zu- 
sammenhängen des Geschehens voraus. Denkt man an vereinzelte 
Geschehnisse, so lassen sich diese bloß als gleich oder ungleich 
aufeinander beziehen. Zur Wiederkehr wird die Gleichheit, zum, 
Wechsel die Verschiedenheit erst dann, sobald man das Geschehen 
als ein zusammenhängendes in Betracht nimmt, sobald also das 
Zusammenhängen hinzutritt. Wechsel und Wiederkehr sind daher 
für das zusammenhängende Geschehen, was Beharren und Ver- 
änderung für das im »Ding« zusammenhängende Sein bedeuten. 
Man kann nur mehr im übertragenen Sinne davon sprechen, daß 
auch Geschehen »beharre«, sofern es eben wiederkehrt, oder auch 
Geschehen »sich verändere«, insofern es nämlich wechselt. Als 
ganz unhaltbar aber erscheint jene — mit der hier vorgetragenen 
Auffassung sonst leicht zu vermengende — geschichtsphilosophische 
Konstruktion, die in der Geschichte selber, also jedenfalls doch 
in einer zur Einheit zusammenhängenden Geschehens-Vielheit, nur 
das ewige Spiel zwischen Beharren und Veränderung ersieht. Der 
Fehler liegt nicht vielleicht nur darin, daß hier Ausdrücke sachlich 
gemeint sind, die man nur bildlich verwenden darf; es macht 
den groben Fehler aus, daß hier der Gegensatz selber, zwischen 
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dem Wechsel und der Wiederkehr ım Geschehen, als ein sachlicher 
genommen wird, ganz so, als wäre er im Objekte begründet. Dies 
lauft auf Begriffsrealismus hinaus, in der noch zu crläuternden 
Weise. Ucbrigens entbehrt diese Konstruktion nicht ganz des 
heuristischen Werts, so unhaltbar sie auch ist. Denn es stellen 
die als »Dinses auffaßbaren Derivate des Geschehens — 
ə Verhältnisser, »Einrichtungene, -»Gebildee etc. — etwas vor, 
das im echten Sinne beharrt oder sich verändert. Hier liegt 
tatsächlich das Bestehen unablässig im Kampfe mit dem Ver- 
gchen und daraus mag sich nun ein ordnendes Prinzip für den Ab- 
lauf des Geschehens selber herleiten lassen. 

Der Gegensatz zwischen dem Wechsel und der Wiederkehr 
im Geschehen wird mißverstanden, faßt man ihn als einen blof 
»relativen« auf, unter der Begründung, daß sich getrennte Ge- 
schehnisse überhaupt nicht als gleich aufeinander bezichen lassen, 
angesichts der »unendlichen Mannigfaltiskeit alles Wirklichen«. 
Sucht man die Gleichheit derart im Objckte, dann fällt jener Ge- 
gensatz überhaupt aus, und was übrig bliebe, wäre dann bloß 
der ewige Wechsel des Geschehens, in einer unendlichen Stufen- 
folge seiner Intensität. Gewiß aber darf man von einer »Gleich- 
heite nur so sprechen, daß sich verschiedene Geschehnisse den 
gleichen Begriffen unterordnen lassen, ungeachtet aller Verhältnisse 
im Objekte. Diese begriffliche Gleichheit muß man im 
Auge behalten, nicht jene in sich unmögliche »objektive« Gleich- 
heit. Dann erst kann man zwischen gleich und ungleich unter- 
scheiden, dann erst kommt es zu dem Gegensatze zwischen 
Wechsel und Wiederkehr, und dann aber ist dieser Gegensatz so- 
fort auch ein absoluter. 

Wenn uns der obcerflächliche Blick dazu verführt, diesen Ge- 
gensatz einen »relativen« zu nennen, so liest hier etwas anderes 
zugrunde. Bezieht man verschiedene Geschehnisse als gleich oder 
ungleich aufeinander, dann geschieht dies ja nicht im Wege eines 
anschaulichen Vergleiches, nicht so etwa, wie man bunte Papier- 
schnitzel sortiert; vielmehr tritt notwendig die begriffliche Er- 
fassung der Geschehnisse voran, wir bezichen die letzteren also 
immer schon gemäss der Begriffe, mit deren Hilfe wir sie erfaßt 
haben, als gleich oder ungleich aufeinander. Daher hängt es 
bloß an der Variation der cerfassenden Begriffe, und in der näm- 
lichen Richtung, in der bisher eine Wiederkehr festzustellen war, 
kann nun ein Wechsel festgestellt werden, und so auch umge- 





Zur sozialwissenschaftlichen Begriffsbildung. 89 


kehrt. Es steht z. B. im Belieben unserer Auffassung, die Unter- 
zeichnung des Frankfurter Friedensvertrages als » Tintenverbrauch« 
oder »Amtshandlung« zu erfassen, das Geschehnis also zu unge- 
zählten anderen in das Verhältnis absoluter Gleichheit zu setzen 
und es demgemäß der Wiederkehr einzuordnen; obwohl es sich, 
der anderen möglichen Auffassung nach, um ein Geschehnis 
handelt, das ausdrücklich den Wechsel im Geschehen markiert. 
Wiederkehr und Wechsel im Geschehen treten also dergestalt 
in Gegensatz zu einander, daß durch eine bloße Variation der 
erfassenden Begriffe der Gegensatz zur Identität umkippen kann, 
in dem Sinne, daß der bisherige Wechsel nun auch als Wieder- 
kehr, oder die bisherige Wiederkehr nun auch als Wechsel er- 
faßbar wird. In solchem Geiste ist dieser Gegensatz, der ein re- 
lativer sein soll, in Wahrheit ein labiler. 

Diese Labilität des Gegensatzes liegt recht klar zutage; aber 
dem naiven Blick entgeht sie dennoch. Vor dem naiven Blick, 
der sich auf zusammenhängendes Geschehen richtet, scheidet sich 
vom Wechsel die Wiederkehr gerade so, als ob dies ein starrer, 
mit dem Objekt verwachsener Gegensatz wäre, den unser Denken 
einfach hinzunehmen hat. Da und da träte eben Wiederkehr, 
dort und dort Wechscl des Geschehens in Wirklichkeit. Man 
übersieht es gänzlich, daß die Feststellung des Wechsels oder 
der Wiederkehr jedesmal zugleich eine Funktion unseres Denkens 
ist. Nur weil wir mit ganz bestimmten Begriffen an die Wirk- 
lichkeit herangetreten sind, war hier ein Wechsel, dort eine Wieder- 
kehr im Geschehen festzustellen. Wer also diese Verhältnisse, 
und so den fraglichen Gegensatz überhaupt starr mit dem Objekte 
verwachsen glaubt, dem entgeht dieses notwendige Dazwischen- 
treten unserer Begriffe; mit anderen Worten, er nimmt die Be- 
griffe, in denen wir über die Wirklichkeit denken, schon für die 
Wirklichkeit selber, er begeht also Begriffsrealismus. Dieser 
Denkfchler steckt auch in der erwähnten geschichtsphilosophischen 
Konstruktion. 

Man darf aber die Labilität des Gegensatzes nicht dahin 
mißverstehen, daß es auf reine Willkür hinausläuft, hier Wechsel, 
dort Wiederkehr im Geschehen festzustellen. Ist diese Feststellung 
einerseits eine Funktion unseres Denkens, so doch auch eine 
Funktion des Objektes; das heißt, unser Denken ist durch das 
Anschauliche zu dieser Feststellung verbunden. Haben wir uns 
einmal für bestimmte Begriffe entschieden, nach denen wir die 
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Wirklichkeit erfassen, dann hängt es von der Wirklichkeit ab, 
wo eine Wiederkehr und wo ein Wechsel im Geschehen sich 
feststellen läßt. Nur für das Erste sind wir frei, beim Zweiten 
Knechte. Natürlich könnte man an dem Einfluß, den die Wirk- 
lichkeit hier ausübt, gar nicht rütteln; gcht er doch vom Objekt 
aus, von dem unserem Denken Gesetzten, ihm wahrhaft »Gegen- 
ständlichene. Wohl aber verknüpft es sich mit der vielerwähnten 
Labilität des Gegensatzes, daß uns etwas anderes freisteht: wir 
können die Abhängigkeit, in der sich die Feststellung von den 
Begriffen her befindet, auch umkehren. Es darf zu unserer Ab- 
sicht werden, ausschließlich Wiederkehr, oder ebenso ausschließ- 
lich Wechsel im Geschehen festzustellen. Das Objekt kehrt sich 
an solche Absichten freilich nicht; um also dem Objekt keine 
Gewalt anzutun, müssen dann die erfassenden Begriffe danach 
ausgewählt werden, daß wir das eine Mal überallhin Wiederkehr, 
dann wieder überallhin Wechsel festzustellen vermögen. Damit 
werden aber zwei Spielarten abschbar, wie sich zusammenhängen- 
des Geschehen einheitlich bewältigen läßt; und so führt die La- 
bilität jenes Gegensatzes schließlich zu zwei Gesichts- 
punkten, von denen aus die »Welt des Handelns« je in ein- 
heitlicher Weise erkennbar wird. 

Wir sehen die Möglichkeit vor uns, jenen großen Geschehens- 
Zusammenhang einmal aus dem Gesichtspunkte des 
\Wechsels im Geschehen, dann wieder aus dem Ge- 
sichtspunkte der Wiederkehr im Geschehen zu 
betrachten. Dort löst sich für unser Erkennen die »Welt des 
Handelns« in eitel Wechsel, hier in eitel Wiederkehr auf. Soll 
aber bei dieser Art Umsatz in Erkenntnis der Geschehens-Zu- 
sammenhang nicht verstümmelt werden, sollen sich vielmehr zwei 
Weisen der Betrachtung ergeben, von denen jede zwar einseitig, 
in ihrer Art aber auch jede erschöpfend ist, so muß diese ein- 
seitige Betrachtungsweise doch eine verständig umfassende bleiben. 
Achtet man also einmal nur des Wechsels im Geschehen, so um- 
faßt dieser nicht bloß den Wechsel des Geschehenden, sondern 
auch den Wechsel in der Wiederkehr des Geschehenden; das 
heißt, man ist in diesem Falle auch für die erfaßbare Wieder- 
kehr im Geschehen nicht blind, trägt ihr aber nur soweithin 
Rechnung, als sie sich doch wieder dem Wechsel unterordnet. 
Und so umspannt die zu erfassende Wicderkchr im Geschehen 
nicht bloß die Wiederkehr des Geschehenden, sondern auch die 
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Wiederkehr im Wechsel des Geschehenden. Nicht also die Aus- 
schließlichkeit, wohl aber die Präsumption in der Betrachtung gc- 
steht man einmal dem Wechsel, das andere Mal der Wiederkehr 
zu. Rein zur Illustration, ohne näher darauf einzugehen, sei er- 
wähnt, daß sich der Geschehens-Zusammenhang dann jedesmal 
anders in Tatsachen umsetzt. In dem einen Falle sehen wir das 
Tatsächliche als »sEreignisse« und >»Wandlungen« vor 
uns, im anderen Falle als »Zustände« und »Entwick- 
lungen«. Jedem dicser Ausdrücke fällt hierbei aus der ge- 
schehenstheoretischen Erwägung, die hier abläuft, ein scharter 
und eindeutiger Sinn zu. Uebrigens liest es so ziemlich auf der 
Hand, daß man als »Ercignis«e den Wechsel, als »Zustand« die 
Wiederkehr von Geschehen im Auge hat; schärfer muß man zu- 
blicken, um noch zwischen »Wandlung« und »Entwicklung« zu 
scheiden, also zwischen dem Wechsel in der Wiederkehr, und 
der Wiederkehr im Wechsel. Dies alles ist dauernd in der Re- 
lation auf das multipolare Geschehen gemeint; es darf nicht un- 
kritisch verallgemeinert werden. 

Soweithin läge aber noch kein Anlaß vor, daß man die 
beiden Betrachtungsweisen gleich zu besonderen Disziplinen aus- 
baut. Viel zu leicht löst die eine Betrachtungsweise die andere 
ab, gcecht also die eine in die andere über. Ganz anders aber, 
wenn sich die Erkenntnis auch darauf ausdehnt, daß man das 
Geschehende auf seine Zusammenhänge erklärend zurückführt; 
das will sagen, sobald man nicht einfach Tatsachen feststellt, 
sondern einen Kausalzusammenhang von Tatsachen erarbeiten 
will. Dann vertieft sich der Abstand zwischen den beiden Weisen 
der Betrachtung. Bei jener, die uns die Wiederkehr im Gc- 
schehen vor Augen bringt, ist es das Geschehende in der Be- 
zichungsform seiner Wiederkehr, kürzend gesagt, ist es also die 
Wiederkehr, was wir auf den Zusammenhang im Geschehen zu- 
rückzuführen suchen, um es damit zu »erklären«e; im anderen 
Falle ist dies hingegen der Wechsel im Geschehen. Ergibt sich 
nun, daß uns die Kausalerklärung der Wiederkehr im Geschehen 
vor eine ganz andere Aufgabe stellt, als die Kausalerklärung des 
\Wechsels im Geschehen, dann sind die beiden Betrachtungsweisen 
tatsächlich nicht mehr in einer einzigen Disziplin vereinbar; denn 
unter diesen Umständen arbeitet man da und dort je auf einen 
sanz anderen Kausalzusammenhang von Tatsachen hinaus. Hier 
wäre der Punkt erreicht, wo sich die Verschiedenheit ihrer Kom- 
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positionsprinzipien, und somit die eigentliche Scheidung zwischen 
Geschichte und Sozialwissenschaft einschen läßt. Eigentümlicher- 
weise ist es klipp und klar die Frage der Kausalerklärung, 
die unser Problem zu lösen verheißßt, während man doch der Ge- 
schichte so oft vorwirft, daß sie bloß Tatsachen aufhäuft, ohne 
sic »erklärene zu können, und wo man andererseits aus der Not 
dieses Angriffs die Tugend einer Abwehr zu machen sucht, und 
es unseren Disziplinen gelegentlich als ihr Wesen aufredet, daß 
ihnen alle Kausalerklärung fremd sei. 

Es sei hier eingeschaltet, daß es sogar dann noch verhältnis- 
mäßig leicht fällt, von der einen Betrachtungsweise auf die an- 
dere abzuspringen, sobald die Kausalerklärung einbezogen wird. 
Halten sich doch beide Arten der Beschauung im Rahmen einer 
und derselben, der noctischen Denkweise. So haftet der Blick 
an der nämlichen Wirklichkeit, da wie dort, und mindestens im 
Prinzipe arbeitet das Erkennen in beiden Fällen mit dem gleichen 
begrifflichen Apparat. Besonders die Forschung in den 
beiden Disziplinen kann nicht dazu verhalten secin, sich ausschließ- 
lich immer nur der einen dieser Betrachtungsweisen zu bedienen. 
So nahe verwandte Disziplinen trennen sich überhaupt mehr in 
der Idee, jede als eine in Einheit gedachte Zusammenfassung, 
ein »System« von Ergebnissen. In der Praxis des Forschens 
aber wird es nicht bloß eintreten, daß jede der beiden Disziplinen 
von den Ergebnissen der anderen zehrt; dies ist ja sclbst zwischen 
ganz fremden Erkenntnisgebicten möglich, es verbietet sich bloß 
in Ausnahmsfällen. Hier aber wird jede der beiden Disziplinen 
gelegentlich sogar die Betrachtungsweise der anderen pflegen. Im 
Prinzipe gilt freilich auch für die Kausalerklärung, was früher be- 
züglich der Erhebung von Tatsachen gesagt wurde: hüben wird 
dem Wechsel, drüben der Wiederkehr im Geschehen die Prä- 
sumption zustehen. Nur so hält jede dieser Disziplinen das Prinzip 
ihres einheitlichen Aufbaues fest, bleibt der Kausalzusammenhang, 
den jede für ihren eigenen Teil erarbeitet, im Grundzuge ein 
einheitlicher. So wird sich z. B. die eine Disziplin nur deshalb 
der Wiederkehr und ihrer Kausalerklärung zuwenden, um das 
kausale Verständnis des Wechsels im Geschehen zu vertiefen. 
Auf die Forderung, in diesem Geiste und zu diesem Zwecke auch 
die »Zustände« und »Jintwicklungen« in den historischen Kausal- 
nexus einzuflechten, reduziert sich ja der gesunde Kern der viel- 
beschrieenen »Reform der Geschichtswissenschatte. Auch den 
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nebulosen Sinn der »Milieu-Schilderung« klärt diese Auffassungs- 
weise der Erkenntnisaufgaben unserer Disziplinen ab; und so 
läutert sich im Wege der geschehenstheoretischen Erwägung gar 
manches zu schlichter Prägnanz, was sonst, trotz so vieler im 
Streit verlorener Worte, recht im Zwielicht bleibt. 

Es ist ganz ausgeschlossen, daß wir dem Vorgang der Kausal- 
erklärung, einerseits des Wechsels, andererseits der Wiederkehr 
ım Geschehen, in alle Einzelheiten folgen. Dazu wäre in die 
Rechnung erst das Spezifische des Geschehens-Zusammenhanges 
einzusetzen, um den es sich fortdauernd handelt. Darum läßt 
sich auch der entscheidende Unterschied in der Kausalerklärung 
hier nur andeuten. Und zwar wird es genügen, die Eigenart jener 
Kausalerklärung zu skizzieren, die der Sozialwissenschaft ihren 
Charakter verleiht. Die historische Kausalerklärung_ interessiert 
hier ohnehin nur des Kontrastes halber; dieser jedoch wäre erst 
dann zur schärferen Beleuchtung heranzuziehen, sobald man in 
diese Verhältnisse sachlich, und nicht bloß nach Schlagworten 
einzudringen in der Lage ist. 

Geschehenstheoretische Erwägung lehrt, daß uns eine Wieder- 
kehr der Geschehnisse niemals als ein isoliertes Faktum erfaßlich 
ist. Darin sondert sich die Wiederkehr von der Wiederholung, 
deren »Absichtlichkeit« diese Verhältnisse ändern kann. Zur 
Wiederkehr kommt es für unsere Auffassung stets nur für mehrere 
Reihen von Geschehnissen zugleich. Es hat dies mit der Art 
und Weise zu tun, wie sich aus dem Zusammenhang der Ge- 
schehnisse die zureichende Bedingung für ihre Wiederkehr ergibt. 
Immer handelt es sich um eine ganze. Gruppe von Reihen 
wiederkehrender Geschehnisse; denn innerhalb dieser Gruppe zeigt 
sich die Wiederkehr, die sich in einer einzelnen Reihe verwirk- 
licht, ebensowohl von der Wiederkehr in allen anderen Reihen 
bedungen, im passiven Sinne, als sie ihrerseits diese aktiv bedingt. 
Kraft dieser allseitigen Bedingnis geschieht es dann auch, daß 
die Gruppe der Geschehensreihen als solche beharrt, daß sie 
gleich einem »Dinge« von Andauer wird. Ihre Andauer beruft 
sich gleicherweise auf die Wiederkehr innerhalb jeder Reihe, wic 
sich diese Wiederkehr auf die Andauer der Gruppe beruft. Dicses 
innige Verhältnis zwischen Wiederkehr und Andauer schließt 
aber in sich, daß alle Geschehnisse innerhalb des betreffenden 
Kreises aufeinander »abgestimmt«, gegen einander »ausgeglichen« 
sind, daß sie also untereinander und zugleich mit ihrer Gesamt- 
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heit im Einklang stehen, nach der Art der Glieder eines Ganzen. 
Der Umstand nun, daß die Geschehnisse dergestalt nur als zu- 
sammengestimmte wiederkehren, läßt sich in das Bild fassen, daß 
innerhalb der Gruppe das Geschehen im Gleichgewicht 
verharren muß. Führt man also die Wiederkehr des Ge- 
schehens auf des letzteren Zusammenhänge zurück, so mündet 
dies stets in dem Nachweis aus, daß im Rahmen der betreffenden 
Gruppen das Geschehen ins Gleichgewicht versetzt erscheint, 
sagen wir, daß es »equilibrierte sei. Die Gruppen aber, 
innerhalb welcher diese Equilibration des Geschehens eintritt, 
und die überhaupt nur. kraft dieser Equilibration wirklich sind, 
diese Gruppen stellen in sich ruhende Systeme, und da- 
mit reale Einheiten des Geschehens dar — die »sozialen 
Gebilde«! Das erkenntnistheoretische Schema ihrer Erfassung 
wird sich unter den Kategorien des multipolaren Geschehens er- 
geben, als die Kategorie des »Zuständlichen Gebildes«. Die 
»Equilibratione des Geschehens aber ist der bildliche Ausdruck 
für den Tatbestand, der sich empirisch als »Sozialisierung« des 
Geschehens wiedergeben läßt: der Zusammenschluß der Gescheh- 
nisse zu Einheiten, deren Andauer sich mit der Wiederkehr des 
Geschehens deckt, die aber nur kraft der Zusammengestimmtheit 
der Geschehnisse beharren. 

Man sicht, in dieser Disziplin führt die Kausalerklärung irgend- 
wic immer zu ciner Diskussion der »Gebildee. Direkt oder in- 
direkt, stets handelt es sich um die Frage, wie sich das Gec- 
schehen, seiner Wiederkehr zuliebe, zu Einheiten zusammenschließt, 
die gleichsam seine Beharrungsform darstellen. Natürlich greift 
der erfaßliche Zusammenhang des Geschehens auch noch über 
diese Einheiten hinaus; es handelt sich Ja um einen großen und 
lückenlosen Geschehens-Zusammenhang. Auch in dieser Hinsicht 
zielt die Kausalerklärung auf den Nachweis der Equilibration des 
Geschehens ab. Analog dem Ausgleiche innerhalb dieser Ein- 
heiten, drängt auch von Einheit zu Einheit das Geschehen ins 
Gleichgewicht; es »sozialisierte sich weiterhin, im Rahmen um- 
fassender Systeme. So hat die Kausalerklärung hier schließlich 
den Erfolg, daß wir es auf den Zusammenhang im Geschehen 
zurückführen, wie diese Einheiten für ihren eigenen Teil sowohl, 
als auch neben- und ineinander beharren, womit uns allenthalben 
die Wiederkehr im Geschehen verständlich wird. 

Soviel über die Kompositionsprinzipien der Sozialwissenschaft, 


T 


Zur sozialwissenschaftlichen Begriffsbildung. 95 


die eben in einer spezifischen Art der Kausalerklärung beruhen. 
Hiermit ist die erkenntnistheoretische Konstruktion unserer Wis- 
senschaft schon vollzogen. Viclleicht kostet es Mühe, die Sozial- 
wissenschaft, wie man sie zu kennen glaubt, in dieser Konstruk- 
tion wiederzuerkennen. Man kennt sie eben nur empirisch, in 
jener krausen Gestalt, die sie zulicbe von hunderterlei Interessen 
angenommen hat, Interessen des Lebens, des Unterrichts, der 
Forschung, des Nachbarverhältnisses zu anderen Disziplinen etc. 
Aber gerade diese empirische Gestalt unserer Wissenschaft ist für 
die Methodologie von wenig Interesse; die Methodologie hat sich 
auch nicht um die Gliederung dieser Wissenschaft zu kümmern, 
so lange sie der fundamentalen Frage nachgeht, wie sozialwissen- 
schaftliche Erkenntnis überhaupt möglich ist. Alle Unterteilung 
dieser Wissenschaft erscheint demgegenüber sekundär, gleichgül- 
tig, ob man mehr eine Frage der Zweckmäßigkeit darin sieht, 
hinsichtlich der Arbeitsteilung, die in der l’orschung nötig wird 
(Max W’cber), oder diese Unterteilung aus ganz prinzipiellen Er- 
wägungen herzuleiten sucht (Othmar Spann). 

Man sicht, die Antwort auf die Frage, wie Sozialwissenschaft 
möglich ist, fällt ganz anders aus, als man sonst wohl den Dascins- 
grund unserer Wissenschaft sich zurechtlegt. Danach gäbe cs 
unter den »Erscheinungen«e auch solche, die sich auf dies und 
jenes hin als »soziale Erscheinungen« qualifizieren; dieser Sonder- 
gruppe von »Erscheinungen«e würde nun unsere Wissenschaft 
ähnlich so gerecht, wie etwa die Physik die »physischen Erschei- 
nungene erledigt. Einfach ist diese Lösung wohl; richtig daran 
ist nur soviel, daf wir tatsächlich in einem bestimmten Sinne 
vom »Sozialen«e zu sprechen wissen. Es liegt aber dieser Mög- 
lichkeit, aus der Fülle der Gegenstände unseres Denkens das 
»Soziale« herauszuheben, keineswegs eine sachliche Trennung im 
Objekt zugrunde. Wenn wir das »Soziale« überhaupt von etwas 
anderem zu unterscheiden wissen, so vollzieht sich dies als die 
— recht verwickelte — Funktion einer ganz bestimmten Denk- 
und Betrachtungswceise, jener nämlich, die sich zur Sozialwissen- 
schaft läutert. Aber sie ist uns natürlich schon vorher geläufig, 
und bleibt dies auch unabhängig von ihrer Läuterung, so zwar, 
daß wir auch ungeachtet der Sozialwissenschaft vom »Sozialen« 
zu sprechen wissen. Auch dann unterliegt eine spezifische Auf- 
fassung der Wirklichkeit; diese Auffassung, die uns das »Soziale« 
überhaupt erst erfaßbar macht, sci nun in ihren Phasen nochmals 
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durchgegangen. 

Damit uns das »Soziale« erfaßlich wird, sehen wir erstens 
das Erfahrbare nicht in Gestalt von »Erscheinungene, sondern 
von »Erlebungen« vor uns. Es handelt sich dann nicht um sinn- 
liches, noch um seelisches, sondern ausdrücklich um jenes spezi- 
fische Dritte Geschehen, mit dem sich die Subjekte als solche 
bejahen. Darum ist es bis ins Mark irrig, das »soziale« Geschehen 
als einen »Ausschnitt aus dem Naturgeschehen überhaupt« hin- 
zustellen. Die Erfassung des »Sozialen« ist notwendig an die 
noetische Denkweise gebunden, die aber ganz grundsätzlich an- 
dere Wege geht, als jene phänomenologische, bei welcher wieder 
das »Naturgeschehen« erfaßlich wird. Zweitens muß uns 
die »Welt der Erlebungen«, vor die uns die noetische Denkweise 
stellt, erst noch zur »Welt des Handelns« werden; wir müssen 
über das noetisch Erfahrbare ausdrücklich in den Kategorien des 
multipolaren Geschehens denken, das heißt, wir müssen das Dritte 
Geschehen, um es begrifflich zu erfassen, zugleich auf eine Mehr- 
heit von Subjekten beziehen. Drittens endlich müssen wir 
das multipolare Geschehen, das wir hiermit erfaßt haben, erst 
noch unter einem einseitigen Gesichtspunkt beschauen. Es muß 
mit Rücksicht darauf betrachtet werden, wie es im Wege seiner 
Zusammenhänge zu Einheiten sich gliedert, deren Andauer kraft 
der Zusammengestimmtheit des Geschehens die Wiederkehr des 
letzteren verbürgt. 

So leicht es uns fällt, etwas ohne Zögern als »Soziales« zu 
bezeichnen, oder etwas »Soziales« uns vorzustellen, da wir von Kind 
auf für diese Art Erfassung geschult sind, so setzt dieseben doch jene 
dreifache Bindung unserer Denktätigkeit voraus: erstens an die 
noetische Denkweise, zweitens an ein Denken in den multipolaren 
Kategorien, drittens an eine Betrachtung aus dem Gesichtspunkte 
der Equilibration des Geschehens, das will sagen, an ein stetes 
Beziehen des Geschehens auf seine Einheiten, die »Gebilde«. Es 
ist übrigens leicht begreiflich, wenn wir dabei weniger das Ge- 
schehen selber und scine Bezichungen, als den Kreis der be- 
teiligten Subjekte vor Augen haben. Von daher auch das 
Wort »soziale. 

Bei der anderen Disziplin, die den Wechsel im Geschehen 
ins Auge faßt, zielt die Kausalerklärung — um gleich das Schlag- 
wort zu bringen — auf die Novation des Geschehens ab. Was 
uns hier als Kausalerklärung geboten wird, betrifft nicht die Art, 
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wie das Geschehen innerhalb von Einheiten, die sich erst dadurch 
konstituieren, ins Gleichgewicht drängt; hier gilt vielmehr der 
Nachweis, wie der Zusammenhang des Geschehen des letzteren 
Wechsel und so stets wieder ein Neues an Geschehen bedingt. 

Das Verhältnis zwischen Geschichte und Sozialwissenschaft 
wird daher etwa in der folgenden Weise zu bestimmen sein. 
Beiden ist der nämliche »empirische Bestand« eigen, die »Welt 
des Handelns«. Zwar sieht die eine Disziplin sofort die «Ge- 
schichtee, die andere wieder die »Gesellschaft« vor sich. Was 
aber hiermit jede der beiden Disziplinen als ihren besonderen 
»Gegenstand« von sich trennt, hängt in Wahrheit tief innerlich 
mit ihr zusammen. Als »Geschichte« und »>Gesellschaft« objek- 
tiviert sich nur die spezifische Art der Betrachtung, die jede dieser 
Disziplinen gegenüber der »Welt des Handelns« pflegt. Die So- 
zialwissenschaft wählt den Gesichtspunkt der Wiederkehr im Ge- 
schehen, die Geschichte jenen des Wechsels im Geschehen. 
Folgerichtig ist dann auch die Art verschieden, wie beide Dis- 
ziplinen das Geschehen auf seine Zusammenhänge erklärend zu- 
rückführen. Den Sinn des Zusammenhangs im Geschehen, seine 
letzte und allgemeinste Konsequenz, erblickt die Sozialwissen- 
schaft in der Equilibration, die Geschichte in der Nova- 
tion des Geschehens. 

Es muß aber auf ihr ganzes Vorgehen von Rückwirkung 
sein, wenn die beiden Disziplinen in so verschiedener Weise zur 
>Welt des Handelns« Stellung nehmen. Erkenntnistheoretisch 
betrachtet, geht Sozialwissenschaft wie Geschichte der noetischen 
Kausalität nach. Weil aber jede das kausale Verknüpfen der 
Tatsachen wieder anders übt, qualifiziert sich die Art der Ver- 
knüpfung,; methodologisch genommen, sondert sich daher die 
»soziale« von der «historischen« Kausation der Tatsachen. Dies 
wirkt nun weiter auf die Tatsachen zurück. Die noetische Natur 
der Tatsachen bleibt hüben und drüben die gleiche, aber es 
bedingt mindestens den Umfang der Tatsachen, die man im Dienste 
dieser Disziplinen festzustellen sucht, sobald die Absicht wechselt, 
von der ihre kausale Verknüpfung getragen wird. So bahnt sich 
auch eine Scheidung zwischen »sozialen« und >»historischen« 
Tatsachen an. Dazu trägt noch mittelbar der Umstand bei, daß 
jede Tatsache für ihre Feststellung der Begriffe bedarf. Denn 
auch in die Welt der Begriffe hinein zieht sich jener Zwiespalt in 
der Kausation der Tatsachen. Einmal schon im Sinne des ver- 
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schiedenen Gebrauchs, den die beiden Disziplinen von den gleichen 
noetischen Begriffsformen machen, weil jede eben gewisse Formen 
bevorzugt, andere vernachlässigt, will sie ihre Eigenart wahren; 
sodann auch, weil sich in den Dienst der »sozialen« und der 
»historischen« Kausation der Tatsachen je besondere Begriffe 
stellen werden. So kommt es in methodologischer Hinsicht auch 
noch zu einer Sonderung der »sozialen- Begriffe und Begrifts- 
formen von den »historischene. Kurz, im ganzen Vorgehen der 
beiden Disziplinen wird sich je ihr spezifischer Charakter aus- 
prägen, unbeschadet ihrer engen Verwandtschaft. Hier verrät es 
sich übrigens, wie sehr es der Methodologie unserer Disziplinen 
frommt, wenn man den Schnitt zwischen ihnen in aller Schärfe 
zu führen sucht. Denn alles, was Tatsache, Kausalität und Be- 
eriff angeht, läßt sich dann erst bis in die letzten Feinheiten 
durcharbeiten. 

Es sei nur Eines hervorgehoben: auch die Frage des »grund- 
begrifflichen« Denkens in unseren Disziplinen kann hier 
ihrer rationellen Lösung zugeführt werden. Wir erfahren 
dann, in welchem Geiste es überhaupt sozialwissenschaftliche 
»Grundbegriffe« gibt, welches ihre Mission ist, in welchem Ver- 
hältnis sie zu anderen Begriftsformen stehen, und vor allem, wo 
der sichere Weg zu ihrem Inhalt geht. Es ist ja klar, so lange 
wir nicht über die Form des »grundbegrifflichen« Denkens im 
Reinen sind, kann es auch inhaltlich nicht zur Ruhe kommen. 
Jedermann weiß, wie kläglich es damit in unserer Wissenschaft 
bestellt ist. Niemand aber scheint sich eingestehen zu wollen, 
daß wir zu eigentlichen »Grundbegriften« noch gar nicht gelangt 
sind; vorläufig sind nur »Grundworte« da, um die sich hundert 
Definitionen bemühen — »HIlerrschaft des Wortese ! 

Schließlich sei noch jenes fundamentalen Problems unserer 
Methodologie gedacht, das dann ebenfalls seine Lösung finden 
muß. Für den allerdings, der in der Sozialwissenschaft nur eine 
»Gesetze« suchende Wissenschaft erblickt, existiert dieses Problem 
überhaupt nicht. Tatsächlich ist aber in unserer Wissenschaft 
Spielraum für beiderleci Erkenntnis vorhanden, sowohl für 
jene, die sich das Allgemeine, wie für jene, ‘die sich das Beson- 
dere als Ziel setzt. Es läßt sich sogar zeigen, daf innerhalb der 
Sozialwissenschaft eher noch die idiographische Erkennt- 
nis den Vorrang beanspruchen darf. Für diese Wissenschaft 
treffen nämlich die Voraussetzungen, an welche die Anwendung 
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des idiographischen Verfahrens gebunden ist, in vorbildlicher 
Weise zu. Es sind die Allgemeinbegriffe vorhanden, die übrigens 
gerade in diesem Zusammenhang mehr nur als Mittel zum Zweck 
erscheinen; auch liegt hier in der denkbar vollendetsten Gestalt ein 
Allzusammenhang vor, der alles auf alles beziehbar macht; und 
schließlich ist auch inbezug auf die dritte Voraussetzung, näm- 
lich für ein Prinzip der Auswahl, in der besten Weise gesorgt. 
Da hier das Geschehen unablässig auf seine eigenen Gebilde be- 
zogen wird, fehlt es für das Herausarbeiten des Individuellen 
niemals an sicheren Anhaltspunkten. Anders ausgedrückt, man 
kann hier niemals über das » Wesentliche« im Zweifel sein. »Wesent- 
liche ist alles, was für das Beharren der Gebilde in Betracht 
kommt, und in dem Grade »wesentlich«, als es an diesem Er- 
folge Anteil hat. 

Es empfiehlt sich ein flüchtiger Vergleich mit der Geschichte. 
Dieser Disziplin ist mit dem Prinzipe ihres einheitlichen Aufbaues 
nicht auch zugleich ein Prinzip der Auswahl dargeboten. Auf 
die Forderung allein hin, die »Welt des Handelns« aus dem Ge- 
sichtspunkte der Novation des Geschehens zu betrachten, könnte 
sich die Geschichte noch gar nicht verwirklichen. Sie bedarf 
noch eines weiteren Kompositionsprinzips. Als dieses sekundäre 
Prinzip ergibt sich nun jene Voraussetzung historischer Erkennt- 
nis, die Rickert als das »Beziehen auf Werte« formuliert hat. 
Hier kommt es dann notwendig zu einer Differenzierung der hi- 
storischen Erkenntnis; je nach der Natur der »Werte«, auf welche 
das Geschehen »bezogen« wird, um es individualisierend formen 
zu können, sondern sich dann die verschiedenen »Geschichten«. 

Was nun die Rolle der nomothetischen Erkenntnis 
anlangt, so steht im voraus nur eines fest: in dem Grade, als 
sich die Sozialwissenschaft nebenbei auch das Allgemeine als 
Erkenntnisziel zu setzen vermag, tritt sie noch ganz zuletzt in 
einen scharfen Gegensatz zu ihrer Schwesterwissenschaft. In 
der Geschichte schließt sich das nomothetische Verfahren, das 
Hlierausarbeiten des Allgemeinen, grundsätzlich aus; cs 
widerstreitet schroff ihrem primären Kompositionsprinzip. Eine 
Betrachtung aus dem Gesichtspunkte der Novation des Gc- 
schehens und zugleich die Denkrichtung auf das Allgemeine, zu- 
letzt also auf das »Gesetz«, das ergäbe einen Widerspruch in 
sich. Es ist auch höchst bezeichnend, daß historische Erkennt- 
nis überhaupt erst dadurch realisierbar wird, daß zu ihrem pri- 


7" 


100 Friedrich Gottl, Zur sozialwissenschaftlichen Begriffsbildung. 


mären Prinzip erst noch die letzte Voraussetzung des idiographi- 
schen Verfahrens als ihr sekundäres Prinzip hinzutritt. Nur die 
Geschichts-Schreibung kennt eine »generalisierende Betrach- 
tung«, sie aber in dem mehr äußerlichen Sinne, daß man aus 
schattenhafter Verallgemeinerung einen Hintergrund bereitet, von 
dem sich die historische Gestaltung um so körperlicher in ihrem 
Sondertum abhebt. 

Im übrigen ist die Anwendung des nomothetischen Verfah- 
rens in der Sozialwissenschaft für den Methodologen durch und 
durch Problem. Nur das Vorurteil des »Universalismus der 
Methoden« läßt uns glauben, daß die Anwendbarkeit jenes Ver- 
fahrens bar aller Voraussetzungen sci. Man glaubt dann eben, es 
sei für alle Wissenschaften blind selbstverständlich, über das Allge- 
meine hinaus nach der Erkenntnis der »Gesetze« zu trachten. 
Hier unterläuft vielleicht auch ein stiller Bezug auf die »allgemein- 
begriffliches Natur unseres Denkens. Aber die Bindung an All- 
gemeinbegriffe, der sich ja selbst die Idiographie nicht entzieht, 
sowie die Arbeit mit Allgemeinbegriffen, das ist immer noch etwas 
ganz anderes, als das nomothetische Verfahren. Genau so, 
wie das idiographische Verfahren erst dann recht wirklich wird, 
sobald man vom Sonderbegriff zur Individuation fortschreitet, so 
gibt auch für das nomothetische Verfahren noch nicht der All- 
semeinbegriff, sondern erst das Fortschreiten zum »Gesetz« den 
Ausschlag. Ob nun dergleichen innerhalb der Sozialwissenschaft 
überhaupt möglich ist, ist durchaus problematisch, solange man 
nicht den Voraussetzungen des Verfahrens nachgeht, und 
dann untersucht, ob sie in der Sozialwissenschaft zutreffen. Erst 
darüber hinaus führt der Weg zur Entscheidung, ob und in wel- 
chem Sinn man von »sozialwissenschaftlichen Gesetzen« reden 
darf. Die Voraussetzungen, das soll sich zeigen, treffen wohl zu. 
Aber es kann nicht wundernchmen, daß sich auch das nomothctische 
Verfahren, wird es innerhalb der Sozialwissenschaft angewendet, 
ganz spezifisch gestaltet. Dies prägt sich insbesondere in 
ciner eigentümlichen Begriffsbildung aus, die am Werke ist, wo 
sich etwas den »Gesetzen«e Analoges darbieten läßt; es handelt 
sich um jene Begriffsbildung, die Max Weber als die «ideal- 
typische« formuliert hat. In ihr kulminiert die Eigenart so- 
zialwissenschaftlicher Begriffsbildung überhaupt. 
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Der 
staatssozialistische Charakter der Sozialdemokratie. 


Von 
FERDINAND DOMELA NIEUWENHUIS. 


Als ich vor einigen Jahren meine Ideen über Sozialismus und 
Anarchismus in einem größeren historischen Werke niederlegte, 
glaubte ich zunächst, alles darüber gesagt zu haben!). Das 
Werk ist später auch in dieser Zeitschrift einer ausführlichen Be- 
sprechung unterzogen worden und der Besprecher, Prof. Robert 
Michels in Marburg (jetzt in Turin) hat denn auch mit seinem Lobe 
nicht zurückgehalten ®\. Daß sich da auch mancher Tadel hinein- 
mischte, ist nicht verwunderlich. Mancher Tadel berührt mich 
sogar wie Lob. Wenn Nlichels z. B. sagt, es fehle meinem Werk 
>an jeder Vertiefung«, so erachte ich gerade diese Tatsache als 
sein größtes Verdienst, denn mein Werk sollte allgemeinverständlich 
sein und der wissenschaftliche Jargon, der in den Lesern den 
Glauben an die Tiefgründlichkeit des Verfassers erwecken soll, 
macht die meisten Bücher ungenießbar. 

Andere Aussetzungen Michels an meinem Werke erklären 
sich aus der Verschiedenheit der Anschauungen in mehreren 
Fragen. Aber unter den Stellen meines Werkes, an denen Mi- 
chels Aussetzungen zu machen hatte, befinden sich doch einige 
von besonderem Belang und es dürfte zweckdienlich und nützlich 
sein, diese Stellen einmal gründlich zu besprechen und mit aller 
Objektivität die strittigen Tatsachen festzustellen, umsomehr als 


')S. mein, Buch: >Geschiedenis van het Socialisme<. Amsterdam 1901 bis 
1902. 3 Bde. S. L. van Looy. 

”, Robert Michels: »Zur Geschichte des Sozialismus.« Literatur, im 
Archiv f. Sozialw., Bd. XXIII, s. p. 806—812. 
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` es mir selber nachträglich scheint, daß ich sie in meiner Geschichte 
nicht ausführlich genug behandelt habe. 

Das gilt namentlich für die Frage, ob und inwiefern ı. Marx, 
2. als seine Schülerin, die deutsche Sozialdemokratie und 3. 
als wiederum deren Schülerin, die gesamte sozialdemokratisch- 
parlamentarische Internationale in den verschiedenen Ländern, 
die sich ja bekanntlich überall nach deutschem Modell geformt 
hat, als Anhänger des Staatssozialismus angesehen wer- 
den können. 

In meinem Buche habe ich Karl Marx zusammen mit Louis 
Blanc, Rodbertus und Lassalle derselben — staatssozialistischen — 
Gruppe zugezählt. Es war mir von vornherein klar, daß diese 
Rubrizierung Widerspruch erwecken würde. Aber ich möchte 
doch auch heute noch diese Klassifizierung aufrecht erhalten und 
glaube annehmen zu dürfen, daß sich die künftigen Historiker 
der sozialistischen Bewegung ausnahmslos meiner Meinung an- 
schließen werden. 

Ich selber glaube aussprechen zu können, daß ich mit 
meinem Buch zur Beseitigung der gegenteiligen falschen Auf- 
fassung des Marxismus beigetragen habe, — darin besteht viel- 
leicht sogar mein Hauptverdienst. Meine Geschichte des So- 
zialismus ist die erste, in der Marx seinen richtigen Platz erhalten 
hat. Aber gerade hiergegen wendet sich Robert Michels mit 
aller Schärfe, wenn auch nicht unter Außerachtlassung der nö- 


tigen Vorsicht, indem er sagt: »Die — aus seiner Vergangenheit 
subjektiv berechtigte — Abneigung gegen alles, was mit der 


deutschen Sozialdemokratie zusammenhängt, verführt Nieuwen- 
huis auch zu einer irrigen Beurteilung des Marxismus. Nieuwen- 
huis verweist ihn einfach in die Rubrik des Staatssozialismus. 
Das ist zum mindesten mißverständlich. Der sozialistische 
»Staats«sozialismus als System ist nur unter der Hypothese einer 
bereits gewonnenen sozialistischen Gesellschaft, also des Zu- 
sammenschrumpfens des »Staates« selber, begreiflich, was freilich 
nicht ausschließt, daß sozialistische Parteien der Gegenwart viel- 
fach allerdings in ihrer taktischen Politik mutig drauf los abso- 
luten Staatssozialismus treiben. Aber diese Taktik ist eine Ab- 
irrung von Marx hinweg und keine Abirrung des Marxismus 
als (sedankenwelt — die philologisch genaucren Italiener würden 
sagen una aberrazione da Marx, e non una aberrazione di 
Marx. e 
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Ich hätte es gerne gesehn, wenn Michels sich hier deutlicher 
ausgesprochen haben würde. Michels leugnet nicht direkt, daß 
Marx Staatssozialist war, aber diese Behauptung ist ihm doch 
zum mindesten mißverständlich. Er geht nicht näher auf seine Be- 
hauptung ein und bemerkt nur nebenbei, daß der Staatssozialismus 
der Sozialdemokraten von der Voraussetzung einer »bereits ge- 
wonnenen sozialistischen Gesellschaft« ausgehe — was ich leugne — 
und erkennt dann ausdrücklich an, daß die sozialdemokrati- 
schen Parteien in ihrer taktischen Politik allerdings unzweifelhaft 
sich von staatssozialistischen Ideen leiten lassen. Das nennt er 
eine »Abirrung von Marx«. Mir will es hingegen scheinen, daß 
der Staatssozialismus, weit davon entfernt, eine Abirrung von Marx 
hinweg zu sein, geradezu die Durchführung des Marxismus, die 
Konsequenz des Marxismus ist. 

Bevor ich diese These erhärte, will ich noch versuchen, ein 
Mißverständnis zu beseitigen. Man hat behauptet, daß ich ein 
Gegner der Sozialdemokratie sei und daß diese Gegnerschaft 
ihren Ursprung habe in den persönlichen Erfahrungen, die ich 
mit den Führern der deutschen Arbeiterpartei gemacht habe. 
Ich will gern zugeben, daß diese Erfahrungen nicht angenehmer 
Natur waren. Aber das hat garnichts mit meinen sachlichen Ur- 
teilen zu tun. Diese sind ganz unabhängig. In Parenthese sei üb- 
rigens bemerkt, daß selbst Michels davon spricht, meine Vorein- 
senommenheit sei »aus seiner Vergangenheit subjektiv berechtigt«. 
Ich erkläre daraufhin, daß ich der deutschen Sozialdemokratie aller- 
dings ohne weiteres besonders gram bin. Gerade weil ich ihr geistig 
so viel verdanke, erfüllt es mich mit Trauer, zu sehen, wie diese 
Bewegung allmählich immer tiefer und tiefer sinkt. Als das 
Sozialistengesetz zu Fall kam, bin ich der erste gewesen, mit in 
den Jubel einzustimmen und habe es Liebknecht nachgesprochen, 
daß die Sozialdemokratie in Deutschland so stark sei, daß 
selbst ein Bismarck sich an ihr die Zähne ausbeißen mußte. 
Später habe ich dann einsehen müssen, daß das alles nichts als 
Prahlerei war. In Wirklichkeit bedeutete die Abschaffung des 
Sozialistengesetzes nichts weniger als einen Sieg der Sozialdemo- 
kratie über die Regierung. Im Gegenteil, dieses Gesetz konnte ab- 
geschafft werden, weil die Regierung dank seiner ihren Zweck er- 
reicht und die Sozialdemokratie par force auf die legale Bahn ge- 
lenkt hatte, sodaß man ruhig hätte sagen können, daßsie zum zweiten 
Male mit dieser Partei Theater gespielt und Shakespeare's Stück 
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»Der Widerspenstigen Zähmung« aufgeführt habe. Nur Bismarck, 
der das Gesetz gerne noch weiter verlängert geschen hätte, nicht 
aber die deutsche Regierung, war geschlagen. Also die bürger- 
liche Kurzsichtigkeit, nicht die bürgerliche Einsicht, in deren In- 
teresse die Abschaffung gelegen war. Wenn ich heute der deutschen 
Sozialdemokratie anders gegenüberstehe als früher, so ist daran 
auch der Brief von Marx an Bracke, in dem er das Programm 
von Gotha einer abfälligen Kritik unterzog und der dann längere 
Jahre von den Führern der Partei unterschlagen worden ist, mit 
Ursache. Ich habe dabei gesehen, wie unehrlich die Führer 
dieser Partei sind, die alle Welt, das Inland wie das Ausland, in 
dem Wahn gelassen haben, daß Marx der autor intellectualis 
des Programms sei, sowie auch, wie merkwürdig bei dieser Gelegen- 
heit das Benehmen von Marx und Engels selbst war, die, wahr- 
scheinlich um die Parteiführer zu schonen, durch ihr Schweigen den 
Wahn aufrecht erhalten haben. Auf diese Weise schwand mein 
Vertrauen zu Marx und Engels, zu denen ich lange ehrfurchtsvoll 
aufgesehen hatte, und zu den Leitern der Partei, mit denen ich in 
jahrelanger persönlicher Freundschaft gelebt hatte. 

Daß Ferdinand Lassalle Staatssozialist war, wird wohl von 
keiner Seite bestritten. Aber auch die Partei, aus welchen Grün- 
den kann uns hier gleichgültig sein, selber ist fünfzehn Jahre lang 
durch die Aufnahme des Programmpunktes der »Errichtung von 
Produktivgenossenschaften mit Staatshilfe unter der demokra- 
tischen Kontrolle des arbeitenden Volkes« staatssozialistisch ge- 
wesen, und zwar if Erlaubnis von Alarx und Engels. Ersterer 
selbst schrieb in seinem erwähnten Briefe an Bracke unter dem 
5. Mai 1875: »Es ist meine Pflicht, ein nach meiner Ueberzeugung 
durchaus verwerfliches und die Partei demoralisierendes Pro- 
gramm auch nicht durch diplomatisches Stillschweigen anzuer- 
kennen«!?) Und doch bewahrte Karl Marx dann selber dieses 
»diplomatische Stillschweigen« bis zu seinem Tode, und wenn 
Engels den Bricf nicht endlich, und zwar gegen den Willen der 
Parteiführer, insbesondere Bebels, der sich schr lebhaft dagegen 
aussprach, in der »Neuen Zeit« veröffentlicht hätte, dann wüßten 
wir heute noch nicht, wie Marx zum Gothaer Programm gestan- 
den hat. Wenn Liebknecht mit seinem Ausspruch Recht hat, 
daß Sozialdemokratie und Staatssozialismus unversöhnliche 





3) K. Marx: »Randglossen zum Programm der deutschen Arbeiterpartei. e 
(1875). Neue Zeit, IX. Jahrg., I. Bd., p. 568 ff. 
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Gegensätze« sind $), dann hat also unter seiner Mitwirkung die 
deutsche Sozialdemokratie fünfzehn Jahre lang in »unversöhn- 
lichem Gegensatz« mit sich selbst gelebt. Es ist also unleugbar 
»something rotten in the State of Denmark«. Daher geht es 
denn auch dieser Partei heute ähnlich wie weiland Till Eulen- 
spiegel, der auch zum Schluß nirgends mehr Achtung findet 
und von dem die Leute sagten: »Der hat's aber auch danach 


getrieben« ! 


* x 
* 


Ich muß nun dem Leser von vornherein sagen, daß die Be- 
weisführung meiner These breit und vielleicht, durch die vielen 
Zitate, ermüdend sein wird. Aber vor gewissen Notwendigkeiten 
darf man nicht aus ästhetischen Gründen zurückschrecken. 

Ich will also den Beweis dafür antreten, daß ich Recht hatte, 
den Marxismus und die Sozialdemokratie der staatssozialistischen 
Gruppe zuzurechnen. 

Vor allen Dingen scheint es mir nötig, eine klare Definition 
des Begriffes »Staatssozialismus« zu finden. Leider geht es die- 
sem Begriff so wie vielen anderen: es ist schwer, für ihn eine 
feste wissenschaftliche Grundlage zu erhalten. 

In Meyers Konversations-Lexikon fand ich: 

»Staatssozialismus, diejenige soziale Richtung, welche unter 
Befestigung der Machtstellung der Monarchie von der letzteren 
eine Hebung der Lage der Arbeiter, insbesondere aber eine 
Einschränkung der Herrschaft der Bourgeoisie und des beweg- 
lichen Kapitals erwartet«. 

In Brockhaus Konversations-Lexikon : 

»Der Kathedersozialismus und Staatssozialismus (Adolf Wag- 
ner usw.) ist keine Abart des Sozialismus, ebenso wenig wie der 
Anarchismus (Stirner, Bakunin usw.) Der Anarchismus zielt 
auf Beseitigung jedes Rechtszwanges und jeder Rechtsordnung 
ab, während der Sozialismus eine radikale Umänderung, also eine 
gänzlich neue Rechtsordnung fordert«. 

Dann werden allerlei Begriffe besprochen, die mit der Sache 
sclbst nichts zu tun haben. 

Unter dem Stichwort Adolf Wagner fand ich in diesem Lexi- 
kon folgendes: 

»In diesem seinem Hauptwerk — gemeint ist die Bearbei- 
tung einer neuen Auflage von K. H. Rau’s Lehrbuch der polit. 


#) Protokoll des Parteitags von Berlin 1892, Verl. Vorwärts, p. 2I1. 
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Oekonomie — verfolgt W. eine Richtung, die er als sozial- 
rechtliche bezeichnet und in der er eine kritische und 
positive Auseinandersetzung mit dem neuen wissenschaftlichen 
Sozialismus (besonders Rodbertus und Marx) erstrebt. Er zeigt 
sich dabei den staatssozialistischen Plänen günstig, so namentlich 
der Verstaatlichung der Eisenbahnen und des Versicherungs- 
wesens. Am schärfsten hat er seinen Standpunkt in dem Auf- 
satz »Finanzwissenschaft und Staatssozialismus« (in der Tübinger 
Zeitschrift 1887) und in der Broschüre »Mein Konflikt mit dem 
Freiherrn von Stumm-Halberg (Berlin 95) dargelegt.« 

In der Encyclopaedia Britannica lese ich unter dem Wort Socia- 
lism die Rubrik »State socialism«, worin gesagt wird: 

little can here be said of the State socialism of Bismarck, 
a very recent movement which has not yet had time to pass 
into history. Its leading principles were announced in an im- 
perial message to the Reichstag in Nov. 1881. Besides the re- 
pressive measures necessary to restrain the excesses of the social 
democracy the emperor declared that the healing of social evils 
was to be sought in positive measures for the good of the wor- 
king man. The measures proposed were for the insurance of the 
workmen against accident, sickness, old age and inability to work 
by arrangements under state control. »The finding of the right 
ways and means for this state protection of the working man 
is a difficult task but also one of the highest that concern every 
society, standing on the ethical foundations of the christian na- 
tional lifee.. The message then proceeds to speak of measures 
for »organising the life of the people in the form of corporative 
associations under the protection and furtherance of the states, 
a clause which might be taken as an admission of the collec- 
tivist principles. As yet the imperial programme has only been 
partially realised. It will be obvious that such measures can be 
rightly appreciated only with reference to the general theory and 
practice of Prussian government«. 

La Grande Encyclopedie sagt unter socialisme: 

»Rodbertus était un grand proprictaire foncier prussien. 
Tandis que le marxisme est le type du socialisme démocratique 
international, le rodbertisme est le type du socialisme d’Etat con- 
servateur ct national. Lassalle, dont la théorie est un socialisme 
d'état démocratique et national, doit à Rodbertus presque toutes 
les théories économiques. Rodbertus comme Marx doit beaucoup 
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à Hegel. L'histoire pour Rodbertus comme pour Hegel est la 
réalisation progressive du droit, et en accroissant par degres le 
rôle de l'Etat, cela accroît du même coup la liberté de l'individu, 
le droit idéal que nous pouvons opposer au droit positif d’au- 
jourdhui se réalisera certainement, et il assurera à la fois un 
accroissement du rôle de l'Etat et un accroissement de la li- 
berté réelle des individus. Mais pour déterminer en quel sens 
doit se faire le progrès juridique, il faut analyser ce qu'est 
aujourd’hui la vie économique et définir ce qu'elle devrait être 
pour devenir conforme au droit idéal.... 

»Non seulement Rodbertus condamne comme les Saint- 
Simoniens la plus-value et la rente au nom de la justice, mais il 
admet avec eux que la propriété privée a été établie par la force 
et que le salariat moderne est un reste de l'esclavage antique 
et du servage féodal; avec les Saint-Simoniens encore il admet 
que cette injustice ne pourrait disparaître que dans un régime 
collectiviste, où la propriété du sol et des instruments de pro- 
duction appartiendra à l'Etat et où l’Etat dirigera la produc- 
tion et la répartition. Ce régime, ce n'est pas une révolution 
démocratique qui l’etablira, c’est le gouvernement lui-m&me, et 
ce gouvernement sera celui des Etats nationaux. Le collectivisme 
sera d'abord national; l'organisation internationale de l'humanité 
ne deviendra possible que plus tard... 

Pour permettre au salaire de croître dans la même propor- 
tion que la rente, Rodbertus demande la fixation par l'Etat du 
prix du travail et des marchandises et l'établissement d'une 
monnaie du travail«. 

Larousse schreibt im Grand Dictionnaire Universel: 

»Les socialistes de la chair (Kathedersozialisten, qui sont 
quelquefois désignés comme socialistes d’Etat) comprennent le 
droit de propriété tout autrement que les économistes orthodoxes. 
Ceux-ci parlent de la propriété comme d’un droit absolu par- 
faitement défini et toujours identique. Ceux-là prétendent, au 
contraire, que ce droit a revêtu des formes très différentes en rap- 
port avec les modes de production de chaque époque; qu'il est 
ainsi appelé à subir de nouveaux changements; qu'il ne peut 
jamais être considéré comme absolu puis qu'il n'existe que dans 
l'intérêt général et que, par conséquent, on peut lui imposer 
telles limitations et telles formes qu'exige le progrès de la 
civilisation, qui est sa raison d'être. Les principaux des socia- 
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listes d'état sont: Schmoller, Wagner, Nasse, Held, Sombart, Bren- 
tano, Engel, Schönberg etc. Français: Sismondi, Dupont-White:. 

Im Handbuch des Sozialismus von Dr. Stegmann und Dr. Hugo 
Lindemann findet man?) : 

»Der Staatssozialismus ist nach der Darstellung seiner Ver- 
teidiger keineswegs eine auf sozialistische Einflüsse zurückzu- 
führende Neuerung, sondern nichts anderes als die Wiederaufnahme 
und Weiterführung der bereits im preussischen Landrecht ausge- 
sprochenen Sozialpolitik der preußischen Könige. Die in Betracht 
kommenden Paragraphen des preußischen Landrechtes sind im 
II. Teil, 19. Titel: 

$ I. Dem Staat kommt es zu, für die Ernährung und Ver- 
pflegung derjenigen Bürger zu sorgen, die sich ihren Unterhalt 
nicht selbst verschaffen können. 

8 2. Denjenigen, welchen es nur an Mitteln und Gelegenheit, 
ihrer und der Ihrigen Unterhalt selbst zu verdienen, mangelt, 
sollen Arbeit, die ihren Kräften und Fähigkeiten gemäß sind, an- 
gewiesen werden, 

8 3. Diejenigen, die nur aus Trägheit, Liebe zum Müßiggang 
und anderen unordentlichen Neigungen, die Mittel, sich ihren 
Unterhalt zu verschaffen nicht anwenden wollen, sollen durch 
Zwang und Strafen zu nützlichen Arbeiten unter gehöriger Auf- 
sicht angchalten werden. 

$ 6. Der Staat ist berechtigt und verpflichtet, Anstalten zu 
treffen, wodurch der Nahrungslosigkeit seiner Bürger vorgebeugt 
und der übertriebenen Verschwendung vorgebeugt wird. 

8 ı5. Aller Armen und Unvermögenden, denen ihr Unter- 
halt auf andere Art nicht verschafft werden kann, muß die Poli- 
zeiobrigkeit eines jeden Ortes sich annehmen. 

Im »Deutschen Staatswörterbuch« von Bluntschli und Brater 
findet man so gut wie nichts über unsere Materie und in Em. Wurm’'s 
Volkswörterbuch nur eine Kleinigkeit, die einer Rede auf dem 92er 
Parteitag der deutschen Sozialdemokratie entlehnt ist. Wenn 
wir nun einen Augenblick atemschöpfend in dieser Aufstellung 
einhalten und uns nach ihrem bisherigen Ergebnis fragen, so wird 
es sofort klar, daß der Begriff Staatssozialismus 1) noch überaus 
elastisch und schwankend ist, und 2) daß er in Deutschland in einem 
ganz anderen Sinne gebraucht wird als außerhalb dieses Landes. 


5) »lHHandbuch d. Soz.«e, Zürich 1897, p. 751. 
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Denn wenn wir dem Begriff Staatssozialismus den Sinn unterlegen, 
der ihm in Meyers Konservationslexikon oder im Handbuch des 
Sozialismus gegeben wird, wäre es natürlich blanker Unsinn, 
Marx und die Seinen als Staatssozialisten bezeichnen zu wollen. 
Wenn man diese, mir allerdings völlig unzulässig scheinende, 
reindeutsche Definition bedenkt, begreift man beinahe, daß Kautsky 
die Behauptung aufstellen konnte, »der Staatssozialismus sei ein 
echt deutsches oder sagen wir besser preußisches Gewächs, nur er- 
klärlich durch die eigentümlichen Verhältnisse seiner Heimat«, und 
fortfährt: »Der Staat, der zu verstaatlichen hat, ist nach dieser Theorie 
der heutige preußische, dessen Gewalt womöglich noch verstärkt 
werden soll; es ist ein Staat, dessen Gewalt zwar unabhängig ist 
von den einzelnen Klassen, der aber doch das Interesse des 
Grundbesitzes als das höchste betrachtet, also der richtige Junker- 
staate. Kein Wunder, daß er hierauf weiter die Worte folgen 
läßt: »Die Sozialdemokratie in Deutschland hat daher keine Ur- 
sache, mit den Verstaatlichungsprojekten des Staatssozialismus zu 
syınpathisieren, möge dieser deren Durchführung von dem heutigen 
Staat oder dem Idealstaat des staatssozialistische Gedankens an 
sich fordern« ®). 

Aber ein wissenschaftlicher Begriff kann und darf keine natio- 
nale Begrenzung dulden. Was sollte z. B. aus den Naturwissen- 
schaften werden, wenn jede Nation ihre Grundbegriffe anders 
auslegen wollte? Das würde zum non plus ultra der Lächerlich- 
keit führen. Es ist daher hohe Zeit, auch den Begriff des Staatssozia- 
lismus international zu formulieren, damit ein Mißverständnis mehr 
aus dem Bereiche der Wissenschaft verschwindet. 

Der Begriff des Staatssozialismus liegt im Worte selbst ein- 
veschlossen. Das Wort ist zusammengestellt aus den zwei Wor- 
ten Staat und Sozialismus. Was Sozialismus bedeutet, weiß man. 
Es ist die Sozializierung bezw. Gemeinschaftlichmachung der 
Produktionsmittel. Fügt man dem das Wort Staat hinzu, so ist 
es klar, daß diese Beifügung sich auf die Körperschaft bezicht, 
welcher diese Sozialisierung zur Ausführung überlassen wird. 
Welchen Zweck man damit verfolgt und welche Konsequenzen 
diese Verquickung nach sich ziehen muß, das sind weitere Fragen, 
die zunächst mit der wissenschaftlichen Definition des Wortes 
nichts zu tun haben. 

Jeder weiß, was unter dem Worte Staat zu verstehen ist, 


6) Karl Kautsky in der Neuen Zeit, X. Jahrg., II. Bd., p. 710. 
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und wer es nicht wissen sollte, der fühlt es. Da wir auch wis- 
sen, was das Wort Sozialismus bedeutet, so ist es klar, daß wir 
auch wissen müssen, was Staatssozialismus ist. Wenn man sich 
für Verstaatlichung erklärt, ist es gar nicht nötig, sich dabei 
einen bestimmten Staat, der diese Verstaatlichung vornimmt, zu, 
denken. Wenn der eine dabei an den Zukunftsstaat in Form 
der Abschaffung des gegenwärtigen Klassenstaats, der andere aber 
gerade an letzteren denkt, so kann daraus nur Verwirrung ent- 
stehen. Jeder Begriff muß scharf umrissen scin, sonst hat er 
keinen Wert. Der Begriff hat das Vorhandensein eines stabilen 
HElementes zur Voraussetzung. Wenn ich z. B. von der Verstaat- 
lichung der Eisenbahnen spreche, so meine ich damit, daß der 
Staat die Eisenbahnen verwalten und ausnutzen soll. Da versteht 
jeder ohne weiteres, daß hier Staat im Sinne von Gegenwartsstaat 
gebraucht ist, und es wäre lächerlich, behaupten zu wollen, die 
Verstaatlichung dieses Betriebszweiges dürfe erst im Jahre 3000 
zugelassen werden. 

Unter Staatssozialismus ist also jedes System der Verstaat- 
lichung der Produktionsmitel zu verstehen, ohne sich dabei auf 
teleologische Fragen einzulassen, z. B. darauf, welchen Zweck der 
Verstaatlicher bei seiner Handlung verfolgte. 

Betrachten wir nun einmal die Definition, die Karl Marx 
dem Staatssozialismus gegeben hat, um daraus für unsere Streit- 
frage, ob wir ihn den Staatssozialisten zu Recht oder zu Unrecht 
zugezählt haben, einen Schluß zu ziehen. 

Was lesen wir darüber in dem bekannten kommunistischen 
Manifest von Karl Marx und Friedrich Engels? 

»Für die fortgeschrittensten Länder werden die folgenden 
Maßregeln ziemlich allgemein in Anwendung kommen können: 
| I. Expropriation des Grundeigentums und Verwendung der 
Grundrenten zu Siaatsausgaben. 

2. Starke Progressivsteuer. 

3. Abschaffung des Erbrechts. 

4. Konfiskation des Eigentums aller Emigranten und Rebellen. 

5. Zentralisation des Kredits zz den Händen des Staates 
durch eine Nationalbank mit Szaatskapital und ausschließlichen 
Monopol. 

6. Zentralisation des Transportwesens zz den Händen des 
Staates. 

7. Vermehrung der Nationalfabriken, Produktionsinstrumente, 
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Urbarmachung und Verbesserung der [Ländereien nach einem gc- 
meinschaftlichen Plane. 

8. Gleicher Arbeitszwang für Alle, Errichtung industrieller 
Armeen, besonders für den Ackerbau. 

9. Vereinigung des Betriebs von Ackerbau und Industrie, 
Hinwirken auf die allmähliche Beseitigung des Unterschieds von 
Stadt und Land. 

10. Oeffentliche und unentgeltliche Erziehung aller Kinder, 
Beseitigung der Fabrikarbeit der Kinder in ihrer heutigen Form, 
Vereinigung der Erziehung mit der materiellen Produktion u. s. w. 

Also: Staat, Staat und nochmals Staat! Der Staat ist Al- 
pha und Omega. Man kann nicht einmal behaupten, Marx habe 
diese Forderungen lediglich an den »Zukunftsstaat« gestellt. Da- 
von hat Marx nichts gesagt. Im Gegenteil, er führt mit aller 
Deutlichkeit aus, daß diese Maßregeln »ziemlich allgemein in An- 
wendung kommen können in den fortgeschrittensten Ländern«. 
Hier ist, dünkt uns, jeder Zweifel ausgeschlossen. Hier läuft die 
»Verstaatlichung« direkt auf den Staatssozialismus hinaus. Die 
Sozialdemokraten werden zwar behaupten, Marx habe hier nur 
den »Volksstaat« im Auge gehabt. Abgesehen davon, daß diese 
Auslegung aus den angedeuteten Gründen nicht zutreffen kann, 
würden die Ausleger hiermit nur sozusagen vom Regen in die 
Traufe kommen. Man lese nur noch, was Marx in seinem Brief 
zum Gothaer Programm über dessen demokratischen Abschnitt 
niederschrieb. 


>A. Freiheitliche Grundlage des Staates. 

Zunächst erstrebt die deutsche Arbeiterpartei den freien 
Staat«. 

Freier Staat — was ist das? 

Es ist keineswegs Zweck der Arbeiter, die den beschränkten 
Untertanenverstand los geworden, den Staat frei zu machen. Im 
deutschen Reich ist der »Staat« fast so »frei« als in Russland. 
Die Freiheit besteht darin, den Staat aus einem der Gesellschaft 
übergeordneten in ein ihr durchaus untergeordnetes Organ zu 
verwandeln, und auch heute sind die Staatsformen freier oder 
unfreier genau in demselben Maße, worin sie die »Freiheit des 
Staats« beschränken. 


Die deutsche Arbeiterpartei — wenigstens, wenn sie das 
Programm zu dem ihrigen macht”) — zeigt, wie ihr die sozial- 








7) Sie hat es tatsächlich zu dem ihrigen gemacht auf dem Parteitag zu Er- 
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demokratischen Ideen nicht einmal hauttief sitzen, indem sie, 
statt die bestehende Gesellschaft (und es gilt das von jeder künf- 
tigen) als Grundlage des bestehenden Staats (oder künftigen für 
künftige Gesellschaft) zu behandeln, den Staat vielmehr als ein 
selbständiges Wesen behandelt, das seine eigenen geistigen, sitt- 
‚lichen, freiheitlichen Grundlagen besitzt. Und nun gar der wüste 
Mißbrauch, den das Programm mit den Worten »heutiger Staat«, 
»heutige Gesellschaft« treibt, und den noch wüsteren Mißverstand, 
den es über den Staat anrichtet, an den es scine Forderungen 
richtet. 

Nachdem Karl Marx den heutigen Staat eine »Fiktion< ge- 
nannt hat, fährt er folgendermaßen fort: 

»Es fragt sich dann: welche Umwandlung wird das Staats- 
wesen in einer kommunistischen Gesellschaft erleiden? Mit anderen 
Worten, welche gesellschaftlichen Funktionen bleiben dort übrig, 
die den jetzigen Staatsfunktionen analog sind? Diese Frage ist nur 
wissenschaftlich zu beantworten, und man kommt dem Problem 
durch tausendfache Zusammensetzung des Wortes Volk mit dem 
Wort Staat auch nicht um einen Flohsprung näher. 

Zwischen der kapitalistischen und der kommunistischen Ge- 
sellschaft liegt die Periode der revolutionären Umwandlung der 
einen in die andere. Der entspricht auch eine politische Ueber- 
cangsperiode, deren Staat nichts andres sein kann, als die revo- 
lutionäre Diktatur des Proletariats. Das Programm nun hat es 
weder mit letzterer zu tun, noch mit dem zukünftigen Staatswesen 
der kommunistischen Gesellschaft. 

Seine politischen Forderungen enthalten nichts außer der 
alten weltbekannten demokratischen Litanei: allgemeines Wahl- 
recht, direkte Gesetzgebung, Volksrecht, Volkswchr u. s. w. Sie 
sind bloßes Echo der bürgerlichen Volkspartei, des Friedens- 
und Freiheitsbundes. Sie sind lauter Forderungen, die, soweit 
sie nicht in phantastischer Vorstellung übertrieben, bereits rea- 
lisiert sind. Nur liegt der Staat, dem sie angehören, nicht 
innerhalb der deutschen Reichsgrenze, sondern in der Schweiz, 
den Vereinigten Staaten u. s. w. Diese Sorte »Zukunftsstaat« 
ist heutiger Staat, obgleich außerhalb »des Rahmens« des im 
deutschen Reiche existierenden. «< 
furt. Marx kann von der Qualität der Delegierten, die solch ein Programm, wie 
es ihnen vorgesetzt wurde, mit Haut und Haaren herunterschluckten, allerdings 


keine große Achtung gehabt haben. 
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Aber man hat eins vergessen. Da die deutsche Arbeiter- 
partei ausdrücklich erklärt, sich innerhalb »des heutigen nationa- 
len Staates«, also ihres Staats, des preußisch-deutschen Reichs, 
zu bewegen — ihre Forderungen wären ja sonst auch größten- 
teils sinnlos, da man nur fordert was man nicht hat — so durfte 
sie die Hauptsache nicht vergessen, nämlich, daß alle jene schö- 
nen Sächelchen auf der Anerkennung der sogenannten Volks- 
souveränität beruhen, daß sie daher nur in einer demokratischen 
Republik am Platze sind. Da man nicht in der Lage ist — 
und weislich, denn die Verhältnisse gebieten Vorsicht — die de- 
mokratische Republik zu verlangen, wie es die französischen 
Arbeiterprogramme unter Louis Philippe und unter Louis Napo- 
leon taten — so hätte man auch nicht zu der Finte flüchten 
sollen, Dinge, die nur in einer demokratischen Republik Sinn 
haben, von einem Staat zu verlangen, der nichts andres, als ein 
mit parlamentarischen Formen verbrämter, mit feudalem Beisatz 
vermischter, schon von der Bourgeoisie beeinflußter, bureaukra- 
tisch gezimmerter, polizeilich gehüteter Militärdespotismus ist... . 
Selbst die vulgäre Demokratie, die in der demokratischen Repu- 
blik das tausendjährige Reich sieht und keine Ahnung davon hat, 
daß gerade in dieser letzten Staatsform der bürgerlichen Gesell- 
schaft der Klassenkampf definitiv auszufechten ist — selbst sie 
steht noch berghoch über solcher Art Demokratentums innerhalb 
der Grenzen des polizeilich Erlaubten und logisch Unerlaubten. 
Daß man in der Tat unter »Staat« die Regierungsmaschine ver- 
steht oder den Staat, soweit er einen durch Teilung der Arbeit 
von der Gesellschaft gesondcrten, eignen Organismus bildet, zei- 
gen schon die Worte: »Die deutsche Arbeiterpartei verlangt als 
wirtschaftliche Grundlage des Staates: eine einzige progressive 
Finkommensteuer« u. s. w. Die Steuern sind die wirtschaftliche 
Grundlage der Regierungsmaschinerie und sonst nichts. In 
dem in der Schweiz existierenden Zukunftsstaat ist diese For- 
derung ziemlich erfüllt. Einkommensteuer setzt die verschiedenen 
Einkommensquellen der verschiedenen gesellschaftlichen Klassen 
voraus, also die kapitalistische Gesellschaft. Es ist also nichts 
Auffälliges, daß die Financial-Reformers von Liverpool—Bourgeois 
mit Gladstones Bruder ander Spitze — dieselbe Forderung stellen 
wie das Programm. 

Die Sozialdemokraten sollten diese vernichtende Kritik Mar- 
xens nur andächtig und unvoreingenommen lesen! Aber sie 
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haben ı5 Jahre unter jenem Programm gelebt. Das beweist aller- 
dings, daß die sozialistischen Ideen in dieser Partei in der Tat 
noch nicht einmal »hauttief« sitzen. 

Wie dem auch sei, jedenfalls ersieht man aus dem von uns 
zitierten Dokument, daß auch Marx der Meinung war, daß die 
Partei wirklich den >heutigen Staat« vor Augen hat. Dadurch 
ist der Beweis geliefert, daß die Partei trotz allen l.eugnens dem 
Staatssozialismus huldigt. Wäre dem nicht so, müßten wir uns 
doch die Fragen vorlegen: Was sollte denn Marx sonst gemeint 
haben? Wie hat er sich die Entwicklung der Dinge vorgestellt? 
Einerseits neigte er selber stark zum Staatssozialismus, dringt er doch 
vor allem auf die Eroberung der politischen Macht durch die Ar- 
beiterklasse, so sehr, daß er in dem ursprünglichen Wortlaut der 
Statuten der Internationalen auf heimtückische Weise hinter die Worte 
» politische Bewegung« die Worte »als Mittel« (as a mean) — näm- 
lich zur ökonomischen Emanzipation der Arbeiterklasse — hinein- 
schmuggelte, und andererseits bezeichnet er die wirtschaftliche 
Bewegung der Arbeiter als die wichtigere und die politische als 
ihren Bedürfnissen unterworfen — was so viel ist als die Politik 
als unrichtig und nicht zum Ziele führend zu erklären. Auch sah er 
den Niedergang der Bewegung voraus, indem er sagte: »Eine zweite, 
weniger systematische, nur mehr praktische Form des Sozialismus 
suchte der Arbeiterklasse jede revolutionäre Bewegung zu verlei- 
den durch den Nachweis, wie nicht diese oder jene politische 
Veränderung, sondern nur eine Veränderung der materiellen Le- 
bensverhältnisse, der ökonomischen Verhältnisse, ihr von Nutzen 
sein könne. Unter Veränderung der materiellen I.cbensverhält- 
nisse versteht dieser Sozialismus aber keineswegs Abschafl- 
fung der bürgerlichenProduktionsverhältnisse, 
die nur auf revolutionärem Wege möglich ist, sondern admini- 
strative Verbesserungen, die auf dem Boden 
dieser Produktionsverhältnisse vor sich gehen, 
also an dem Verhältnis von Kapital und Lohnarbeit nichts ändern, 
sondern im besten Fall der Bourgeoisie die Kosten ihrer IlIerr- 
schaft vermindern und ihren Staatshaushalt vereinfachen. « 

Wir haben einige Worte in dieser Bemerkung Marxens unter- 
strichen, weil sie vollständig das treffen, was man in der deutschen 
Sozialdemokratie unter sozialistischer Aktion versteht. Bei den 
Verhandlungen über das Unfallversicherungsgesetz im Reichstag 
sprach Wilhelm Liebknecht folgende Worte aus: »Der Kultur- 
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mensch kann nur im Staate existieren, und darum scheuen wir 
uns keineswegs vor dem Einwand, der uns von jener Seite (zur 
Linken) gemacht wird, daß wir, indem wir auf diesem Gebiet 
für die Staatsversicherung eintreten, dem Staat eine allzugroße 
Macht einräumen. Diese Gefahr ist nicht vorhanden; wir wissen 
allerdings, daß der jetzige Staat durchaus nicht den Idealen, welche 
wir vom Staate haben, entspricht, durchaus nicht die Aufgabe, 
die wir als Staatsaufgabe betrachten, erfüllt, aber wir wissen auch, 
daß die Gewalt der Dinge stärker ist als der Wille der Men- 
schen... 

Das vorliegende Gesetz ist an sich sehr unbedeutend. Sie 
fürchten es wegen dessen, was drum und dran hängt. 

Es ist das spitze Ende des Keils, welcher in die heutige Ge- 
sellschaft eingetrieben wird; das dicke Ende wird schon nach- 
kommen, ob Fürst Bismarck will oder nicht! 

Indem der Staat die Versicherung gegen Unfälle in der In- 
dustrie in die Hand nimmt, bringt er sich in die Lage, auch die 
Kontrolle über die Industrie in die Hand nehmen zu müssen. 
Das ist absolut notwendig. Wollte Fürst Bismarck nicht diese 
Konsequenzen, so wäre das Gesetz eine elende Farce, schlimmer 
als das elendeste Wahlmanöver, und das können wir dem Fürsten 
Bismarck doch nicht zutrauen. Dafür, daß es ihm Ernst ist 
bürgt seine Stellung, sein Interesse, er muß. Nun, meine Herren, 
daß die Kontrolle der gesamten Arbeiterverhältnisse an diesem 
Gesetz hängt, ist zugegeben worden. Fürst Bismarck ist schon 
weiter gegangen; er hat gesagt: Ja, wenn die Dinge so stehen, 
daß die Großindustrie nicht mehr konkurrieren kann, daß einzelne 
Fabriken von Privatindustriellen nicht mehr betrieben werden 
können, dann muß der Staat eintreten. 

Wohlan, meine Herren! der Fürst Bismarck mag so weiter 
gehen nach unserem Ziele, auf diesem Wege marschieren wir zu- 
sammen. «< 

Also, der Staat muß und soll in Aktion treten. Welcher 
Staat? Doch wohl der heutige, denn einen andern gibt es vorder- 
hand nicht. Also »unser Ziel« ist der Gegenwartsstaat gewor- 
den. Warum? Um nichts geringeres zu tun, als die Großindu- 
strie, die von den Privatindustriellen nicht mehr vorwärtsgetrieben 
werden kann, zu übernehmen und zu leiten. Und nun frage ich: 
Ist das Staatssozialismus oder nicht? Ist das keine »administrative 
Verbesserung auf dem Boden dieser Produktionsverhältnisse?«e Und 

5* 
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auf dieses Ziel hin marschieren zwei so grausame Todfeinde wie 
Bismarck und Liebknecht Arm in Arm. »Mein Liebchen, was 
willst du noch mehr?« 

Aber Liebknecht ging noch weiter. Er ist ein so »enragierter 
Staatssozialist«, daß er den Sozialismus sogar als Werkzeug der 
Rettung für den Gegenwartsstaat anpreist. Der Sozialismus rettet 
den Klassenstaat! Für diese seine Auffassung sind folgende Worte 
gültiger Beleg. 

»Für alle Parteien ohne Ausnahme ist es von Nutzen, daß 
die Arbeitergesetzgebung einmal in ernsthafter Weise aufgenom- 
men wird. 

Die Furcht vor den Konsequenzen halten Sie nicht ab, den 
ersten Schritt auf diesem Boden zu tun! Jetzt haben Sie noch 
Boden unter den Füßen. Es ist vorhin der Geist des russischen 
Nihilismus beschworen worden. Meine Herren, die bloße Re- 
pression ohne Organisation, ohne organisches Schaffen, ohne po- 
sitive Maßregeln muß mit Notwendigkeit die Gesellschaft in die 
völlige Auflösung und den Staat in nihilistische Zustände hinein- 
drängen. Vor dem Nihilismus rettet Sie bloß der Sozialismus, 
ohne den Sozialismus sind Sie überhaupt nicht mehr imstande, 
den heutigen Staat aufrecht zu erhalten.« 

Es muß zugegeben werden: Staatlicher hätte selbst ein Mi- 
nister nicht sprechen können. Hier ist der Sozialismus als Heil- 
mittel zur Aufrechterhaltung des Gegenwartstaates verwandt. Nach- 
dem Liebknecht jene Worte gesagt hatte, fügte er noch hinzu: 

» Jetzt ist es noch möglich, auf dem Weg der Reform die 
Lösung der sozialen Frage anzubahnen«. Er vermeint, daß die 
Gefahren der Revolution allein verhindert werden können »da- 
durch, daß die Gesetzgebung, nicht die christliche, sondern eine 
wahrhaft humane, eine kulturelle, von dem Geist des Sozialismus 
getragene Gesetzgebung, die Arbeits- und Arbeiterverhältnisse 
regelt, ernst und energisch die [Lösung der Arbeiterfrage in die 
Hand nimmt und den Staat seiner wahren Bestimmung zuführt.« 

Zum Schluß preist Liebknecht dann das Gesetz an und em- 
pfiehlt seine gewöhnlichen Amendements; darauf heißt es: 

»Der Sozialdemokratie freilich haben Sie damit nicht den 
Boden entzogen, sondern einen Dienst geleistet, denn dieses Ge- 
setz ist ein Zeugnis für die Wahrheit des sozialistischen Gedan- 
kens«. 

Also ein Gesetz, das keineswegs die »Abschaffung der bür- 
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gerlichen Produktionsverhältnisse« bedeutet, sondern das im Gegen- 
teil nur »eine administrative Verbesserung ist auf dem Boden 
dieser Produktionsverhältnisse«, wird hier als ein »Zeugnis für die 
Wahrheit des sozialistischen Gedankens« bezeichnet. Mit anderen 
Worten: ein staatssozialistisches Flickwerk ist ein Zeugnis für die 
Wahrheit des sozialistischen Gedankens! | 


Weitere Beweise für den Staatssozialismus der Sozialdemo- 
kratie dürften sich nach dem Gesagten erübrigen. 


Es ist übrigens merkwürdig, wie Marx durch Liebknecht, der 
sich doch sonst so gerne als »Soldat der Revolution« nennen und 
rühmen hörte, und seine übrigen deutschen Freunde Schlag für 
Schlag in der Praxis verleugnet wurde. Es liegt die Vermutung 
nahe, daß es Marx ähnlich gegangen ist wie seinerzeit Klopstock : 
man pries ihn viel, aber man las ihn nicht. Ein kritischer Blick 
auf die Gedankenwelten Marxens und Liebknechts beweist das 
zur Genüge. 


Hier ist die Gegenüberstellung: 


Marx. Liebknecht. 
Der Staat ist unfähig, den Pauperis- Wir glauben, daß es ein Zeichen 
mus zu beseitigen. Soweit sich die niederer Kultur ist, wenn der Gegen- 
Staaten mit dem Pauperismus beschäf- | satz zwischen Arm und Reich groß 


tigen, sind sie bei Verwaltungsmaß- ist. Wir glauben, daß die fortschrei- 
regeln, Wohltätigkeit stehen geblieben. Ä tende Kultur allmählich diesen Gegen- 


dafs der Staat, von dessen Zweck und 


Kein Staat kann anders verfahren. satz ausgleichen wird, und wir glauben, 
Denn um wirklich das Elend aufzu- | 


heben, muß er sich selbst aufheben, Bestimmung wir die höchsten Vorstel- 
da der Grund des Uebels im Wesen . lungen haben, die Kulturaufgabe hat, 
des Staates liegt und nicht etwa, den Gegensatz zwischen Arm und Reich 
wie so viele Radikale und Revolutio- aufzuheben, und weil wir dem Staat 
näre glauben, in einer bestimmten diese Mission zuerkennen, darum treten 


Staatsform, an deren Stelle von diesen wir im Prinzip für dieses vorliegende 


irgend eine andere Staatsform vorge- Gesetz ein, 


sehlagen wird. 


Man müßte schon mit Blindheit geschlagen sein, um nicht 
zu erkennen, daß die beiden hier angeführten Ausführungen Gegen- 
sätze sind. Dem einen gilt der Staat als Mittel, um den Paupe- 
rismus zu bekämpfen, der andere verwirft ihn für denselben Zweck 
glattweg. 

Dieselbe Diskrepanz offenbart sich auch in der Frage der 
Gewaltanwendung: 
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Marx. 

Die Gewalt ist die Geburtshelferin 
jeder alten Gesellschaft, die mit einer 
neuen schwanger geht. Sie ist selbst 
eine ökonomische Potenz. 

Die Waffe der Kritik kann die Kri- 
tik der Waffen nicht ersetzen, die ma- 
terielle Gewalt werden 
durch materielle Gewalt, allein auch 
die Theorie wird zur materiellen Ge- 


nur gestürzt 
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Liebknecht. 

Das Revolutionäre liegt nicht in den 
Mitteln, sondern in dem Ziel, Gewalt 
ist seit Jahrtausenden ein reaktionärer 
Faktor. Weisen Sie nach, daß unser 
Ziel ein falsches ist, dann können Sie 
sagen, die Partei wird durch die jetzige 
Leitung von der revolutionären Bahn 
abgelenkt. Der beste Beweis für die 


Richtigkeit der Leitung ist der Erfolg, 


walt, sobald sie Massen ergreift. 

Es gibt nur ein Mittel, die mörde- 
rischen Todeswehen der alten Gesell- 
schaft, die blutigen Geburtswehen der 
neuen Gesellschaft, abzukürzen, zu ver- 
einfachen, 

Mittel — der revolutionäre Terrorismus. | 


und unsere Taktik hat sich herrlich 
| bewährt. 

| 

| 

| 


zu konzentrieren, nur ein 

Auch hier wieder stehen wir vor These und Antithese! Al- 
lerdings — aber das macht die Verwirrung nicht besser — kann 
man einige zwanzig Stellen bei Liebknecht selbst nachweisen, die das 
Entgegengesetzte seiner von uns zitierten Sätze sagen, vor allem 
die Stelle: »Der Sozialismus ist keine Frage der Theorie mehr, 
sondern einfach eine Machtfrage, die in keinem Parlament, die 
nur auf der Straße, auf dem Schlachtfelde zu lösen ist, gleich 
jeder andern Machtfrage.« 


Jedoch fahren wir mit unseren Vergleichen fort: 
Marx. | Liebknecht. 

Seine politischen Forde- | What do we ask for? Absolute liberty of the 
rungen enthalten nichts außer | press; absolute liberty of meeting; absolute liberty 
of religion; universal suffrage for all representative 
bodies and public offices in the state and the com- 
mune ; 


der alten weltbekannten de- | 
mokratischeu Litanei: All- 
gemeines Wahlrecht, dirckte 


| national education ; 
Volksrecht, | 


all schools open to 
Gesetzgebung, all; abolition of the standing armies and creation 
Sie sind 


bloßes Echo der bürgerlichen 


Volkswehr u. s. w, of national militia, so that every citizen is soldier 


and every soldier citizen; an international court of 
Volkspartei, des Friedens- ' arbitration between the different states; equal rights 
und Freiheitsbundes. Sie sind | for men and women — measures for the protection 


lauter Forderungen, die, so- | of the mlasses (limitations of the hours of work, 





weit sie nicht in phantasti- | sanitary regulations, etc.). 


the right of the individual be better guaranteed than 


Can personal liberty, can 
scher Vorstellung übertrie- 


ben, bereits realisiert sind. | by this programme? And can any honest demo- 


crat find fault with this programme? Far from in- 


| 
Nur liegt der Staat, dem sie | 
angehören, nicht innerhalb | tending to suppress personal liberty we have the 


der deutschen Reichsgrenze, _ full right to say that we are the sole party in Ger- 
sondern in der Schweiz, den | many that fights for the principles of democracy. 


Vereinigten Staaten u. s. w. | And something else is demonstrated by this pro- 
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| gramme : that we want the legal, constitutional trans- 
formation of society. We are revolutionists — no 
fundamental change of our social and economie sy- 
| stem; but we are all evolutionists and reformers, 
| which is no contradiction. The measures and insti- 
tutions we demand are to a great extent realised 
already, or on the the point of being realized, in 
| advanced countries, and all are in harmony with the 
‚ principles of democracy, and, being thoroughly »prac- 
tical«e, they constitute the best proof that we are 
not as we are depicted — brainless fellerws, who 
ı disregard the hard facts of reality and who are 
going to break on the granite bulwarks of state and 
society. 
| Forum Library, April 1895. 


t 
doubt — because our programme means a total and 
| 





Also dasselbe, was Marx als Wünsche der bürgerlichen Volks- 
partei bezeichnet, gilt Liebknecht als Forderungen der Sozialdemo- 
kratie, trotzdem weder ein Radikaler noch ein Demokrat jemals 
etwas gegen sie einzuwenden haben wird. Natürlich hört aber 
eine Partei, die derartige Forderungen stellt, auf, eine sozialistische 
Partei zu sein. Sie wird bürgerlich-demokratisch. Kann erst die 
bürgerliche Demokratie die Postulate der Sozialdemokratie unter- 
schreiben, so verliert letztere ihre Daseinsberechtigung. Ich er- 
innere mich immer noch, wie ein Engländer, dem man das Wesen 
des deutschen Sozialismus auseinandergesetzt hatte, überrascht 
ausrief: »So etwas nennt man bei uns zulande Demokratie !« 

Doch weiter: 


Engels. 


Nach der philosophischen Vorstellung ist der 
Staat die »Verwirklichung der Idee« oder das ins 
Philosophische übersetzte Reich Gottes auf Erden, 
das Gebiet, worauf die ewige Wahrheit und Gerech- 
tigkeit sich verwirklicht oder verwirklichen soll. Und 
daraus folgt dann eine abergläubische Verehrung des 
Staats und alles dessen, was mit dem Staat zu- 
sammenhängt, und die sich um so leichter einstellt, 
als man sich von Kindesbeinen daran gewöhnt hat, 
sich einzubilden, die der ganzen Gesellschaft ge- 
meinsamen Geschäfte und Interessen könnten nicht 
anders besorgt werden, als wie sie bisher besorgt 
worden sind, nämlich durch den Staat und seine 
wohlbestallten Behörden. Und man glaubt schon 
einen ganz gewaltig kühnen Schritt getan zu haben, 
wenn man sich frei gemacht hat vom Glauben an die 


Hamburger Echo. 


Wir erklären dem Kanzler 
offen, daß wir ihm nicht 
das Recht zugestehen, die 
Sozialdemokratie zu beschul- 
digen, eine staatsfeindliche 
Wir be- 
kämpfen nicht den Staat, 
die Einrich- 
tungen des Staates und der 
Gesellschaft, die mit dem 
wahrhaften Staatsbegriff und 
Gesell- 


Partei zu sein. 


sondern nur 


dem wahrhaften 
schaftsbegriff nicht überein- 
Wir Sozialdemo- 


kraten wollen den Staat und 


stimmen. 


ihn in all seiner Größe und 
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erbliche Monarchie und auf die demokratische Re- ' Herrlichkeit errichten. Wir 
publik schwört. In Wirklichkeit aber ist der Staat | verteidigen diesen Stand- 
nichts als eine Maschine zur Unterdrückung einer ` punkt unentwegt seit über 
Klasse durch eine andere, und zwar in der demo- einem Vierteljahrhundert und 
kratischen Republik nicht minder als in der Mon- das müßlte Herr v. Caprivi 
archie; und im besten Fall ein Uebel, das dem im ` wissen. Erst dann, wenn der 
Kampf um die Klassenherrschaft siegreichen Prole- l wahre Staatsbegriff herrscht, 
tariat ererbt wird, und dessen schlimmste Seiten es, wird auch wahre Liebe zum 
ebensowenig wie die Kommune, umhin können wird, |, Staate aufkommen können, 
sofort möglichst zu beschneiden, bis ein in neuen 
freien Gesellschaftszuständen herangewachsenes Ge- 
schlecht imstande sein wird, den ganzen Staats- 





plunder von sich abzuschütteln. ' 

Auch diese zwei Auffassungen stehen sich wie Feuer und 
Wasser gegenüber. Hier vertritt Engels eine durchaus anar- 
chistische Idee vom Wesen des Staates. Ich wie jeder andere 
Anarchist sind jederzeit bereit, zu unterschreiben, was er in sei- 
nem Buch »Ursprung der Familie, des Privateigentums und des 
Staates« (p. 139—140) sowie in seiner Schrift »Herrn Eugen Düh- 
rings Umwälzung der Wissenschaft« (p. 267—268) über den Staat 
gesagt hat. Ebenso trifft sich das, was Engels über dasselbe 
Thema in seinem Vorwort zur Broschüre »Internationales aus dem 
Volksstaat«, in der er vom »Verschwinden des Staates und der 
Demokratie« als dem politischen Ziel der sozialdemokratischen 
Partei spricht, ausgesprochen hat, mit anarchistischen Ideengängen. 
Während Engels doch die Anarchisten innig gehaßt und eifrig 
mit seinen Bannstrahlen bedacht hat, unterlief5 er es doch nicht, 
in Wirklichkeit Anarchie zu predigen. Man wäre versucht, an 
eine besondere Kraft der anarchistischen Gedankenwelt, die sich 
selbst ihren erbittertsten Gegnern aufdrängt, zu glauben. 

Doch weiter: 


Kautsky. | Liebknecht. 
Der wissenschaftliche Sozialismus hat erkannt, | Was ist denn der Staat > 
daß der Staat nichts ist als ein Organ der Klassen- | Fassen Sie ihn meinetwegen 
herrschaft. »Die politische Gewalt im eigentlichen ; auf, wie Sie wollen, — ent- 


Sinne ist die organisierte Gewalt einer Klasse zur _ weder müssen Sie den Staat 
Unterdrückung einer anderen«e (Komm, Manifest). . ganz beiseite werfen, oder der 
Der Ausdruck »Klassenstaate zur Kennzeichnung Staat ist die Verpflichtung der 
des wirklichen Staates erscheint uns daher unglück- ! Gesamtheit, für den Einzel- 
lich gewählt. Gibt es denn einen anderen Staat? ; nen einzutreten, die Verpflich- 
Man weist mich auf den »Volksstaate hin. Darunter | tung der Gesamtheit, den 
versteht man wohl den vom Proletariat eroberten ' Schwachen zu schützen gegen 


Staat. Aber auch der wird ein »Klassenstaat« sein. | den Starken, die Beziehungen 





Das Proletariat wird die anderen Klassen beherr- | zu einander zu regeln, für 
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schen. Ein großer Unterschied zu den bisherigen “© Wohlbefinden und Bildung 
Staaten wird allerdings vorhanden sein: das Klassen- ı zu sorgen. Wenn das die 
interesse des Proletariats verlangt die Aufhebung — Aufgabe des Staates nicht ist, 
aller Klassenunterschiede. Das Proletariat kann seine . dann hat der Staat überhaupt 
Herrschaft nur dazu benutzen, die Grundlagen der keine Existenzberechtigung. 
Klassenscheidung, so rasch es die Verhältnisse er- | Der ganze Staatsbegriff — 
lauben, zu beseitigen, d. h. das Proletariat wird | wie er sich beiläufig mit am 
den Staat erobern, nicht um ihn zu einem >wahren« | schärfsten in Preußen aus- 


Staat zu machen, sondern um ihn aufzuheben: nicht : geprägt hat — hat seinem 


um den »wahren« Staatszweck zu erfüllen, sondern Wesen nach eine sozialisti- 
um den »Staat« zwecklos zu machen. sche Grundlage. 
(Neue Zeit, Bd. II.) (Rede im Reichstag.) 

Auch hier wieder scharf in die Augen springende Unter- 
schiede. Bei Liebknecht findet man den Wesenskern des Staats- 
sozialismus, während Kautsky mit recht anarchistischen Argu- 
menten gegen den Staat Front macht. Die von Liebknecht und 
seinen Freunden zu häufig verwandten Ausdrücke »wahrer So- 
zialismus«e, »der richtige Staat«, »der wahre Staatsbegriff« 
erinnern übrigens sehr an das famose »wahre Christentum«. Es 
gibt an die zweitausend wahre Christentümer, die sich gegen- 
seitig ausschließen und in Acht und Bann tun; ebenso gibt es 
heute auch einige Tausend wahre Sozialismen, die von der 
Geschichte nichts gelernt und alles vergessen haben, und die in 
ihrem kleinen alleinseligmachenden Reiche sich und wenigen An- 
hängern eine unfehlbare Doktrin predigen. 

Allerdings hat Marx in seinem »Kapital« die Arbeiterschutz- 
gesetzgebung mit der denkbar größten Verherrlichung bedacht. 
Alle bürgerlichen Reformer können in diesem Buche eine Reihe 
von Argumenten finden für die These, daß der Schutz der Ar- 
beiter schr gut durch die Gesetzgebung geregelt zu werden ver- 
mag. Gewiß übersche ich nicht, daß Marx in dieser selben Schrift 
auch für die Umwandlung der kapitalistischen Produktionsweise 
in die sozialistisch-kommunistische eintrat. Aber diese Zwiespäl- 
tigkeit beweist nichts, als daß auch Marx kein Mann der eiser- 
nen Logik war. Auf der einen Seite anerkannte er die Notwendig- 
keit einer Besserregelung der Gesellschaft durch eine Schutzge- 
setzgebung auf der Basis des Gegenwartsstaates; auf der anderen 
Seite plädierte er für die Notwendigkeiten eines gänzlichen Ver- 
schwindens der heutigen Gesellschaft. Es ergeht Marx wie 
Goethes Faust. Auch er kann sagen: 

»Zwei Seelen wohnen, ach! in meiner Brust, 


Die eine will sich von der andern trennen; 
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Die eine hält in derber Liebeslust 

Sich an die Welt, mit klammernden Organen; 
Die andere hebt gewaltsam sich vom Dust 
Zu den Gefilden hoher Ahnen.« 


Die eine, die erste, glaubt sich an die Welt, die Gegenwarts- 
welt, »mit klammernden Organen«, d. h. mit Gesetzen, festhalten 


zu können — das ist die staatssozialistische Seele Marxens. Die 
andere reißt sich »gewaltsam« los vom Staate, um sich in hohe 
Sphären zu erheben — das ist die anarchistische Seele Marxens. 


Wenn wir der Meinung sind, daß Staatssozialismus die Lehre 
ist, nach welcher alle Angelegenheiten der Menschheit durch das 
Eingreifen des Staates geleitet und geregelt werden müssen, ohne 
sich um das Wesen dieses Staates zu kümmern, — was ja auch 
nicht nötig ist — und ferner, daß der Anarchismus die Lehre 
ist, nach welcher alle Angelegenheiten der Menschheit entweder 
durch rein individuelle Initiative oder doch auf dem Wege frei- 
williger Association, der jedermann jederzeit beitreten und wieder 
den Rücken kehren kann, und auf Grund derer der Staat abge- 
schafft werden muß, dann besteht für uns kein Zweifel mehr 
darüber, daß Marx in die erstere Kategorie hincingehört. Wenn 
die Marxisten uns vorwerfen, daß wir Marx Unrecht täten und ihm 
eine Auffassung unterschöben, die er nie besessen, da er dem 
Wort Staat eine ganz andere Bedeutung gegeben, ja die Worte 
Staat und Gesellschaft einander sogar gleichgesetzt habe und 
sozusagen den Staat abgeschafft wissen wollte, weil durch die 
von ihm geforderte Aufhebung der Apparat der organisierten 
Macht zur Unterdrückung einer Klasse durch die andere von 
selbst ausgeschaltet werde — dann müssen wir uns doch an die 
geistreiche Bemerkung des Amerikaners B. Tucker?) erinnern, 
der sagt, gewiß habe Marx Staat und Gesellschaft gleichgesetzt, 
aber doch nur in dem Sinne, in dem man etwa das Schaf und 
den Löwen gleichsetzen könne, nachdem der Löwe das Schaf auf- 
gefressen hätte. Marxens Einheit von Gesellschaft und Staat 
gleicht der Einheit von Mann und Weib vor dem Gesetz: Mann 
und Weib sind Eins und diese Eins ist der Mann. So sind nach 
Marx auch Staat und Gesellschaft Eins; aber diese Eins ist der 
Staat. Hätte Marx umgekehrt in seiner Gleichsetzung den Staat 
in der Gesellschaft aufgehen lassen, so wäre er Anarchist ge- 
wesen, denn für die Anarchisten bedeutet das Wort Gesellschaft 


3) Benjamin Tucker: »Instead of a book«. 
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nur den ganzen Komplex von Beziehungen zwischen den einzelnen 
Menschen, die sich spontan und organisch selbst bilden ohne Da- 
zwischentreten einer äußeren, konstitutionellen, autoritären Macht. 
Daß Marx nicht diesen Staatsbegriff hatte, wird dadurch bewiesen, 
daß er daran dachte, den Staat zur Einführung und Aufrechterhal- 
tung des Sozialismus zu verwenden durch die Inbeschlagnahme 
des Kapitals und seine öffentliche Verwaltung durch eine autori- 
täre Macht. Daß diese Macht von nun an nicht mehr patriarch- 
alen, sondern demokratischen Charakter tragen solle, ist irrelevant. 
Ohne jenen Unterschied in der Auffassung des Staatsbegriffes 
wäre aber auch die ganze Kampagne der Anarchisten gegen Marx 
völlig unbegreiflich gewesen. Weder Robert Michels noch Luigi 
Fabbri?) werden doch behaupten wollen, daß der Kampf zwischen 
Bakunin und Marx auf einem Mißverstehen Marxens beruht habe. 
Wer wagt es, ernsthaft zu behaupten, daß Anarchismus und So- 
zialdemokratie zwei Linien gleichen, die sich irgend wann einmal 
in einem Punkt treffen, und wer wagt es, zu leugnen, daß sie 
vielmehr zwei Linien vergleichbar seien, die, wie weit man sie 
auch ziehen würde, immer gleich weit von einander entfernt 
bleiben ? 

Marx steht Bismarck näher als dem Anarchismus. Beide er- 
kennen die Notwendigkeit der Autorität an, wodurch der Willen 
des Individuums dem der Gesamtheit untertan sein soll und wollen 
das Prinzip der Mehrheit als Richtschnur aufstellen, während um- 
gekehrt der Anarchismus die Souveränität des Individuums 
proklamiert. 

Das hat der ehemalige Professor der Volkswirtschaft an der 
Universität Utrecht, H. P. G. Quack, sehr wohl begriffen, als er 
schrieb 1°): 

»Daarom kwam er dadelyk oppositie tegen dat zoogenaamd 
autoritaire en doctrinaire socialisme, waarin het collectivisme van 


°) Luigi Fabbri: »Die historischen und sachlichen Zusammenhänge zwi- 
schen Marxismus und Anarchismus«e, im Archiv f. Sozialw. Bd. XXVI, p. 559 ff., 
und Robert Michels: »Historisch-kritische Einführung in die Geschichte des 
Sozialismus in Italiene, im Archiv f. Sozialw. Bd. XXIV, p. 197 ff., sowie ausführ- 
licher in seiner Schrift: »Storia del Marxismo in Italiae. Roma 1908. Mongini, 
haben eine Synthese von Marx und Bakunin zu geben versucht und zwar auf Grund 
eines eingehenden historischen Vergleichs. 

10) H. P. G. Quack: »De Socialisten, Personen en Stelsels..e Amsterdam 
1901. van Kampen en Zoon. 2. Aufl. Teil V. 


124 Ferdinand Domela Nieuwenhuis, 


Marx zich oploste. 

Dat collectivisme had soms by de leerlingen veel trekken 
gemeen met een dogmatiek van oude theologen. Alles, bewijs- 
voering en voorstelling, gaf den indruk dat, het systeem volledig, 
kant en klaar, gereed en af was. Er waren geen problemen 
meer. Veel nieuwe ontwikkeling was bij de volgelingen niet 
op te merken. Het stelsel deed soms denken aan een reusach- 
tig netwerk, dat over de menschheid zou worden heengetrokken, 
en waarin een ieder eng gebonden zou zijn. Men voelde beklem- 
ming. 

Het was dus duidelyk, dat binnen den eigen kring van het 
socialisme weldra luider en luider een kreet naar bevryding uit 
deze benauwing zou worden gehoord. Enkelen hygden naar 
lucht., Anderen brulden’t uit. Velen grepen weer naar Proud- 
hon. Mannen stonden op, die met vervaarlyk bazuingeschal de 
arbeiders-wereld gingen beduiden dat enkel het oude begrip de 
volledige vryheid van het individu het hoofdbeginsel van het 
socialisme, ook van het collectivisme, moest wezen. 

Het systeem van Marx riep als by weerslag die mannen 
op. Wy noemen de anarchisten. « 

Ja, ohne das wäre in der Tat die ganze Opposition Bakunins 
unverständlich. Die Reaktion der Anarchisten gegen Marx ist 
nur durch seine staatssozialistische Tendenz zu erklären. Es ist 
unbestreitbar, daß Marx ein ausgesprochener Freund der Zen- 
tralisation war. Im Gesellschaftsleben kann aber nur der Staat 
zentralisieren. Was man immer unter dem Worte Staat ver- 
stehen will, man wird es immer mit einer Regelung und Vertci- 
lung der Produktion durch eine bestimmte Körperschaft zu tun 
haben, welche Namen man dieser auch geben will. 

* 5 * 

Wenn wir nun vom Meister auf den Schüler übergehen und 
uns der deutschen Sozialdemokratie zuwenden, so sehen wir, daß 
unsere Charakterbeschreibung auf diese in noch ungleich höhe- 
rem Maße zutrifft. Sie ist ganz staatssozialistisch. Wir erinnern 
nur an den großen Streit innerhalb dieser Partei, der so lange in 
Zeitschriften und Broschüren herumspukte und endlich zur Rede- 
schlacht auf dem Berliner Parteitag 1892 führte. 

Georg von Vollmar, einer der unstreitig sympathischsten Ti- 
guren und hellsten Köpfe in der deutschen Sozialdemokratie, ein 
Mann, der nie ein Blatt vor den Mund nimmt, wenn er etwas zu 
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sagen hat, hatte in einer französischen Revue über den Staats- 
sozialismus und über die Stellung der Sozialisten zu dem neuen 
Kurs Wilhelm II. einen Artikel geschrieben!!). Alsbald ging ein 
Sturm der Entrüstung gegen ihn los. Der Vorwärts goß die volle 
Schale seines Zornes über ihn. Er habe, hieß es, den Klassen- 
kampf verleugnet, mit dem Erfurter Programm gebrochen. Man 
sprach von einer Spaltung der modernen Arbeiterbewegung, einem 
weiterer Schritt nach rechts, unverfälschtem Possibilismus, offenbarer 
Kompromisspolitik, Verwässerung und Versumpfung der Partei, 
Verrückung des Zieles der revolutionären Sozialdemokratie, Re- 
sierungssozialismus. 

Vollmar faßte den gegen ihn geschleuderten Spieß mit der 
gewohnten Ruhe auf, äußerte über das vor ihm liegende gedruckte 
Sündenregister : »Derlei nimmt kein Besonnener ernst!«e — wo- 
durch er Liebknecht der Unbesonnenheit zieh — und schrieb eine 
kleine Broschüre, die wir uns heute näher anschen wollen. In ihr 
bemerkte Vollmar: 

»Deshalb bin ich auch der Meinung, daß die Sozialdemo- 
kratie keinerlei Grund hat, den Gedanken des Staatssozialismus 
an sich mit besonderem Eifer zu bekämpfen. Werden doch im 
Gegenteil eine Reihe von Maßregeln zur stufenweisen Anbahnung 
einer besseren Gesellschaftsorganisation von uns angestrebt und 
schließlich mit beschlossen werden, welche man als staatssoziali- 
stische bezeichnen kann. Diese Erwägung hat auch dazu mitge- 
wirkt, daß bei Ausarbeitung des neuen Programmes der Partci 
zu Erfurt in 1891 ein besonderer Satz gegen den Staatssozialis- 
mus, welcher im Entwurf enthalten war, weggelassen wurde. Dies 
konnte auch um so unbedenklicher geschehen, als über die Grund- 
sätze der deutschen Sozialdemokratie nirgendwo ein Zweifel be- 
steht, und die Entwicklung der Verhältnisse in Deutschland längst 
jede Gefahr, welche aus einer Benützung des Staatssozialismus 
zu machtpolitischen Zwecken entstehen konnte, beseitigt hat.« 

Und ferner: »Dieses Sozialideal war aber selbstverständlich 
nicht dasjenige der Sozialdemokraten, welche zwar allerdings ein 
Eingreifen des Staates zur Anbahnung besserer sozialer Verhält- 
nisse fordern, aber zugleich von dem Grundsatze ausgehen, daß 
die Umgestaltung der Gesellschaft nur das Werk des Volkes selbst 
sein könne.«. 

0) Georg v. Vollmar: »Ueber Staatssozialismus.«e Nürnberg 1892. Wör- 
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Die feine Unterscheidung zwischen dem »Staatssozialismus« 
und dem »Staatssozialismus an sich« ist wohl als etwas spezi- 
fisch Deutsches zu betrachten, genau wie das »Ding an siche. 
Derlei Worte sind sowohl ins Holländische wie in andere Sprachen 
unübersetzbar. Die Zusatzwörtchen »an sich« deuten nur an, 
daß etwas logisch .nicht ganz in Ordnung ist. In seiner Besprechung 
der Vollmarschen Broschüre hat Karl Kautsky sehr richtig ge- 
sagt, daß »wohl nichts klarer zutage getreten ist, als die Not- 
wendigkeit, daß wir uns über den Begriff des Staatssozialismus 
einigen« !!*), Das ist aber nicht geschehen. Insbesondere Voll- 
mar ist dadurch, daß auch er für die Resolution der Parteimehr- 
heit in Erfurt gestimmt hat, für das Fortdauern der Begriffs- 
verwirrung in diesem Punkte sehr stark mit verantwortlich. 

Vollmar versteht unter dem Worte Staatssozialismus 
folgendes: »Man kann unter Staatssozialismus, ganz allgemein 
genommen, den Grundsatz verstehen, daß der bestehende Staat 
nicht bloß eine Organisation zu politischen Zwecken sei, sondern 
daß sich seine Souveränetät auch auf das wirtschaftliche Gebiet 
in dessen vollem Umfange erstrecke, so daß dem Staate nicht 
nur die Regelung des ganzen Verhältnisses zwischen Arbeitern 
und Unternehmern zusteht, sondern daß auch die Ueberführung 
beliebiger Teile der Gütererzeugung unter die Oberleitung oder 
selbst in den unmittelbaren Betrieb des Staates in seiner Befug- 
nis liege«. 

Vorsichtig und diplomatisch wie immer sagt hier Vollmar nur 
əman kann«, und kommt dann nochmals nachdrücklich darauf 
zurück, um zum Schlusse zu bekennen, daß das nicht seine eigene 
Definition des Staatssozialismus sei. Leider läßt er uns also in 
der Verwirrung sitzen. 

Vollmar hatte darauf hingewiesen, daß Kautsky selbst in der 
Neuen Zeit 1884 »das Eingreifen des Staates in die wirtschatt- 
lichen Verhältnisse« bezeichnet hatte als »Sozialismus im weitesten 
Sinne« und meint, daß »der oben angeführte Sozialismus im weli- 
teren Sinne sich vollkommen decken würde mit dem Staatssozia- 
lismus in dessen weitestgehender Definitione. Darauf gibt Kautsky 
zur Antwort, daß es aus dem Zusammenhang hervorgeht, daß er 
‚an der betreffenden Stelle unter »Sozialismus im weitesten Sinne« 
Staatssozialismus und demokratischen Sozialismus (oder Kommu- 
nismus) verstanden wissen wollte, daß demnach in dieser Defini- 


!!a) Neue Zeit, Jahrg. X. Bd. 2. 


Der staatssozialistische Charakter der Sozialdemokratie. 127 


tion die charakteristischen Merkmale fehlen, die den Staatssozia- 
lismus von der Sozialdemokratie scheiden«. 

Der Programmentwurf des Parteivorstands definierte den 
Staatssozialismus als »das System der Verstaatlichung zu fiska- 
liıschen Zwecken, das den Staat an die Stelle des Privatunterneh- 
mers setzt und damit die Macht der ökonomischen Ausbeutung 
und der politischen Unterdrückung des Arbeiters in einer Hand 
vereinigt«. Kautsky hält diese Definition für zwar nicht wissen- 
schaftlich genügend, aber doch propagandistisch richtig, da sie 
die Hauptkennzeichen des Staatssozialismus in zufriedenstellender 
Weise wiedergäbe. 

Wir wissen nicht recht, warum man den Staatssozialismus 
durchaus als deutsches oder doch preußisches Gewächs bezeich- 
net hat. Louis Blanc war ein ausgesprochener Staatssozialist. 
Alle Romane, die den Zukunftsstaat behandeln, sind durch und 
durch staatssozialistiseh. Wenn Kautsky sagt: »Der Staat, der 
zu verstaatlichen hat, ist der heutige preußische, dessen Gewalt 
womöglich noch verstärkt werden soll; es ist ein Staat, dessen 
Gewalt zwar unabhängig ist von den Klassen, der aber doch das 
Interesse des Grundbesitzes als das höchste betrachtet, also der 
richtige Junkerstaat«, so werden wir antworten: Gewiß, der 
Staatssozialismus wird in Preußen die Verstaatlichung des preu- 
ßischen Staates bedeuten, aber in Frankreich, England, Holland 
u. s. w. die Verstaatlichung des französischen, englischen, hol- 
ländischen Staates. Vollmar hat vollkommen recht, wenn er 
sagt: »Ich werde zeigen, daß auch bei dieser Auffassung — 
das heißt die in größerem Maßstabe bewirkte Ueberführung neuer 
Gewerbe und Funktionen in den Betrieb des Staates — die 
deutsche und internationale Sozialdemokratie von jeher eine Reihe 
von Maßnahmen der stufenweisen Anbahnung einer besseren Ge- 
sellschaftsorganisation angestrebt hat, welche man ganz wohl als 
staatssozialistisch bezeichnen kanne«. 

Hier plädiert Vollmar durchaus in meinem Sinne. Natürlich 
kann die Verstaatlichung den Arbeitern nicht gleichgültig sein 
und Kautsky sagt denn auch im Hinblick auf die Bodenreformer: 
»Sollte (jedoch) wirklich eine starke bürgerliche Bewegung zu 
Gunsten einer Verstaatlichung des Grund und Bodens aufkommen, 
so kann sie nicht bloß der Sympathien, sondern auch des tätigen 
Beistandes des Proletariats sicher sein, das ebenso dafür eintreten 
wird, wie es heutzutage mit voller Kraft die Kornzölle und den 
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Militarismus bekämpft, wenn cs sich auch über den Erfolg et- 
waiger Reformen auf diesen Gebieten keinen Illusionen hingibt. 
Gar manches wird unter diesen bürgerlichen Reformen angestrebt, 
das den Klasseninteressen des Proletariats entschieden schädlich 
ist. Die Bodenbesitzreform gehört nicht dazu. Erwarten wir auch 
von ihr bei weitem nicht die wohltätigen Folgen für das Prole- 
tariat, die Flürscheim in Aussicht stellt, hielten wir auch eine 
Konzentrierung der Kräfte der Arbeiterklasse auf die Bodenbesitz- 
reform-Bewegung für eine schädliche und entschieden zu be- 
kämpfende Kraftverschwendung, so gestehen wir doch gerne zu, daß 
die Verstaatlichung des Grund und Bodens zu den wenigen Re- 
tormen gehört, die innerhalb des Rahmens der modernen Pro- 
duktionsweise dem Proletariat eine Erleichterung schaffen und 
kein Hindernis seines Emanzipationskampfes bilden würden«. Wir 
können also sagen: habemus reum confitentem. 

Auch in seiner bekannten Rede über das Tabaksmonopol 
hat Vollmar im Reichstag deutlich durchblicken lassen, daß die 
Sozialdemokratie »an sich für die Verstaatlichung eine gewisse 
Neigung hat, insofern dieselbe den Staat, im Prinzip wenigstens, als 
den allein berechtigten Anordner der Produktion aufstellt«e. Hier 
haben wir also das Geständnis, daß der Staat im Prinzip »der 
allein berechtigte Anordner der Produktion« ist. Welcher Staat? 
Natürlich der bestehende Staat, als der einzige, mit dem prak- 
tisch gerechnet werden kann. 

Auch aus den Programmen der sozialdemokratischen Parteien 
außerhalb Deutschlands geht klar hervor, daß »die Verstaat- 
lichung eine allgemeine ökonomische Erscheinung ist, welche 
allen Ländern gemeinsam ist«. Im Programm der schweizerischen 
Sozialdemokratie heißt es sogar, daß »in wirtschaftlicher Be- 
zichung die den heutigen Verhältnissen am besten anzupassende 
Form der Verwirklichung des sozialdemokratischen 
Zieles also die Organisation aller wirtschaftlichen Tätigkeit durch 
das Volk, die Verstaatlichung« sei, um zum Schlusse folgende 
Konklusion zu ziehen: »so wird der Leser nunmehr erkennen, 
daß die Sozialdemokratie aller Orten tatsächlich eine ganze Reihe 
von Mafiregeln angestrebt hat und anstrebt, welche man ganz 
wohl als staatssozialistisch bezeichnen kann«. Ich kann wohl 
ruhigen Gewissens sagen, daß ich somit meine dahingehende Auf- 
stellung aktenmäßiig erwiesen habe. 

Wir haben unsere These hier um ein ganzes Ende gefördert. 
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Denn in den von uns gewählten Beispielen tritt das Bekenntnis 
zum Staatssozialismus mit aller Offenheit ungekränkt zu Tage, 
sowohl im Prinzip als auch in den praktischen Maßregeln zur 
Erreichung des Zieles. 

Auf dem Parteitag in Berlin 1892 wurde die Frage des 
Staatssozialismus von der deutschen Sozialdemokratie offiziell auf 
die Tagesordnung gesetzt. Die einstimmig angenommene Reso- 
lution lautete folgendermaßen: 

»Der Parteitag erklärt: 

Die Sozialdemokratie hat mit dem sogenannten Staatssozia- 
lismus nichts gemein. 

Der sogenannte Staatssozialismus, insoweit er auf die Ver- 
staatlichung zu fiskalischen Zwecken hinzielt, will den Staat an 
die Stelle der Privatkapitalisten setzen und ihm die Macht geben, 
dem arbeitenden Volk das Doppeljoch der ökonomischen Aus- 
beutung uud der politischen Sklaverei aufzuerlegen. 

Der sogenannte Staatssozialismus, insoweit er sich mit So- 
zialreform oder Verbesserung der Lage der arbeitenden Klassen 
beschäftigt, ist ein System von Halbheiten, das seine Entstehung 
der Furcht vor der Sozialdemokratie verdankt. Er bezweckt, 
durch kleine Konzessionen und allerlei Palliativmittel die Arbeiter- 
klasse der Sozialdemokratie zu entfremden und diese dadurch zu 
lähmen. 

Die Sozialdemokratie hat nie verschmäht, solche staatliche 


\Maßregeln zu fordern oder — falls von anderer Seite vorge- 
schlagen — zu billigen, welche eine Hebung der Lage der Ar- 


beiterklasse unter dem gegenwärtigen Wirtschaftssystem herbei- 
führen könnten. Sie betrachtet solche Maßregeln aber nur als 
kleine Abschlagszahlungen, die ihr Streben nach der sozialistischen 
Neugestaltung des Staates und der Gesellschaft in keiner Weise 
beirren. 

Die Sozialdemokratie ist ihrem Wesen nach revolutionär, 
der Staatssozialismus konservativ. Sozialdemokratie und Staats- 
sozialismus sind unversöhnliche Gegensätze«. 

Wer die Resolution, der sowohl Vollmar als auch W. Lieb- 
knecht zustimmten, aufmerksam durchliest, wird die in ihr ent- 
haltenen Widersprüche leicht entdecken. Die in ihr enthaltene 
praktische Anweisung sieht nur zu sehr jenem Dieb ähnlich, 
der, um die Aufmerksamkeit von seiner Person abzulenken, Haltet 
den Dieb! rief. Nach dem kategorischen Ausspruch, daß »Sozial- 
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demokratie und Staatssozialismus unversöhnliche Gegensätze« 
seien, müßten eigentlich alle Zweifel verstummen. Aber wenn 
man eingehend weiter liest und erfährt, daß der Staatssozialismus 
sich die Aufgabe stellt, soweit er sich mit der Erreichung von 
sozialen Reformen und Verbesserung der Lage der arbeitenden 
Klassen befaßt, die Arbeiter durch die Gewährung von kleinen 
Reformgesetzchen und Palliativmittelchen zu verwirren und der So- 
zialdemokratie zu entfremden, wird man stutzig. Denn dieses Ziel 
hat mit der »Sache an sich« — um sich einmal dieser sozialdemo- 
kratisch-philosophischen Terminologie zu bedienen — nichts zu tun. 
Reformen werden doch wohl in allen Fällen zur Verbesserung der 
Lage der Arbeiterklasse gegeben. Die Sozialdemokratie verschmäht 
keineswegs Maßregeln, die die Lage der Arbeiter unter dem gegen- 
wärtigen Wirtschaftssystem vonStaatswegen verbessern. Obsie diese 
nun als »kleine Abschlagszahlung« betrachtet oder nicht, ist dabei 
völlig gleichgültig. Staatssozialismus und Sozialdemokratie sind 
sich also darin eins, die Lage des Proletariats auf gesetzgeberischem 
Wege zu verbessern. Beide wollen also dasselbe. An Stelle des 
vermeintlichen Antagonismus haben wir also zum mindesten eine 
vorläufige Uebereinstimmung beider vor uns. 

Der sog. Staatssozialismus, heißt es in der interessanten, noch 
heute maßgebenden Resolution weiter, will den Staat an Stelle 
des Privatkapitalisten setzen. Aber das ist ja gerade derselbe Vor- 
wurf, den die wissenschaftlichen Gegner der Sozialdemokratie 
dieser selbst vorwerfen. In seiner Schrift »Gesellschaftliches und Pri- 
vateigentum ?« spricht Eduard Bernstein aus, daß »zunächst nur die 
Verstaatlichung der eigentlichen Großproduktion« nötig sein würde. 
Er meint, es sci töricht, sich darüber zu streiten, »ob der Staat erst 
nur die Kontrolle oder sofort die unmittelbare Leitung des Produk- 
tionsprozesses zu übernehmen haben wird.« Für ihn besteht die 
Hauptsache in der »einheitlichen Regelung der Produktion«. Diese 
Worte beziehen sich nicht auf die Zukunft, sondern auf den 
Gegenwartsstaat, denn: »auch hierfür lassen sich unter der 
heutigen Gesellschaft bereits cine Reihe entsprechender Bei- 
spiele anführen.« Also sofort und jetzt schon! !?). Kautsky seiner- 
seits sagt in der Erläuterung zum Erfurter Programm: »Der Ueber- 
gang zur sozialistischen Gesellschaft bedingt keineswegs die Ex- 
propriation der Kleinhandwerker und Kleinbauern« !?), deren An- 





12) Eduard Bernstein: »Gesellschaftliches und Privateigentum,« Berlin 1891. 
13) Karl Kautsky und Bruno Schönlank: »Grundsätze und Forderungen 
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kündigung, setzen wir hinzu, allerdings dem Wahlsozialismus von 
heute gefährlich werden könnte. Der sozialdemokratische Bauer auf 
dem Lande muß doch vor allen Dingen beruhigt werden! Vander- 
velde geht sogar so weit, vorzuschlagen, man solle sich mit der Ver- 
gesellschaftung der Bergwerke, Steingruben und der großen Ver- 
kehrs- und Produktionsmittel zufrieden geben '), da der Klein- 
handel und die Kleinindustrie gerade den besten Boden für die 
freie Assoziation abgeben würden. 

Liebknecht hingegen verteidigt die von ihm eingebrachte Reso- 
lution auf dem Berliner Parteitag mit folgenden Worten: 

»Was ist Staatssozialismus? Staat und Sozialismus sind, wenn 
wir einerseits den Staat im heutigen Sinne, andererseits den rich- 
tigen Begriff des Sozialismus ins Auge fassen, vollkommen unver- 
einbare Gegensätze.« 

Das ist aber nur das Resultat einer Gedankenarbeit, in der die 
Worte so lange geknetet werden, dafs jeder seinen eigenen Teig 
daraus machen kann. In Wirklichkeit sind »Staat und Sozialis- 
mus« absolut keine Gegensätze, wie der Jesuitenstaat in Para- 
guay beweist. Liebknecht selbst muß das an anderer Stelle zu- 
geben. Er sagte: 

»Der Staat von heute ist die organisierte kapitalistische Ge- 
sellschaft, ein Klassenstaat, der auf der heutigen Produktionsform 
beruht, in welcher die ÄArbeitsinstrumente im Besitz einer Klasse 
sind, welche die andere Klasse ausbeutet.« 

Aber in wissenschaftlichen Begriffen sind Zusätze wie die 
Worte »von heute« stets als Kontrebande zu betrachten. Der 
Staat wird doch aufgefaßt als eine Einrichtung zur Vertretung der 
Gesamtheit und zur Befriedigung allgemeiner Bedürfnisse. 

»Der Sozialismus dagegen will gerade dieses Klassen-Mono- 
pol der Arbeitsinstrumente aufheben und das ganze System der 
kapitalistischen Ausbeutung beseitigen. « 

Aber das Staatsmonopol soll nicht nur nicht abgeschafft, son- 
dern sogar verallgemeinert werden. Das geht schon daraus hervor, 
daß man sich für die -einheitliche Regelung der Produktion«e durch 
den Staat als »den allein berechtigten Anordner der Produktion« 
erklärt. 

»Käme es aber dahin, daß der Staat seine Haut auszicht, 
daß er aufhört, ein Klassenstaat zu sein und daß er den Klassen- 
gegensatz durch Beseitigung der Klassen aufhebt, nun, dann ist 
4) Emile Vandervelde: »Le Collectivisme.« 
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er ja der sozialistische Staat, und in diesem Sinne könnten wir, 
wenn wir der Gesellschaft, welche wir gründen, den Namen Staat 
noch verleihen wollen, wohl sagen: was wir erstreben, ist Staats- 
sozialismus. Aber auch nur in diesem Sinne.« 

Liebknecht ist stets ein großer Jongleur mit Worten gewesen 
und es ist deshalb nötig, seinen Ausceinandersetzungen immer ge- 
nau auf die Finger zu passen. So enthalten auch die Worte 
wenn wir der Gesellschaft, die wir gründen, den Namen Staat 
noch verleihen wollen«, einen Hinterhalt. Denn »Staat« und »Ge- 
scllschaft« ist doch nicht dasselbe. Benjamin Tucker sagte, der 
große Unterschied zwischen Anarchie und Sozialdemokratie be- 
stehe darin, daß die ersten die Gesellschaft vom Staat verschlucken 
lassen wollten, während die letzteren den Staat von der Gesell- 
schaft verschlucken lassen wollten. Liebknecht erkennt in seinen 
Worten also implicite den staatssozialistischen Charakter seiner 
Partei — und somit die Richtigkeit unserer Theorie — an. 

Aber nach Ansicht der Sozialdemokratie unterschieben die 
Bürgerlichen sowie die Anarchisten dem Worte Staat stets die 
Bedeutung Gegenwartsstaat. Die bürgerlichen Staatssozialisten 
»wollen die Quadratur des Zirkels, einen Sozialismus, der kein 
Sozialismus ist, in einem Staat, der das Gegenteil des Sozialıs- 
mus Ist«. 

Aber Liebknecht selbst hat von einem »Flineinwachsen in die 
sozialistische Gesellschaft« gesprochen, eine Auffassung, die eine 
langsame Reformarbeit involviert. Auch Bebel hat häufig der 
gleichen Ansicht Ausdruck verliehen. Die gewöhnliche Vorstel- 
lung von der Eroberung der öffentlichen Macht ist bei der Sozial- 
demokratie stets an den Parlamentarismus gebunden und hängt 
von der Eroberung der Mehrheit in den gesetzgebenden Körper- 
schaften ab. Hier sind die Jungen allerdings mit dem Meister ın 
Widerspruch. Diesem war die Oekonomie die Basis des ganzen 
»Ucberbaues«, jene aber glauben, die Ockonomie mit Hilfe der 
Politik verändern zu können. 

Liebknecht sagt: »Der freie Staat kann nimmermehr der 
heutige Staat scin, ein freier Staat ist nie und nimmer möglich 
auf der Grundlage der kapitalistischen Produktion« sowie ferner: 
»Der Staatssozialismus im heutigen Sinne ist die Verstaatlichung 
auf die äußerste Spitze getrieben, die Verstaatlichung der ver- 
schiedensten Industriezweige, wie sie bei den Eisenbahnen schon 
größtenteils durchgeführt ist und bei der Tabaksindustrie bereits 
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versucht wurde. Man will allmählich einen Betrieb nach dem 
andern verstaatlichen, das heißt den Staat an die Stelle des Pri- 
vatbesitzers setzen, den kapitalistischen Betrieb fortsetzen, nur mit 
Veränderung des Ausbeuters: statt des Privatkapitalisten der 
Staate. 

Wenn Liebknecht dem hinzufügt, daß, »wenn der heutige 
Staat verstaatlicht, so bleibt der Staat, was er jetzt ist«, so ver- 
urteilt er damit die ganze Taktik der deutschen Sozialdemokratie 
unerbittlich. 

Die Taktik der Sozialdemokratie gcht auf den Staat aus, und 
zwar mit staatlichen Mitteln. Sie trägt alle Merkmale des Staates. 
Genau wie der Staat, hat auch sie ihre Rebellen, und genau wie 
er die seinen, behandelt sie die ihrigen. So lange der Schreiber 
dieses der Freund der deutschen Sozialdemokratie war, nannte 
man ihn »unseren bedeutenden und tapferen Mitkämpfer«. Seit- 
dem er an der Richtigkeit ihrer L.ehren zweifelt, ist er »der alte 
redselige Pfarrer< geworden und seine Schriften sind von dem 
Parteiverleger vom Verkauf zurückgezogen oder direkt verboten 
worden. 

Zwar wird der Staatssozialismus der Partei bisweilen in ihren 
eigenen Reihen bekämpft. Kurz nach dem Falle des Sozialisten- 
gesetzes traten die sog. Jungen gegen die Parteileitung auf und 
Dr. Hans Müller schrieb: »es begann ein Klassenkampf in der 
Partei zwischen dem revolutionär-proletarischen und dem possibi- 
listisch-kleinbürgerlichen Element« 8). Aber jeder neue Parteitag 
vollzog einen neuen Schritt vom Sozialismus hinweg, wenn auch 
in der Form der Springprozessionen in Echternach, einen Schritt 
vorwärts und zwei zurück, wie in Jena und Mannheim, wo mit 
einem ungeheuren Aufwand von Kunst bewiesen wurde, daß die 
dem Generalstreik feindliche Resolution der Gewerkschaften von 
Köln und die dem Generalstreik »gegebenenfalls< freundliche Re- 
solution der »radikalen« Sozialdemokraten vom Parteitag in Jena 
sich eigentlich gar nicht widersprechen. 

Allzueifrige Versuche, die Sozialdemokratie restlos im 
Staatssozialismus aufgehen zu lassen, stoßen zwar zunächst auf 
Widerstand. Aber zuletzt behalten immer diese Rebellen recht 
und der Friede, den sie mit den Orthodoxen schließen, fällt nicht 
zu ihren Ungunsten aus. | 


15) Hans Müller: »Der Klassenkampf in der deutschen Sozialdemokratie. « 
Zürich 1892. Verlagsmagazin Schäbelitz. 
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Auf dem Parteitag in Erfurt bestand die Absicht, gegen 
Vollmar mit den schärfsten Mitteln vorzugehen. Bebel, Lieb- 
knecht und andere beschuldigten ihn, eine neue Taktik in die 
Partei einführen zu wollen, so daß man ruhig den Namen der 
sozialistischen Partei in den einer »Deutschen Arbeiterpartei« ver- 
wandeln könne. Aber als Vollmar seine Zähne zeigte und 
drohte, wenn man eine scharfe Resolution gegen ihn annähme 
und seine Ideen als nachteilig bezeichne, er zum letzten Male 
zur Partei gesprochen haben würde, wurde alle Schärfe aus den 
vorliegenden Resolutionen entfernt und zum Schluß eine Reso- 
lution angenommen, für die Vollmar selbst stimmen konnte. Das 
geschah nicht etwa, weil Vollmar einigermaßen nach links, son- 
dern umgekehrt, weil die gesamte Partei nach rechts abge- 
schwenkt war. 

Auf dem Parteitag zu Berlin platzten die Meinungen von 
Vollmar mit denen der Parteileitung wieder aufeinander. Aber 
der Schlußakt des Streites bestand in einer gegenseitigen Apotheose. 
Später trat dann Eduard Bernstein auf und gab Ideen kund, die 
von Liebknecht als die Negation des gesamten Programms be- 
zeichnet wurden !%e); aber auch dieser Streit endigte mit einer 
»embrassac” gencrale«. Bei ali diesen neuen Streitigkeiten hat die 
Parteileitung eine ungewöhnliche Virtuosität an den Tag gelegt. 
Die staatssozialistische Diplomatie siegte glänzend. 

Die Sozialdemokraten leugnen ihre Verwandtschaft mit dem 
Staatssozialismus zu Unrecht ab. Sie haben den Louis Blanc- 
schen Gedanken von der Regierung als höchsten Regler der 
Produktion übernommen, und sie treiben damit bonapartistische 
Sozialpolitik 19). 

Diesen Staatssozialismus hat die deutsche Sozialdemokratie 
nach Kräften exportiert. Er ist zwar »made in Germany«, hat aber 
heute überall Wurzel geschlagen, wo ein günstiger Boden vor- 
handen war. 

Theoretisch betrachtet sind die Sozialdemokraten allerorts dem 
Staatssozialismus gegenüber in hohem Grade unsicher und schwan- 
kend geblieben, sie haben ihn in cinem Atem als »eminent staats- 


15a) W, Liebknecht: »Kein Kompromiß, kein Wahlbündnis!«e Berlin 1890. 
Verl. Vorwärts. 

, Louis Napoléon Bonaparte hat in seiner Broschüre : »!:xtinction 
du Pauperisme drei Dinge verlangt: 1) une Loi, 2) la mise de fonds, 3) L’orga- 


nisation. 
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bildend« und als »staatsstürzende Kraft« apostrophiert, wie sie denn 
überhaupt in allen ihren Begriffen und Ansichten überaus schwan- 
kend sind und einmal den Sozialismus als nahe bevorstehend — 
wir erinnern an Bebels Wort auf einem Parteitag, daß nur wenige 
der Anwesenden die Erreichung des Endziels nicht mehr erleben 
würden — ein andermal wieder als in weiter Ferne liegend ver- 
künden. So auch dem Staate gegenüber, von dem es einmal 
heißt, er fiele sofort nach der Eroberung der Macht durch das 
organisierte Proletariat »in sich selbst zusammen«, dann wieder, 
er werde unmittelbar nach der Besitzergreifung durch die Sozial- 
demokratie »weiter ausgebaut«. 

Der Zukunftsstaat wird nach den offiziellen Mitteilungen 
Kautskys !”) in einem sozialistischen Gemeinwesen bestehen, in dem 
»alle Produktionsmittel in einer Hand vereinigt« sind und es »nur 
einen einzigen Arbeitgeber gibt, den zu wechseln unmöglich ist«. Das 
wird also ein ungemein kräftiges Staatswesen, das dem der ab- 
soluten Monarchie ähnlich sieht, denn ob die Macht in der Hand 
einer Person oder einiger weniger Personen liegt, hat bei gleicher 
Gradstärke der Zentralisation genau dieselbe Wirkung. Es ist auch 
nicht verlockend, wenn Kautsky selbst zugibt, daß wenn »der Ar- 
beiter unter der kapitalistischen Großindustrie noch eine gewisse 
Freiheit hat«, dies in der sozialistischen Gesellschaft nicht mehr der 
Fall sein könne, daß in ihr der Arbeiter also selbst das Stück- 
chen kapitalistischer Freiheit noch einbüßt. An Stelle der Ab- 
hängigkeit des Arbeiters von einem Kapitalisten, dessen Inter- 
essen wenigstens den seiner Konkurrenten feindlich gegen- 
überstehen, setzt die Sozialdemokratie die »Abhängigkeit von 
einer Gesellschaft, deren Mitglied er selbst ist, einer Gesellschaft 
gleichberechtigter Genossen, die gleiche Interessen haben.e Aber 
die Unfreiheit bleibt dieselbe, ob der Anlaß zu ihr von einem 
Fabrikanten oder von einem llundert gleichberechtigter Genossen 
ausgeht. Wenn Kautsky gleich darauf auch noch sagt: »Die 
Gewerkschaften sind bereits ein Bild jener »Tyrannei des sozia- 
listischen Zwangsstaates«, von der unsere Gegner faseln. Da werden 
bereits die Arbeitsbedingungen des Einzelnen auf das genaucste 
und strengste gehandhabt, es ist aber bisher noch keinem Mit- 
glied einer dieser Gewerkschaften eingefallen, darin eine unerträg- 
liche Beeinträchtigung seiner persönlichen Freiheit zu erblicken«, 
so müssen wir gestehen, daß cs uns sehr gewagt erscheint, solche 





17) Kautsky: Erläuterungen zum Erfurter Programm. Loco cit. 
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Dinge niederzuschreiben. Heute haben schon genug Mitglieder 
der Gewerkschaften selbst eingesehen, wie schwer die Tyrannei ihrer 
Organisationen auf ihnen lastet, die bei Strafe des Hungertodes 
von den Kollegen unbedingsten Gehorsam fordern. 

Kautsky hat schön sagen: »aber die Unfreiheit der Arbeit 
verliert in einem sozialistischen Gemeinwesen nicht nur ihren 
drückenden Charakter, sie wird auch die Grundlage werden der 
höchsten Freiheit, die im Menschengeschlecht bisher möglich ge- 
wesene. Die Arbeit verliert ihren »drückenden Charakter« nie, 
und nun soll sie gar noch zur »Grundlage der höchsten Freiheit: 
werden. O sancta simplicitas! Das heißt ja beweisen wollen, 
daß Freiheit Unfreiheit ist und noch dazu desto freier wird, je 
unfrcier sie ist. 

»Nicht die Freiheit der Arbeit, sondern die Befreiung von 
der Arbeit, wie sie das Maschinenwesen in einer sozialistischen 
Gesellschaft in weitgehendem Maße ermöglicht, wird der Mensch- 
heit die Freiheit des Lebens bringen, die Freiheit künstlerischer 
und wissenschaftlicher Betätigung, die Freiheit des edelsten Ge- 
nusscs.« 

In diesen Worten Kautskys liegt wirklich eine merkwürdige 
Auffassung vom Begriff der Arbeit. Niemand will Befreiung von 
der Arbeit. Was wir erstreben, ist lediglich eine Befreiung von 
der Zwangsarbeit, das heißt die Freiheit, wann, wo und wie es 
belicbt arbeiten zu können und sich darin keine Vorschriften 
machen zu lassen. Wenn die Leitung einer Produktivgenossenschaft 
auch wenn sie mit durch meine Wahl zustande gekommen ist, 
das Recht hat oder beansprucht, über meine Arbeitskraft nach 
Belicben zu verfügen, dann wird meine »Freiheit«e kommandiert. 
Gewiß ist eine Arbeitsregel uncrläßlich,h aber der Befehl, sich 
einer bestimmten Regel und keiner anderen zu unterwerfen, ist 
Unfreiheit. Es muß die Möglichkeit vorhanden sein, sich einer 
bestimmten Regelung, die uns nicht behagt, zu entziehen und 
sich nach einer anderen umzusehen oder eine andere Regelung 
mit anderen zu vereinbaren, die unserem Sein besser entspricht. 
Die sozialdemokratische Freiheit ist hingegen nur cine Karrikatur 
auf die Freiheit. Der kleine Blick, den Kautsky uns gestattet hat, 
auf sie zu werfen, ruft nicht den Wunsch hervor, sie näher per- 
sönlich kennen zu lernen. 

Quack hat ganz Recht, wenn er sagt, der marxistische Staat 
werde in cinem Heer von Beamten bestehen und nur Kontrolleure 
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und Kontrollierte kennen, denn er schließe jede freie Vereinigung 
freier Menschen von vornherein aus. Zwar werde in ihm jeder 
Mensch sein Brot haben, aber die Liebe zum Lebensunterhalt 
werde dabei das Motiv des Lebens selber, nämlich die Würde 
des freien Menschen, preisgeben !?). 

Der logische Schluß ist unabwendbar: die Bahn des Parla- 
mentarismus führt zum Staatssozialismus. Seit die Sozialdemo- 
kratie resolut diese Bahn betreten hat, ist nicht mehr davon die Rede 
gewesen, daß sie vor allen Dingen auf die Vernichtung des alten 
Staates hinzuwirken habe (nach dem jungen Liebknecht), wenn sie 
auch »für die soziale Praxis sich erst den staatlichen Boden erkämpfen« 
müsse. Es ist der Partei so gegangen, wie es, nach des alten 
Liebknechts Worten, der alten Fortschrittspartei ergangen war, dic 
»sich im eigentlichsten Sinn des Wortes totgeredcet hat«, denn das 
‚Volk hörte stets dieselben Reden und sah stets dieselbe Resultat- 
losigkeite: sie befindet sich auf dem Wege, der dahin führt, daß das 
Volk sich von ihr abwendet, »erst mit Gleichgültigkeit, dann mit 
I.kel«. Liebknecht hat sich genugsam lustig gemacht über die, die 
das »allgemeine Stimmrecht halten für die wundertätige Springwurzel, 
welche den »Enterbten« die Pforte der Staatsgewalt öffnet« und sagt, 
daß diejenigen, welche lehren, daß »in dem Wahne, sich auch 
im Polizei- und Militärstaat an dem allgemeinen Stimmrecht, wie 
weiland Münchhausen an seinem Zopf, aus dem Sumpf des 
sozialen Elends herausheben zu können« verdienen, daß »Münch- 
hausens Zopf ihr Hinterhaupt schmücken sollte«. 

Ich verweise auf mein 1895 in Paris erschienenes Buch »Le 
Socialisme en Danger«, in welchem ich den Entwicklungsprozeß 
der Sozialdemokratie Schritt für Schritt verfolgt habe !®®). Diese Partei 


1+) H. P. G. Quack: »De Socialisten.e Loco cit. 

ita) Wenn ich heute, nach dreizehn Jahren, diese meine Arbeit wicder zur 
Hand nehme, bin ich selbst verwundert, wie genau damals meine Diagnose der 
Partei gewesen ist, denn die Partei hat sich in genau derselben Weise zurückent- 
wickelt, wie ich es vorausgesehen habe, nur vielleicht noch etwas rascher als ich 
es damals ausgesprochen habe; Friedrich Engels sagte mit Recht: »combien aise- 
ment et doucement on glisse une fois sur la pentes. Diese Worte müßten mit 
großen Lettern am Gicbel aller Vereinslokale wie im Titelblatt aller Parteiblätter 
angebracht sein, Vielleicht gälte auch hier das Wort: selbst wenn ein Engel 
(Engels) vom Himmel herabkäme, sie würden nicht auf ihn hören. 

Mehr und mehr scheint es wahr zu werden, was ich derzeit schon sagte, daf 
der Triumph der Sozialdemokratie der Untergang des Sozialismus sein wird, wie 


der Triumph der christlichen Kirche den Zusammenbruch des christlichen Prinzipes 
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dient nur dazu, einem fünften Stand das Leben zu geben. Die Ge- 
fahr für den Sozialismus besteht in dem Einfluß des Kapitalismus 
auf die Sozialdemokratie selbst. In demselben Maße, da eine immer 
größer werdende Zahl ihrer Anhänger etwas zu verlieren haben, 
verliert sie ihren Charakter. Die Zeiten, in denen man mit dem 
kommunistischen Manifest ausrufen konnte: »Ihr habt nichts zu 
verlieren als eure Ketten, ihr habt eine Welt zu gewinnen !« sind 
vorbei. Besitz aber macht immer träge. Daher ist die Sozial- 
demokratie mit den Jahren immer gemäßigter, verständiger, prak- 
tischer, diplomatischer, schlauer, geworden. Damit hat sie aller- 
dings gleichzeitig alle ihre Kraft und Größe eingebüßt und ist 
farblos geworden. Wir sind überzeugt, daß sie immer noch mehr 
Stimmen auf ihre Kandidaten vereinigen, immer noch mehr Würden- 
träger gewinnen wird, daß ihr Buchhandel immer schwunghafter 
werden, ihre Bierhäuser und Zigarrenverkaufsstellen immer mehr 
anwachsen, daß ihre Konsumvereine immer mehr Bäckereien 
eründen, mit anderen Worten, daß die Zahl derer, die an 
einer friedlichen und ruhigen Entwickelung ökonomisch interes- 
siert sind, stets zunehmen wird. Aber wir sind ebenso sicher, 
daß mit alledem der der Partei selbst gefährliche »revolutionäre 
Geist« verschwinden wird. Kapitalistische Leitmotive leiten be- 
reits heute häufig die Parteipolitik. Als vor etlichen Jahren die Ar- 
beitslosen in Berlin einen Umzug gemacht hatten, wurden sie von 
der Parteileitung als »Ballonmützen« beschimpft, weil sie sich er- 
laubt hatten, die Läden einiger sozialdemokratischen Boutiker 
zu plündern. Die Beschädigung »sozialdemokratischen Eigentums:« 
wird zum größten Verbrechen, das Arbeiter begehen können. 


x % 
* 


Wenn man das Grundgesetz des staatssozialistisch-sozialdemo- 
kratischen Zukunftsstaates auf die einfachste Formel bringen will, 
kann man sagen: das Recht der Mchrheit ist absolut. Die Hälfte 
-+ ı hat das Recht auf Unterdrückung der Hälfte — ı. Die 
Hälfte + ı darf nach eigenem Willen alles schaffen nach ihrem 
Gutdünken. Aber Regierung ist immer Unterdrückung, unter 
welcher Form und in welcher Zahl sie sich immer konstituieren 
möge, Das ist von Frédéric Bastiat in seinen »Petits Pamphlets« 





bedeutet. Schon heute sind die internationalen Kongresse zu ökonomischen Kon- 
zilen geworden, in denen die triumphierende Richtung die Genossen, welche anders 
denken, genau wie Ketzer, in Acht und Bann tut, ohne zu bedenken, daß noch 


zu allen Zeiten die Ketzerei das Salz des Fortschrittes war. 
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sowie von P. J. Proudhon und Herbert Spencer, in deren Werken 
man nachlesen möge, auf unnachahmliche Weise auseinanderge- 
setzt worden. 

Es bliebe nur noch übrig, die Idee der Autorität zu analy- 
sieren, die im letzten Grunde das wertvollste Kriterium zur Ein- 
teilung und Unterscheidung von Ideengängen und Theorien bildet. 
Aber eine derartige Untersuchung würde uns zu weit führen und 
außerdem können wir uns hier in allem den Ausführungen Proud- 
hons in seiner »Idée Generale de la Revolution au X1Xitme Siccle« 
anschließen. 


* 


Resumieren wir zum Schluß in Kürze unsere Ansichten. 


Wer die Formel der Eroberung der politischen Macht an- 
nimmt, zunächst als das vornehmste Ziel und dann als das Ziel 
schlechtweg, der muß beim Staatssozialismus endigen. Der Staats- 
sozialismus als solcher ist unabhängig von der Existenz oder Nicht- 
existenz einer absolut monarchischen Oberleitung. Im Begriff 
Staat liegt nicht der Begriff der Monarchie, wohl aber der der 
straffen Zentralleitung eingeschlossen. Er sagt uns nichts darüber, 
ob diese Zentralleitung ein oder viele Häupter haben soll. 

Da die Sozialdemokratie, den Fußspuren Marxens folgend, 
also nach der Verstaatlichung strebt, wie sie es ja selbst zugibt, 
so ist sie als staatssozialistisch zu bezeichnen. Die Entschul- 
digung, daß sie es nur für die Zukunft und nicht für "die Ge- 
genwart sei, ist vollkommen hinfällig; denn ihre tägliche Praxis 
liefert uns die Beweise, daß sie nicht an den Staat der Zukunft, 
sondern an den Staat der Gegenwart, den monarchistischen und 
militaristischen Staat, denkt. Wer innerhalb des bestehenden 
Staates für die Erweiterung der Machtsphäre des Staates tätig ist, 
der muß auch in theoretischer Hinsicht ein Staatssozialist sein. 

Freilich sind selbst unter den Anarchisten die Meinungen 
hierüber geteilt. Luigi Fabbri, der mir sonst politisch sehr nahe 
steht, hat in einem der letzten Hefte dieser Zeitschrift gerade die 
entgegengesetzte These aufgestellt, indem er behauptete, das 
Marxsche Ideal der gesellschaftlichen Rekonstruktion sei in hohem 
Grade libertär und antistaatlich gewesen und Bakunin habe sich 
von Marx lediglich in Fragen der inneren Organisation der Inter- 
nationalen und im Temperament unterschieden. Der Rest der 
Meinungsverschiedenheiten beider Männer aber seien pure Zänke- 
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reien gewesen !?). 

Ich gebe sofort und ohne weiteres zu, daß »die heutige Theorie 
des autoritären und zentralistischen Kollektivismus als auch die 
des anarchistischen Kommunismus sowie endlich die der indivi- 
dualistischen Propaganda der Tat in der Zeit der Internationalen 
nur im Keime und noch dazu in ungeheuer verschiedenen Schat- 
tierungen vorhanden war<. Aber wo es »Keimee gibt, muß cs 
nach naturwissenschattlichen Gesetzen cine Entwicklung gehen. Daß 
die Entwicklung die Gegensätze zwischen Anarchisten und Sozia- 
listen verschärft hat, ist also nur natürlich. 

Sobald aber einmal anerkannt wird, daß schon in der Inter- 
nationalen die »Keime« des Anarchismus schlummerten, fällt auch 
dic These von den Temperamentsunterschieden, die, nach Fabbri, 
die Hauptursache des Zerwürfnisses zwischen Marx und Bakunin 
gewesen sind, in sich zusammen. 

Das persönliche Element ist überall unleugbar, aber der scharfe 
Gegensatz zwischen der sozialdemokratischen und der anarchisti- 
schen Gedankenwelt setzt doch auch einen ideellen Antago- 
nismus voraus. Wäre die Gegnerschaft zwischen den beiden 
Fraktionen heute noch möglich, wenn sie nur auf den Zwist 
zwischen Marx und Bakunin von Anno dazumal zurückzuführen 
wäre? Wäre dem so, so würden sich die Nachfolger beider Männer 
wohl von dieser Vergangenheit losgesagt haben. Sie würden 
sich gesagt haben, da beide Männer nun längst tot und nur 
ihre Ideen noch lebendig sind. 

Darum kommt es mir unrichtig vor, wenn Fabbri den Unter- 
schied zwischen den beiden Richtungen in der Internationalen als 
für mehr praktischer wie theoretischer Natur erklärt, daß er mehr 
die innere Organisation der Partei als die theoretischen Grenz- 
linien, mehr die Verschiedenheit der Charaktere als die der wis- 
senschaftlichen Uecberzeugung betroffen habe, und ich weise 
nochmals darauf hin, daß der Keim der Verschiedenheit auch ıhm 
zufolge immer vorhanden war. 

Auch im Sperma kann der Forscher zunächst keine Unter- 
schiede erkennen, und doch scheiden sich nachher die Geschlech- 
ter und aus anscheinend demselben Sperma entstehen Mann und 
Weib. Gerade daraus, daß beide Männer, Marx und Bakunin, ganz 
andere Temperamente waren, muß der Schluß gezogen werden, 

19) Luigi Fabbri: »Die historischen und sachlichen Zusammenhänge zwischen 


Marxismus und Anarchismus.«e Loco cit. 
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daß auch ihre Geistesrichtungen von einander sehr verschieden 
gewesen sein müssen. Auch kann die Abstammung der beiden 
nicht ohne tiefgehenden Einfluß auf ihre Weltanschauung geblieben 
sein. Karl Marx war ein Jude — sein Kapital ist voll talmudistischen 
Geistes — und hat geistig nie ganz den inneren Zusammenhang mit 
dem Kreise der Rabbiner, dem er physisch entstammte, verloren. 
Bakunin seinerseits war ein Christ und es ist ihm deshalb nie gelungen, 
sich von dem Glauben an das Absolute völlig zu befreien, wenn 
er sich auch bei ihm auf besondere Art und Weise offenbarte. 
Der eine war ein Deutscher, der an die Superiorität seines Volkes 
glaubte und in dem Russen den Erbfeind sah, gegen den es hieß, 
stets auf der Hut zu sein, der andere ein Slave, dessen Rasse 
bestimmt ist, in die alten Adern der Germanen und Romanen 
junges und frisches Blut zu gießen. Ich möchte auch hier wieder 
auf die Stelle hinweisen, in der Quack die Persönlichkeiten der 
beiden Männer gegenüberstellt und charakterisiert: Marx, der ganz 
Strategie, Konzentration, Ausdauer, Bakunin, der ganz Feuer und 
Begeisterungsfähigkeit ist. Der eine ganz Meister über sich selbst, 
der andere ganz das Kind durchglühter edler Leidenschaft. Diese 
Schilderung Quacks, die einem Juwel, oder besser noch einem 
jener feinen und peinlich minutiösen Bildchen verglichen werden 
kann, mit welchen die Kleinkunst der holländischen Malerei im 17. 
Jahrhundert exzellierte, muß jeder gelesen haben, der sich für den 
Kampf zwischen den beiden Männern psychologisch interessiert ?°). 
Marx hat m. E. entschieden Achnlichkeit mit Kalvin, dessen mäch- 
tiger und logischer Geist auch so viel Einfluß auf andere ausgeübt 
hat. Beide waren Dogmatiker, der eine auf religiösem, der andere 
auf nationalökonomischem Gebiet. Beide haben das Dogma, das 
sie geschaffen, mit großer Konsequenz durchgeführt und vertei- 
digt. Wer einmal ihre Prämissen zugegeben, ist ihnen verfallen. 
Denn der Rest schließt wie eine Kette wunderbar schön zusam- 
men. So hat auch Sybel über Marx gesagt ?!). Der dogmatische 
Geist jener beiden Männer hatte kein Verständnis für irgend eine von 
ihnen abweichende Meinung. Hätte Marx statt im 19. Jahrhundert im 
16. Jahrhundert gelcht, er würde zweifellos mit Bakunin genau 
so verfahren scin wie der fanatische Genfer Reformator mit Mi- 
chael Servetus und anderen sogenannten Häretikern. Was Alc- 





20) H. P. G. Quack: »De Socialisten. Personen en Stelsels.« Loco cit. 
21) Heinrich von Sybel: »Die Lehren des heutigen Sozialismus und Kom- 


munismus« in »Vorträge und Aufsätzee. Berlin 1874. A. Hofmann. 
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xander Ivanowitsch Herzen über Bakunin schreibt, ist völlig richtig. 
Er hatte das Zeug zum Agitator wie zum Apostel, zum Parteichef 
wie zum Sektierer, zum Priester wie zum Soldaten. Man kann ihn 
sich ebenso als Anabaptisten wie als Jakobiner denken, mit Anar- 
charsis Clootz oder in der Umgebung von Babeuf, aber stets auf 
der äußersten Linken — immer und überall würde er die Massen 
mitgerissen und auf das Geschick der Völker Einfluß ausgeübt 
haben ! 

Solche entgegengesetzt veranlagten Charaktere mußten bei 
der leisesten Berührung aufcinanderplatzen. 

Die kleinliche und armselige Weise, mit der Marx und 
Engels über ihre Widersacher herfielen, ist auch zum Charakteristi- 
kum ihrer Nachfolger in der Sozialdemokratie geworden. Heute 
noch erklingen dieselben Vorwürfe gegen die Ketzer, denen ihre 
»totale Unwissenheit: vorgehalten wird und die als »kleinbürger- 
liche Ideologen«e verächtlich gemacht werden. Ja, wer ihrer 
Zucht sich nicht blindlings unterwirft, wird sogar geradezu als 
»Feind der Arbeitersache« verdächtigt. 

Natürlich wird durch alles dieses der Unterschied zwischen 
Marx und Bakunin, zwischen Sozialdemokratie und Anarchismus, 
noch nicht erklärt. Es scheint bei einigen Sozialisten eine Tendenz 
zu bestehen, die dahin geht, die scharfen Kanten zwischen beiden 
Richtungen nach Möglichkeit abzuschleifen, um auf diese Weise 
die beiden Richtungen zu sicherer Einheit zu bringen. Zum Schluß 
wird man noch nach dem Vorbild der katholischen Kirche mit 
ihrem Festtag St. Peter und Paul, eine »Marx-Bakunin-Gedächt- 
nisfeiere abhalten wollen. Auch die christliche Kirche hat 
ja die beiden feindlichen Brüder nach ihrem Tode allmählich 
in den gleichen Heiligen-Kalender gebracht und verehrt sie heute 
als brüderliche Zwei-Einheit. Dieselbe Gefahr droht heute auch 
Marx und Bakunin. Marx war nicht so »staatsfreundlich« und 
Bakunin nicht so »antistaatliche, wird gesagt, wie man es sich ge- 
meinhin vorstelle. Im letzten Grunde stimmen aber beide überein *?). 

Viel eher als von Marx kann aber von Engels gesagt werden, 
daß er starke anarchistische Neigungen besessen habe. Zeugnisse 


2?) Einen weiteren Schritt auf diesem Gebiete bedeutet neben den erwähnten 
Schriften von Luigi Fabbri und Rob. Michels auch die Schrift von 
Prof. Hubert Lagardelle: »Bakounine.e Conférence prononcée le 24 janvier 
1908 dans la Salle des Sociétés Savantes. Paris 1908. Ed. de la Guerre Sociale 
(23 pp.) 
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dafür sind leicht in seinen Schriften »Herrn Eugen Dührings 
Umwälzung der Wissenschaft« sowie »Der Ursprung der Familie, 
des Privateigentums und des Staates« zu finden. Aber Engels 
war, wie wir in unserer Geschichte des Sozialismus schrieben, 
ein Janus mit zwei Köpfen und ist an seiner Zwieschlächtigkeit 
wissenschaftlich zu Grunde gegangen ?°). 

Es ist in hohem Grade nötig, die Dinge auseinanderzuhalten. 
Wenn nach Fabbri Sozialdemokratie und Anarchie zwei diver- 
gierende Linien darstellen, die zum Schlusse zusammenlaufen, und 
nach anderen die Sozialdemokratie überhaupt nur ein Durchgangs- 
stadium auf dem Weg zur Anarchie bildet, so glaube ich dem- 
gegenüber behaupten zu dürfen, daß beide Richtungen einander 
parallel laufen und sie zwei Linien zu vergleichen sind, die sich 
auch in der Ewigkeit nicht schneiden. Beider Methode und beider 
Ideenwelt ist absolut gegensätzlich. Die einen wollen alles 
durch die Gesetzgebung erreichen, die anderen verwerfen jede 
Gesetzgebung. Die einen halten krampfhaft an dem Gedanken 
von der Notwendigkeit der Autorität fest, die ihnen zufolge allein 
gesellschaftliche Ordnung verbürgt. Die Anarchisten hingegen 
verwerfen jede Autorität, als den Ausgangspunkt zur Unfreiheit, zur 
Sklaverei. Zwischen beiden ist also keine Versöhnung möglich. 
Quack, auf dessen ausgezeichnete Ausführungen wir nochmals 
zurückgreifen müssen, hat Marx als einen Gesetzgeber dargestellt 
und ihm zwölf Tafeln in die Hand gegeben. Auf der sechsten 
dieser Gesetztafel steht: »Eine Klasse steht der anderen gegen- 
über. Deshalb muß Klassenmacht gegenüber Klassenmacht gc- 
stellt werden. Daraus ergibt sich die absolute Notwendigkeit für 
die Arbeiter, sich zu organisieren. Dabei muß natürlich der 
Wille des einzelnen dem Willen der Gesamtheit geopfert 
werden. Aus demselben Grunde muß’ auch das Prinzip der Au- 
torität aufrecht erhalten werden. Die Eroberung des Staates und 
der kapitalistischen Feste muß der Beginn unserer Arbeit seins °*). 
Bei einer derartigen Auffassung muß natürlich das Wahlrecht den 
Eckstein bilden; das allgemeine Wahlrecht dient zur »Eroberung 
der politischen Macht«. Durch die politische Macht meistert man 
dann den Staat, die Feste des Kapitalismus. Als Ucbergangs- 
maßregel zu diesem Ziel ist die Diktatur des Proletariats not- 


233) F. Domela Nieuwenhuis: »Geschiedenis van het Socialisme«, loco 





cit. Vol. II, p. 228. 
2) H, P. G. Quack: »De Socialisten«, loco cit. 
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wendig. Diese Diktatur des Proletariats wird in der Praxis natür- 
lich auf eine Diktatur der sozialdemokratischen Führer, der Partei- 
leiter in den verschiedenen Ländern, herauslaufen. Das wäre dann 
die Auferstehung des »Generalrats«e der alten Internationalen, 
deren Secle Marx war. Das Papsttum wird nicht abgeschafft, 
sondern nur erweitert. Statt des kirchlichen Papstes erhält man den 
sozialen Papst — die Diktatur der »Marxisten«, mit einem Kreis 
von Unterführern als Kollegium der Kardinäle. Diese Regierung 
nimmt dann die Regelung der Produktion in die Hand. 

Anders läßt sich die »Diktatur« nicht vorstellen. 

Wenn es eine Autoritätspartei gibt, d. h. eine Partei, in der 
die Autorität Alpha und Omega ist, dann ist es schon heute die So- 
zialdemokratie. Jedes zweite Wort eines rechtschaffenen Sozialdc- 
mokraten ist »Parteidiszipline. Als Autoritätspartei schlägt die So- 
zialdemokratie sogar die Katholiken und man kann in dieser Hinsicht 
sagen, daß der Sozialdemokrat dem Papst zu Rom näher steht 
als dem Anarchisten. Um die Autorität zu verteidigen, benutzt 
er alle seine Machtmittel, und in der Tat setzt ja auch Autorität 
das Vorhandensein und die Verwendung von Zwangsmitteln zur 
Zähmung von Rebellen voraus. Autorität ist aber nur ein an- 
derer Ausdruck für Gefängnis und Polizei. In der belgischen Kammer 
hat sich Emile Vandervelde sogar geweigert, gegen ein Budget 
zu stimmen, in dem die Kosten für die Gendarmerie enthalten 
waren, weil, wie er erklärte, ja auch eine sozialistische Regierung 
wohl verpflichtet sein müsse, ein Korps von Gendarmen zu unter- 
halten, um die Menschen, die gegen das allsemeine Recht ver- 
stoßen, arreticren zu können. 

Es war wohl Georg Adler, der von dem anarchistischen End- 
ziel der Marxschen Theorie sprach?®). Aber Karl Kautsky be- 
stritt ihm dies auf das Aeußerste und wies darauf hin, daß Marx 
sich schon im Jahre 1850 gegen alle Forderungen einer födera- 
tiven Republik verwahrt und den Arbeitern angeraten habe, »auf 
die entschiedenste Zentralisation der Gewalt in die Hände der 
Staatsgewalt zu wirken« ?®). 

Ich habe also vollauf Recht, wenn ich Marx und seine Theorie 
für den Staatssozialismus in Anspruch nehme. Die Sozialdemo- 
kratic, wie sie heute ist, ist nur der logische Ausbau der marxisti- 
schen Basis. 





25) Georg Adler: »Geschichte des Sozialismus und Kommunismus.« 1899. 
2) Karl Kautsky in der »Neuen Zeite, Bd. XII, Heft ı. 
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Gewiß, der Sozialismus ist »ein- und unteilbar«, aber wer 
wagt es, zu behaupten, daß die Sozialdemokratie die Trägerin 
des Sozialismus sei? Trotz aller ihrer Phrasen und Paraphrasen 
bei feierlichen Gelegenheiten und in wissenschaftlichen Artikeln 
ist der Sozialismus schon lange aus dem praktischen Programm 
e dieser Partei verschwunden. Nur der Name ist geblieben. Keine 
einzige Forderung des praktischen Programmes der Sozialdemo- 
kratie kann als spezifisch sozialistisch bezeichnet werden. 

Auch ich trete für Toleranz ein, aber diese erstreckt sich 
für mich nicht auf die Prinzipien. Die Logik und die Natur sind 
auch nicht »tolerant«e. Darum seien wir nur tolerant den Ge- 
nossen gegenüber, aber bleiben wir intolerant, unversöhnlich — 
gegenüber den Prinzipien. 
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Die Formen der Arbeiterbewegung in Frankreich. 


Von 


GEORG WEILL. 


I. 


Der revolutionäre Syndikalismus hat sich in schr kurzer Zeit 
in den Sozialwissenschaften und in ihrer Literatur einen angc- 
sehenen Platz erobert. Noch 1905 wird er in der fünften Auf- 
lage von Sombarts Sozialismus und soziale Bewegung wohl er- 
wähnt, aber nur flüchtig, und mit der Bemerkung, daß er »im 
Verschwinden begriffen« sei, und kaum zwei Jahre später widmet 
ihm die neue Auflage ein umfangreiches Kapitel, von dem noch 
besonders gesagt ist, daß es nur als »einstweilige« Auseinander- 
setzung zu gelten habe! 

Von einem Verschwinden konnte man vor 1905 reden, solange 
nämlich der revolutionäre Syndikalismus noch keine Geltung als 
sozialistisches System gewonnen hatte, sondern höchstens als eine 
von anarchistischen Gedanken beeinflußte Stimmung fortlebte, 
deren Existenz man aber nicht einmal mehr an theoretischen Er- 
örterungen erkannte. Der letzte Theoretiker des Syndikalismus, 
Fernand Pelloutier, lag schon seit einigen Jahren unter der Erde, 
und wenn antipolitische Acußerungen der Pariser Gewerkschafts- 
bewegung bekannt wurden, so konnten sic eben als anarchistische 
Verirrungen einer »im Verschwinden begriffenen« Anschauung ab- 
getan werden. Erst die Renaissance der syndikalıstischen Theorie 
und ihre publizistische Vertretung — zunächst in Frankreich, 
dem Mutterland des revolutionären Syndikalismus, dann in Italien, 
wo er bald Anhänger gefunden hatte — konnte dem vermeint- 
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lich neuen Begriff und der vermeintlich neuen Lehre den Ein- 
gang in die wissenschaftliche Literatur öffnen. 

Dieses Verdienst der theoretischen Anwälte des Syndikalis- 
mus, ihn in die Literatur eingeführt zu haben, hat aber das Miß- 
verständnis erzeugt, als ob sie seine Schöpfer wären. Und wäh- 
rend die Praxis des Syndikalismus ihre theoretische Begründung 
erst nachträglich erhalten hat, ist doch gerade diese Theorie der 
Ausgangspunkt und auch der wesentliche Gegenstand nahezu 
jeder Betrachtung des Syndikalismus geworden. Felicien Challaye 
leitet in einer längeren Studie alle seine Kampfmethoden und 
Kampfmittel von seiner anti-etatistischen Anschauung ab!). In 
einem neuerdings erschienenen Aufsatz in den Sozialistischen Mo- 
natsheften erklärt Heinrich Harpuder den »absoluten Klassen- 
kampfgedanken« als seine Grundlage?). Und Sombart meint, 
»die Entstehung der syndikalistischen Theorie in so spätem Ent- 
wickelungsstadium der sozialen Bewegung« sei nur durch den 
kleinbürgerlichen Geist zu verstehen, der in der französischen Ar- 
beiterbewegung wuchere °), ja, ihm scheint, »sie konnte nur von 
ganz überfeinerten Geistern erdacht werden, von raffinierten Men- 
schen, deren Nerven ganz starke Reize brauchen, um in Stim- 
mung zu kommen«%). Der Syndikalismus das perverse Spiel ner- 
vöser Dekadenten! Zu dieser psychopathischen Erklärung ent- 
schließt sich Sombart — weil er nur seine theoretischen Aeuße- 
rungen und nicht seine Tatsachen sieht. 

Die syndikalistischen Gewerkschaftler selbst empfinden vor 
ihren Theoretikern viel weniger Ehrfurcht! Sie wollen dem 
Syndikalismus seine jungfräuliche Unberührtheit von jeder Theorie 
streng wahren und können sogar in Mißstimmung geraten gegen 
ihre akademischen Freunde, wenn diesen eine Autorschaft zuge- 
sprochen wird, die sie übrigens gar nicht beanspruchen. Unmit- 
telbar nach dem Kongreß von Marseille schrieb Jean Latapie, 
einer ihrer hervorragendsten Führer, in der Humanité folgendes: 
>»... Der revolutionäre Syndikalismus ist kein Dogma, keine ab- 
strakte Theorie, vielmehr eine neue Anschauung, die sich auf 
sozialwissenschaftlichem Gebiet eine hervorragende Stelle errungen 
hat. Dabei bemerke ich, daß er ohne die Mitwirkung der aka- 


1) Revue de Métaphysique et de Morale, Januar- und Märzheft 1907. 
2) Sozialistische Monatshefte, 1908, 21. Heft. 

3) Sozialismus und soziale Bewegung, 6. Auflage, S. 125. 

4) Ebenda S. 123. 
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demischen Redner oder Theoretiker entstanden ist. Die haben 
öfter versucht, seine Ursachen und seine Wirkungen zu bestim- 
men, aber die Bemühungen mußten vergeblich sein, denn von 
dem Arbeiterleben kennen sie nur gewisse Seiten, die ihnen einige 
reklamesüchtige Genossen zu enthüllen freundlich genug waren. 
Ihre Schriften werden übrigens sehr wenig gelesen, und eine große 
Bedeutung messen wir ihnen nicht bei, weil sie sich allzusehr von 
dem urwüchsigen Materialismus der Arbeiter entfernen. Wenn 
sich die angeblichen »Intellektuellen« und » Theoretiker« des Syn- 
dikalismus davon überzeugen wollen, so brauchen sie nur — so- 
weit die Metallindustrie in Betracht kommt — in die großen 
Zentren der Hochöfen, der Hammer- und Walzwerke zu gehen! 
Sie werden sich dann leicht überzeugen, daß die Parias dieser 
Industrie vorderhand nicht philosophieren und aus den sogenann- 
ten revolutionären Resolutionen von Marseille allerlei Schlüsse 
ziehen, sondern sich für den Augenblick darauf beschränken, nach 
Kräften den wöchentlichen Ruhetag und die vierzehntägige Lohn- 
zahlung zu verlangen. Aber wir können das übersehen und für 
alle diese »Fils a papae nachsichtig sein, die als Redakteure der 
Action Directe und der Guerre Sociale den Arbeitern so viel 
Gutes zufügen wollen« °). Das ablehnende Wohlwollen wird ernst- 
lich abweisend, sobald Latapie verlangt, daß diese fremden Ele- 
mente von künftigen Gewerkschaftskongressen ferngehalten werden. 

Latapie selbst, der so ironisch und so bitter über die Theo- 
retiker des Syndikalismus urteilen kann, ist — wie alle seine 
Gesinnungsgenossen und Kollegen — Mitarbeiter des Mouvement 
Socialiste, der Zeitschrift, die Theoretiker des Syndikalismus ge- 
schaffen haben und leiten. Er empfindet also für die theoretische 
Arbeit durchaus nicht die Geringschätzung, die er hier — übrigens 
in einem pessimistischen und verstimmten Artikel — äußert. 
Wertvoll ist ihm aber das Bewußtsein von der völligen Selbstän- 
digkeit des Syndikalismus. »Der Syndikalismus ist ohne die Mit- 
wirkung der akademischen Redner oder Theoretiker entstanden« 
— diese Tatsache wird betont und unterstrichen. Sie wird mit 
demselben Nachdruck und demselben heftigen Eifer bei jeder Ge- 
legenheit von jedem Gewerkschaftler wiederholt. Dem Syndikalis- 
mus soll seine Selbständigkeit gewahrt werden, und damit seine 
Autorität vor der Arbeiterklasse. Das Verständnis sciner unge- 


5) Humanité vom 21. Oktober 1908. 
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heuren Wucht wird erst hier offenbar. 

Der Syndikalismus ist nicht von einigen fiebernden Anarcho- 
Sozialisten gemacht worden — er bestand längst schon, als sich 
im Laufe einer stürmischen Parteientwicklung eine Reihe sozia- 
listischer Schriftsteller zu ihm wandte. Sie schufen nicht den 
revolutionären Syndikalismus, dessen Geist scit 1848 die franzö- 
sische Arbeiterbewegung beherrscht, sie suchten vielmehr seine 
lebhaften und lebensvollen Gedanken in ein System zu bringen. 
Lagardelle nennt in der Darstellung, die er selbst in diesen Blättern 
von der syndikalistischen Bewegung in Frankreich gegeben hat), 
die Zeit vor Gründung des Arbeitsbundes die Periode des »Vor- 
syndikalismus«, und drückt schon durch die Bezeichnung aus, 
daß der revolutionäre Syndikalismus bereits vor seiner organi- 
satorischen Festlegung und theoretischen Formulierung bestand. 
Allein, auch der Darlegung Lagardelles muß vorgeworfen werden, 
daß sie eine Untersuchung der ganzen noch vor der »vorsyndikalisti- 
schen« Periode liegenden Zeit vermissen läßt. Ein Einblick in diese 
immerhin lange Geschichte ist notwendig, wenn die Stimmungen 
erkannt werden sollen, die in der französischen Arbeiterbewegung 
den Syndikalismus mit erzeugt haben. Paul Louis will »die fort- 
gesetzte Ausdehnung des gewerkschaftlichen Programms« von der 
Entwicklung der Industrie ableiten: der Widerstand des Unter- 
nehmertums hat die »Unvereinbarkeit der Befreiung der Arbeiter- 
klasse mit der Aufrcchterhaltung des kapitalistischen Eigentums« 
erwiesen und so von der genossenschaftlichen Unterstützungs- 
einrichtung schließlich zu der sozialistisch-revolutionären Gewerk- 
schaft geführt‘). Aber diese Fortbildung — die, nebenbei be- 
merkt, nur im ersten Kapitel angedeutet, in den folgenden indes 
nicht immer sichtbar ist — kann nicht als besonders charakte- 
ristisch für die französische Gewerkschaftsbewegung gelten. Man 
findet sie leicht in der Arbeiterbewegung jedes Landes wieder: 
allerdings beschränken sich die Bestrebungen der Arbeiterklasse 
in den Anfängen auf Verbesserung ihrer Lebenslage, viclleicht 
auch auf Erringung cines staatlichen Schutzes, aber ihre Forde- 
rungen müssen früher oder später in Gegensatz geraten zu den 
kapitalistischen Interessen, deren Widerstand der Bewegung schließ- 
lich ein revolutionäres Endzicl, die Aufhebung der I.ohnarbeit, 


6) Archiv, XXVI. Bd., S. 96 ff. und S. 606 ff. 
7) Paul Louis, Histoire du Mouvement syndical en France (Paris, Alcan, 1907) 
S. I5 ff. 
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aufzwingt. Diese geradezu selbstverständliche » Ausdehnung des 
gewerkschaftlichen Programms«, die also keineswegs merkwürdig 
in der französischen Gewerkschaftsbewegung ist, hat Paul Louis 
zum leitenden Gesichtspunkt seiner Geschichte gewählt. Seine 
Darstellung übersieht dagegen, was die französische Arbeiterbe- 
wegung wirklich kennzeichnet: das Werden des revolutionären 
Syndikalismus, der eine ihrer Ausdrucksformen ist, eine durch 
ihre Geschichte und ihre Erfahrungen gewollte Form. 

Paul Louis behandelt die syndikalistische Theorie in einem 
kurzen Schlußkapitel, völlig losgelöst von der Bewegung, die ihr 
doch das Leben gegeben hat). Wo die Theorie so entwurzelt 
ist, oder wo sie allein erscheint, gleichsam als neuartige Lehre, 
kann es kein Verständnis geben für die Eigenart und die selb- 
ständige Kraft einer wirtschaftspolitischen Anschauung und wirt- 
schaftspolitischer Methoden, die aus der Geschichte der Arbeiter- 
bewegung, ihren Schwierigkeiten und ihren Bedürfnissen, ihrer 
Tradition und ihrem Temperament heraus erwachsen, durch die 
theoretische Deutung höchstens geklärt, mehr aber noch durch 
ihre eigene Anwendung verbessert und geläutert worden sind. 
Nicht an der Theorie darf der Syndikalismus erfaßt werden, viel- 


mehr an seinen wirklichen, lebendigen Entstehungsursachen! 


xæ * 
* 


Dice Arbeiterbewegung hat zahlreiche Ausdrucksformen ge- 
funden, von denen die wichtigsten schematisch hier aufgeführt 
werden sollen, bevor der eigentliche Gegenstand angegriffen wird. 
— Sie kann von außen auf die Gesamtheit der Unternehmer ein- 
wirken. Das heißt: sie versucht auf die Faktoren der öffentlichen 
Ordnung genügend Einfluß zu gewinnen, damit diese die Unter- 
nehmer zu Zugeständnissen zwingen. In diese Tätigkeit fallen 
vor allem die Bestrebungen auf Erringung eines gesetzlichen Ar- 
beiterschutzes. Diese Form ist politisch, gleichgültig ob eine 
politische Partei oder Berufsvcreine auf die Gesetzgebung ein- 
wirken. Denn die Arbeiterklasse kann sich hierbei sehr wohl 
jeglicher eigenen politischen Betätigung enthalten, also beispiels- 
weise auf die Vertretung im Parlament verzichten, und sich auf 
Propaganda und Agitation für ihre Forderungen beschränken. 
Auch der Antiparlamentarisınus oder die Nur-Gewerkschaftlerei 
können demnach politische Formen der Arbeiterbewegung sein. 
Die Arbeiterklasse kann aber auch versuchen, in das Parlament 
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Die Formen der Arbeiterbewegung in Frankreich. 151 


einzudringen, um selbst an der Gesetzgebung mitzuwirken. 

Neben dieser politischen Tätigkeit — sei es in der einen 
oder in der anderen Form — kann die Arbeiterklasse versuchen, 
unmittelbar auf die einzelnen oder möglichst viele Unternehmer 
einzuwirken, eventuell durch Verweigerung der Arbeitskraft. Diese 
Verbindung der politischen und der gewerkschaftlichen Tätigkeit 
ist die in den meisten Ländern übliche Form der Arbeiterbe- 
wegung. 

Endlich kann die Arbeiterklasse sich allein auf die unmittel- 
bare Einwirkung auf die Unternehmer beschränken, ohne Berück- 
sichtigung der politischen Parteien. Sie kann versuchen, nicht 
nur durch diese direkte Aktion von den Unternehmern Zugeständ- 
nisse bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen zu erlangen, son- 
dern auch die eigenen Organisationen so zu stärken und zu ge- 
stalten, daß sie einmal selbst die Produktionsmittel in Besitz 
nehmen können. Dieser revolutionäre Syndikalismus lehnt jede 
Mitwirkung des Staates ab. 

Welcher von diesen Wegen beschritten wird, das bestimmt 
der Umfang der Arbeiterbewegung, ihre Umgebung und ihre Ge- 
schichte. 


II. 

Der Erfolg der drei großen Julitage des Jahres 1830 war in 
dem eigennützigen Zögern der Führer zugrunde gegangen. An 
dem Betrug um die Republik richtete die Arbeiterklasse ihr so- 
ziales Wollen auf. Nicht in die Zeit Saint Simons und seiner 
Schüler, vielmehr in dieses erste Jahrzehnt des orlcanistischen 
Königtums fallen die Anfänge der französischen Arbeiterbewegung. 
Ein Jahr schon nach dem Regierungsantritt Louis Philippes er- 
hoben sich die »canuts« von Lyon, und mit Waffengewalt wurde 
ihr Aufstand niedergeschlagen. In Paris und allenthalben im 
Lande äußerte sich, unklar noch aber lebensstark, in genossen- 
schaftlichen Unterstützungseinrichtungen der Zusammenschluß, und 
in zahlreichen Streiks die Willenskraft der Arbeiterklasse. » Diese 
proletarische Bewegung — schreibt Fourniere — ... hat das 
Kennzeichen, daß sie sich auf keine Tradition beruft und keine 
Theorie vertritt. Sie ist scheinbar formlos und chaotisch, aber in 
Wirklichkeit stellt sie das wesentliche Problem in den Vorder- 
grund: das Recht des Arbeiters auf Existenz. Daß sie nur dies 
wollte, daß sie sich an keines der politischen und sozialen Sy- 
steme angliederte, ... das schuf ihre machtvolle löigenart und 
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ihre innere Kraft, während sie sich ihrer selbst und der Folgen, 
die sie barg, noch unbewußt war °). »Eine politische Organisation 
gab sich diese spontane und ungeordnete Bewegung erst in den 
von Barbès und Blanqui geleiteten Gesellschaften der »Familien« 
und der » Jahreszeiten«, die freilich nicht viel mehr als revolutio- 
näre Klubs waren. Denn trotz einem instinktiven sozialistischen 
Empfinden, trotz dem Geist der Auflehnung, der sie zu erfüllen 
begann, bildete die Arbeiterklasse noch den linken Flügel der 
republikanischen Truppen, an dessen Spitze namentlich der Demo- 
krat Ledru-Rollin und der Sozialist Louis Blanc standen, und 
dessen Organ — das Organ der »sechs Millionen Menschen, die 
Heloten im eigenen Vaterlande sind« — später die 1843 gegrün- 
dete Reforme wurde. Lorenz Stein erklärt die Popularität Ledru- 
Rollins unter den Arbeitern dadurch, daß er »wagte, es gerade- 
zu auszusprechen, daß die politische Frage nicht mehr der Selbst- 
zweck jeder öffentlichen Bewegung sei, sondern dass sie nur der 
Weg für die soziale Verbesserung, für die Hebung der niederen 
Volksklassen sein könne« 1°). Die »soziale Frage« war der Aus- 
gangspunkt der Bestrebungen, die oft in kleinbürgerliche For- 
derungen — z. B. der Staatswerkstätten — mündeten. 

Allmählich läuterten und kristallisierten sich die sozialistischen 
Strömungen. Der Schlachtruf, den jene Lyoner Weber zuerst 
auf ihre schwarzen Fahnen geschrieben hatten: Fivre en tra- 
vaillant ou mourir en combattant, wurde von Fourier wieder auf- 
genommen, der das Droit au Travail für das wesentliche der 
Menschenrechte erklärte. Das Droit au Travail wurde das Losungs- 
wort, das die Sozialisten sammelte. Der Siegeslauf dieser pak- 
kenden Formel, dem so bald die vernichtende Niederlage folgen 
sollte, bezeichnet geradezu die Entwicklung der französischen 
Arbeiterbewegung bis 1848. Das Droit au Travail, das alsbald 
in Considérant seinen eifrigsten Verfechter fand!!), gewann sich 

») Fourniere, Le règne de Louis Philippe (Paris, Rouff), S. 142. 

10) Lorenz Stein, Geschichte der sozialen Bewegung in Frankreich (Leipzig, 
1850), Il. Bd., S. 472. 

11) Das Droit au Travail ist die Ilauptforderung des Manifestes de la Démo- 
cratie, das Considérant im Jahre 1843 schrieb. Es erscheint an mehreren Stellen 
und schließt seinen ersten Teil ab. Kinmal heißt es: »Die Volksmassen beginnen 
zu begreifen, daß das Recht auf Arbeit nicht weniger heilig ist als das Recht auf 
Figentum«. Und die langen Deduktionen des ersten Teiles resümiert er in einem 


Dilemma: entweder soziale Revolutionen, oder »nur ein Mittel, die ernsthafte An- 
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rasch Anhänger. Es schuf der Arbeiterklasse eine neue, ihr 
eigene Forderung, die sie von den bürgerlichen Sozialisten immer 
mehr schied und sie auch für den Kommunismus aufnahmefähig 
machte. Cabets Voyage en Icarie, der ein kommunistisches Ideal 
gab, konnte sich so den ungeheuren Eindruck erzwingen, den 
Leroux festgestellt hat. 

Inzwischen fällt Louis Philippe, oder — wie Stein sagt — 
»das Königtum wird von der besitzenden Klasse verlassen und 
von der nicht besitzenden Klasse gestürzt«. In der provisorischen 
Regierung der Republik sitzen neben den Gemässigten Arago und 
Lamartine, und neben Ledru-Rollin Louis Blanc, Flocon und der 
Arbeiter Albert. Stein meint, dass diese Zusammensetzung die 
revolutionären Klubs, an deren Spitze wieder Barbès und Blanqui 
standen — die unter Louis Philippe gefangen gehalten waren —, 
veranlasst hat, ihre Forderungen zu verstärken, und das Auftreten 
der Arbeiterforderungen erscheint ihm für die Revolution so bezeich- 
nend, dass er sie zum Unterschied von den früheren eine soziale 
Revolution nennt. 

Die Arbeiterbewegung erzeugte auch um diese Zeit ihre 
ersten eigenen Theoretiker, zwei Arbeiter, Leroux und Proudhon, 
von denen der letztere in dem nunmehr beginnenden Kampf der 
Arbeiterklasse gegen die sozialistischen Demokraten die Führung 
übernahm. Ledru-Rollin und auch Louis Blanc, die noch in den 
ersten Wochen der Revolution die Vertreter der Arbeiter ge- 
wesen waren, zogen sich immer mehr von ihrer Gefolgschaft zu- 
rück, und als der Verfassungsentwurf vom 19. Juni — der frei- 
lich die Republik befestigte — den Kampf um die Arbeiterfor- 
derungen, besonders nach dem Droit au Travail, erst entfachte, 
verhinderten sie die endgültige Niederlage des Proletariats nicht. 
In den Februartagen war das Droit au Travail durchgedrungen, 
und der Moniteur hatte am 27. Februar ein von Louis Blanc mit 
l.edru-Rollin und Flocon verfasstes Dekret veröffentlichen können, 
in dem die Regierung der französischen Republik sich verpflichtete, 
»die Existenz des Arbeiters durch die Arbeit zu garantieren«. 
Auch im Verfassungsentwurf vom 19. Juni war es noch in der 
von Cormenin vorgeschlagenen Formulierung erschienen, dass 
das Recht auf Arbeit »dasjenige Recht ist, das jeder Mensch hat, 


erkennung des Rechtes auf Arbeit, und die Organisation der Industrie auf der 


Grundlage der dreifachen Vereinigung von Kapital, Arbeit und Geiste. 
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durch Arbeit zu leben«. Aber im Plenum der konstituierenden 
Versammlung kam es darüber zu langen und heftigen Kämpfen, 
die den ganzen grossen Kampf der Arbeiterklasse um den poli- 
tischen Erfolg darstellen und erschöpfen!?). Als schliesslich im 
Herbst die Verfassung mit 739 gegen 30 Stimmen endgültig be- 
schlossen wurde, hatte die Arbeiterklasse die Schlacht längst ver- 
loren: das Droit au Travail war ausgeschieden. 

Proudhon hatte in der Anerkennung des Rechtes auf Arbeit 
den Beginn eines Arbeiterrechtes gesehen, und das Scheitern der 
Forderung musste seine politische Hoffnungsfreudigkeit herab- 
stimmen. Aber das Droit au Travail bedeutete mehr in diesen 
wilden Monaten: es war zum Symbol des Machtanspruchs des 
vierten Standes innerhalb der »sozialen Revolution«e, zur knappsten 
Formel des proletarischen Willens geworden. In den ersten, 
frohesten Stunden des Erfolges aufgerichtet, war es bis zur Nie- 
derlage die Standarte geblieben, um die die Truppen sich sam- 
melten. Als die Kämpfer sie verloren hatten, wurden sie mutlos. 
Proudhon aber lernte aus dem Misserfolg jene Geringschätzung 
politischer Tätigkeit, die seither sein Wesen kennzeichnete. Die 
politische Arbeit, die auch versagte, als er in der Kammer den 
ihm sehr wertvollen Antrag auf Organisation des Kredits nicht 
zur Annahme bringen konnte, erschien ihm ungeeignet zur Er- 
reichung seines sozialen Ziels, und als sie bald sogar die Wahl 
Louis Napoleons zum Präsidenten zuließ, verzweifelte er über- 
haupt an ihrer Wirksamkeit. Die Politik erscheint ihm als eine 
Illusion, »alle Parteien sind tot<!?). Lorenz Stein, der sein Wirken 
miterlebte, gibt ihm das Zeugnis, »daß er fast allein in Frank- 
reich Mut und Einsicht genug hatte, die politische Frage für das 
Untergeordnete und Nebensächliche, die Frage nach der sozialen 
Aufgabe dagegen für das einzig Wichtige zu erklären« !*). Proudhon 
blicb aber nicht lange allein: seine Abneigung gegen die politische 
Aktion entsprach durchaus der Stimmung der Besiegten, die bald 
von ihr erfaßt waren. Die Geringschätzung und Ablehnung des poli- 
tischen Wirkens nahm Besitz von der Arbeiterklasse, und gerade 
weil Proudhon die Depression des Proletariats nach der Nieder- 
lage von 1848 in diese antipolitische Stimmung abzuieiten wußte, 


12) Eine ausführliche Darstellung dieser Kämpfe gibt Georges Renard, La Ré- 
publique de 1548 (Paris, Rouff), S. 259 ff. 
12) Proudhon, Confessions, chap. XVI. 


1) a, a. O., HI. Bd., S. 356. 
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konnte er die ganze Arbeiterbewegung in Frankreich mit seinem 
Geist erfüllen. Bis in die jüngste Zeit beriefen sich zahlreiche 
Gruppen auf ihn und seine Lehren. Und auch dann, wenn große 
Ereignisse die Arbeiterklasse auf den politischen Kampfplatz rie- 
fen, gab es immer Warner vor der Politik und Verächter der 
Politiker, deren Worte nach Mißerfolgen im Kampf umso leb- 
hafteren Widerhall fanden. Die feindselige Entfernung von poli- 
tischem Willen und politischer Tat ist wie ein Erbstück Proud- 
hons und seiner Zeit. | 

Nach 1848 beschränkte sich die Tätigkeit der Arbeiterklasse 
auf die jungen korporativen Vereine. Und wenn auch die ihres 
Führers wieder beraubten Blanquisten in ihrer geheimen Gesell- 
schaft »Mere Marianne« konspirierten und sogar aussichtslose 
Putschversuche unternahmen, konnte doch Louis Reybaud, der 
die Anfänge der Bewegung miterlebt hatte, den »Tod des So- 
zialisımus« beklagen. Noch im Februar 1864, als zum erstenmal 
ein Arbeiterkandidat gegen einen Republikaner in Paris bei einer 
Kammerwahl aufgestellt war, erzielte er nur 424 gegen 14807 
Stimmen. Auch die in demselben Jahre erfolgte Gründung der 
Internationale hatte zunächst trotz der lebhaften Aufnahme, die 
sie in Paris fand, kein Erwachen der politischen Aktion zur Folge. 
Vielmehr führte das größere Kraftbewußtsein der Arbeiterklasse 
zu rein wirtschaftlichen Kämpfen, namentlich zu dem durch die 
Unterstützung der Trades Unions siegreich beendeten Streik der 
Bronzearbeiter im Jahre 1867. Diese Kämpfe, die immer zahl- 
reicher wurden, trennten die in der Internationale vertretene Ar- 
beiterbewegung mehr und mehr von dem republikanischen Ele- 
ment, das sie als eino gefährliche Ablenkung empfand. Lissagaray 
schreibt darüber: »Sie (die republikanische Jugend) sah mit Un- 
willen auf diese jedem Nichtarbeiter verschlossenen Arbeitergrup- 
pen, beurteilte mißtrauisch ihre Entfremdung von der Politik und 
beschuldigte sie, das Kaisertum zu stärken !?)«. 

Erst als das Kaiserreich die Anhänger der Internationale 
unter einer Flut von Prozessen unterdrücken wollte, erwachte 
wieder das Interesse an politischer Tätigkeit. Dem Sarg Victor 
Noirs folgte die ganze Bevölkerung der Pariser faubourgs, um 
gegen Napoleon zu demonstrieren. In der Erregung der republi- 
kanischen Propaganda waren die Arbeiterforderungen zurückgce- 
treten, aber ihr proletarischer Charakter äußerte sich wieder bei 


15) Lissagaray, Histoire de la Commune, S. 15. 


156 Georg Weill, 


dem Protest gegen den Krieg und besonders in der nach ihren 
ersten Erfolgen niedergeschlagenen Kommune. Der jüngste und 
scharfsinnigste Geschichtsschreiber der Kommune, Louis Dubreuilh, 
erklärt ihren Werdegang, wie sie, aus patriotischer Verzweiflung 
geboren, zum sozialistischen Arbeiteraufstand wurde. »In ihrem 
Wesen war sie die erste große, geordnete Schlacht der Arbeit 
gegen das Kapital. Und gerade weil sie vor allem das war, weil 
ihr Republikanismus seinen eigenen Sozialismus nur nicht erkannte, 
aber in Wirklichkeit die Grundlagen der alten sozialen Ordnung 
bedrohte und eine neue Ordnung wollte, gerade deshalb ist die 
Kommune besiegt und erwürgt worden !%)=. Unter dem Gewehr- 
feuer der Versailler Truppen endete der gewaltige, leidenschaft- 
liche Angriff der Arbeiter gegen die Staatsmacht. Die besten 
ihrer Führer waren an der Mauer des Père Lachaise gefallen 
oder sie lebten als Verbannte in den Verbrecherkolonien. 

Aber die Arbeiterbewegung war nicht völlig untergegangen. 
Die Internationale bestand weiter, auch nachdem im Jahre 1872 
ein Gesetz gegen sie erlassen wurde. Allerdings gewann sie keine 
erhebliche Bedeutung, während die Gewerkschaften wiederum 
unter dem Eindruck des neuen Misserfolges einer politischen An- 
spannung, der an den Ausgang des Jahres 1848 erinnern mußte, 
eine größere Autorität und Anziehungskraft hatten. Die poli- 
tische Bewegung litt auch unter dem Verlust ihrer Führer, sie 
erhielt sich indes durch die enge Fühlung mit den Gewerkschaften, 
in denen sie fast aufginge. Einen selbständigen Aufschwung nahm 
sie erst, als Ende der siebziger Jahre Jules Guesde mit Lafargue, 
einem Schwiegersohn von Marx, die französische Arbeiterpartei 
(Parti ouvrier francais) gründete, die dann in die Industricbe- 
zirke des Nord-Departements eindrang. Es kam jedoch zunächst 
auf dem Kongreß von Marseille (1879) zu Reibereien, als der 
Marxist Guesde Beschlüsse provozierte, die die Eroberung der 
politischen Gewalt in den Vordergrund stellten, und mehr noch 
1580 auf dem Kongreß von Le Havre, wo ein von Marx und 
Benoit Malon verfaßtes politisches Programm Annahme fand. Es 
ist indes schr bezeichnend, daß die nunmehr gegründete Union 
des Chambres syndicales ouvricres de France sich nicht etwa 
auf »gemäßigte Arbeitere stützte, wie Mahaim annimmt ?7), und 

16) Louis Dubreuilh, La Commune (Paris, Rouffi, S. 495. 


17) Jlandwörterbuch der Staatswissenschaften, 2. Aufl., IV. Bd., S. 089. 


Die Formen der Arbeiterbewegung in Frankreich. 157 


auch Léon de Seilhac andeutet ’®), sondern daß einzig der Ge- 
gensatz zwischen den politischen »Kollektivisten« und den un- 
politischen, aber darum nicht weniger revolutionären »Syndika- 
listene bestand t°). 

Dieselben Gegensätze, und hier auch die Widersprüche zwi- 
schen Orthodoxen und Opportunisten (Possibilisten), machten sich 
gleichfalls innerhalb der Partei geltend, so daß alte Gruppierungen 
wieder auflebten und 1890 bereits fünf Sekten bestanden: Parti 
ouvrier français (Guesde und Lafargue), Fédération des Tra- 
vailleurs socialistes de France (Brousse), Parti ouvrier socialiste 
révolutionnaire (Allemane), Parti socialiste révolutionnaire — Co- 
mité révolutionnaire central — (Vaillant), Alliance communiste 
(Groussier). Die Zahl dieser Fraktionen vermehrte sich noch, als 
1900, unter dem Einfluß der Dreyfuß-Affäre Jaurès die Fédé- 
ration socialiste révolutionnaire gründete, und gleichzeitig in der 
Provinz sich die fédérations départementales bildeten, die im In- 
teresse einer Einigung Angehörige aller Richtungen aufnehmen 
wollten. Von 1901 ab fanden teilweise Einigungsversuche statt, 
bis 1905 die endgültige Einigung in dem Parti socialiste (section 
française de l'Internationale ouvrière) erfolgte. 

Die gewerkschaftliche Bewegung erlebte bald nach der 
lex Waldeck- Rousseau über die Berufsvereine (1884) einen 
lebhaften Aufschwung. Jedoch wurde auch sie von dem Kampf 
der Parteien ergriffen und zerrissen. Lagardelle hat an dieser 
Stelle die Geschichte der gewerkschaftlichen Organisation so 
ausführlich zusammengefaßt ?%), daß ich mich auf eine Erinne- 
rung an die wichtigsten und bezeichnendsten Episoden be- 
schränken kann. Zunächst fanden namentlich die Kollektivisten, 
die ım industriellen Norden sehr stark vertreten waren, Ein- 
gang in die Gewerkschaften und siegten 1886 auf dem Kon- 
greß von Lyon, 1887 (Montluçon), 1888 (Bordeaux) und noch 
189oo in Calais. Um diesem politischen Einfluß zu entgehen, 
wurde 1892 ein Verband der Arbeitsbörsen geschlossen (Fédé- 
ration des Bourses du Travail de France — F. B. T.), der die 
nur-gewerkschaftlichen Elemente umfaßte, und namentlich lebhaft 
den Generalstreik propagierte. Der große Einfluß dieser Bewe- 

's) Les Congrès ouvriers en France (Paris, 1899), I. Bd. 

19) Blum, Les Congrès ouvriers et socialistes français (Paris, 1901). 

2) Archiv, XXVI. Bd., S. 97 ff. 
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eung war den Kollektivisten sehr unangenehm, so daß Jules 
Guesde über die vom Ministerpräsidenten Charles Dupuy 1894 
verfügte Schließung der Pariser Arbeitsbörse aufrichtig erfreut 
war und dem Minister sogar dankte, daß er durch diese Maß- 
nahme das Interesse an der politischen Aktion neu geweckt und 
ədie korporative Sackgasse gesperrt« habe. Trotzdem wurde üb- 
rigens auf dem Kongreß von Nantes (1894) der Idee des General- 
streiks zugestimmt, deren eifrigster Verfechter und Theoretiker 
damals Aristide Briand, der spätere Kultusminister, Justizminister 
und Großsiegelbewahrer der Republik, war. Auf diesem Kongreß 
wurde auch der Conseil national ouvrier gegründet, der im fol- 
genden Jahre in Limoges die Bezeichnung Confédération Gene- 
rale du Travail (C. G. T.) erhält. Jetzt wurde sogar ausdrück- 
lich beschlossen, die Politik ausscheiden zu lassen, und das Statut 
der C. G. T. sprach seit Toulouse (1897) folgendes aus: »Die 
Elemente, die sic bilden, halten sich von allen politischen Schulen 
ferne. 

Nunmehr bestanden aber drei Zentralorgane: die C. G. T., 
die F. B. T. und das Comité de la Grève Générale (C. G. G.), 
das 1894 gegründet worden war. Pelloutier, der am tätigsten für 
die Einigung gewirkt hatte, starb zu früh, um sie selbst schaffen 
zu können. Erst ein Jahr nach seinem Tode (1902) gelang sie. 
Das C. G. G. wurde zu einer Spezialkommission der C. G. T., 
und die F. B. T. blieb zwar bestehen, aber mit besonderen 
Rechten. Zentralorgan ist seither die C. G. T.?”!), die auf ihrem 
letzten Kongreß (1908) die Zahl ihrer Mitglieder auf etwa 250000 
angibt. Sie läßt auch ein Wochenblatt erscheinen, die Voix du 
Peuple, und cine Zeitlang war neuerdings von einem syndika- 
listischen Tageblatt die Rede, obwohl die Führer der Confede- 
ration sämtlich Mitarbeiter der sozialistischen Humanite sind. 
Z/Zwistigkeiten und Spaltungen in einzelnen Berufen und Gewerk- 
schaften, wie z. B. der Dergarbeiter — die übrigens auf dem 
Kongreß von Marseille (1908) beigelegt worden sind —, kommen 
hier nicht in Betracht. 

Das Jahr 1893 hatte zum erstenmal cine starke sozialistische 


Fraktion — in ihr Gucsde, Lafargue, Jaurès, Deville (den Marx- 
übersetzer), Vaillant, einen Schüler Blanquis — in die Kammer 


%1) Artikel II: Sie (die C. G. T.) vereinigt, außerhalb jeder politischen Schule, 
die Arbeiter, die des Kampfes bewußt sind, der für das Verschwinden der Lohn- 


arbeit und des Unternehmertums zu führen ist. 
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entsandt. Damit begann die parlamentarische Tätigkeit in den 
Parteien. Von 1898 ab erschöpft sich ein großer Teil von ihnen 
in der Dreyfuß-Affäre. 1900 wurde Millerand, ein Mitglied der 
Jaur&sschen Partei, Minister. Daneben liefen die Rivalitäten und 
Streitigkeiten der Parteien, die sich 1899 auf dem Pariser Kon- 
greß einigten, um einen Tag darauf wieder zu zerfallen. Und 
völlig getrennt von dieser Aktion entwickelte sich das Gewerk- 
schaftsleben, das allenfalls eine lose Verbindung mit den Alle- 
manisten bewahrte und mit den übrigen Parteien kaum auf 
einigen Kongressen in Berührung geriet. Es bildeten sich natio- 
nale Zentralverbände, deren Wirksamkeit und Notwendigkeit noch 
der letzte Gewerkschaftskongreß besonders betont hat, und zwi- 
schen ihnen die Fédération nationale des Syndicats. 

Auf diesen Voraussetzungen beruhen die heutigen Formen 
der Arbeiterbewegung in Frankreich. 


II. 


Von der Verfassung des Jahres 1848 bis zum Eindringen 
der »Kollektivisten« in das Parlament und bis zu der Millerand- 
schen Episode sind es politische Mißerfolge gewesen, die jedesmal 
der revolutionären Nur-Gewerkschaftlerei neues Leben eingeflößt 
haben. Das Temperament der Arbeiterklasse, ihre revolutionäre 
Tradition, die sich einer langsamen und oft bureaukratischen Or- 
ganisationsarbeit nicht anbequemen mag, und der auch eine all- 
mähliche Eroberung der politischen Gewalt allzu légalitaire erscheint, 
erhöhten ihre Lebensfähigkeit. So beherrscht seit Proudhons 
Niederlage in der Kammer eine anarchistelnde Stimmung die 
französische Arbeiterklasse, und schon seit langem klingt in ihren 
Kämpfen das verächtliche Schlagwort vom politicien wieder. Aber 
der wirkliche Aufschwung des revolutionären Syndikalismus hat 
doch jüngere Ursachen, die erst zu wirken begannen, als der 
französische Sozialismus ein wichtiger Faktor des politischen 
Lebens wurde. In der Zeit da Guesde die Deputiertensessel 
noch den »Hämorrhoiden der Bourgeois« überließ, war der Kon- 
flikt latent. Anders sobald der Sozialismus im Parlament und 
in den Kommunen cine hervorragende Rolle spielte. Denn der 
Einfluß auch einer kleinen Partei in einem Lande mit parlamen- 
tarischer Verfassung ist naturgemäß weit größer als der einer 
umfangreichen Partei in einem Lande mit konstitutionellem Regime. 
Und das trifft bei der sozialistischen Partei umso cher zu, als in 
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Frankreich noch eine starke bürgerliche Reformpartei immer vor- 
handen war, deren Bündnis mit den Sozialisten manche demo- 
kratische Reform durchsetzen konnte, die hingegen in Deutsch- 
land lediglich die Sozialdemokratie ernstlich fordert — wie die 
Trennung von Kirche und Staat. Es lag gerade deshalb die Ge- 
fahr nahe, daß die Sozialisten in der Kammer und auch in den 
Gemeinden von dieser praktischen Tätigkeit völlig befangen und 
die Fühlung mit den Arbeitermassen verlieren würden, daß sie 
gewissermaßen in den »parlamentarischen Kretinismus« verfallen 
könnten, vor dem Marx so drohend warnt. Diese Gefahr wit- 
terten aber viel eher die Gewerkschaftler als die Parlamentarier 
selbst, und es ist daher gewiß kein Zufall, daß gerade 1894 — 
also im Jahre des Beginns parlamentarischer Arbeit — der Kon- 
greß von Nantes auch den Beginn der syndikalistischen Epoche 
anzeigt. Das Unbehagen der Arbeiterklasse äußerte sich freilich 
zunächst als ein gleichfalls durch das parlamentarische System 
begreifliches und an manchen Beispielen erprobtes — Mißtrauen 
gegen die einzelnen Abgeordneten, die beschuldigt wurden, wie 
sogar Pouget sich ausdrückt, »in der Arbeiterwelt nur einen ihrem 
Ehrgeiz dienlichen Hebel zu erblickene. Wie oft kehrt in den 
Reden in der Pariser Arbeitsbörse der beleidigende Vorwurf 
»arriviste« wieder! 

Diese instinktive Furcht der Arbeiterklasse hat Recht behalten. 
Der parlamentarische Sozialismus ist im Parlamentarismus aufge- 
gangen. Das will nicht etwa heißen, daß er nicht alles für die 
Arbeiterklasse erreicht habe, was erreichbar war. Darum handelt 
es sich nicht. Die sozialistische Fraktion der Kammer konnte in 
ihrer Wirksamkeit und in ihren Erfolgen nicht leicht anders wie 
als äußerste demokratische Fraktion erscheinen ??), aber die Schuld 
der Partei liegt darin, daß sie die Bestrebungen, die in der Ge- 
werkschaftsbewegung zum Ausdruck kamen, ignorierte, damit die 
l’ühlung mit der Arbeiterklasse verlor, und — von der »Eroberung 
der politischen Gewalt« geblendet — die Arbeiterbewegung selbst 
nicht mehr sah. Das zeigte sich nicht zuletzt in den Wahlkämpfen, 


22) »Der parlamentarische Sozialismus ist ein Bestandteil eines bürgerlichen 
Örganismus«, schreibt Sorel in dem Artikel: Der Zerfall der internationalen Sozial- 
demokratie in Il Devenire sociale. Und ähnlich urteilt Lagardelle, wenn er im 
Mouvement socialiste den politischen Sozialismus ein »Glied im demokratischen 
Räderwerk«e nennt. Derselbe Vorwurf wiederholt sich in kräftigerer Form in zahl- 


reichen Nummern der Voix du Peuple. 
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in denen die Parteien durchaus nicht immer als Arbeiterparteien 
auftraten, und ebenso deutlich in den parlamentarischen Intriguen, 
die schließlich zur Besetzung eines Ministersessels durch Millerand 
führten. Schon dieser Schritt des sozialistischen Führers gab den 
Antiparlamentariern Recht, sie gewannen aber noch mehr dadurch, 
daß an die Ministerschaft Millerands vielfach in der Arbeiterklasse 
übertriebene Hoffnungen geknüpft wurden, die nicht erfüllt werden 
konnten, und die so wiederum die Geringschätzung jeder politischen 
Arbeit steigern mußten. Inzwischen bekämpften sich die einzelnen 
Parteigruppen unter maßlos heftigen Polemiken. 

Der Hauptsitz des revolutionären Syndikalismus war zunächst 
Paris. Aber allmählich drang er auch in die industriellen Ge- 
biete der Provinz ein und erfüllte mit seinem Geist die gesamte 
Gewerkschaftsbewegung, wo nicht andere Strömungen schon vor- 
herrschten, wie im Norden (Guesde) und im Pas-de-Calais (Basly). 
Freilich gab es auch innerhalb der Gewerkschaftsbewegung selbst 
harte Kämpfe. Den »Revolutionären«, an deren Spitze Griffuelhes, 
Pouget, Latapie, Delesalle, Levy, Yvetot stehen, traten die »Re- 
formisten« unter Führung von Keufer, Guerard und Niel (Mont- 
pellier) entgegen. Die beiden Bezeichnungen erschöpfen den In- 
halt der, gegenseitigen Auffassungen nicht. Beide Richtungen 
sind für Reformen, und beide Richtungen erstreben die Aufhe- 
bung der Lohnarbeit. Zwischen ihnen besteht nur ein wichtiger 
gradueller Unterschied in der Auffassung der Taktik. Die Re- 
formisten betreiben ihre gewerkschaftliche Aktion nach der älteren 
Art der Trades Unions. Keufer hat selbst die Prinzipien und die 
Taktik des reformistischen Syndikalismus ausführlich in einem 
Artikel im Mouvement socialiste erörtert??). Er sagt darüber: 
»Die reformistische Methode, wie man sie nun einmal nennt, be- 
steht nicht darin, den für die Revolution günstigen Moment ab- 
zuwarten, sondern Forderungen zu erheben, und durch den Streik 
zu erlangen, was die Unternehmer nicht nach der Auseinander- 
setzung und dem Nachweis der Berechtigung bewilligen wollen« °*). 
Dagegen bekennen sich die revolutionären Gewerkschaftler zu 
der Auffassung der action directe, von der später die Rede sein 
wird. Die letzte große Schlacht zwischen den beiden Richtungen 
ist auf dem Kongreß von Bourges (12.—17. September 1904) 
geliefert worden; sie endete mit einer völligen Niederlage der 

23) 1905, I, S. 18 ff. 
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Reformisten. Und das Gefecht, das zwei Jahre später in Amiens 
(8.—16. Oktober 1906) infolge eines Antrags des (guesdistischen) 
Textilarbeiterverbandes entbrannte, konnte keine Aenderung in 
der Haltung der C.G.T. herbeiführen ?*). Die Debatten, zu denen 
es schließlich auf dem letzten Kongreß, in Marseille (5.—11. 
Oktober 1908) kam, trennten zwar wiederum die Revolutionäre 
und die reformistische Minderheit, aber sie berührten in der Haupt- 
sache gar nicht mehr eine Gegnerschaft zwischen zwei grund- 
sätzlich geschiedenen Anschauungen, sondern behandelten Ein- 
zelprobleme gewerkschaftlicher Organisation und Taktik, wie die 
Frage: ob Berufs- oder Industrieverband. Nur einmal, in der 
Frage des Antimilitarismus hätte sich jener unversöhnliche 
Gegensatz äußern können. Aber hier milderten gerade die 
Führer der Mehrheit den Charakter ihrer Resolution, indem sie 
durch Merrheim ausdrücklich erklären ließen, sie wollten sich 
nicht für irgend einen Antipatriotismus verpflichten, vielmehr nur 
die Haltung der Arbeiterklasse im Kriegsfall festlegen. Ihnen 
selbst war die von Hervé und seinen Freunden aufgedrängte Ab- 
lehnung der Vaterlandsidee peinlich und uninteressant, und nach 
dem Kongreß gingen sie sogar soweit, zu erklären, die Gewerk- 


schaften könnten wohl — schon im Interesse eigener Fortentwick- 
lung — den Krieg auf jede Weise zu verhindern suchen, aber 


der Herveismus sei ein philosophisches System, das nach dem 
Statut auf die Tätigkeit der C.G.T. ohne Einfluß bleiben müsse. 

Diesen beginnenden Ausgleich zwischen den beiden Rich- 
tungen, der Ende Oktober auf dem Kongreß der sozialistischen 
Partei in Toulouse noch deutlicher wahrzunehmen war, hat die 


Wandlung der gewerkschaftlichen Taktik — und zwar sowohl 
der revolutionären wie der reformistischen — ermöglicht. Der 


revolutionäre Syndikalismus hat namentlich, als cr an die Nutzung 
der Siege ging, die er im schrofisten Widerspruch gegen die Re- 
formisten erfochten hatte, mancherlei Konzessionen machen müssen. 
Er hat — im gewerkschaftlichen Tageskampf — seine Taktik 
gsemildert, und hat die politische Neutralität tatsächlich verlassen, 
um wenigstens in freundschaftliche Beziehungen zur sozialistischen 
Partei zu treten. Die ÄAcnderung ist aber erst erwirkt worden, 
als die Partei selbst von den Gewerkschaften keine Unterordnung 
verlangte — wie Gucsde es wollte —, sondern ihre Selbständigkeit 
unbedingt zugab und sogar ihre Forderungen unterstützte und 


25) Protokoll des Kongresses, S. 131 ff. 
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verbreitete. So paradox es klingen mag: der revolutionäre Syn- 
dikalismus drang geradezu in die politische Partei ein, indem er 
dort die bisher alleinherrschende Auffassung von der Eroberung 
der politischen Gewalt zurückdrängte und aus der Partei tatsäch- 
lich ein Ausdrucksmittel gewerkschaftlicher Absichten und Strö- 
mungen machte. Die Versöhnung mit der Politik, die Anerken- 
nung politischer und parlamentarischer Wirksamkeit ist nichts 
weiter als ein Erfolg des revolutionären Syndikalismus, der bereits 
kurze Zeit nach seiner organischen Zusammenfassung die gesamte 
französische Arbeiterbewegung beherrschte. 

Der revolutionäre Syndikalismus ist oft mit dem Anarchismus 
verglichen worden, und er hat ja auch mit ihm die Abneigung 
gegen jede politische Betätigung gemeinsam. So hat schon Pel- 
loutier diesen Vergleich erörtert und untersucht?®). In seiner 
bereits zitierten Studie über den revolutionären Syndikalismus in 
der Revue de Methaphysique et de Morale schreibt Felicien 
Challaye: »Durch seine Feindschaft gegen den Staat und die 
Nation tritt der Syndikalismus in Gegensatz wenn auch nicht 
zum Sozialismus (die Bedeutung des Wortes ist und bleibt unklar) 
so doch zu mehreren sozialistischen Theorien und besonders zu 
der Praxis der sozialistischen Parteien aller Länder. Gewiß, der 
Proudhonsche Sozialismus ist ganz mit Anarchismus durchsetzt ; 
und Marx hat den modernen Staat als das Organ der Interessen 
der kapitalistischen Klassen kritisiert. Jedenfalls empfehlen aber 
die meisten Sozialisten »die Eroberung der politischen Gewalt 
durch das als Klassenpartei organisierte Proletariat«?”) und er- 
kennen somit die Staatsidee an; als Internationalisten wollen sie 
den Frieden unter den Nationen, ohne das Verschwinden der 
nationalen Organismen zu wünschen. Von einem anderen Gesichts- 
punkt geht hier der Syndikalismus aus: er wurzelt im Anarchismus, 
in gewissen Formen des Anarchismus. Freilich hat er keine Aehn- 
lichkeit mit dem literarischen und spekulativen Anarchismus, mit 
dem verzweifelten Individualismus eines Stirner, aber er führt den 
kommunistischen AnarchismusBakunins und des antimarxistischen 
Teiles der Internationale fort?®)-. In solchen rein abstrakten Deduk- 
tionen lassen sich wohl einige Gedankcnreihen, aber nicht das Wesen 


%6) Histoire des Bourses du Travail, S. 165 und 170. 
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des Syndikalismus erfassen. Der revolutionäre Syndikalismus ist nicht 
antipolitisch oder apolitisch, weil er den Staatsbegriff nicht kennt. 
Vielmehr ist sein Anti-Etatismus aus der Erfolglosigkeit und der 
ungeduldigen Hoffnungslosigkeit politischer Aktion erwachsen. 
Die Erfahrungen der Arbeiterbewegung, namentlich mit dem 
parlamentarischen Sozialismus, die Kritik seiner Leistungen, die 
Geringschätzung seiner Leistungsfähigkeit bilden den Ausgangs- 
punkt jeder Erörterung der neuen revolutionären Methode. So 
sagt der theoretische Führer des Syndikalismus in Frankreich, 
Hubert Lagardelle: »Die revolutionäre Formelsammlung ist aller- 
dings immer angewandt worden. Der Klassenkampf ist bei und 
außerhalb jeder Gelegenheit angerufen worden. Unaufhörlich 
hat man an den Zweikampf auf Leben und Tod erinnert, der 
zwischen dem Proletariat und dem Kapitalismus geführt wird. 
Aber man hat sich auf jene Diplomatie beschränkt, die doch in 
Wirklichkeit das parlamentarische Wirken ist, und unter dem 
Vorwand, daß der Klassenkampf ein politischer Kampf ist, hat 
man daraus einen Wahlkampf gemacht«°®). Und daraus leitet 
er den Schluß ab, daß die sozialistische Partei die Arbeiterbe- 
wegung nicht erschöpfen, daß sie nicht einmal die Partei der 
Arbeiterklasse sein kann. Er empfiehlt die Tätigkeit der Partei 
nicht mit der Tätigkeit der Klasse zu verwechseln 3°). Wörtlich 
sagt er: »Wer kann in Frankreich, wo mehr als überall sonst 
die Parteien keine Vertretung von Klassen sind, behaupten, daß 
die sozialistische Partei im strengsten Sinne des Wortes die 
Partci der Arbeiterklasse ist? Sie ist eine Volkspartei vielmehr 
als eine Arbeiterpartei®!)e.. Auf dem sozialistischen Parteitag 
von Nancy, am 14. August 1907, im Verlauf einer Debatte über 
die Beziehungen zwischen Partei und Gewerkschaften, läßt La- 
gardelle den Unterschied zwischen einer Klassenbewegung und 
einer politischen Partei in folgender Weise hervortreten: » Jawohl, 
wie jede politische Partei und im Gegensatz zu den sozialen 
Klassen, hat die sozialistische Partei keine wirtschaftliche Grund- 
lage, und sie mischt Vertreter der Bourgeoisie, des Proletariats, 
des Kleinbürgertums, der bäuerlichen Bevölkerung usw. gleich- 
zeitig unter einander... Sagt, wenn ihr wollt, daß sie eine 
Partei mehrerer Klassen ist, aber sagt nicht, daß sie die Partei 





29) Mouvement socialiste, 1904, III. Bd., S. 2. 
30) a. a. O., 1905, I. Bd., S. 281. 
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einer Klasse in dem Sinne sei, daß sie die ausschließliche Partei 
der Arbeiterklasse wäre 3?)«. 

Auf dieser Ablehnung der Politik beruhen also in 
erster Linie die Grundsätze des revolutionären Syndikalismus, 
denen der ehemalige Anarchist Pouget Ende 1902 in folgender 
Weise konsequentesten Ausdruck gab: » .. . Gleichzeitig sind 
diese allgemeinen Gesichtspunkte (die die Grundlage der C.G.T. 
bilden) die elementaren Prinzipien einer sozialen Doktrin, die man 
für neu ansehen könnte, die aber in Wirklichkeit nur die Rück- 
kehr zu der gesunden Lehre der internationalen Arbeiter-Asso- 
ciation ist. Diese Gesichtspunkte können wie folgt resumiert 
werden: I. Die Arbeiter sind durch das geordnete Netz ihrer 
Gewerkschaften in einer Klassenpartei zusammenzufassen — und 
zwar auf dem sicheren wirtschaftlichen Boden, ohne jede Berüh- 
rung mit der Politik; 2. die neue Arbeitspartei hat sich durch die 
direkte Aktion, unter allen ihren Formen, gegen die Mächte der 
Ausbeutung und der Unterdrückung (das Kapital und den Staat) zu 
richten, und die soziale Umwälzung ist durch den Generalstreik 
vorzubereiten, der die kapitalistische Gesellschaft revolutionär auf- 
lösen und den Arbeitern gestatten wird, von der sozialen Pro- 
duktion Besitz zu ergreifen®®)«.. Um besonders zu betonen, daß 
die neue Methode keineswegs auf das sozialistische Ziel ver- 
ziıchtet, erklärt Griffuelhes: »Die Arbeiterklasse trennt ihr Ver- 
langen nach täglichen Verbesserungen nicht von ihrem revo- 
lutionären Ideal«e. Denn, so urteilt er an einer anderen Stelle: 
:Das Ziel des Arbeiters ist seine Befreiung, scin Werkzeug die 
Organisation, sein Mittel der Kampf. Die Tätigkeit der Arbeiter- 
klasse hat sich zum Ziel die Befreiung der Arbeiter gegeben; 
sie gibt sich als Werkzeug die Gewerkschaft, und als Mittel den 
Streik, d. h. den zur größten Schärfe gesteigerten Kampf °*)«. 
So wird die neue »Arbeitspartei« nach Griffuelhes’ Worten eine 
spezifisch proletarische Organisation«. 

Das sind die Grundsätze des revolutionären 


Syndikalismus in ihrer reinsten, absoluten und — das sei 
gleich hinzugefügt — in ihrer ersten Fassung, die noch keine 


Konzession an die Interessen des täglichen Kampfes macht. Auf 
der Ablehnung der Politik errichtet sich die Bekämpfung des 


2?) Stenographischer Bericht. 
33) Mouvement socialiste, 1903, I. Bd., S. 59. 
34) Ebenda, 1904, II. Bd., S. 161. 
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Staates, die Verneinung des Staatsbegriffes in einer sozialistischen 
Gesellschaft. Nicht die sozialistische Demokratie ist das revo- 
lutionäre Endziel, sondern die auf der Grundlage der 
selbst produzierenden Gewerkschaften einge- 
teilteundverwaltetesozialistische Gesellschaft: 
die große allumfassende association des producteurs. Die Kritik 
des politischen Sozialismus hat sich dergestalt zu dem neuen Sy- 
stem des korporatistischen Sozialismus ausgebaut, das konsequent, 
ohne Einrede, ohne Wenn und Aber hören zu wollen, den Ge- 
danken des Klassenkampfes durchführt. Dieser revolutionäre 
Syndikalismus erinnert allerdings an Bakunin, aber er ist unanar- 
chistisch, weil er dem Individualismus der anarchistischen Doktrin 
nicht nur den gewerkschaftlichen Zusammenschluß gegenüber- 
stell, sondern vor allem weil er die korporativen Verbände 
als die Verwalter der Zukunfts-Gesellschaft betrachtet 3%). Er ist 
antidemokratisch, weil die Demokratie soziale Gegensätze zu 
mildern bestrebt ist. In einer Unterhaltung, die erst einige Mo- 
nate zurückliegt, führte mir Griffuelhes als Beweis für die anti- 
demokratische Praxis des Syndikalismus seine Ablehnung des 
obligatorischen Schiedsgerichts in Streikfällen an. Der revolutionäre 
Syndikalismus ist antipatriotisch — und in seiner Darstellung hat 
Lagardelle besonderes Gewicht auf dieses inzwischen verlorene 
Kennzeichen gelegt?) —, er zählt Hervé und dessen Freunde zu 
seinen Führern, weil er in den Arbeitern nicht Staatsbürger, son- 
dern nur die Produzenten sicht, deren Zusammenschluß ja die 
künftige Gemeinschaft bildet. Die Gewerkschaft ist die 
Keimzelle der neuen Gesellschaft, der Arbeitsbund 
das Embryo ihres Zentralorgvans. Der revolutionäre Syn- 
dikalismus ist — die Theorie sagt: deshalb — unpolitisch. Keine 
Politik in den Gewerkschaften — wie es der Artikel 2 des Statuts 
der C.G.T. bestimmt. Allerdings erstreckt sich dieses Verbot nur 
auf die Tätigkeit innerhalb der Gewerkschaft. Auf dem Kongreß 
von Bourges (1904) erklärte Latapie unter allvemeiner Zustimmung: 
»Außerhalb des Berufsvereins hat jeder das Recht, sich mit Par- 
lamentarismus zu beschäftigen oder nicht.«e Und Griffuclhes er- 
läuterte mir diese Nachsicht in folsender Weise: »Wir verurteilen 
die Politik nicht, wir empfehlen sie nicht, wir ignorieren sie.« 
Eine merkwürdige und widerspruchsvolle Toleranz, die der tat- 





3) Vgl. Lagardelle, Archiv, XXVT. Bd., S. 620 ff. und 644. 
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sächlichen Entwicklung längst vorauseilte ! 

Immerhin ist die Organisation als solche politisch indifferent. 
Es ist ja ihre Entstehungsursache und ihre Existenzberechtigung, 
daß sie der parlamentarischen Tätigkeit überdrüssig nur gewerk- 
schaftlich arbeiten will. In der Literatur des Syndikalismus wird 
auch dieser Antiparlamentarismus aus seiner Staatsfeindlichkeit 
abgeleitet: die Produzenten, die einmal auch die Leiter der Pro- 
duktion und der Verteilung sein werden, können sich nicht an 
den Staat als Vermittler wenden — daher die direkte 
Aktion. Aber gerade hier, an diesem Ausgangspunkt des 
Syndikalismus wird vollends klar, daß die Theorie der syndika- 
listischen Wirklichkeit nachgesprungen ist und ihr aus lauter be- 
grifflichen Konstruktionen ein logisches Mäntelchen umgeworfen 
hat. In der direkten Aktion erholt sich eine von politischen Miß- 
erfolgen ermattete Arbeiterklasse, und die neue Parole ist's auch, 
die das gesamte französische Proletariat erfaßt und dem Syndi- 
kalismus weit nach Italien und der Schweiz hinein Truppen wirbt. 
Sie ist’s, die recht eigentlich den Syndikalismus schafft, um sich 
dann erst von ihm in bestimmte Lehrsätze unterbringen zu lassen. 

Action directe! Das Wort hat wie eine Zauberformel ge- 
wirkt, die unbegrenzte Möglichkeiten ahnen läßt. Denn — ach! 
wer definiert sie, faßbar, restlos, unzweideutig? Griffuelhes er- 
klärte mir: die direkte Aktion habe zwar als Endziel die Aufhe- 
bung der Lohnarbeit, doch sei ihr wirklicher Gehalt nicht in 
dieser Hoffnung zu finden, sondern in der fortgesetzten Arbeit 
und Tätigkeit der. Arbeiterklasse. In einem Vortrag, den er am 
29. Juli 1904 hielt, definierte er die direkte Aktion in folgender 
Weise: »Direkte Aktion heißt Aktion der Arbeiter selbst, die also 
direkt von den Beteiligten ausgeübt wird. Der Arbeiter führt 
selbst sein Mühen durch; er wirkt persönlich auf die Gewalten, 
die ihn beherrschen, um von ihnen die geforderten Vorteile zu 
erlangen. In der direkten Aktion schafft der Arbeiter seinen 
eigenen Kampf; er führt ihn, entschlossen für seine Befreiung 
sich nur auf sich selbst zu verlassen« 3%). Lagardelle bezeichnet 
die direkte Aktion als die Organisierung des Klassenkampfes mit 
revolutionärem Ziel. 

Action directe — das ergibt sich schon hieraus — bezeichnet 
keine genau in ihren Einzelheiten bestimmbare Methode; der Be- 
griff sammelt vielmehr alle unmittelbaren selbständigen Kundge- 
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bungen der Arbeiterklasse im Klassenkampf. Die reaktionäre 
Presse in Frankreich hat ja auch lange unter der Ueberschrift 
»l’action directe« jede Ausschreitung streikender Arbeiter rubri- 
ziert, und es ist vielfach auch unter Arbeitern die Meinung ver- 
breitet gewesen, die direkte Aktion lehre mit den heftigsten 
Mitteln kämpfen. Aber das sind nur einseitige, oft tendenziöse 
Einschränkungen des Begriffs, dessen Sinn ganz allgemein ist. 
Allerdings ist versucht worden, ihn in seiner Anwendung zu erläu- 
tern, und diese Versuche sind immerhin bemerkenswerte Aus- 
führungen und Illustrationen des Gedankens. Paul Delesalle gibt 
folgendes Schema: »Der Taktik, die darin besteht, die Konflikte 
zwischen Ausgebeuteten und Ausbeutern durch paritätische Kom- 
missionen (Arbeitsräte) zu einer Lösung zu bringen, Gesetze oder 
Verordnungen durch ebenso paritätische Kommissionen (oberster 
Arbeitsrat) vorzubereiten, ihre Anwendung zu überwachen (De- 


partements-Kommissionen) usw. usw. .. . oder auch von einer 
zentralen Gewalt die Ernennung von Schiedsgerichten zu er- 
langen, . . . stellen wir die direkte Aktion des Proletariats ent- 


gegen, die außerhalb jeder offiziellen oder halboffiziellen Ein- 
mischung wirkt, und ein Ende nimmt, wenn der Streit, der sie 
hervorgerufen hat, beendet ist?®)«. Eine knappe Zusammenfassung 
gibt Pierrot in der ausgezeichnet scharf und präzis geschriebenen 
Broschüre Syndicalisme et Revolution: »Man empört sich nicht 
auf dem Wege der Delegation; man handelt direkte. »Die direkte 
Aktion — heißt es weiter — ist das beste Erziehungsmittel des 
Proletariats: sie erzieht das Gefühl und das Denken, sie steigert 
den Mut und das Bewußtsein persönlicher Würde, sie weckt 
die Willenskraft ®%«. 

Diese Willenskraft, diese Begeisterung der Einzelper- 
sönlichkeit braucht die direkte Aktion allerdings. Die fran- 
zösische Arbeiterbewegung kann nicht, wie die deutsche oder 
englische, mit dem stetigen und sicheren Wachstum ihrer Orga- 
nisationsbestände rechnen. Ihre Mitgliedschaften fluktuieren außer- 
ordentlich und die Beiträge sind verhältnismäßig gering. Wollten 
die französischen Gewerkschaften einen Kampf erst wagen, wenn 
sie der Zugehörigkeit der großen Mehrzahl sicher sind und aus- 
reichende Kassen haben, so — dürften sie wohl nie einen Streik 
unternehmen! Das bewirkt das Temperament und mehr noch 





38) Paul Delesalle, Les deux Méthodes du Syndicalisme (Paris, 1905), S. 7. 
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die geringe Gewöhnung an organischen Zusammenschluß. Es 
ist ja auch das unruhige Erfolgbedürfnis einer rasch enttäuschten 
Klasse, das sie von der Politik abgewandt hat und es ist wiederum 
das instinktive Verständnis der eigenen Unfähigkeit zur tatkräftigen 
Organisation, das den Syndikalismus zwingt, von der Wucht per- 
sönlicher Hingabe den Sieg zu erhoffen, und in seiner Agitation 
möglichst demonstrative Formen zu wählen. Er rechnet nicht 
mit der Einheit und der Ausdauer der Masse — auch darin nennt 
er sich antidemokratisch —, sondern mit dem stürmischen Wollen 
der führenden Elite. | 

Die Taktik der direkten Aktion hat zweifellos in den überaus 
zahlreichen Lohnbewegungen des letzten Jahrzehnts, die zum Teil 
einen sehr heftigen Charakter angenommen haben, große Erfolge 
erzielt. Und auf diese Erfolge stützen sich die Syndikalisten, um 
die Vorzüge ihrer Methode nachzuweisen. Auch Lagardelle hat 
in seiner schon wiederholt zitierten Studie die im Vergleich zu 
der deutschen und englischen außerordentlich günstige franzö- 
sische Streikstatistik angeführt‘). Aber die Syndikalisten, die 
sichs mit Beweisen so leicht machen, vergessen die völlige Ohn- 
macht der bis vor kurzem meist nur auf dem Papier lebenden 
französischen Arbeitgeberverbände. Gerade die Stärkung dieser 
Verbände hat neuerdings vielfach zu einer Steigerung der Bei- 
träge, ja sogar zur Einführung der syndikalistischem Geist absolut 
fremden Unterstützungseinrichtungen und, auf dem Kongreß von 
Marseille, zu dem mit 919 gegen 180 Stimmen gefaßten Beschluß 
zugunsten der großen Industrieverbände geführt *}). 

Das sind freilich Mittel, die bereits aus der Taktik der direkten 
Aktion herausfallen. Sie sind erst in der jüngsten Phase der 
französischen Arbeiterbewegung zu Ehren gelangt, nachdem der 
Syndikalismus lange Zeit nur ganz bestimmte Regeln anerkannt 
hat, die seiner Anschauung durchaus entsprachen. Zunächst den 
Generalstreik, der die Form der Revolution sein wird, 
indem er den siegreichen Produzenten die Produktionsmittel 


10) a, a. O., S. 613. 

41) Latapie wies auf dem Kongress in der Sitzung vom 8. Oktober auf die 
ungeheure Stärkung des Arbeitgeberverbandes in der Metallindustrie hin, dessen 
Streikfonds ihm bei 800000 Franks Beiträgen erlaube, einen Generalstreik sechs 
Monate lang auszuhalten. Dagegen seien von 812000 Metallarbeitern in ganz 
Frankreich nur 23000, mit Einschluß der Marinearsenal- und 'Telephonarbeiter 


allerhöchstens 50 000 organisiert. (Humanité vom 9. Oktober 1908.) 
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ausliefert. 

In der deutschen Arbeiterbewegung hat die Idee des Massen- 
streiks — als Mittel des politischen Kampfes — erst scit kurzem 
Eingang gefunden, während der Generalstreik — als Form der 
Revolution — mit Vorlicbe (nach einem Worte Licbknechts) als 
Generalunsinn abgetan wurde. Denn, so wurde streng marxistisch 
geurteilt, er ist erst möglich, wenn die Arbeiterklasse vollständig 
organisiert ist, wenn also die Gesellschaft bereits reif ist zur So- 
zialisierung der Produktionsmittel — und dann ist er überflüssig. 
Der revolutionäre Syndikalismus hingegen sagt, der Generalstreik 
ist auch bei einer Minorität von entschlossenen Arbeitern möglich, 
wie er ja die meist unorganisierten Majoritäten als quantité negli- 
geable behandelt, die mchr als indifferente Masse denn als Gegner 
zur Geltung kommt. »Der Gencralstreik — sagt der Agitator 
Guyot in einer öffentlichen Versammlung in Clichy — kann nur 
die Revolution selbst sein. .. . Die Generalstreiks eines Berufs 
oder eines Gebiets werden ihr vorausgehen und sie vorbereiten??)«. 
Eine vom Comité de la Greve Générale herausgegebene Broschüre 
urteilt: »Wenn man sich unter den jetzigen Verhältnissen damit 
begnügt, die Vermutungen auf die in der Gegenwart durchführ- 
baren Möglichkeiten zu begrenzen, erscheint der revolutionäre Gene- 
ralstreik als das einzige, allein wirksame Mittel für die Arbeiter- 
klasse, sich vollständig vom kapitalistischen und staatlichen Joch 
zu befreien. Der Generalstreik ist, auch wenn er sich auf die 
Eroberung einer einzelnen Verbesserung beschränkt, für die Ar- 
beiter als wirtschaftliche Waffe ganz anders fruchtbar an glücklichen 
Ergebnissen als die Versuche, auf parlamentarischem Wege die 
öffentlichen Gewalten zu einem für die Ausgebeuteten günstigen 
Eingreifen zu zwingen'?)e. Und Lagardelle schreibt: »Man kann 
sagen, daß der Generalstreik das gleichzeitig einfachste und voll- 
endete Mittel direkter Aktion ist, das das Proletariat besitzt**)«. 
Schließlich sei auch derjenige erwähnt, der von sich selbst sagt, 
daß er »gewissermaßen Vaterrechte auf die Idee des Gencral- 
streiks« habe, Aristide Briand, später Minister des Kultus und 
des öffentlichen Unterrichts, jetzt Justizminister und Großsiegel- 
bewahrer. Auf dem ersten allgemeinen Kongreß der französischen 
sozialistischen Organisationen in Paris (3.—8. Dezember 1890) 

43) Grève générale reformiste et Greve gencrale revolutionaire. 


1t) Vorrede zu La Greve generale et le Socialisme (Paris 1904). 
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hob er in längerer Rede namentlich folgendes hervor: » .. . die 
gefährlichere aber fruchtbarere Möglichkeit des Generalstreiks, die 
dann gegen das Unternehmertum das ganze Proletariat aufrichten 
wird. (Lebhafter Beifall.) ... Nun ja, ich sage es, ich glaube 
es mit aller Bestimmtheit, der Generalstreik wäre die Revolution! 
(Lebhafter Beifall.) . . . Aber im Falle des Generalstreiks wäre 
die Armee nicht mehr ein so schmiegsames Werkzeug in den 
Händen der Bourgeoisie. (Lebhafter Beifall.) ... Und dann, 
wenn der Befehl zu schießen anhielte, wenn der Offizier hart- 
näckig den Willen des Soldaten trotz allem zwingen möchte, wo 
der doch von solchen Sorgen ergriffen wäre — dann freilich 
könnten die Gewehre losgehen, aber wohl nicht in der ange- 
gebenen Richtung!« (Anhaltender Beifall) *°). 

Der Generalstreik ist die Revolution, auf die die direkte Aktion 
Tag für Tag und Stunde um Stunde hinarbeitet. So ist auch 
der kleinste gewerkschaftliche Kampf revolutionär gestimmt, und 
jede Waffe, die der Syndikalismus führt, hat einen revolu- 
tionären Klang. Diese Stimmung braucht der Syndikalismus, 
weil er ohne den hinreißenden Schwung des Einzelwillens nichts 
zu erreichen vermag. Neben den üblichen Kampfesmitteln, Streik, 
Boykott, gewerkschaftliche Schutzmarke, ist die passive Resistenz 
in der Form der sabotage, der vorsätzlichen oder fahrlässigen 
Beschädigung der Werkzeuge oder der Produkte, vielfach und 
oft wirksam angewandt worden. Vor allem dringt der revolutio- 
näre Charakter der Bewegung bei größeren Aktionen durch, so 
als die C.G.T. gegen die private Stellenvermittlung oder für die 
Durchführung des Gesetzes über den wöchentlichen Ruhetag ihre 
Truppen mobil machte. Die ganze Entschlossenheit der direkten 
Aktion belebte jene große und tiefe Propaganda im Frühjahr 1906, 
die den Achtstundentag erringen sollte. Der Kongreß von Bourges 
hatte beschlossen, daß vom ı. Mai 1906 ab die Arbeiter in ganz 
Frankreich nach der achten Arbeitsstunde die Arbeitsstelle, Werk- 
statt oder Fabrik, verlassen sollten. Pouget interpretiert die Re- 
solution also: »Sie sagt den Arbeitern: es liegt nur an Euch, 
in die Bestimmung der Arbeitsbedingungen einzugreifen, Ihr müfßst 
wollen. Wenn Ihr wollt, könnt Ihr! Und das Resultat wird der 
Kraftanstrengung entsprechen.« Schon dieser Satz zeigt, daß die 
Führer und der Kongreß sich durchaus bewußt waren, der Acht- 
stundentag könne nicht mit einem Schlag erobert werden. Und 


4) Protokoll, S. 236 ff. 
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wenn zwei Jahre lang die Pariser Arbeitsbörse an einem der 
Zentralpunkte der Hauptstadt, auf der Front ein weithin sicht- 
bares Plakat trug: »Vom ı. Mai 1906 ab werden wir nur noch 
acht Stunden arbeiten«, so ist das eben ein Teil der demonstra- 
tiven Agitation, deren der Syndikalismus bedarf. Jener Satz von 
Pouget und zahlreiche mündliche Aeusserungen beweisen aber, 
daß diese Aktion lediglich eine Teilaktion der allgemeinen action 
directe sein soll. Noch weniger handelte es sich darum, die Re- 
volution zu proklamieren, und Pouget beruft sich auf den Ameri- 
kaner Spies, der in Chicago zum Tode verurteilt worden ist, weil 
er zum I. Mai 1886 die Revolution mit Waffengewalt haben 
durchführen wollen und damals, nach seiner Verurteilung, sagte: 
»Man kann eine Revolution ebenso wenig machen, wie ein Cyklon 
oder ein Erdbeben«. Allein, das Mittel, das der Kongreß von 
Bourges empfohlen hatte, und das noch Monate lang nach dem 
I. Mai die Arbeiter von Paris im Streik hielt, ist in der schran- 
kenlosen Selbstbestimmung der Arbeitszeit und in der Verallge- 
meinerung durchaus revolutionär. Die bürgerliche Presse warnte 
ja damals auch sehr eindringlich vor diesem Kampfe, der die 
Bevölkerung von Paris derart in Schrecken jagte, daß sie aus 
Angst vor der Revolution auf Wochen hinaus Konserven aufkaufte 
und Paris am großen Tage verließ. Am ı. Mai 1906 waren die 
Straßen der Hauptstadt zum ersten Male seit der Kommune 
menschenleer und verkehrslos, überall lagerten militärische Detache- 
ments, und auf dem Republikplatz bekämpfte die bewaffnete 
Macht bis in die späten Nachtstunden den Ansturm der unge- 
heuren Massen, die nach der Arbeitsbörse drängten. 

Die direkte Aktion führt zum Generalstreik, d. h. zur so- 
zialen Revolution, zur Uebernahme der Produktionsmittel durch 
die Gewerkschaften, die die lebendigen Organe der neuen Ge- 
sellschaft sein werden. Das ist der Gedankengang des revolutio- 
nären Syndikalismus in sciner ersten intransigenten Formulierung, 
er beherrscht all seine Acußerungen und Kundgebungen. Aber 
nirgends wohl ist so deutlich das syndikalistische Fühlen 
und Wollen offenbart worden, wie in jener primitiven Enquete, 
die der Kongreß von 1901 in Lyon anordnete, in der Einfalt 
der Fragestellung und in der Harmlosigkeit der Antworten +’). 

16) Gerade diese Enquete hat trotz ihrer Naivität die Pariser Bourgeoisie vor 
dem 1. Mai 1906 entsetzt. Vgl. Gaston Dru, la Revolution qui vient (Paris, Echo 
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Der Fragebogen lautete: 

»I. Wie würde Ihre Gewerkschaft vorgehen, um sich aus 
einer Kampforganisation in ein Organ der Produktion umzu- 
gestalten? 

2. Wie würden Sie vorgehen, um das Sie interessierende 
Werkzeug in Besitz zu nehmen ? 

3. Wie denken Sie sich die Arbeit der neuorganisierten Fa- 
briken und Werkstätten ? 

4. Wenn Ihre Gewerkschaft ein Verkehrsgewerbe umfaßt 
(Transport von Produkten oder Personen) oder ein Handelsge- 
werbe, wie denken Sie sich dann ihre Tätigkeit ? 

5. Wie wären nach Beendigung der Neuorganisation Ihre Be- 
ziehungen zu Ihrem Berufs- oder Industrieverband? 

6. Auf welcher Grundlage würde die Verteilung der Produkte 
vor sich gehen, und wie würden sich die produzierenden Gruppen 
den Rohstoff verschaffen? 

7. Welche Rolle würde die Arbeitsbörse in der umgestalteten 
Gesellschaft spielen und welches wäre ihre Tätigkeit hinsichtlich 
der Statistik und der Verteilung der Produkte? 

Für das Comite Confederal, 
Der Sekretär: Victor Griffuelhes. 

Alle Antworten sind an den allgemeinen Arbeitsbund, Ar- 
beitsbörse, 3 rue du Chäteau-d’Eau, Paris zu richten.« 

Und nun die Antworten? Die Gewerkschaft der Pariser Gold- 
arbeiter antwortet: »Da wir den Triumph des Generalstreiks 
annehmen, gehört das Werkzeug uns; während der revolutionären 
Periode werden wir Besitz davon ergreifen«. Eine kleinere Bau- 
arbeitergewerkschaft des Seine#)epartements, les Egaux, erklärt, 
»daß die Arbeiterklasse, die durch die Logik der Dinge die 
Schöpferin des Werkzeugs ist, nur alles, was notwendig sein 
wird, in Besitz zu nehmen brauchte. Auf die Frage nach der 
Verteilung der Produkte antwortet sie: »Die Verteilung der Pro- 
dukte wird einerseits durch den örtlichen Ausschuß gemäß dem 
Verlangen der mit der Verteilung beauftragten Organe erfolgen; 
andererseits entsprechend den Angaben der Statistik, die die Pro- 
duktion und den Konsum jedes Ortes und die Differenz aufzu- 
zählen hat.« Weiter. Die Gewerkschaft der Landarbeiter von 
Mèze schlägt vor, daß der ganze anbaufähige Boden von einer 
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landwirtschaftlichen Föderation verwaltet würde, die zwei Kom- 
missionen umfassen müßte, eine Kommission für Statistik und 
Arbeitsverteilung und eine Studienkommission für landwirtschaft- 
liche Chemie. 

In dem gleichen Sinne sind alle anderen Antworten gehalten. 
Frage- und Antwortspiel stammen aus der ersten Zeit des orga- 
nisierten und selbstbewußten Syndikalismus, als das neue System 
sich erst herausarbeitete und heranbildete.. Aber es war doch 
der syndikalistische Gedanke, der die Fragen gestellt und 
die Antworten gegeben hatte, und gerade die Originalität und 
der spontane Ausdruck einer in den Erfahrungen der Arbeiter- 
klasse, in ihrer ganzen Geschichte bodenständigen Anschauung 
sind es gewesen, die ihren Siegeszug geführt haben. 


IV. 

In den Jahren, die dem Kongreß von Bourges folgen, nimmt 
der revolutionäre Syndikalismus Besitz von der ganzen Arbeiter- 
bewegung. Die Reformisten sind aufs Haupt geschlagen. Die 
zahlreichen aber isolierten Gewerkvcreine, die außerhalb des Ver- 
bandes der C.G.T. stehen, die leblosen gelben Versuche des chce- 
maligen Anarchisten Bictry bleiben ohne jeden Einfluß auf den 
Charakter der ganzen Bewegung. Die sozialistische Partei hat 
sich im Parlamentarismus erschöpft und durch erfolglose ministe- 
rielle Abenteuer und durch unerträgliche innere Streitigkeiten 
die Arbeiterklasse abgestoßen. Die Ausfälle gegen die politiciens, 
die sich kein Redner in der Pariser Arbeitsbörse versagt, erzielen 
stürmischen Beifall. Ein Telegramm, das Jaures an den Kongrets 
von Bourges richtet, wird mit Hohnlachen und Johlen empfangen. 

Das war die Stimmung bis in das Jahr 1906 hinein, wo sich 
allmählich eine Wandlung anzeiste. Die Einigung der Partei, 
die im Herbst 1905 in Chalons endlich gelungen war, verlangte 
nach Machtentfaltung und deshalb nach größerer und tieferer 
Wirksamkeit innerhalb der Arbeiterbewegung. Die sozialistische 
Partei muß versuchen, eine Form der Arbeiterbewegung zu werden. 
Und so näherte sie sich den Gewerkschaften, schonte ihre antipoli- 
tische Verstimmung, um sie zu mildern und umzugestalten. Syndika- 
listen wurden in den Parteivorstand gewählt, und die Versuche 
Guesdes und seiner Freunde, Hervé hinauszudrängen, scheiterten 
an der IEntschlossenheit der großen Gruppe, die die Verständi- 
sung mit der C.G.T. bewußt und systematisch erstrebte. Bald 
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eründete Albert Thomas die Revue syndicaliste, die sich in den 
Dienst der versöhnlichen Absichten stellte. Die Aenderung der 
früher nur parlamentarischen Taktik vollzog sich offensichtlich. 
Die Reibereien zwischen den Gemäßigten und Orthodoxen waren 
so gut wie verschwunden und neuen Gegensätzen gewichen, 
zwischen denjenigen, die ausschließlich die Eroberung der politi- 
schen Gewalt wollen, und denen, die die gewerkschaftliche Ak- 
tion höher werten. Die eine Gruppe, zu der namentlich Guesde 
selbst gehört und weiterhin der äußerste rechte Flügel, die frü- 
heren Possibilisten, erblickte nach wie vor in der gewerkschaft- 
lichen Tätigkeit ein an sich sehr bedeutungsvolles Korrelat der 
politischen Arbeit, so daß die Gewerkschaft sich der Partei unter- 
ordnen müßte. Die anderen, deren Führer vor allem Vaillant, 
Sembat und Jaurès sind, wollten gerade damals, daß die Partei 
viel eher ein Ausdruck der Gewerkschaftsbewegung sei, in der 
sich der Klassenkampf viel reiner abspielt, als in der Politik. 
Schon in der Agitation zum I. Mai unterstützte die Partei 
die C.G.T., und bei den wenige Tage darauf folgenden Kammer- 
wahlen zeigte sich der Erfolg einer Verständigung für den parla- 
mentarischen Sozialismus. Ueberall stimmten die Arbeiter für 
seine Kandidaten. Allerdings ist das in erregten Wahlzeiten nicht 
sonderlich vielsagend, umso weniger als die C.G.T. keineswegs von 
einer Beteiligung abgeraten hatte. Allein, die Annäherung wurde nach 
den Wahlen noch enger dadurch, daß die sozialistische Kammer- 
fraktion die gewerkschaftlichen Forderungen mit großer Entschie- 
denheit im Parlament vertrat, besonders bei dem Kampf um den 
wöchentlichen Ruhetag. Es gelang der Partei sogar, einige ihrer 
Führer in die leitende Körperschaft des Arbeitsbundes wählen zu 
lassen. Damals wurde auch die regelmäßige Mitarbeit der Syn- 
dikalisten an der Humanite möglich. In jener ersten Zeit der 
Annäherung war es zweifellos die Partei, die sich vom Einfluß 
und den Wünschen des fremden — viel mächtigeren — Körpers 
leiten ließ, und diese »Tyrannei der C.G.T.« wird heute noch 
von der gemäßigten oder reaktionären bürgerlichen Presse pole- 
misch verwertet. Gegen die gewerkschaftliche Führung lehnten 
sich aber auch die ehemaligen Guesdisten und ihre früheren 
schärfsten Gegner, die Broussisten, auf und sowohl auf dem Par- 
teitag von Limoges (1906) wie auf dem Kongreß von Nancy 
(1907) versuchten sie eine Unterordnung der Gewerkschaften zu 
erreichen. Dem Kongreß von Nancy lagen zwei Resolutionen 
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vor, deren eine die Unterordnung der Gewerkschaften unter die 
Partei, die andere ihre Gleichberechtigung und Selbständigkeit 
proklamierten. Die letztere, von den Syndikalisten selbst unter- 
stützte Resolution, die schon in Limoges gesiegt hatte, drang 
auch in Nancy durch, unterlag aber auf dem internationalen Kon- 
greß in Stuttgart. (Jedoch wurde durch die Einfügung einer 
Erklärung Vaillants in das Protokoll den Franzosen eine Aus- 
nahme von der internationalen Regel gestattet.) Die Gegensätze 
zwischen den Syndikalisten und den Nur-Politikern in der Partei 
sind inzwischen keineswegs ausgeglichen worden. Guesde ließ 
sein früheres Wochenblatt Le Socialisme, und die Gemäßigten 
mit dem Abgeordneten Brousse an der Spitze ihr altes possibi- 
listisches Organ Le Proletaire wieder erscheinen, um ein Gegen- 
gewicht gegen den Einfluß der C.G.T. in der Partei zu schaffen. 
Der Widerstand der Gemäßigten ist nie so wirksam geworden, 
wie der Guesdisten, besonders seitdem der Antipatriotismus Her- 
vés in der Partei und innerhalb der C.G.T. sein Ansehen eingebüßt 
hat. Vielmehr hat die gemeinsame Opposition der Gewerkschaf- 
ten und der Partei gegen das Ministerium Clémenceau auch 
die innere Gemeinschaft zwischen den beiden Körpern gestärkt. 
Und auf dem Parteitag von Toulouse im Oktober 1908 ist 
sogar nahezu einstimmig eine Prinzipienerklärung beschlossen 
worden, welche die Verständigung der politischen 
Partei mit dem Syndikalismus ausspricht. Diese Reso- 
lution faßt die Tätigkeit der Arbciterbewegung (nach längeren 
Deduktionen) in folgendem Satz zusammen: »Das Proletariat 
schreitet vorwärts und befreit sich durch sein unmittelbares Drängen, 
durch seine direkte, gemeinsame und organisierte 
Aktionaufdas Unternehmertum und die öffentlichen 
Gewalten; diese direkte Aktion führt zum Generalstreik, der 
die bedrohten Freiheiten der Arbeiterklasse zu verteidigen hat, 
zu den gewaltigen Arbeiterforderungen und zu dem Ansturm des 
gesamten organisierten Proletariats mit dem Zicle der kapitali- 
stischen Enteignung.« Es ist geradezu die Ucbertragung ursprüng- 
lich antipolitischer Gedanken ins Politische. Die direkte 
Aktion ist erweitert, und sie verbindet nunmehr ge- 
werkschaftliches und politisches Tageswerk mit dem 
gemcinsamen sozialistischen Ziel. Dabei ist allerdings 
die Theorie zu kurz gekommen! Denn wohin sind die syndika- 
listischen Konstruktionen, der Anti-Ltatismus, der Korporatismus, 
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die gewerkschaftliche Zukunfts-Gesellschaft geraten? In der ge- 
meinsamen Arbeit des täglichen Kampfes, in der Wirklichkeit 
der Arbeiterbewegung, die sich in keine Formeln fesseln läßt, 
sind sie untergegangen. 

Der revolutionäre Syndikalismus hat aber mit dem System 
nicht auch seine Bedeutung verloren. Er ist eben nicht als reine 
Theorie zu begreifen — etwa jener artistischen Neuropathen, die 
Sombart sich vorstellt —, sondern als der Ausdruck einer poli- 
tisch müden Arbeiterbewegung. Die Ablehnung politischen 
Wirkens hat erst nachträglich die eigene Doktrin erzeugt, die 
freilich dann die siegende Wucht einer Offenbarung haben konnte. 
Schon um deswillen, weil sie einen wahrhaft neuen und frucht- 
baren Gedanken zeitigte, der an Stelle der bequemen, mehr oder 
weniger katastrophalen »Eroberung der politischen Macht« die 
ständige, tägliche, immer sich erneuernde Aktion 
der ganzen Arbeiterklasse setzte. Durch diese direkte 
Aktion hindurch gelangt das Proletariat schließlich zur sozialen 
Revolution. Der Gedanke war aus der Gleichgiltigkeit gegen die 
politische Tätigkeit entstanden. Aber er konnte auch selbständig, 
von seinem Ursprung losgelöst, fortleben, sobald nur die Politik 
die gewerkschaftliche Arbeit nicht ausschloß oder unterordnete 
und ihn selbst aufnahm. Diese Entwicklung hat der revolutionäre 
Syndikalismus erfahren, in gefügigen Konzessionen der Partei, 
und in einer langsamen Wandlung der eigenen Taktik und der 
eigenen Grundsätze. 

Zunächst blieb naturgemäß die Unterstützung der Partei 
nicht ohne Eindruck. Noch im Jahre der Kammerwahlen konnte 
man auf dem Kongreß von Amiens eine Milderung der antipo- 
litischen Tendenz empfinden. Die Resolution Griffuelhes, die der 
Kongreß mit 830 gegen 8 Stimmen annahm, hat Lagardelle an 
dieser Stelle als ein Zeichen fortschreitenden syndikalistischen 
Geistes gekennzeichnet ??). Diese Auffassung ist äußerst optimistisch, 
denn tatsächlich betont die auch von den Reformisten angenom- 
mene Resolution mit großem Nachdruck die Zulässigkeit politi- 
scher Betätigung außerhalb der gewerkschaftlichen Neutralität 4°). 
Und einer der unentwegten Syndikalisten, Janvion, bezeichnet sie 
auch als eine »so ungenaue und formlose Resolution, daß sie 
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seit zwei Jahren alle Deutungen, alle Unannchmlichkeiten, jede 
Kompromitierung zugelassen hat ?”). Je näher Partei und C.G.T. 
sich kamen, desto schwächer wurden die Warnungen vor der 
Politik, so daß sich mehr und mehr zwischen den beiden Organen 
eine Art Arbeitsteilung entwickelte. 

Dazu kam noch ein anderes: die direkte Aktion konnte so 
wenig wie die parlamentarische Arbeit ihre revolutionären Erfolge 
alsogleich vorführen. Seit dem ı. Mai 1906 war es nie mehr 
zu einer annähernd so imposanten Kraftäußerungs gekommen, und 
der Kampf der C.G.T. wickelte sich in zahlreichen Lohnbewe- 
sungen und Streiks ab. Und kaum zwei Jahre nach jenem 
großen Maitag, an dem die Arbeiterklasse in den Himmel greifen 
und den Achtstundentag sich holen sollte, bezeichnet Griffuelhes 
selbst jene junge Vergangenheit als die Periode des »revolutionären 
Romantismuse: 

»Dieser revolutionäre Romantismus — so schreibt er — 
stellt eine Phase der Arbeiterbewegung dar und zwar cine Phase, 
die großen Einfluß gehabt hat. Sie hat die gegenwärtige Arbeit 
vorbereitet. Ohne diese Vorbereitung kann man behaupten, daß 
der Syndikalismus nicht wäre, was er heute ist: die Theorie und 
die Praxis der Aktion der Arbeiterklasse . . . Während dieser 
Periode wurde auf die Organisation wenig Wert gelegt. Das 
wäre Zeitverlust gewesen! Warum übrigens hätte man das tun 
sollen? War denn die Revolution der gekreuzten Arme nicht 
nahe! Glücklicherweise veränderte sich die Situation, um ein 
Wachstum des gewerkschaftlichen Lebens nach sich zu ziehen, 
das die Arbeit jeder Stunde forderte und so die Arbeiterklasse 
vom revolutionären Mystizismus loslöste und sie an die aus 
lauter Tagesarbeit bestehende Wirklichkeit band. Diese L.oslö- 
sung ist langsam von statten gegangen. Sie ist weder absolut 
noch vollständig; sie genügt jedoch, damit wir sie fördern können, 
indem wir ihre Notwendigkeit beweisen. Aber auch hier wird die 
lebendige Arbeiterbewegung besser als logische Erwägung wirken. 
Der Tag ist nicht fern, wo alle unsere Kämpfer erkennen werden, 
daß die wirkliche revolutionäre Aktion diejenige ist, 
die in der Praxis jeden Tages den revolutionären Wert des 
Proletariats steigert und mehrt. Der Streik, den eine durch ihre 
Kämpfe dank mächtigen und tätigen Gewerkschaften starke Ar- 
beiterklasse führt, erreicht mehr als der ganze Inhalt von Biblio- 
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theken! Er erzieht, er kräftigt, er begeistert und er schafft 50)<. 

Der Kleinkampf, die Forderungen des Alltags, haben den 
revolutionären Syndikalismus gemäßigt. Er hat aufgehört »roman- 
tisch« zu sein und er kommt den Bedürfnissen der bescheidenen 
Propaganda entgegen. Der Gegensatz zwischen Reformisten und 
Revolutionären schwächt sich immer mehr ab, und beide gelangen 
bald zu derselben Taktik. Der traditionelle Kampf zwischen den 
beiden alten Gruppen greift nicht mehr in das innere Leben und 
in die Wirksamkeit der Gewerkschaftsbewegung ein, sondern er 
berührt nur noch Zweckmäßigkeitsfragen derselben Taktik oder 
die Art formeller Behandlung früherer Gegensätze. So ist der anti- 
militaristische Beschluß von Marscille gegen eine reformistische Min- 
derheit gefaßt worden. Aber der Unterschied zwischen der sieg- 
reichen und der unterlegenen Resolution liegt weit mehr in der Aus- 
drucksweise als im Inhalt. Und der Führer der Mehrheit, der Syndi- 
kalist Merrheim, hat nach Schluß des Kongresses — wie schon ein- 
mal erwähnt worden ist — die Stellungnahme der Majorität ledig- 
lich mit dem Interesse der Gewerkschaften an der Erhaltung des 
Friedens und mit ihrem Recht begründet, den Ausbruch des 
Krieges mit allen Mitteln zu verhindern ; damit sei jedoch keines- 
wegs ein Bekenntnis zum Anti-Patriotismus ausgesprochen worden. 
Tatsächlich ist die geräuschvolle Agitation der Anti-Patrioten 
nachteilig für die Verbreitung der Gewerkschaften gewesen, und 
deshalb wird er als außer-gewerkschaftlich aus dem Bereich der 
C.G.T. ausgewiesen, und Hervés Einfluß ınehr und mehr einge- 
dämmt. Der blutige und opferreiche Zusammenstoß der streiken- 
den Arbeiter von Villeneuve-St. Georges mit der bewaffneten 
Macht am 30. Juli — der die reaktionäre Presse zu dem erfolg- 
losen Verlangen nach Auflösung der C.G.T. veranlaßt hat!) — 
wird auf dem Kongreß von Marseille gegen die Vorliebe für 
demonstrative Aktionen angeführt. Diese Milderung der revo- 
lutionären Taktik, die den Ingrimm der Anarchisten zu offener 
Feindschaft steigert, löst sich bald auch in faßbaren Konzessionen 
aus. Die Stärkung der Arbeitgeberverbände, namentlich die Er- 
fahrungen der Pariser Bauarbeiter während der Aussperrung im 
April 1908 unterstützen das Verlangen nach mächtigen Industrie- 
verbänden, für die sich dann auch der Kongreß ausspricht; die 





50) L’Action directe vom 23. April 1908. 
51) Vgl. Verhandlungen der französischen Abgeordnetenkammer vom 23. Okt. 
1908. (Journal officiel vom 24. Okt. 1903.) 
12% 
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Leistungsfähigkeit der Gewerkschaften wird durch Erhöhung der 
Beiträge gesteigert; und die Fluktuation der Mitglieder durch die 
Einführung von Unterstützungseinrichtungen eingeschränkt. Die 
Örganisationsbestände werden stärker und zuverlässiger, und man 
beginnt nicht mehr nur mit papierenen Zahlen, sondern mit le- 
bendigen Menschen zu rechnen: die C.G.T., die in den Jahren 
losester und schwankender Organisation durch keine Tatsächlich- 
keit gehemmte Mitglicdertabellen veröffentlicht hatte, gibt auf 
dem Kongreß von Marseille, nach dem Eintritt des großen Berg- 
arbeiterverbandes, die Zahl der angegliederten Arbeiter auf 250 000 
an. Das revolutionäre Ziel tritt hinter den Erfolgen täglicher Ar- 
beit an Bedeutung zurück, und Latapie darf in der Humanité 
über die revolutionären Folgerungen aus den Kongreßbeschlüssen 
spotten, um die sich die Arbeiterklasse selbst den Kopf nicht 
zerbreche °?).. Cleuet, der Sekretär der Arbeitsbörse von Amiens, 
verlacht die Idee eines Parti du Travail, die Pouget doch einst 
ernsthaft und feurig vertreten hat’*). In Toulouse, auf dem Kon- 
greß der sozialistischen Partei vereinigen sich schließlich Syndika- 
listen und Sozialisten zu jener begeisterten Empfehlung der 
einen direkten Aktionin Politik und wirtschaft- 
lichem Kampf. 

Diese Entwicklung ist noch nicht abgeschlossen. Die Gegen- 
sätze innerhalb des Syndikalismus sind durch die Wandlung in 
seiner Praxis verschoben worden, und seit dem Kongreß von 
Marseille setzt sich in der Humanité eine Polemik unter den An- 
gehörigen der alten revolutionären Mehrheit fort. Aber die Anti- 
Politiker sind nur mehr ein so geringes Häuflcin, daß sie die Ver- 
ständigung zwischen der Partei und den Gewerkschaften nicht 
mehr gefährden. Wir erleben wiederum, wie die Arbeiterbewe- 
gung, aus den eigenen Bedürfnissen heraus, ihre Formen ändert. 





52) Humanité vom 21. Oktober 1908. 


53) Humanité vom 6. Dezember 1908. 
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Von 
ROBERT SCHACHNER. 


(Schluß.) 


II. Lohnausschüsse. 


I. Die Grundzüge der gesetzlichen Bestimmungen 
über Lohnausschüsse in Viktoria und Südaustralien. 


Nach dem Viktorianischen Gesetze 8°) sind besondere Ausschüsse — 
special boards — bestellt, in denen gewisse Arbeitsverhältnisse einzelner 
Gewerbe geregelt werden sollen. 

Zur Schaffung dieser Ausschüsse bedarf es seit der Gesetzesreform 
unter dem reaktionären Ministerium Irvine von 1903 der Zustimmung 
der beiden gesetzgebenden Körperschaften, während es bis dahin ge- 
nügt, wenn eine die Resolution zu Gunsten eines solchen Ausschusses 
gefaßt hatte. 

Die Mitglieder dieser Ausschüsse, deren Zahl vom Governor in 
council, d. h. nach Beratung mit dem Kabinett auf 4 bis ro, halb 
Arbeiter, halb Unternehmer festgesetzt wird, wurden bis 1903 er- 
wählt, während sie jetzt vom Minister ernannt werden, wobei 
dieser jedoch die Beteiligten zuvor zur Einreichung von Namenslisten 
auffordert; doch steht dem fünften Teil aller Unternehmer oder Arbeiter 
das Recht zu, die Ernennungen anzufechten und eine Wahl zu fordern. 
Nur in der Möbelschreinerei sind die Ernennungen endgültig, da hier 
die Gefahr besteht, daß sonst die Chinesen die Vertretung in dem 
Ausschuß an sich reißen. Ebensowenig sind Ernennungen anfechtbar, 
wodurch entstandene Lücken in den Ausschüssen ausgefüllt werden. 

Der Vorsitzende wird von den Ausschufmitgliedern gewählt; falls 
keine Einigung zustande kommt, ernennt ihn der Governor in council. 

Die Entscheidungen (determination) erlangen 30 Tage nach ihrer 


*) Vgl. Archiv, Bd. XXVII, S. 205 und 446. 
80) Factories and Shop Act 1905. Teil IX u. X, Ziffer 75 mit 126. 
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Unterzeichnung durch den Vorsitzenden Kraft®"), doch steht dem Minister 
für Arbeit das Recht zu, wenn er sie als schädlich für das Gewerbe oder 
sonstwie unbillig und ungerecht erachtet, ihre Wirksamkeit auf 6 Mo- 
nate aufer Kraft zu setzen und den Ausschuß aufzufordern, sie einer 
neuen Beratung zu unterstellen. Alsdann werden sie endgültig, sofern 
nicht ihre Gültigkeit durch ein Rechtsmittel an den durch das Gesetz 
vom Jahre 1903 geschaffenen Court of ındustrial appeals angefochten 
wird. Dieses Rechtsmittel steht unabhängig neben jener Befugnis des 
Ministers, die wohl durch die neu geschaffene Beschwerdeinstanz aufer 
Ucbung kommen wird. 

Dieser Gerichtshof besteht aus einem Richter des obersten Ge- 
richtshofes; ihm können zwei von den Ausschußparteien gewählte 
Beisitzer zur Seite stehen. Seine Anrufung kann nicht nur von einer 
Mehrheit der beiden in den Ausschüssen sitzenden Parteivertretungen 
erfolgen, sondern 25/0 der Gesamtzahl der Arbeiter und ein Unter- 
nehmer oder mehrere Unternehmer, die 25°/o aller Arbeiter beschäf- 
tigen, haben das gleiche Recht. Auferdem kann der Minister jede Aus- 
schußsentscheidung an das Appellgericht leiten. 

Dieser Gerichtshof hatte alle Machtbefugnisse des »besonderen 
Ausschusscs« und kann die angefochtenen Entscheidungen beliebig ab- 
ändern, womit sie endgültig werden, soweit er nicht selbst aus beson- 
deren Gründen nachträglich noch eine Abänderung beliebt oder solche 
dem special board erlaubt. 

Außer dieser materiellen Anfechtung besteht noch ein Rechtsweg 
an den höchsten Gerichtshof wegen Verletzung des Rechts durch 
die Ausschußsentscheidung. Der gleiche Rechtsweg ist auch gegen die 
Entscheidungen des Appellgerichts gegeben, wenn auch Ziffer 118 das 
nicht ausspricht ®2). 

Die Entscheidungen können nur auf Städte und Landstädte #) sich 
erstrecken; bei Ausdehnung auf Grafschaften (borough) oder auf Land- 








81) Sie werden heute nach dem Majoritätsprinzip eventuell mit Stichentscheid 
des Vorsitzenden gefaßt. Ein kurzlebiges Gesetz Irvines vom Jahre 1902 hatte den 
Vorsitzenden beseitigt und als Majorität die Stimmenzahl der einen Partei, verstärkt 
um zwei Stimmen der anderen (z. B. 5 Arbeitgebervertreter und 2 Arbeitnehmer- 
vertreter) festgelegt. Dadurch wurde die Tätigkeit der Ausschüsse so gelähmt, daß 
diese reaktionärste Einführung Irvines im Gesetz von 1903 wicder fallen gelassen 
werden mußte, 

82) In analoger Weise wie Rechtsmittel gegen Gesetzesverletzung durch die 
Schiedsgerichte bestehen. 

83) Wenn eine Grafschaft, ein Selbstverwaltungsdistrikt, eine Einnahme (revenue) 
von 10000 £ hat, kann sie zur Landstadt (town), wenn sie eine solche von 
20000 £ hat, kann sie zur city erhoben werden. Jenks, The Government of Vic- 


toria. Melbourne 1897, S. 329. 
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bezirke (shires) wenn sie im Gesamtumkreis einer Stadt oder Land: 
stadt sind, bedarf es der Genehmigung des Governor in council, 
bei Landbezirken anderer Lage muß die lokale Ortsvertretung (shire 
council) selbst um die Anwendung der Entscheidung auf ihr Territorium 
ersuchen. 

Die der Ausschufsregelung unterstellten Gewerbe sind im Gesetze 
bezeichnet: es sind die Bekleidungs- und Möbelindustrie, Bäckerei, 
Metzgerei, Fleischverkauf und Krämerei, außerdem alle Erzeugungen 
und Geschäfte, die gewöhnlich oder doch häufig in einer Fabrik oder 
einem Arbeitsraum vollzogen werden. Als Fabrik oder Arbeitsraum 
ist im Gesetze jeder Platz gemeint, wo Güter für Handel oder Verkauf 
hergestellt werden und wo vier oder mehr Personen oder mehr als ein 
Chinese beschäftigt sind, wo Möbel, Brot oder Kuchen Herstellung finden 
oder Dampf, Wasser, Gas oder elektrische Kraft verwendet sind (Gesetz 
Sektion 5). Landwirtschaftliche Betriebe, Fabriken für »kondensierte 
Milch«, Butter und Käse sind der Fabrikgesetzgebung entzouen (8). 

Die Befugnisse der Ausschüsse liegen vor allem auf dem Gebict 
der Lohnregulierung. Sie sollen die unterste Stufe der Löhne fest- 
setzen ; deswegen hat man diese Ausschüsse auch minimum wage board 
(Ausschüsse zur Festsetzung des mindesten Lohnes) genannt. Durch 
das Gesetz Irvines ist für alle Entscheidungen der Ausschüsse festge- 
stellt, daß dabei berücksichtigt wird, was der von einem chrenhaften 
Unternehmer (reputable employer) gezahlte durchschnittliche Lohnsatz 
an Angestellte von durchschnittlicher Fähigkeit ist; in diesem Durch- 
schnitt soll die niederste Lohnquote ihre Grenze haben. Wenn der 
Ausschufs sich mit solchem Lohne nicht zufrieden geben zu können 
glaubt, so muß er darüber dem Minister Bericht erstatten, der alsdann 
den Fall dem Appellgericht, das ohne jene Bindung an die Verhältnisse 
des reputable employer entscheiden kann, vorlegt. Besondere Lohn- 
sätze können für alte, schwache und langsame Arbeiter festgelegt wer- 
den, die für ihre Ausnahmsstellung eines besonderen Erlaubnisscheines 
des Fabrikinspektors bedürfen. Wenn es erforderlich erscheint, Stück- 
löhne festzusetzen, so sollten sie auf dem Zeitlohne basiert werden; 
diese Anpassung kann durch den Ausschuß auch dem Unternehmer 
überlassen werden. 

Bei seiner Lohnbestimmung soll der Ausschuß die Art, Natur und 
den Charakter der Arbeit und wie sie erfolgt, das Alter und Geschlecht 
und was sonst zur Beachtung durch Ausführungsbestimmungen vorge- 
schrieben ist, berücksichtigen. 

Der Ausschuß hat als eng mit der Lohnfrage zusammenhänyend 
die Arbeitszeit vorzuschreiben; die für Ucberzeit zu zahlenden Löhne 
obliegen gleichfalls seinem Ermessen. 

Endlich soll der Ausschuß das Zahlenverhältnis der Helfer (in- 
prover), die in ırgend einer Produktion, einem Handel oder Geschäft 
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beschäftigt werden, zu der Zahl der Gescllen bestimmen; er hat auch 
die Befugnis, deren Löhne festzustellen, wobei cr.Alter, Geschlecht und 
Erfahrung als Richtpunkte nehmen kann. 

Bis zum Gesetz von 1903 stand den Ausschüssen auch das Recht 
zu, ein Zahlenverhältnis für die Lehrlinge (apprenticcs)®*) vorzuschreiben, 
heute besteht nur noch das Recht, ihre Löhne festzulegen. 

Das südaustralische Gesetz (The Factories Act Amendment Act 
1906) hält sich in wortgetreuem sklavischem Anschluß an das Viktoria- 
nische Vorbild, alle die Irvineschen Verschlechterungen, besonders die 
aberwitzige »reputable employers clause« mußten Aufnahme finden, 
um das Oberhaus zur Genehmigung des Gesetzes gewinnen zu können. 

Zu den wenigen Abweichungen gehört die andere Umschreibung 
des Registrierungsgebicts der Ausschüsse, hier sind im Gesetz neben 
den in Viktoria vorgesehenen Gewerbe- und Handelszweigen noch be- 
sonders Ziegelfabrikation und -handel und außerdem Lohnfuhrwerkerei 
aufgeführt. 

Eine im Irvine’schen Geist gemachte Einschränkung findet sich in 
der Ernennung des Vorsitzenden der Ausschüsse durch den Governor, 
während in Viktoria scine Wahl dem Ausschuß selbst anvertraut ist 
und nur mangels Einigung jenem zusteht. 

Der queensländische Entwurf für ein Lohnausschufigesetz, der im 
August 1907 eingebracht wurde, ähnelt seinen beiden Vorbildern und 
hat auch die »reputable employers clause« aufgenommen. Die Wahl 
des Vorsitzenden ist indessen unterschiedlich von Südaustralien den 
Lohnausschüssen selbst anheimgestellt,; erst wenn diese 28 Tage nach 
ihrer Bestellung zu keiner Einigung kommen, erfolgt die Ernennung 
durch den Governor in council. (Sektion 9.) 

Eine bedeutende Verbesserung gegenüber jenen bestehenden Ge- 
setzen findet sich in der vorgesehenen Ermächtigung des Ausschusses 
nicht nur das Zahlenverhältnis der Helfer, sondern auch der Lehrlinge 
zu der Zahl der Gesellen zu bestimmen. (Sektion 20)°°). Dieser Ent- 
wurf wurde 1908 Gesetz. 

Mit dem Jahre 1908 bekam auch Neusüdwales Lohnausschüsse. 
Das Gesetz zur Schaffung von Ausschüssen zu dem Zwecke der Rege- 


84) Apprentice (Lehrling) bedeutet eine Person unter 21 Jahren, die durch 
Lehrbrief gebunden ist. — Improver (Helfer) bedeutet eine Person, die kein Lehr- 
ling ist, nur Zeit- oder Stücklöhne erhält, die der Ausschuß für Lehrlinge oder 
improver vorschreibt, und nicht über 21 Jahre alt ist oder, wenn über 21 Jahre, 
eine besondere ministerielle Genehmigung hat, daß sie zu »Helfer«<löhnen beschäf- 
tigt werden darf. Definitionen des Gesetzes Sektion 5. 

8) A Bill to make provision for Wages Boards initiated in Committee S. 
August 1907. Sie wurde 1908 Gesetz, doch liegt mir der entgültige Text noch 


nicht vor. 


Schiedsgerichte und Lohnausschüsse in Australien. 185 


lung der gewerblichen Arbeitsbedingungen — an act to provide for 
the constitution of boards to determine the conditions of employment 
in industries — trat am 24. April ins Leben. Ein darin geschaffener 
Gewerbegerichtshof — industrial court — der nur aus einem Richter 
besteht, ist Organisationsbehörde, wie Appelgericht. Er empfiehlt auf 
Anrufung eines Arbeitgebers oder von 20 Arbeitnehmern des gleichen 
Gewerbes dem Minister die Bestellung eines Ausschusses, er bestimmt 
die Zahl der Mitglieder, wofür Bewegungsfreiheit zwischen 2 bis 
10 besteht, er schlägt aus einer von den Beteiligten eingereichten 
Liste gewählter Parteivertreter dem Governor die Ausschußmitglieder 
vor, er nennt endlich dem Governor einen Vorsitzenden, falls der 
Ausschuß selbst sich nicht darin einigen könnte und der Governor 
sich in diesem Fall nicht zur Berufung eines Richters veranlaßt 
sieht. 

Solcher Ausschüsse sind bis jetzt 6o vorgesehen, doch kann der 
Governor auf übereinstimmende Resolution der Parlamente noch andere 
schaffen. Ihre Befugnis erstreckt sich über die Rechte des viktoriani- 
schen Ausschusses hinaus auf die Bestimmung einer Verhältniszahl von 
Lehrlingen und Helfern zu den Gesellen und ist andererseits durch 
keine Rücksicht auf den reputable employer eingeengt. Die Beteilig- 
ten haben ein Berufungsrecht an den Gewerbegerichtshof; dieses Rechts- 
mittel steht auch dem Minister zu, wo ihm öffentliche Interessen ge- 
fährdet erscheinen. 

Gerichtshof wie Ausschüsse können sich durch 2 Assessoren, jeder 
auf Vorschlag einer der Parteien berufen, über technische Einzelheiten 
unterrichten lassen, doch steht diesen kein Mitbesetzungs- oder Ent- 
scheidungsrecht zu. 

Die Möglichkeit, freiwillige Uebereinkünfte durch Eintragung zur Be- 
deutung von Ausschußentscheidungen (award genannt) gelangen zu lassen 
sowie Strafbestimmungen gegen Streiks und Aussperrungen lassen die 
Absicht des Gesetzgebers erkennen, diesem Gesetze Eigenschaften des 
Schiedsgerichtsgesetzes einzupflanzen. Das Gesetz dient übrigens auch 
der Ueberleitung der Arbeitsregelung durch das Schiedsgerichtssystem 
auf das Ausschußsystem, indem es die Entscheidungen, die unter jenem 
ergingen, aufrecht erhält und unter die Jurisdiktion der neu geschaffe- 
nen Organe stellt. 


2. Durchführung der Gesetzgebung. 


In Viktoria bestehen heute 49 Lohnausschüsse mit 49 500 Arbeitern 
in den von ihnen bestrichenen Gewerben. Hatte Irvine in einem Ge- 
setze von 1902 die Neuschaffung von Lohnausschüssen verboten, so ist 
die im Jahre 1903 wieder in das Gesctz eingestellte Möglichkeit zu 
Ihrer Berufung als sozialpolitische Notwendigkeit allein durch die Tat- 
sache bewiesen, daß seit 1903 nicht weniger als 12 neue Ausschüsse 
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bestellt wurden, die cine Arbeiterschaft von 12000 Köpfen umfassen. 
Da die Gesamtarbeiterschaft in den Fabriken Viktorias im Jahre 1906 
67500 war, so schen wir, daß für mehr als zwei Drittel der Arbeiter- 
schaft Lohnregulierungen bestehen oder im Gange sind. 

In Südaustralien sind unter dem neuen Gesetz bereits im ersten 
Halbjahre drei Ausschüsse berufen worden und haben ihre Entschei- 
dungen erlassen, ein Beweis der Dringlichkeit ihres Bedürfnisses. 

Als Vorsitzenden liebte man außerhalb des engeren Gesichtswinkels 
der Berufskenntnis urtceilende Personen zu berufen; die Viktorianische 
Kommission ®°) nennt unter den 38 Vorsitzenden 10 pensionierte Staats- 
beamte, 6 Geistliche, 3 Richter des höchsten Gcrichtshofes, 5 Polizei- 
richter (mit richterlichen Befugnissen betraute Laien), 4 Rechtsanwälte 
und 2 Schulmeister. Die Wichtigkeit dieser Stellung geht daraus her- 
vor, daß es in den mit niedrigen Löhnen arbeitenden Gewerben fast 
immer seiner Stimme bedarf, um eine den Arbeitern nur einigermaßen 
annehmbare Entscheidung herbeizuführen. So gab bei dem südaustra- 
lischen Frauenkleider- und Putzmachereiausschuß bei jeder einzelnen 
Lohn- und Arbeitsbestimmung die Stimme des Vorsitzenden den Aus- 
schlag zu Gunsten der Arbeiter, obwohl die Löhne niederer sind, als 
sie in Viktoria gezahlt werden. 

Die wichtigste Entscheidung jeden Ausschusses stützte sich bis 1903 
auf seine Auffassung von dem minimum wage, bis nunmchr seinen Er- 
wägungen durch die Beachtung des Durchschnittslohnes des ehrenhaf- 
ten Unternehmers gewisse Grenzen gezogen sind. Nur für das Appell- 
gericht besteht noch Entscheidungsfrciheit. Im Gegensatz zu dem 
minimum wage der Schiedsgerichte ist in Viktoria niemals die Lage der 
Industrie als mafsgebender Gesichtspunkt genommen worden ?”), son- 
dern man schloß sich so eng als möglich an den üblichen durch- 
schnittlichen Lohn an, der sich freilich nicht als »Schwitzlohn« dar- 
stellen durfte. Ein living wage ist aber weder in der Gesetzgebung für 
die Feststellungen der Ausschüsse ausdrücklich verlangt, noch in den 
Ausschußentscheidungen gegeben worden und eine der interessantesten 
Appelle im Stärkegewerbe brachte die Ansicht des Court of industrial 
appeals, die folgenschwer auf den kommenden Lohnregulierungen 
lasten wird. 

Die Grundlage dieser Entscheidung bildet die merkwürdige Sektion 
122: Wenn die Lohnbestimmungen der Ausschußentscheidungen die 
Industrie gefährden oder zu gefährden drohen, so soll der Gerichtshof 
die seiner Meinung nach notwendigen Aenderungen machen, um diese 
Folge zu beseitigen »sund zur gleichen Zeit einen zum Lebens- 
unterhalt genügenden Lohn für die in diesem Handels- oder Gewerbe- 

86) 1. e. S. XXXI. 

87) S. Clark I S. 61 und 118. 
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betrieb beschäftigten Arbeiter sichern«. 

Die Gesetzgeber waren sich nicht bewußt, daß Umstände möglich 
sind, wo sich beides nicht vereinen läßt, es sei denn, daß man dem 
‘living wage’ eine recht ungeeignete Auslegung zukommen läßt; der 
Richter des Appellgerichtes hatte einen typischen Fall nach dieser 
Richtung vor sich. 

Bei dieser Berufungssache trat die »sehrbare Unternehmer« Klausel 
markant in den Vordergrund, denn der Fall kam an den Appellhof, 
weil der vom Ausschuß auf der Basis solcher Unternehmereigenschaft 
festgestellte Lohn unzureichend schien: 

Vier Fabrikanten gaben vier verschiedene Lohnsätze: 

Lewis u. Whitty zahlte ı £ ı2 sh. 6d. an erwachsene Arbeiter für 
48 Stunden als niedersten Lohn, während der Durchschnittslohn der 
8 best bezahlten Arbeiter 2 £ 51/2 d. betrug; Harper u. Co. gab im 
Durchschnitt 1 £ 14 sh. 5 d. für 54 Stunden, Parsons Brüder 29 sh. 
ıol/2 d. für 5o Stunden. 

Wie soll ein Arbeiter im Ausschuß wagen, Parsons Brüder Ehr- 
losigkeit vorzuwerfen? 

Die Arbeiter verlangten 48 Schilling die Woche, während sie 
wie zu sehen bei einigen ‘reputable employers’ bedeutend weniger 
erhielten. Die Zeugenvernehmung ergab, dafs es für einen Fami- 
lienvater mit einigen Kindern unmöglich ist, mit einem kargen 
Wochenlohn von 36 Schilling auszukommen, Weib und Kinder hatten 
einen Teil des Lebensunterhaltes mitzuverdiencn, jenen die Warte ihrer 
Kinder wehrend, diese früh in schlecht gezahltem Fabrikdienste geistig 
und körperlich verkümmernd. Der Richter erkannte ausdrücklich an, 
daß es kläglich sei, mit solchem Lohn eine Familie zu erhalten — 
ließ sich jedoch von dem Nachweis einiger Fabrikanten, daß sie mit 
Verlust arbeiten, bestimmen, auf einen Lohn von 36 Schilling zu er- 
kennen, der als living wagc unzureichend bewiesen wurde, sofern man 
unter ihm nicht das Einkommen eines allcinstehenden Arbeiters faft. 

»Ich würde gerne einen höheren Lohn gewähren, ich sah die harte 
und unangenehme Arbeit und glaube, die Arbeiter sind zu einer Lohn- 
steigerung vollauf berechtigt. Aber ich scheue mich, dies zu tun, an- 
sesichts der Verlustangaben der Unternchmer«. 

Die Unmöglichkeit ciner Definition des Begriffes reputable em- 
ployers ist vom Fabrikinspektor ın seinem Bericht für das Jahr 1906 
klargelegt: 

»Was ist ein ehrbarer Arbeitgeber? 

Im Drange der Konkurrenz kann ein Arbeitgeber gezwungen sein, 
niedere Löhne zu zahlen, ist er dann ehrlos (disreputable)? 

Muß es nicht einen Vorsitzenden in Verlegenheit setzen, einem 
Arbeitgeber ins Gesicht zu sagen, daR er ihn für chrlos hält; was muß 
es erst für cinen Arbeitnehmer scin, um sich cinen angemessenen 
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Lohn zu sichern, darüber zu rechten, ob sein Arbeitgeber, den er 
vielleicht liebt und schätzt, ein chrloser Arbeitgeber ist. 

Die Absicht war es wahrscheinlich, die Ausschüsse daran zu hin- 
dern, ein zu hohes Minimum anzusctzen«. 

Irvine, der Vater dieser reaktionären Maßrcgel, der bei den Ver- 
handlungen seiner Gesetzesreform kaum das Wort ergriff, sprang, als 
man ihm das Unsinnige dieser Klauscl vorwarf, im Parlament auf, um 
sie zu retten: »Die Absicht meiner Regierung, als sie diese Mafsregel 
vorschlug, war, einige angemessene Richtpunkte für die Lohnausschüsse 
zu geben, um sie zu befähigen, das, was die Absicht der Fabrikgesetz- 
gebung von Anfang an war, zu verwirklichen. Es ist unmöglich, durch 
Gesetzgebung, welche es nur immer scin mag, die Durchschnittslöhne, 
wie sie von einem ehrbaren Gewerbetreibenden gezahlt werden, zu 
ändern. 

Wenn die Mehrheit der Mitglieder cincs Ausschusses denken, daß 
der Lohn, wie ihn derehrbare Unternehmer gibt, ein 
Schwitzlohn ist, so sollen sie zwar nicht selbst in der Lage sein, 
einen höheren Lohnsatz zu geben, aber sie können an den Minister be- 
richten und das Gericht kann dann den Lohnsatz festsetzen, ohne 
Rücksicht auf die bestehenden Löhne. Freilich soll dieses keinen Lohn- 
satz bestimmen, der die Industrie zu Grunde richtet oder die Ausdch- 
nung der Beschäftigung begrenzt«. 

Ein Mr. Andrews unterbrach hicr mit dem Zwischenruf: »Ohne 
Rücksicht darauf, ob dies einen Lohn unter dem ‘living wage’ bedeutet ?« 

Irvine: Gewiß! 

Unklarheit bei den Wortführern der Gesetzesreform über jenen 
terminus technicus, die nur das Bestreben hatte, den Unternehmer 
mit einem andern unbekannten Schutzwall zu umgeben, Unklarheit im 
Gesetz, Unklarheit in der Rechtsprechung. 


3. Wirkungen des Gesetzes. 
A. Gewerbe. 

Als der Gesctzentwurf Irvines vor das Oberhaus kam, wufsten die 
Unternehmerfreunde nicht genug über die Schädlichkeit solcher Ge- 
setzgebung für das gewerbliche Leben Viktorias zu sagen. Levi nennt 
die Lohnausschüsse eine Pest und die seiner würdigen Kollegen 
Wynne), Embling“’) und Cain treten ihm in der wüstesten Verur- 


8) Wynne sagte bei Beratung der Factories Continuations Bill, Hansard C I. 
S. 233: Ich denke es ist wünschenswert, die Lohnausschüsse zu beseitigen, die 
dem Gewerbe Viktorias den größten Schlag gaben, der ihm je versetzt wurde. 

8%, Er schloß seine Rede gegen die Gesetzgebung mit den Worten: Wenn die 
Volksvertretung das Gedeihen des Landes will, so nehme es diese Sorte von Ge- 


setzzebung aus unserem Gesetzbuch und sende den Hauptfabrikinspektor in Pen- 
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teilung dieser Einschränkung der Vertragsfreiheit bei. 

Der Viktorianische Kommissionsbericht behauptet, daß die Schuh- 
industrie durch die Entscheidung des Ausschusses vorübergehend be- 
einträchtigt worden sei; der Durchschnittsiohn im Jahr 1896 war nur 
23 Schilling, der Lohnausschuß setzte im Dezember 1897 den Lohn 
auf 36 Schilling, 1898 auf 42 N 1902 auf 45 Schilling an. 


Ausfuhr von Schuhen u: . 1897: 228547 Paare, 48213 £ Wert. 
> > > .. . . . I898: 180900 > 40960 > > 
> » > >.. > . . IB899: 189771 > 45823 » œ 
» > x ©... . IQOO: 248050 >» 61463 >œ > 
> > > ©.. . . 1901: 275138 > 65 462 >» > 
> » > bis 30. IX. . 1902: 585944 > 136853 > > 


Wenn auch die Ausfuhr des Jahres 1902 wesentlich durch den Ein- 
tritt der Zollfreiheit beeinflußt war, so zeigen doch die Jahre vorher, 
wie unerheblich der Rückgang im Jahre 1898 war, wenn man ihn auch 
ganz der Lohnerhöhung zur Last legen will. 

In der Bekleidungsindustrie wurde der Beweis einer Geschäftsbe- 
einträchtigung gar nicht versucht, einige Unternehmer bekannten sogar 
der Kommission, daß sie mit den besser bezahlten Händen billiger 
produzieren als je, das gleiche geschah in der Holzverarbeitungsin- 
dustrie 99). 

Selbst in der Kürschnerei, die sich als von der Auslandskonkurrenz 
zu Tode gehetzt darstellte und wo die Reduzierung der Arbeitszeit von 
54 auf 48 Stunden von einigen Unternehmern mit Schluß ihrer Ge- 
schäfte beantwortet wurde, konnte der Kommission kein Beweis beein- 
trächtigter Lebensfähigkeit erbracht werden. 

In einigen Industrien wird über die Konkurrenz billiger produzie- 
render Auslandskonkurrenz geklagt: eine Klage, die freilich meist nicht 
gegen die Lohnfestsetzungen der Ausschüsse sich richtet, sondern 
schutzzöllnerische Besserstellung bezielt: 

In der Korbindustrie unterbietet in manchen Artikeln Japan und 
China das Viktorianische Produkt um 30 bis 35%; in der Bürsten- 
macherei sehen sich die Fabrikanten von Hongkong und Japan be- 
drängt; in der Herstellung geprefiten Glases wird England der Unter- 
bietung gezichen; in der Lohgerberei sicht man in einem Ausfuhrzoll 
auf Häute das Mittel, mehr Arbeit zu bekommen, da dadurch der Aus- 
fuhr der Häute zur Bearbeitung in fremden Landen begegnet würde. 
In keiner dieser Industrien ist ein Rückgang des Unternehmergewinns 
oder der Produktion nachgewiesen. 

Eben so belanglos scheint die Konkurrenz im eigenen Bundesstaat 





sion. If Parliament wished the country to florish, let it wipe this legislation of 
the Statute book and retire the Chief Inspector of Factory on a pension. 


»o) Viktorianische Kommission, S. 39 und 59. 
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zu scin. In der Korbflechterei soll Sydney sogar Japan unterbieten 9). 
In der Marmeladeindustrie wurde vor der \Viktorianischen Kommission 
behauptet, daß Viktoria Tasmanien erlicegen müsse, da dort für Kinder 
von 12 bis 13 Jahren o Schilling die Woche, für ältere Mädchen 9—ı7 
Schilling, für Männer 30 Schilling bei 48 Wochenstunden gezahlt wer- 
den müsse, gegenüber 7 bis 8 Schilling, 12 bis 16 Schilling, 25 bis 30 
Schilling bei einer Arbeitswoche von 5o Stunden in Tasmanien. Der 
Fabrikinspektorbericht von 1907 meldet uns das Blühen dieser Indu- 
strie, die starke Zunahme ihrer Fabrikate und Hände und — die Ent- 
löhnung der Angestellten über den Mindestlohn hinaus °?). 

Clark bringt die Verlegung einer Tabakfabrik nach Adelaide und 
einer Bürstenfabrik nach Tasmanien ın Zusammenhang mit der Ge- 
setzesdurchführung ?3). 

Andere Beschwerden endlich richten sich gegen die Konkurrenz 
im eigenen Lande durch die Beschränkung der Ausschufsentscheidun- 
gen auf Städte und I.andstädte. Es werden Fälle berichtet, wo Gc- 
schäftsverlegungen außerhalb des Wirkungskreiscs der Lohnregulierun- 
gen erfolgten 93»). 

In der Sattlerei klagt der Bericht von 1907 über die Landkonkur- 
renz, auch in der Gerberci finden sich ebendort »bitteree Beschwerden, 
daf3 keine Lohneinheit durch das ganze Land besteht. 

Weit schlimmer als all dies erscheint der Wettbewerb anderer 
Rassen im eigenen Lande; Chinesen bedrängen die europäischen 
Fabrikanten in der Möbelschreinerei, Syrer und Afganen die der 
Weißwarenindustrie. 

Es hat sich als absolut unmöglich erwiesen, die chinesischen Unter- 
nehmer unter die Strenge des Gesetzes zu stellen °t). Da sie nur eigene 
Landsleute beschäftigen, so versagt auch jedes Mittel der Ueberfüh- 
rung, da sich die auf einander angewiesenen Rassenbrüder nicht gegen- 
seitig verraten. In den Diensten der Syrer und Afganen sind die 
eigenen Landesgenossinnen ebenso willenlose Werkzeuge, die sich bei 
ihrem Volke durch Anzeige nicht unmöglich machen wollen, da sie 
außerhalb dieses Kreises doch nur der Rassenverachtung begegnen. 





91) Bericht für 1907, S. 43. Ein Sessel wird in Sydney um ı!/a Schilling, in 
Melbourne um 4 Schilling geflochten. Die Fabrikanten Sydneys produzieren so 
billig, daß sie Japan zu unterbieten vermögen, 

v2) Bericht für 1907, S. 52. 

93) Clark II S. 77. 

»3a) Der dahin gegen die Firma Mc. Kay, die große Erntemaschinenfabrik, 
gerichtete Vorwurf wird von dieser bestritten. The Patriot Vol. I No. 4 Melbourne. 
November 1906. 

94) Der Fabrikinspektor wiederholt immer aufs neue: Ich bin ohnmächtig, die 


gesetzlichen Löhne zu erzwingen. 
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In elenden Räumen erpressen die farbigen Schwitzmeister zu Afgan- 
löhnen bezahlte, endlos lange Arbeit. 

Die Einzelheiten der Entscheidungen brachten auch manche Här- 
ten für den kleinen Gewerbetreibenden, sofern die Beschäftigung eines 
Helfers die Existenz mehrerer Gesellen voraussetzt oder sofern eben 
größere Geschäftsleute für die besser gelohnten Arbeiter auch ent- 
sprechend größere Aufgaben stellen können. Bäcker und Metzger kla- 
gen darüber: Die Zurückschraubung der Arbeitszeit von 57—63'/a 
Stunden, wie sie im Metzgergewerbe Melbournes üblich war, auf 52 
Stunden durch die Ausschußsentscheidung hat zur Auflassung einer 
Reihe von kleinen Geschäften geführt. 

Was das Gesetz für den gewerblichen Frieden getan hat, ist von 
seinen Anhängern und den Gegnern der Schiedsrechtssprechung bc- 
deutend überschätzt worden. Diese »Schwitzindustrien«e und die an- 
dern Gewerbe, die unter das Gesetz gestellt wurden, waren nie grofe 
Streikindustrien und keiner der Erwerbszweige, der seinen Namen in 
die Streikgeschichte Australiens eingrub, ist darunter zu finden. Wo 
aber hier die Arbeiter durch die Bestimmungen des Gesctzes Härten 
erlitten, haben sie mit unbestreitbarer Achtung vor dem Gesctze sich 
gefügt. Als in der Schuhindustrie die Ausschußentscheidung vom 24. 
Dezember 1897, die 45 Schilling Wochenlohn gab, auf Beschwerde 
der Unternehmer am 29. Dezember durch eine Entscheidung, die nur 
36 Schilling gewährte, ersetzt wurde, fügten sich die Arbeiter. Als 
die Entscheidung in der Kürschnerei von 48 Wochenstunden auf die 
Beschwerde der Unternehmer auf 54 Stunden sprang und im Jahre 
1906 das Appellgericht eine erneute Entscheidung von 48 Stunden 
auf 54 Stunden zurückführte: die Arbeiter duldeten es. Auch in der 
Stärkeindustrie fand die ungünstige Appellentscheidung gefügige Ar- 
beiter. 

Ein kleiner Streik erfolgte im Jahre 1907 in dem Steinschneide- 
gewerbe, da die günstige Konjunktur den Mindestlohn zu nieder er- 
scheinen ließ. Der Fabrikinspektor verurteilt die Streikenden in fol- 
gender Weise: 

»Es ıst nicht zu billigen (fair), daß Leute von den Vorteilen des 
Gesetzes zu Festsetzung eines Mindestlohnes Gebrauch machen, um 
späterhin eine Erhöhung des gesetzlichen Lohnes zu erstreiten; dies 
brächte die Mindestlöhne auf den gesetzlichen Mindestsatz, vermehrt 
um den durch Streike erhaltenen Betrag. Es kann zwar nicht erwartet 
werden, dass sich alle Arbeiter mit dem Mindestlohn begnügen, es ist 
aber verfehlt, durch vereinte Anstrengung den Angestellten eine Rate 
über die Ausschufsfeststellung hinaus zu sichern. Wenn die Mehrzahl 
der Arbeiter in einem Gewerbe sich weigern den vom Ausschuß bce- 
stimmten Lohn anzuerkennen und die Arbeit niederlegen, bis allen 
höherer Lohn zugebilligt ist, so dürfte es billig erscheinen, beide Seiten 


192 Robert Schachner, 


von der Entscheidung zu entbinden und dem Lohnkampf freie Bahn 
zu geben. Zur Zeit sind wohl die Unternehmer an die gesetzlichen 
Löhne gebunden, sehen sich aber den Forderungen höherer Löhne 
darüber hinaus noch ausgesetzt.« (Bericht des Fabrikinspektors 1907 
S. 40.) Für Neusüdwales ist mit dem Streikverbot eine neue Rechts- 
lage geschaffen. 

Die Arbeiter mögen dem Zweck des Gesetzes gegenüber sich ver- 
fehlt haben, sie haben nichts gesetzwidriges getan. Wohl aber steht 
in den Annalen der Viktorianischen Schiedsprechung eine Geschichte, 
die zeigt, was Unternehmertum und Kapital sich ungestraft leisten 
durfte. 

Als im Jahre ıgoı der Kürschnerausschufß 48 Stunden als Normal- 
arbeitszeit bestimmte, verliessen die Unternehmer den Ausschuß und 
verweigerten jede Weiterverhandlung über den Lohn. Der Staat be- 
stellte neue Ausschußvertreter, deren Entscheidung aber dadurch illu- 
sorisch gemacht wurde, daß eine große Anzahl von Kürschnern ihre 
Geschäfte schlossen. Diese Aussperrung der Leute hätte bald ein Ende 
finden müssen, da die Ausschußbestimmungen wirklich nicht so un- 
günstig waren, um ein Eitcllieven der Anlagen zu rechtfertigen, wie 
sich das aus anderen nicht geschlossenen Fabrikbetrieben zeigte. Doch 
Irvine hat in seinem Gesetz von 1902 den Unternehmern beizuspringen 
für nötig gefunden und den Kürschnerausschufß und seine Entschei- 
dung aufgchoben. 

Es ist kein Wunder, wenn nach alledem, was Irvine tat, um die 
Unternehmer zu befriedigen, heute für die viktorianısche Industrie keine 
Bürde von unerträglichem Charakter mehr in jener Gesetzgebung er- 
scheint, sondern die Unternehmer selbst zugeben, daf sie mit dem 
Gesetze sich ausgesöhnt haben. Bei ihren Gegnern aber erscheint es 
immerhin noch im Vergleich zur Schiedsprechung als das kleinere 
Uebel, zumal sie sich dem Ausspruch der Viktorianischen Kommission ®) 
gegenübersehen: »Wıe immer der Einfluß auf die Industrie gewesen 
sein mag, unter keinen Umständen ist eine Rückkehr zu den alten 
Bedingungen völlig freier Fabrikarbeit möglich,« 


B. Arbeiter. 


Die Entscheidungen der Loohnausschüsse hatten im allgemeinen 
eine Erhöhung der Löhne zur Folge, wie sich aus der statistischen 
Zusammenstellung der Fabrikinspektion ergibt, während die Arbeitszeit 
im allgemeinen auf dem Achtstundenarbeitstag angelangt ist. 
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Gewerbe. Durchschnittslohn Zunahme Wochenarbeits- 
Gegenstand. vor der Regelung: 1906: resp. Abnahme: dauer 1906: 
Jahr £ sh d. £ sh. d. sh. d. Stunden 
Mineralwasser 1903 I 6 7 I B 8 2 I 48—50 


Maschinisten 51—853 


> : Männer I 15.9 I IQ 2 35 
Künstl. Dünger 1903 I 17 I 17 6 I 48—54 
> > : Männer 2 I I9 3 — 9 98) 
Bettstätten 1901 I ı2 2 I 14 Io 8 45; Frauen 45 
Schuhe 1596 I 3 2 I 6 113 9 48 
Messingwaren 1903 1095 I II I 4 48 
Brot 1896 I I2 6 2 2 8 IO 2 48 
Bier 1901 I I4 4 2 2 IO 8 6 48 
Ziegel 1900 2 I 7 2 4 5 2 I0 45—64 
Bürsten 1901 I 3 I 1809 5 8 48 
Fleisch 1900 I 17 8 2 10 3 2 48—52 
Fleischausfahrer 6o 
Zigarren 1900 I IO 3 I II 10 I 7 48 
Herrenkleider 1896 I I 8 8 48 
Konfektion 1900 I6 II 19 9 2 Io 45 
Kupfer 1900 I 15 7 2 735 II 10 45 
Frauenkleider 1903 II Il 12 $ 9 45 
» : erwachsene 
Personen weibl. Ge- 
schlechts #7) I8 8 21 4 28 
Gravieren 1900 I IÔ II 2 3 2 6 3 4% 
Kürschnerei 1900 I I2 6 I IÓ I 3 7 54 
Möbel 1896 109 I I IŠ IHI 6 I0 48 
Betten %8) 19029) ı 8 8 I 3 I —5 7 48 
Männer 1902 2 $ 2 8 3 3 
Erwachsene Personen 
weibl. Geschlechts 1902 I 2 I I I 9 — 4 
Drahtmatratzen 1901 100) ı 17 4 boag 1 —3 39) 48 
Männer IQOI I 19 2 II 5 12 5 
Kaminsimse 1900 I 13 6 13 4 — 207) 48 





98) Die Entscheidung des Appellgerichtes, welche die Ausschußfestsetzung des 
Mindestlohnes von 40 sh. 6 d. in 36 sh. umwandelte, ist dafür verantwortlich. 

297) 4578 jugendliche Arbeiterinnen neben 2383 erwachsenen. 

»8) Unter alleiniger Berücksichtigung der europäischen Fabrikanten. 

99) Durchschnittslöhne vor der Regelung, die mit 12. April 1901 in Kraft trat, 
sind nicht bekannt. 

100) Durchschnittslöhne vor der Regelung, die am 5. August 1901 in Kraft 
trat, sind nicht bekannt. 

101) Der Grund des Rückgangs ist, daß die Zunahme der Zahl der Lehrlinge 
und weiblichen Angestellten stärker war als die der Männer. 

10?) Die Abnahme des Durchschnittslohns wurde durch die Zunahme der jugend- 
lichen Arbeitskräfte (juvenile labour) bewirkt. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXVIII. ı. I 
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Gewerbe. Durchschnittslohn Zunahme Wochenarbeits- 
Gegenstand. vor der Regelung: 1906: resp. Abnahme: dauer 1906: 
Jahr £ sh d. £ sh. d. sh. d. Stunden 
Eisenformen 1903 I 17 10 2 8 2 10 48 
Marmelade 1900 I I 2 I 2 10 48 
Juwelen u. Schmuck 1909 I 13 10 2 I 6 7 8 48 
Lederwaren 1902 I 4 I 2 5 2 I 48 
Malz 1901 2 I 2 5 9 4 8 48 
Strohbesen 1900 I 7 IO I II iI 4 48 
Oefen 1903 I I2 $ I i4 I I 5 48 
> : Männer 1903 2 4 2 5 6 I 6 
Konditorwaren 1900 I 10 10 I I2 I I 3 \ 8 
Personen weibl. Geschl. und Knaben unter 16 J. J . 
Gepreßtes Glas 100.1 7 6 I 15 9 8 3 48 
Irdenwaren 1900 I 8 I I II 3 3 2 48, Brenner 6o 
Maschinist. 57 
Buchbinder 1901 I9 9 I 8 II 48 
Buchdrucker, Stadt- 
bezirk (Melbourne) 1901 I 16 10 I IQ II 3 I 45 
(außerhalb >»  ) 1901 I II I 14 10 3 IO 48 
Sattlerwaren 1900 I 7 I I I2 7 6 45 
Hemden 1896 I§ I 16 II 48 
Steinschneiden 1900 I ı5 HI 2 2 6 ı 45—48 
Gerben 1900 I II 9 I 14 2 3 45 
Zinngießerei 1905 I 7 9 193 I 6 48 
Frauenunterkleider 1898 II 3 I2 II ı 8 48 
Holzverarbeitung 1900 I1 13 2 2 I 8 6 45 
Wollweben 1901 I 5 IQ IO 7 193) 48 
Korbflechten 1901 I 2 II I II 8 809 48 
Bemerkung: Diese Angaben im Bericht der Fabrikinspektion lassen verschie- 


dentlich die Vermutung einer nicht besonders guten und vergleichbaren Erhebung 
der Durchschnittslöbne vor der Regelung durch die Lohnausschüsse zu. Diese of- 
fizielle Schrift soll übrigens ja auch den großen Segen der Lohnausschüsse 
möglichst klar vor Augen führen. 


In einigen Industrien hat die Erhöhung der Löhne eine Ersetz- 
ung der Männcrarbeit durch Frauen oder jugendliche Hände zur Folge 
gehabt. 

War es die Absicht des Gesetzes, die Schwitzlöhne zu beseitigen, so 
ist auch hier der Erfolg oft nur recht dürftig erreicht worden. Für die 
Frauenkleiderindustrie berichtet das viktorianische Fabrikinspektorat: Die 
Steigerung der Löhne durch die Entscheidung des Ausschusses erwies sich 
als unabweislich, freilich konnte diese nur in bescheidenem Umfang 
einem zum Lebensunterhalt notwendigen Einkommen genähert werden, 
‚something approaching a living wage‘. In den anderen Bekleidungs- 








103) Die Abnahme wurde durch die Einstellung nichtgeschulter Arbeiter bewirkt. 
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gewerben, auch in der Buchdruckcrei, haben sich die Löhne ebenso- 
wenig zufriedenstellend gehoben. 

Ein großes Uebel ist, daß die vorgeschriebenen Lohnsätze so häufig 
umgangen werden. Während in den Gebieten der Schiedsgerichte die 
Gewerkschaft ein wachsames Auge hat, ist es in Viktoria und Süd- 
australien die Fabrikinspektion, die Brüche aufdecken soll!®»). Es ist 
geradezu auffallend, daß in den Berichten des viktorianischen Amtes be- 
sonders von den männlichen Inspcktoren derartige Vergehen der Unter- 
nchmer auf alle Weise zu entschuldigen gesucht werden, während die 
Mitteilungen der weiblichen Hilfskräfte des Amtes von viel schärferer 
Ueberwachung der Unternehmer und Beurteilung ihrer Vergehen zeugen. 

Der Bericht der Kommission von Neusüdwales, wie der von Vik- 
toria beklagen die mangelnde Durchführung der Lohnfestsetzungen der 
Ausschüsse. Dabei bleibt es nicht bei der leichter aufzudeckenden 
direkten geringeren Entlohnung, sondern künstliche Systeme werden 
erfunden, die der Fabrikinspektion leichter verborgen bleiben. 

So wird geklagt, daß es in der Bäckerei häufig vorkomme, dafs 
der Arbeiter sich verpflichtet, von dem ihm bezahlten Lohn einen Teil 
zurückzugeben, in der Schuhmacherei ist der Fabrikarbeiter für eine 
geringere Anzahl von Stunden bezahlt, als er tatsächlich gearbeitet hat, 
während ein außerhalb der Fabrik Beschäftigter für eine geringere An- 
zahl von Schuhen bezahlt wird, als er tatsächlich abliefert; zur besse- 
ren Verheimlichung werden zwei Bücher gehalten, eins für den Fa- 
brikinspektor, das. andere für Arbeiter und Unternchmer. In der Metz- 
gerei wurde für Wohnung und Verpflegung ein die wirklichen Kosten 
bedeutend übersteigender Betrag abgezogen 19%). 

Die Klagen über die Mitsachtung der Lohnfestsetzungen nehmen 
trotz aller Leisetreterei einen beträchtlichen Raum in den Fabrikin- 
spektorberichten ein. 

Der Fabrikinspektor von Ballarat bezweifelt (1903), ob auch nur 
in einem einzigen Fall der Ausschußlohn für die Bäcker bezahlt 
werde. In der Buchdruckerei wird im Bericht von 1905 geklagt, daß 
die Arbeitgeber die Lohnskalen für jugendliche Arbeiter unberücksich- 
tigt lassen und oft Jungens zu 17!/2 sh. arbeiten lassen, während ihnen 
25 sh. gebührt. In der Bekleidungsindustrie wiederholen sich die Kla- 
gen, dafs für außerhalb der Fabrik arbeitende Personen die Stücklohn- 
sätze nicht eingehalten werden. Wo dem Unternehmer überlassen ist, 

103a) Das Fabrikinspektorat müßte richterliche Unabhängigkeit haben, um seinen 
Pflichten ungehindert nachkommen zu können. Parteiministerien lieben allzu scharfe 
Industriekontrolle nicht, wie mir das in einem australischen Staat von beteiligter 
Seite geklagt wurde. 

104) Kommission von Neusüdwales, S. 30, 31, 34. Kommission von Viktoria 


S. 45. 
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die Stücklöhne den Zeitlöhnen anzupassen, kommen schwer nachweis- 
bare Unterlöhnungen häufig vor!®®). 

In welchem Umfang Gesetzesverletzungen begangen werden, zeigt 
ein Fall in der Drahtmatratzenindustrie, wo ein Unternehmer zwei sci- 
ner Angestellten 12 Monate um je 40 £ nicderer entlohnte, als das 
Gesetz vorschrieb. Die Leute hatten hier aus Furcht vor Entlassung 
dem Fabrikinspektor falsche Angaben gemacht. 

Indirekte Lohnumgehungen vermochten nur selten bewiesen zu 
werden. Der Fabrikinspektor von Bendigo spricht die Vermutung aus, 
daß in der Bäckerei in zahlreichen Fällen mehr als 52 Stunden gear- 
beitet wird, ohne daf3 der festgesetztce U’eberstundenlohn gezahlt wird, 
daß sich aber die Arbeiter vor wahrheitsgemäfen Angaben scheuen. 
In der Schürzenindustrie wurde gefunden, daß für besondere Arbeiten 
die Stücklohnzuschläge unterbleiben. Auch in der Sägcmühleindustrie 
wurde geklagt, daß gewöhnlich im Baugewerbe beschäftigten Händen 
bei ihrer gelegentlichen Verwendung in der Mühle die vorgeschriebe- 
nen höheren Löhne nicht entrichtet werden. Die letzten drei Fälle 
finden sich im viktorianischen Fahrikinspektorbericht von 1907. 

Eine besonders erbärmliche Benachteiligung der Arbeiter wurde 
vom Fabrikinspektor von Südaustralien an den Pranger gestellt. Er 
spricht von einer vielgeübten Praxis, mit der Lohnzahlung monatelang 
im Rückstande zu bleiben, bis der Arbeiter, müde um seinen ehrenhaft 
verdienten Lohn zu betteln, anderen Dienst aufsucht und ohne Mittel 
oder Kenntnis, wie zu dem vorenthaltenen Lohn zu kommen, ihn völlig 
aufgibt. 

Trotz all der Verheimlichungen der unrechtmäfsigen Lohnzahlun- 
gen und der großen Schwicrigkeit für den Fabrikinspektor, diese selbst 
aufzufinden, ist es immerhin eine sehr beträchtliche Anzahl von Fällen, 
die alljährlich zur Anzeige kommen, wobei freilich die lächerlich ge- 
ringen Strafen von ı £, mit den Gerichtskosten 2 £ im Durchschnitt 
und die Schwierigkeit der Ucberführung wenig Abschreckung für die 
ehrlosen Benachteiligungen der Arbeiterklasse bilden. 


Teberführungen und 


Verletzungen der Bestimmungen Zahl der Verurteilungen: 
der Lohnausschüsse: Fälle: Zahl Strafen Kosten 
£ sh. L sh 
1901 47 34 20 4 44 11!Je 
1902 36 33 39 19 34 5 
1903 68 41 57 I5 5o 192 
1904 46 39 44 10 54 I5 
1906 62 52 39.13 59 11°% 


Auch im Bercich des Ausschufilohngesetzgsebung hat die Fest- 
setzung cines minimum wage manchenorts eine einheitliche Entlohnung 
gebracht, so dafl der minimum wage zum standard wage wurde. 


108) Bericht für 1907, S. 15. 
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Für den Klciderverfertigungsausschuß wurde ein Mindestlohn von 
ı £ die Woche festgesetzt, wobei der Vorsitzende ausdrücklich er- 
klärte, daß dieser Lohn nur »für einen langsamen, in Wirklichkeit un- 
tüchtigen (incompetent) Arbeiter« als angemessen zu erachten sei. In 
vielen Fabriken werden weder Mädchen noch Frauen gefunden, die 
mehr als ı £ erhalten. Der minimum wage wurde in den meisten 
Fällen im Widerspruch zum Gesetz und der Absicht des Ausschusses 
maximum wage!%) In der Möbelindustrie wurde die Herabsetzung 
der Löhne der besseren Arbeiter auf den Stand des Ausschußlohn- 
satzes zugegeben !97), 

Die neueren Fabrikinspektor-Berichte 1%) heben demgegenüber 
hervor, daß in vielen Gewerben erhebliche L.ohnverschiedenheiten zu 
beobachten sind. Es scheint die anfänglich unternommene Ausgleich- 
ung der Löhne sich doch nicht bewährt zu haben, da der Unternehmer 
durch kleine Lohnverschiedenheiten den Ehrgeiz unter seinen Leuten 
anstachelt, auf der anderen Seite seiner Konkurrenz besonders tüchtige 
Hände zu entzichen vermag. Da es sich ın den durch das Gesetz ge- 
troffenen Gewerben nicht um geübte Dienstleistungen handelt, so hat 
diese Loohnausgleichung nie einen solchen Umfang erreichen und 
gleiche Bedeutung gewinnen können, wie in den Rechtsgebieten der 
Schiedssprechung. Gewerbe mit leichtem Zutritt, wie Weißwarenindu- 
strie und Putzmachcrei, ferner Buchdruckerei, stehen am ungünstigsten. 

Die Anpassung der Stücklöhne an die Mindestzeitlöhne hat sich 
als schwierig durchführbar gezeigt und gestaltete sich meist zum Nach- 
teil der Arbeiter. So schreibt die Viktorianische Kommission '®): 

»Im Möbelgewerbeausschuß war man sich einig, daß die Fest- 
setzung angemessener Stücklöhne undurchführbar ist. In einer Fabrik, 
wo einige Leute nach der Zeit, andere nach dem Stück gezahlt wur- 
den, hatten letztere oft auf Arbeit zu warten und erhielten knotiges 
und schwer zu bearbeitendes Holz. Wo der Unternehmer die Freiheit 
hat, die Stücklöhne den Zeitlöhnen anzupassen, bedeutete es wirklich 
die Lohnregulierung ihm auszuantworten und ihm die Möglichkeit zu 
geben, den Mindestlohn zu umgehen: denn sie übertrugen den Zeit- 
lohn auf die Leistung des schnellsten Mannes.« 

In der Bekleidungsindustrie fand die Kommission zu tadeln, daß 
die Festsetzung des minimum wage von der Betrachtung der 


106) Kommission für Viktoria, S. 28, 40. 

107) Kommission für Viktoria, S. 40. 

108) Der viktorianische Fabrikbericht von 1907 hebt für die Herstellung von 
Mineralwasser, in der Ziegelei, in der Brauerei, in der Metzgerei erhebliche Lohn- 
verschiedenheiten über dem Minimum hervor, berichtet aber solche auch für die 
Bekleidungsindustrie. 


109) J, e. S. 49. 
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Stücklöhne ausging, was gegen den ausdrücklichen Wortlaut des Ge- 
setzes ıst; das führte nämlich zu einem besonders niederen Ansatz des 
niedersten Zeitlohns !19). 

Die Fabrikinspektion weiß von gleich unbilligen Anpassungen von 
Stücklohn an Zeitlohn zu berichten und erachtet eine Festsetzung der 
Stücklöhne durch die Ausschüsse als die notwendige Vorbeugung der 
unbeschränkten Unternehmerwillkür 1). 

Besondere Beanstandungen wurden von den beiden Kommissionen 
hinsichtlich der Härten des Gesetzes gegen alte und schwache Arbeiter 
erhoben. So schreibt der Bericht für Neusüdwales von dem Wider- 
willen von Arbeitgeber, wie Arbeitnehmer um die behördliche Aus- 
nahmsbewilligung einzukommen, jener scheut das Urteil der öffentlichen 
Meinung, wenn er sich solcher billigerer Arbeitskräfte bedient, dieser 
fürchte die Disqualifikation für alle Zeit. Es wird von einer neuen 
Klasse von Arbeitslosen gesprochen, die durch das Gesetz geschaffen 
sei 1°), Schon im Jahre 1903 wies der Fabrikinspcektor in seinem Be- 
richte diese Befürchtungen als unbegründet zurück. 

»Im Gegenteil, die alten und schwachen Arbeiter haben durch die 
Existenz eines Mindestlohnes gewonnen. Er erhält eine Erlaubnis zu 
weniger als dem mindesten Lohn zu arbeiten und erhält Beschäftigung 
ohne die Furcht, daß Vorteil von seinem Alter oder seiner Kraftlosig- 
keit genommen wird und ohne die Gefahr, daß er nur als Instrument 
benützt wird auf die Löhne der geschulten und fähigen Arbeiter zu 
drücken. Es ist sogar Anhalt gegeben, daß diese Arbeiter bessere 
Löhne erhalten, als wenn die Löhne nicht vom Ausschuß festgesetzt 
wurden und daß sie weniger Schwierigkeit haben in den von Aus- 
schüssen geregelten Gewerben Beschäftigung zu finden, als auferhalb«. 

Die Ausgabe von 227 Erlaubnisscheinen im Gewerbe mit 30000 
Arbeitern bestätigte die freigebige Ausstellung und Benützung. Das 
Gesetz von 1903 hat nun noch eine besondere Gruppe für »langsame:« 
Arbeiter angereiht, für die niedere Löhne fixiert werden können. 

Daß die Verschämtheit der Unternehmer durch Permit-Arbeiter 
ihre Gütererzeugung zu verbilligen nicht in dem von der Kommission 
für Neusüdwales vermuteten Grade besteht, ergibt ein Beispiel aus der 
Frauenkleiderindustrie. Die Unternehmer veranlaßten nach Erlaß 
der Ausschußsentscheidung eine grofe Anzahl von Mädchen, die 5 bis 





nol e 9,48, 

111) Bericht 1903: Soweit der Ausschuß Stücklöhne festsetzt, sind sie bedeu- 
tend günstiger, als wo es dem Unternehmer überlassen ist. Dazu tritt dann noch 
das Vergeuden von Zeit durch Warten cin, so daß der Arbeiter oft unterm Zeit- 
lohn bleibt, wenn auch tatsächlich eine Verfehlung der Unternehmerstückentlohnung 
gegenüber dem Zeitlohn nicht beweisbar ist. 


12) ark -iS 67, 
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8 Jahre im Gewerbe tätig waren, um die Erlaubnisscheine als langsame 
Arbeiter einzukommen. Der Fabrikinspektor verweigerte in fast allen 
Fällen die Genehmigung und nahezu in allen Fällen behielten die 
Mädchen ihre Stellung zu dm ordnungsmäßigen Lohne!!?). 

Freilich sind gelegentlich und in manchen Erwerbszweigen einige 
Härten vorgekommen, besonders, wo der Ausnahmslohn dem Unter- 
nehmer eben auch noch als zu hoch erschien. So verrichten in der 
Holzverarbeitung einige altersschwache Hände nun in ihrem eigenen 
Hof kümmerlich bezahlte Heimarbeit 1$). 

Auch in der Schuhmacherei, Sattlerei und Tabakindustrie sollen 
besonders gebrechliche Leute sich in die eigne Stube haben zurück- 
ziehen müssen ??5). 

Von den Ausschüssen zumeist unbeabsichtigte Verschiebungen in 
der Beschäftigung der Geschlechter sind durch die Lohnregulierungen 
gleichfalls entstanden. 

So hat in dem Straßenfegerbesengewerbe ein einheitlicher Lohn für 
beide Geschlechter einige Mädchen aus ihrer Beschäftigung gebracht. 
Der Fabrikinspektor meint, daß die schwere Arbeit, die bis in die 
jüngste Zeit nur von Männern getan wurde, besser den Frauen ver- 
schlossen bleibt. In der Industrie für Lederwaren wurde die Gleich- 
setzung der Stücklöhne, die die Mädchen brotlos machte, auf Grund 
dieser Erfahrung hin wieder beseitigt!!°). 

In der Wollenweberei wurde vom Ausschuß ein Lohn für dic 
weiblichen Angestellten festgesetzt und männliche Hände gar nicht 
berücksichtigt, da ihre Beschäftigung tatsächlich nicht bestand. Nun 
machen sich die Fabrikanten niedere Löhne zu Nutze, um zu ihnen 
Männer einzustellen, die zudem länger als Frauen arbeiten können, 
für die das Fabrikgesetz die Tagesarbeit auf 8 Stunden beschränkt 7). 

Ein anderes auf Lohnspekulationen zurückzuführendes Beginnen 
wurde durch die Wachsamkeit des Fabrikinspektors verhindert, es han- 
delte sich um den Versuch, im Frauenkleidergebewerbe Dienstent- 
lassungen durch Ueberstunden wettzumachen. Da die Behörde heraus- 


113) Bericht des Fabrikinspektors, 1905, S. 22. 

114) Kommission für Viktoria, S. 58. 

115) Victor Clark II S. 67. 

116) Report of the Chief Inspector, 1903, S. 17. 1904, S. 20. 1905, S. 28. 

117) Die Fabrikinspektion schreibt: In der Wollenweberei ist eine wachsende 
Tendenz, Männer als Weber einzustellen. Man hat mir dies damit erklärt, daß 
die Männer in den Arbeitsstunden nicht so gebunden, wie die Frauen seien, und 
nach den gleichen Stücklöhnen arbeiten — Stücklühne, die einen Durchschnitts- 
arbeiter befähigen, 22 Schilling 6 d. in 48 Stunden zu verdienen. Dies scheint 
eine sehr niedere Lohnrate für einen Mann, ist sie doch wirklich als I.ohnrate für 


weibliche Arbeit festgesetzt worden. Bericht des Fabrikinspektors von 1907. 
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fand, dafs die entlassenen Mädchen brotlos geblieben waren, versagt 
sie die Genchmigung von Ueberstunden, bis die überschüssigen Ar- 
beiter Unterkommen gefunden hatten (until the surplus labour was 
exhausted). 

Dienstentlassungen von größerem Umfang auf Grund der Aus- 
schufsentscheidungen sind nicht erfolgt. Die Unternehmer entliefsen 
im Fraucnkleidergewerbe in Geelong eine Reihe von Arbeiterinnen, die 
geringeren Lohn, als die Entscheidung vom 5. September 1905 brachte, 
bezogen; diese Mädchen fanden aber alle wieder gewünschte Be- 
schäftigung. 

In einigen Gewerben hatte die Einführung oder Verbesserung von 
Maschinenarbeit, die von der Gesetzgebung veranlafst oder beschleunigt 
wurde, die benötigten Hilfskräfte verringert. So hat im Drahtmatratzen- 
gewerbe eine automatische Maschine, die das neunfache der bisherigen 
leistete, eine Veringerung der Maschinenarbeit mit sich gebracht. In 
der Holzverarbeitungsindustrie hat die Einführung einer Nagelmaschine 
und eine Butterbüchsenmaschine Dienstentlassungen zur Folge gehabt, 
das gleiche brachte für die Lohgeberei die Einstellung einer neuen 
Maschine. Die größte Arbeitsersparung fand aber in der Buchdruckerei 
statt, wo die Linotype- und Monoline-Maschine vicle hunderte von Ar- 
beitern brotlos machte. 

Wenn diese Veränderungen im Betriebe auch von den Einzelnen übel 
empfunden werden, so erscheinen sie doch als unabwendbare und not- 
wendige Fortschritte in der Produktion, deren Ockonomie auch ohne 
jenes Gesetz hätte kommen müssen. 

Am wenigsten zufriedenstcllend sind heute noch die Verhältnisse 
im Lehrlingswesen und in der Jugendarbeit, die mit der Hauptanlafß3 zur 
Gesetzgebung Peacocks waren, besonders seitdem Irvine die Lehrlings- 
zahl der Beschränkung entzog. 

Die Viktorianische Kommission stellte aufs neue klar, daß die Un- 
beschränktheit der Beschäftigung jugendlicher Hände den heu- 
tigen Mangel an geübten Gesellen zur Folge hatte; das Be- 
kleidungsgewerbe hatte chedem seine Fabriken voll mit Lehrlingen, 
die, heute ohne Kenntnis des Gewerbes, nur ihre Lehrzeit zu niederen 
Löhnen vergeudeten. In der Möbelindustrie ertönt die bittere Wahr- 
heit, daß in den letzten Io Jahren nicht 10o Buben in ganz Melbourne 
ihr Gewerbe richtig lernten. Für die Buchdruckerei ertönte gleicher 
Vorwurf. 

Wenn wir jede Beschränkung der Jugendarbeit als Fluch für 
die Zukunft der australischen Industrie nennen hören, so haben wir 
den Beweis, da die Unbeschränktheit hierin in der Vergangen- 
heit der Fluch für die Gegenwart ist. 

Nun ist zwar für Lehrlinge ein Lehrbrief vorgeschrieben, aber, 
sagt der Fabrikinspektor von Südaustralien, das tuts nicht allein, es 
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muß eine Garantie der Unterweisung damit verbunden sein 18). Eine 
Hoffnung knüpft man daran, daß, falls der Ausschuß eine stark stei- 
gende Lohnskala für Lehrlinge einführt der Lehrherr in seinem eigenen 
Interesse den Lchrling besser unterweist um ihn fähig zum machen ihm 
ein Aequivalent für den höheren Lohn zu geben. 

Bis heute haben die der Irvineschen Reform folgenden Ausschuß- 
entscheidungen eine doppelte Wirkung gehabt: 

In manchen Gewerben haben die Ausschüsse durch hohe Löhne 
und stark ansteigende Lohnskalen für Lehrlinge, die Anstellung von 
Helfern (improver) gefördert, so in der Schuhindustrie, wo der nie- 
derste Lohn eines Lehrlings zweimal so hoch ist, als der eines Hel- 
fers. Im Eisenformergeweibe (ironmoulder) führte gleiche Lohnpolitik 
dazu, daß heute überhaupt kein Lehrling mehr beschäftigt ist, aber von 
der sehr »liberale gewährten Helferzahl voller Gebrauch gemacht ist, 
dasselbe ist in der Messingindustrie, wo vorsorglich fixierter Lohn, 
mit dem der Ausschuß die ihm verwehrte Lehrlingsbeschränkung er- 
setzte, die Lehrlingschaft aussterben ließ 19). 

Wo aber keine Lohnpolitik hemmend im Wege steht, da nehmen 
die Unternehmer vollen Nutzen von der Unbeschränktheit der Lehr- 
lingsbeschäftigung. So weit die Löhne der Lehrlinge zu sehr ansteigen, 
wird diese Belastung oft auch durch Entlassung der Lehrlinge in spä- 
teren Jahren — also Verletzung des Lehrbriefes, der oft schr schlecht 
abgefaßt ist — vorzubeugen gesucht, was aller Schärfe der Fabrikin- 
spektion bedarf, um verhindert zu werden !?®). 

Im Bekleidungsgewerbe stellt eine mutige Fabrikinspektorin Miss 
Cuthbertson die Früchte der Irvineschen Reform an den Pranger: 

»Die nunmehr erlaubte unbeschränkte Lchrlingszahl ließ die Be- 
schäftigung von jungen Händen bedeutend anwachsen. In 14 Fabriken 
sind heute 245 Jugendliche zu 291 Vollbezahlten beschäftigt, vordem 
bestand die Beschränkung von 2 zu 3, was nur 194 Jugendliche er- 
laubt hätte. Das Gewerbe hat dieses Anwachsen nicht bedurft, heute 
werden ältere und langsamere Arbeiter durch Lehrlinge ersctzt.« 

In der Buchdruckerei wurde ebenso voller Nutzen aus dieser Ein- 
stellungsfreiheit genommen. 

Ein Fabrikinspektor zeigt an ciner Tafel die »skrupelluse« Aus- 
nützung der neuen Freiheit in seinem Bezirke: 


118) Dazu aber müsse man ein besonders gutes Lehrlingsgesetz erst ins Leben 
rufen, meinte Peacock im Parlament im Jahre 1903, und eine Viktorianische ge- 
mischte Kommission, die sich aus Arbeitern und Arbeitgebern zusammensetzte, em- 
pfahl im Jahre 1907 engen Anschluß an die deutsche Gesetzgebung über Lehr- 
lingsunterweisung (cf. für letzteres Newcastle Morning Herald, 17. Juli 1907). 

119) Bericht des Fabrikinspektors für 1907, S. 17 und S. 30. 

120, Für das Bekleidungsgewerbe. Bericht für 1905, S. 19. 
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Gewerbe. Gesellen. Lehrlinge und Helfer. Anwachsen seit Aenderung 
vor 1903 1906 des Gesetzes. 
Eine Buchdruckerei 20 8 16 8 
Eine Möbelschreinerei HI 3 14 II 
Fünf Schuhfabriken 165 96 162 66 
196 107 192 85 


Die Zukunft des Gewerbes macht dem Unternehmer wirklich wenig 
Bedenken, die bestmöglichste Ausnützung der Jugend ist sein Bestreben, 
dem Jrvine freie Bahn schuf. 

Ist somit einem alten Wunsche der australischen Sozialreformer 
wenig Rechnung getragen, so vermochte das Gesetz auch der Heimar- 
beit kein Ende zu sctzen. In manchen Industrien hat freilich der 
technische Fortschritt, die Einführung von Maschinenkraft, die Tätig- 
keit nach der Fabrik verlegt. Hohe Stücklohnlöhne haben diesen 
Prozeß verschiedentlich beschleunigt, da bessere Arbeiten der Fabrik- 
aufsicht bedürfen. In einigen Gewerbezweigen wurde das Entgegen- 
gesetzte bewirkt, indem hohe Stücklohnsätze ‚Kontraktarbeit‘ ins Leben 
riefen. So sieht die Korbmacherindustrie heute viele ehemalige Arbei- 
ter auf eigene Rechnung arbeiten, sie kaufen das Rohmaterial vom 
Unternchmer und bringen ihre Fabrikate. Kostete diesem das Dutzend 
Körbe einst 12 £. 10 sh., so stellt es sich heute auf ıo £., wobei er 
obendrein für verdorbenes Flechtmaterial nicht aufzukommen hat. 

Nach wie vor ist in der Bekleidungsindustrie mit ihren zehntau- 
senden Händen die Heimarbeit die Hauptbeschäftigungsart geblieben 
und wenn auch des Heimarbeiters Stundenverdienst sich auf 4 d. in 
der schlimmen Weißwarenherstcellung gehoben hat, so führt er doch bei 
der Notwendigkeit, für Maschine, Licht und anderes selbst sorgen !?!) zu 
müssen, während ihm nur das Gesetz die Versorgung mit Baumwoll- 
faden durch den Fabrikanten sichert???), ein Leben noch ungesund und 
dürftig genug; aber die Hoffnung, daß jede neue Entscheidung in lang- 
samen aber sicheren Etappen seine Existenz bessert, winkt ihm in Vik- 
toria und Südaustralien. 


C. Allgemsine Volkswirtschaft. 
Die allgemeine Volkswirtschaft hat durch die Bestimmungen der 
TL,ohnausschüsse wenig Beeinträchtigungen erfahren, sicherlich keine, 


121) Die Vikterianische Kommission (S. 43) sagt für das Unterkleidergewerbe: 
die Fabrikanten bevorzugen die Masse ihrer Arbeit außerhalb der Fabrik machen 
zu lassen, da die Fürsorge für Maschine, Reparaturen, Oel und andere Zutaten 
dem Arbeiter zur Last fallen. 

122) Es wird berechnet, daß die Versorgung des Heimarbeiters mit Baumwoll- 
faden durch den Unternehmer eine Ersparung von 1 Schilling für jedes Pfund 
Sterling Arbeit bedeutet. Persönliche Erkundigungen haben mir leider die Tat- 
sache gebracht, daß viele Unternehmer dem Gesetze nicht gerecht werden und den 


Baumwollfaden nicht dem Bedarf entsprechend verabreichen. 
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die wieder eine Ausgleichung der Löhne durch Zunahme der Preise 
gebracht hätten. 

Zweckmäßigere Organisation der Betriebe, Einführung von Maschinen 
hat vielfach verbilligt, wo höhere Bezahlung und kürzere Arbeitszeit 
nicht bereits ein Aequivalent in der Besserung der Leistung bewirkten. 
Clark (II. S. 78) vergleicht Viktoria mit Neuseeland und stellt den Gegen- 
satz fest: dort kaum ein Änsteigen der Preise und bedeutend billigeres 
Leben, als hier. In den Parlamentsverhandlungen von 1902 und 1903 
konnten die geschworenen Gegner der Gesetzgebung keinen ungün- 
stigen Einfluß auf die Gesamtvolkswirtschaft beweisen. 

Bei einzelnen Gewerben wurden nachteilige Einwirkungen auf die 
allgemeine Lebenshaltung behauptet. 

So sagten die Fleischer vor der Kommission von Neusüdwales 
aus, daß der Preis des Fleisches der besten Gattung um ı!/a d. das 
Pfund gestiegen sei, von dem der größte Teil auf die höheren Fleisch- 
preise, ein Teil aber unzweifelhaft auf die Regelung von Löhnen und 
Arbeitsstunden zurückgeführt werden müsse. 

Vor der Kommission von Viktoria erklärten die Angestellten, daß 
von der Preissteigerung von 1/2 d. das Pfund, das die Metzger im 
Januar 1901 verabredeten »aus Anlaß der Steigerung der Fleischpreise 
und des Gewerbegesetzes«, !/s bis !/« d. die höheren Lohnausgaben 
jeder Unternehmung decken würde, während 1/2 d. die Gesamt- 
heitaller Löhne decke. Für eine Familie mit einem Fleisch- 
konsum von 16 lb. die Woche berechnete man 4 d. (1/4 d. per Ib.) Preis- 
steigerung aus Anlaß der Gewerbegesetzgebung. 

Für das Bekleidungsgewerbe wurde vor der Kommission von 
Neusüdwales ausdrücklich konstatiert, daß die besonders durch die 
Gesetzgebung mit höheren Löhnen getroffene Herstellung »fertiger 
Kleidere zu keiner Preissteigerung führte. 

Für die Schuhindustrie behauptete man vor der Viktorianischen 
Kommission eine zehnprozentige Preissteigerung auf Grund des Lohn- 
anwachses. 

Endlich ergibt der Fabrikbericht von 1905, daß die Ausschuß- 
entscheidungen die Erzeugnisse der Fraucnkleiderindustrie erhöhten, 
wobei eine Fabrikinspektorin bemerkt: Ich denke die Käufer werden 
das unbedeutende Mehr an Ausgaben aufwenden, wenn sie wissen, zu 
welchen Löhnen die Angestellten arbeiten müssen. 

Es gab wirklich einigen Ausfall im Verkauf, aber bald gewöhnte 
sich das Publikum an die unbedeutende Preissteigerung. 

Oft freilich wurde eine Preissteigerung durch den Vorwand der 
I.ohnsteigerung zu rechtfertigen gesucht, während tatsächlich kein Zu- 
sammenhang bestand, sondern nur eine gute Gelegenheit und Ausrede 
zur Preisänderung ergriffen wurde. Vor der Kommission von Vik. 
toria (S. 45) wurde dargetan, daß die Bäcker von Bendigo sich den 
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vorgeschriebenen Löhnen entzogen, trotzdem aber den Kunden gegen- 
über unter Bezugnahme auf das Gesetz im Preis aufschlugen. 

Man vergleiche damit australische Zollpolitik! 

In der Stärkefabrikation ist 100°/o Zoll, der Preis in Melbourne ist 
das doppelte von dem in London, der Unterschied die Tonne 18 £ 
14 sh. bis 41 £.'”). 

Alles zu Gunsten der Unternehmer, die Arbeiter vermögen keinen 
living wage zu bekommen. Man denke an den Zolltarif des Common- 
wealth vom August 1907 mit seiner Steigerung des l.ebensunterhalts! 
Was ist gegen solche Zollpolitik dieses Zwerglein einer Lohnpolitik ! 


4. Gesetzesreform. 

Weniges ist, was die Unternehmer an dem Gesetze geändert 
haben wollen. Eine alte Klage, die die Erstreckung der Ent- 
scheidungen auf das ganze Land wünscht, ist freilich unerhört geblieben ; 
bereits im Jahre 1902 ging das Sattlergewerbe die Regierung an, die 
Ausschußentscheidung auf das ganze Land auszudehnen. Die Gesetze 
vermieden dies, da dadurch die im Oberhaus vertretenen Agrarier eine 
kleine Erhöhung ihrer Ausgaben hätten erfahren können. 

In der Lehrlingsfrage war Irvine päpstlicher als der Papst: die 
anständigen Unternehmer klagen darüber, dafs sie durch die gewissen- 
lose Ausübung der Einstellungstreiheit wieder mehr der Schmutz- 
konkurrenz ausgesetzt sind, als je. 

Vor der Kommission von Neusüdwales (S. 29) wendeten sich die 
Unternehmer gegen die Machtbefugnis, die dem Minister und dem 
Fabrikinspektor gegeben ist und forderten, daf die Durchführung des 
Gesetzes politischem Einfluß entzogen werde und auch die Er- 
laubniserteilungen für schwache Arbeiter von keinem Staatsbeamten 
ausgestellt werden sollen. Für nichts wurde auch von der Ar- 
beiterpartei bei der Gescetzesreform von 1903 energischer gekämpft, 
als dies. 

Gegen die Ernennung der Ausschufsmitglieder wendete Browley 
cin, dafs er die Wahlerundlase von Anfang bis Ende allein als demokra- 
kratisch anerkennen könne. Die Erteilung der Permits solle dem 
Fabrikinspektor genommen und dem Ausschuß} selbst anheimgestellt 
werden. Selbst Peacock trat dieser Beschwerde gegen die undemokra- 
kratische Fassung des Gesetzes bei, verwarf die Machtbefugenis des 
Ministers Entscheidungen zu hemmen, da cin Minister den Einflüssen 
aus den verschiedensten Richtungen unterworfen sei. 

Die Durchführung des Gesetzes ist trotzdem nach der Reform mehr 
zur Regierungsmaschine geworden als je. 

Heftigen Widerstand setzte man auch dem Appellgericht entgegen, 


12°, Cf, The Daily Telegraph. Sydney, 12. Juni 1907. 
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das nur die Entscheidung verzögere, noch heftigeren aber erfuhr die Ein- 
führung des Begriffes des ehrenhaften Unternehmers. Ist ein von der 
Konkurrenz zu niederen Löhnen gezwungener Fabrikant ehrlos? fragte 
Trenwith und wies auch darauf hin, daß der Mann, der seine Kame- 
raden vertrete, seine Stimme abzugeben habe, ob A oder B ein ehren- 
hafter Mann sei. Würde er nicht ein gebrandmarkter Mann sein, wenn 
cr es verneinte? 

Vergeblich wurde schon vor den Kommissionen darauf hingewiesen 
daß die Arbeiter sich nicht trauen, ihre Anschauungen frei auszuspre- 
chen oder die Einhaltung der Entscheidungen zu fordern, weil sie sich 
der Verfolgung durch die verbündeten Unternehmer ausgesetzt fürchten. 
Wic groß diese Gefahr ist, geht daraus hervor, daß für den Ausschuß 
in der Schuhindustrie, der mit den Unternehmern in scharfen Konflikt 
zu geraten gewärtig war, kein für den Ausschuß benötigter Lederklopfer 
(clicker) sıch finden ließ. 

Die Einführung der Ausnahmsstellung des langsamen Arbeiters 
wurde mit guten Gründen bekämpft. 

Trenwith äußerte 4): Eine große Anzahl von Personen wird zu 
»langsamen Arbeiterne gemacht werden, welche vollfähig sind und 
immer als vollfähig anerkannt wurden, so daß sie bisher den Mindest- 
lohn verdienten. Er würde die Arbeiter in kräftige und schwache 
teilen, die gesunden Arbeiter sollen aber keiner Scheidung unterworfen 
werden. Der Mindestlohn soll eben für den langsamen Arbeiter gelten. 
In 99 Fällen von roo wird die ungewöhnliche Langsamkeit durch die 
besonders hohe Qualität der Arbeit mehr als aufgewogen. Und dann 
welche Verschiedenheit in der Beurteilung von Langsamkeit! Andrews 
fordert die Begrenzung von Langsamkeitspermits von I zu ıo Voll- 
arbeitern. Hamilton sagt, daß dadurch nur schlauderiges Arbeiten 
gefördert werde, worunter die Industrie leide. Eine Ausnahmsstellung 
des langsamen Arbeiters hebe die Bedeutung des Mindestlohnes und 
die wohltätige Wirkung des Gesetzes geradezu auf. 

Alle diese Gründe schlugen nicht durch, ebenso wenig die gegen 
die Lehrlingsfreiheit. Der Führer der Arbeiterpartei, Prendergast, sagte, 
das sei nur eine neue Gelegenheit, die Löhne zu drücken und den ge- 
wissenlosen Arbeitgebern Vorschub zu leisten. Die Lehrbriefe wurden 
bei ihrer unordentlichen Abfassung als wertlos zur Herbeiführung einer 
guten Lehrlingserziehung bezeichnet. 

Pcacock sprach energisch gegen Irvine: Es ist eine unleugbare 
Gefahr in einer unbegrenzten Lehrlingsanstellung. Die gewissenlosen 
Unternehmer würden daraus Gewinn ziehen, gerade gegen diese aber 
müsse sich die Gewerbegesetzgebung richten. 

Angelegentlich waren auch die Versuche, die Ausdehnung der Aus- 








124) Hansard. Session 1903. Vol. 105, S. 215. 
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schußsbestellung auf die Urproduktion zu erlangen, das Oberhaus wollte 
das nie zugeben, aber auch die Regierung setzte sich dem entgegen. 

Das Oberhaus verhinderte auch die Ausdehnung der Gesetzgebung 
auf die Kinder der Unternehmer, womit man der herzlosen Ausbeutung 
der eignen Kinder begegnen wollte. 

Zwei gutgedachte Ideen brachte noch Hickford im Unterhaus ver- 
gcblich vor: eine bezielte gleiche Löhne für beide Geschlechter, die 
andere die Aufstellung eines living wage als Mindestlohn, da er mit 
Mauger, dem Leiter der anti-sweating league und heutigem Minister des 
Commonwealth, übereinstimme, daf eine Industrie, die keinen solchen 
Lohn zahle, nicht wert seci, zu existieren. 

4 Jahre sind seit dieser Gesetzgebung vergangen, die nichts an 
Fortschritt, aber viel an Reaktionärem brachte. Im Mai 1907 wendete 
sich nun eine Deputation der in den Ausschüssen vertretenen Arbeiter 
an den Minister, um einige ihren Erfahrungen gemäß schwerst empfun- 
denen Uebelstände beseitigt zu haben; ihre Hauptbeschwerde betraf 
wiederum die Irvinesche Unternchmerklausel mit allen ihren Konse- 
quenzen: 

Sie klagten über die unerfüllbare \erantwortlichkeit, die auf die 
Vertreter der Arbeiter gewälzt ist, zu erklären, wer ein ehrenhafter 
und unehrenhafter Arbeitgeber ist, nachdem sie ja doch in ıhrem Er- 
werb von eben diesen Personen abhängig blieben. Ohne dies aber 
werde in der Praxis immer der niederst lohnende Unternehmer zur 
Richtschnur genommen, wodurch den Arbeitern ebenso, als den besser 
zahlenden Arbeitgebern große Ungerechtigkeit geschieht. Der Vor- 
sitzender eines Ausschusses habe die Ehrenhaftigkeit davon abhängig 
gemacht, ob cin Unternehmer für sweating gestraft sei oder nicht. 
Diese Klausel habe sich zur Drohung für den gewerblichen Frieden 
Viktorias ausgewachsen. Die Ausschüsse scien nach der allgemeinen 
Meinung erniedrigt, da man sie nicht für fähig halte, selbst eine ge- 
rechte und angemessene Lohnentscheidung zu fällen, sondern sie an 
das Phantom eines ehrenhaften Unternehmers binde. 

In der Lohnfestsetzung beanspruchten sie die Berücksichtigung der 
prosperierenden Betriebe einer Industrie, während heute die normier- 
ten Löhne die Durchschnittslöhne des niederstlohnenden ehrenhaften 
Arbeitgebers sind, die Berücksichtigung der allgemeinen Verhältnisse 
ausgeschlossen ist und hiemit die Entlohnungen oft nicht einmal an 
den notwendigen living wage heranreichen 1*5). 

Sie erbaten die Beschränkung der Lehrlingsanzahl, die Ucberwach- 
ung der Ausnahmslohnerlaubnisse durch die Ausschüsse und die Be- 
seitigung des court of appeal!:%). Der Sekretär der Tradeshall Barker 
125) The Worker. Sydney. 6. Juni 1907. 


126, Der Richter des Berufungsperichtes wird von den Arbeitern mit den 
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legte dar, daß die meisten der ‘Lehrlinge’ nur Helfer seien, die nichts 
vom Gewerbe lernen und nur zur billigeren Erzeugung und zum Lohn- 
druck eingestellt sind. Das Appellgericht habe sich in seiner Rechts- 
sprechung als court of destruction erwiesen, der Zweck, für den ihn 
Irvine berief !?”). 

Während mit allen diesen Beschwerden nichts als die Rückkehr 
zur ursprünglichen Gesetzgebung verlangt war, ging ein Wunsch, der die 
Ausdehnung des Gesetzes auf die Angestellten in Banken, Versicherungs- 
anstalten anlangte, darüber hinaus. 

Der Minister Sir Alexander Peacock, der heute Mitglied des Mini- 
steriums Bent ist, versprach, alles zu tun, um die verhängnisvolle ‘repu- 
table employers clause’, die seine — des Vaters der Gesetzgebung — bittere 
Gegnerschaft von Anfang an gehabt habe, aus dem Gesetze wieder zu 
entfernen. Des Fabrikinspektors kühne Bemerkung in seinem Bericht (s. 
oben) läßt vermuten, daf} er die Regierung hinter sich hat und so ist zu 
vermuten, daß in Bälde einer der arbeiterfeindlichsten Punkte aus dem 
Gesetz verschwindet und es wieder mehr zu dem Segen wird, der es 
in den ersten sechs Jahren seines Bestehens sein konnte. 


III. Schiedsgerichte und Lohnausschüsse, 
ı. Vergleichung der Systeme. 


Die Kommissionsberichte über beide Institutionen, der vom Jahre 
ı90o1ı für Neusüdwales und der vom Jahre 1903 für Viktoria, sprachen 
sich zu Gunsten der Schiedsgerichte aus!?#). Während jener seinen 
Staat zu beraten hatte, welchen Weg die reformfreundliche Regierung 
gleichen Augen betrachtet, mit denen die Hollmann-Brownsche Schrift über das 
Schiedsgericht auf die Vertreter der höchsten Richterbank sicht (s. oben). Abge- 
sehen von dem Fall der Stärkeindustrie haben die Arbeiter noch zwei sehr un- 
günstige Berufungsentscheidungen erlebt. In der Kürschnerei änderte das Appell- 
gericht die Ausschußentscheidung ab, indem es die Arbeitsdauer von 48 auf 54 
Stunden erhöhte, in der Herstellung künstlichen Düngers setzte es die Löhne von 
40 sh. 6 d. auf 36 sh. herab. Nur in der Buchdruckerei wurde die Beschwerde 
der Unternehmer gegen die Erhöhung der Mindestlöhne von 52 auf 56 Schilling 
abgewiesen. Gegenüber dieser unerheblichen Entscheidung in ihrem Interesse, 
haben die Arbeiter sehr ungünstige Entscheidungen auf den anderen Gebieten er- 
fahren, denen sie ohne Beschwerdegericht nicht ausgesetzt gewesen wären. 


127) Im Februar 1907 legte ein großer Streik der Bauhandwerker die Tätigkeit 


des ganzen Baugewerbes in Melbourne brach. Die Arbeiter weigerten sich, Aus- 
schüsse zur Entscheidung anzurufen, die unter der »reputable employerse = Klausel 


entscheiden müssen oder von denen eine Berufung möglich sei. Schließlich wurde 
die Entscheidung des Disputes einem Einzelrichter übertragen, 
128) Bericht der Kommission für Neusüdwales S. 28, 29. Bericht der Kom- 


mission für Viktoria S. 65, 66. 
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gchen sollte, sah dieser sich die Frage vorgelegt, ob nicht das be- 
stehende System der Lohnausschüsse durch cin anderes ersetzt wer- 
den soll. 

Die Kommission von Neusüdwales legte besonderes Gewicht darauf, 
dail die Lohnausschüsse in zu weitem Maße Regierungsmaschine sind: 
Die Ausschüsse selbst bedürfen zu ihrer Existenz die Befürwortung der 
Regierung ın beiden Volksvertretungen, die Mitglieder der Ausschüsse 
gchen auf Regierungsernennung zurück, die Entscheidungen sind mini- 
sterieller Einwirkung ausgezetzt, die Durchführung ist einer staatlichen 
Behörde anvertraut. 

Wo die Regierung den »antisozialistischen« Parteien 1”) gehört, 
wird diese Möglichkeit politischen Einflusses in der Tat besonders un- 
günstig empfunden und darin einer der größten Nachteile der Lohn- 
ausschüsse geschen. Ein Vertreter der Arbeiter in dem westaustrali- 
schen Schiedsgericht bezeichnete mir gegenüber dies als die gröfite 
Schwäche, die ihm und seinen Freunden das Viktorianische System un- 
annehmbar machte. 

Als Nachteil der Lohnausschüsse wird im Berichte Viktorias die 
Besetzung des Ausschusses mit Sachverständigen bezeichnet. 

Er spricht von dem gefährlichen Element des Selbstinteresses, das 
diese Entscheidungen beherrsche; dadurch werde die versöhnliche 
Auseinandersetzung der Parteien verhindert, engherzige Gesichtspunkte 
drängen sich ein, die oft sogar in den persönlichen Interessen der Ent- 
scheidenden begrenzt sind 139), 

Im Gegensatz hiezu knüpft der Bericht von Neusüdwales an Fro- 
sticks Vorschlag, der für die neusceländischen Versöhnungsausschüsse 
(scwerbevertreter wünscht, an und glaubt in der sachkundigen Beurtei- 
lung der Verhältnisse sogar einen Vorteil sehen zu müssen und, wie 
wir aus der Geschichte der Schiedsgerichte wissen, ist auch von Arbei- 
terseite die Sachunkenntnis der Schiedsgerichte mitunter als Nachteil 
empfunden worden. Der Weg der Schiedsgerichtsgesetzgebung, Sach- 
verständige als Berater auftreten zu lassen, mildert den Uecbelstand 
wesentlich, ohne die Nachteile kurzsichtiger Sachbeurteilung da- 
mit einzuführen. 

Dak indessen selbst im Geltungsgebiete der Ausschüsse nicht sach- 


129) Siche über die Wichtigkeit der »antisozialistischene Parole meinen Auf- 
satz: Australien als selbständiger Produktionsstaat« in den Conradschen Jahr- 
büchern, Jahrgang 1907. 

130) In dem Bericht ist ein Fall angeführt, wo sich im Gewerbe der Kleider- 
herstellung zwischen den Fabrikanten fertiger Kleider und den Schneidern nach 
Maß Gegensätze ergaben, die dazu führten, daß diese an Zahl jenen überlegen, 
500 zu 30, die Mehrzahl der Ausschufßmitglieder stellten und die Entscheidungen 


so gestalteten, daß jenen die Konkurrenz erschwert wurde. S. 38. 


Schiedsgerichte und Lohnausschüsse in Australien. 209 


verständige Entscheidung bevorzugt wird, ergibt der Fall in Melbourne, 
wo die Bauhandwerker ihre Streitangelegenheit einem Mitglied des 
höchsten Gerichtshofes unterbreiteten. 

Es ist aber im Prinzip wohl auch dadurch anerkannt, daß selbst 
der Gesetzgeber Viktorias einen Appellhof ohne sachverständige Richter 
schuf. 

Die Vielheit der Ausschüsse ist weiterhin im Bericht von Neusüd- 
wales beanstandet: dadurch würden Schwierigkeiten veranlaßt, die bei 
der Einheit der schiedsrichterlichen Organe nicht bestehen. Es sei sehr 
schwierig, Gewerbe scharf von einander zu trennen oder gesondert 
über jedes zu entscheiden, wenn in einem Betrieb mehrere Gewerbe 
neben einander hergehen, das Anwachsen der Ausschüsse häufe die 
Anomalien. 

Es muß indessen schwer möglich erscheinen, sachverständige 
Ausschußvertretung für jedes Gewerbe mit einer einheitlichen Ordnung 
der industriellen Verhältnisse eines Landes vereinen zu können, wie 
das der Bericht von Neusüdwales vorschlägt. 

Ein gleichmäßiges Vorwärtsschreiten der Arbeitsverhältnisse und 
harmonisches Nebeneinanderarbeiten der einzelnen Gewerbe bindet sich 
an die Existenz eines einheitlichen Regelungsorganes. Die Anomalıen, 
die in allen Berichten der Fabrikinspektion hervorgehoben werden ?°!), 
wie besonders »tatsächlich unbegründete Verschiedenheit der Mindest- 
löhne in verschiedenen Gewerbens oder »sich stark unterschei- 
dende Löhne in nah verwandten Gewerben mit der Gefahr der 
Verschiebung der Gewerbetätigkeit« begegnen uns im Gebiete der 
Schiedssprechung seltener, wo die richterliche Praxis im einheitlichen 
Gerichtshof alle Verhältnisse vor sich geschen hat und zu vergleichen 
vermag. 

Große Verschiedenheit ist in beiden Systemen, auch in der Ma- 
terialindung. Die Lohnausschüsse begnügen sich mit der eigenen 
Kenntnis, kaum je wird Zeugenvernehmung vorgenommen; bei den 
Schiedsgerichten wird in die entlegensten Winkel des Gewerbes 
hineingeleuchtet, die Oeffentlichkeit wird von all den Mifsständen unter- 
richtet und ein heilsamer Einfluß geht allein davon aus, daß man jeden 
Augenblick gewärtig sein muß, sein Verhalten als Unternehmer vor der 
Kritik der Allgemeinheit zu rechtfertigen 132). 


_—— — -— 





131) Bericht für 1907, S. 37. — Reeves tadelt I. c. S. 176: Jedes Gewerbe 
wird gesondert geregelt, als ob es in gar keinem Zusammenhang zu anderen stünde. 
— Ein Fabrikinspektor hebt hervor, daß ihm kein Grund ersichtlich sei, warum 
in dem Frauenkleidergewerbe der Mindestlohn für Frauen 16 Schilling, in der 
Herrenkleiderherstellung 20 Schilling sei. — Viktorianische Kommission S. 38, 59. 

132) Ich war Zeuge einer Verhandlung vor dem Schiedsgericht von Neusüd- 
wales, in der sich ergab, daß der Unternehmer, als sein Gewerbe in einen Streit 
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Bei Uneinigkciten in der Eisenindustrie erklärten die Beteiligten, 
daß sie vom Schiedsgericht nichts anderes erwarten, als dafs es die 
ganze Angelegenheit durchverhandelt, hiedurch der Oeffentlichkeit die 
wahren Bedingungen des Gewerbes zeigt und den Unternehmern den 
Ernst und die Berechtigung der Arbeiterforderungen nahebringt, so daß 
auf Grund dieser Vorgänge alsdann eine friedliche und zufrieden- 
stellende Erledigung der Streitsache erfolgt 13?). 

Als Carruthers die Aufhebung des Schiedsgerichtswesetzes und seine 
Ersetzung durch Lohnausschüsse ankündigte, hat der Führer der Arbei- 
terpartei, Mac Gowen, erklärt, dafs, wenn nichts anderes für die Schieds- 
gerichte anzuführen, die Publizität des Verfahrens allein hinreichend sei, 
ihr Bestehen zu rechtfertigen. 

Der Führer der Viktorianischen Arbeiterpartei freilich, Prendergast, 
meinte, dafs die Schiedssprechung von Neusüdwales doch noch die 
Viktorianischen Lohnausschüsse bevorzugsenswert erscheinen lasse: 
»Ich habe meine Anschauung geändert und bevorzuge heute die 
‘Wagesboards’ vor dem Arbitrationscourt, denn die Ausschüsse befähigen 
die Gewerbe, rasch die Arbeitsbedingungen zu regelne. 

In beiden Urteilen sind ebenso wie in den Kommissionsberichten 
die bedeutenden Unterschiede übersehen, die in dem Machtgebicte 
beider Institutionen bestehen. 

Das Schiedsgericht ist das Tribunal der Gewerkschaften, hier 
werden ihre großen Forderungen angehört und verbeschicden, 
die Ausschüsse haben gar nicht die Befugnisse, ihnen gerecht zu werden. 
Die umstrittensten gewerkschaftlichen Ansprüche, wie Vorzug der Gc- 
werkschaften vor anderen, Verbot oder Einschränkung der Frauen- 
arbeit, Entscheidung, ob in Stücklohn oder nur ın Zeitlohn gearbeitet 
werden darf, Regulierung der Arbciterentlassungen, Regelung der Ar- 
beitszeit 13%) stehen außerhalb des Machtrahmens der Ausschüsse. 

Viele Gewerbe, die auf jene Mafsnahmen Anspruch machen, wer- 
den sich nie mit den Lohnausschüssen zufrieden geben. Schiffahrt 
und ihre Bedienung im Hafen, Schurhütte, Bergwerke, Handel liegen 
heute außerhalb des Rahmens des Gesetzes, das Baugewerbe hat den 
dürftigen Machtbefugnissen der Ausschüsse sich nicht anvertraut. 

Die Schiedsgerichte, wenn sie auch Lohnregulierungsstellen wur- 
den, sind doch die Wächter über Lohnstreitigkceiten geblieben und 
sind allein fähig, deren Flammen zu bekämpfen: jene genannten großen 
Fragen, vor allem die Anerkennung der Gewerkschättsidee, treten in 
verwickelt zu werden drohte, schnell die niederen Löhne seiner jugendlichen Ar- 
beiter aufbesserte, um vor dem Schiedsgericht nicht erröten zu müssen. 

133) The Daily Telegraph. Sydney, 25. Juli 1907. 

134) Die Dauer der Arbeitszeit kann nur im Zusammenhang mit Lohnregulierung 


festgesetzt werden, nicht aber allein. 
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den Vordergrund und ein unabhängiger Richter allein kann hier ent- 
scheiden, Sachkenntnis verblasst, soziales Empfinden herrscht. Die 
Lohnausschüsse vermögen die Industrien in günstigere Bahnen zu leiten 
und damit Unzufriedenheit im Entstehen zu verhindern, es fehlt ihnen 
aber alles, was ausgebrochene heftige Differenzen zu bekämpfen ver- 
mag, ja bei starken Industrien fehlt ihnen auch die Machtbefugnis, den 
Arbeitsfrieden zu regulieren, geschweige ıhn zu garantieren. Das wird 
sich auch durch das Streikverbot im neuen Gesetze von Neusüdwales 
nicht ändern. 

Die Schiedsgerichte können nie durch die Lohnausschüsse ersetzt 
werden, wohl aber können sie die Lohnausschüsse ersetzen; während 
sie in weitherzigen Gesetzen das ganze Gebiet bestreichen, das den 
I.ohnausschüssen zusteht, sind diese nur Institutionen von gesetzlich 
und tatsächlich begrenzter Einflufssphäre auf die Regulierung der Arbeiter- 
verhältnisse. Die Lohnausschüsse haben in ihrem Rahmen bedeuten- 
des zu leisten vermocht, doch stehen ihren Leistungen ebenso zweck- 
mäßige Regulierungen durch die Schiedsgerichte zur Seite. 

Es ist widersinnig, Schiedsgerichte durch Lohnausschüsse zu >er- 
setzen«, wie das die Regierung von Neusüdwales vorgibt zu tun. 

Ein deutliches Beispiel, dafs Schiedsgerichte als die weitergreifen- 
den Organe begehrt sind, ergibt sich wohl daraus, dafs die Arbeiter 
in der Schuhfabrikation, die heute in Viktoria durch einen Lohnaus- 
schuß bedient werden, sich mit ihren Genossen in anderen australi- 
schen Staaten zusammenschlicßen, um den Gerichtsstand vor dem au- 
stralischen Schiedsgericht sich zu verschaffen. 

Reeves schließt seine vergleichenden Betrachtungen der beiden 
Institutionen 3?) in Kurzem dahin ab: Das System Neuseeland ermutigt 
die Organisationen, hat eine einfachere Wahlmaschine, beschränkt den 
Einfluß des Staates auf ein Minimum und zeichnet sich durch Sorgfalt 
der Entscheidung und kluge Berücksichtigung des Gesamtarbeitsmarktes 
aus. Alles das gibt dem Arbitration Court ein Ansehen und eine Au- 
torität, die den Viktorianischen Ausschüssen nicht zusteht. 

Ben Tillet sieht die Schiedsgerichte ebenfalls für überlegen an 13°): 
Die Lohnausschüsse haben keine Kraft, ıhre Entscheidungen zu er- 
zwingen; dann bringen sie nicht die Anerkennung der Gewerkschaften: 
endlich ist kein Versuch gemacht, die Arbeiter zu Selbstvertrauen und 
kluger Erkenntnis ihrer Verantwortlichkeit zu bringen. Er meint, daß, 
während die Lohnausschüsse ın Viktoria dem Schwitzsystem Einhalt 
geboten haben, ein Schiedsgericht tausendfach mehr hätte tun können. 

Was die Sympathien von Reeves und Ben Tillet, jenes arbeiter- 

135) |, c. Arbitration and the Wage Board System compared S. 173. 

136) Aeußerungen während eines Besuches Australiens durch den hervorragen- 
den englischen Gewerkschaftsorganisator. 
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freundlichen ehemaligen Staatsministers und dieses Gewerkschaftsführers, 
auf die Seite des Schiedsgerichtes bringt, hat sie diesem auf der ande- 
ren Seite geraubt. Die Gegnerschaft gegen Schiedsgerichte und Be- 
fürwortung der Ausschüsse kann sich im Ernst nicht darauf berufen, 
daß jenen die Fähigkeit fehle, Verhältnisse in welchem Gewerbe nur 
immer, so gut, wie dies die Ausschüsse tun, regeln zu können, noch daß 
den Entscheidungen der Schiedsgerichte die Erzwingbarkeit den Ar- 
beitern gegenüber fehlt, wo diese tatsächlich im Ausschufßsystem gar 
nicht vorgeschen ist; der innerste Grund ist der Widerwillen gegen 
die gewerkschaftliche Beherrschung der Lohnregulierung im Schicds- 
gerichtssystem. . 

Gerade hier aber liegt die Zukunft des Schiedsgerichtswesens ge- 
genüber der Ausschufsregulierung ; die immer weiter um sich greifende 
Organisation der Arbeiter fordert Anerkennung und strebt nach Mün- 
digkeit. Im Ausschufs sitzt der individuelle Arbeiter dem Unternehmer 
gegenüber und bangt für seine Zukunft; vor dem Schiedstribunal er- 
hebt die Gewerkschaft ihre Stimme und fordert Billigkeit ohne Furcht 
und Zagen. 

Jenes ist ein Stück mit patriarchalischen Staatsbefugnissen umge- 
bener unternehmerfreundlicher 37) Sozialpolitik; dieses ein Schritt vor- 
wärts auf der Bahn gewerkschaftlicher Beherrschung des Arbeitsmarktes: 
modernste Sozialpolitik mit der Devise für die Arbeiter durch die Ge- 
werkschaft. 


2. Ihre Uebertragbarkeit auf Amerika und Europa. 


Victor Clark hat in seinen Berichten an dic Regierung der Ver- 
einigten Staaten die Uebertragbarkeit der australischen Lohnausschuß- 
und Schiedsgerichtsinstitution auf nordamerikanisches Gebiet verneint 3®). 

Fs ist der scheindemokratische Grund der Verletzung der Freiheit 
des Vertrages, der ihm diese australischen Institutionen unannehmbar 
erscheinen läßt. Das Trügerische in der Freiheit des Vertrages ist 
ihm verborgen, wie aus seinen Ausführungen erhellt: Er hebt die Ta- 
rifverabredungen der amcrikanischen Gewerkschaften den staatlichen 
Lohnregulicrungen gegenüber hervor und vergißt dabei, daß in Austra- 
lien diese auch erst da wirklich beginnen, wo jene versagen. Es mutet 
uns seltsam an, wenn wir hören, da »die Schiedsgerichte viele die 
Arbeitsverhältnisse betreffende Anordnungen erlassen, die es kaum tun- 
lich erscheine zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ın Amerika zu 


157) Seine Befugnisse sind aus Rücksicht auf die Unternehmer überall be- 
schränkt und mit Kautelen umgeben. 

13%) Bedauerlicherweise fehlt eine einheitliche Zusammenfassung seines Urteils; 
doch geben die da und dort eingestreuten Bemerkungen den Anhalt für Verneinung 


der Ucbertragbarkeit. 
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erörtern« 3°). Kein anderer Sinn kann hinter diesen Worten stecken, 
als daß die amerikanischen Arbeitgeber Forderungen, die vom Schieds- 
gericht im Interesse der Arbeiter befriedigt werden können, bei Tarif- 
verhandlungen von vornherein ablehnen würden. 

Tarifverabredungen rühmt er nach, daß sie mehr elastisch sind als 
Schiedsprüche: sie vermögen den lokalen Verhältnissen eines indivi- 
duellen Unternehmens angepaßt zu werden, während ein Schiedsspruch 
als starres Gesetz des Landes nur dann nützlich sein kann, wenn er 
mit eiserner Strenge überall gleichmäßig erzwungen wird. Er fürchtet, 
daß jede Unterlassung in der Erzwingung aller Einzelheiten eines 
Schiedsspruchs einen folgenschweren Präzedenzfall zeitigen müsse, der 
die Gewerkschaft des Vorteils jener Bestimmung infolge des Unterlas- 
sens ihrer fortdauernden Erzwingung verlustig gehen läßt. Deshalb 
sei der Aufwand von Kontrolle und Bindung erheblich stärker bei 
einem Schiedsspruch als bei einer Tarifverabredung, auch wenn beide 
dasselbe Gebiet mit den gleichen Anordnungen bestreichen und beide 
in gleicher Weise Beachtung finden. 

Daß Vereinbarungen, je elastischer sie sind, desto mehr von dem 
Unternehmer zu seinem Vorteil ausgedeutet werden, ist als wesent- 
licher Nachteil von Clark nicht in Erwägung gezogen. Um Berufe, 
die keine starken Arbeiterverbände haben, um Tarifverabredungen und 
ihre Durchführung zu überwachen, scheint Clark sich nicht zu sorgen, 
gerade diese sind es, für die die australischen Lohncinrichtungen ihren 
Segen ausstrahlen. 

Auch staatsrechtliche Bedenken stellen sich nach Clarks Meinung 
der Uebertragung in den Weg: Er erachtet die Verfassungen der ein- 
zelnen Staaten nicht für fähig, einzelnen Gruppen der Wirtschaftsge- 
meinschaft, wie den Gewerkschaften solche Rechte zu geben, wie sie 
ıhnen das australische Gesetz einräumt, und verneint auch die recht- 
liche Erzwingbarkeit von Auflagen, wie sie nach jenem australischen 
Gesetze den Arbeits-Vertragspartcien aufgebürdet sind. 

Vom Standpunkt des öffentlichen Rechts beanstandet er den Ge- 
richtshof, der nicht aus unparteiischen Personen, sondern aus \Vertre- 
tern von Interessengemeinschaften zusammengesetzt ist; auch erscheint 
ihm verfchlt, daß sich die Entscheidungen auf Personen beziehen, die 
keine Möglichkeit hatten, sich hiegegen zu wehren, dafs sic Strafen er- 
leiden und Verfolgungen erdulden, ohne dafs sie gegen Erlai des 
Schiedsspruch sich wehren konnten 1°). 


139) Clark I 117. 


140) S. oben Judge Heydons Schiedsspruch über die Verhältnisse der Laden- 


LS. 


angestellten. — Alle diese Punkte sind übertrieben und haben es mit einzelnen 
Fällen und der Art der Rechtsprechung, nicht aber mit den Prinzipien des Schieds- 


gerichts zu tun. 
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Besonderen Anstoß nimmt cr aber an der Vereinigung legislativer 
und rechtsprechender Funktion in einem einzelnen Körper. (Bekanntlich 
sind die Entscheidungen des Schicdsgerichtes eine Art von Gesetz, 
deren Durchführung von dem Schiedsgericht selbst überwacht ist.) 
»Die Vereinigung dieser zweier Gewalten müssten einem Amerikaner 
nach seinen Verfassungsprinzipien und ererbten Anschauungen als ein 
gefährlicher Rückschritt in primitivere Rechtsverhältnisse erscheinen.« 
In der Tat ist aber die Beigesellung der richterlichen Tätigkeit kein 
Essentiale des Schiedsgerichtssystems und cine Loslösung ist im Interesse 
der Entlastung der Arbeiten dieser Gerichtshöfe schon öfters befür- 
wortet worden !?!). 

Nicht weniger verurteilenswert erscheint Clark der Mangel einer 
Berufung, also einer zweiten Instanz; endlich fordert er zur Aburtei- 
lung der Ücbertretungen Geschworene. 

Alles dies erklärt er als groe Verfehlungen vom Standpunkt des 
Staatsmannes — from the statesmans point of view — und all dies 
schlage der Erkenntnis der Allgemeinheit, kristallisiert in politische 
Prinzipien, ins Gesicht !*?), 

Endlich sieht er auch große volkswirtschaftliche Schwierigkeiten 
für ein Reich wie die Vereinigten Staaten aus solcher Gesetzgebung 
kommen: Die bunte Verschiedenheit lokaler Bedingungen lasse die 
Ausdehnung eines award auf das ganze Staatsgebiet unmöglich erschei- 
nen. Würde aber die Schiedssprechung nur in einzelnen Wirtschafts- 
gebieten verwirklicht, so drohe eine Erschütterung ihrer territorialen 
Industrie und ungünstige Beeinflussung ihrer Konkurrenzfähigkeit. 

In der Machtstellung der Verbände aber sieht er einen weiteren 
Anreiz zu Monopolen und unerwünschter industrieller Zentralisation. 

Während Australien der Urproduktion obliegt, ohne Einwanderung 
ist und keine Ausfuhrproduktion von Fabrikaten hat, machen ihm die 
entzegengesetzten Verhältnisse der Vereinigten Staaten Schiedssprüche 
unerträglich. In Australien regeln die Schiedssprüche die Bedingun- 
gen im cigenen Markte, Amerika hat mit der ganzen Welt zu konkur- 
rieren und seine Erzeugung der auf fremden Märkten und Ländern 
anzupassen, um den Exporthandel aufrecht zu erhalten. 


141) Die Einwände hiegegen sind, daß die Schiedssprüche sorgfältiger abge- 
faßt werden müßten, wenn ihr Sinn von einem anderen richterlichen Körper inter- 
pretiert werden würde und daß man in diesem Falle eine Berufung an den recht- 
schaffenden Gerichtshof einführen müßte. — Der Gewerkschaftskongreß für Neu- 
seeland im Jahre 1907 hat trotzdem jene Forderung der Trennung beider Gewalten 
wiederum gefordert. 

1423) All these facts are faults from the Statesman’s point of view and they 
do violence to the general experience of mankind as crystallized in political prin- 


ciples. Clark I S. 1249. 
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Mehr als alle diese einzelnen Punkte, die durch die Abhandlungen 
verstreut sind, ist für diesen amerikanischen Beurteiler die Verschieden- 
heit des australischen und amerikanischen Volkscharakters Grund, 
australisches Gesetz für unübertragbar auf seinen Heimatsboden zu er- 
achten und diesen Gegensatz allein hält er für genügend, die Frage 
der Einführung jener Lohninstitutionen auf amerikanischen Handel und 
amerikanisches Gewerbe verneinen zu müssen. Dieser Punkt ist in 
seiner Schlußfolgerung aus der Betrachtung necuseeländischer Schieds- 
gerichtsbarkeit hervorgehoben: 

»Ein Amerikaner wehrt sich gegen scharfe Mafßregeln und eiserne 
Gesetzesumklammungen. Er sieht nicht wie die Inkas von Peru 
im angenehmen Leben das Endziel der nationalen volkswirtschaft- 
lichen Entwickelung. Ein tätiges Leben ist die Idee der gegen- 
wärtigen Generation in Amerika ; der Gedanke, daß der Staat ihrem 
persönlichen Tätigkeitsbegehren entgegensteht, ist ihm unerträglich. 
Unsere Gewohnheiten, Gedankengänge und Anlagen sind grundver- 
schieden von denen Neuseelands. Wir sind kein so gesetzgehorchendes 
Volk, sondern von einem kraftvollen individuellen Unabhängigkeitsge- 
fühl erfüllt. In Amerika würden bald Löcher in solche Gesetze, wie 
sie Neusceland hat, gehöhlt sein. Wir werden unsere sozialen Pro- 
bleme in unserer eigenen Weise lösen, vielleicht nach längeren und 
schwereren Erfahrungen, als sie jener britischen Kolonie beschie- 
den waren.« 

Im Gegensatz zu diesen volksethischen und rechtlichen Einwänden 
Viktor Clacks begegnen uns bei Nogaro !*?), einem französischen Beur- 
teiler der australischen Schicdgerichtsbarkeit, nur volkswirtschaftliche 
Erwägungen. | 

Die internationale Konkurrenz, in die Australien nahezu gar nicht 
eingetreten ist!*#), steht nach seiner Anschauung der Uebertragung der 
Gesetze in die europäischen Industriestaaten im Wege. La concurrence 
internationale reduirait nécessairement au minimum la liberté d’action 
du représentant de l'autorité publique — staatliche Lohnregulierung sei 
notgedrungen auf cin sehr bescheidenes Maß beschränkt, wo internationaler 
Wettbewerb zu kämpfen hat. Er sieht ungcheuere Schwierigkeiten in 
der praktischen Durchführbarkeit der theoretisch so einleuchtenden 
Lösung des Arbeitervertragsproblems. 

Die Unternchmer seien in Europa nicht die Herren ihrer Preise 
und jeder Eingriff in die Gehaltstabelle könnte nicht nur zur Minderung 
ihres Gewinnes führen, sondern den direkten Ruin der Industrie eines 

143) L’arbitrage obligatoire. Etude Economique et Juridique par Bertrand No- 
garo. Paris 1906. S. 135. 

144) Cf. Schachner, Australien als selbständiger Produktionsstaat in den Conrad- 


schen Jahrbüchern, 1907. 


216 Robert Schachner, 


Landes herbeiführen. Es sei kaum zu denken, in das Schwitzsystem einzu- 
greifen, ohne nicht die Gefahr zu laufen, nicht nur das darunter arbei- 
tende Gewerbe, sondern auch viele andere, die mit ihm in Beziehung 
stehen, zu vernichten. Die Länder der alten Welt sind nicht reich 
genug, ihre Tätigkeit nur auf guten Gewinn einbringende Tätigkeiten 
zu beschränken. Mögen schließlich in Tätigkeiten des Staates weit- 
herzige Arbeitsregulierungen durchführbar sein, ihre Einführung in 
private Unternehmungen ist um so schwieriger, je mehr das industrielle 
Leben eines Staates entwickelt ist. 

Die Empfindlichkeit des gewerblichen Lebens erheische hier eine 
kaum in den Bereich der Möglichkeit fallende sorgfältige Detailaus- 
arbeitung von Schicdssprüchen oder Lohnausschußentscheidungen. 

Der Staat kann sich nichtträumen lassen, die Freiheit des Arbeits- 
vertrages durch staatliche Zwangsvorschriften, die bis in seine Einzel- 
heiten eindringen, zu ersetzen: autorité ne pourrait pas songer à 
etablir de toutes pieces un régime de travail qu'elle substituerait à 
celui qui résulte de l'equilibre des forces ouvrières et patronales 1*0). 

Dieser Einwand des industriellen Wettbewerbes ist bedeutend 
übertrieben. 

Von allen Beurteilern blieb es unbeachtet, dal eine große Anzahl 
von Gewerben diesem Wettbewerb nicht ausgesetzt sind, sondern rein 
lokal ein ebenso nationales Eigenlcben führen, als es in Australien 
nach der Anschauung jener alle Gewerbe tun. 

Das ganze Baugewerbe, Gewerbe wie Bäckerei, Metzgerei, 
Schmicde, Barbiere, die zahllosen Reparaturgewerbe sind lokal selb- 
ständig; die Tätigkeiten in den Häfen belasten dic Einfuhr in gleichem 
Maß wie die Ausfuhr, fremdländische Schiffahrt wie heimische; Millionen 
sind in diesen Tätigkeiten beschäftigt und könnten ihren Arbeitsvertrag 
von Lohnbehörden geregelt erhalten ohne Gefahr von ausländischer 
Bedrängsung. Die indirekte Wirkung auf Produktion und Handel durch 
Verteuerung kann nach den australischen Erfahrungen nicht besonders 
hoch eingeschätzt werden. 

Was aber die Weltkonkurrenz-Industrien betrifft, so lehren uns die 
Wirkungen der Lohnregulierungen in den australischen Staaten eben- 
falls, dafl aus diesen keine Verteuerung der Produktion resultierte, 
sondern daß sich vielfach im Gegenteil sogar höherer Lohn und kür- 
zere Arbeitszeit als wohltätig erwiesen und einen Stand industrieller 
Leistungsfähigkeit gebracht habe, wie nie zuvor. 

Industrien aber, die mit der Lebenskraft cines Volkes erkauft 


45) Ein anderer Franzose, Mctin, hat die gleichen Ansichten, wenn er ihnen 
auch nicht die präzise Aussprache gewährt, die wir bei Nogaro finden. Le Socia- 
lisme sans doctrines par Albert Mctin, Paris 1901, S. 180. — Ebenso Louis Viguu- 


rouse in seinem Buch: L’evolution sociale en Australasie. Paris 1902. S. 294. 


Schiedsgerichte und Lohnausschüsse in Australien. 217 


werden, können nicht als erhaltenswert erscheinen. Leute, die ın 
Schwitzindustrien sich verzehren, bringen meist keine Verzinsung des 
Erzichungs- und Bildungskapitals, das die Nation in sie gesteckt hat, 
sie füllen die Krankenhäuser und früh die Armenhäuser, sie be- 
anspruchen die staatlichen Versicherungen in gefährlichem Grade und 
fordern von der Allgemeinheit, was ihnen der individuelle Unternehmer 
versagt. Ihre Kinder sind oft cine Bürde für den Staat von Ju- 
gend an. 

Die Schwitzindustrie sind das Heim von ansteckenden Krank- 
heiten, Siechtum, Wahnsinn, Prostitution und Verbrechen. Die Unter- 
lassungen der Unternehmer rächen sich hier am Staat. 

Es ist nicht zu verkennen, daß es große Schwierigkeiten haben 
wird, Normen für ein 60-Nillioncnreich zu schaffen, ohne daß die indi- 
viduelle Gestaltung der lokalen Wirtschaftsverhältnisse ungünstig berührt 
wird; wir haben aber in Deutschland heute bereits Tarifvereinbarungen, 
die das ganze Reich umfassen, so im Buchdruckereigewerbe, und werden 
mit der Ausdehnung des Verkehrsnetzes, der Ausgleichung der Bildungs- 
gegensätze und des standard of life, wozu die allgemeine Wehrpflicht 
bedeutendes beiträgt, mit immer mehr sich an einander anpassenden, 
einander sich nähernden Wirtschaftsverhältnissen durch das ganze Reich 
zu rechnen haben. 

Es muf3 jedem seltsam erscheinen, daß die Verneiner der Lohn- 
regulierungssysteme für Weltkonkurrenzländer nicht die Schutzzollpo- 
litik Amerikas, Frankreichs und Deutschlands als verhängnisvoll für 
den Weltwettbewerb erachten, da sie die heimischen Industrien ver- 
teuert. Die Zölle auf die notwendigen Unterhaltsmittel der Arbeiter 
sind es insbesonders, von denen man doch einen ganz andern Einfluß 
auf die Produktionskosten eines Landes folgen sollte, als aus den 
Lohnregulierungen. 

Die australischen Lohnregulierungen haben übrigens meist keine 
Neubelastung von Industrie und Handel gebracht, sondern nur die All- 
gemeinheit gezwungen, sich den Verhältnissen des bestentlohnenden 
Unternehmers anzupassen. 

Die Bekämpfung der Schwitzindustrie und die Erhebung der Ver- 
hältnisse des höchstzahlenden Unternehmens zur allgemeinen Norm 
wäre eine segensreiche Wirkung, die von Lohnregulierungsbehörden 
und -gerichten überall ohne Schaden für Volkswirtschaft und Welt- 
wettbewerb ausgehen könnte. Die ungscheueren Kapitalverluste, die 
durch Streike in all diesen Ländern Jahr für Jahr verwüstet werden, 
sind von keinem der Beurteiler in Ansatz gebracht, ihre Ersparung 
würde vielfach ersetzen, was an kleinen Schädigungen sich etwa cr- 
geben könnte. 

Schlimmer aber als all dieses ist der Haß und die Erbitterung, 
die aus jenen Niederlagen, die alljährlich von dem Arbeiter im Kampf 
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mit dem übermächtigen Kapitalismus erlitten werden, emporsteigen. 

Keine amerikanische Tiraden über demokratische Gleichheit kön- 
nen über die Ungleichheit je nach der kapitalistischen Kraft hinweg- 
täuschen; die Freiheit des Arbeitsvertrages ist eine papierene Phrase 
der Unternchmerwillkür. 

Aus all den Leiden, Verfolgungen und Vergewaltungen unserer 
Arbeiterschaft, der Seele des Volkes, gibt es nur den Ausweg, den uns 
Australien gezeigt hat: Die Aufhebung der ungezügelten Freiheit des 
Arbeitsvertrages durch den Staat. 
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6. 

Die methodischen Prinzipien Kracpelins und seiner Schüler stehen 
in scharfem Gegensatz gegen die Versuche, welche in den goer Jahren, 
in Deutschland vornehmlich — wenn auch nicht ausschließlich — von 
pädagogisch interessierter Seite, im Ausland, speziell in Frankreich und 
Amcrika, von einer ganzen Reihe geistreicher Fachpsychologen, ge- 
macht worden waren, um von den Mafßmethoden des Laboratoriums 
aus den Weg zu Massenuntersuchungen zu finden. 

In Frankreich und Amerika stand dabei das Interesse an dem- 
jenigen Problemkomplex im Vordergrund, welchen William Stern später 
»Difierenzialpsychologie« getauft hat und den andre unter dem Namen 
»Ethologie«, »Charakterologie« u. s. w. zum Objekt einer selbständigen 
Disziplin zu stempeln versucht hatten. Während auf dem Gebiet der 
Anthropologie die Bertillonsche anthropometrische Methode nach 
»signaletischen« physischen Merkmalen, d. h. nach Kombinationen 





*) Vgl. Band XXVII, p. 730. 
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von mcelibaren Eigenschaften der Individuen sucht, von denen sich jede 
Einzelkombination mit hoher Wahrscheinlichkeit schlechthin nur ‘ein 
einziges Mal findet, will die Methode des sog. »mental tests« in letzter 
Instanz typische Kombinationen von individuellen psychischen 
Unterscheidungsmerkmalen entdecken, derart, dass man eine geringe 
Zahl von psychophysischen Stichproben an einem Individuum ziehen, 
damit seine Einordnung in einen bestimmten »Anschauungs«-, »Auffas- 
sungss- und »Rcaktionse-Typus u. s. w. vornehmen und daraus hin- 
länglich wahrscheinliche Schlüsse auf alle seine »wesentlichen« Quali- 
täten soll entnchmen können. Die hiermit aufgcworfenen sachlichen 
Probleme stellen wir vorerst noch zurück, und es seci nur schon hier 
bemerkt, daß in methodischer Hinsicht, mit ganz wenigen Ausnahmen, 
die deutschen Psychologen den hierhergehörigen Arbeiten von Binet, 
Henry u. a. mit absoluter Skepsis gegenüberstehen. Hicr jedoch geht 
uns zunächst noch nicht das Problem der Messung der individuellen 
Differenzen der Personen, sondern das Problem der Massenmessung 
von Wirkungen differenter Arbeiten und Arbeitsbedingungen an. 

Im Vordergrund stand auch hier in der Literatur, mit der sich 
die Kraepelinsche Schule auseinanderzusetzen hatte, das Problem der 
Ermüdung und ihrer Messung an Personenmassen. Griesbach 
in Deutschland, Vannod in Frankreich hatten mit Hilfe des »Acsthesio- 
meters«e den Einfluß von Arbeitsleistungen auf die Raumunterschieds- 
empfindlichkeit der Haut (den Schwellenwert der Merklichkeit des Ab- 
standes zweier Zirkelspitzen von einander) zu untersuchen begonnen. 
Sie glaubten in dem Maß der Abnahme derselben einen Matsstab für die 
Ermüdung durch Arbeiten bestimmter Art: Schul-, Kontorarbeiten, Ma- 
schinenweben und andere Maschinenarbeit zu besitzen. Kemsies suchte 
mit Hilfe des Mossoschen Ergographen den Einfluß von Schularbeiten 
verschiedener Art auf die physische Leistungsfähigkeit festzustellen, 
um so den vergographischen Indexe der einzelnen Schulfächer: ihren 
Ermüdungswert, zu ermitteln. Das Interesse der Pädagogen begann 
sich diesen Problemen, welche durch die »sVeberbürdungse-Erörterungen 
der letzten Jahrzehnte in den Vordergrund der Diskussion gerückt 
waren, zuzuwenden:! Arbeiten angeschener Pädagogen (Wagner-Darm- 
stadt) suchten, gegenüber der rein psychophysischen Behandlung des 
Problems, die Bedeutung des Arbeitsinteresses der Schüler für die 
Ermüdung stärker zu betonen, die Frage, ob die Aufmerksamkeitsspan- 
nung oder umgekehrt der »Zwang zur Langeweile« das Ermüdendere 
sci und ähnliche Fragen gerieten erneut in Fluß u. s. w. 

Obwohl z. B. Griesbach seine Mafßmethode noch auf dem internatio- 
nalen Kongress für Hygiene und Demographie in Berlin (1907) vertreten 
hat, dürfte die Kritik der Kracpelinschen Schule doch im ganzen und 
großen die anfänglich gehegten Hoffnungen zerstört haben. Nicht nur wird 
die Leistungsfähiskeit des Ergographen als Mafsmittel von der deut- 
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schen Kritik erheblich niedriger eingeschätzt, als von seinem Urheber‘), 
und nicht nur wird ziemlich allgemein dem Acsthesiometer ein ein- 
deutiger Wert als solches nicht mehr eingeräumt’), sondern der Ein- 
druck der außerordentlichen Kompliziertheit der Komponenten von Ar- 
beitskurven und ihres Mit- und Gegeneinanderwirkens selbst, wie es 
Kraepelin zu analysieren versucht hatte, der Eindruck ferner davon: 
wie sorgsam die Isolierung gegen zahllose mögliche Störungen und 
Verfälschungen des Ergebnisses der Messung vorzunehmen war, um 
überhaupt brauchbare Zahlen zu erhalten, — solche Eindrücke mußten 
die Hoffnung, man werde nun bald mit einfach funktionierenden In- 
strumenten und Experimenten das Maß der Ermüdungswirkung kon- 
kreter Arbeiten auch nur für eine einzelne Schulklasse, vollends aber 
für einige tausend Arbeiter, »exakt« feststellen können, völlig schwinden 
lassen. 

Kraepelin selbst, der immerhin gelegentlich auch seinerseits für 
die Beobachtung der Ermüdung an Schulkindern einen — hier nicht 
weiter interessierenden — Vorschlag gemacht hat, betrachtet gleichwohl 
die Chance, auf diesem oder auf einem der sonst bekannten Wege zu 
wirklich brauchbaren Resultaten zu kommen, mit der grössten Skepsis. 
Seine eigentliche Ansicht ist zweifellos, daß die dauernde Unmöglich- 
keit, über die psychophysischen Bedingungen und Einwirkungen der 
Arbeit je nach ihrer Eigenart und je nach »typischen« Eigenarten des 
Arbeitenden Resultate durch irgend eine Art von Massenbeobachtun- 
gen zu gewinnen, schon heute feststehe. Unter »Massenbeobachtunge 
wäre dabei, um dies alsbald. klarzustellen, jede Art der Unter- 
suchung zu verstehen, deren Objekt Personen sind, deren Verhalten 
in bezug auf Schlaf, Ernährung, Alkoholgenufß, körperliche und geistige 
Beschäftigung und alle anderen, für die Kräfteökonomie des Nerven- 
systems und der Muskeln belangreichen Lebensäuflerungen nicht vom 
Beobachter reguliert und unter Kontrolle gehalten sind. 
Jedes Durchblättern der Arbeiten der Kraepelinschen Schule zeigt ja 
in der Tat, welche ungcmeine Einwirkung die wechselnde » Tages-Dis- 
position« des Einzelnen auf den Ausschlag der Experimente übt. Dic 
Kraepelinschen und verwandten Untersuchungen erstreckten sich daher 
stets über Wochen, zuweilen über Monatc, oft mit schr einschneiden- 
der Lebensreglementierung für die Versuchspersonen, welche möglichst 
stets Persönlichkeiten mit wissenschaftlichem Selbstinteresse, jedenfalls 
— außer bci sehr einfachen (namentlich: Alkohol-) Versuchen — von 


A 





8) Hiezu vgl. z. B. Robert Müller, Ueber Mossos Ergographen mit Rücksicht 
auf seine physiologischen und psychologischen Anwendungen (Philos. Studien, 
XVII, 1901). 

°) Hiezu und zu dem ganzen Problem vgl. namentlich die zu Abschnitt r cit, 


Arbeit von Bolton in Kraepelins Arbeiten, Bd. IV, 
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beträchtlichen Bildungsniveau waren oder doch, als Beamte (und, zu- 
wcilen: Insassen) einer Klinik, der Untersuchung des Experimentators 
ständig unterstanden. Und selbst unter diesen Bedingungen erforderte 
es einen ganz aufierordentlichen Aufwand an Scharfsinn und Gewissen- 
haftigkeit, um den Einfluß von »Zufälligkeiten« auszuschalten. 

Die Zahl der an einer einzelnen kontinuierlichen Untersuchung be- 
teiligten Personen war daher stets eine sehr kleine: 4 Personen dürfte 
eine mittlere, 8 schon eine beträchtliche Zahl darstellen. Wenn man 
dann ferner die raffinierte Kombination der Untersuchungsmethoden, 
die feinen Registrierapparate, die uncrhörte Umsicht bei der Fest- 
stellung der oft mit den stärksten Vergröfcerungsapparaten abgelese- 
nen Registraturen derselben in Betracht zieht, so steht allerdings 
völlig fest: von hier führt kein Weg zur »Massenuntersuchunge in 
irgend einem noch so begrenzten Sinn diescs Wortes. 

Dabei darf nun überdies nicht verschwiegen werden, dafs, trotz 
der allgemeinen Anerkennung von Kraepelins eminenter geistiger 
Leistung, doch ein gewisses Maß von Skepsis gegenüber manchen 
Unterlagen und Resultaten dieser Arbeiten unter den Fachmännern be- 
steht, welches, wohl unter dem Einfluß des wohlbegründeten Respekts, 
den Kraepelin in der Ocffentlichkeit genicfst, noch nicht in vollem Mafe 
hervorgetreten ist. So erhebt sich z. B. die Frage: ob nicht doch die 
Eigenarten dieser stets so wenigen Versuchspersonen als »Zufälligkeiten« 
eine so bedeutende Rolle spielen können, da der Wert der Beobach- 
tungen dadurch gefährdet würde? Es ist nicht eigentlich die Kleinheit 
der Zahlen an sich, an die man damit denkt, sondern die Gefahr ihrer 
Auslese. Vor allem in einer Form könnte bei Zugrundelegung 
von solchen Beobachtungen an Einzelpersonen eine direkte Prä- 
okkupation der Resultate cintreten, die jeder, der ähnliche Rechnungen 
macht, an sich selbst beobachten kann: Der Untersuchende geht ent- 
weder mit einer bestimmten Hypothese über mögliche oder wahrschein- 
liche Ergebnisse an die Untersuchung heran, oder aber es bildet sich 
ihm, nach einer Reihe von Beobachtungen, die gewisse »charakte- 
ristisches Züge gemeinsam zu haben, in anderen »charakteristischs zu 
differieren scheinen, eine Vorstellung über die Art, wie diese Gemein- 
samkeiten und Unterschiede zu erklären seien, und diese scheint sich 
dann vielleicht an einer Anzahl weiterer Beobachtungen zu bestätigen. 
Nun aber treten Fälle von Abweichungen auf. Regelmäfiig wird er 
alsdann unwillkürlich die Frage so stellen: warum diese Abweichun- 
gen vom »normalen«< Verhalten auftreten, also: Gründe für diese 
sabnormes Abweichung ausfindig zumachen suchen — und finden, wor- 
auf ebenso unwillkürlich der »Tall« als singulär und für die Gewinnung 
von >»typischen« Tatsachen ungeeignet beiseite gelassen wird. Ob 
nicht die Fälle, welche seiner Vorstellung von dem »normalen« Ablauf 
zugrunde liegen, ebenfalls singuläre Bedingungen (vielleicht sehr he- 
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terogener Art, aber, wie dies bei komplexen Erscheinungen und kleinen 
Beobachtungszahlen vorkommt, trotzdem in der gleichen Richtung 
wirkend) aufweisen, bleibt dann leicht ununtersucht, und so verfälscht 
sich durch fortwährende Ausscheidung »singulärer«, das heißt, von dem 
als normal vorausgesetzten Resultat abweichender, Objekte der Wert 
der Beobachtungen. Wenn diese spezifischen Gefahren jeder auf 
Einzeluntersuchungen beruhenden Behandlung solcher Probleme hier 
hervorgehoben wird, so soll damit natürlich nicht etwa behauptet wer- 
den, Kraepelin und seine Schüler seien jener Gefahr einer unbewußt 
vollzugenen »Ausleses der WVersuchspersonen faktisch zum Opfer 
gefallen. Eine solche Behauptung, beweislos, von einem Laien ge- 
macht, würde gegenüber der ungeheuren Arbeit, die in diesen Unter- 
suchungen steckt, natürlich eine Leeichtfertigkeit und Anmafßung dar- 
stellen. Es ist bis zum Gegenbeweis anzunehmen, daß nicht nur Krae- 
pelin selbst, sondern auch seine geschulten Mitarbeiter sich jener 
Möglichkeit bewußt waren. Aber die Tatsache der unvermeidlichen 
Kleinheit der Zahlen der Versuchspersonen muß allerdings das — 
übrigens von Kraepelin selbst, nach mehrfachen Acußerungen, offenbar 
durchaus geteilte, — Urteil nahelegen, daß die Resultate dieser Unter- 
suchungen, soweit sie in allgemeinen »Theorien« ihren Niederschlag 
gefunden haben, wesentlich den heuristischen Wert einer bis zu 
einem gewissen, für jede Einzelbehauptung vielleicht verschiedenen 
Grade plausiblen Hypothese haben, und vor allem: daf ihr Wert 
nicht sowohl in den Erzielung definitiv gesicherter, generell gültiger 
Lehrsätze, als in der Schaffung von Begriffen liegt, mit denen sich 
auf dem Gebiet der Untersuchung von allgemeinen psychophysischen 
Bedingungen der Arbeit operieren läßt. Dies gilt namentlich von Be- 
griffen wie »Ermüdbarkeite, »Ucbungsfähickeit«, »Uebungsfestigkeite, 
»Uebungsrest«, ferner auch von den für kombinierte Leistungen so 
wichtigen Begriffen der »Störung«, »Ablenkbarkeit«, »Gewöhnung«, »Ge- 
wöhnungsfähigkeit«, und den Erörterungen über die möglichen Mittel 
der Anpassung mehrerer Leistungen des psychophysischen Apparats 
aneinander. Es gilt aber auch von denjenigen positiven Aufstellungen, 
welche durch die »vulgärpsychologisches Alltagserfahrung gestützt wer- 
den, oder nur »Sublimierungen«e dieser letzteren sind, oder durch Ver- 
wendung »vulgärpsychologischer Erfahrungen« als heuristischen Mittels 
gewonnen sind, — und deren sind unter den in den früheren Abschnitten 
vorgetragenen Ergebnissen Kraepelins, wenn man sie daraufhin einmal 
näher ansieht, eine ungemein große Zahl. Vielleicht am wenigsten gilt, 
cben deshalb, das Gleiche für die Theorien, die Kraepelin seinem 
Ermüdungs- Begriffe und überhaupt seiner ganzen Behandlung der 
kausalen Bedingtheit der Arbeitsleistung zugrunde gelegt hat: die Hypo- 
these von der gegenseitigen »Verdeckunge und »Ucberdeckung« der 
einzelnen Komponenten der Leistung, die durch seine Darstellungs- 
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weise schr leicht suggerierte Vorstellung überhaupt: daf3 hier innerhalb 
des Muskel- und Nerven-Chemismus sozusagen verschiedene »Kräfte« 
miteinander »ringen«, bald die eine, bald die andere die Oberhand 
habe, könnte leicht eine Vorstellungsweise über die Art der kausalen 
Zurechnung suggerieren, gegen die auf anderen Gebieten mehrfach Wider- 
spruch erhoben worden ist. Indessen diese mehr formellen, die Art der 
Formulierung treffenden — und übrigens m. E. logisch nicht durch- 
schlagenden — Bedenken beiseite gelassen, stecken doch naturgemäß 
auch eine Anzahl sachlicher Schwierigkeiten in Kracpelins Theorie, 
wenn man sie mit der Vorstellungsweise vergleicht, die sonst unter den 
durch Wundt beeinflußten Experimentalpsychologen herrscht. Die 
Psychiatrie, und gerade diejenige Kraepelins, wird immer mehr oder 
minder dazu neigen, die somatischen Vorgänge als das »Reale«, die psychi- 
schen als zufällige »Erscheinungsweisen« anzuschen. Geschieht dies, so 
geraten eine Anzahl derjenigen »Komponenten« der Arbeitskurve, mit 
denen Kraepelin arbeitet, leicht in eine etwas schiefe Position. Von 
Einzelheiten abgeschen sind es namentlich die Vorstellungen über die 
Wirkungsweise der »psychomotorischen Erregung«, der »Anregung« 
und des »Antriebes«, welche davon betroffen werden würden: die 
auf allen Gebieten der Psychophysik als letztes Problem immer wieder 
sich einstellende Frage: wie das unbezweifelbare Einwirken dieser, zu 
einem erheblichen Teile nur psychisch ableitbaren Faktoren mit 
einer streng physiologisch operierenden Theorie der Ermüdung 
und Uebung zu kombinieren seien, spielt hier hinein. Wenn die »Mü- 
digkeit«e, weil rein psychisch, für die objektive Leistungs fähigkeit 
— die doch ihrerseits wieder nuran Leistungen, nicht an ungreif- 
baren »Möglichkeiten« zu solchen meßbar ist — außer Betracht bleiben 
soll, so fragt es sich, ob nicht für jene anderen, so stark mit nur 
psychologisch verständlichen Elementen durchsetzten Tatbestände 
Aehnliches zu gelten hätte? Die Kraepelinsche Theorie führt für sich 
an, dall trotz starker »Müdigkeit« gleiche Leistungen beobachtet 
wurden, — sie mufß andererseits leugnen, daß es Zustände »psycho- 
motorischer Erregung« geben könne, die nicht nur »scheinbar« (d. h. 
der Gefühlslage nach), sondern auch wirklich — d.h. ım Sinne 
von Stoffersatzrorgängen — »Erholung« bedeuten. Ob dies nun wirk- 
lich zutrifft, könnte wohl nur die Neuropathologie entscheiden, und 
wenigstens ihre Praxis scheint nicht selten mit ganz anderen Voraus- 
setzungen zu arbeiten, wie mir von Nervenärzten bestätigt wurde. Die 
Frage nach dem Kinfluß des (nicht: ökonomisch, sondern: durch die 
Art der Arbeit bedingten) Arbeitsinteresses, überhaupt der (»ide- 
ogenen») „Gefühlslagee auf den Ablauf der Ermüdungsvorgänge gehört 
natürlich ebenfalls und ganz besonders hierher und letztlich viclleicht 
die ganze rein »vegetativ-physiologische«!%) Vorstellung von einer 


10) Ein Ausdruck, den z. B. W. Hellpach (Grenzfragen der Psychologie 
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mit dem ersten Anbeginn der Leistung, als dem ersten S to ff umsatz, 
beginnenden »Ermüdung«, welche — weil durch »Anregung«, »Uebungs- 
zuwachs«e usw. »verdeckte — nicht in einer Verminderung der 
Leistung greifbar werden kann. Empirisch feststellbar ist aber 
(und wird doch wohl dauernd bleiben) nur das, was der Chemismus der 
Gewebe leistet: »Ermüdung«, »Uebung«, »Gewöhnunge, »Änregung« 
usw. sind Begriffe, die letzten Endes eben doch durchaus nur von 
diesen Leistungen aus orientiert sein können, und dabei gewissc 
— vorerst in wichtigen Punkten noch sehr hypothetische — jeweilige che- 
mische Zuständlichkeiten und Vorgänge als die Quelle jener Leistun- 
gen voraussetzen. Es fällt dabei aber offenbar nicht ganz leicht, mit 
wirklich rein chemischen Konstruktionen Ernst zu machen und dabei 
doch mit dem Apparat der »Ueberdeckungs«-Vorstellungen zu arbeiten. 

Der Kracpelin'sche »Ermüdungs«-Begriff und alles, was an ihm 
hängt, könnte so möglicherweise — denn wie soll ein Laie das be- 
urteilen? — auf Schwierigkeiten stoßen, die gerade durch den Versuch, 
ihn streng physiologisch, genauer: biochemisch, zu fassen, infolge der 
Bedingungen, welche ein strenger Kausalbegriff auf diesem Gebiet 
stellen würde, entständen. Auf der anderen Seite ist namentlich die, wie 
erwähnt, so lebhaft bestrittene spezifisch Kraepelinsche Konstruktion 
einheitlicher Grundqualitäten der (psychophysischen) »Persönlichkeit- 
— z. B.: der »Ermüdbarkeit« als einer generellen Qualität — doch 
wohl eine Konsequenz ganz bestimmter biologischer Auffassungen, welche 
mit jener rein chemischen Orientierung vielleicht nicht ohne manche 
Schwierigkeiten harmonieren würden. 

l.ctztlich würden alle solche Erörterungen wohl unvermeidlich das 
ewige Problem der theoretischen Grundfragen der »Psychophysik« 
(im Fechnerschen Sinn dieses nicht immer ganz eindeutig gebrauchten 
Wortes) aufrühren: gewisse Bestandteile der Kracpelinschen Theorie 
(Willensantrieb!) könnten — sehr gegen seine Absicht — letztlich doch 
auf den Gedanken »unbewusster« und doch nicht »physischer«, son- 
dern »psychischer« Vorgänge führen und damit auf eine ganz andere 
Struktur der den Anschauungen über das Verhältnis vom Physischen 
zum Psychischen !%) zugrunde zu legenden Theorien, als sie der ofh- 
zielle Wundtsche »Parallelismus« darstellt, dem die meisten Psychiater 
(wenigstens vermeintlich) anhängen. 

Zum Glück für uns ist aber die Frage nach der theoretischen 
Substruktion der Kraepelinschen Begriffe für deren Verwertbarkceit zu 
S. 103) auf ähnliche Vorstellungsweisen verwendet, im Gegensatz zur »animalischen 
Physiologie«e, welche die Ermüdung von dem Moment erkennbarer Leistungsvermin- 
derung an zu rechnen habe. 

I°a) Darüber vgl. Jetzt die Abhandlung von W. Hellpach in der Fbbing- 
hausschen Zeitschrift 1908 (>»Unbewußtes oder Wechselwirkung«). 
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unsern Zwecken von untergcordneter Bedeutung. Ob man sich den 
Auf- und Abstieg der Leistung durch Ermüdung, Uebung, ihre Beein- 
flussung durch »Störung«, Unterbrechung, Uebungsrest und Uebungs- 
verlust, psychomotorische Einflüsse u. dgl. letztlich besser in der Form 
eines Mit- und Gegenceinanderwirkens von Einzelkomponenten denkt, der- 
gestalt, dafs jede von ihnen irgendwelche ihr spezifischen psychophysi- 
schen Zuständlichkeiten hinterlässt, welche im Organismus irgendwie 
neben einander bestehen, oder ob man, wie ctwaige Gegner müßten, 
»cinfache+ Stoffabbau- und Anbauvorgänge im Gewebe der Muskeln und 
in den Nervenzellen substruiert, die je nach der Inanspruchnahme des 
Organismus bald nach der einen, bald nach der andern Richtung be- 
einflußßt werden und alsdann ihrerseits die Leistung becinflussen, — 
das ist wenigstens für unsere praktischen Zwecke schließlich von sekundärer 
Bedeutung. Es genügt, wenn mit jenen praktisch wichtigen Be- 
griffen richtige Beobachtungen zusammengefaßt sind, von denen wir 
annehmen dürfen, daf sie auf dem Gebiet der industriellen Arbeit 
möglicherweise, bei hinlänglich genauer Analyse, ebenfalls zu 
machen wären und wenn also z. B. »Ucbungsreste oder »Ücbungsfestig- 
keite oder »psychomotorische Erregung« oder »Uebungsverlust« als Be- 
zeichnungen gelten dürfen, welche den Kausalzusammenhang zwischen 
dem Niveau, auf dem sich ein Arbeiter bei einer Leistung bestimm- 
ter Art bewegt, und bestimmten empirisch feststellbaren Tatsachen, 
die bei ihm vorliegen oder fehlen, adäquat wiedergeben. Das aber 
scheint nach den Beobachtungen des Alltags ebenso wie nach den 
sachlichen Ergebnissen der Experimente der Fall zu sein. Die an 
sich auch für unser Thema recht wichtige Frage, ob man cine gene- 
relle Qualität der »Ermüdbarkeit«, »Erholbarkeit-, »Änregbarkeit« usw. 
Statuieren und also an einer einzelnen Leistung messen kann, dürfen 
wir vorläufig noch aufsich beruhen lassen und uns damit begnügen, 
wenn wahrscheinlich gemacht ist, dafs solche als mehr oder minder 
konstante Eigenschaften mit Bezugauf konkrete Artenvon 
Leistungen sich beobachten lassen, — was nach den Experimenten 
sowohl als der Alltagserfahrung kaum zweifelhaft sein kann.  Vollends 
unabhängig von jeder »T’heorie« erscheinen endlich die zahlreichen für 
uns so wichtigen Beobachtungen über die Art, wie Pausen, Kom- 
bination von Leistungen usw. wirken. Und auch die in der Dar- 
stellung, wie ich hoffe, mit hinlänshch deutlichem Vorbehalt wieder- 
gegebenen Hypothesen über die Art, wie sich z. B. Leistungskom- 
binationen und ähnliche Vorgänge eigentlich psychophysisch vollziehen, 
g, motorische und sensorische Reaktionsweisen 
in ihrem Suppletivverhältnis zu einander dürften für uns von recht 
erheblicher Fruchtbarkeit sein. Sic zeisen zum mindesten, auch dem, 


über Leistungsverschiebun 


der sie ablehnt, wie wenig einfach die Vorgänge, mit denen wir 
in unseren Erörterungen über die Wirkungen der »Arbeitsteilunge« 
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stetig als mit bekannten Größen operieren, in Wahrheit zustande 
kommen. 

Wenn wir aber mit dem Begriffsvorrat, den die Experimental- 
psychologie geschaffen hat, im allgemeinen recht wohl auch für die 
Analyse der industriellen Erwerbsarbeit würden wirtschaften können, 
so fragt es sich, ob die Möglichkeit besteht, daß Beobach- 
tungen dieser außerhalb des Laboratoriums sich vollziehenden »All- 
tagsarbeit« geliefert werden könnten, welche qualitativ cin irgendwie 
ähnliches Material für die exakte Bearbeitung darböten, wie die 
Laboratoriumsversuche. Es bedarf kaum des Hinweises, wie ungünstig 
die Chancen hier liegen. Von allem andern, schon oben über die 
Technik und die wissenschaftlichen Bedingungen der Laboratoriums- 
versuche Gesagten, ganz abgesehen, untersteht die Fabrikarbeit, so, 
wie sie sich im Alltagsleben vollzieht, stets einer Serie von ganz 
erobschlächtigen Bedingungen, welche dem Laboratorium fremd sind. 
So: 1) die Ernährungs- und Wohnungsverhältnisse und die Trinkge- 
wohnheiten !!) der Arbeiterschaft, unter Umständen die Art ihres Sexual- 
lebens, ferner: ihre eventuelle Nebenbeschäftigung, — 2) der Umstand, 
daß normalerweise nur Geldinteresse, nicht ideales Eigeninteresse sie 
mit der Arbeit verknüpft, daß die Lebenslänglichkeit und die sonstigen 
Bedingungen der Fabrikarbeit sie nicht zu einer kontinuierlich gleich 
hohen, am wenigsten aber zu ciner stetigen maximalen Anspannung 
veranlassen können, -— während die Experimente der Psychologie 
sehr oft nur unter der Bedingung kontinuierlicher Maxımal-Anspan- 
nung der Leistungsfähiskeit Resultate ergeben (da ja sonst die sichere 
Vergleichbarkeit fehlt) —- 3) damit zusammenhängend: die Einwirkung 
des Lohnsystems, welches auch bei gleichem Mafie der Prämierung 
quantitativ und qualitativ hoher Leistungen dennoch — wie noch zu er- 
wähnen — ein ganz verschiedenes Verhalten der Arbeiter (auch der 
gleichen Arbeiter in verschiedenen Zeitabschnitten) zur Arbeit herbei- 
führen kann. Dazu tritt nun, dab bei weitem die Mehrzahl der indu- 
striellen Arbeitsleistungen in ihrem Ausschlag nicht nur an das je- 
weilise Funktionieren der Maschinen — das heke sich wohl ausgleichen 
— und, unter Umständen, an Witterungsverhältnisse (die ebenfalls berück- 
sichtigt werden könnten), sondern oft auch ziemlich stark an die keines- 
wegs immer leicht in ihrem Einfluß abzuschätzende Qualität des Ma- 

11) Ein Alkoholkonsum von nur 30 gr im Tag wird in seiner Wirkung so ein- 
geschätzt, daß für eine sonst 8 stündige Arbeitsleistung 9 Stunden erforderlich wer- 
den. — Dies ganz unbeschadet des Umstandes, daß bekanntlich die in Kraepelins 
Schule (Aschaffenburg) gemachten Alkoholversuche bisher nicht eindeutig eine 
qualitative Verschlechterung der Leistung auch bei ganz kleinen Dosen, 
(welche aber in quantitativer Hinsicht bereits sehr merkliche Wirkungen zeigen‘, 
erwiesen haben. 
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terials gebunden und daß sie, auch wo die Arbeitszerlerung sehr 
weit geht, doch meist auch w cit komplexer und ganz andersartig sind, 
als die Leistungen, welche man der Laboratoriumsbeobachtung zugrunde 
legt. Arbeiten wie Setzen und Maschinenschreiben stehen diesen relativ 
nahe, — und an ihnen ist ja auch tatsächlich experimentiert worden 
— aber schon dejenige Kombination und (äußerst unstete) Abwechslung 
von Manipulationen, welche die »Bedienung eines Maschinen-Web- 
stuhles« ausmachen, recht weit. — Wie soll ferner eine direkte 
und nach Art des Laboratoriums »cexakte«e Beobachtung von 
Leistungen an den großen Arbeitsmaschinen stattfinden? Ein Plüsch- 
webstuhl muß pro Tag für ca. so Mk., ein kleiner Taschentuchweb- 
stuhl für ca. ı5 Mk. Ware produzieren, um verzinst und amortisiert zu 
werden. Es ist doch natürlich schwer auszudenken, daß in einem Labo- 
ratorium etwa eine Anzahl solcher kostspieliger Maschinen aufgestellt 
und daran experimentiert werden könnte, und auch die Herstellung von 
— sozusagen — »Phantomen« zum Experimentieren wäre sicher eine 
schr schwierige und ungemein kostspielige Sache. Eher wärc, an und 
für sich, es immerhin noch denkbar, daß, in Zeiten der Betriebsein- 
schränkung wegen Krisen, cin Betrieb des Interesses halber cinmal einige 
Maschinen gegen Entgelt zum Zweck von Experimenten — immerhin, 
wie obige Zahlen zeigen, auch dann recht teuren Experimenten — 
laufen ließe, wie cr ja zum Anlernen und unter Umständen zu Kalku- 
lationszwecken solche mit Verlust laufen lassen muß. Allein auch 
solche Eventualitäten liege doch vorerst leider recht sehr »im weiten 
Felde. 

So scheint, von ganz besonders günstigen Zufällen abgeschen, für 
die große Veberzahl der modernen industriellen Berufsarbeit vorerst 
nicht abzusehen, auf welche Art sie einer experimentellen Unter- 
suchung von ähnlicher Exaktheit, wie sie das Laboratorium verlangt, 
zugänglich werden soll. Stecken wir also unsere Ansprüche zunächst 
einmal niedriger und fragen: von welcher Seite und in welcher Art 
bisher Material zur Beurtcilung der psysischen und psychischen Be- 
dingungen und Wirkungen der industriellen Arbeit beschafft wurde. 

Wir sehen dabei von den crst in den Anfängen begriffenen !?) 
anthropolvgischen Arbeiten, welche unser Probelm betreffen und, 
soweit Massenuntersuchungen ın Betracht kommen, regelmäßig an Re- 
krutenmessungen anknüpfen, ab. Dies ı) weil sie für unsere Zwecke nur 
eine grobe — wennschon zweifellos eine schr wichtige — Vorarbeit 

12) Wichtig sind vor allem die Schweizer Rekrutenstatistiken (Schweiz. Statistik 
Lief. 62, 65, 68), weit weniger oder gar nicht die italienischen (Ann. di stat. Ser. II 
vol. 2 1878), bayerischen (J. Ranke, Beitr. z. Anthrop. u. Urgesch. Bayerns Bd. IV), 
schleswigschen und mecklenburgischen (Meisner, Arch, f. Anthrop. XIV, XIX), 


amerikanischen (Elliot, Gould, 1865, 1869) u.s.w. Vergl. dazu übrigens Lexis, 
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liefern, — 2) weil speziell die Rekrutenmessungen die Arbeiter durchweg 
in einem noch jugendlichen Alter, wo über ihre definitive Verwendung 
und Arbeitseignung noch nichts Endgültiges ausgemacht ist, erfassen, 
also wesentlich die Berufsneigung und daneben die vulgäre, traditionell 
bestimmte Einschätzung der Berufs-Qualifikation der Kinder für diesen 
oder jenen Beruf seitens der Eltern, die hier die »Auslese« vollziehen 
(weshalb sie natürlich für die alten traditionellen Handwerke das 
beste Material bringen). Dann bleibt uns die Auskunft des Arztes, 
speziell (in Deutschland) des Kassenarztes, über die Erfahrungen 
seiner Praxis, als mögliches Hilfsmittel übrig. Hier gibt es höchst 
schätzenswerte wissenschaftliche Arbeiten über den Einfluß der 
Fabrikarbeit, nicht dagegen (bisher): über die Bedingungen der 
Arbeitsleistung. Erstere können, kombiniert mit den freilich bis zur prak- 
tischen Unauffindbarkeit zerstreuten gelegentlichen Aeußerungen der 
Gewerbeaufsichtsbeamten, manche recht wichtige und lehrreiche Auf- 
schlüsse geben 13). Werfen wir auf die Gesichtspunkte welche jene 
von Fachphysiologen und Aerzten gepflogenen Erörterungen bestimmten, 
einen kurzen Blick. 

Die Erörterungen über die Bedeutung der Erwerbsarbeit innerhalb 
der Oekonomie der physischen und psychischen Lebensvorgänge haben 
naturgemäß an die direkt pathologischen Erscheinungen angeknüpft. 
Die Frage der Uebermüdung, also der vom ärztlichen Stand- 
punkt aus »übermäßigen« Arbeit wurde diskutiert, nicht aber die Frage 
nach der Wirkung »normaler« Arbeit, d. h. einer nicht direkt hy- 
gienisch, im Sinne der Lebensverkürzung oder der, mit dem Durchschnitt 


Art. Anthropologie in der 3. Aufl. des Handw.-B d. Staatswiss., p. 531. Die Mes- 
sungen der Kinder verschiedener sozialer Schichten (Bergleute und Bürgerkinder: 
Geisler und Uhlitzsch, Z. des sächs. Stat, Bureau 1888 S. 317, wohlhabende und 
arme Kinder: Pagliani, Ann. di stat. a. a. O.) sind wesentlich für die Frage des 
Einflusses der Ernährung und ähnlicher Bedingungen wichtig. 

13) Die internationalen Kongresse für Hygiene und Demographie (XIII: Brüssel 
1903, XIV: Berlin 1907) haben eine Sektion für »Ermüdung durch Berufsarbeite, 
in denen 1903 sowohl wie 1907 von sehr beachtenswerten Fachmännern Referate 
mit anschließender (meist freilich wenig belaugreicher) Diskussion gehalten wur- 
den. Das weitaus beste der dort gehaltenen Referate scheint mir das von Roth 
‘Berl. Kongr. 1907, Bd. II, S. 593 ff); dem Referate von W. Eisner (daselbst 
S. 573 ff.) sind eine Anzahl weiterhin mehrfach mitbenutzter Auskünfte von Fa- 
brikbetrieben beigefügt. Die anderen Referate (Zuntz, Trèves, Imbert) stellen 
meist nur Resultate anderweit von ihnen publizierter Arbeiten zusammen. — Die 
kolossale Literatur über »Berufskrankheiten« lassen wir hier ganz beiseite, da es 
nur darauf ankommt, inwieweit die Erörterungen ärztlicher oder diesen nach Ar- 
beitsgebiet und Interessenlage nahestehender Kreise Resultate oder Methoden von 


allgemeiner heuristischer Verwendbarkeit geliefert haben oder liefern könnten. 
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verglichen, vorzeitigen Abnützung oder der Deformierung einzelner Or- 
gane »schädlichen«, Arbeit auf den Menschen und umgekehrt der Be- 
dingungen, an die ihrer Ableistung geknüpft ist. Für die Phsychophysik 
der Arbeit enthalten trotzdem diese Untersuchungen vieles grundlegend 
wichtige: die abnehmende »Zweckmäfsigkeit« der physiologischen Arbeits- 
ökonomie im Ermüdungszustand (suppletorischer Eintritt anderer minder 
adaptierter Muskeln an Stelle der ermücdeten, zunehmende Inexakthceit 
der Innervation durch das übermüdete Zentralorgan ; beides zweifellos 
Hauptgeründe des geringen Ucbungswertes der Ermüdungsarbeit), 
Inanspruchnahme des Herzens und Atemfrequenz als Zeichen des Er- 
müdungsgrades; Bedeutung des Maschinenlärms (dem Maß nach be- 
stritten)1%) und der durch die Maschinen bewirkten Erschütterungen 
auf die Ermüdung (schnellere Ermüdung in den oberen Stockwerken 
der Webereien und Spinnereien), sodann die ganze Schar der »Berufs- 
krankheiten« und vor allem der nervösen Störungen durch die 
industrielle Arbeit, — dies Alles bietet ein in stetem Wachsen begriffenes 
Material, welches für die Zwecke der Ergründung der Eigenart der 
verschiedenen industriellen Arbeitsleistungen nach Wirkung und Be- 
dingungen von gröflter Bedeutung ist. Dies namentlich auf dem Gebiet 
der nervösen Inanspruchnahme des Organısmus durch die Arbeit. 
Denn es scheint, dafs die groe Mehrzahl derjenigen ÄAcnderungen der 
Art der Arbeitsverrichtung, welche wir als »Intensivierung« der Arbeit 
bezeichnen, eine weit mehr als proportionale Zunahme der nervösen 
oft direkt auf Kosten der rein muskulären, in Kilogramm-Metern meß- 
baren äußeren sBewegungse-Leistung darstellen. Es ist gewiß auf das 
lebhafteste zu begrüßen, wenn man die rein muskuläre, in Bewegungen 
der äufseren Körperorgane sich äufsernde Arbeitsleistung so in physi- 
kalische Teilleistungen zerlegt und misst, wie dies Imbert und Mestre 
mit den Arbeitern am »Diable- (Getreidekarren) getan haben ’). Aber 
in Imbert's Rechnungen 1%) verrichtet der Laufbursche bei dreimal je 
drei Stunden Gehens 259 500 Kg.-M. (Inanspruchnahme vornehmlich 
der großen Beinmuskeln) ein Kohlenschipper (Inanspruchnahme vor- 





14) Denn daß der Lärm der großen Fabriksäle schon nach ganz kurzer Ge- 
wöhnung kaum mehr empfunden wird, beweist an sich noch nichts gegen die 
Wirkung. Nach Heilig, in der »Medizinischen Reform«, Wochenschr. f. soziale 
Medizin, rr. Jahrg, 1908, S. 370, kam von 574 Fällen von Arbeiterneurosen, 
die ihm in »Hlaus Schönow<« bei Berlin zur Verfügung standen, in 11,20% der Lärm 
ätiologisch in Betracht. 

15) Imbert u. Mestre, Recherches sur la manveuvre du Cabrouet et la fatigue 
qui en resulte, Bull. de I!’Inspeet. du travail 1905, Nr. §. 

16, Vyl. dessen Arbeiten: De la mesure du travail musculaire dans les profes- 
siones manuelles (Rapport an Congrès international d’hygicne alımentaire Paris, 


1906). — Vgl. ferner: L'étude scientifique expérimentale du travail professional (l'Année 
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nehmlich der großen Armmuskeln) in 8 Stunden nicht ganz 75 000 ?7), 
und dennoch war die Leistung des letzteren ungleich »intensivere« Arbeit, 
d. h. sie ist von ungleich größerem Ermüdungseffekt, nicht nur wegen 
des stärkeren Einschlags von »statischen«e Elementen (darüber später) 
in der Arbeit, sondern wegen der stärkeren Inanspruchnahme des Nerven- 
systems durch die stärkere kontinuierliche Einstellung auf eine Leistung 
von erheblicher Monotonie. Alle Untersuchungen stimmen darin 
überein, daß die »geistigen« Bedingungen der Arbeit, — das soll heißen: 
die Art der Inanspruchnahme des Zentralnervensystems, zunehmende 
Bedeutung für die hygienischen Wirkungen der Arbeit gewinnen. Einer- 
seits das Maf der Inanspruchnahme und Anspannung der Aufmerk- 
samkeit: den relativ größten Prozentsatz der Neurastheniker aus Ar- 
beiterkreisen stellen die »gelernten« Arbeiter ?8) (die freilich bei den Beob- 
achtungen nicht immer leicht von Handwerksgesellen oder auch Meistern 
— bei denen ganz andere, ökonomische, Determinanten hineinspielen, — 
zu sondern sind). Dann aber, und wahrscheinlich in Verbindung da- 
mit: eben die Monotonie, derart, heißt das, daß die Kombination 
»gceistiger Befähigung«< mit dem Zwang monotoner Arbeit die ent- 
scheidende Schädlichkeit ist. Die Rolle, welche dieses spezifische Ele- 
ment der industriellen Arbeit spielt, ist ärztlich-exakt im Verhältnis 
zu der weittragenden Bedeutung des Problems erst sehr wenig untersucht”). 
Es scheint, daf, wie beim »Fabriklärm«, so erst recht hier zwischen der 
durch die Monotonie hervorgerufenen, dem Arbeiter zum Bewußtscin 
kommenden, Gefühlslage — die z. B. in Industrien mit ganz 
leichter, aber sehr monotoner Arbeit (Stanzen in den Korsett- und 
Knopffabriken, große Teile aller Textilindustrie), zuweilen zu starkem 
»unmotiviertem«e Stellenwechsel (als Kompensation gewissermaßen) 
führt — von der dem Arbeiter unbe wufßst bleibenden, insbesondere 
nicht als Arbeitserschwerung und erst recht nicht als Gesundheitssc- 
fährdung empfundenen Einwirkung der Monotonie zu scheiden ist *). Es 


psychologique. Paris, 1907), und für die im Text angezogene Rechnung sein Re- 
ferat für den Berliner Internat. Kongr. f. Hygiene und Demographie 1907, Bd. II, 
S. 636. 

7) Der ouvrier du chais Gouthiers, den Imbert mit heranzieht, ist, wie I. selbst 
hinterher bemerkt, nicht vergleichbar. 

18) Nach Leubuscher und Bibrowicz (D. Med. Wochenschr. 1905, Nr. 21) waren 
153/40/, Schriftsetzer, 9%/,0%/, Tischler, 50%/, Schlosser, 1,90% Mechaniker unter 100 
von ihren Nervenpatienten aus Arbeiterkreisen ; die Berliner Dissertation von Schön- 
feld (1906: Ueber die Ursachen der Neurasthenie und Hysterie in Arbeiterkreisen) 
zählt im »Hlaus Schönow« 740/, gelernte Arbeiter und Handwerker gegen 260% 
ungelernte. Vgl. Roth a.a. O. p. 614. 

19) Vgl. die Bemerkungen von G. Heilig in der Wochenschrift f. Soz. Medizin, 
16. Jahrg. (1905) S. 395 und Roth a.a. O. p. 614. 


20) Ueber die Wirkung der letzteren einige Andeutungen bei Heilig a. a. O. 


232 Max Weber, 


ist 1) ziemlich allgemiein angenommen, dal die angelsächsischen Völker 
Monotonie leichter ertragen als die romanischen, es wird 2) behauptet, 
daß Frauen sie leichter ertragen als Männer, es steht 3) für manche 
Industrie erfahrungsgemäß fest, daß ältere und verheiratete Arbeiter 
sie, im Gegensatz zu jüngeren, geradezu bevorzugen, — wenn da- 
mit entsprechend stetigerer Verdienst verbunden ist und weil ihnen 
nicht mehr so viel wie den jungen am Hinzulernen neuer Fertigkeiten, 
welche die Vielseitigkeit der Arbeitseignung und also die Chancen des 
Vorwärtskommens erweitern, liegt und liegen kann. »Psychophysische« 
und »rationale«e Gründe sind hier schwer zu scheiden. 

Schon dies Beispiel zeigt uns, daß hinter der Frage der »Wirkung« 
der Arbeits- »Monotonie« und der Attitüde der Arbeiter zu ihr sich 
Knäuel von sehr verschiedenartiger Fragestellungen verbergen, die zu ent- 
wirren kaum die ersten Anfänge gemacht sind. Der Einfluß des Ar- 
beits-Rhythmus, wie ihn die Maschine erzeugt, vor allem: der Grad, 
in dem sie ihn erzeugt (in der Textilindustrie z. B. natürlich weit mehr 
als etwa in der Werkzeug- und Maschinenindustrie), gehört ja eben- 
falls in diesen Zusammenhang der »Monotonie«-Frage, ist aber, nach 
dem früher über die Rhythmisierung Gesagten auch an und für sich 
cin Gegenstand, der systematischer Untersuchung bedürftig wäre. 
Ob tatsächlich der außerordentliche Gegensatz in den Ermüdungs- 
symptomen und in der Häufigkeit der Erkrankungen, speziell der ner- 
vösen und anämischen Erkrankungen, in den von Roth untersuchten 
Textilfabriken einerseits, einem Elcktrizitätswerk andererseits, gänzlich 
auf die Unterschiede in der Abhängigkcit vom Tempo der Maschine 
zu schicben ist, kann vielleicht bezweifelt werden, — daß dieser Faktor 
sehr nachdrücklich und vielleicht tatsächlich entscheidend mitspricht, 
wohl kaum. 

Indessen, so wichtig derartige Erörterungen — die, angesichts der 
anwachsenden »sozialhygienische« Litteratur hier noch weiter fortzuspin- 
nen keinen Zweck hätte — für uns als Wegweiser zur Erkenntnis der 
Actiologie der Ermüdung und anderer Einflüsse der industriellen Arbeit 
werden können, so werden wir doch für unser eigentliches Thema so 
lange durch sie nicht entscheidend gefördert, als nicht in systc- 
matischer Weise der Versuch gemacht wird, das Gebiet der Patho- 
logischen zu verlassen und die physischen und psychischen Einflüsse zu 
erfassen, welche die einzelnen Kategorien von Arbeitsprozcssen auch und 
gerade da, wo sie keinerlei direkt als »Krankheit< in die Er- 
scheinung tretende »Störungen« des Lebensprozesses zeitigen, auf die 
Arbeiter ausüben. Denn wir fragen: welche Bedingungen für die öko- 
nomische Verwertbarkeit, die Rentabilität der Verwendung 
von Arbeitern in den einzelnen Industrien bestechen und inwieweit 
diese Bedingungen von Arbeiterschaften bestimmter ethnischer, kultureller, 
beruflicher, sozialer Provenienz erfüllt, nicht erfüllt oder in untereinander 
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verschiedenem Maße erfüllt werden. Es ist klar, daß auch für diese 
Fragen die Pathologie höchst wichtige Fingerzeige geben könnte. Ins- 
besondere die Neuropathologie, wenn sie sich in der Lage zeigen sollte, 
zu einer vergleichenden und differenziellen Neuropathologie der eth- 
nischen, kulturellen, beruflichen und sozialen Gruppen auszuwachsen ?s), 
Wir werden später zusehen, was davon bisher an Ansätzen vorhanden 
ist. Aber es ist klar, dafi auch hier die Beobachtung von Differenzen 
der nervösen Morbidität, auch der nervösen Berufsmorbidität, nur die 
gröbsten Außenlinien und extreme Fälle erfassen wird. Die neurotische 
Disqualifikation der amerikanischen Neger für gewisse textilindustrielle 
Arbeiten ist für sie leicht greifbar; aber die ungleich feineren und 
dabei doch für die Rentabilität der Verwendung der betreffenden 
Arbeiter entscheidenden Differenzen, wie sie sich in europäischen In- 
dustriebetrieben zeigen, sind aus den Mitteln noch so vortrefflicher 
gewerblicher Krankheitsstatistiken ?!) allein, so wichtig diese auch für 
unsern Zweck sind, nicht erfaßbar. Der Kassenarzt könnte einer der 
wichtigsten Helfer für die Analyse der gewerblichen Arbeit in ihren 
physischen und psychischen Bedingungen und Wirkungen gerade erst 
dann werden, wenn er, über sein unmittelbares Berufsobjekt: den Kranken, 
hinausgehend, die verschiedenen Qualitäten eingehend, mit den 
Mitteln seiner Wissenschaft, analysierte welche die einzelnen Arbeits- 
verrichtungen, die innerhalb seines potentiellen Patientenkreises von 
den Arbeitern verlangt werden, bei diesen als vorhanden voraussetzen 
und, im Wege der Auslese, an ihnen züchten, einerlei in welchem 
Maß bei diesen Auslese- und Anpassungs-Prozessen die eigentlich »pa- 
thologische« Entgleisung gestreift wird. 

Eine systematische physiologische und experimentalpsychologische 
Untersuchung der industriellen Erwerbsarbeit darf zur Zeit vornehmlich 
von zwei Instituten erwartet werden: einmal hat der Dircktor des Office 
du Travail, Herr A. Fontaine, in Frankreich ein Laboratorium für 
diesen Zweck geschaffen. Ferner ist an der Havard University unter 
H. Münsterbergs Leitung ein Institut für angewandte Psychologie 
im Entstehen begriffen, welches zweifellos auch diese Studien zu pflegen 
versuchen wird. Man wird jedes Urteil über die Chancen dieser Anstalten 
suspendieren, bis Resultate vorliegen, — aber die in Vorstehendem be- 
rührten Schwierigkeiten für die Erfassung der gewerblichen Alltagsarbeit 
durch noch so sinnreiche Laboratoriumsversuche, wenn diese zugleich 

20a) Mir ist unbekannt, wie sich die Fachleute im Einzelnen zu den Konstruk- 
tionen von W. Hellpach (Psychologie der Hysterie, letzter Teil) stellen. 

21) Dafür Vorschläge bei K. Hauck, Internat. Krankheitsstatistik, in der 
Zeitschr. f. Gewerbehygiene, Unfallverhütung und Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen, 
Wien, XII. Jahrg., ebenso, für die Technik der Krankenjournale von Krankenkassen 


überhaupt, bei Eisner (Berliner Kongrel5, a. a. O.). 
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irgendwelchen exakten Wert haben wollen, bleiben natürlich auch für 
sie bestehen. In Deutschland wäre das einzige Laboratorium, welches 
schon jetzt Untersuchungen dieser Art leisten könnte, wohl das Kraepe- 
linsche in München, dessen Leiter allen solchen Versuchen vermutlich mit 
großer Reserve, wenn nicht mit Skepsis, gegenüberstehen dürfte. Außer- 
dem soll die Budapester Universität — wie man mir sagte — über 
möglicherweise geeignete Einrichtungen und Kräfte verfügen (was ich 
nicht kontrollieren kann). 

Angesichts dieser gewiß nicht ermutigenden Sachlage fragt es sich 
nun, ob nicht wenigstens als Aushilfe irgend welche andere Mittel in Be- 
tracht kommen können, um den Bedingungen und Wirkungen, — wir wol- 
len hier zunächst einmal uns darauf beschränken, zu sagen: den Be- 
dingungen — industrieller Arbeitseignung näher zu kommen. Da es 
ncben den physiologischen, psychologischen und hygienischen die ök o- 
nomischen Disziplinen sind, welche sich mit dem Problem der Arbeit 
befassen, wenden wir uns naturgemäß an sie. Unter den sehr mannig- 
fachen »Gesichtspunkten«, von denen aus die ökonomische Betrachtung 
sich mit der Arbeit befafit, ist es nun offenbar der elementarste von 
allen: der privatwirtschaftliche Rentabilitäts-Standpunkt, der hier 
in Betracht kommen wird, — deshalb, weil Rentabilitäts- Fragen 
rechnerische Fragen sind. Für das Problem der »Rentabilität« 
kommt die »Leistungsfähigkcite eines Arbeiters ausschließlich in ganz 
demselben Sinn in Betracht, wie die Rentabilität irgend einer Kohlen- 
sorte, eines Erzes oder sonstigen »Rohstofles«, einer Kraftquelle oder 
einer Arbeitsmaschine bestimmter Art. Der Arbeiter ist hier im Prin- 
zip schlechthin nichts als ein (möglicherweise!) rentables Produktions- 
mittel, mit dessen spezifischen Qualitäten und »Nücken« ebenso »ge- 
rechnet« werden muß, wie mit denjenigen irgend eines mechanischen 
Arbeitsmittels. Seine Qualitäten werden »kalkuliert«, sowohl auf Grund 
der bereits vorliegenden Erfahrungen unter dem Gesichtspunkt der 
Frage: ist mit der gegebenen, auf Leistungsfähigkeit und Leistungs- 
willigkeit ruhenden eftektiven Leistung einer gegebenen Arbeiterschaft 
ein bestimmter Grad der Ausnützung bestimmter Maschinen und Roh- 
stoffe derart möglich gewesen, daß, bei gegebenen Lohn-, Rohstoff- 
und Verzinsungs-Unkosten, die durch die Marktlage gebotene Preisbe- 
messung einen gewinnbringenden Absatz gestattete? andererseits unter der 
Fragestellung: durch welche Mittel kann die Leistung, also sowohl die 
Leistungsfähigkeit als die Leistungswillickeit, der Arbeiterschaft derart 
gesteigert werden, dafs durch gesteigerte Ausnützung der Maschinen 
und Rohstoffe und die dadurch bewirkte Ilerabscetzung der Lohn- 
kosten — nicht zu verwechseln mit! Herabsetzung des Lohnes, 
die auf einem andern, uns hier nicht interessierenden, Blatte steht — 
eine Preisbemessung der Produkte ermöglicht wird, welche einen ge- 
winnbringenden (oder: noch gewinnbringenderen) Absatz gestattet ? 


Zur Psychophysik der industriellen Arbeit. 235 


Das Mittel zur Steigerung der Leistungsfähigkeit und -Willigkeit ist be- 
kanntlich teils direkte Prämierung der Leistungssteigerung durch ein 
geeignetes Lohnsystem: der einfachste Typus ist das nackte Akkord- 
system, — teils »Auslese«, d. h. möglichste Abstoßung minder leistungs- 
fähiger oder leistungswilliger Arbeiter. Die Möglichkeit der An- 
wendung des letzteren Mittels: die stets drohende Peitsche der »Ar- 
beitslosigkeite, trägt mindestens in gleichem Maße wie die im 
Akkordsystem gegebene direkte Abhängigkeit der Höhe des Erwerbes 
von der Leistung zu jener Entfaltung der Leistungsfähigkeit der 
Arbeiterschaft bei, welche wir in vielen Industrien, wenn auch ihrem 
Grade nach durchweg in ganz rohen und vielfach direkt auf falscher 
Grundlage beruhenden Zahlen berechnet, so doch als Tatsache un- 
zweifelhaft, beobachten können. 

Indessen interessiert uns zuerst die Frage: inwieweit die rechneri- 
sche Ermittlung des »Leistungswertes« der Arbeiter »exakt« genug ist, um 
mit ihren Ergebnissen wissenschaftlich etwas anfangen zu können. Das 
ist nun zunächst ein Problem, das für jede einzelne Industrie verschieden 
liegt. Mehr, als für die Zwecke der Rentabilitätsermittlung in Vor- und 
Nachkalkulation nötig ist und im Effekt rentabel zu sein verspricht, 
rechnet kein Betrieb. Und was dazu nötig ist, hängt ab: ı. von der 
relativen Bedeutung der L o h n kosten im Verhältnis zu den Gesamt- 
kosten der Produkte der betreffenden Industrie, — 2. von dem Maß, 
in welchem. die Leistungsfähigkcit der Arbeiter von Einfluß auf die 
Quantität und Qualität des Produktes ist, — 3. endlich von dem Maß 
an Mühe und Kosten, welche die technisch möglichen Arten der 
Kontrolle der Leistungsfähigkcit machen. Sowohl bei technisch ungewöhn- 
lich hoher, die Arbeit völlig automatisierender Entwicklung der Arbeits- 
maschinen (so für manche Arbeiten in Nähmaschinenfahriken) als 
bei völliger Abwesenheit aller »Maschinens im gewöhnlichen Sinn des 
Worts (Hochöfen) kann der Einfluß der Arbeiter auf das Produkt auf 
ein Minimum sinken; andererseits hindert das relative Zurücktreten der 
Lohnkosten innerhalb der Gesamtkosten (Weberei gegenüber der 
Spinnerei) keineswegs, daß der Einfluß der Arbeitsleistung auf die 
Qualität des Produktes ein sehr großer sein kann. Es sind bisher nur 
relativ enge Kreise der Gesamtindustrie, welche, wenn überhaupt re ch- 
nerische Abschätzungen der Arbeitsleistung regelmäßig vorgenommen 
werden, über die Feststellung ganz roher Durchschnittszahlen hinausgehen: 
etwa der durchschnittlichen täglichen Tonnenförderung der Belegschaft 
eines bestimmten Schachtes. Dafß zwischen solchen Zahlen und den Mak- 
methoden, die wir in den Laboratorien der Experimentalpsychologen fan- 
den, auch nicht die allerentfernteste Beziehung herzustellen ist, liegt auf 
der Hand. Aber eine ungeheure Kluft gähnt auch zwischen der »cxakte- 
stens, in der Industrie heute vorkommenden Mafsmethode und dem 
Experiment des Psychologen. Nehmen wir etwa die Maschinen, welche 
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die Zahl der Stiche oder Schläge (Schusterei), oder die Zahl der Tou- 
ren oder — in der Weberei — die Bewegungen des Schützen autuma- 
tisch zählen, so geben sie zunächst nur die quantitative Seite der 
Maschinenleistung (und das heißt: des Mafßes der Ausnützung der Ma- 
schine durch den Arbeiter) wieder. Nicht nur muß die Qualität 
des Produktes zum Zweck des Vergleichs noch nebenher festgestellt 
werden, und nicht nur kann diese letztere nun und nimmermehr im 
Laboratoriums-Sinne (wo nach Zahl der »Fehlrcaktionene usw. gemessen 
wird) »exakt<, sondern immer nur nach gewissen Durchschnitten (z. B. 
beim Weben unter Kombination von Zahl, Maß und Bedeutung der 
Webeichler) schätzungsweise festgestellt werden #?), — sondern vor 
allen Dingen drückt sich in der Zahl der Schützenbewegungen und der 
Einreihung des Produktes in eine bestimmte Qualitätsklasse (z. B. 
etwa: I—HI, wonach man bei Prämiensystemen die Zulassung zur Prä- 
mierung bestimmt) keineswegs die Leistung des Arbeiters aus, sobald er 
— an der gleichen Maschine und zwar auch bei gleicher Tourenzahl 
und gleicher Einstellung aller ihrer einzelnen Teile — nach einander ent- 
weder mit Rohmatcrial verschiedener Sorten, oder, bei gleicher Sorte, 
verschieden gut gearbeitcter Qualität zu schaffen hat. Wie aufßerordent- 
lich stark das z. B. in der Weberei auf die Leistung einwirkt, soll 
später illustriert werden. Aber auch bei Voraussetzung der Gleichheit 
aller dieser Bedingungen enthält die mit Hilfe der automatischen Mess- 
instrumente, — dic, im allsemeinen, eben doch immer noch das Maxi- 
mum der »Exaktheit« darstellen, und, soweit es auf die von ihnen 
kontrollierten quantitativen Leistungen innerhalb einer Zeiteinheit (Tag, 
Stunde) ankommt, ja in der Tat »exakt« sind, — gemessene Leistung 
in sich die ganze Fülle jener früher erwähnten ganz grobschlächtigen 
Komponenten, welche das Laboratorium ausschaltet. Bei den Maschinen 
mit jenen Messvorrichtungen ist es in das Belieben des Arbeiters ge- 
stellt und muß es in sein Belieben gestellt sein, die Maschine abzustellen 
oder sie stellen sich (z. B. bei Fadenbrüchen) automatisch ab und 
harren der Wiederinbetriebsetzung nach Zusarnmenknüpfung der Fäden: 
das quantitative Arbeitsergebnis, welches gemessen werden soll, ist bei 
ihnen von dem Zeitraum abhängig, in welchem die Maschine nicht 
gelaufen ist. 

Der Grund aber, wegen dessen ein Arbeiter die Maschine abgestellt 
stehen lälst, langsamer beschickt oder — wo etwa auch dies in seine Hand 
gegeben ist — langsamer laufen läft, kann ganz außerhalb des Arbeits- 
prozesses, den er an dieser Maschine vollzicht, liegen. Er kann, wenn 
er mehrere Webstühle bedient, den cinen abstellen, weil er zeitweise durch 
Defekte oder Unordnung an einem anderen ausschließslich beschättigt ist 


2?) Inwicweit die qualitative Scite der Leistung direkt oder indirekt 
meßbar ist, — das liegt natürlich bei jeder Industrie verschieden und wäre bei 


Behandlung unserer Probleme stets vorab zu studieren. 


Zur Psychophysik der industriellen Arbeit. 237 


(ein sehr häufiger Fall). Er kann aber auch, wenn er nur einen bedient, 
diesen sowohl aus technischen Notwendigkeiten seiner Arbeit wie aus 
Bequemlichkeit, oder um gemächlich zu arbeiten, oder um Lohnherab- 
setzungen infolge zu hohen Verdienstes vorzubeugen, oder infolge Er- 
müdung wegen schlechter Tagesdisposition (die auf einer ganzen An- 
zahl verschiedener im Laboratorium stets sorgsam ausgeschalteter Gründe 
beruhen kann), häufiger abstellen, als er dies sonst oder als es ein 
Anderer in gleicher Lage täte, ohne daß über diese Verhältnisse 
die nackte Zahl, die der Mecfßapparat zeigt, irgend etwas verriete. 
Immer also bedürfen diese Zahlen der Interpretation und es ist klar, 
da diese an Schwierigkeit, wenn man wirklich die Einzelheiten exakt 
ın ihrer Bedingtheit erfassen möchte, so kolossal über allem, was 
im Laboratorium an ähnlichen Deutungs-Aufgaben vorkommen kann, 
steht, daf sie selbst bei alsbaldiger Untersuchung am gleichen Tage 
und bei bestem Willen zu erschöpfender Auskunft seitens des beteiligten 
Arbeiters, schwerlich zu Resultaten führen könnte, wie sic das Labora- 
torium — unsicher genug, wie wir sahen — zeitigt. 

Steht es so mit der direkten »Messung« der Arbeitsleistungen, dann 
ist natürlich die fernere, praktisch sehr wichtige Möglichkeit, die L ohn- 
buchungen der Fabrikbetriebe, insbesondere die »nackten«, d. h. die 
unter Abzug aller etwaigen Prämien, Minimallöhne, Zuschläge und »Ver- 
sütungen« berechneten A k kord verdienste der Arbeiter, Zahlen also, 
welche nur den praktischen Endeffekt der Arbeit, absolut nicht da- 
gegen die Art, wie dieser erzielt ist, angeben, zur Grundlage der Er- 
mittlung ihrer Leistungsfähigkeit zu machen, vom Laboratoriumsstand- 
punkt aus noch ungleich unexaktcer und direkt entgegengesetzt allen 
psychophysischen Maßmethoden, welche ja zwar selbstredend von der 
»Leistunge, dem Effekt des Funktionierens des psychophysischen 
Apparates, ausgehen müssen, aber die Art, wie der psychophysische 
Apparat diese Leistung zustande gebracht hat, die Technik seines Funk- 
tionierens, zum Objekt ihrer Analyse machen (man erinnere sich 
der Ausführungen über die Leistungs-Kombination). Da außerdem die 
Akkordverdienste stets nur für größere Perioden (mindestens eine, 
regelmäßig zwei Wochen) festgestellt werden, so ist bei ihnen natürlich 
nicht nur nicht von einer »Beobachtungs, sondern regelmäßig kaum 
von einer direkten »Anamnese« der näheren Gründe der Leistungs- 
schwankungen zu sprechen: sie müssen günstigenfalls unter Beihilfe 
persönlicher, aber nie durch Eigenbeobachtung, sondern nur durch 
Sachkritik zu kontrollierender, Auskünfte erschlossen werden. 
Will man ferner die Leistung eines Arbeiters, der verschiedene Sorten 
Waren an einer oder verschiedenen Maschinen herstellt, in verschiedenen 
Zeitperioden oder gar — und dies ist ja in letzter Instanz die Aufgabe, 
um derentwillen alle diese Probleme aufgerollt werden — die Arbeits- 


leistung von Arbeitern verschiedener Provenienz (geographisch, 
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ethnisch, beruflich, sozial, kulturell) für bestimmte Arten von Arbeiten 
mit einandervergleichen, so ist der »nacktc« Akkordsatz im obigen 
Sinne gar nicht immer verwertbar. Bedient z. B. ein Arbeiter ver- 
schiedene Webstühle gleichzeitig, so bedeutet der zeitweilige Stillstand 
cines von ihnen (infolge Tinlegen neuer Ketten oder infolge Defektes) 
natürlich die Möglichkeit einer Steigerung der Leistung auf den 
nunmehr übriggeblicbenen (wir werden noch untersuchen, in welchem 
Grade). Der »nackte« Akkordverdienst gäbe in diesem Falle kein rich- 
tiges Bild, andere, aber: — s. u. — auf Kalkulation der Betriebslei- 
tung beruhende, Zahlen sind alsdann adäquater. Wechseln ferner die 
Arbeiter mit den Sorten, so steckt in ihrem »nackten« Akkordver- 
dienste ebenfalls — wie noch zu erörtern scin wird — die Kalku- 
lation des Verhältnisses der »Schwierigkeit« der Arbeit von verschie- 
denen Sorten durch die Betriebsleitung. Nur bei ganz besonders gün- 
stigen Fällen kontinuierlicher und gleichmäfliger Arbeit stoen wir nicht 
auf dies, alle Probleme der Akkordbemessung in die scheinbar so 
>exaktene Zahlen hincintragende Element, dessen Eliminierung oft nur 
mit erheblichen Schwierigkeiten gelingt und dessen Nichtvorhanden- 
sein in den Akkordverdienst-Zahlen, wenn sie zu Vergleichungen be- 
nützt werden sollen, in jedem Falle vorab festzustellen ist. 

Trotz aller dieser Vorbehalte sind die unter Rentabilitätsgesichts- 
punkten gesammelten Erfahrungen der industriellen Betriebe: die Akkord- 
verdienste und die zu Kalkulationszwecken gemachten Berechnungen 
der »Nutzeffekte:, d. h. des Makes der Maschinenausnutzung bei ge- 
gebenen Produktionsaufzaben durch gegebene Arbeiter die wertvollste 
von allen zur Verfügung stehenden Handhaben, um von der Seite un- 
serer Methoden her an einer allmählichen Verengerung der Kluft, die 
uns heute von den Maflmethoden der Experimentalpsychologen trennt, 
zu arbeiten, — wenn man sie ohne unverständise Illusionen über das, 
was sie leisten können, gebraucht. Das was sie, wenn man günstige 
Vorbedingunsen aufsucht, zu leisten vermögen, ist keineswegs uner- 
heblich, und es sollen in folgendem einige, wesentlich die Methode 
betreftende, Bemerkungen darüber gemacht werden. 

Bei dem Versuch, die Wandlungen in den Arbeitsleistungen, wie 
sie sich, sei es in den Akkordverdiensten, sei es in »exaktse, durch 
Mefsautomaten festgestellten Ziffern ausdrücken, kausal zu ergründen, 
hat man sich gegenwärtig zu halten, daß hier mehrere Kategorien von, 
in einander auf ihren gegenseitigen Grenzgebieten übergehenden, den- 
noch aber in der Art ihres »Gegcbenseins< recht verschiedenen Kom- 
ponenten zusammenspielen. Zunächst, auf der einen »Seite! ratio- 
nale Erwägungen! wir werden wieder und wieder auf die Tatsache 
stoßen, da die Arbeiter ihre Leistung nach Mafs und Art planvoll 
zu »matcricellen< id. h: »Eirwerbs--) Zwecken regulieren, steigern 
oder herabsetzen oder, beim Nebeneinander mehrerer Leistungen (z. B. 
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mehrerer Sorten mit verschiedenen Verdienstchancen auf mehreren Web- 
stühlen) in der Art der Kombination ändern. Die »Maxime«, denen solche 
zweckvolle Regulierungen folgen, können wir durch »pragmatische« Deu- 
tung serschließen«. Auf der anderen Seite verändert sich, quanti- 
tativ oder qualitativ, ihre Leistung durch Veränderungen im Funktio- 
nieren ihres psychophysischen Apparates, welche ihnen unter Umstän- 
den dem psychischen Effekt nach: Erleichterung oder Erschwerung 
der Leistung, nicht aber dem »dahinter stehenden« psychophysischen 
Hergang nach ins Bewußitsein tritt, sehr oft aber -- ein Beispiel lieferten 
die Arbeiter der Zeiß-Werkstätten bei Einführung des Achtstundentages 
— ihnen als Tatsache überhaupt gänzlich verborgen bleibt und nur 
am Effekt: Leistungsänderung, sichtbar wird. Diese Komponenten 
können wir ihrer Ursächlichkeit nach mit Hilfe der sog. »äußeren« Erfah- 
rung und als Spezialfälle der durch »Expcriment« gewonnenen Regeln, zu 
serklären« suchen. Sodann finden sich Komponenten, welche eine 
spezifische Mittelstellung (nicht: eine Mittelstellung überhaupt: —- 
denn deren gibt es zahlreiche) einnehmen: das sind Vorgänge, bei denen 
»Stimmungslagen«, die als solche ins Bewußtsein treten, die Arbeits- 
leistung beeinflussen, ohne daß zugleich der Hergang dieser Beein- 
flussung, die Mehr- oder Minder- oder Anders-Leistung, als damit zu- 
sammenhängend bewußt »erlebt« würde; solche Vorgänge können wir 
»psychologische verständlich machen. Setzt der Arbeiter seine 
Leistung herab, um Akkorderhöhung, zu erzielen, so ist das, was 
uns an dem Vorgang interessiert: die »Motive« der Leistungs- 
herabsetzung, weil der Welt des »Gedanklichen« angehörend, unmittel- 
bar »deutbar«e und durch keine psychophysische, psychologische, phy- 
siologische, biochemische Erwägung in diesen, für uns entschei1- 
denden Punkten (darauf kommt es an) der Ergänzung bedürftig. 
Auf Komplikationen mit eventuell »psychologisch« zu analysierenden 
Bedingungen stoßen wir — möglicher-, nicht notwendigerweise — erst 
wieder beim historischen Regressus auf die Motive, aus denen 
etwa gerade jetzt cine Akkorderhöhung verlangt wurde, auf psycho- 
physische beim Progressus zu der Frage, wie das bewußte Herabsetzen 
seiner Leistung z. B. den Ucbungseffekt, die »psychomotorischen« Be- 
dingungen seiner Arbeitsleistung u. s. w. beeinflufst habe. Geht die Leistung 
des Arbeiters infölge von »Stimmungslasen«, — wie dies vorkommt, — 
;unbewutitz< herab, so ist die »Ursachc«, d. h. eben jene »Gefühls- 
lage«, introspektiv »nachbildbar«e, der Zusammenhang mit dem Effekt 
ist dagegen »beobachtbar«e und aus der psychophysischen Erfahrung als 
Spezialfall einer Regel »erklärbar«e, aber in den kausal interessie- 
renden Punkten nicht immer introspektiv nachbildbar. Machen sich 
die »Uebungs«-Einflüsse in dem Make der Leistung geltend, so ist 
der kausal interessierende Punkt, je nach dem Maf der Fort- 
schritte der biochemischen Kenntnisse, als Spezialfall einer Erfahrungs- 
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regel dieser Wissenschaft begreiflich zu machen, introspektiv nachbild- 
bar ist aber nicht die »Ursache«, sondern lediglich cin für uns nur 
nebensächlich interessanter, auch nur unter Umständen vielleicht ein- 
tretender, gefühlsmäfliger Effekt der gesteigerten Geübtheit. 
Zahlreiche Kombinationen, Komplikationen und Mittelstufen sind 
zwischen diesen drei Typen denkbar und empirisch vorhanden. Wir 
stellen dies Ineinandergewobensein derartig verschiedener, hier übri- 
gens nur in einer ganz provisorischen, ganz und gar nicht wissenschaft- 
lich korrekten Sprache formulierten, Arten von Komponenten hier nur als 
Tatsache fest: — sie komplizieren das Problem einer rein psycho- 
physischen Behandlung der industriellen Arbeit nicht unerheblich. 

Methodisch wichtig wird speziell die Frage sein, ob 1. mög- 
lichst umfassende kausale Analyse eines mörlichsten Maximums ein- 
zelner Leistungs- oder Akkordverdienst-Kurven von Arbeitern, oder 
aber 2. die Gewinnung eines Materials von großen Durchschnitten 
aus möglichst vielem, wenn auch gröberem Zahlenmaterial, die Kennt- 
nis von den Bedingungen der Arbeitsleistung sicherer fördert. Da die 
Ausführungen aller folgenden, namentlich aber der Schlufsabschnitte 
dieser Erörterungen gerade auch zur Beantwortung dieser Frage das 
Ihrige beitragen möchten, so antizipicre ich hier nur provisorisch einige 
der mir z. Z. nicht zweifelhaften Sätze. Ich bin 1. überzeugt, dafs mit 
bloßen Durchschnitten — etwa von Akkordverdienstzahlen oder Produk- 
tionsergebnissen möglichst großer, sei es auch noch so homogener Schich- 
ten ciner Arbeiterschaft und der Feststellung von Unterschieden solcher 
Durchschnitte nach Gebieten, Herkunft usw. — allein gar nichts 
oder so gut wie gar nichts gewonnen wäre. Wenn die Verhältnisse nicht ganz 
außergewöhnlich cinfach liegen, ist es ein unentbehrliches Gebot, sich 
genau klar zu machen, wie die Akkordverdienste der Arbeiter ım 
einzelnen zustande kommen, wenn man die Brauchbarkeit dieser Zah- 
len für die Ermittelung der Leistungsfähigkeit richtig einschätzen will. 
Es ist andrerseits 2. der Satz unanfechtbar, dafs schon einige Dutzend 
von selbst sorgsam ausgezogenen, dann von allen »Zufälligkeiten« 
sesäuberter und dann auf Höhe des Tagesakkordverdienstes, Schwan- 
kungen von Tag zu Tag, von Woche zu Woche, von Monat zu Monat 
— wo immer alles dies möglich ist — durchgerechneten und dann 
ferner selbst, unter steter Rücksprache mit den im Einzelfall besten 
Sachkennern, insbesondere den Betriebsleitern und, wo dies irgend 
tunlich ist (und es ist aus zahlreichen Gründen, unter denen der 
Widerstand der Betriebsleitungen keineswegs der wichtigste ist, leider 
nur schr sclten tunlich) auch den Arbeitern, kausal analysierten 
L.cistungskurven unendlich lehrreicher ist, als die größte Massenstatı- 
stik, die mit fix und fertig übernommenen Durchschnittszahlen arbeitet. 
Aber allerdines haben auch die Durchschnittszahlen ihr gutes Recht. 
Sie können, 3) allerdings nur wenn man sie hinlänglich nach Arbeiter- 
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kategorien und eventuell, nach Durchschnittsleistungen einzelner Arbeiter 
eines Betriebes differenziert, ausgezeichnete Wegweiser für die Auf- 
findung dessen seien, was auffällig von dem, was man erwarten sollte, 
abweichend ist: die nach oben oder unten sich abhebenden Fälle 
sind diejenigen, welche der individuclien Untersuchung zunächst am 
meisten bedürftig sind. Und 4. nachdem man mit Hilfe von individu- 
ellen Einzeluntersuchungen das Verständnis für die Art, wie die Zahlen 
entstehen, gewonnen hat, wird man auch in der Lage 'sein, mit 
den rohen Durchschnittszahlen großer Massenfeststellungen ohne Ge- 
fahr ihrer oberflächlichen Ueberschätzung nützlich zu arbeiten: als 
Abschluß ist die »große Zahl« selbstredend unentbehrlich. Wer 
immer aber sich an solchen Untersuchungen auch in noch so beschei- 
denem Mafe versucht hat, der muß 5. schließlich und vor allem auch 
sehen, in wie starkem Mafe während der individuellen Untersuchung, 
als deren Kontrolle, die stete Orientierung an Durchschnitten er- 
forderlich ist, um das gänzlich Singuläre vom generell Erheblichen 
zu scheiden. Die Einzeluntersuchung hat den Durchschnitt, dieser 
die Einzeluntersuchung zu kontrollieren. Die Einzeluntersuchung hat 
daher, beim heutigen Stande der Probleme, vornehmlich »zahlen- 
kritischen« Sinn und Wert. 

In den folgenden Ausführungen soll nun nicht etwa der Versuch 
unternommen werden, sachliche Ergebnisse zu liefern, welche für 
die hier erörterten Probleme neue Aufschlüsse gäben. Es sind aller- 
dings in diese Erörterungen eine ganze Anzahl von Rechnungen ein- 
seflochten, welche ich auf Grund der mir von den Leitern eincs in- 
dustriellen Betriebes freundlichst zur Verfügung gestellten Lohnbücher 
und Beobachtungen über das Maß der Ausnützung von Maschinen ge- 
macht habe?®). Die Kleinheit des Zahlenmaterials allein schon schließt 
aber jeden Gedanken daran, da damit etwas »bewicsen« werden 


23) Auch ein Teil der Auszüge aus den Lohnbüchern und gewisse dafür er- 
forderliche Rechnungen sind mir freundlicherweise vonseiten des Betriebes besorgt 
worden. Ich habe jedoch fast kein nicht selbst nochmals nachgerechnetes Material 
hier verwendet, da sehr häufig sich die Notwendigkeit einer etwas andersartigen 
Rechnungs weise herausstellte. Darüber wird in späteren Abschnitten das Erforder- 
liche bemerkt. Diese Zahlen im Text verfolgen u. a. auch den Zweck, zu zeigen, 
da auf Grund der rückhaltlosesten Einsicht in alle hierher gehörigen Regi- 
straturen dennoch eine unseren Zwecken genügende Art der Verwertung des Ma- 
terials sehr leicht möglich ist, welche jedes Nachrechnen der Selbstkosten des 
Betriebs durch einen Konkurrenten, der etwa diese Zeilen schen sollte, vollkommen 
ausschließt. Da ich selbst nur 14 volle Arbeitstage Zeit auf die Herstellung von 
Auszügen verwenden konnte, so muß hier mit sehr kleinem Zahlenmaterial haus- 
gehalten werden. Für bloß illustrative Zwecke muß es wohl oder übel ge- 
nügen, da mich andere Arbeiten hindern, selbst eine Monographie zu schreiben. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXVIII. ı. 16 


242 Max Weber, 


könnte, aus. Die Zahlen haben illustrativen Zweck und sollen 
ausschließlich zeigen, daß und welche Wege es bei ausreichen- 
dem Zahlenmaterial geben würde, aus Zahlen dieser Art mehr 
herauszuholen, als sie auf den ersten Blick zu sagen scheinen. — 

Einleitend soll in folgendem zunächst, ohne alle Gewähr einer (hier 
ganz irrelevanten) Vollständigkeit, festgestellt werden, was ungefähr 
heute schon über Schwankungen der Arbeitsleistungen und die wich- 
tigsten der bereits bekannten äußeren und inneren Einflüsse, von denen 
sie bedingt erscheinen, festgestellt ist und was darüber zunächst weiter 
und wic es etwa festgestellt werden könnte, um dann erst einige reale 
Leistungskurven auf die Gründe, die sie bestimmt haben können, und 
natürlich auch auf die Lücken, die eine solche Untersuchung heute 
läßt, zu analysieren und methodische Schlüsse daraus zu zichen. 
Dann soll schließlich versucht werden, in Kürze auch der Frage näher 
zu treten, die letztlich im Hintergrunde aller dieser Erörterungen steht: 
welche Chancen der Versuch, auf ererbte Anlage, kulturelles, soziales 
und berufliches Milieu als Qucllen der Leistungsdifferenzen von Ar- 
beiterschaften zurückzusehen, heute haben kann ®*). 


7: 

Eine wirklich exakte Untersuchung des Verlaufes der Arbeits- 
leistung innerhalb des cinzelnen Arbeitstages ist in all den Industrien 
prinzipiell möglich (und vielfach in Uebung), welche den Gang ihrer 
Maschinen durch automatische Meflinstrumente kontrollieren können. 
Ohne Reibungen und Mifßstimmung würden allerdings zuweilen wohl 
nur die Zeiträume zwischen je zwei Pausen im ganzen kontrollierbar 
sein. Denn wo sie die Macht dazu hätte, würde die Arbeiterschaft 
das stundenweise Ablesen der Kontrollzahlen während der Arbeit oft 
als lästige UÜcberwachung empfinden und ablehnen. Diejenigen In- 
dustrien, welche bei elektrischem Betrieb den Stromverbrauch stunden- 
weise messen können, würden, sofern genügend für die Ausschaltung 
täuschender und störender Faktoren gesorgt ist, wenigstens das 
Schwanken der Gesamtleistung aller Arbeiter zusammen während des 
Tages festzustellen in der Lage sein, ohne daf aber damit ermittelt 
wäre, welche einzelnen Kategorien der Arbeiterschaft bei diesen 


24) Diese Fragen sind die Themata der gegenwärtig in den Anfängen befind- 
lichen Erhebung des Vereins für Sozialpolitik über »Anpassung und Auslese (Be- 
rufswahl und Berufsschicksal) der Arbeiterschaft der geschlossenen .Großindustrie«; 
ich habe, teilweise im Anschluß an Erörterungen mit meinem Bruder, Prof. A. 
Weber, der seinerseits dem Komitee des Ausschusses des Vereins den ersten Ent- 
wurf von Fragebogen mit einem, die Gesichtspunkte dieser Erhebung skizzierenden, 
Fxposé vorlegte, auch meinerseits eine, auf Veranlassung des Vereins im Manuskript 
gedruckte, Denkschrift überreicht, aus der verschiedene Gesichtspunkte hierher über- 
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Schwankungen die entscheidende Rolle spielen und ob und wie sich 
etwa auch ihre einzelnen Bestandteile, nach Alter und Provenienz gegliedert, 
darin unterscheiden. Die Kontrolle der Leistungsschwankungen 
an der Hand dcr Verteilung der Produktablieferungen über den Tag 
(so in einem von Roth zitierten Walzwerk, auf dessen Lager durch- 
schnittlich in der ersten Hälfte des Arbeitstages 57’/2, in der zweiten 
42!/2% der Tagesproduktion einzugehen pflegte) oder durch direkte 
Beobachtung des Ablaufes der Arbeit durch die Meister, oder end- 
lich nach Angabe der Arbeiter selbst sind in dem Maß der Exaktheit 
natürlich sehr verschiedenwertig°**). Die allgemein gehaltenen, nicht auf 
exakt kontrollierte Zahlen gestützten Auskünfte der Betriebsleiter 
widersprechen sich, auch bezüglich der gleichen Arten von Arbeit und 
zuweilen sogar in der gleichen Fabrik. Einigermafen plausibel ist es, 
wenn einerseits die Bergwerke mit ihrer höchst anstrengenden, auf In- 
anspruchnahme bestimmter Muskelgruppen beschränkten Arbeit unter 
sehr ungünstigen Bedingungen, andererseits die Baugeschäfte (starker 
Alkoholgenuß der Arbeiter während der Tagesarbeit) besonders häufig 
die ersten Frühstunden der Arbeit als die Zeit höchster Leistung 
angeben. Picraccini wollte ganz allgemein den Höhcpunkt für körper- 
liche und geistige Leistungen in der 2. und 3. Arbeitsstunde finden. 
Daß dies für industrielle Arbeit ganz allgemein zutrifft, dürfte unwahr- 
scheinlich scin: es hängt wohl nicht nur von der Schwere der Arbeit selbst 
ab, sondern auch von der Frage: ob und was der Arbeiter morgens 
vor der Arbeit zu sich genommen hat: — oft genug verschiebt er jede 
Nahrungsaufnahme bis zur ersten Pause. Die Regel bildet, und zwar 
namentlich, wie es scheint, in der maschinellen Fertigfabrikatindustrie 
das Bestehen zweier Höhepunkte: in der Zeit nach dem Frühkaffee 
(der Vormittagspause) etwa von 9 oder ı1o—ı2 und nach dem Nach- 
mittagskaffee (Vesperpause) etwa 3 oder 4—6. Im allgemeinen er- 
scheint dabei die zweite Hälfte des Vormittags als die absolut beste 
Zeit (so z. B. auch in der von Roth wiedergegebenen Tages-Leistungs- 
kurve der Firma Siemens & Halske A.-G., noch entschiedener wird das 
Gleiche aus der Draht-Industrie berichtet). Die »anregende« Wirkung 
des Kaffees ist dabei, wenn der Arbeiter nicht gänzlich nüchtern zur 
Arbeit gegangen ist, wohl lediglich als »auslösendes« Moment für das 
durch Uebung (vormittags) und Nahrungszufuhr nach vollendeter Ver- 
dauung (spätnachmittags) bedingte bessere Funktionieren des psycho- 
physischen Gesamthabitus anzusehen. Die starke Bedeutung des öko- 
nomischen Arbeitsinteresses für die Arbeitsleistung äußert sich speziell 
in den mehrfach behaupteten erheblichen Unterschieden der Arbeits- 
leistung in den letzten Arbeitsstunden, je nachdem Akkord- oder 


24a) So sind in dem mir freundlichst zur Einsicht überlassenen Enquete-Material 
von A. Levenstein (s. u.) Angaben über den Gang der Ermüdung gemacht, 
welche jedenfalls nur für die subjektive Müdigkeit (s. o.) gelten können. 
10* 
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Stundenlohn besteht: wenn gesagt wird, daß (Behauptungen aus der 
Maschinenindustrie) Stundenarbeiter die »Lust» schneller verlieren und 
deshalb stärker »ermüden«, so fragt sich, in welchem Sinn hier der 
Tatbestand einer »Ermüdunge vorliegt. Manche Ergebnisse der Beobach- 
tungen über die Verteilung der Unfälle über die Stunden des Ar- 
beitstages, welche ein stetiges Ansteigen in jeder der beiden Tages- 
hälften bis zur Mittagspause bezw. bis gegen Abend zeigen [so neuc- 
stens die Angabe von Bille-Top *°)], könnten sowohl als Beweis für das 
stetige Ansteigen der »objektiven«e Ermüdung« (trotz steigender Lei- 
stung), wie als Ausdruck dafür, daß Intensivierung der Arbeit an sich die 
Unfallgefahr steigert, gedeutet werden. Ob die Behauptung einzelner 
Konserven- und Lederfabriken, daß die effektive Leistung in den 
letzten Arbeitsstunden die höchste sei — was bei Akkord an sich 
wohl möglich wäre —, hinlänglich uninteressiert, und ob sie, wenn ja, 
durch exakte Beobachtung gestützt ist, scheint nicht ganz sicher. Was 
vorerst noch ganz fehlt, ist eine, übrigens schon von Roth geforderte, syste- 
matische Scheidung der Arbeiter nach der Art der Inanspruchnahme 
des Organismus und die vergleichende Untersuchung ihrer so gebilde- 
ten Kategorien. Ferner aber auch: die, freilich nicht ganz einfach 
zu machende, jedenfalls längere Beobachtung -Zeiträume for- 
dernde Scheidung der ethnischen und sozialen Provenienzen, der 
Alters- und Familienstandskategorien der Arbeiterschaft und deren ge- 
sonderte Untersuchung in Bezug auf die Tagesleistungskurve. 

Fast durchweg, man kann wohl direkt sagen: mit Ausnahme ten- 
denziöser Auskunftgeber, wird heut der Minderwert (in Draht- und 
Nasclfabriken: 25 °/o) der Leistung in Ueberstunden, wenigstens dann, 
wenn diese längere Zeit fortgesetzt werden, zugegeben. Vielfach 


or 


5) H. Bille-Top, Kopenhagen: Die Verteilung der Unglücksfälle der Arbeiter 
auf die Wochentage nach Tagesstunden (Zentralbl. f. allg. Gesundheitspflege, 27. 
Jahrg., 1908, S. 197). Die Angaben sind der Privatpraxis des Verf. entnommen. 
Die Verteilung der absoluten Zahlen war folgende (1598—1907): 


6—7 7—85 5—9 9—10 10—II II—I2 12—I I—2 


Männer 2 II I2 16 20 34 5 9 
Frauen 2 2 3 5 8 O — l 
2—3 3—4 4—5 5-6 6—7 7—85 8—9 nachts 
Männer 14 26 29 20 7 2 2 7 
Frauen 5 5 2 5 3 I I I 


(Ein Teil der großen Betriebe wird schon um 5 Uhr geschlossen.) Die Zahlen für 
Männer und Frauen zusammen verteilen sich so: 6—9: 31, 9— 12:92, 12—3: 34, 
3—6:90. Am Sonnabend in den entsprechenden Stunden: § — 16—6— 24. (Der 
Tag nach der Löhnung, an dem also die Steigerung der Unfälle mit zunehmender 
Leistung rapider als an anderen Tagen zunimmt.) Die Zahlen sind klein, aber 
nicht wertlos. Der Unterschied zwischen Männern und Frauen ist eine Folge der 


Alkoholwirkung (s. später). 
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‘erscheinen wenige Tage, wohl immer 14 Tage bis 3 Wochen als 
Maximum der, ohne Beeinträchtigung der Gesammtleistung, 
durchführbaren Ucberarbeit. Selbstverständlich kommt es darauf an, in 
‚welchem Maß die Arbeiterschaft vor den. Ueberstunden angestrengt 
worden ist. Dabei gibt aber die Länge der normalen Arbeitszeit 
allein keineswegs den Massstab, da normalerweise, bei herrschender 
Akkordarbeit — aber, wie ziemlich sicher festzustehen scheint, nicht 
nur in diesem Fall — die Arbeitsleistung bei kürzerer Arbeitszeit ent- 
sprechend intensiver wird als bei längerer. Abgesehen von den oft 
erörterten und scitdem noch wesentlich vermehrten Erfahrungen, die 
Brentano s. Z. in seiner bekannten Schrift erörtert hat, berichteten 
die Arbeitgeber dies freiwillig z. B. auf die Eisner'sche Rundfrage für 
die Lederfabrikation (jetzt 8!/2 Stunden Nettoarbeitszeit), die Eisen- 
gießcrei und den Maschinenbau (in 9 Stunden dieselbe Leistung wie 
früher in 93/4), die Herstellung optischer Instrumente ; zugleich wurde 
aber (Draht- und Nagelfabrikation) die Notwendigkeit schärferer Kon- 
trolle der Werkzeuge (wegen des hastigeren Arbeitens) gegen Arbeits- 
schluß bei verkürzter Arbeitszeit betont: offenbar Folge der stärkeren 
Ermüdung durch die intensivere Anspannung. Diese Steigerung der Inten- 
sität braucht selbstverständlich keineswegs immer den Effekt zu haben 
wie in den berühmten Schulbeispielen für die Wirkung der Arbeitsver- 
kürzung (namentlich dem Beispiel der Zeiß-Werkstätten): daß in der 
kürzeren Arbeitszeit absolut ebenso viel, ja mehr geleistet wird als 
in der längeren. Aber allerdings ist kürzere Arbeitszeit bei sonst gleichen 
Verhältnissen, namentlich gleicher Machtlage der Arbeiter und Unter- 
nehmer im Verhältnis zu einander, fast stets ein Zeichen für ein ge- 
wisses, wenn auch nicht immer entsprechendes Maß von gesteigerter 
Intensität der Arbeit. Sie bedeutet damit phsysiologische Mehr-Inan- 
spruchnahme und also: physiologische Mchrermüdung (wenn man 
bei den Kraepelinschen Begriffen bleibt) der Arbeiter, auf die Arbeits- 
zeit-Einheit (z. B. die Arbeitsstunde) gerechnet. Und es versteht sich, 
daß mithin die Ucberarbeit bei kürzerer Arbeitszeit keineswegs not- 
wendig leichter erträglich wird als bei langer. Daß mit zunehmender 
Inanspruchnahme der physischen und psychischen Arbeitsfähigkeit der 
Arbeiterschaft in so vielen Industrien die normale Arbeitszeit »ganz 
von selbst«e zurückgegangen ist, d. h. auf Grund der Erfahrungen 
der Unternehmer über die Unrentabilıtät der langen Arbeit von 
ihnen freiwillig, wenn auch sehr zögernd, verkürzt wurde, beruht zum 
guten Teil auf ähnlichen Gründe. Dazu einige Worte. — 

Es hätte keinen Zweck, hier das umfassende Thema der »Arbeits- 
zeit< mit seiner ausgebreiteten Literatur aufzurollen *® =). Die äußerst 
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25a) Umso weniger, als der Artikel »Arbeitszeit« (von Herkner) im Handw.-B. 


d. Staatswiss. einen vortrefflichen Ueberblick gibt. 
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wichtige Frage: wie sich die cinzelnen Industrien in der Wirkung der 
Arbeitszeit-Reduktion unterscheiden, bedarf, so viel einzelnes dar- 
über auch gesagt worden ist, doch noch der systematischen Unter- 
suchung an der Hand streng rechnerischer Unterlagen. Nament- 
lich das vielumstrittene Problem, inwieweit die zunehmende Automa- 
tisierung des Arbeitsprozesses und die damit verbundene Aus- 
schaltung des Einflusses der Leistung der Arbeiter auf das Mafs der 
Intensität der Motoren- und Maschinenausnützung dem Satz! kurze 
Arbeitszeit — hohe Arbeitsintensität, Schranken setzt, entbehrt noch 
einer zugleich streng exakten und streng unbefangenen Erörterung, welche 
nur als vergleichende Darstellung möglichst vieler in dieser Hin- 
sicht charakteristisch verschiedener Arbceitsmanipulationen fruchtbar sein 
könnte. Das bisherige Material, soweit es als exakt anzuerkennen ist, 
bezieht sich fast gänzlich auf Industrien, bei denen cin erheblicher 
Einfluß der Arbeiter auf das Tempo und die Qualität der Produktion 
besteht. Die theoretisch originellste, physiologisch und an der Praxis 
des eigenen Betriebes orientierte Darlegung hatte Abbé in seinen bc- 
kannten Vorträgen gegeben +»): Der Kräfteverbrauch bei der Arbeits- 
leistung führt, seinen Ursachen zugerechnet, auf drei deutlich zu schei- 
dende Komponenten zurück: er ist teils 1) Funktion des Quantums der 
zu vollziehenden (vleichartisen) Manipulationen überhaupt, eleıchviel 
in welcher Zeiteinheit sie erfolgen, teils 2) Funktion der Geschwindig- 
keit der Arbeit, teils endlich 3) entspricht er dem Kräaftverbrauch für 
»Leergang« bei der Maschine, d. h. er ist Folge der rein »passiven« Er- 
müdung durch die Nötigung des \Verharrens in einer ganz bestimmten 
sitzenden oder stehenden, besonders oft wohl einer gebückt stehenden 
Stellung, wie sic die betreffende Arbeit als Voraussetzung ihres Voll- 
zuges erfordert. Daf die Arbeitszeitverkürzung unter allen Umständen 
diese letztere unproduktive Komponente der Ermüdung ceinschränkt, ist 
nach Abbé das entscheidende Geheimnis ihres Erfolges. —- Die erste der 
drei in diesen Ausführungen enthaltenen Behauptungen ist mit der 
Kraepelinschen Ermüdungslehre gut im Einklang, aber deshalb auch 
der gleichen Kritik wie diese selbst (s. o.) ausgesetzt. Die dritte, die unbe- 
dingt Zutreffendes enthält, bezieht sich in ihrer jetzigen Formulierung 
durch Abbé wesentlich auf die von den Gewerbehygienikern sog. 
»statischen« Arbeiten, d. h. solche, die nicht eine wechselnde An- und 
Entspannung großer Muskelsysteme, sondern cine kontinuierliche 
gleichmäßige Haltung des ganzen Körpers (vor allem: Gebücktheit, 
— nicht: Stehen an sich), verbunden mit »dynamischere Arbeit (= Bewe- 
gung) nur einzelner Muskeln fordern! nicht diese dynamisch arbeiten- 
den Muskeln sind es in diesen Fällen, — z. B. bei Bäckern, Schustern, 
Schlossern, Schmieden, Plätterinnen, vielen Textilarbeitern überhaupt, 


25b) Sozialpol. Schr. S. 228 f. 
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vor allem beim Kohlenmachen im Liegen, auch bei der Arbeit ın 
den Schleifereien, — welche Ermüdungs- und eventuell Uebermüdungser- 
scheinungen zeigen, sondern die »statisch« beanspruchten: Krampfadern 
bei stehend Arbeitenden, Kreuzschmerzen beim Schuster, Rücken- 
schmerzen beim Bäcker. (Trotzdem wird aber, wo überhaupt die Wahl 
freisteht, das stehend Arbeiten meist, weil die Arbeit so »leichter von Hand 
scht«, vorgezogen). Aber nicht schlechthin alle Arbeit ist in dieser Art 
»statisch«e gebunden und Abbes Formulierung dürfte einer erweiterten 
mehr psychologischen Formulierung zugänglich und bedürftig sein: 
es ist gewiß überhaupt, auch bei »statischer« Arbeit, nicht nur die 
Körperhaltung, sondern teils daneben, teils vornehmlich, die innere 
psychische oder psychophysische »Eingestelltheit« auf die Arbeit und die 
mit ihr als deren Kehrseite verbundenen Hemmungen aller Art, welche 
hier in Rechnung zu stellen wären. Es führt dieser Gesichtspunkt 
damit wieder in die Nachbarschaft bekannter Fragen der pädagogischen 
Hygiene: der Frage z. B. wie das passive Zuhören und Stillsitzen- 
müssen in der Schule bei schr extensiver Inanspruchnahme der eigenen 
»Produktivität« des Gehirns, wie es die Massenschule mit sich bringt, 
eigentlich wirkt und drgl. Es wird sich für die Schulhygiene kaum 
behaupten lassen, daß schon abschließende Erfahrungen vorliegen. Und 
für die industrielle Arbeit ist die Tragweite jenes Abbeschen Ge- 
sichtspunktes, so anerkannt seine Bedeutung an sich ist, für die ein- 
zelnen Industrien noch sehr der Ermittlung bedürftig, die aber, wic 
gesagt, nicht auf die rein physiologische Seite der Sache beschränkt 
bleiben dürfte und vielleicht stets nur ein sehr relatives Mafß von 
Exaktheit zulassen wird. 

Den zweiten Teil seiner Theorie der Arbeitsermüdung endlich: 
über die Art des Einflusses der Geschwindigkeit des Arbeitstempos, 
hat Abbé nur ziemlich unbestimmt ausgebaut. Von erheblichem Interesse 
sind dagegen — gleichviel ob die Formulierungen Abbes in ihren 
Einzelheiten vor der Fachkritik dauernd bestehen werden, — seine daran 
geknüpften Ausführungen über die »automatische Anpassung« der Ar- 
beit ?°e) denen zahlreiche anderweite Erfahrungen entsprechen. In weit- 
gehender Unabhängigkeit vom Wissen und Wollen der Arbeiter voll- 
zicht sich darnach der Kräfteausgleich zwischen Leistung und Erholung 
derart, daß, bei gegebener Arbeitszeit, die Intensität der Arbeit einen 
dem Mafi der dabei erzielten Erholung entsprechenden Grad er- 
rcicht. In der Tat hat man nicht selten den Eindruck, dafs das Mat 
der Arbeitsleistung pro Arbeitsstunde, wenigstens bei bestehendem 
Akkordlohn, in ziemlicher Stetiekeit um ein jeweiliges Optimum 
herumpendelt, welches hinter der jeweiligen maximalen Leistungs- 
fähigkeit des »psychophysischen Äpparates« einer konkreten Arbeiter- 
schaft um einen Bruchteil zurückbleibt, der, ohne, selbstverständlich, 
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eine konstante Gröfse darzustellen, doch in größeren Durchschnitten 
nicht allzu stark schwankt, sondern sich lediglich durch UÜebungsein- 
flüsse, soweit und solange solche wirksam sein können, langsam erhöht. 
Schr starke Anspannungen der Arbeiterschaft an einem Tage, in ciner 


Woche, in einem Monat, scheinen — wir kommen darauf später 
zurück — fast stets von einem Kollaps der Leistung ın einer meist 


etwas kürzeren, folgenden Zeitperiode (Tag, Woche, Monat) abgelöst zu 
werden. Erst nach dem Schwinden dieser Erschaffung pflegt sich der 
Uebungsfortschritt zu zeigen. Und ebenso scheint andererscits bei ab- 
sichtlicher Einschränkung der Arbeitsleistung seitens der Arbeiter 
(»Bremsen«) — wovon ebenfalls noch zu reden sein wird — die effektive 
Tagesleistung zwar längere Zeit herabgesetzt, aber dennoch der Ucbungs- 
fortschritt nicht ganz gehemmt zu werden:* denn nicht nur pflegt, 
wenn, so oder so, der Anla zum »Bremsen« forteefallen ist, eine er- 
hebliche Steigerung der Leistung gegenüber der Zeit vor dem »Bremsen« 
sich zu zeigen (was ja schon als direkte Folge. von »Erholung« erklär- 
lich wäre), sondern auch während des »gebremstene, gemächlicheren, 
Arbeitens selbst pflegt ein Fortschritt der Leistung, langsamer aller- 
dings als bei ungebremstem Drauflosarbeiten, stattzufinden. Da im 
Endeffekt allerdings der Ücbungsfortschritt bei »gebremsteme Arbeiten 
geringeristals bei scharfer Anspannung, ist zwar nicht strikt erwiesen, 
mir aber in hohem Grade wahrscheinlich. Die Erfahrungen im Zeig- 
Werk beim Ücbergang zum Achtstundentag, wo die Arbeiter anfing- 
lich mit aller Macht »gerannt« waren, um die nötige Intensivierung zu 
erzwingen, dann cerschlafften und, nach ihrer Meinung, im früheren 
gemächlichen Tempo fortarbeiteten, dabei aber faktisch dennoch um 
mehr als Y/s intensiver arbeiteten, als früher, ist bezeichnend genug, 
und ich bin nicht überzeugt, daß hier allein die Abkürzung der von 
Abbe als »lL.cergangz«e bezeichneten >statischen« Energieausgaben, 
welche durch die kontinuierlich gekrümmte Körperhaltung bedingt 
sind, und die Verlängerung der Erholungszeit verantwortlich sind. Es 
können sehr gut auch spezifische »Uebungss-Einflüsse infolge des 
zeitweiligen »krampfhaften«e Arbeitens mitspielen. So viel ich an 
Arbeitskurven von Webern, die ich tagewceise, wochenweise und monate- 
weise durchrechnete, sehen konnte, pllest das »Einarbeitene in eine neue 
Sorte bei Akkordarbeit und leistungsfähigen und -willigen Arbeitern 
fast stets in einem scharfen Anlauf, auf den cine Erschlaffung folgt, der 
erneute Anläufe und Erschlaftunsen sich anschließen, zu geschehen. Unter 
stetigem Schwanken wird von den Arbeitern so ein allmählich steigendes 
Durchschnitts-Niveau der Leistung erreicht. Wir werden dies Auf und 
Ab der Leistungen später näher zu beobachten haben und dann auch 
schen, dafs, wie es scheint, Arbeiter, welche in der Möglichkeit dieser 
Art der stofi weien Willensanspannung und des »flutten« Arbeitens - - 
z. B. durch immer erneute Zuteilung schlechter Ketten — unterbrochen 
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werden, trotz notorischer Gewissenhaftigkeit ab nehmende Rentabilität 
zeigen. 

Doch davon später. Wir sind mit diesen etwas vorgreifenden Er- 
örterungen bereits bei der Frage angelangt, ob und wie sich etwa 
die Arbeitsleistung zwischen den Arbeitstagen und weiterhin zwischen 
längeren Arbeitsperioden überhaupt verschiebt. 

8. 

Es ist zunächst zu konstatieren, daß die Schwankungen der Ar- 
beitsleistung der einzelnen Arbeiter bei kontinuierlicher Arbeit gleicher 
Art von einem Tage zum andern, wenigstens in manchen Industrien 
ganz erhebliche und weit größere sind, als man dies a priori für wahr- 
scheinlich halten würde. Nehmen wir beispielsweise einige mit Hilfe 
automatischer Maßvorrichtungen festgestellte Leistungen von Webern ?®), 
die sich jedesmal, auf den gleichen Webstuhl, die gleiche Sorte und 
die gleiche Kette beziehen, so finden wir, die jedesmalige Durch- 
schnittsleistung = Ioo ‚gesetzt, bei einem Arbeiter folgende Leistungen 
in auf einander folgenden Arbeitstagen (5. Juni bis 11. Juli og): 

88,4. 86,7. — (Pfingsten) — 96,0. 116,4. 115,4. 99,5 109,5 — 
100,8. 108,3. 114,6. 106,4. 97,5. 103,2 — 113,1. 89,4. 89,4. 76,7- 
109,1. 99,3. — 91,1. 97,4. 105,4. 96,9. 103,2. 99,8. — 84,8. 84,8. 
03,7. 106,4. 87,3. (Die Wochen sind durch Gedankenstriche getrennt.) 

Die Differenz zwischen höchster und niedrigster Tagesleistung 
innerhalb dieser fünfwöchigen Periode beträgt 39,7% der Durchschnitts- 
leistung, die Maximalleistung steht also um 51,70% der Mindestleistung 
über dieser. Gleichheit der Leistung in zwei auf einander folgenden 
Tagen kommt zweimal vor, im übrigen aber zeigen sich gerade zwischen 
benachbarten Tagen sehr erhebliche Schwankungen, die höchste be- 
trägt-(109,1— 76,7 =) 32,4% der Durchschnittsleistung oder 42,2% der 
niedrigen der beiden auf einander folgenden Leistungen, der Durch- 
schnitt aller Schwankungen von einem Tag zum andern beträgt 
x340% oder rund Yız der Durchschnittsleistung. Inwieweit der für die 
Leeinenweberei schr wichtige Feuchtigkeitsgehalt der Luft dabei mitspielt 
zeigt z. B. der Hygrometerstand einer Woche, verglichen mit den 
Arbeitsleistungen: 


26) Der betreffende (westfälische) Betrieb liegt eine Kleinbahnstunde von einer 
großen Industriestadt in cinem stadtartigen Flecken. — Bei diesen, wie bei den 
gleich weiter folgenden Rechnungen mußten natürlich Wochen, die durch Feier- 
tage unterbrochen waren, ebenso Tage, deren Leistung offenbar durch ein, von 
dem normalen Ablauf des Arbeitsprozesses und vom Willen des Arbeiters un- 
abhängiges Ereignis (z. B. einen »Schützenschlage, der Ilunderte von Faden zer- 
reissen und die Leistung unter Umständen für fast 2 Tage bis an den Nullpunkt 


drücken kann), ausgeschieden werden. 
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Hiygrometerstand (Soll-normale = So) 76 77 70 64 75 70 
Arbeitsleistung in 9, des Durchschnitts: 113,1 89,4 89,4 70,7 109,1 99,3 

Der Tiefpunkt der Leistung fällt also allerdings auf den Tag mit 
(infolge der trockenen Hitze der Außsenluft) abnorm ungenügend ge- 
lungener Wassersättigung der Werkstattluft, ein der beiden nächst- 
niedrigeren auf den zweitungünstivsten Tag, auch steht die ganze, 
hygrometrisch ziemlich ungünstig klassiizierte Woche im Durchschnitt 
um 2,4%, unter der Durchschnittsleistung des Arbeiters. Im übrigen 
aber sind die Schwankungen davon nicht bedingt. — Die hier be- 
obachteten Schwankungen sind keineswegs abnorm hohe. Es kommen 
weit stärkere vor. Ein anderer Arbeiter, der die gleiche Sorte zur 
gleichen Zeit (10. Juni bis 9. Juli) auf einem 8,4 jo schneller laufenden 
Stuhl und neben einer anderen, auf einem zweiten Stuhl laufenden 
Sorte machte, hatte, in Prozenten seines (naturgemäß) gegenüber 
der einstühligen Arbeit merklich niedrigeren °”) Durchschnittes, folgende 
Tagesleistungen: 


95,6. 104,4. 88,5. 117,1. — 103,3. 99,6. 108,3. 85.2. 98,8. 
92,1. — 91,6. 110,9. 780. 778. 93,3- 95.5. — 97,8. 110,8. 110,5. 
100,0. 86,1. 121,7. — 96.5. 105,0. 137,5. 


Der Unterschied zwischen höchster und niedrigster Leistung be- 
trägt hier (137,5—77,8 =) 59,7%, der Durchschnittsleistung und 76,7% 
der niedrigsten Tages-Leistung, der höchste Unterschied zwischen den 
Leistungen zweier auf einander direkt folgenden Tage beträgt (121,7 
-—- 80,1) = 41,6% der Durchschnittsleistung und 50,2% der niedrigeren 
der beiden Tagesleistungen, der Durchschnitt aller Unterschiede zwischen 
je zwei direkt auf einander folgenden Tagen beträgt 14,0% oder fast 
ein Sicbentel der Durchschnittsleistung. Nehmen wir die gleiche, in 
der Wirkung durchschnittlich recht ungünstige Woche zur Prüfung des 
Einflusses der Luftfeuchtigkeitsverhältnisse, so ergiebt sich: 
Hygrometerstand (voll-normaler = 8o) 6 77 70 54 75 70 

91,7 1109 780 778 933 955 

Mithin trifft auch hier die niedrigste aller registrierten Tages- 
leistungen auf den gleichen Tag, wie im vorigen Fall, die zweit- 
niedrigste auf den nächstungünstigeren, und die Woche als Ganzes 
steht mit 7,2 0% Minderleistung gegenüber dem Durchschnitt bei diesem 
Arbeiter noch ungünstiger da, als bei dem andern (darüber später); 
aber die übrigen 5 Wochentage außer den erwähnten erscheinen in 
dem Maß ihrer Schwankungen nicht durch jene Wassersättigungs- 
verhältnisse bedingt. 

Bei den übrigen. von mir durchgerechneten Arbeitsleistungen be- 
trägt der Durchschnitt aller Schwankungen zwischen zwei unmittelbar 
auf einander folgende Tage zwischen 6,83 und 20,9°o, es kommen dabei 


7), Darüber später. 
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Maximalschwankungen zwischen zwei Tagen bis fast 100 0/, der niedrigeren 
von beiden Leistungen war, wobei außergewöhnliche, durch Maschinen- 
defekte oder »Schützenschlägce«e herbeigeführte Störungen natürlich 
außer Betracht gelassen sind. 

Ueber die Gründe dieser starken Schwankungen der Arbeitsleistungen 
von Tag zu Tag wird späterhin zu sprechen sein. Hier sollte nur die 
Tatsache festgestellt werden. Nur das sei schon hier bemerkt, daß aus 
Gründen, die im Rohmaterial liegen, die tägliche Leistung des Leinewebers 
erheblicheren, von seinem Willen und seiner Tagesdisposition zur Arbeit 
unabhängigen Schwankungen ausgesetzt ist, als bei anderen Industrien; 
die Zahl der Fadenbrüche, welche die Tagesleistung ın höchst ent- 
scheidender Weise beeinflufit, hängt durchaus nicht nur von Bedingungen 
der Werkstattluft, sondern vor allem von der Qualität des Garns und 
der Sorgfalt, mit der die Kette geschlichtet worden ist, ab, und ihre 
Zahl verteilt sich naturgemäß auch um so unregelmäßiger auf die 
einzelnen Tage, je ungleichmäfsiger und deshalb ungünstiger es in beiden 
Hinsichten um das Rohmaterial bestellt ist. Andrerseits ist das Tempo 
der Arbeit in immerhin erheblichem Maße nicht nur von der Eigenart, 
sondern auch vom Willen des Arbeiters abhängig, der den Webstuhl 
abgestellt lassen kann, um an einem Fadenbruch, oder an einer Ver- 
wirrung der Kettfüden zu bessern, so langsam er will und zu seiner 
Erholung braucht. Es gibt zahlreiche Industrien, bei denen dies in 
ebensolchem oder höherem Maße der Fall ist, andere wieder, bei denen 
er — immer die gleiche Intensität und Wirksamkeit der Kontrolle 
durch die »Meister« vorausgesetzt — darin ungünstiger steht, und es wäre 
sehr der Mühe wert, die einzelnen Industrien bezw. Arbeiterkategorien 
einmal sorgsam darnach zu klassifizieren, wie streng ın 
diesem hier jetzt gebrauchten Sinne des Wortes der Arbeiter wirk- 
lich san die Maschine gekcttete ist. 

Hier fragen wir vorerst nur, ob sich dieschwankende Höhe der Tages- 
leistungen vielleicht zu den einzelnen Wochcentagen in Beziehung 
setzen läßt. In den obigen beiden Beispielen wird man davon wohl 
keine Spur entdecken: die Tazesleistungen scheinen ohne alle und 
jede Rücksicht auf die Lage des Tages in der Woche auf- und abzu- 
springen. Allein vielleicht ergibt sich cin anderes Bild bei Zusammen- 
fassung der Leistungen größerer Gruppen von Arbeitern. Erinnern 
wir uns zunächst, was bisher über dies Thema gesagt worden ist. 

Für die Schwankungen der Arbeitsleistung innerhalb der Woche 
geht die wohl ceinstimmige Ansicht der Betriebsleiter dahin, daf der 
schlechteste Arbeitstag der Montag sei: Folge der Sonntags-Gewohn- 
heiten der deutschen Bevölkerung im Gegensatz zu dem, aus diesem 
Grunde für die Leistungsfähigkeit derArbeiter nichtunwichtigen englischen 
Sonntag, welcher, in Verbindung mit dem freien Samstag-Nachmittag, 
den Trunk auf diesen letzteren schiebt und seinerseits der Ueberwin- 
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dung der Folgen des Trunkes dient **). Die Leistung scheint Montags 
besonders stark gedrückt zu sein cinerseits bei Arbeiten, welche rela- 
tiv viel Intelligenz erfordern, andererseits bei schr monotonen Arbeiten. 
Der letztere Punkt könnte, falls er sich bei exakten Messungen bestä- 
tigen sollte, für die Arbeitspsychologie von Bedeutung sein. Die An- 
sichten über die Arbeitsleistung des Sonnabends gehen auseinander. 
Man findet sowohl die Meinung, daf3 dieser Tag oder auch: daß die 
beiden letzten Wochentage abnehmende Leistung zeigten, wie die andere, 
daß bei Akkordarbeit die Arbeit am intensivsten am Schluß der Arbeits- 
woche sci. Exakte Feststellungen darüber und über die anderen 
Wochentage fehlen bisher. Das quantitativ recht bescheidene, nur 
etwas über hundert (statt — sagen wir — 10000) Arbeitswochen um- 
fassende, Material von (in dem schon erwähnten Betrieb) exakt gemesse- 
nen Tagesleistungen, welches ıch daraufhin durchgerechnet habe, zeigt 
für eine Anzahl männliche Weber folgendes Bild: Setzt man die Durch- 
schnittsleistung desjenigen Wochentages, auf dem das Maximum licgt, 
— 100, so ist dieser Tag der Mittwoch, und es gruppieren sich um 
ihn die übrigen Wochentage wie folgt: 

Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Sonnabend 

93,61 96,45 100 96,79 98,04 99,54 

Die Woche würde also eine stärker (Montag—Mittwoch) und eine 

schwächer (Donnerstag— Sonnabend) ansteigende Leistungskurve aufwei- 
sen, getrennt durch eine Senkung zwischen Mittwoch und Donnerstag. 
Zählt man nun ferner in denjenigen Wochen, in welchen ein einzelner 
Wochentag sich hinlänglich deutlich durch ein Maximum der Leistung 
von den andern Tagen unterscheidet, diese Maximal-Tage aus, so zeigt 
sich, dafi dieses Wochenmaximum, welches, bei gleichmäßiger Vertei- 
lung, für jeden Wochentag 16,6% der Fälle ergeben müßte, liegt am: 

Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Sonnabend 


in d/, der Fälle: 10,9 14,1 29,3 15,2 14,1 16,4 


Zählt man schließlich (für die gleichen Arbeiter) die einzelnen Tage 
auf die Häufigkeit des Vorkommens ciner Vermehrung oder Vermin- 
derung der Leistung gegenüber dem vorangegangenen Arbeitstage 
durch, so ergibt sich für diejenigen Fälle, in denen überhaupt eine 
hinlänglich deutliche Abweichung sich zeigt, folgendes Bild: Es nahm 
die Leistung zu (+) bezw. ab (—) in Prozenten der berücksichtigten 
Fälle am: 





°) In welchem Grade etwa dadurch die Montagsleistung der englischen Ar- 
beiterschaft höher, und ob sie so viel höher ist, daß der freie Sonnabend-Nach- 
mittag dadurch mehr als vollgemacht wird, könnte nur eine exakte Untersuchung 
zeigen. — Selbstverständlich bedeutete auch die Abschaffung der zahlreichen katho- 
lischen Feiertage für die Arbeitsleistung mehr als nur die Hinzugewinnung dieser 


Tage selbst als Arbeitstage. 
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Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Sonnabend 

+ 42,3 + 66,6 + 68,0 + 38,8 + 563 — 48,8 

— 577 — 333  — 32,0 — 62,2 — 437 — 512 
= Unter diesen (stark ländlich beeinflußten) Bedingungen zeigt also der 
Montag, der auch mit ca. 11 % der Arbeitsmaxima einsetzt, gegenüber 
dem Sonnabend immerhin in mehr als ?/s der Fälle einc Zunahme und 
steht also wenigstens in dieser Hinsicht günstiger da als der Donnerstag 
gegenüber dem Mittwoch. Die eminent günstige Stellung des Mitt- 
wochs als Arbeitstag tritt bei der Zählung der Leistungszunahme 
ebenso wie bei der Zählung der Maxima hervor. Ebenso ist, gemessen 
an der Relation von Leistungszunahme und Leistungsabnahme, der 
Dienstag günstig und zwar in höherem Grade, als dies zur Aus- 
gleichung der Unterbilanz des Montags gegenüber der Leistung am vorher 
gehenden Sonnabend erforderlich wäre. Jedoch ist die Zunahme von Diens- 
tag zu Mittwoch noch häufiger als diejenige von Montag zu Dienstag. 
Donnerstag erscheint auch dabei als ein Tag, an welchem die Arbeits- 
leistung in der Mehrzahl der Fälle eine Neigung zum Eirschlaffen 
zcigt, der Verlust drückt jedoch, wie dies auch in der Zählung der 
Maxima hervortritt, diesen Tag nicht ganz auf das Niveau des 
Dienstag zurück. Freitag und Sonnabend endlich verhalten sich bei der 
Zählung der Wochen-Maxima anders als bei der Zählung der Leistungs- 
zunahmen gegenüber dem vorhergehenden Tage und wiederum anders 
bei der Ermittlung der Leistungsprozente der. cinzelnen Tage. Frei- 
tag zeigt eine geringere Zahl von Maxima, als sowohl Donnerstag und 
namentlich Sonnabend, der darin alle Wochentage, außer Mittwoch, 
übertrifft. Freitag zeigt eine stärkere Durchschnittshöhe der Leistung 
als Donnerstag, dagegen eine geringere als Sonnabend, der auch darın 
dem Mittwoch am nächsten steht. Dagegen ist die Häufigkeit der 
Zunahme der Leistung gegenüber dem Vortage bei ihm größer nicht 
nur als bei Donnerstag (der ja auf das Wochenmaximum folgt), sondern 
auch als der Sonnabend, der ein Ueberwiegen der Abnahme zeigt. Das 
enthält keinen Widerspruch in sich: es drückt sich darin vielmehr aus: 
daf die kürzere Webezeit des Sonnabends, an welchem die letzten 
(11/2—-21/4) Stunden für Instandhaltungsarbeiten verwendet werden ?®), 
von derjenigen Minderheit der Arbeiter, welche auf Grund des im Betriebe 
bestehenden Lohnsystems (Akkordlohn mit garantiertem Mindestver- 
dienst und Prämienzuschlägen für höhere Leistungen) hohen Verdienst 
suchen, besonders häufig intensiv ausgenützt wird, während bei der 
Mehrheit bereits — im Bewufßitsein des garantierten Lohnminimums — 


9) Es braucht kaum bemerkt zu werden, daß die Tagesleistungen unter Be- 
rücksichtigung dieser schwankenden Stundenzahl der Arbeit an den einzelnen Tagen 
berechnet sind, also auf den täglichen durchschnittlichen Stunden leistungen 


effektiven Webens ruhen. 
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ein gewisser Grad von Feiertagsstimmung zu herrschen begonnen hat. 
Nun leiden diese Zahlen, mit denen hier gearbeitet wird, noch an 
einer erheblichen Unvollkommenheit: sie enthalten in mehr als der 
Hälfte der Fälle Messungen an Webstühlen, bei denen der bedienende 
Weber gleichzeitig noch einen zweiten Webstuhl (mit eventuell ganz 
heterogenen Sorten) zu bedienen hatte. Wie sich dies in den Leistun- 
gen ausdrückt, davon wird später die Rede sein. Hier sondern wir 
zur Probe noch diejenigen Fälle aus, bei denen Messungen einstühliger 
Arbeit, wobei also die ganze Arbeitskraft sich auf den einen Web- 
stuhl konzentriert, vorliegen. Für diese Fälle nun stellt sich die Leistung 
der Wochentage, den Tag der Höchstleistung zu 100 gesetzt, durch- 
schnittlich wie folgt: 
Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Sonnabend 
92,69 95,61 100 96,91 99,67 99,18 

Die Maximalleistung liegt also auch hier auf dem Mittwoch, ebenso 
findet sich die ausgesprochene Senkung zum Donnerstag, dagegen stehen 
hier Freitag und Samstag dem Mittwoch näher und zeigt Samstag einen 
Abschlag gegen Freitag statt ciner Zunahme. Dal bei zweistühligem 
Weben der Samstag günstigere Verhältnisse zeigt im Zusammenhalt 
mit der relativ hohen Zahl der Wochenmaxima, die er (s. o.) aufweist, 
würde, wären die Zahlen nicht zu klein, aus gewissen später zu erür- 
ternden besonderen Bedingungen, die das zweistühlige Weben schafft, 
vielleicht erklärlich scin. Daß der Montag so viel niedriger einsetzt 
als im Gesamtdurchschnitt, erklärt sich aus gleich zu erwähnenden Ver- 
schiedenheiten der Zusammensetzung der jedesmal in Betracht kom- 
menden Arbeiterschaft. — Die Verhältnisse der Leistungshöhe, Leistungs- 
zunahme bezw. -Abnahme und der Leistungsmaxima von Dienstag zu 
Mittwoch, Mittwoch zu Donnerstag, Donnerstag zu Freitag könnten 
recht wohl vorwiegend durch psychophysische (Uebungs-, Ermüdungs-, 
Erholungs-) Bedingungen bestimmt scin; doch bedürfte es natürlich 
ungleich umfassenderen Materials, um derartives auch nur als provi- 
sorische Hypothese aufzustellen. In der von weiblichen Arbeitern 
(jungen Mädchen) bedienten Säumcerei des gleichen Betriebes sollen nach 
Angabe des Betriebsleiters die Verhältnisse bezüglich der Wochentags- 
leistungen so liegen, dafs die Leistungen bis Mittwoch und teilweise 
Donnerstag steigen, dann sinken. Ich habe in denjenigen Kontobüchern, 
die ich einsah, diesen Eindruck bestätigt gefunden, ohne dafs ich jedoch 
das Zahlenmaterial durchgerechnet hätte. Welches Maß individuclier 
Differenzen ferner hinter obigen Durchschnittszahlen steckt, zeigt sich 
z. B. beim Vergleich folgender 7 Arbeiter (a—g) in Bezug auf die 
Wochentage, an denen ihre markantesten Arbeitsmaxima °) lagen. 





3) Es sind (wie oben) nur diejenigen Maxima in Betracht gezogen, welche die 


nächsthöchste Leistung um mindestens 30/, überragten. 
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at 


Dicse fielen auf: 


Montag Dienst. Mittw. Donnerst. Freitag Sonnab. a) Arbeits- b)Gezählte 


bei: Male Male Male Male Male Male wochen: Maxima: 
a) 2 3 7 3 6 3 55 24 
b) 3 o ri 4 2 5 27 2I 
c) 4 3 5 3 3 3 7 2I 
d) o I 3 I o o 17 5 
ej I 4 2 2 2 2 13 13 
f) I 2 o o I 5 4 
g) I I 1 o 4 8 7 


Ebenso mögen hier für die drei Arbeiter (a—c), bei denen hinläng- 
lich viele Arbeitswochen gezählt sind, um wenigstens die allergrößten 
Zufälligkeiten auszuschließen, die Schwankungen der durchschnittlichen 
Leistung an den Wochentagen wiedergegeben werden (das Maximum 
wicder = 100 gesetzt): 


Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Sonnabend 


a: 92,3 96,4. 100 97,0 95,4 99,2 
b: 90,8 93,3 98,3 95,6 100 96,5 
c: 97,2 96,5 100 92,4 89,7 94,7 
Alle drei Arbeiter sind landgebürtig, c aber — im Gegensatz zu 


a und b, welche Brüder sind, — landsäßig und überdies der älteste der 
7 Arbeiter (40 Jahre), worauf wohl (infolge der hygienisch zweckmäßigen 
Verwendung des Sonntags) das wesentlich höhere Einsetzen seiner Mon- 
tagsleistung zurückzuführen ist. (Der ebenfalls landsäflige Arbeiter e 
setzt Montags gleichfalls ziemlich hoch ein, erreicht sein Maximum statt 
am Mittwoch schon am Dienstag und dann, nach starker Senkung, er- 
neut am Freitag). Von der früher vorgeführten Verteilung der be- 
trächtlichsten Maxima über die Wochentage weichen die Arbeiter a, 
b und c (cbenso e), auch hier hauptsächlich bezüglich des Freitags und 
Samstags ab aus den schon erörterten Gründen. Im übrigen gelten a 
und b als tüchtige und kräftige, aber langsame, f und g (beide stadt- 
säßig und -gebürtig) als sehr geschickte, etwas unstetere, c und d als 
nur mittelmäßig kräftige und relativ wenig geschickte, e endlich als 
cin besonders gewissenhafter und gleichmäßiger, wenn auch nicht sehr 
schneller Arbeiter 1); b, f, g waren Gewerkschaftler. 





31) Des Vergleiches halber sei schließlich noch die Wochenkurve einer der 
tüchtigsten Arbeiterinnen, welche der gleiche Betrieb je gehabt hat (und welche, zwei- 
stühlig, an demselben Stuhl und der gleichen Sorte arbeitete, wie, zeitweise, der Ar- 
beiter d), hergesetzt: 

Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Sonnabend 
91,4 96,2 100 95,4 99,6 95,0 
Wesentliche Unterschiede gegenüber der typischen Wochenkurve der männlichen 


einstühligen Arbeiter bestehen ersichtlich nicht; der Montag setzt cher noch tiefer 
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Im übrigen soll die persönliche Eigenart der Arbeiter in ihrem Ein- 
flu auf die Wochenkurve natürlich nicht verfolgt werden. Denn indi- 
viduclle Differenzen an so winzigen Zahlen illustrieren zu wollen, könnte 
allenfalls im Zusammenhalt mit allen anderen Eigenarten des 
Verhaltens der betreffenden Arbeiter bei der Arbeit (worüber später 
Einiges) einen gewissen Sinn haben, natürlich auch dann nur für die 
Verhältnisse dieses Betriebes und nur bei größter Vorsicht. 

Die vorstehenden Notizen können daher auch unmöglich schon die 
Existenz einer in irgend einem Sinne »typischene Wochenleistungskurve 
beweisen wollen, die ja vielleicht für jede Industrie (je nach der Art 
der Arbeitsanspannung), ferner für Stadt und Land (Art und Maß der 
Sonntagsvergnügungen und des Alkoholverbrauches), endlich geogra- 
phisch und cthnisch stark abweichenden Bedingungen unterliegt. Hier 
soll nur die Möglichkeit und Nützlichkeit solcher Rechnungen übcr- 
haupt illustriert werden. — Bci Industrien mit elektrischem Antricb 
kann die Schwankung der Gesamtleistung natürlich mit Leichtigkeit 
durch das Schwanken des Stromverbrauchs nach Wochentagen gemessen 
werden. Daf die Verwertung dieses Maflstabes die genaue Berücksich- 
tigung der jeweiligen Art der Beschäftigung und zahlreicher anderer 
betriebstechnischer Momente crfordert, versteht sich. Und jedenfalls 
sollte das Eindringen in die vielleicht ziemlich verschiedenen Arten des 
Sichverhaltens der einzelnen Arbeiterkategorien, nach Art der Beschäf- 
tigung und nach Provenienz, wenn irgend möglich, versucht werden, 
jedenfalls dann, wenn die Arbeiterschaft in diesen Hinsichten starke 
Gegensätze in sich schließt. Denn die Möglichkeit, daß in der Art 
der Gestaltung der Wochenleistungskurve sich typisch Differenzen 
äußern ?2), ist wenigstens a priori nicht auszuschliefsen. 





ein als bei diesen, was doch darauf schließen läßt, daß nicht nur der Alkohol 
bei den Mindestleistungen dieses Tages im Spiele ist: das durch Heirat abge- 
gangene Mädchen war zur Zeit der obigen Arbeitsleistungen bereits verlobt und der 
Einfluß des Sonntags dürfte also auch bei ihr nicht gerade als eine »Erholung« 
ins Gewicht fallen gefallen sein. Wir werden dem Einfluß erotischer Strapazen noch 
weiterhin begegnen und ihn auch an dem Beispiel dieser Arbeiterin erläutern. 

32) Es sei hier nur noch auf die von Bille-Top a. a. O. mitgeteilten Zahlen 
über die Unfallverteilung über die Wochentage in Kopenhagen (aus seiner Privat- 
praxis) aufmerksam gemacht (1898—1907): 


Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Sonnabend 


Männer: 50 46 34 34 33 43 
Frauen: 4 10 12 IO - 9 13 


Die Sonnabendzahl ist Folge des Alkohols (Freitag ist Löhnungstag), das 
verschiedene Verhalten von Männern und Frauen in den ersten Wochentagen eben- 
falls Folge der größeren gesundheitlichen Strapazen des Mannes gegenüber der 


Frau. — Ich unterlasse es «des Raumes halber, meinerseits auf die offiziellen 


r 
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Q. 

Ueber die Schwankungen der Leistungen je nach den Jahres- 
zeiten liegen mancherlei Behauptungen, aber kaum irgendwelches 
exakte Material vor. Die allgemeine Tatsache, daß in Betrieben mit 
starker llitzeentwicklung (speziell in der Eisengiefßlindustrie, Glasbläscrei 
usw.) die Sommerleistung ebenso zurücksteht, wie dies in der 
Textil-, namentlich der Leinentextil-Industrie bei Trockenheit, insbe- 
sondere also — da dann die richtige Temperierung und Wassersätti- 
gung der Binnenluft am schwierigsten ist — bei trockener Hitze 
im Sommer der Fall ist, steht fest. Die Ansicht, daß in gut gcheizten 
und ventilierten Fabrikräumen im Winter überhaupt weit besser 
gearbeitet werde als im Sommer, ist darüber hinaus auch beı Fabriken 
sehr vieler Branchen, bei welchen nicht — wie in der Textilindustrie 
— direkte Einflüsse auf das Rohmaterial mitspielen, verbreitet und 
dürfte oft, aber keineswegs immer zutreffen. Z. B. in Gewerben, bei 
denen die Leistung des Auges eine starke Rolle spielt, drückt in den 
dunklen Monaten die künstliche Beleuchtung nicht selten auf den Effckt, 
(so in der Stahlfederindustrie, wo tcilweise aus diesem Grunde der 
Achtstundentag eingeführt wurde). Die Verhältnisse bedürften auch 
hierin für jede einzelne Industrie gesonderter Betrachtung. 

Schr sorgfältig müßte aber bei dem Versuch einer Feststellung 
von Schwankungen zwischen den einzelnen Jahreszeiten und Monaten, 
überhaupt zwischen größeren Zeiträumen, die Wirkung der allgemeinen 
geschäftlichen Konjunkturen und des davon abhängigen Beschäf- 
tisungsgrades der Betriebe beachtet werden, die eine Beobachtung des 
Einflusses der Jahreszeit, rein als solcher, auf die Arbeitsleistung sehr er- 
schweren, da ihre Konjunkturschwankungen stets sich auch in Schwankun- 
gen des Mafses der Ausnützung der Arbeitskräfte äufsern. Teils direkt 
so, dafl der Betrieb »bremst«, d. h. das Höchstquantum der fertigzu- 
stellenden Produkte »kontingentierte. Dies geschieht, wenn die Ein- 
schränkung der Arbeitszeit in Depressionszeiten nicht die erwünschte 


Verringerung der Produktion herbeiführt, sondern — wie dies in zahl- 
rcichen mir bekannten Fällen geschah — durch gesteigerte Intensität 


der Arbeit von der (im Akkord beschäftigten) Arbeiterschaft wettge- 
macht wird, während gleichzeitig die Qualität der Arbeit infolge des 
zu hastiyen Arbeitens sinkt. Teils wirkt die Konjunkturschwankung 
indirekt: bei schlechter Konjunktur, wo jeder Abnehmer ein weiteres 
Sinken der Preise erwartet, pflegen die Aufträge im Durchschnitt einer- 
seits weit kleinere Posten zu umfassen, andererseits erst im letzten 
Moment dringlichsten Bedarts, also: mit kürzerer Lieferungsfrist, gegeben 
zu werden! — so in typischer Weise in der Textilindustrie, — und 
statistischen Feststellungen (Unfall-Statistiken) einzugehen, deren Bedeutung für 
die Frage der »UVebermüdunge ja wiederholt diskutiert worden ist. 


~ 
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andererseits pflegen in solchen Zeiten die Betriebe auch Aufträge, 
die sonst außerhalb ihres regulären Tätirkeitskreises lieuen, zu über- 
nehmen — so z. B. in großen Teilen der Maschinenindustrie, bei 
der jede Depression die Tendenz hat, die Spezialisierung herabzu- 
drücken. Wo ferner die Fabriken direkt mit den Detaillisten verkehren 
und daher — weil der einzelne Detaillist natursemäfs sein ganzes Sor- 
timent möglichst von einem oder wenigen Lieferanten zu bezichen ver- 
langt, um scine Korrespondenz und Kalkulation zu vereinfachen — zu 
größerer Vielseitigkeit ihrer Produktion genötigt sind, als beim Verkehr 
mit dem Engrossortimenter, dessen Dazwischentreten ja (so in England) 
der einzelnen Fabrik es erst ermöglicht, sich auf die Herstellung einer 
Spezialität zu beschränken, — da steigert sich die Buntscheckiskeit der 
Produktion in Krisenzeiten, mindestens relativ zur Größe der Aufträge, 
noch weiter. M. a. W.: die Depressionen wirken in all diesen Fällen 
einerseits im Sinn der Rückbildung zu geringerer Spezialisierung, 
andererseits erzeugen sie unstete und dabei hastige Arbeit. Sic drücken 
so teils auf die Quantität (durch häufigen Wechsel der Beschäftigungs- 
art der einzelnen Arbeiter), teils auf die Qualität der Arbeitsleistungen 
und also auch: der Akkordverdienste. Auf der anderen Seite ist ın zahl- 
reichen Fertivfabrikat-Industrien der Arbeiter in der Möglichkeit, seine 
Leistungen und Verdienstchancen zu verbessern, an gleichmäßige und 
gute Qualität des von ihm verarbeiteten Rohmatcrials bezw. llalbfabrikats 
gebunden. Im Falle von Hochkonjunkturen aber, wo z. B. die Spin- 
nercien sich vor Aufträgen seitens der Webereien nicht zu lassen wissen 
und in der Lage sind, die Bedingungen, unter denen sie Garn her- 
geben, zu diktieren, zwingen sie den letzteren — und ebenso jeder 
im Produktionsprozeß vorangehende Produzent den nachfolgenden 
— die Abnahme von Ware auf, die in normalen Zeiten nie abgenom- 


men werden würde. Die Konsequenz davon — so beispielsweise 
in ganz typischer Weise die Garnqualitätsverschlechterung -- füllt, 


vereint mit der hastigen Arbeit der Hochkonjunktur, wiederum zum 
erheblichen Teil auch auf die Leistung (und damit! den Akkord- 
verdienst) der Arbeiter der weiterverarbeitenden Industrie zurück. Dies 
bildet in Iochkonjunkturen einen wirksamen Streikanreiz und später, in 
den ersten Zeiten der Depression, wo das in der Hochkonjunktur not- 
gedrungen abgenommene schlechte Material verarbeitet werden muf, 
den Grund von weiteren Minderverdiensten. Die beliebte Vorstellung, 
daß »der Unternehmer das Risiko des Betriebes trayee, ist auch 
im streng ökonomischen Sinne durchaus unrichtig: nicht nur macht 
sein Konkurs auch die Arbeiter brotlos, sondern jeder Fehler, den 
er bei der Beschaffung der Arbeitsmaschinen und Rohmaterialien bce- 
geht, fällt in seinen Konsequenzen ebenso auch auf die Arbeiter zurück, 
wie die Art und das mehr oder minder gute Funktionieren des Absatz- 
apparates. Alle diese mit hineinspielende Momente erschweren die Fest- 
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stellung, inwieweit zwischen längeren Zeiträumen sich, sei es kli- 
matisch, sei es physiologisch bedingt, Schwankungen der Arbeitslei- 
stungen vollziehen, für viele Industrien ungemein. Exaktes Material 
liegt darüber nicht vor, auf einige hierhergehörige Fragen kommen wir 
später zurück. — | 

Wie die ökonomischen, so wirken auch die sozialen Konjunk- 
turen in denjenigen Industrien, welche den Arbeitern die Beeinflussung 
des Produktionsergebnisses gestatten, auf die Leistung. Daß die »Ge- 
sinnung« der Arbeiterschaft und insbesondere ihre jeweiligen Bezieh- 
ungen zum Unternehmer die Leistung beeinflussen, wird, freilich ohne 
exakten Nachweis, sehr bestimmt berichtet 33). Die Klagen ferner über 
das »Bremsen« der Arbeiter sind an sich alt, aber sie haben sich 
im Lauf des letzten Jahrzehntes unzweifelhaft gesteigert, wie es scheint, 
ziemlich genau parallel: ı) der zunehmenden Rationalisierung der Lohn- 
systeme zwecks planmäßiger Steigerung der Leistung, und 2) wohl auch 
der, zufolge der stets verbesserten Organisation der Arbeitgeber, we- 
nigstens in vielen Industrien zunehmenden Ungunst der Streikchancen. 
Wenn in den Klagen der Unternehmer die Gewerkschaften, vor allem 
die freien Gewerkschaften, für das Umsichgreifen des »Bremsens«, das 
heißt: der bewufsten Einschränkung der Arbeitsleistung seitens des 
Arbeiters, verantwortlich gemacht werden, so ist diese Betrachtungs- 
weise, soviel sich heute urteilen läßt, wahrscheinlich eine viel zu äußer- 
liche. Das »Bremsen«, nicht nur das unwillkürliche, stimmungsmäßige, 
sondern das bewußte und absichtvolle, findet sich auch beim Fehlen 
aller gewerkschaftlichen Organisation überall da, wo irgend welches 
Maf von Solidaritätsgefühl in einer Arbeiterschaft oder doch einem 
hinlänglich bedeutenden Teil ihrer existiert. Es ist vielfach, ganz all- 
gemein gesprochen, die Form, in der eine Arbeiterschaft, bewußt und 
hartnäckig, aber wortlos, mit dem Unternehmer um den Kaufpreis für 
ihre Leistung feilscht und ringt. Es kann sowohl die Erzwingung höherer 
Akkordsätze, wıe, bei gleichbleibenden Akkordsätzen, die Erhaltung des 
traditionellen Tempos der Arbeit zum Zweck haben, wie endlich der 
Ausdruck einer ihrer Provenienz nach mehr oder minder deutlich 
bewußtten allgemeinen Mifsstimmung sein. Wo ces das Mittel der 
»Akkordpolitik«e der Arbeiterschaft ist, stellt es die unvermeidliche 
Reaktion dar auf die ebenso unvermeidliche Akkordpolitik des Unter- 
nehmers, deren Folge die Arbeiterschaft kontinuierlich am eigenen 
Leibe spürt. Eine deutsche Leinenweberei von mittlerer Vielseitigkeit 
der Produktion stellt (wenn man Dinge wie den Flächeninhaält der 
Taschentücher und die Art und Breite ihrer Säume als »Sorten«-Unter- 


3) So C. J. Wentworth Cookson (Australien), über dessen mir im Original 


nicht zugänglich gewesene ÄAeußerung u. a, die »Soziale Praxise 1902, S. 890, zu 





vergleichen ist. 
I7* 
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schiede einrechnet), oft 3—400 verschiedene Sorten von Waren her, und 
wenn auch ein erheblicher Teil jener Unterschiede für Art und Maß 
der Inanspruchnahme der Arbeiter und also auch für die Bemessung 
des Lohnes irrelevant ist, so muß sie doch immerhin, unter Berücksich- 
tigung der Unterschiede in der technisehen Ausrüstung ihrer Webstühle 
(z. B. des Grades, in welchem durch mechanische Vorrichtungen zum 
Abstellen bei Fadenbrüchen und zum Wiederfinden der gerissenen Fäden 
die Aufmerksamkeit entlastet und Zeit gespart wird), der Unterschiede 
der Gewebe nach Zusammensetzung (Leinen, Halbleinen, Feinheit der 
Garne), Breite und Dichtigkeit (Zahl der Schüsse auf den Zentimeter) 
usw. im ganzen über 200 verschiedene Akkordsätze »richtige« kalku- 
lieren. Derart, heißt das, kalkulieren, daf3 der bei mittlerer Anstreng- 
ung mögliche Arbeitsverdienst bei den einzelnen Sorten keine allzu 
augenfälligen Unterschiede aufweist, gegen welche die betreffende 
Klasse von Arbeitern — also etwa: die Weber — schr bald mit dem 
Verlangen nach Erhöhung auch aller übrigen Akkordsätze reagieren 
würde. Dic Kalkulation der Akkordsätze kann aber — wenn man sie 
nicht einfach aus den Tabellen der Konkurrenten abschreiben will (und 
kann) — naturgemäß nur erfolgen, wenn ungefähr übersehbar ist, was 
der Durchschnitt der betreffenden Arbeiterschaft zur Zeit in den ein- 
zelnen Sorten zu leisten vermag bezw. nach hinlänglicher U’ebung künftig 
zu leisten vermögen wird. 

Die Zeiten, in welchen erstmalig eine Serie von Akkordsätzen für 
bestimmte Leistungen zu kalkulieren begonnen wird, namentlich also 
bei Einführung zahlreicher neuer Sorten, sind daher meist kritische 
Zeiten, sobald die Arbeiterschaft bemerkt, was die Uhr geschlagen hat. 
Auch ohne alle gewerkschaftliche Organisation pflegt alsdann, bei hin- 
länglich entwickelter Solidarität, systematisch »gebremst« zu werden, 
um die Festsetzung höchstmöglicher Akkordsätze durchzusetzen. Gelingt 
es, so schnellt die Leistung — so in höchst bezeichnender Weise bei 
den Mädchen der Nähcrei des oben erwähnten Betriebes — alsbald in 
die Höhe: der Unternehmer ist dann, wenn er cine generelle Erhöhung 
des Lohnniveaus hintanhalten will, genötigt, das, für seine eigenen In- 
teressen immer bedenkliche, weil Streik oder doch erneutes Bremsen, 
oder aber eine für die Leistung (s. u.) und Arbeiterrekrutierung un- 
günstige MitSstimmung erregende, Mittel der Akkordherabsetzung anzu- 
wenden. Handelt es sich nur um einzelne neue Sorten, dann ist es 
natürlich leichter, anfänglich »zu günstise« für den Arbeiter kalku- 
lierte Akkorde durch gelegentliches Umlegen der Sorte auf einen an- 
deren Stuhl mit entsprechend veränderten Sätzen zu drücken. Jenes 
»akkordpolitische« Bremsen, d. h. dasjenige, welches überhaupt den 
Zweck der Einwirkung auf die Akkordfestsetzung (und nicht rein tradi- 
tionalistische oder ökonomisch irrationale) Ursachen hat, verläuft, 
wenn es von breiteren Arbeiterschichten solidarisch durchgeführt wird, 
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ähnlich wie der Streik (dessen Surrogat es ja oft genug ist) dann ver- 
laufen würde, wenn es keine »Arbeitswilligen< gäbe: es fragt sich, 
wer länger warten kann. Im Gegensatz zum Streik erfordert es keinen 
Apparat einer förmlichen Organisation und keine Kassen, die Arbeiter 
setzen sich nicht gänzlich aus dem Brot, sondern schränken ihren Ver- 
dienst nur ein, und ihre taktische Lage ist dabei auch insofern im Ver- 
hältnis zum Streik günstiger, als der Gegner keineswegs immer in der 
Lage ist, dem Einzelnen nachzuweisen, daß und wie stark er tatsäch- 
lich »gebremst«e hat: und eine formell ganz grundlose Entlassung 
eines nicht notorisch leistungsunfähigen Arbeiters wegen angeblichen 
;Bremsense würde, wo dic Arbeiterschaft nicht gänzlich machtlos 
ist, eine Belastung mit einem nicht gern getragenen Odium für den 
Unternehmer bedeuten. Ansteigende Konjunkturen, und vor allem: Er- 
weiterung der Produktionsrichtung des Betricbes sind die spezi- 
fischen Indikationen für das Bremsen. Der Kreis von Arbeitern, den 
es im Einzelfall ergreift, und dementsprechend seine Tragweite, kann 
verschieden groß sein. Ebenso natürlich der Erfolg. Mit Zunahme der 
Macht der Arbeitgeberverbände wird es, auf Kosten des aussichtsloser 
werdenden Streiks, wohl an Boden gewinnen. Seine heutige Frequenz 
wird sicherlich von seiten der Unternehmer oft stark übertrieben. 
Immerhin darf man sie auch nicht unterschätzen. Ein hervorragend 
leistungsfähiger Arbeiter der mehrfach zitierten Weberei, Vertrauens- 
mann einer Gewerkschaft, führte in einer Zeit, wo von der Arbeiter- 
schaft der Abschluß eines Tarifvertrages angestrebt wurde, nicht nur 
nach Angabe der betreffenden Meister, sondern auch nach Ausweis 
seiner (späterhin noch eingehender zu analysierenden) Leistungskurve, 
das Bremsen während eines Zeitraums von etwa 7 Monaten (Juni bis 
Januar) systematisch durch, dergestalt, dall seine Leistung hinter dem, 
was er, gemessen an der Entwicklung seiner Qualitäten in den ọ vor- 
angegangenen Monaten, bei voller Anspannung hätte leisten können, 
um reichlich ı5°/o, sein Lohnverdienst gegen den für ihn bequem mög- 
lichen um reichlich 10 °/o zurückblieb®*). Da die Solidarität der Arbeiter- 


34) Die durchschnittliche Tages - Akkordleistung setzt im Oktober 1906 mit 
50,5”',desSoll-Normale (Anm. 34°) ein und verläuft, zunächst durch Uebungansteigend, in 
Dreimonatsabschnitten folgendermalßsen : November-Dezember-Januar: 95,30/,, Februar- 
März-April: 114,3, Mai-Juni-Juli (gebremst): 89,0, August-September-Oktober: 04,0, 
November-Dezember-Januar (1908): 92,6. Die Halbmonats- bezw. Monatszahlen 
sind : Oktober 1906 : 80,3, November (1. Hälfte 95,0 2. Hälfte 96,6): 95,6, Dezember 
(1. Hälfte 88,6, 2. Hälfte 94,3): 91,3, Januar 1907 (94,1, 103,3): 98,6, Februar (107,1, 
117,6): 112,3, März (98,6, 125,6): 112 April (107,0, 132,0): 119,1 Mai (77,6, 105,3): 
91,3, (Kollaps infolge Sortenwechsel, technischer Aenderungen am Stuhl). — Juni (55,3, 
89,3): 87,3 (Beginn des Bremsens). Juli (87,0, 89,6): SS,3, August 97,0, September 


94.6, Oktober 93,6, Nevember 90,3, Dezember 101,3, Januar 1908 : 56,6. Ueber die 
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schaft bei dem schließlich von ihm herbeigeführten offenen Bruch ver- 
sagte, war dies »Bremsen« vergeblich gewesen. Die spätere Analyse 
der Leistungskurve jenes Arbeiters wird zeigen, wie schwierig bei dem 
Hineinspielen zahlreicher anderer Momente die einigermaßen sichere 
Bemessung des Einflusses des Bremsens selbst beim Einzelnen ist. 
Und das gilt natürlich auch und erst recht für eine Mehrheit von Ar- 
beitern. Im vorliegenden Fall zeigt der monatliche Durchschnitt der 
Tages-Akkord-Leistung der meisten während der betreffenden Zeit 
kontinuierlich und gleichartig beschäftigten Arbeiter in den Spät- 
herbst- und Wintermonaten 1907/08 — d. h. während der Zeit der 
lebhaftesten Agitation — eine auffällige Baisse, und zwar sowohl bei 
den männlichen als bei den weiblichen Webern im ganzen, ferner so- 
wohl bei den breitstühligen Webern wie bei den Taschentuchweber- 
innen je besonders. Mängel des in der Zwangslage der Hochkonjunk- 
tur den Spinnern abgenommenen Materials und, in einem noch höheren 
Grade, die Einführung bezw. vermehrte Produktion neuer Sorten, 
haben entscheidend mitgewirkt (darüber später), erklären aber vielleicht 
nicht ganz, daß die in reinem Akkord berechnete Tagesleistung, welche im 
Durchschnitt der Zeit vom August 1907 bis August 1908 bei den We- 
bern auf 85,0% bei den Weberinnen auf 71,0% und im September bei 
den Webern auf 85,6 bei den Weberinnen auf 76,6% des als Soll- 
Normale des Verdienstes der Männer geltenden Satzes 3?*) gestiegen war, 


dann aber die Neigung zum Sinken zeigt, im Februar — nach der 
Entlassung jenes Arbeiters — auf dem Tiefpunkt: 79,6 bezw. 64,0 % 


anlangte, um im März auf 83,0 bezw. 74,0% zu steigen, im April einen 
Höhepunkt?*’) von 91,6 bezw. 78,0% zu erreichen und von da aus dann 








Art der Berechnung und die Gründe der auffälligen Schwankungen zwischen den 
einzelnen Monaten, namentlich die Einflüsse von Kettenqualitäten und Sortenwechsel, 
später Näheres. Erst aus der sorgsamen Berücksichtigung aller verschiedenen in 
Betracht kommenden Momente kann sich ein klareres Bild ergeben. Der Einfluß 
des »Bremsens« tritt neben dem Sinken der Höhe der Leistung namentlich darin 
hervor, daß bei der »gemächlichene Arbeit de Schwankungen der Leistung 
(seit Juni 1907) sehr viel geringer waren, als in der Zeit, wo der Arbeiter nach dem 
Maximum des Verdienstes strebte und daher Perioden sehr hoher Leistung mit 
augenscheinlichen Erschlaffungsperioden abwechselten. Diese Stetigkeit tritt um so 
auffälliger hervor, als gleichzeitig bei der Mehrzahl der nicht mitbremsenden an- 
deren Arbeiter, infolge des im Juli 1907 von der Betriebsleitung eingeführten 
Prämienlohnsystems, die Schwankungen der durchschnittlichen Tagesleistungen in 
den einzelnen Monaten (aus später zu erörternden Gründen) sich steigerten 
und die Durchschnittsleistung stieg, während der »bremsende«e Arbeiter seine Lei- 
stung ersichtlich möglichst unterhalb des garantierten Lohnminimums hielt. 

3a) Dies Sull-Normale ist zugleich der garantierte Minimallohn, bei 
dessen Ucbersteisen durch die Akkordleistung Prämien gezahlt werden. 


+5) Folge teils von »Erholungs«-Kinflüssen als Konsequenz des »gemäch- 
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sich wieder dem alten Durchschnitt zu nähern. Die meteorologischen Ver- 
hältnisse pflegen, wie schon bemerkt, in der Weberei wesentlich im 
Sommer, wo die Erhaltung der Binnenluft der Räume auf dem nötigen 
FeuchtigkeitsgehaltSchwierigkeiten macht, infühlbarer Weise mitzuspielen, 
weit weniger oder fast gar nicht im Winter. Im Februar 1908 könnte 
freilich die starke Kälte bei teilweise beträchtlichen Wegen zur Fabrik 
die Handgelenkigkeit herabgesetzt haben, aber noch der ebenfalls sehr 
kalte Januar stand auf 85,0 bezw. 66,3% also, namentlich bei den Män- 
nern, ganz wesentlich höher. Die — von der Fabrikleitung für einen 
Teil des Winters als wahrscheinlich betrachtete — Beeinflussung der 
Leistung durch die sozialpolitische Konjunktur darf also wenigstens 
als möglich und plausibel, wenn auch nicht als streng erweislich, 
gelten. 
Da diese Erörterungen die Frage des Zusammenhangs des poli- 
tisch-sozialen, sagen wir: des »weltanschauungsmäfligen« Gesamthabitus 
der Arbeiterschaft mit ihrer Leistung nun einmal gestreift haben, mag 
hier noch einen Augenblick bei der Frage des Zusammenhangs jener 
Momente mit der Rentabilität der Arbeiter verweilt werden. Hin- 
länglich unbefangene Unternehmer pflegen bei der Frage nach der 
Qualität der sozialdemokratischen Gewerkschaftler als Arbeiter mit 
großer Regelmäfßßigkeit, in unter sich sehr verschiedenen Industrien, ein- 
zuräumen: daß sie, ihrer Leistungs fähigkeit nach, normalerweise 
an der Spitze aller Arbeiter marschieren (natürlich nicht: jeder so- 
zialistische Gewerkschaftler als solcher: das wäre Unsinn, sondern: 
der »Typus« der vom Gewerkschaftsstandpunkt aus »gesinnungs- 
tüchtigstene von ihnen). So z. B. selbst in der so gewerkschaftsfeind- 
lichen rheinisch-westfälischen Eisenindustrie, wie auch Jeidels bezeugt. 
Im Fall des vorliegenden Betriebes trifft dies, -im wesentlichen, gleich- 
falls zu. Die sämtlichen männlichen Arbeiter, die von der Betriebs- 
leitung als besonders »stramme Gewerkschaftler«e bezeichnet wurden, 
zeigen Rekordlcistungen, die absolut besten Arbeiter des Betriebes fin- 
den sich, so viel ich sehen konnte, mit nur einer Ausnahme unter 
ihnen. Nicht nur war der erwahnte, im Konflikt ausgcetretene Arbeiter 
vielleicht der leistungsfähigste des Betriebes, sondern sowohl bei den 
breitstühligen wie bei den schmalstühligen Webern stehen Gewerk- 
schaftler mit ihrer Leistung unbestritten an der Spitze und stark über 
dem Durchschnitt. 

Wieder ein anderes Bild zeigen die weiblichen Arbeiter. Bei ihnen 
scheinen die Arbeiterinnen, welche dem Kreise pictistischer Konven- 
tikel entstammen, qualitativ besonders hervorzutreten. Es ıst wohl 
unmöglich ein Zufall, da die beiden Arbeiterinnen, welche es in den 





licheren<s Brems-Arbeitens, teils von Uebungseffekten, teils endlich von (gegen- 


über dem Sommer) günstigeren hydrographischen Verhältnissen (s. später). 
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beiden Abteilungen der Säumcerei (Glatt- und Hohlsäumerei) zu Meister- 


innen gebracht haben — darunter cine, obwohl®*e) sie nach Herkunft 
und Wohnsitz vom platten Lande kommt —, jenen religiösen Kreisen 
angehörten, — dal} ferner die beiden Taschentuchweberinnen, für 


welche das gleiche zutrifft, z. B. in der Zeit vom August 1907 bis Au- 
gust 1908 mit 98,0 bezw. mit 99,6%, reinem Akkordwert #4) ihrer durch- 
schnittlichen Tagesleistung, gegenuber 71%, (s.0.) bei den übrigen in 
dieser Zeit kontinuierlich beschäftigten \Weberinnen, um 38 bezw. 39 lo 
des Durchschnitts konkurrenzlos über ihm standen ®), — und dafs end- 
lich in der verantwortlichen und schwer kontrollierbaren Schlichterei 
ebenfalls pietistische Arbeitskräfte fisurieren. Das Meiden der Tanz- 
böden und ähnlicher vom »Pictismus« verpönter Vergnügungen, die 
Folgen der »protestantischen Askese«e m. a. W. und des durch sie 
erzeugten innerlichen Verhaltens zur >»gottgewollten«e Berufsarbeit, 
sprechen sich in solchen Erscheinungen deutlich aus. Und ebenso 
tritt der alte, im religiösen Sinn des Wortes, >individualistische< und 
zugleich patriarchale, im ganzen spezifisch »arbeitswillige« Zug der re- 
lisıösen Stimmung in der Feindschaft aller dieser Kreise gegen alles 
Gewerkschaftlertum hervor. In derartigen Anschauungen und Gewohn- 
heiten erzogene Arbeitskräfte sind natürlich für den Unternehmer 
äußerst rentabel und vom Standpunkt scines Interesses aus ist der 
charakteristische Umstand, daß bei den männlichen Arbeitern diese 
Macht der Kirchlichkeit durchweg im Absterben begriffen ist, äußerst be- 
dauernswert, obwohl ausdrücklich mitgeteilt wurde, dafs gerade die 
tüchtigste jener >»pietistischene Arbeiterinnen durch ein ungewöhnlich 
schroffes — aber eben durchaus »individualistische sich äufßserndes — 
Rechtsgefühl und cine hartnückige Vertretung ihrer Ansprüche auffalle. 
Man wird sehr sorgsam zu untersuchen haben, inwieweit derartige Er- 
scheinungen heute noch generelle Geltung haben, — daf sie als Resi- 
duen der Vergangenheit in den größeren Zusammenhang hineinge- 


34c) Denn der Dünkel des »Städters« gegenüber dem »paganus« wirkt auch 
in diesen Kreisen (obwohl der Ort des Betriebes keine Stadt, sondern ein Dorf 
mit sozialem Stadteharakter ist) so stark, dafs dies Avancement fast eine Art 
von Revolte provozierte und Austritte erfolgten. 

34) Es wird der Einfachheit halber stets die männliche Norm zu grunde 
geclegt. Die angegebenen Prozente sind also Prozente von dieser, d. h. von dem 
den Männern garantierten Minimallohn pro Tag. 

35, Die Größe des Leistungsunterschiedes zeigt sich ganz dirckt meßbar, z. B. 
darin, daß dieselbe Kette, mit welcher eine andere (31jährige und schon längere 
Zeit im Akkord stehende) Taschentuchweberin im 2. Monat zw eistühlig in 13 Tagen 43 
Meter fehlerhafte Ware » Qualität II: erzeugte, nachdem sie der zweiten der im Text 
genannten »Pietistinnen« (27 J. alt) unter gleichzeitiger Akkordherabsetzung über- 


tragen war, im 2. Monat, neben noch drei anderen Stühlen, in ebenfalls 13 Tagen 
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hören, in welchem ich diese Dinge an anderer Stelle zu analysieren 
versucht habe und also immerhin in gewissem Maße für die in der 
Frühepoche des gewerblichen Kapitalismus wirksam gewescnen Kräfte 
charakteristisch sind, ist mir sehr glaubhaft 3 8). 

Während für diese »pietistischen« Kreise es als in ziemlich erheb- 
lichem Grade wahrscheinlich gelten darf, daß die Erziehung in einer 
bestimmten »Weltanschauung« in starkem Maße an der Entwicklung 
der Arbeitsleistung beteiligt — wenn auch natürlich nicht das ganz 
allein Ausschlaggebende — ist, kann natürlich für die Paralleler- 
scheinung auf Scite der Männer: die hohe Qualität sozialdemokratischer 
Gewerkschaftler — falls sie einigermaßen generell besteht — nicht 
einfach das gleiche gelten. Daß ihrer Anlage nach spezifisch ge- 
weckte und gewandte, ihrer Rentabilität als »Produktionsmittel« sich be- 
wußte Arbeiter Gewerkschaftler und, unter modernen Verhältnissen, 
der Mehrheit nach Sozialdemokraten werden, ist sehr plausibel, wäh- 
rend es der schr genauen Analyse bedürfte, ob sozialistische Erziehung 
oder spätere Einführung in die Gedankenwelt des Sozialismus, der ein 
Religionssurrogat, wennschon auf Grundlage einer polar entgcegenge- 
setzten Gesinnung, sein will, etwa auch schlummernde Qualitäten, die 
der Arbeitsleistung zugute kommen, zu wecken geeignet sein könnte. 
Das ist jedenfalls äußerst problematisch und führte hier, wo diesen 
Problemen nur mit Miniaturbildern nachgegangen werden könnte, zu 


ebenfalls 43,1 Meter Ware der »Qualität Il«<e ergab. — Es braucht wohl kaum ge- 
sagt zu werden, daß natürlich ebensowenig wie Jeder Gewerkschaftler schon als 
solcher, so auch nicht etwa Jede Pietistin (oder wohl gar: nur eine solche) eine 
tüchtise Arbeitskraft darstellt. Davon ist keine Rede, — aber die beobachteten 
Erscheinungen sind wohl trotzdem charakteristisch genug. (Ein ihrer physischen 
und psychischen Veranlagung spezifisch »unbegabtes«, weil langsames, pietistisches 
Mädchen wurde mit gutem Erfolg von der Taschentuchweberei an die wesentlich 
mehr Gewissenhaftigkeit erfordernden schmalen Leinenstühle versetzt.) 

35a) Inwiefern heute der Katholizismus mit Differenzen der Arbeitseig- 
nung zusammenfällt, ist durchaus problematisch. Es dürfte schwierig sein, Fälle 
zu finden, in denen er als »Ursache« des Vorhandenseins oder Fehlens bestimmter 
Qualitäten isolierbar wäre. Allein selbstredend muß dem Problem nachge- 
gangen werden. Schon die Angaben der Berufszählung eignen dazu. — 

In den Arbeiterbriefen, welche A. Levenstein soeben unter dem Titel 
»Aus der Tiefe< (Berlin 1909) herausgibt, findet sich (S. 82 f., speziell S. 91) ein 
Brief eines Webers, der offenbar bei strikter Ablehnung der Kirche religiös ver- 
anlagt (dabei aber Gewerkschaftler) ist. Die charakteristische Attitüde zur Ar- 
beit und zum Webstuhl (S. 89 unten) zeigt, daß die psychische Kräfteökonomie 
derartiger Naturen sich — der allgemeinen Funktion der Religion entsprechend 
— auch hier günstiger vollzieht als bei anderen. Es ist darauf bei anderer 


Gelegenheit zurückzukommen. — Im übrigen bildet das gewaltige Material (über 


266 Max Weber, 


weit; wir kehren lieber zu Betrachtungen zurück, für welche der Weg 
zu einer exakteren Behandlung mit unsren Mitteln gangbarer erscheint. 


Io. 

Für die Arbeitseignung nach dem Geschlecht liegen cigentlich 
exakte Untersuchungen vorerst kaum vor. Es käme selbstverständlich 
darauf an, nur solche Industrien zu behandeln, bei denen wirk- 
liche Konkurrenz der Geschlechter in Betracht kommt. Dazu ge- 
hören u. a. breite Gebiete der Textilindustrie. In der Leinenweberei 
ist der Vorrang des Mannes auf dem breiten Stuhl (für Bettücher 
u. dgl.) zweifellos: weder in der alten Hausindustrie noch heute dürfte 
die Verwendung von Frauen dafür in Frage kommen. An den Taschen- 
tuchstühlen andererseits scheint die Frau entschieden begünstigt. Der 
einzige Mann, der in dem mir bekannten (schon mchrfach zitierten) 
westfälischen Betriebe ausschließlich mit Taschentuchweben beschäftigt 
war — zugleich der einzige auswärtige, und zwar sächsische, Ar- 
beiter des Betriebes —, blicb, obwohl ein geübter Weber im besten 
Mannesalter (30 bis 31 Jahre alt), mit seiner (nach Abzug aller Zu- 
schläge auf 69,3% der Norma (s. o.) zu berechnenden) Jahresdurchschnitts- 
leistung hinter der Durchschnittsleistung (71,6 %) aller während der 
gleichen Zeit kontinuierlich beschäftigten Taschentuchweberinnen, ein- 
schließlich der wenigstgeübten ganz jungen Mädchen, merklich zurück 
und erreicht knapp 70°/o der Leistung der besten Taschentuchweber- 
innen (98,0 und 99,6% bei zwei »pietistischen« Arbeiterinnen, s. o.). Auf 
den Stühlen für schmales Leinen scheint Männer- und Frauenarbeit 
miteinander zu ‚konkurrieren, so zwar, dafs tüchtige Arbeiterinnen 
mindestens die gleiche Leistung aufweisen, wie die tüchtigen 
Männer. Selbstverständlich kommt es dabei auch auf die Sorten an. 
Bei einer ziemlich dichten Battistsorte z. B., bei welcher auf demselben 
Stuhl und an derselben Kette cin Mann auf ein durch Heirat ausschei- 
dendes Mädchen folgte, stellten sich die Leistungen des Mannes, im 
Stundendurchschnitt nach der Zahl der Schüsse gemessen, auf nur 
87,3°/o derjenigen des Mädchens, bei besserer Qualıtätsleistung 3%) des 
letzteren; wobei zu bemerken ist, daß beide zweistühlig webten, 
die daneben auf dem anderen Stuhl laufende Sorte bei beiden in Breite, 
Dichte und Garnsorte gleich war, daf3 das Mädchen zu den durch 
Körperkraft und Konzentrationsfähirkeit tüchtigsten Weberinnen, der 





6000 Fragebogen, oft lange Briefe), welches Levenstein durch eine unermüd- 





liche und erfolgreiche Arbeit zusammengebracht hat (und von dem jene Publi- 
kation nur ein sehr schwaches Bild gibt), eine Fundgrube für Arbeiter-»Psvchologie« 
im praktisch-ethischen und weltanschauungsmäßsigen Sinne des Wortes, — das 
Wertvollste jedenfalls, was mir an derartigem bekannt ist. Man muß hoffen, daß 
es in möglichst nicht zu knappem Extrakt publiziert wird. 


38) Aus den gezahlten bezw. nicht gezahlten Prämien erkennbar. 
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Mann nur zu den mittelmäßigen Arbeitern gehörte, das Mädchen je- 
doch unmittelbar vor der Hochzeit stand®”). Nur bei sehr gewissen- 
haften und gleichmäßigen, dabei nicht zu massig gebauten und ge- 
wandten schmalstühlige Webern erreicht die männliche Leistung die- 
jenigen auch tüchtiger Arbeiterinnen annähernd und übersteigt sie 
gelegentlich. Der, soviel ersichtlich, tüchtigste männliche Arbeiter 
dieser Art (Gewerkschaftler) hatte in den ọ Monaten von September 
1907 bis Mai 1908 eine Durchschnitts-Tagesleistung im reinen Akkord- 
werte von 93,6%, das eben erwähnte sehr tüchtige Mädchen eine solche 
von nur 80,6% der Norm, also um ı13,9°/o der Mannesleistung weniger 
[wobei wiederum der Einfluß ihrer bevorstehenden Heirat in Betracht 
kommt°®)]. 

Bereits in der Handweberei war die Bedeutung der Frauen und 
Töchter im Taschentuchweben und wohl meist auch in der Herstellung 
schmaler Leinen nicht gering, schon weil sie auch im Sommer in 
höherem Mafe dabei bleiben konnten, während der Mann, wenn er 
Bauer war, wesentlich nur im Winter sich an den Webstuhl setzte. 
Nicht selten mieteten die Bauern Mädchen (bis zu 9) zum Weben für 


37) Daß dieser Umstand auch zahlenmäßig in der Leistung ziemlich deut- 
lich zum Ausdruck gelangt, ergibt sich aus Folgendem: Das erwähnte Mädchen 
übertraf den erwähnten männlichen Arbeiter auch im Durchschnitt der 9 ihrer 
Heirat vorangehenden Monate (September 1907 bis Mai 1908), im ganzen um 
etwa 50/, (80,6 gegen 77,00), der Norm (s. o.) reiner Akkordwert der Tages- 
leistung). Dagegen stellten sich im Jahre vorher die beiderseitigen Leistungen 
folgendermaßen: Das Mädchen: Oktober 06 (1. Hälfte 98,6 2. Hälfte 88,00/,, im 
Durchschnitt des Monats): 91,6, November (92,0, 89,0): 90,3, Dezember (85,3, 84,0): 
84,6, Januar 07 (78,3, 86,0): 82,5, Februar (54,6, 87,6): 86,0, März (75,3, 87,6): 
81.0, April (77,3, 81,0): 79,6, Mai (95,3, 90,0): 92,6, Juni (79,6, 87,1): 81,0, Juli 
(35,0, 93,0): 90,3, im Durchschnitt (September 1906 und April 1907 arbeitete 
sie nur wenige Tage): 86,0, wozu noch zu bemerken ist, daß ihre Leistung 
dadurch noch (um reichlich 50%) gedrückt erscheint, daß sie während dieser 
ganzen Zeit (bis Juni) an Sorten arbeitete, deren Akkorde erst kalkuliert werden 
sollten und dann durchweg höher angesetzt wurden, als der ihr berechnete 
Akkord (sie bezog daher während dieser Zeit einen garantierten Lohn 
= 88,30% pro Tag). Der erwähnte männliche Arbeiter dagegen leistete an 
Tages- Akkordwert in der gleichen Zeit: Oktober 06: 79,6, November 7,8, 
Dezember: 78,8, Januar 07: 61,5, Februar: 80,0 März 81,3 (April fehlte er), 
Mai: 89,5, Juni: 74,8, Juli: 81,1, August: 74,6; im Durchschnitt 73,3, wurde also 
von ihr während dieser Zeit um das 2'/.fache mehr, nämlich um 123/,%/, über- 
troffen. 

3) Denn eine Berechnung der beiderseitigen Leistung im Jahre vorher 
ergibt, daß auch dieser Arbeiter (mit einer Durchschnittsleistung von 81,3 der 


Norm) um 5'/»0/, der Leistung des Mädchens hinter ihr zurückstand. 
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den Verleger. Bei den Zieglern war das Verhältnis insofern ähnlich 
als auch hier der Mann nur im Winter am Webstuhl saß. Der ge- 
schlossene Betrieb würde, an sich, seinen Ärbeitsbedarf nicht nur für 
Taschentücher, sondern auch für schmales Leinen wohl ganz mit 
weiblichen Händen bestreiten können, und nur die ungenügende Zahl 
von Mädchen, die zur Fabrikarbeit bercit wären und ıhre größere 
Unstetigkeit (Heirat!) nötigt zur Heranziehung von Männern, die kost- 
spieliger ist. Denn die geringeren Verdienstchancen der Männer am 
schmalen Stuhl und ihr Verlangen, doch unter allen Umständen mehr ver- 
dienen zu können als die Mädchen, nötigen, abgesehen davon, daf der 
garantierte Minimallohn der Männer höher ist als derjenige der 
Mädchen, überdies zur Gewährung von »Geschlechtszulagen« für die 
am schmalen Stuhl beschäftigten Arbeiter in Höhe von beträchtlich 
mehr als !/s ihres reinen Akkordverdienstes. Und während mit Ein- 
schluß dieser Geschlechtszulage die Tagesverdienste der Männer natür- 
lich diejenigen der am schmalen Stuhle beschäftigten Mädchen und auch 
den Durchschnitt aller Weberinnen überhaupt übersteigen, übersteigen 
auch so nur die Tagesverdienste der tüchtigsten von ihnen die reinen, 
ohne Zulage verdienten Tageseinnahmen der tüchtigsten Taschentuch- 
weberinnen, während dicse ihrerseits bedeutend über dem Durchschnitt 
der Tagesverdienste der männlichen schmalstühligen Weber mit Ein- 
schluß jener Zulagen stehen. 

Die Gründe, aus welchen in diesem Betrieb der männliche Weber 
— genauer: der Weber mit dem Optimum dessen, was diese (west- 
fälische) Landeseigenart an Qualitäten bietet — sich am vollsten am 
breiten Webstuhl, das (westfülische) Mädchen sich am besten an den 
kleinen Taschentücherstühlen (bei voller Angelerntheit: 4 pro Weberin) 
als Arbeitskraft auslebt 3°), würden ı) der eingehendsten tech- 





39) Der breite Webstuhl stellt keineswegs nur an die Körperkraft (im Fall der 
Stillstellung und Wiederinbetriebsetzung bei Fadenbrüchen), sondern, je nach seiner 
Konstruktion, auch an die Aufmerksamkeit offenbar ganz andersartige Ansprüche 
als schmale Stühle: man sagt — das wäre eventuell nachzuprüfen — in letzterer 
Beziehung höhere als die Bedienung von 2 schmalen (die optischen Bedingungen 
des Uebersehens so großer Flächen von Fäden sind wohl das spezifische). Auf 
der anderen Seite erfordert die Bedienung der kleinen schmalen Taschentuchweb- 
stühle, schon weil hier die Rentabilität der Arbeiterinn durchaus an der Zahl der 
von einer solchen bedienten Stühle (4) hängt, vor allem »Geistesgegenwart« und 
»Fixigkeite für die zahlreichen komplizierteren Handgriffe. Dagegen wird, infolge 
der besonders kleinen Flächen, das Auge weniger in Anspruch genommen, als schon 
bei schmalem Leinen, und ist die erforderliche Sorgfalt — da ein Webefchler stets 
nur das einzelne Taschentuch, nicht, wie bei anderen (breiten oder schmalen) 
Leinen, das ganze Stück disqualifiziert, — und auch die erforderliche Körperkraft 


geringer als schon beim schmalen Stuhl, wo das Hantieren mit Lade und Ketten- 
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nischen Analyse der Eigenart der Arbeitsmaschinen bedürfen, die 
ich hier ganz hei Seite lasse, da die vorstehenden, wie alle folgenden 
Ausführungen dieses Aufsatzes ja nur methodisch-illustrativen Zwecken 
dienen, nicht aber eine sachlich erschöpfende Monographie darstellen 
sollen; — 2) würden diese, hier ja nur für einen einzelnen Betrieb fest- 
gestellten Tatsachen vor ihrer Verallgemeinerung natürlich der Verifi- 
zierung an den Verhältnissen anderer Betriebe bedürfen und es würde 
sich dann zu zeigen haben, ob sich z. B. der Weber des schlesisch- 
sächsischen Gebirgsrandes mit seiner ganz anderen Vergangenheit (der 
schlesische Handwebstuhl wich in den Anforderungen, die er stellte, 
beträchtlich von den westfälischen ab *") seinen ganz abweichenden Er- 
nährungsgewohnheiten und — was zum Teil damit, zum Teil viel- 
leicht mit Unterschieden der ererbten Qualitäten zusammenhängt — 
seiner sicherlich erheblich abweichenden Konstitution ähnlich oder 
ob er sich und eventuell: wiefern er sich abweichend verhält. 

Daß, wie früher gesagt, der einzige männliche Weber, der ständig 
an Taschentuchstühlen beschäftigt ist, zugleich der einzige nicht aus 
der Umgegend, sondern aus dem Osten (Kgr. Sachsen) rekrutierte 
Arbeiter des oft genannten Betriebes ist, kann ein Zufall sein, ist es 
aber vielleicht doch nicht. 

Wenn bei Zusammenrechnung der Akkordverdienste (ohne Ge- 





baum immerhin für Frauen ziemlich anstrengend ist. — Die Jacquard-Weberei end- 
lich stellt an die eigentlichen Weber die geringsten Qualitätsansprüche : von der 
qualifizierten Arbeit fällt hier der Löwenanteil auf die viel kompliziertere Maschine 
und die unter einem Höchstmaße von Aufmerksamkeitsspannung arbeitende Karten- 
schlägerei; Webefehler verbergen sich unter den Mustern weit leichter als bei glatten 
Leinen. 

10) Schon den Dimensionen nach.” Die mächtigen westfälischen Webstühle, in 
wohlhabenden Bauernhäusern prachtvoll verziert, und, wie die geschnitzten In- 
schriften erkennen lassen, als Erb- und Aussteuer-Bestandteile von Geschlecht zu 
Geschlecht übertragen, konnten wegen der Erschütterung des Bodens, in unterkeller- 
ten Wohnungen überhaupt nicht ohne Webefehler (»Knickschläge«) hantiert werden: 
das Vordringen der Unterkellerung verschlechterte daher die Qualität des Hand- 
gewebes und gehörte zu den verschiedenen Gründen, welche ihm trotz der, bei 
zunehmenden Feinheitsgraden des Leinengewebes abncehmenden, bei manchen Ge- 
weben noch heute nicht bestehenden Konkurrenzfähigkeit des mechanischen Stuhles 
den Boden abgruben. (Die in ihrer Tragweite an sich problematische und unter 
den Aerzten bestrittene nervös strapazierende Wirkung des »Maschinenlärms« kann 
in der Weberei den Höllenspektakel des alten Ilandwebstuhles unmöglich über- 
treffen oder auch nur erreichen; sollten dennoch derartige Wirkungen vorhanden 
sein — was, für die Weberei wenigstens, äußerst fraglich erscheint —, so mülste 
wohl die Qualität der akustischen Eindrücke: ihre kontinuierliche surrende 


Hast in dem Ensemble des weiten Arbeitssaales, das Entscheidende sein.) 
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schlechtszuschlag) aller männlichen Weber jenes Betriebes einerseits, 
aller seiner Weberinnen anderseits für August 1907 bis ebenda 1908, 
soweit sie kontinuierlich während dieser Zeit beschäftigt waren die 
letzteren um rund 17% hinter den ersteren zurückbleiben, so ist dafür 
zu einem Teil die Einrechnung der höhcren Einstühligkeitszulage und 
Extrazulage bei schlechten Ketten bei den Männern, zu einem weiteren 
Teil die entsprechend höhere Kalkulation der Löhne für die schwerere 
Arbeit an den ausschließlich von Männcrn bedienten breiten Stühlen und 
endlich die zum Teil sehr große Jugendlichkeit der Mädchen verant- 
wortlich. Die geübtesten Taschentuchwcberinnen stehen erheblich über 
dem Durchschnitt der sämtlichen Männer und übertrafen auch die 
Durchschnittsleistung der breitstühligen Weber in dieser Zeit (94,3 9%) 
um 3,6—5,4°/o derselben. 

Die Frage, wie das Alter der Arbeiter ihre Leistung beeinflusse, 
liegt aus bekannten Gründen für jede einzelne Industrie verschieden, 
noch weit verschiedener als die bekanntlich so stark differierende 
Lebenserwartung der Arbeiter der einzelnen Berufe. Es ist eine der 
wichtigsten Aufgaben, für die einzelnen Industrien, innerhalb ihrer die 
einzelnen Arbeiterkategorien und für diese wieder nach den einzelnen 
ethnischen, sozialen und Berufs-Provenienzen festzustellen : wie schnell 
oder langsam sie ein solches Maß von Leistungsfähigkeit erlangen, daß 
ihre Verwendung als Vollarbeiter rentabel wird 41), wann sie den Höhe- 


11) Wenn sie überhaupt rentabel wird. Im anderen Fall werden sie in jedem 
scharf kalkulierenden Betriebe ausgeschieden. In dem oft zitierten Webereibetriebe 
vollzieht sich die »Auslese« der Arbeiter im wesentlichen in folgenden Formen: 
Gänzlich geschiedene Wege gehen (normalerweise) Weberei und Spulerei einer- 
seits, Näherei und mit ihr Plätterei und Wäscherei andererseits. Für die letz- 
tere Arbeit, insbesondere (da nur hier die Zahl der Arbeiterinnen erheblich ins 
Gewicht fällt) für die Nähcrei kommt ganz überwiegend »städtische« (d. h. aus dem 
in geschäftlicher Hinsicht und als Domizil von Unternehmern und Rentnern stadt- 
artigen Dorf stammende) Provenienz in Betracht: Mädchen aus »besseren« Kinder- 
stuben, welche die saubere und ihrem Inhalt nach im traditionellen Sinne >»häus- 
liche« Arbeit vorziehen und keinenfalls in die eine Ftage tiefer liegenden großen 
Fabriksäle »hinuntersteigen« würden, trotz der dort wesentlich höheren Verdienst- 
chancen. In der Näherei erhalten die Mädchen für die erste und zweite Woche 
Taglohn, alsdann bis zur 12. Woche cinen von Woche zu Woche sinkenden 
Zuschuß zum Akkord, von der 13. Woche an (normalerweise) reinen Akkord. — 


Was die Weberei und Spulerei anlangt, so werden »vorgeübte« Erwachsene (nament- 


lich frühere Handweber oder — was bei dem ausgesprochen lokalen Charakter der 
Arbeiterschaft nur ganz ausnahmsweise vorkommt — anderwärts bereits an der 


Maschine beschäftigt Gewesene, die als Arbeiter in den Betrieb eintreten) direkt an 
den Webstuhl gestellt und dort angelernt. Für Jugendliche kommt dies ebenfalls 


vor, doch ist für sie die eigentliche Vorschule für das Weben die Spulerei. Diese 
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punkt ihrer Leistung erreichen, wie lange sie sich auf dieser Höhe 
behaupten und wann ihre Leistungsfähigkeit so weit sinkt, da sie 
nicht mehr als Vollarbeiter, oder schließlich überhaupt nicht mehr für 
die betreffende Arbeitsart verwertbar sind. Daß ein Arbeiter den Höhe- 
punkt sciner Leistungsfähigkeit aus Gründen des Alters erreicht oder 
überschritten hat, macht sich zunächst vielleicht generell in ähn- 


könnte sehr gut von weiblichen Kräften allein besorgt werden, männliche Anfänger 
werden in sie nur eingestellt, um für den Betrieb den genügenden männlichen 
Nachwuchs zu erhalten, der sonst, wenn die Jungen anderweit beschäftigt würden, 
später geringer qualifiziert oder in seiner Neigung zum Fortzug nach auswärts be- 
stärkt würde. Die aus der Spulerei an den Webstuhl übernommenen männlichen 
Arbeiter erhalten zunächst ihren durchschnittlichen Spulverdienst der letzten Mo- 
nate für etwa !/a Jahr garantiert, direkt an den Webstuhl gestellte Lehrlinge 
einen etwa von sechs zu sechs Wochen 2 Mal ansteigenden Lohnsatz. Wenn 
sie sich hinlänglich geübt zeigen, um den Sollakkord der Weber dauernd an- 
nähernd zu verdienen, erhalten sie diesen Satz als Minimallohn garantiert und die 
Prämiensätze je nach Mehrverdienst, sie sind damit Vollarbeiter. Dies tritt nach 
mindestens 4, meist 9—10 Monaten ein, erreichen sie nach etwa 12 Monaten diese 
Leistungsfähigkeit nicht, so werden sie als ungeeignet entlassen. In der Spulerei, 
wo Akkord nach Kilo mit Prämien bezw. Strafen je nach dem Maße des Abfalles 
gerchen wird, ist ein ebensolcher Ausleseprozeß vorangegangen. Die zum Weben 
qualifizierten Spulerinnen werden, falls sie sich nicht frawillig zum Uebertritt an 
den Webstuhl melden, was nicht nur des besseren Verdienstes, sondern, nach aus- 
drücklicher Angabe, auch »der interessanteren Arbeit wegen« die Regel ist, zu ge- 
vebener Zeit vor die Alternative gestellt, entweder auszuscheiden oder sich zur 
Weberei überführen zu lassen, da es im Interesse der Erhaltung des Nachwuchses 
für den Betrieb erwünscht ist, immer wieder Platz für die Einstellung männlicher 
Jugendlicher als Spuler zu gewinnen. Ausnahmen machen solche Mädchen, welche 


spezifisch hohe Qualifikationen für das Spulen besitzen. Es scheinen das nament- 


lich — aber nicht ausschließlich — ältere, unverheiratet gebliebene Arbeiterinnen 
zu sein, die der schwereren Webstuhlarbeit nicht mehr gewachsen sind und — wäh- 


rend der männliche Weber in diesem Fall wohl nur noch als »Platzarbeiter« be- 
schäftigt werden könnte — in der Spulerei noch brauchbar, und dann, weil gegen 
Erotik immun, ganz besonders brauchbar sind: in der Zeit von Juli 1907 bis Au- 
gust 1908 hatten zwei über 5ojährige Spulerinnen, im nackten Akkord gerechnet, 
mit 73 bezw. 70,00, der männlichen Norm eine Durchschnittsleistung, die nur von 
einem 16jährigen Mädchen mit 790/, überholt wurde, während die nächsthöchste 
Durchschnittsleistung (65,6%/,) dahinter um 11 bezw. 71/20/, und die übrigen um 
mehr als 20 bis zu 500%, zurückblieben, die Jungen noch mehr als die Mädchen. 
(Im übrigen befand sich in der Spulerei neben ı5Jjährigen auch noch eine im 
70. Lebensjahr stehende Arbeiterin). — Diese Auslese funktionierte im Ergebnis ziemlich 
fühlbar,-auch wenn man die wegen Disqualifikation nicht berücksichtigten Meldungen 


ganz beiseite läßt und nur die Austritte berücksichtigt. Bei den weiblichen Ar- 
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licher Weise erkennbar, wie die Annäherung an das Uebungs- 
Maximum es tut: Abnahme des Tempos des Uebungsfortschrittes. 
Ob wirklich, könnte nur cine gründliche Prüfung von zahlreichen und 
dabei unter einander hinlänglich vergleichbaren Fällen dartun. Denn 
die von mir durchgerechneten Fälle, welche jene Vermutung (aber eben 
nur als gänzlich provisorische Vermutung) begründen, genügen, 
ganz abgesehen von ihrer geringen Zahl, auch dem Tatbestand nach, 


beitern sind es allerdings in einem Drittel der Fälle »Familienverhältnisse«e, das 
heißt mit nur ganz wenigen Ausnahmen: Heirat oder Vorbereitung dazu, die den 
Grund zum Austritt geben: diese »Auslese« ist natürlich eine in Bezug auf die 
(Qualifikation »wahlloses, d. h. es finden sich ganz ausgezeichnete ebenso wie 
mäßsige Arbeiterinnen darunter. Ein weiterer Bruchteil von tfio der Fälle beruht 
auf unbefriedigtem Ehrgeiz, Streit mit Meisterin, Unzufriedenheit mit dem Gehalt. 
Bei den Näherinnen findet sich gelegentlich die Absicht, auf ihre Rechnung zu 
nähen oder zu schneidern, in einem Fall auch bei einer sehr tüchtigen Näherin der 
Eintritt in eine besonders gute Dienststelle, in einem Fall einer 63Jährigen Spulerin 
Invalidität; endlich in einem Fall der Uebertritt in eine Weberei einer benach- 
barten Großstadt. Der Rest, ebenfalls ca. ein Drittel der Fälle, betrifft Aus- 
scheiden wegen mangelnder Qualifikation, wobei besonders die Augen, daneben 
namentlich »Trägheit<, d. h. wohl: angeborene Langsamkeit des Reagierens, die 
sich dann gern im Uebertritt zum Hausdienst äußert, endlich auch hysterische Ver- 
anlagung (ein Fall) und sonstige Gesundheitsschwäche eine Rolle spielen. Bei den 
Männern sind es in !/e der Fälle rein persönliche und Familienverhältnisse, in !/s 
der Wunsch, mehr zu verdienen oder zu lernen Oder die Abneigung gegen die 
Disziplin der Fabrik, welche den freiwilligen Austritt des Arbeiters bedingten, der 
Rest ('/s) Disqualifikation. Dabei spielten in einem Fall allzu stark entwickelte, 
d. h. die Disziplin gefährdende erotische Neigungen eine Rolle, in einem anderen 
Kränklichkeit, in etwa der Hälfte der Fälle schwache Augen, in den übrigen 
»Langsamkeite oder allgemeines Ungeschick. Die aus diesem letzteren Grunde 
ausgeschiedenen Arbeiter sind ganz überwiegend Ziegler, in je einem Falle Tisch- 
ler, Bergarbeiter, Portier geworden. Wenn man die Zahl der im Herbst 1908 im 
Akkord befindlichen Arbeiter zugrunde legt, verhalten sich die Austritte, während 
2'/s Jahren rückwärts zur Größe des Bestandes bei den männlichen Webern und 
Schlichtern, wie: 56.100, bei den Weberinnen wie 1:2, bei den Näherinnen wie 
53 :100. Die wegen ausgesprochener Disqualifikationerfolsten Ausscheidungen 
machten bei den Weberinnen nur !/1o des Bestandes von 1908, bei den mäÄnn- 
lichen Webern dagegen 3/3 desselben aus. — Für das Einarbeiten in die Maschinen- 
weberei bis zu dem Grade, der für den betreffenden Arbeiter den Höhepunkt der 
Geübtheit darstellt, schätzt man etwa 5 Jahre für den Durchschnitt; von den schon 
in der Jugend eingeschulten Arbeitskräften verspricht man sich die günstigeren Er- 
folge —, obwohl natürlich in Deutschland die zwei Militärjahre, mögen diese 
auch der Domestikation des Arbeiters für die Fabrikdisziplin zugute kommen, doch 


immer als recht fühlbare Unterbrechung der »Uebunge ins Gewicht fallen dürften. 
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diesen Ansprüchen nicht. Z. B. würde dem Anschein nach gut brauch- 
bar sein eine Vergleichung der beiden weiter oben als Illustration 
für das Maß der Leistungsschwankungen von Tag zu Tag gebrauchten 
Leistungskurven zweier Vettern, die in denselben Wochen dieselbe Sorte 
webten. Die beiden Arbeiter sind um annähernd ı0 Jahre im Alter aus- 
einander. In der Tat zeigen sie Unterschiede, die sehr wohl durch 
die Altersdifferenz mit bedingt sein könnten. — Stellen wir zunächst 
die Wochendurchschnitte der Tagesleistungen jedes Arbeiters — 
bei jedem von beiden nach Prozenten seiner Durchschnittsleistung 
berechnet, — untereinander, so zeigt sich folgendes Bild: 
a. (37jährig): 87,5 107,5 105,1 96,1 98,9 91,8 
b. (28jährig): — 103,3 97,1 90,8 103,5 IıL,ı 

Auch die Leistung der jüngeren kollabiert also unter dem (früher 
bereits erwähnten) Einfluß ungünstiger Feuchtigkeitsverhältnisse, ähnlich 
wie diejenige des älteren Arbeiters, aber sie steigt, wie schon diese 
Zahlen zeigen, alsdann wesentlich rapider an, so stark, daß sich für 
die Verhältnisse der beiden Leistungen unter einander, wenn man die 
Leistung des einstühlig arbeitenden Webers a = i100 setzt und damit 
die des zweistühlig arbeitenden b vergleicht, folgendes Prozentverhältnis 
von b:a für die einzelnen Wochen, während deren beide entziffert 
sind, ergibt: 

761. 735. 747 82,7 93 


Die Zahlenreihe zeigt, daß der jüngere Weber (b) zwar etwas 
(2. Woche) schneller, aber (3. Woche) weniger stark kollabiert ist als 
der ältere, und daß er, obwohl er doch neben der von beiden geweb- 
ten Sorte noch einen zweiten Webstuhl (mit einer allerdings, wie fast 
stets, leidlich glatt laufenden Halbleinensorte) zu bedienen hatte, den- 
noch zuletzt den Wochendurchschnitt von a fast erreicht hatte. Ist 
dies nun — ganz oder teilweise — Folge der Altersdifferenz? Der 
jungere der beiden Arbeiter zeigt, wie aus den bei früherer Gelegen- 
heit angeführten Zahlen über die Tage s-Schwankungen hervorgeht, 
ein viel größeres Schwanken der Tagcsleistungen als der ältere: das 
absolut höchste und niedrigste Leistungsniveau cincs Tages standen bei 
ihm um 5o°/o weiter auscinander, als bei diesem, die höchste Schwan- 
kung zwischen zwei aufeinander folgenden Tagen um rund 18—20°/o, 
der Durchschnitt aller Schwankungen von einem Tag zum andern um 
über 40°o. Er erscheint also »labiler« (ermüdungsfähiger), anderer- 
seits zeigt er sich »übungsfähiger« als der ältere Arbeiter, der scin 
Vetter ist. Die Betriebsleitung betrachtet auf Grund der mit ihm ge- 
machten Erfahrungen seine für die Arbeitseignung relevanten Qualitä- 
ten, insbesondere die Schnelligkeit des Reagierens und die Lern- 
fähigkeit als individuelle Eigentümlichkeit, und ist der Ansicht, daß sie 
ihn auch gegenüber a.'s jüngerem (33jährigen) Bruder auszeichnen. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXVIII. ı. 18 
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Nehmen wir nun aber eine Leistungskurve dieses Bruders (c) bei 
einstühliger Arbeit an einer ziemlich lockeren Halbleinensorte vom 
21. 2. bis 31. 3. 1908, so zeigt sich folgendes Bild der Wochenleistungen 
(in P/o seines Durchschnitts): 88,0. 91,9. 88,3. 99,5. 104,2. 107,8. 114,7, — 
also, mit einem Rückschlag in der dritten Woche, stetiger Uebungsfort- 
schritt. Dabei sind jedoch die Schwankungen auch bei ihm sehr bedeu- 
tende: Der Unterschied zwischen der Höchst- und Mindest-Tages- 
leistung der Periode ist 76,4 (66,7)°/o der niedrigsten, 55 (50) °/o der 
Durchschnittsleistung, der größte Unterschied zweier direkt auf ein- 
ander folgenden Tage 59 (33,6)°/o der niedrigeren, 42 (31,7)°/o der 
Durchschnittsleistung (die Zahlen in Klammern bezeichnen die nächst- 
höchsten Differenzen und sind beigefügt, weil die absolute Mindest- 
leistung vielleicht durch einen nicht registrierten, weil in seinen 
Folgen nicht besonders weittragenden »Schützenschlag«e bedingt war). 
Die durchschnittliche Schwankung zwischen je zwei Arbeitstagen be- 
trägt 13,5 °/o, also nur !/2°%o weniger als bei dem jüngeren Vetter, ob- 
wohl Halbleinenqualitäten relativ glatt zu laufen pflegen und die Jahres- 
zeit günstig war. 

Nehmen wir dazu schließlich noch die Leistung eines mit diesen 
3 Arbeitern nicht verwandten, als weit weniger geschickt und brauch- 
bar als sie geltenden Webers d dazu, der (40 Jahre alt) a um 2 Jahre 
an Alter übertrifft und im Mai, Juni und Anfang Juli 1908 eine schmale 
Leinensorte mittlerer Dichtigkeit neben Halbleinen verarbeitete, so 
zeigt sich folgendes Bild: Wochenleistungen in °/ seines Durchschnitts: 
96,6. 89,5. 95,3. 106,0. 106,4. 106,4. 92,6. 110,8. 99,3. 101,0. 103,0. 

Man findet auch hier eine große Langsamkeit des Ansteigens 
der Leistung wenn auch, anders als bei a, ausgeprägtes Steigen. Stellt 
man die Wochen untereinander, in denen diese beiden Arbeiter gleich- 
zeitig gearbeitet haben, so ergibt sich: 

a! 87,5. 107,5. 105,1. 96,1. 0939. 91,8. 
d: 106,4. 106,4. 2,6. 110,8. 99,3. Iol,o. 

Da ist keinerlei Parallelismus zu finden. In der meteorologisch 
ungünstigen (4.) Woche erreicht d seinen Höhepunkt, während a sinkt. 
Und wenn man auf die Tage dieser kritischen Woche zurückgeht, zeigt 
sich folgendes: 

Hysrometerstand! 76. 77: 70. 64. 75, 76. 

a! 113,1. 89,3. 89,3. 76,7. 109,1. 99,3. 
d: 115,6. 115,1. 122,6. 102,8. 98,8. 109,3. 

Bei d trat also ein Rückgang ebenfalls ein, seine Wirkung zeigt 
sich erst nach dem ungünstivsten Tage in vollem Maße, während er 
bei b schneller als bei a und erst recht als bei d eintrat. Die zahl- 
reichen möglicherweise mitspielenden Zufälle hindern hier vorerst die 
Deutung. — Der Durchschnitt der Abweichungen von einem Tag zum 
anderen ist bei d mit 11,4°o der Durchschnittsleistungen schwächer 
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als sowohl bei b, wie bei a.'s jüngerem Bruder c, dagegen, wohl in- 
folge der Doppelstühligkeit, stärker als bei a (8'/2°/o); die Differenz des 
Maximums und Minimums beträgt 66,7°/o der nicdrigsten und 47,9 °/o 
der Durchschnittsleistung, die höchste Differenz von einem Tage zum 
andern 56,5°/o der niedrigeren und 41,5°/o der Durchschnittsleistung. 
Das sind nur wenig niedrigere Maximalschwankungen als bei b (dem 
jüngsten [28jährigen] Arbeiter: s. früher) und auch als bei c (a.'s 
jüngerem, 33Jjährigem Bruder), dagegen erheblich höhere als bei dem 37- 
jährigen a: die Zweistühligkeit ist hier wohl das störende Element. 
Durch den Einfluß dieses Umstandes wird dies Beispiel überhaupt 
derartig stark entwertet, daß es eben nur als ein »Beispiel«e für 
einen bereits anderweit, durch zahlreiche gleichartige und unver- 
dächtige Fälle als typisch erwiesenen Sachverhalt brauchbar wäre. In- 
des andere, diesen Fällen auch in bezug auf die geringere »Uebungsfähig- 
keite (d. h. die geringere Fähigkeit des Sich-Einarbeitens in neue 
Sorten, welche schon gegen das 40. Lebensjahr einzutreten scheint) 
nicht unähnliche Beispiele, die ich anführen könnte, sind aus wiederum 
anderen Gründen — stets: weil noch andere Momente, die den Sach- 
verhalt erklären könnten, vorliegen — nicht unbedingt schlüssig. 
Vorerst muß es dahingestellt bleiben, inwieweit bei den Unterschieden, 
die ın diesem Fall hervortreten, die Altersdifferenz mitspricht. Soweit 
dies etwa der Fall sein sollte, würde der geringere Uebungszuwachs 
bei den beiden alten Arbeitern (a und d) wohl am ehesten darauf 
zu schieben sein*!*). Indes nur eine Beobachtung genügend großer 
Zahlen von sorgsam auf ihre Schlüssigkeit durchgerechneten Fällen, und 
dann — wo dies möglich ist — die Kontrolle an Durchschnittslöhnen 
grofser Betriebe könnten uns hicr über unsichere Vermutungen hinaus- 
führen. Die älteren Jahrgänge der Arbeiter des Zeiß-Werkes haben 
s. Z. die durch den Achtstundentag gebotene Arbeitsintensivierung 
überraschend gut geleistet, besser, als die Mehrzahl der jüngeren 
Jahrgänge (Intensitätssteigung in den ersten 4 Wochen nach Einführung 
des Achtstundentages: bci den über 4ojährigen Arbeitern = 100:117,4, 
höher nur bei den jüngsten Jahrgängen, 22—25 Jahre: 100:117,9, bei 
den anderen je 5 Jahrgänge von 25—40 Jahren zusammenfassenden 
Gruppen: 100: 116,7 bezw. 114,9 bezw. 115,8)**). In der Leinenwcberci 
scheint recht oft bald nach und zuweilen vor dem 40. Lebensjahr die 
erforderliche Schärfe des Auges nachzulassen. 

Hier kam es ja nicht darauf an, .Resultate zu erzielen, sondern: an 
cinem für die Gewinnung von solchen wenig geeigneten Beispiele zu 
zeigen, wie sie etwa gewonnen werden könnten. Auf Einzelheiten 


41a) Wir kommen darauf noch bei Analyse der Arbeitskurven kurz zurück. 
*:) Dabei spielt aber die Art der Verteilung auf die Beschäftigungsarten, 


die das Maß der Steigerung fähigkeit bedingt, mit. 
15* 
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der sonstigen Probleme, die mit der Wiedergabe der obigen Zahlen 
ja nur angerührt wurden, ist später zurückzukommen. 

Was endlich den Einfluß des Familienstandes betrifft, so 
verfüge ich darüber nicht über Material. Bekannt ist, daß namentlich 
die Abneigung der Arbeiter gegen die Gleichförmigkeit der 
Arbeit, wenn diese nur sicheres Einkommen bringt, im allgemeinen 
und sehr begreiflicherweise entschieden abnimmt, wenn sie erst einmal 
Familienväter sind. Möglich auch, da die Monotonie dann von ihnen 
»psychophysisch« leichter ertragen wird, da der Einfluß des Alkohols, 
generell wenigstens, zurückzutreten pflegt*?=*). Exakte Untersuchungen 
über alle diese Verhältnisse liegen nicht vor. Beachtenswert, aber auch 
der umfassenden Nachprüfung bedürftig sind die Ausführungen von 
H. Bille-Top *°), wonach bei den Verchelichten ‘der Akkordverdienst 
um durchschnittlich etwa cin Jahrfünft länger als bei den Ledigen (bei 
diesen bis zum 30., bei den Verheirateten bis zum 35. Jahre) steigen 
resp. auf der Höhe bleiben soll. Das alsdann beginnende Sinken soll 
bei den Ledigen um ein volles Jahrzehnt früher (mit dem Jahrfünft 
vom 40. zum 45. Jahre) einen sprunghaften Absturz zeigen, als bei 
den Verehelichten [50—55 Jahr|**). Lässigere Arbeit und frühere 
Erschlaffung sollen die häufige Folge zu lange — d. h. wohl über 
das Jahrfünft vom 25.— 30. Lebensjahr hinaus -— dauernder Ehelosig- 
keit sein. (Es versteht sich dabei, dafs »Ehelosigkeit« in der Arbeiter- 
schaft, zumal einer Stadt wie Kopenhagen mit dem Weltrekord der Un- 
gebundenheit, nicht das Entfernteste mit sexueller Frugalität zu schaffen 
hat: im Gegenteil, entscheidend für die »L.eistungsfähigkeit« ist — die 
generelle Richtigkeit der Beobachtung vorausgesetzt —, die relative 
»Ördnung« der Lebensführung durch die Ehe, nichts anderes.) 

Da über die im allgemeinen genügend bekannte Wirkung des Al- 
kohols auf die Leistungsfähiskeit zu der unermeßslichen Literatur 
hier Neues ebenso wenig hinzuzufügen ist*t=), wie dem, was über den 
Einfluß der Wohnungsverhältnisse und der Länge des Weges zur Ar- 

u en) Eben dies traf aber z. B. bei den gleich zu erwähnenden Erhebungen 
in Kopenhagen nicht zu und auch die Magen- und Darmkrankheiten waren bei 
den Verheirateten eher stärker vertreten: Folge kulinarischer Disqualifikation der. 
Arbeiterfrauen! 

43) H. Bille-Top, Bidrag til den sociale Arbejderstatistik, Kopenhagen 1904 
(A. Bangs Forlag). Es liegen (s. o.) die Erfahrungen der Krankenkasse Aldertröst, 
in Kopenhagen zugrunde. 

44) Auch die Morbidität beider Kategorien soll sich erheblich unterscheiden. 

#a) Die Erhebung Levenstein's enthält darüber massenhaftes, die An- 
sichten Kraepelins in den wesentlichen Punkten durchaus bestätigendes Material 
aus dem Munde der Arbeiter. Wesentlich die Chikanen der Polizei, das 
Fehlen von Gewerkschaftslokalen u. s. w. bringt die Arbeiterschaft in Abhängigkeit 


von den Wirten und damit vom Alkohol. 
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beit schon oft gesagt ist, und da das, wie ich glaube, keineswegs irre- 
levante Sexualleben der Arbeiter in seinen Zusammenhängen mit der 
Arbeitsleistung noch gar nicht erforscht ist*°), so brechen wir hier die 
Erörterung der einzelnen, die Gestaltung der Leistungskurven 
generell beeinflussenden Momente ab. 


45) Es ist erstaunlich, daß noch keinerlei Umfrage bei den Aerzten — natür- 
lich möglichst international — veranstaltet worden ist, welche ein Bild von der 
unter den einzelnen ethnischen, sozialen, kulturellen, klimatischen Bedingungen als 
normal geltenden Beischlafsfrequenz (zunächst einmäl: der ehelichen, die 
das wichtigste Thermometer ist) geben könnte. Es dürfte dies eine der aller- 
nächstliegenden und relativ leicht zu erledigenden Aufgaben medizinischer En- 


queten sein. 


(Fortsetzung im nächsten Heft.) 
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Neuere Literatur und Gesetzgebung auf dem Gebiet 
der Hausindustrie und Heimarbeit. 


. Von 


RUDOLF MEERWARTH. 
N 

Betrachtet man die Literatur, die in den letzten Jahren über das 
Problem der Hausindustrie erschienen ist, so heben sich zwei Gruppen 
von Schriften von einander ab. Die eine Gruppe besteht aus den 
»Gelegenheitsschriften«e, wie man sie nennen könnte, genauer ausge- 
drückt, aus den Schriften, die im engen Anschluß an die Bestrebungen 
zur Hebung der Notlage der Heimarbeiter erschienen sind. Die Be- 
sprechung dieser Schriften setzt daher notgedrungen eine kurze Schil- 
derung des Verlaufs dieser Bestrebungen voraus. Es wird sich dabei 
lediglich um die Bestrebungen der letzten drei bis vier Jahre handeln, 
die sich, wie ım folgenden gezeigt wird, von den Bestrebungen der 
vorhergehenden Jahre ziemlich deutlich unterscheiden. Der zweite 
Teil der Besprechung wird der neueren Literatur über Hausindustric 
gewidmet sein, soweit sie selbständig, unabhängig von der äufieren Be- 
wegung, erschienen ist. Bei einigen der besprochenen Schriften wird 
sich allerdings mit Sicherheit kaum feststellen lassen, welcher der beiden 
Gruppen sie angehören; doch ist dieser Umstand von keiner großen 
Bedeutung, da die ganze Zweiteilung nur der besseren Darstellung wegen 
gewählt wurde. 


I. 


Wenn vorhin gesagt wurde, daß sich die Bestrebungen zur Hebung 
der Notlage der Heimarbeiter in den letzten Jahren von den Bestre- 
bungen früherer Jahre abheben, so wird damit an die Tatsache erin- 
nert, daß gerade in der letzten Zeit, sagen wir vom Heimarbeiterschutz- 
Kongreß ab, immer weitere Kreise des Volkes, insbesondere der Ar- 
beiterschaft und der Sozialpolitiker, sich für das Hausindustrieproblem 
interessieren. 
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Setzen wir den Heimarbeiterschutz-Kongreß an den 
Anfang dieser Periode, so müssen wir auch auf seine Entstehung 
hinweisen. Auf dem vierten Kongreß der freien Gewerkschaften 
Deutschlands, der zu Stuttgart vom 16. bis 21. Juni 1902 tagte, war 
ein Referat über die Hausindustrie auf die Tagesordnung gesetzt wor- 
den, Referent war Käming. Einstimmig und ohne Debatte wurde 
Kämings Resolution angenommen, ungefähr folgenden Inhalts. In 
Anbetracht dessen, daß die Hausindustrie dazu angetan ist, die in ihr 
beschäftigten Arbeiter: und Arbeiterinnen wirtschaftlich und geistig zu 
verelenden, dem Unternehmertum die Möglichkeit bietet, jeglichen Ar- 
beiterschutz zu ignorieren und somit die ständige Gefahr in sich birgt, 
die soziale Lage der in den Fabriken und Werkstätten beschäftigten 
Arbeiter und Arbeiterinnen auf das niedrigste Niveau herabzudrücken, 
erklärt der Kongreß, daß einzig und allein durch ein vollständiges ge- 
setzliiches Verbot der Hausindustrie ihre Schäden zu beseitigen sind. 
Als Uebergangsmaßregeln forderte der Kongreß unter anderem: Ausdeh- 
nung der Arbeiterschutz- und Versicherungsgesetze auf sämtliche Heim- 
arbeiter, vollständiges Verbot der Kinderarbeit, Unterstellung der 
gesamten Heimarbeit unter die Kontrolle der Gewerbeinspektion, Ver- 
pflichtung der Arbeitgeber und der sogenannten Zwischenmeister, eine 
genaue Liste der von ihnen beschäftigten Personen zu führen, Erlaf3 
von Schutzbestimmungen und Spezialvorschriftea nach der Natur der 
einzelnen Zweige der Heimarbeit. Um diesen Forderungen den nötigen 
Nachdruck zu verleihen und die Gesamtbevölkerung auf die: Gefahren 
der Hausindustrie aufmerksam zu machen, beauftragte der Kongreß} 
die Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands, während der 
nächsten Reichstagssession einen allgemeinen Heimarbeiterschutz-Kon- 
greß nach Berlin einzuberufen. 

So kam auf die Einladung der Generalkommission der Gewerk- 
schaften Deutschlands hin der Erste Allgemeine Heimarbeiter- 
schutz-Kongreß im Jahre 1904 zu Berlin im Gewerkschaftshaus 
zusammen und tagte vom 7. bis 9. März. Es beteiligten sich an ihm 
die freien Gewerkschaften, von den Hirsch-Dunkerschen Gewerkvercinen 
der christlich-westfälische Verband, die Vertreter des Vereins für So- 
zialpolitik und der Gesellschaft für soziale Reform, der Verband der 
freien Hilfskassen und die Centrale für das Krankenkassenwesen 
Deutschlands. Die beiden Referate hielten Käming über »die soziale 
Lage und Notwendigkeit des gesetzlichen Schutzes der Heimarbeiter 
und Heimarbeiterinnen«e und Professor Dr. Th. Sommerfeld über 
»die gesundheitlichen Gefahren der Hausindustrice für das konsu- 
mierende Publikum«. Nach dreitägiger Debatte, in der außer den 
Referenten die Vertreter einzelner Gewerbe Schilderungen von der 
traurigen Lage der Ileimarbeiter gaben, in der auflserdem wichtige 
prinzipiclle Fragen, wie die Forderung des \Verbots der Heimarbeit 
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und besonders die Regelung der Lohnfrage erörtert wurden, nahm der 
Kongreß einstimmig eine auf einen Heimarbeiterschutz abzielende 
Resolution!) an. In ihr wurde unter anderem die Ausdehnung der 
Kranken-, Alters- und Invaliditäts-- und Unfallversicherungsgesetze, 
ferner der Bestimmungen der GO. über Arbeitszeit, Nachtarbeit, Sonn- 
tagsruhe u. s. w. gefordert. Ferner Vorschriften über die Einrichtung und 
Beschaffenheit der Arbeitsstätten, Unterstellung der Heimarbeitsstätten 
unter die Kontrolle der Gewerbeinspektion, Pflicht der Registrierung 
seitens der Unternehmer und Zwischenmeister, Einführung von Lohn- 
büchern, Verbot der Mitgabe von Arbeit nach Hause an Werkstattar- 
beiter und -arbeiterinnen. Bezüglich der Lohnfrage wurde folgende 
Bestimmung angenommen: »Äuf Antrag von Arbeitern oder deren 
Organisationen hat das Gewerbegericht als Einigungsamt für den Ort 
seiner Zuständigkeit und für eine bestimmte Gültigkeitsdauer bestimmte 
Lohnsätze für die Branche, für die es berufen wurde, festzusetzen. An 
Orten, an denen ein Gewerbegericht nicht besteht, müssen besondere 
Kommissionen, zur Hälfte aus Vertretern der Arbeiter, zur Hälfte aus 
Vertretern der Unternehmer und einem Vertreter der Gewerbeinspek- 
tion als Vorsitzendem, eingesetzt werden. Die normierten Lohnsätze 
dürfen nicht niedriger scin, als die in den Fabriken und Werkstätten 
gezahlten, und sind nach ihrer Veröffentlichung rechtsverbindliche. 

Dem Heimarbeiterschutz-Kongref3 wurde gleichzeitig eine Reihe 
kurzer Abhandlungen über die Hausindustrie in einigen Gewer- 
ben unterbreitet. Sie finden sich zum Teil in dem von der General- 
kommission der Gewerkschaften Deutschlands herausgegebenen Proto- 
koll der Verhandlungen des Ersten Allgemeinen Heimarbeiterschutz- 
Kongresses: 

ı. Hausindustrieund Heimarbeitbeider Fabrikation 
künstlicher Blumen und Federn. Von Emma Ihrer—Pan- 
kow—Berlin, 7 S. Der Aufsatz bringt Angaben über die Ausdehnung 
und Arbeitsorganisation der beiden Saisonindustrien , außerdem werden 
an Beispielen die Lohnverhältnisse, Arbeitszeit, Wohnungsverhältnisse 
u. s. w. der Arbeiterinnen in einigen Hauptproduktionsorten (Sebnitz, 
Neustadt, Dresden, Berlin) geschildert. 

2. Heimarbeit und Hausindustrie in der Buchbinderei 
und verwandten Branchen. Von E. Brückner-—Berlin, 4 S. 

3. Hausindustrieund HeimarbeitinderKorbmacherei, 
der Bürstenfabrikation und der Knopfmacherei Von Th. 
Leipart— Stuttgart, 5 S. 

4. Die Heimarbeit in der Porzellanindustrie Von 





1) Infolge Raummaneels kann die Resolution hier nicht vollständig wieder- 
gegeben werden. Sie findet sich im Reichs-Arbeitsblatt, II. Jahrg, S. 743 und 


744 abgedruckt, 
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Georg Wollmann—Charlottenburg, 4 S. 

5. Die Heimarbeit in der Schuhindustrie Von Fr. 
K ölle— Nürnberg, 3 S. 

6. Heimarbeit in der Wäschefabrikation und Kon- 
fektion. Von Marie Hofmann- Berlin, 16 S. 

7. An den Kongreß der Heimarbeiter. Enthält eine kurze 
Darlegung der hausindustriellen Glasarbeiter Steinschönaus, die der 
XV. Verbandstag des Fachverbandcs der Arbeiter der Glas- und Keramik- 
warenbranche in Nordböhmen dem Heimarbeiterschutz-Kongreß über- 
mittelte. 

Ferner wurde dem Kongress vorgelegt: 

8. Die Heimarbeit und ihre Verbreitung in der Me- 
tallindustrie. Stuttgart 1904, 63 Seiten. Die Arbeit ist zusammen- 
gestellt vom Vorstand des Deutschen Metallarbeiterverbandes nach Be- 
richten der Bezirksorte und Ortsfunktionäre des Deutschen Metall- 
arbeiterverbandes. Wie in der Einleitung hervorgehoben wird, ist es 
infolge des Fehlens eines Zusammenhangs unter den Heimarbeitern, sei 
es in einer gewerkschaftlichen oder auch nur geselligen Vereinigung, 
unmöglich, eine erschöpfende Darstellung zu geben. Die Schrift be- 
schränkt sich daher auf die Nachweisung der Verbreitung der Heim- 
arbeit in der Metallindustrie und auf eine Hervorhebung mehr allge- 
meiner und allen Hcimarbeitern gemeinsamer Erscheinungen. 

ọ. Aus der Berliner Heimarbeit. Enquete des Vereins für 
Frauen und Mädchen der Arbeiterklasse zu Berlin. Berlin 1904. 27 S. 

Die Schrift gibt die Ergebnisse einer Enquete wieder, die der 
Berliner Verein für Frauen und Mädchen der Arbeiterklasse, der auch 
Heimarbeiterinnen zu seinen Mitgliedern zählt, veranstaltete. Es wur- 
den im ganzen 315 Fragebogen ausgefüllt, ausdrücklich wird erwähnt, 
dass die Fälle größten Elends nicht vertreten seien. Von den 315 
Heimarbeiterinnen gehörten 94 der Damenkonfektion, 58 der Herren- 
konfektion, 47 der Wäschekonfektion an. 219 der 315 Heimarbeiterin- 
nen waren verheiratet, 45 ledig, 35 verwitwet, 8 geschicden, 8 ehever- 
lassen. Die Gründung des eigenen Ilausstandes veranlaßte die meisten 
jungen Frauen, die bisherige Beschäftigung aufzugeben und eine Arbeit 
zu suchen, die im Haus selbst ausgeführt werden kann. In 125 Fällen 
war es häuslicher Dienst, sehr selten Kontorarbeit, öfters auch Fabrik- 
arbeit in demsclben Gewerbe, die zu Gunsten der Heimarbeit aufge- 
geben wurden. Nicht nur dic früheren Fabrikarbeiterinnen, sondern 
alle Arbeiterinnen sind sich nach dem Bericht sehr wohl bewußt, daf 
man in der Werkstatt bei weniger Auslagen und kürzerer Arbeitszeit 
mehr verdient. Die durchschnittliche tägliche Arbeitszeit betrug bei 
den Heimarbeiterinnen der Damenkonfektion ı1!/a Stunden, sie erziel- 
ten einen durchschnittlichen Wochenverdienst von 9,50 Mark (der 
höchste Wochenverdienst betrug 25 M., der niedrigste 3 M.). Die 
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Hleimarbeiterinnen der Herrenkonfektion erzielten bei einer durch- 
schnittlichen täglichen Arbeitszeit von ıı Stunden einen durchschnitt- 
lichen Wochenverdienst von 7 Mark (der höchste Wochenverdienst war 
ı4 M., der niederste 2 M.). Der durchschnittliche Wochenverdienst 
der Heimarbeiterinnen der Wäschekonfektion betrug bei einer durch- 
schnittlichen täglichen Arbeitszeit von ıı!/a Stunden 8,90 M. (der 
höchste Wochenverdienst betrug 17 M., der niedrigste 3 M.). Dic kleine 
anspruchslose Untersuchung, deren Erhebungsmethode hier nicht kriti- 
siert werden soll, läßt doch bereits zwei Seiten der großßstädtischen 
Heimarbeit deutlich hervortreten: den hohen Anteil verheirateter Frauen 
an der Heimarbeit und die überaus große Verschiedenheit indem Tages- 
verdienst, der natürlich vor allem mit der täglich aufgewendeten Ar- 
beitszeit im engen Zusammenhang steht und daher nur sehr schwer ın 
exakt statistischer Weise zu erfassen ist. 

Eine andere Scite der großstädtischen Heimarbeit, das Wohnungs- 
elend, sucht für eine bestimmte Gegend die nachfolgende Unter- 
suchung zu erfassen: 

ı0. Die Heimarbeit der Tabakındustrie in Hamburg, 
Altona-Öttensen und Wandsbeck. Altona 1904. 30 S. Die 
Arbeit gibt die Resultate einer sehr sorgfältig veranstalteten Erhebung 
wieder, die sich auf ı22 hausindustrielle Betriebe erstreckte. Und 
zwar konnten lediglich die Betriebe der als Verbandsmitglieder be- 
kannten Ileimarbeiter in die Erhebung aufgenommen werden; schon 
daraus geht hervor, daß die schlimmsten Verhältnisse von der Statistik 
auch hier nicht erreicht wurden, da sich im allgemeinen nur die bes- 
ser gestellten Heimarbeiter einem Verband anschließen. Die Fragen, 
die die Veranstalter der Enqucte den Hausindustriellen vorlegten, er- 
streckten sıch vor allem auf Arbeitszeit, Sonntagsarbeit, Kinderarbeit, 
Gesundheits- und Wohnungsverhältnisse. Darnach betrug die Durch- 
schnittsarbeitszeit 12—13 Stunden, Sunntagsarbeit kam häufig vor. 
Was die Wohnungsverhältnisse angcht, so hatten, wie ich herausge- 
rechnet habe, von den r15 eigentlichen Heimarbeitern, deren Verhält- 
nisse aufgezeichnet wurden, nur 18 eine cigene Arbeitsstätte. In 52 
Betrieben war der Arbeitsraum mit der Küche vereint, in 16 Betrieben 
der Arbeitsraum mit dem Wohnraum, in 15 Betrieben der Arbeitsraum 
mit dem Schlafraum, in 4 Betrieben war Arbeitsraum, Wohnraum und 
Schlafraum, in weiteren 4 Betrieben Arbeitsraum, Küche und Wohn- 
raum, in 6 Betricben gar Arbeitsraum, Küche, Wohnraum und Schlaf- 
raum vereint. Unter den ıg Räumen, deren Höhenmaß angegeben ist, 
befinden sich nur 3, die 3 m hoch sind, 3 sind 2,90 m hoch, 3 weitere 
2,55 m, I 2,80 m, 6 Räume 2,40 m, ı 2,60 m, endlich 2 Räume 2,20 
Meter hoch. Rechnet man als Mindestluftraum für eine Person in 
Räumen, die nicht ausschlicßlich zum Arbeiten benutzt werden, nur 
10 cbmh (nach den ärztlichen Berechnungen sind 15 bis 20 cbm nötig), 
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so entsprachen diesem Mindestmaß von 25 Räumen, deren Mafe an- 
gegeben sind, 17, darunter fünf sehr knapp. Wie glaubwürdig diese 
Angaben sind, zeigen die Ergebnisse der Wohnungserhebung, die in 
Bremen im Auftrag der Deputation wegen Wohnungsinspektion 1904 
veranstaltet wurde °). In den Wohnungen der Heimarbeiter (es kommen 
vor allem Cigarrenheimarbeiter in Betracht) wurden unter anderem 
auch Untersuchungen über den Luftraum der Arbeitsräume veranstaltet. 
Der Bericht bemerkt, daß das Ergebnis schr wenig befriedigend sei, 
da bei einem Bestehen auf einem Mindestluftraum von 20 cbm für die 
arbeitende Person von 20 Arbeitsräumen für zwei Heimarbeiter nur 
einer genügend, und von den 33 Arbeitsräumen für einen Heimar- 
beiter sieben ungenügend seien. 

Mit dem Heimarbeiterschutz-Kongress war auch eine kleine Aus- 
stellung von Gegenständen, die in der Hausindustrie hergestellt waren, 
verbunden. Während der Debatte wurde angeregt, diese Ausstellung 
zu einem großen Unternehmen auszugestalten. Diese Anregung wurde 
aufgenommen. Unter der Führung des Bureaus für Sozialpolitik kam 
das Unternehmen durch die gemeinsame Arbeit bürgerlicher Sozial- 
politiker, der freien und christlichen Gewerkschaften und der Hirsch- 
Dunkerschen Gewerkvereine, sowie der Vertreterinnen verschiedener 
Frauenvereine zustande. Im Januar 1906 wurde zu Berlin die Heim- 
arbeit-Ausstellung eröffnet. 

In der Zeit zwischen dem Heimarbeiterschutz-Kongreß und der 
Heimarbeit-Ausstellung hatten sich unter anderen der XV. Evange- 
lısch-soziale Kongreß, der am 25. und 26. Mai 1904 zu Breslau tagte, und 
der V. Kongreß der christlichen Gewerkschaften Deutschlands, der 
vom 17. bis 20. Juli 1904 in Essen-Ruhr tagte, ebenfalls mit dem 
Problem der Hausindustrie befaßt und waren zu teilweise ähnlichen 
Ergebnissen?) wie der Heimarbeiterschutz-Kongrefßß gekommen. 

Die Heimarbcit-Ausstellung hatte vor allem den Zweck, 
großen Schichten des Volkes das in der Hausindustrie herrschende 
Elend vor Augen zu führen, sie auf Schäden hinzuweisen, die früher 
vielen verborgen geblieben waren. Einen Ueberblick über die ausge- 
stellten Gegenstände gibt der im Auftrag des Bureaus für Sozialpolitik 
von Dr. Heiß und Dr. Koppel bearbeitete Führer: 

1i. DeutscheHeimarbeit-Ausstellung, Berlin 1906. 
232 S. 

2) Untersuchung der Wohnungen der minderbemittelten Klassen in Bremen. 
Im Auftrage der Deputation wegen Wohnungsinspektion veranstaltet im April 1904 
und bearbeitet vom Bremischen Statistischen Amt. 

3) Vgl. Die Verhandlungen des fünfzehnten evangelisch - sozialen Kongresses, 
Göttingen 1904. S. 142—177. — Vgl. ferner die Resolutionen des fünften Kon- 
gresses der christlichen Gewerkschaften in Essen, abgedruckt im Reichs-Arbeitsblatt 


II. Jahrgang, S. 741 ff. 
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Der Führer fußt auf dem Inhalt von Auskunftsbogen, die unter 
die Heimarbeiter und -arbeiterinnen durch die Vermittlung der Ge- 
werkschaften verteilt worden waren. Der Auskunftsbogen fragte nach 
dem Ausstellungsgegenstand und dem Herstellungsort, nach der Arbeits- 
zeit pro Stück, Dutzend, Schock, Gros, nach dem Arbeitslohn pro Stück, 
Dutzend, Schock, Gros, dem Durchschnittsverdienst pro Stunde, dem Ar- 
beitslohn für denselben Gegenstand in der Fabrik, nach den Auslagen des 
Arbeitenden pro Stück, Dutzend, Schock, Gros, nach dem Reinver- 
dienst pro Woche bei einer durchschnittlichen Arbeitszeit von so und 
soviel Stunden täglich, dem Preis der Rohstoffe, dem Engros-Ver- 
kaufspreis und dem Ladenpreis des Ausstellungsgegenstandes. Aufser- 
dem wurden Mitteilungen erbeten über das Älter des Arbeitenden, über 
Zahl, Geschlecht und Alter der mitaıbeitenden Familienangchörigen 
und Fremden und deren Bezahlung, über den Arbeitsraum und die 
Wohnung, Angaben über Teilarbeit, schließlich war eine Rubrik für 
besondere Bemerkungen vorgesehen. Was die Beurteilung des ange- 
gebenen Zahlenmaterials angeht, so ist zunächst schon in der Einleitung 
des Führers darauf hingewiesen, daf} stellenweise die Löhne höher an- 
gegeben wurden, als einer tiefer dringenden Rechnungsweise entspricht. 
»Schr vicle Schneider und Schneiderinnen gaben als Auslagen nur ihre 
Kosten für die Nähutensilien und Nähfäden an. Von einer etwaigen 
Ansetzung der Verzinsung und Amortisation der Nähmaschine z. B. 
kann wohl an keiner Stelle die Rede scein.e Ferner ist beachtenswert, 
worauf der Führer gleichfalls hinweist, daß manche der herangezogenen 
Beschäftigungen zu den Saisonarbeiten gehören, dafl also vielfach die 
Beschäftigung zu gewissen Zeiten des Jahres sehr gering ist. Was die 
Folgerungen betrifft, die sich aus den Angaben für die Sozial- 
politik gewinnen lassen, so wird man ihnen meiner Ansicht nach 
am besten gerecht, wenn man sie als Material für spätere eingehende 
Untersuchungen mit benützt; sie ohne weiteres für die Zwecke der 
Politik zu verwerten, stehen vor allem zwei Hindernisse entgegen. 
Das erste wurzelt darin, dafl von den angeführten Erzeugnissen einer 
Industrie vielfach nur cin kleiner Teil ausgestellt war; cs war also 
naturgemäfs unmöglich, sich cin Bild von der Gesamtlase des Indu- 
striezweiges zu machen. Das zweite bezieht sich auf die für die ein- 
zelnen Stücke angegebene Arbeitszeit. Die Arbeitszeit anzugeben, die 
wirklich nötig ist, um cin bestimmtes Produkt herzustellen, ist gerade 
in der Hausindustrie äußerst schwierig; es ist eine Aufgabe, die von 
den Hausindustriellen selbst gewöhnlich nicht gelöst werden kann, dazu 
ist vielmehr ein sowohl mit der Technik der Arbeitsherstellung als 
auch mit der Lebensweise der Ilausindustriellen gründlich erfahrener 
Beobachter nötig. Die Kritik, die an den Angaben des Führers ge- 
übt wurde, hat sich vor allem auch gerade an die beiden Punkte 
gehalten. Aus den Kritiken, die mir von Belang erscheinen, er- 
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wähne ich die der Sonneberger Handelskammer in ihrem Bericht 
für das Jahr 1906 (Seite 7 und 8). »Auf Grund der dortigen Be- 
sichtigung und späterer Nachprüfung wurde einwandsfrei festgestellt, 
daß die an den Waren gemachten Angaben in vielen Fällen ein 
durchaus falsches Bild der Verdienstverhältnisse hiesiger hausindu- 
strieller Arbeiter vermitteln. Im übrigen wurde für die Sonneberger 
Spielwarenindustrie festgestellt, daß die in Berlin ausgestellten Artikel 
kaum 5°/o ihrer hausindustriellen Gesamterzeugnisse ausmachen, da 
von wenigen Ausnahmen abgesehen, die Ausstellung nur die ordinärsten 
Artikel der Sonneberger Spielwaren-Hausindustrie enthielt«. Ferner 
aus dem Bericht der Berliner Handelskammer: Die Heimarbeit in Ber- 
lin (Oktober 1906) z. B. Seite 18: »Der Ausstellungskatalog führt nur 
12 Nummern von Gegenständen der Berliner Mäntelkonfektion auf. 
Erwägt man, daß letztere ca. 40000 Heim- und Werkstattarbeiterinnen 
beschäftigt, so muß die Spärlichkeit des Materials auffallen: und »das 
Urteil, welches die von uns befragten Interessenten über die Ausstellung 
fällten, ging dahin, da die Preisangaben im allgemeinen zutreffend, 
dagegen die Berechnungen der Arbeitszeit fast stets zu hoch gewesen 
scien, wahrscheinlich weil es sich, abgeschen von irrtümlichen Mit- 
teilungen, großenteils um ungeübte Arbeitskräfte gehandelt habe. Die 
ausgestellten Gegenstände seien meistens von geringer Beschaffenheit 
gewesen und hätten, als wenig gangbare Marken, kein Bild von den 
Gesamtverhältnissen der betreffenden Branche gegeben«. 

Im Anschluß an die Berliner Heimarbeit-Ausstellung sei auf die am 
31. März 1908 eröffnete Frankfurter Heimarbeit-Ausstellung hin- 
gewiesen. Wie im Führer durch diese Ausstellungbetontist, solltestatt einer 
Nachahmung der Berliner Ausstellung cin »Unternehmen mit eigenem 
Charakter« geschaffen werden, das geeignet wäre, die Berliner Aus- 
stellung zu ergänzen und sichere Ergebnisse zu erzielen. Die Aus- 
stellung beschränkt sich auf die Heimarbeit des »Rhein—Mainischen 
Wirtschaftsgebietes«, worunter das Gebiet von Frankfurt und seiner 
weiteren Umgebung, vor allem Taunus, Vogelsberg, Spessart und 
Odenwald, zu verstehen ist. Die Sammlung der Ausstellungsgegen- 
stände wurde von »Fachausschüssen«e vorgenommen; jeder Zweig der 
Hausindustrie im untersuchten Wirtschaftsgebict hatte einen besonderen 
Fachausschuß, dem ein unparteiischer wissenschaftlicher Leiter und 
Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnchmer angehörten. Ihrer Anlage 
nach bezweckte die Ausstellung einen großen Anschauungs- 
unterricht; viele ÄAusstellungssegenstände wurden in den einzelnen 
Teilen des Herstellungsvorgangs gezeigt, arbeitende Heimarbeiter führ- 
ten in den Schauwerkstätten die Herstellung einzelner Artikel selbst 
vor. Zur weiteren Belehrung standen außer den zu cinem jeden Aus- 
stellungsgegenstand gehörenden Etiketten, auf denen Alter, Geschlecht, 
Familienstand, Vorbildung, Arbeitsstätte, Beschäftigungsdauer, Arbeits- 
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lohn des Heimarbeiters verzeichnet war, noch kurze Beschreibungen 
der untersuchten Heimindustrien zur Verfügung, denen später aus- 
führliche Monographien folgen sollen. Der Verfasser hat die Aus- 
stellung selbst nicht gesehen; es sei hier aber doch auf die Kritik hin- 
gewiesen, die ein kompetenter Sachverständiger, der Vorstand der bad. 
Fabrikinspektion, Oberregierungsrat Bittmann, an der Ausstellung ge- 
übt hat). 

Gelegentlich der Berliner Heimarbeit-Ausstellung waren eine Reihe 
kleinerer Schriften erschienen, die das im Katalog gegebene 
Bild weiter illustrieren. Darunter fallen zunächst die 

12. Bilder aus der deutschen Heimarbeit, Berlin 1906. 
31 S., kleinere Aufsätze, herausgegeben von der literarischen Kommission 
der Heimarbeit-Ausstellung. Von den übrigen, denen fast durchweg eine 
wissenschaftliche Bedeutung nicht zukommt und auch nicht zukommen 
sollte, seien einige herausgegriffen: 

13. Die Heimarbeit-Ausstellung in Berlin. Verlag 
von T. Simon in Nürnberg. 16 S. 

14. Bilder aus der Heimarbeit in der Holz-Indu- 
strie. Stuttgart 1906. Deutscher Holzarbeiter-Verband. 63 S. 

15. Die Heimarbeit in der Gold- und Politur- 
leisten-Industrie. Berlin 1906. Verbandvorstand. ıı S. 

16. Christlich-sozialer Metallarbeiter-Verband 
Deutschlands. Heimarbeit-Ausstellung. Berlin 1906. ro S. 

17. Die Heimarbeitin der Schneiderei und Kon- 
fektion. Berlin 1906. Verbands-Vorstand. ı0 S. 

18. Die Heimarbeit in der Portefeuille-Industrie. 
Offenbach 1906. Verbands-Vorstand. 8 S. 

19. Die Heimarbeit im Lithographiegewerbe. Ber- 
lin 1906. Hauptvorstand des deutschen Senefelder-Bundes. 

20. Frauen-Heimarbeit in der Bekleidungsindu- 
strie. Berlin 1906. Herausgegeben von Marg. Behm. 88. 

21. Die Heimarbeit in der Handschuhindustrie. 
Berlin 1906. Verbands-Vorstand. 7 S. 

22. Die Heimarbeit im Sattlergewerbe. Berlin 1906. 
Verbands-Vorstand. 7 S. 

23. DielleimarbeitinderBuchbinderei-, Portefeuille- 
Kartonnagen- und Papierwaren-Industrie. Berlin 1906. 
Verbands-Vorstand. 7 S. 

Die Heimarbeit-Ausstellung übte zunächst weithin einen großen 
Finfluß aus, sie brachte die ziemlich verlangsamte Bewegung zum 





tH) Vgl. Bittmann: Heimarbeit in der »Zukunft«, XVI. Jahrg., Nr. 45. 
Dagegen die Ausführungen Prof. Dr. P. Arndits, des Vorsitzenden des wissen- 
schaftlichen Ausschusses der Heimarbeit-Ausstellung, in dem Artikel Heimarbeit in 
der »Zukunfte, XVIL Jahrg., Nr. 5. 
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Schutz der Heimarbeiter wieder in Fluß. Sie gab den Anstoß zu einer 
Debatte im Reichstag und in den Landtagen verschiedener Einzel- 
staaten, wie Preußen, Bayern, Hessen. Am ı7. Februar wurde vom 
Deutschen Kaiser und König von Preußen der preußische Kronrat be- 
rufen, unter den dort erörterten Gegenständen war auch die Heimar- 
beit vertreten. In Hessen sprach sich der Leiter des Ministeriums 
des Innern für die staatliche Regelung der Hausindustrie aus, auch 
wurde beantragt, eine umfassende Erhebung durch die Gewerbeinspek- 
toren zu veranstalten. In Bayern faßten beide Kammern und die 
Regierung ebenfalls eine Erhebung über die Verhältnisse in der Haus- 
industrie zum Zweck der Beseitigung ihrer Mängel und Schäden 
ins Auge. 

Im Reichstag brachten verschiedene Parteien Anträge 
betreffend Heimarbeiterschutz ein, die sozialdemokratische Fraktion am 
28. Februar, die rechtstehenden Parteien am 16. März, die Volks- 
parteien am ıg. März 1906. 

Der Gesetzesentwurf der sozialdemokratischen Partei’) gibt eingangs 
eine genaue Unterscheidung der in Betracht kommenden Arbeiterkate- 
gorien: Heimarbeiter, Hausarbeiter, Hausgewerbetreibende. Seine 
hauptsächlichsten Forderungen gehen, abgesehen von der Ausdehnung 
der sozialen Versicherungen auf die Heimarbeiter und Hausgewerbe- 
treibenden, auf ein Verbot der hausindustriellen Herstellung von 
Nahrungs- und Genußmitteln, des Arbeitens in Koch- und Schlafräumen, 
der Nachtarbeit, der Sonntagsarbeit, des Mitgebens von Arbeit nach 
Hause. Er fordert den »Registerzwang«, die Unterstellung der Haus- 
industrie unter die Gewerbeinspektion und vor allem die Zuständigkeit 
des (sewerbegerichts zur Festsetzung der Lohnsätze in der Branche, 
die es angerufen hat. 

Der von den rechtsstehenden Parteien eingebrachte An- 
tragĉ) fordert gleichfalls den Registerzwang, ferner Lohnbücher, Gewerbe- 
aufsicht, die möglichst durch besondere Beamte, auch weibliche, aus- 
geübt werden soll, Verbot der Sonntagsarbeit, Verbot der Nachtarbeit 
von ıo Uhr abends bis 6 Uhr morgens für Arbeiterinnen und jugend- 
liche Personen, soweit ihnen nicht durch den Kinderschutz und die 
Gewerbeordnung ein weitgehender Schutz gesichert ist; ferner ein Verbot, 
den Arbeitern Arbeit mit nach Hause zu geben, endlich für den Fall der Er- 
richtung von Arbeitskammern gesonderte Abteilungen für die Hausin- 
dustrie (Heimarbeit) insbesondere auch zur Förderung von Tarifver- 
trägen zu bilden, außerdem die Kranken-, Invaliden- und Unfall- 
versicherung tunlichst auszudehnen. 

Der von den Mitgliedern der Freisinnigen und der deutschen 


°) Vgl. Reichsarbeitsblatt IV. Jahrg., S. 254 ff. 


®) Antrag Dr. Hitze und Genossen. Vgl. Reichsarbeitsblatt, IV. Jahrg., S. 237. 
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Volkspartei gestellte Antrag ging dahin, den Reichskanzler zu 
ersuchen, sofort eine Enquete über die Lage der Heimarbeiter, insbe- 
sondere betreffs der Arbeitszeiten, der Arbeitslöhne sowie ihrer sani- 
tären und sozialen Verhältnisse zu veranstalten und sodann auf Grund 
der Ergebnisse dieser Enqucte möglichst bald dem Reichstag einen 
Gesetzentwurf zur Beseitigung vorhandener Mifsstände vorzulegen. 

Auch die Arbeitgeber, besonders soweit sie Gewerbezweigen 
mit Hausindustrie angehören, veranlaßte die Berliner Heimarbeits-Aus- 
stellung, Stellung zur Frage der Hausindustrie zu nehmen. Das geschah 
in Zeitungen, Fachorganen, Handelskammerberichten usw. In Berlin 
veranstaltete die Handelskammer im Sommer 1906 eine Untersuchung 
über die Lage der Heimarbeiter in Berlin und seinen Vororten. Die 
Ergebnisse dieser Untersuchung sind in dem im Oktober 1906 erschie- 
nenen Bericht der Berliner Handelskammer: 

24. Die Heimarbeit in Berlin. Berlin 1906. 61 S. 
niedergelegt. Die Darstellung der Verhältnisse beruht auf den Aus- 
künften der Unternehmer und, soweit es sich um die Lohnverhältnisse, 
die in der Heimarbeit herrschen, handelt, auf den Auskünften der 
Zwischenmeister. Der Bericht hebt aber ausdrücklich hervor, daß bei 
den Erhebungen der Handelskammer nicht die Absicht bestand, 
Gegenmaterial gegen die Ileimarbeit-Ausstellung zu sammeln, sondern 
ein Bild der Wirklichkeit zu geben. Man ist denn auch in der Tat 
dem oder den Bearbeitern der Denkschrift für eine Reihe von Auf- 
schlüssen zu Dank verpflichtet, so z. B. über die Umsatzziffern in den 
verschiedenen für die Heimarbeit in Betracht kommenden Gewerben, 
über die Zahl der beschäftigten Heim- und Werkstättenarbeiter, über 
die Arbeitsorganisation; ferner war es verdienstvoll, daß die Denkschrift 
cinmal die auf Arbeiterseite liegenden Momente, die für die Erklärung 
der ungünstigen wirtschaftlichen Lage der Heimarbeiter in Betracht 
kommen, deutlich hervorgehoben hat; andrerseits fordert aber ein Teil 
der Ausführungen zur Kritik heraus’). 

Die Denkschrift gliedert sich in drei Teile: im ersten wird die 


7) Man hat stellenweise den Eindruck, als sei der Bearbeiter, vielleicht um 
den Bericht schneller veröffentlichen zu können, etwas flüchtig vorgegangen. Einige 
Aeußerlichkeiten seien hier bereits vorweggenommen. Wie z. B. die Lohntabelle 
S, 37 unten zustande gekommen und zu verstehen ist, ist vollständig unklar, Es 
ist die Zahl der pro Woche angefertigten Blusen angegeben, außerdem der Lohn 
für eine Bluse. Berechnet man genau durch Multiplikation beider Zahlen den Ver- 
dienst pro Woche, so stimmt diese Rechnung bei den 14 gemachten Angaben 
einmal mit dem in der Denkschrift gegebenen Resultat überein, gmal erscheinen 
die in der Denkschrift gemachten Angaben höher, 4mal niedriger als das durch 
gewöhnliche Steigerung gefundene Resultat. Ebenso unverständlich sind die Be- 


rechnungen S. 27 Zeile 11—14 von unten. 
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Heimarbeit unter allgemeinen Gesichtspunkten, im zweiten die Heim- 
arbeit in den einzelnen Gewerben, in denen sie vorkommt, im dritten 
die Heimarbeit als Gegenstand der Wirtschaftspolitik behandelt. Der 
Bericht schätzt die Zahl der Berliner Heimarbeiter (wozu auch die 
\Werkstättenarbeiter gerechnet sind) auf 140000; davon entfallen auf die 
Damen- und Kinderkonfektion 52000, auf die Herren- und Knaben- 
konfektion 22000, auf die Wäschefabrikation, Wäschekonfektion, Weiß- 
warenkonfektion, Kravattenfabrikation u.s.w. 47000. Unter den 140000 
Arbeitern im ganzen befinden sich 1r0o— 120000 eigentliche Heimarbeiter 
und 20—30000 Werkstattarbeiter. Hierauf beginnt der Bericht mit 
der Aufzählung der Vorteile und Nachteile, die die Heimarbeit für den 
Unternehmer hat. Wie der Bericht in anerkennenswerter Weise zu- 
gibt, kommt als Vorteil zuvörderst in Betracht, daß der Unternehmer 
von der Sorge um die Beschaffung umfangreicher Arbeitsräume, Be- 
triebseinrichtungen u. s. w., zweitens von dem Risiko befreit ist, welches 
das Halten cines festen Arbeiterpersonals mit sich bringt. Als weiterer 
Vorteil wird von den Unternehmern der Umstand angeschen, daß die 
Arbeiterschutzbestimmungen auf die Heimarbeiter keine Anwendung 
finden. Unter den Nachteilen, die die Verwendung von Heimarbeit 
für den Unternehmer mit sich bringt, nennt die Denkschrift den An- 
reiz zu Neuetablierungen, die in der Lage des Marktes nicht immer 
ihre Rechtfertigung finden. Dieser Nachteil scheint mir tatsächlich für 
die Konfektionsindustrie von Bedeutung und noch nicht genügend ge- 
würdigt zu sein. Die Frage, welches unmittelbare Interesse der Ar- 
beiter an dem Bestehen der Heimarbeit habe, beantwortet der Bericht- 
erstatter dahin, daß erstens die Heimarbeit in hervorragendem Maße 
die gewerbliche Arbeit der verheirateten Frau ist und der Verdienst 
daraus sich daher als Zusatzerwerb zum Verdienst des Mannes dar- 
stellt, da zweitens die Heimarbeit in hervorragendem Maße die Ar- 
beit der ungelernten Arbeiter ist, daß endlich die Heimarbeit 
viclfach auch schwachen invaliden Arbeitskräften eine Quelle des Er- 
werbs erschließt. Diese beiden Momente, deren Folgewirkungen für 
die Erkenntnis und Beurteilung der Zustände in den großsstädtischen 
Hausindustrien von entscheidender Bedeutung sind, hat die Denk- 
schrift mit Recht hervorgehoben und durch Berechnungen und Schätz- 
ungen in den folgenden Abschnitten weiter gekennzeichnet. Die Tat- 
sache, daß ein großer Teil der Heimarbeiterinnen, wenn nicht unge- 
lernt, so doch äußerst mangelhaft vorgebildet ist und daher oft Jahre 
lang geringwertige Arbeit liefert, ist für die niedrige Entlohnung sicher 
ein wichtiger Erklärungsgrund; dazu kommt dann sehr häufig, was die 
Denkschrift allerdings nur andeutet, eine vollständige Unkenntnis der 
Lohnverhältnisse und der Marktlage, die dem Herabdrücken des Lohn- 
nivcaus z. B. seitens mancher Zwischenmeister erst spät cine Grenze setzt. 


Die ungünstigen Wirkungen des erstgenannten Momentes, der prozen- 
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tuell sehr ins Gewicht fallenden Mitarbeit der verheirateten Frau, 
ignoriert die Denkschrift leider gänzlich: gerade weil für so viele 
Frauen die Arbeit nur einen Zusatzerwerb zum Verdienst des Mannes 
darstellt, ist auch hier einem Zwischenmeister oder Konfektionär die 
Möglichkeit gegeben, den Lohn weiter zu drücken, und am allerun- 
günstigsten wirkt schließlich die Mitarbeit der verheirateten Frau auf 
alle die, die allein von der Heimarbeit leben müssen. 

Mit grofser Ausführlichkeit hat der Berichterstatter das Zwischen- 
meistersystem behandelt, das tatsächlich für Berlin von hoher 
Wichtigkeit ist. Der Unternehmer braucht den Zwischenmeister; er 
nimmt ıhm eine Reihe, zum Teil lästiger Arbeiten ab: er verkehrt vor 
allem mit den oft weitab wohnenden, vielfach ungclernten Arbeits- 
kräften und bietet dancben tatsächlich dem Unternchmer, wie der Be- 
richt sich ausdrückt, eine gewisse finanzielle Garantie. In einigen 
Zweigen, so vor allem in der Damenkonfektion, sind seine Funktionen 
umfangreicher, hier hat er insbesondere noch die Arbeit des Zuschnei- 
dens. Die Verdienste der Zwischenmeister sind deshalb, wie auch aus 
den Erhebungen der Handelskammer hervorgeht, recht verschieden. 
Er behält darnach in der Damen-, speziell Mäntelkonfektion, in der 
Regel eine Quote von 50% des Arbeitspreises, den der Unternehmer 
zahlt, inne; sie sinkt in der Herren- und Knabenkonfektion und er- 
reicht in der Wäscheindustrie, wo die Werkstatt des Zwischenmeisters 
in manchen Fällen lediglich als eine Ausgabestelle für Heimarbeit figu- 
riert, meistens den Betrag von einem Drittel. Doch stellt dieser Be- 
trag, wie die Denkschrift bemerkt, das Bruttoeinkommen dar, von dem 
die Geschäftsunkosten abzuziehen sind. Nach Angabe der Denkschrift 
beträgt in der Damen- und Kinderkonfektion der Reinverdienst 
des Zwischenmeisters etwa 25°, des Arbeitspreises, den der Konfck- 
tionär zahlt. Doch gibt der Bericht zu, dafl gerade in dieser Branche 
Zwischenmeister vorkommen, die einen höheren Verdienst erzielen. 
Dem Vorwurf, daß der Zwischenmeisterverdienst in vielen Fällen ein zu 
hoher seı, sucht der Berichterstatter unter anderem dadurch zu entkräf- 
ten, da er auf die scharfe Konkurrenz, unter der die Zwischen- 
meister stehen, hinweist. Die Konkurrenz der Zwischenmeister ist 
zweifellos ein berechtigter Einwand, kann aber gerade von den relativ 
und absolut am niedrigst entlohnten halbgelernten, ungebildeten, viel- 
fach vom Osten beigezogenen Heimarbeiterinnen der Hosen-, Westen-, 
Blusen- u.s.w. Branche, Heimarbeiterinnen, die in keiner Berührung 
zu einander stehen, kaum ausgenützt werden. 

Der zweite Hauptteil geht auf die Arbeits- und Lohnverhältnisse 
in den einzelnen Zweigen der Berliner Heimarbeit ein. Vor allem 
bringt dieser Teil einige detaillierte Angaben über die Einkommens- 
verhältnisse der Zwischenmeister (vgl. z. B. S. 25, 26, 27, 35), eine 
Reihe Lohnlisten und Angaben über die Arbeitszeit der Heimarbeiter 
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und Heimarbeiterinnen. Was die Ziffern über das Einkommen der 
Zwischenmeister angeht, so liegt die Gefahr recht nahe, daß diese 
kein vollständiges Bild der wirklichen Lage geben, da die Zwischen- 
meister, was auch die Denkschrift bezeugt, häufig für mehrere Ge- 
schäfte oder für Privatkundschaft arbeiten, während im Text nur das 
Einkommen, das sie aus der Arbeit für ein Geschäft erhalten, ange- 
geben ist. 

Die Methode, mit der die Löhne der Heimarbeiter gefunden wer- 
den, ist vielfach unhaltbar. So wird S. 26 Mitte, der Durchschnitts- 
lohn für weibliche Heimarbeiter der Damen- und Kindermäntelkonfek- 
tion folgendermaßen berechnet: »Die Gesamtsumme der an die Zwi- 
schenmeister gelangenden Lohnbeträge ist 40000000 M. Von dieser 
Summe behalten die Zwischenmeister (zur Begleichung ihrer Ausgaben 
an Miete etc., zur Löhnung ihrer Werkstattarbeiter, zur Deckung des 
Eigenverdienstes) die Hälfte, also 20000000. Es fließen demnach an 
die ca. 27000 eigentlichen Heimarbeiter 20000000, so daf3 auf den 
Kopf ein Jahreslohn von nahezu 750 M. entfällt.< Zieht man dabei 
noch in Betracht, daß die Zahl 27000 lediglich geschätzt ist, so wird 
man mit Recht einwenden können, daß diese Berechnung willkürlich 
und wertlos ist. Unmittelbar darauf fährt die Denkschrift fort: »Daß 
der Verdienst, wie er hier berechnet ist, den Durchschnitt trifft, be- 
weist folgendes Beispiel aus der Praxise.. Aus diesem Beispiel ergibt 
sich nun (S. 27), daß »ı5 Arbeiterinnen zusammen 12500 M. ver- 
dienen, d. h. pro Kopf 833 M.« Was ist nun der eigentliche Jahres- 
durchschnittsverdienst ? 

Fast immer mußte sich naturgemäß dem Berichterstatter entziehen, 
ob die Arbeit allein oder mit fremder Hilfe ausgeführt wurde, ein Um- 
stand, der bei der Hausindustrie schr ins Gewicht fällt und sich nur 
dem, der Einzelbeobachtungen anstellt, offenbart. So lassen die Aus- 
führungen und Belege des zweiten Hauptteiles den Leser zum großen 
Teil unbefriedigt; man bedauert, daß in Berlin nicht, wie z. B. in Baden, 
eine unparteiische Stelle, etwa die Fabrikinspektion, die Enquete in 
die Hand genommen hat, die die Zahlenangaben durch Einzel- 
beobachtungen weitgehenden Umfanges vervollständigt hätte. 

Im letzten Teil zicht der Verfasser aus seinen Ausführungen die 
Folgerungen für die Wirtschaftspolitik. Der Registerzwang 
wird gut geheien, nur darf er nach der Ansicht des Berichterstatters 
nicht den Zweck verfolgen, Beamtentöchter, Beamtenfrauen und Be- 
amtenwitwen von der Heimarbeit abzuschrecken. Verworfen wird die 
Forderung der Konzessionicrung und Diskreditierung der Heimarbeit 
(Die Diskreditierung hatte in Deutschland kaum jemand gefordert). Ein 
Verbot der Heimarbeit gewisser Gewerbe erscheint dem Berichterstat- 
ter gerechtfertigt, wenn höhere, z. B. hygienische Rücksichten es er- 
fordern. Er ist im Prinzip auch für die Einbeziehung der Heimarbeiter 

19* 
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in die Kranken- sowie in die Invaliditäts- und Altersversicherung. Eine 
gesetzliche Regelung der Arbeitszeit verwirft die Denkschrift, nicht mit 
Unrecht. Andererseits empfichlt sie die Herbeiführung einer größeren 
Publizität der Lohnverhältnisse z. B. durch Aushängen der Lohntarife 
in den Geschäftsräumen der Unternehmer und Zwischenmeister, sie 
empfiehlt ferner für diejenigen Branchen, in denen die Heimarbeiter 
gewisse Materialien aus eigener Tasche zu liefern haben, eine Verord- 
nung, wonach der Betrag der Unkosten des Heimarbeiters jedesmal in 
gesonderter Verrechnung aufgeführt wird. 

Bald nach der Veröffentlichung der Denkschrift der Berliner Han- 
delskammer erschienen die Ergebnisse der Untersuchungen, die die 
beiden Bundesstaaten Baden und Bayern durch ihre Fabrikinspek- 
toren hatten veranstalten lassen. Hier soll insbesondere der vom Vor- 
stand der Badischen Fabrikinspektion, Dr. Karl Bittmann, ausgcearbeitete 
Bericht an das Badische Ministerium des Innern über die 

25) Hausindustrie und Heimarbeit im Großherzog- 
tum BadenzuAnfangdesXX. Jahrhunderts. Karlsruhe 1907. 
1207 S. eingehend gewürdigt werden. 

Die Geschichte einzelner teilweise heute noch für Baden sehr 
wichtiger Hausindustrien hat Eberhard Gothein in seiner »Wirtschafts- 
geschichte des Schwarzwalds« eingehend wiedergegeben. Es ist da- 
mit bereits angedeutet, daß ein Teil der badischen Hausindustric- 
zweige zu den alten, auf dem Lande (in Baden vor allem auf dem 
Schwarzwald) entstandenen Hausindustrien zu rechnen ist. Aber auch 
für die Mehrzahl der in neuerer Zeit entstandenen Zweige ist charakteri- 
stisch, daß sie ihren Sitzauf dem Lande genommenhaben. Ja, einige Zweige, 
wie die Pforzheimer Bijouterieindustrie, die ihren Ausgangspunkt ganz 
oder zum überwiegenden Teil in der Stadt hatten, beginnen sich neuer- 
dings auf dem Lande auszubreiten. Es fehlen in Baden vollständig 
die typisch grofsstädtischen (in Betracht kommen Mannheim und Karls- 
ruhe) Hausindustrien. Von den 18810 Hausindustriellen Badens, die 
Bittmann ermittelt hat, wohnen 11912, also gegen zwei Drittel, in den 
hervorragend landwirtschaftlichen Landeskommissarbezirken Konstanz 
und Freiburg, zugleich in den Gebieten Badens, die die dünnste Be- 
siedelung aufweisen: im Landeskommissarbezirke Konstanz kommen 
71,5 Einwohner auf ı qkm., im Landeskommissarbezirk Freiburg 107,7 Ein- 
wohner auf ı qkm. Die übrigen 589g Hausindustriellen verteilen sich vor 
allem auf dieländlichen Gemeindender Landeskommissarbezirke Karlsruhe 
und Mannheim. Was nun aber die badischen Hausindustrien von anderen 
ländlichen Hausindustrien, z. B. Thüringens, des Eulengebirges, Ober- 
frankens unterscheidet, ist der Umstand, dass die hausindustrielle Tätig- 
keit als Hauptberuf auf dem Lande fast überall stark zurücktritt. Sie 
wird vorzugsweise als Nebenerwerb in Familien der bäuerlichen Be- 
völkerung und der vielfach auf dem Lande wohnenden Arbeiterschaft 
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ausgeübt und steht hier in enger Verbindung mit der Landwirtschaft. 
Damit im Zusammenhang steht das gänzliche Aufhören vieler Haus- 
industrien während der guten wärmeren Jahreszeit. Die Heimarbeit 
ist in diesen Gegenden das Schlußglied in einer Kette von Erwerbs- 
möglichkeiten: wo die Errichtung geschlossener Betriebe nicht möglich 
und ein anderer ausreichender Nebenerwerb nicht vorhanden ist, tritt 
die Hausindustrie ein. Sie bringt im besonderen Winterarbeit. Eine 
derartige Verschwisterung von Landwirtschaft und Hausindustrie ist 
nun sowohl vom Standpunkt des Agrarpolitikers als auch vom Stand- 
punkt des örtlichen Interesses des Verwaltungsbeamten des größten 
Beifalls würdig. Der moderne Sozialpolitiker sieht aber gerade darin ein 
schwieriges Problem. »Die Heimarbeit erzeugt in der Landwirtschaft 
lediglich individuelle und örtliche Wirkungen. Für den Bauersmann 
B ist es ohne Konsequenz, ob der Bauersmann A nebenher webt, 
Uhren macht, Bürsten einzieht, Jaketts näht oder sonstwie sein unzu- 
längliches Einkommen verbessert. Er, B, verkauft darum seine Butter, 
sein Schwein, seine Feldfrüchte keinen Pfennig billiger oder teurer, sein 
Acker trägt keine Achre mehr oder weniger, als wenn A sich so oder 
so verhielte.e Anders die Wirkung der Landwirtschaft auf die Arbeit, 
sie geht in die Nähe und in die Ferne. Die Ausnützung der sonst 
brach liegenden Zeit durch die bäuerlichen Familien entwertet zugleich 
die Leistungen derer, die kein eigenes Dach über dem Kopf haben, 
nicht Ar noch Halm noch Kuh besitzen, sondern mit ihrer Existenz 
ausschließlich auf der Hände Arbeit angewiesen sind.«< (Bittmann 
Seite 1018, 1019). Nach den Worten des Verfassers bedarf es keines 
Beweises dafür, daß die Hausindustrie als ländliches Nebengewerbe 
die Löhne herabstimmt, ebensowenig als dafür, dafl Ausverkaufsge- 
schäfte preisdrückend auf den reellen Handel wirken: »die ländliche 
Heimarbeit ist ein ständiger Ausverkauf billiger Arbeitskräfte«e. Es 
ist eines der Verdienste Bittmanns, dieses Grundproblem, das sich 
selten so gut wie in Baden fassen läßt, nach allen Seiten hin beleuchtet 
und vor allem »Pol und Gegenpol« rein einander gegenübergestellt zu 
haben. Um eine Würdigung der Hausindustrie vom Standpunkt des 
»örtlichen Interesses« zu erhalten, veranstaltete Bittmann eine Umfrage 
bei den Bezirksämtern des Grofßßherzogtums, ersuchte sie unter anderem 
um eine Klarlegung des Standpunktes, den die Verwaltungsbehörden 
nach der heutigen Lage der Verhältnisse der Hausindustrie gegenüber 
einzunehmen für ratsam hielten. In diesen Antworten findet sich alles 
zusammengefaßt, was heute noch zum Schutz der Hausindustrie gesagt 
werden kann, eben vom Standpunkt des örtlichen Interesses aus. Es 
seien nur zwei der charakteristischsten Urteile hier wiedergegeben. »Fast 
durchweg ist die Hausindustrie Nebenerwerb von Familien kleiner Land- 
wirte; die freie Zeit wird benützt, um das mäßige Einkommen aus der 
Landwirtschaft durch Hausarbeit zu erhöhen. Nachteile irgendwelcher 
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Art hat die Hausindustrie bisher nicht herbeigeführt. Insbesondere 
kann von Schädigung der Gesundheit oder von gesundheitswidriger 
Ausnützung der Kinder keine Rede sein. Die Hausindustrie erscheint 
auch weiterhin einer Förderung bedürftig, weil beim Wegfall des von 
ihr gewährten Nebenverdienstes diese oder jene kindcerreiche Familie 
auf öffentliche Kosten unterstützt werden müfßte« (Amtsbezirk Stockach). 
»Die Beziehungen der Seidenbandhausindustrie zu Fabrikbetrieb und 
Landwirtschaft sind als günstige zu bezeichnen, die Hausweber sind 
im Hauptberuf meist Landwirte. Sie beschäftigen sich mit der Heim- 
arbeit nur insoweit, als ihnen der landwirtschaftliche Betrieb dies ge- 
stattet, also hauptsächlich im Spätherbst und Winter. Die Seidenband- 
firmen ihrerseits können die Hausweber nicht das ganze Jahr hindurch 
sondern nur zu Zeiten guten Geschäftsgangs, wo die Arbeitskräfte der 
geschlossenen Betriebe nicht mehr ausreichen, längere Zeit andauernd 
beschäftigen..... Von einer schädlichen Einwirkung auf die soziale 
Stellung der Bandweber kann man keineswegs reden, zumal ihre selb- 
ständige Stellung als Landwirte nicht angetastet wird. Von Ucberan- 
strengung der Kinder ist nichts bekannt geworden. Die Hausindustrie 
stellt sich für einen Teil des Bezirks als Existenznotwendigkcit dar und 
bedarf daher der Erhaltung und Förderung. Ihr Rückgang müfste un- 
aufhaltsamen Wegzug und Abwandern der Bewohner der Waldgemein- 
den in die Fabrikstädte nach sich ziehen«e (Amtsbezirk Säckingen). 
Bittmanns Stellung zu dem Problem ist bereits oben angedeutet, bei 
der Schilderung des besonderen Teiles des Werkes wird nochmals dar- 
auf eingegangen werden, ebenso bei der Behandlung der Vorschläge 
zur Abhilfe der Notlage der Heimarbeiter. In dem besonderen Teil, 
der die größere Hälfte des Werkes (Seite 1—904) einnimmt, werden 
nach einander zum Teil allerdings kleinere Hausindustrien Badens be- 
handelt, nebst zwei Zweigen, die aber bereits erloschen sind. Den Be- 
griff »Hausindustrie« hat der Verfasser weiter gefasst, als es gewöhn- 
lich in der Wissenschaft geschicht, er zog auch das Rleingewerbe, »d. i. 
diejenige häusliche Erwerbstätigkeit, die ihre Erzeugnisse freihändig 
an Kunden und Besteller absetzt, abgesehen von den Ilandwerkern;, 
zur Untersuchung heran. Diese Erweiterung des Begriffs war vor allem 
durch statistisch-technische Ursachen bedingt. Aber da der Verfasser 
genau die Organisation einer jeden Hausindustrie geschildert hat, so 
lassen sich leicht Zweige wie die Schneckenzucht, Kanarienvogelzucht, 
ein Teil der Schneflerci usw. ausscheiden, Die einzelnen Industrien 
sind eingehend geschildert hinsichtlich der Arbeitsorganisation, der 
Löhne, der Arbeitszeit, der gesundheitlichen Verhältnisse, der Aus- 
sichten in der Zukunft, stellenweise geht der Schilderung cine kurze 
historische Einleitung voraus. Bei der Wiedergabe der Löhne beschritt 
der Verfasser in anerkennenswerter Weise den methodisch einzig cin- 
wandfreien Weg, die Lohndarstellune nur auf individuellen Löhnen 
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aufzubauen, eine große Anzahl von Familien zu schildern und hier zu- 
gleich mit den Löhnen die für die Gesamtlage der Familie wichtigen 
Umstände zu kennzeichnen. Der Verfasser verzichtete damit auf ein 
Verfahren, das heutzutage trotz der eindringlichen und einleuchtenden 
Mahnungen Woerishoffers gerade bei Darstellungen hausindustrieller 
Verhältnisse noch gang und gäbe ist, nämlich einige wenige Beispiele 
herauszugreifen, die dann mit mehr oder minder großer Willkür als 
typisch hingestellt werden. Von den mancherlei Spezialproblemen, 
auf die der Verfasser im Lauf seiner Untersuchungen stieß, seien hier 
nur zwei herausgegriffen. Das eine betrifft die Entstehung und vor 
allem weitere Ausbreitung der Hausindustrie in der Zigarrenindu- 
strie. Während sich anderswo, so besonders in Westfalen und Ham- 
burg unzweideutig (vgl. insbesondere die Arbeit Jaffes in Bd. 86 der 
Schriften des Vereins für Sozialpolitik) nachweisen ließ, daß die Fabrik- 
gesctzgebung bei Fabrikanten der Zigarrenindustrie das Bedürfnis her- 
vorrief, Heimarbeit in erhöhtem Maße in Anspruch zu nehmen, so läßt 
sich dieser Vorgang für Baden nicht beobachten. Das Gegenteil ist 
der Fall. Die Arbeiter sind es, bei denen die Tendenz überhand 
nimmt, die Fabrikarbeit gegen Heimarbeit zu vertauschen, um größere 
Bewegungsfreiheit zu gewinnen und insbesondere mit Arbeitszeit und 
Arbeitsleistung den Verdienst zu erhöhen. Die Fabrikanten bedauern 
aufs tiefste die Entvölkerung der Fabriken und sind fast durchweg — 
der Verfasser hat eine große Anzahl von Aeußerungen der Fabrikanten 
wiedergegeben — für ein Verbot oder wenigstens für eine Beschrän- 
kung der Heimarbeit. So treffen in diesem Falle in Baden die Wün- 
sche der Fabrikanten und die Wünsche der fortgeschrittenen Arbeiter- 
schaft sowie der Sozialpolitiker zusammen. Das andere Problem, das 
hier erwähnt werden soll, war gegeben durch die Einführung des 
elektrischen Webstuhls bei den Seidenbandwebern des Amtsbezirks 
Säckingen. Die optimistische Ansicht der Verwaltungsbehörde über 
die Lage der Scidenbandweber wurde bereits wiedergegeben. Bittmann 
geht nun im einzelnen den Wirkungen des elektrischen Webstuhls nach, 
legt an sorgfältig gewählten Beispielen dar, daß die Hoffnungen, die 
die Weber auf den elektrischen Antrieb gesetzt hatten, fehlschlugen 
und weist gleichzeitig ziffernmäfig nach, um wie viel schlechter die Schwarz- 
wälder Weber entlohnt werden als die Bergischen Weber. Und hier 
stoßen wir wieder auf das eingangs gekennzeichnete Hauptproblem der 
Wirkung der Landwirtschaft auf die Hausindustric: mit Rücksicht auf 
die niedrigen Löhne der Seidenbandweber im Schwarzwald streben die 
nordwestdeutschen Fabrikanten bereits die Reduzierung ciniger Lohn- 
sätze an. Die Lösung dieses Konflikts gehört der Sozialpolitik an. 
Die Frage der Sozialpolitik wird vom Verfasser im letzten Teil behan- 
delt, sowohl der heutige Stand der Gesetzgebung, als auch die zukünf- 
tige Regelung. Zum Unterschied von der nachher zu besprechenden 


296 Rudolf Meerwarth, 


Untersuchung der bayerischen Fabrikinspektion hält Bittmann anerken- 
nenswerterweise mit scinen Vorschlägen nicht zurück. Bittmann ist 
überzeugt, dal die weitschichtige Materie der Hausindustrie nicht durch 
ein einheitliches Gesetz geregelt werden kann; er glaubt aber, daf 
drei Dinge, die Ausdehnung der Gewerbeaufsicht, der Registerzwang 
und das Aushangwesen vorweg einheitlich zu ordnen sind, und daß 
zugleich für ein viertes, die Einführung von Mindeststücklöhnen, eine 
einheitliche gesetzliche Grundlage geschaffen werden muß. Die not- 
wendigste und unumgänglichste Mafiregel ist aber für Bittmann die 
Einführung der Mindeststücklöhne. Nur sie können die bereits 
mehrfach angedeutete Kluft überbrücken, die besteht zwischen dem 
Standpunkt des örtlichen Interesses (Verwaltungsbehörde u. s. w.), das 
die Hausindustrie neben der Landwirtschaft erhalten will, und dem 
Standpunkt des Sozialpolıtikers, der in den Hausindustrie treibenden 
Landwirten Lohndrücker sieht. 

Ein Wort über Bittmanns Darstellungsweise: er folgt der Tradition, 
die sein Vorgänger hinterlassen hat. Das heifit, er verzichtet auf ein 
kritikloses Zusammentragen des Rohstoffs, was gerade bei dieser Ar- 
beit schr nahe lag. Er läßt vielmehr die Tatsachen in sachverstän- 
diger Beurteilung auf den Leser einwirken und verteilt dazu die Massen 
nach bestimmt gewählten Gesichtspunkten, so dafs sich das Wesentliche 
in seiner Bedeutung rasch zu erkennen gibt. 

Als Anhang zu den bayrischen Fabrikinspektionsberichten für 
das Jahr 1906 ist eine Denkschrift über die 

26. Heimarbeit in Bayern 
erschienen. Sie ist viel kleineren Umfanges als die badische Arbeit, 
sie umfaßt nur 55 Seiten. Um das Gesamturteil vorwegzunchmen: 
die Denkschrift, in der die Ermittlungen über Art, Umfang und Ver- 
hältnisse der Heimarbeit in Bayern niedergelegt sein sollen, ist zu 
dürftig, die Ermittelungen selbst sind in methodischer Hinsicht viel- 
fach fehlerhaft. Wenn man auch im allgemeinen von den Gewerbe- 
aufsichtsbeamten, zumal sie in der Regel nur cine technische Vorbil- 
dung haben, nicht solche Werke wie das eben besprochene wird er- 
warten dürfen, also systematisch angelegte Arbeiten, die auch wissen- 
schaftlichen Ansprüchen gerecht werden, so ist doch wenigstens er- 
forderlich, daß man sich aus dem Bericht ein Bild über die ermittelten 
Verhältnisse machen kann, um sich danach eine Ansicht über die ein- 
zuschlagende Politik zu bilden. Das kann aber nicht von der Denk- 
schrift der bayrischen Fabrikinspektion behauptet werden. Wer sich 
auch immer mit den ın der Hausindustric vorhandenen Zuständen und 
den Mitteln, die Schäden zu heilen, befatst hat, dem hat sich bald 
die Ueberzeugung aufgedrängt, daf ein schematisches Dekretieren sinn- 
los wäre, es muß beinahe jede einzelne Hausindustrie für sich behan- 
delt werden. Das setzt aber voraus, daß die Bedingungen, unter denen 
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die einzelne Hausindustrie lebt, vollständig klar gelegt sind. In Be- 
tracht kommt zunächst die Arbeitsorganisation, wer ist der Leiter der 
Produktion, beschäftigt der Unternehmer nur Heimarbeiter oder sind 
diese der Fabrik angegliedert, sind in letzterem Fall die Löhne für die- 
selbe Arbeit gleich oder verschieden, erhalten die Heimarbeiter die- 
selbe oder geringwertigere Ware als die Fabrikarbeiter usw. Geht man 
daraufhin in der Denkschrift z. B. die in neuerer Zeit entstandenen 
Hausindustrien durch, für die gerade die oben berührten Fragen von 
Bedeutung sind, so wird man entweder keine oder nur eine 
sehr notdürftige und vielfach ganz unvollständige Aufklärung finden. 
Am unangenehmsten macht sich aber die Dürftigkeit der Angaben bei 
der Darstellung der Lohnverhältnisse geltend. Die Denkschrift wendet 
durchweg das Verfahren an, statt individueller Löhne Durch- 
schnittslöhne zu bieten. So finden sich fast auf jeder Seite 
Lohnangaben wie: die Verdienste betragen bei etwa ı2 bis I5stündiger 
Arbeitszeit 60 Pfennig bis 1,40 Mark im Tag, oder »der Stundenlohn 
stellt sich auf etwa ıo bis 15 Pfennig« oder gar »in Lichtenfels werden 
z. B. für eine billige Hose 5o bis 70 Pfennig gezahlt. Allgemein kann 
man jedoch annehmen, daß der Arbeitslohn für eine Hose zwischen 
ı—2,80—3 Mark, für eine Weste zwischen ı und 2,60 Mark, für 
einen Rock zwischen 4 und ı2 Mark, für einen Mantel zwischen 8 und 
13 Mark schwankt. Der Tagesverdienst beträgt hiernach 1— 2—3 Mark«. 
(Seite 49 Zeile 8 bis 15.) Wobei dem Leser anheimgegeben ist, nach- 
zudenken, wie viel Arbeiter 60 Pfennig und wie viel 1,40 Mark im 
Tag, wie viel ro Pfennig und wie viel ı5 Pfennig in der Stunde ver- 
dienen usw.; irgend ein »Bild«e von der tatsächlichen Lage ist doch 
damit nicht gegeben. Nachdem Woerishoffer bereits im Jahre 1890 
auf das allerentschiedenste für individuelle Lohnangaben eingetreten 
ist, insbesondere die dem Verfahren, sog. »typische Löhne« zu geben, 
anhaftenden Mängel aufs eingehendste dargelegt hat, sınd solche Ent- 
gleisungen bedauerlich. Eine Stelle fiel mir auf, bei der das Bild, das 
so entsteht, ohne weiteres falsch ist. Seite 29 ist von der Münchener 
Stickerei die Rede: »In München sind etwa 200 Heimarbeiterinnen 
mit Stickerei, vornehmlich Leinenstickerei und den damit zusammen- 
hängenden Arbeiten, wie Lochsaumnäherei, Kreuz- und Stielstich- 
stickerei beschäftigt. Der größte Teil dieser Heimarbeit geht nach 
Oberfranken. Die Arbeiterinnen verdienen bei ıo bis ı2 stündiger 
Arbeitszeit täglich etwa ı Mark«. Zufällig kenne ich die Münchener 
Stickerei ziemlich genau. Die Zahl 200 ist sicher zu niedrig gegriffen; 
der Tagesverdienst von ı Mark mag für die mit der Leinenstickerei 
zusammenhängenden mehr einfachen Arbeiten wie Lochsaumnäherei, 
Kreuz- und Stielstichstickerei stimmen, daß aber cine wirkliche 
Leinenstickerin, sagen wir eine Plattstichstickerin, die z. B. Blumen 
stickt, oder eine Arbeiterin, die die Dwurchbruchsarbeit herstellt, 
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bei ıo bis ı2 stündiger Arbeitszeit »im Durchschnitt« nicht ganz 
beträchtlich höher kommen sollte, ist unrichtig. Schon dieser 
relativ kleine Industriezweig bietet bei näherem Zusehen solche Ver- 
schiedenheiten und Probleme dar, daß man ihn mit 13 Zeilen wirklich 
nicht abtun kann. Soweit aus der Denkschrift hervorgeht, finden sıch 
in Bayern sowohl die alten, auf dem Lande entstandenen Hausindu- 
strien (z. B. Weberei), als neue auf dem Land entstandene Zweige 
(z. B. Teile der Schuhhausindustrie) und die moderne großstädtische 
Hausindustrie (z. B. Konfektion in München). Also für den, der zur 
Hausindustriepolitik Stellung nehmen will, genug des Problematischen. 
Die Denkschrift verzichtet aber, zu den Problemen der Hausindustrie- 
politik Stellung zu nehmen und beschränkt sich darauf, die in der Li- 
teratur empfohlenen Mittel der Abhilfe nacheinander aufzuzählen und 
schließt diesen Teil ab: »Es ist hier nicht der Ort, zu den verschie- 
denen Vorschlägen, die in der einschlägigen Literatur zahlreich her- 
vorgetreten sind, Stellung zu nehmen; doch ist zu betonen, daß solche 
gesetzliche Maßnahmen unter Umständen tief in das Erwerbsleben ein- 
schneiden könnene. Diese letzte Bemerkung ist zweifellos richtig; aber 
grade, weil solche gesetzliche Maßnahmen tief in das Erwerbsleben ein- 
schneiden können, hätte die Denkschrift zu den einzelnen Vorschlägen 
je nach dem Industriezweig, auf den sie angewandt werden sollen, 
Stellung nehmen müssen. Dazu war umsomehr Notwendigkeit vor- 
handen, als bei der Abfassung der Denkschrift »gedrängte Kürze« (wie 
Seite ı zugegeben wird) obwaltete und sich aus den wiedergegebenen 
Frmittelungen kein Bild gewinnen läft. Nach alledem bleibt es in 
hohem Grade bedauerlich, daß die bavrische Fabrikinspektion die Ge- 
legenheit, eine eingehende und methodisch einigermaßen einwandfreie 
Studie der Hausindustrie Bayerns zu geben, vorüber gehen ließ. 

Wie verhielt sich nun dieser Bewegung zum Schutz der Heim- 
arbeiter gegenüber die deutsche Arbeıterschutzgesetz- 
gebung? l 

Zunächst ist wieder an die Tatsache zu erinnern, daß die »Heim- 
arbeiter« im streng juristischen Sinn unselbständige Lohnarbeiter sind 
und als solche den Bestimmungen des Titels VII der GO. und eben- 
so der Kranken-, Invaliditäts- und Unfallversicherung unterstehen 8). 
Der Begriff des »Ileimarbeiters« ist aber durch die Rechtsprechung so 
eingeengt”) worden, daß die Personen, die der gewöhnliche Sprach- 


8) Vgl. hierzu aus der neueren Literatur: v. Landmann, Kommentar 
zur GO. München 1907 Bd. I S. 123, Bd. H S. 7, ferner Bittmann, Hausindustrie 
in Raden, S. 1072 ff. 

°?) Vgl. z. B. in den »Amtlichen Nachrichten des Reichsversicherungsamtese, 
21, Jahrgang Nr, 12 die Ausführungen S. 644 und 645 über Lohnarbeit und Haus- 


gewerbe. Hier seien nur die letzten Sätze wiedergegeben. ... »IHliervon ausgehend 
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gebrauch Heimarbeiter nennt, mit ganz geringen Ausnahmen nicht 
darunter fallen und damit auch nicht den Bestimmungen des Titels 
VII der GO. usw. unterstehen; sie werden den Hausgewerbetreibenden, 
also den selbständigen Gewerbetreibenden, zugerechnet. Für recht- 
liche Stellung der Hausgewerbetreibenden kommen insbesondere!) 
in Betracht: Die Bundesratsverordnung vom 31. Mai 1897 (abge- 
ändert durch die Bekanntmachung vom 17. Februar 1904) betr. die 
Ausdehnung der §§ ı35 bis 139 und des § 139b der Gewerbe- 
ordnung auf die Werkstätten der Kleider- und Wäschekonfecktion, 
ferner die Bekanntmachung vom 9. Dezember 1902 betr. die Ein- 
führung von Lohnbüchern für die Kleider- und Wäschekonfektion auf 
Grund des $ 114a der Gewerbeordnung und schließlich das Gesetz 
betreffend die Kinderarbeit ın gewerblichen Betrieben vom 30. März 1903. 
Hinsichtlich der Versicherungsgesetzgebung istzuerwähnen, 
daß die Invaliditäts- und Altersversicherung durch die Bekanntmachung 
vom 16. Dezember 1891 auf die selbständigen Hausgewerbetreibenden, 
die mit der Herstellung oder Bearbeitung von Tabakfabrikaten be- 
schäftigt werden, und durch die Bekanntmachung vom ı. März 1894 
auf die selbständigen Hausgewerbetreibenden, die mit Weberei, Wir- 
kerei und Maschinenstrickerei beschäftigt werden, ausgedehnt wurde. 
Der Krankenversicherungspflicht unterliegen die Hausgewerbetreibenden 
im allgemeinen nicht. Doch kann gemäß $ 2 Abs. ı Ziffer 4 des Ge- 
setzes vom 15. Juli 1883 durch Ortsstatut und gemäß $ 2 Abs. 4 der 
Novelle vom 30. Juni 1900 durch Bundesratsbeschlußß die Zwangs- 
versicherung auf die Hausgsewerbetreibenden erstreckt werden. 
hat die Rechtssprechung im allgemeinen nur für diejenigen Fälle die Annahme eines 
versicherungspflichtigen Heimarbeiterverhältnisses zugelassen, in denen das Arbeiten 
in eigener Betriebsstätte auf mehr zufällige und vorübergehende Gründe zurückzu- 
führen war (Raummangel, z. B. infolge unerwarteter Ausdehnung des Betriebs, 
Behinderung des Arbeiters durch persönliche Umstände, wie Krankheit). Beispiels- 
weise wurden als Heimarbeiter für versicherungspflichtig erachtet ein Schlosser, der 
zeitweise wegen eines Fufsleidens zu Hause mit ausnahmsweise von der Fabrik ge- 
liefertem Werkzeug arbeiten durfte, vorher und nachher aber Fabrikarbeiter war, 
und ein Schneider, der von seinem Meister im Tagelohn und nur deshalb zu Hause 
beschäftipt wurde, weil er nicht mit den jugendlichen Arbeitern des Geschättsherrn 
zusammenkommen mochte. Der Umstand, daß der Arbeitgeber sich ab und zu 
von dem ordnungsmäßigen Gange der Arbeit überzeugt oder daß der Beschäftigte 
einzelne Arbeiten, zu denen ihm die Einrichtungen fehlen, bei dem Auftraggeber 
vornimmt, reicht im allgemeinen nicht aus, um ein Heimarbeiterverhältnis festzu- 
stellen (Rev. E. 769, 956, A. N. 1899 S. 641, 1902 S. 257)«. 

10) Im einzelnen sind die für die Hausgewerbetreibenden geltenden gesetz- 
lichen Bestimmungen bei Bittmann, Hausindustrie in Baden, S. 1079 und 1080 


aufgeführt, 
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Diese ziemlich indifferente Stellung der Arbeitergesetzgebung der 
Hausindustrie gegenüber dürfte bald eine grundlegende Aenderung 
erfahren. Zunächst wurde dem Reichstag am 23. April der Ent- 
wurf eines Gesetzes, betreffend die Herstellung 
von Zigarren in der Hausarbeit!!), vorgelegt. Nach lang- 
wierigen Vorerhebungen, die die amtlichen Stellen des Reichs und 
der Einzelstaaten unternommen hatten, kam dieser Entwurf, der die 
Herstellung von Zigarren in der Hausarbeit (vgl. § ı und $ 2 des Ent- 
wurfs) regeln soll, zustande. In der Begründung, die dem Ent- 
wurf beigegeben ist, wird betont, daß bereits seit Jahren über die 
Mißstände bei der Herstellung von Zigarren in der Hausarbeit von 
verschiedenen Seiten, insbesondere auch aus den Kreisen der Zigarren- 
fabrikanten, lebhafte Klagen erhoben wurden, die zu einer eingehenden 
Prüfung der Verhältnisse Veranlassung gaben. »Dabei haben sich die 
Klagen im wesentlichen als begründet erwiesen. Wie Herstellung 
der Zigarren erfolgt in der Hausindustrie häufig in unzureichenden 
kleinen und niedrigen, manchmal auch schlecht gelüfteten Räumen, 
die in der Regel zugleich als Wohnraum, vielfach auch als Kochraum, 
und mitunter zum Schlafen benutzt werden. Insbesondere wird in 
diesen Räumen auch das Mischen und Trocknen des Tabaks vorge- 
nommen, ohne daß dabei irgendwelche Vorsichtsmaßregel beobachtet 
wird. Bei der Arbeit sind neben erwachsenen Arbeitern auch jugend- 
liche Personen im Alter von ı4 bis 16 Jahren angetroffen worden. 
Daß auch schulpflichtige Kinder in erheblicher Zahl beschäftigt werden, 
hat sich bereits bei den Vorarbeiten für das Gesetz, betreffend Kin- 
derarbeit in gewerblichen Betrieben, vom 30. März 1903 ergeben.« 
Die einschneidendsten Bestimmungen des Entwurfs, nämlich die über 
die Arbeitsräume, sind den für die Zigarrenfabriken und die gewerb- 
lichen Anlagen, in denen nicht ausschlicf}lich zur Familie des Arbeit- 
gebers gehörige Personen beschäftigt werden, geltenden Vorschriften 
entnommen (vgl. hierzu die vom Bundesrat auf Grund des $ 120e der 
Gewerbeordnung erlassene Bekanntmachung, betreffend die Einrichtung 
und den Betrieb der zur Anfertigung von Zigarren bestimmten An- 
lagen vom 17. Februar 1907, insbesondere die $% 3 und 4). Der Ge- 
setzesentwurf bedeutet also im wesentlichen eine Uebertragung der für 
die Fabrikbetriebe geltenden Vorschriften auf die Werkstätte des 


Hausindustriellen und damit — im Zusammenhang mit den in den 
SS 6 und 7 getroffenen Bestimmungen über die Beschäftigung von 
Kindern und jungen Leuten — zweifellos eine Verteuerung der 


Produktionsbedingungen des Hausindustriellen gegen früher. Trotzdem 
ist zu hoffen, da8 dieser Entwurf, sofern er zum Gesetz geworden ist 
und seine Bestimmungen streng !2) durchgeführt werden, dem ganzen Ge- 


11) Der Entwurf ist im Reichs-Arbeitsblatt, V. Jahrg., S. 570 ff., wiedergegeben. 
1?) Wobei vornherein zuzugeben ist, daß den Kontrollorganen bei der Durch- 
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werbe, und damit auch den Hausindustriellen, zum Segen gereichen 
wird, da er in vielen Fällen die Hausindustriellen in die Fabriken 
drängt und damit eine Entwicklung herbeiführt, die schon jetzt von 
der Mehrzahl der Sozialpolitiker, der Arbeiterschaft und einem großen 
Teil der Zigarrenfabrikanten, wie unter anderem die Angaben in Bitt- 
manns Werk beweisen, sehnlichst herbeigewünscht wird. 

Am 16. Dezember 1907 ging dem Reichstag der Entwurf eines 
Gesetzes, betreffend die Abänderung der Gewerbe- 
ordnung?) zu, dessen Kern neben einigen andern Bestimmungen 
die Regelung der Hausindustrie bildet. Das Gesetz ist als ein 
hinter dem Titel VO der Gewerbeordnung eingeschalteter neuer Titel 
VIIa gedacht. | 

Der Grundgedanke des Entwurfs geht dahin, nicht durch einhceit- 
liche feste Bestimmungen die Hausarbeit (deren Begriff im § 139n 
festgelegt ist) zu regeln. Der Entwurf geht vielmehr so vor, daß er 
nach dem Vorbild der § 120a, 120 c bis 120 e der GO. (Bestimmungen 
zur Bekämpfung der Gefahren für Leben oder Gesundheit) ein sog. 
Rahmengesetz, das heißt eine Reihe Kannbestimmungen aufstellt, 
die auf einen ganzen Industriezweig oder einen Teil eines solchen an- 
zuwenden dem Bundesrat oder den Landes-Zentralbehörden sowie den 
Polizeibehörden überlassen ist. Jedoch werden die Bestimmungen der 
Š$ 120a, 120c bis Izoe dahin ergänzt, daß nach dem $ ı39t Abs. 2 
und 3 gewisse gesundheitsgefährliche Verrichtungen aus der Hausarbeit 
völlig ausgeschlossen werden können. Von einem näheren Eingehen 
auf einzelne Vorschriften ($ 139p behandelt das Aushangwesen, $ 139x 
den Registerzwang, $$S ı39q und § 139r die Beschaffenheit der Werk- 
stätten) wird hier abgeschen, da der Entwurf in dieser Zeitschrift 
(Band XXVII, Heft 2 Seite 349 ff.) bereits eingehend besprochen worden 
ist. Der Entwurf wurde schließlich mit dem Entwurf über die Zigarren- 
hausarbeit einem Ausschuß überwiesen. 

Endlich sei noch auf die Stellungnahme der Gesellschaft 
für soziale Reform, die sich um den Heimarbeiterschutz sehr 
verdient gemacht hat, hingewiesen. Die Heimarbeit-Kommission der 
Gesellschaft für soziale Reform falte Frühjahr 1908 eine Resolu- 
tion ?*) dahingehend, daß sie zunächst die Inangriffnahme des Heim- 
arbeiterproblems durch den Gesetzentwurf mit Freude begrüßt; sie 
hält die allgemeine Registrierpflicht für die erste Voraussetzung 
eines wirksamen Heimarbeiterschutzes sowie der anderweitig zu regeln- 


führung einzelner Bestimmungen, so z. B. der $ 4, 5 und 21, noch weit größere 
Schwierigkeiten begegnen werden als etwa bei der Durchführung des Kinderschutz- 
gesetzes. 
13) Der Entwurf ist im Reichs-Arbeitsblatt, VI. Jahrg., S. 168 ff. abgedruckt. 
14) Ausführlich mitgeteilt in der »Sozialen Praxise, XVII. Jahrgang, Nr. 24, 


Spalte 626 und 627. 
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den Ausdehnung der Kranken-, Invaliden- und Unfallversicherung auf 
die Hausarbeiter. Sie fordert daher die allgemeine Registrierpflicht 
und grundsätzlich auch die Unterstellung der gesamten Hausarbeit 
unter die Gewerbeinspektion. Sie ist ferner der Ansicht, daß die An- 
weisungen an die Verwaltungsbehörden zwingender lauten müßten, als 
sie im Entwurf ($$ 1394— 1395) gefaßt sind. Durch die beiden vom 
Entwurf in Angriff genommenen Mafjnahmen, der Lohnfrage näher zu 
kommen (Umwandlung der bisherigen Lohnbücher in Abrechnungsbücher 
und Aushängen von Lohntafeln) wurde wohl indirekt auf die Lohn- 
höhe eingewirkt, doch sei damit keine ausreichende Lösung der Lohn- 
frage gegeben. Diese obliege vielmehr den bereits geplanten Arbeits- 
kammern, in denen die Hausarbeit ihre ständige Vertretung fin- 
den rnüsse. 

Am Schluß dieses vor allem die Heimarbeiterschutzbewegung be- 
handelnden Teils ist noch auf die Bestrebungen der »Internationalen 
Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz« hinzuweisen, die letzten 
Endes auf eine internationale Regelung der Hausindustrie hinziclen. 
Bereits in ihrer dritten Generalversammlung im Jahre 1905 forderte 
die Internationale Vereinigung die einzelnen Landessektionen auf, zu 
untersuchen, welchen Einfluß in ihrem Land die Arbeiterschutzge- 
setzgebung auf die Entwicklung der Heimarbeit, insbesondere die 
Frauen und jugendlichen Arbeiter betreffend, gehabt hat, ferner welche 
hauptsächlichen Mifßstände sich für die Heimarbeit hinsichtlich der Arbeits- 
dauer aus den Gesundheits- und Sicherheitsverhältnissen der Arbeits- 
stätten, aus dem Fehlen einer Arbeiterschutzgesctzecebung ergeben 
haben. Im Anschluß an diese Aufforderung entstanden folgende Ar- 
beiten: 

27. Untersuchungen über die Hausindustrie in 
Deutschland. Von Dr. Rudolf Meerwarth. Jena 1906. 738. 

28. Die Heimarbeit in Oesterreich. Von Dr. Michael 
Hainisch. Wien 1906. 28 Seiten. 

Die erste Arbeit, die deutsche Verhältnisse behandelt, kommt zu 
dem Ergebnis, daß der direkte Einfluß der Arbeiterschutzgesetzgebung, 
soweit sie für die Hausindustrie erlassen wurde (Verordnung vom 
Jahre 1897 für die Konfcektionswerkstätten, Einführung der Lohnbücher 
vom Jahre 1902) gering einzuschätzen ist. Die Wirkung des Kinder- 
schutzgesetzes vom Jahre 1903 lief sich noch nicht übersehen. Ferner 
geht aber aus den Untersuchungen hervor, daß die Arbeiterschutz- 
gesctzgebung als Ganzes betrachtet in vielen Fällen (vor allem in der 
Zigarrenindustrie) die Heimarbeit vermehrt hat! der Fabrikant oder 
Zwischenmeister gibt, um der Schutzgesetzgebung zu entgehen, Arbeit 
aus der Fabrik oder Werkstätte, soweit es technisch möglich ist, nach 
Haus in die Heimarbeit. 

Dr. M. Hainisch beschränkte sich in sciner Arbeit über die öster- 
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reichische Hausindustrie, zumal eine eigene Gesetzgebung zum Schutz 
der Heimarbeiter ın Oesterreich fehlt, eine kurze Uebersicht über die 
österreichische Heimarbeit zu geben und insbesondere über die ersten 
Schritte zu berichten, die in Ocsterreich zum Schutze der Heimarbeit 
gemacht wurden. In Betracht kommen in dieser Hinsicht die Ver- 
handlungen in dem dem arbeitsstatistischen Amt angeschlossenen Ar- 
beitsbeirat, vor allem die beiden Referate Hainischs und Smitkas über 
die Frage, ob und inwieweit die Heimarbeit auf dem Gebiete der 
Kleider-, Wäsche und Schuhkonfektion zum Gegenstand der Gesetz- 
gebung gemacht werden könne. Die Vorschläge Hainischs gingen 
dahin, sämtliche Heimarbeiter der Krankenversicherung zu unterwerfen 
und die Arbeitsstätten der Heimarbeiter zu verbessern, und zwar soll- 
ten die Unternehmer für die sanitären Zustände in den Arbeitsräumen 
der Heimarbeiter verantwortlich sein. Smitka, dessen Referat von der 
Wiener Gewerkschaftskommission beeinflußt war, stellte die Regelung 
der Lohnfrage in den Mittelpunkt seines Referats. Außer der rechtlichen 
Sicherung der abgeschlossenen Tarifverträge verlangt Smitka, daf3 Heim- 
arbeitskommissionen paritätisch aus Konfektionären und Arbeitern ge- 
bildet werden sollten, die Minimallöhne festzusetzen hätten; der Vor- 
sitzende soll von der Regierung ernannt werden. 

In der vierten Generalversammlung (September 1906) befafite 
sich die Internationale Vereinigung wiederum mit dem Problem der 
Heimarbeit. Nach einem Referat des schweizerischen Arbeitersckre- 
tärs Greulich und der Debatte faßte sie folgende Beschlüsse: 

Die Internationale Vereinigung hält dafür, daß die in der Haus- 
industrie bereits nachgewiesenen Uebelstände cin Eingreifen der 
Staatsgewalt notwendig machen. Sie ersucht die nationalen Sektionen: 
A. a) Von ihren respektiven Regierungen gesetzliche Mafinahmen zu 

verlangen, durch welche für die Arbeitgeber (inkl. der Zwischen- 

meister) die Verpflichtung ausgesprochen wird: 

ı.cin Verzeichnis der von ihnen beschäftigten Heimarbeiter und 
Heimarbeiterinnen zu führen und den Behörden auf Verlangen 
jederzeit vorzulegen ; 

2.jeder der beschäftigten Personen bei der Auftragserteilung einen 

Zettel mit genauer Angabe des Stücklohnes und der Preise für 
Fournituren und Arbeitsmaterialien auszuhändigen, und in den 
Räumen, in denen die Auszahlung des Lohnes stattfindet, den 

im Geschäft im Gebrauche stehenden Lohnfarif anzuschlagen; 

b) die Mittel zu studieren, die notwendig sind, um den Informationen, 
welche durch die im vorstehenden Artikel verlangten gesetzlichen 
Maßnahmen über die Arbeitslöhne erlangt werden, möglıchste 

Verbreitung zu sichern. 

B. die Ausdehnung der Gewerbe- und Fabrikinspektion, sowie der so- 
zialen Versicherung auf die Heimarbeiter anzustreben. 


t 
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C. Sowohl im öffentlichen wie im Interesse des Arbeiters strikteste 
Anwendung der allgemeinen sanitären Vorschriften und Gesetze 
auf ungesunde Wohnräume, in welchen die Heimarbeit ausgeübt 
wird, zu verlangen, und den Erlaf derartiger Bestimmungen zu er- 
wirken, wo sie noch nicht bestehen. 

D. Die Bildung und Tätigkeit von Berufsorganisationen, Käuferligen 
etc. zur Unterstützung der Privatinitiative anzuregen und zu fördern. 

E. Das Bureau wird beauftragt, gemeinsam mit ciner Subkommission 
festzustellen: 

a. die Zweige der Hausindustrie jedes Landes, deren Produkte auf 
dem Weltmarkte mit den Produkten andrer Länder in Konkur- 
renz treten, und diese Konkurrenzgebicte, die Arbeitsbedingungen 
und die Betriebsformen dieser Konkurrenz ; 

b) in welchen Heimindustrien jedes Landes das Fehlen der Kranken- 
versicherung, die lange Dauer der Arbeitszeit, insbesondere der 
Kinder und Frauen, der Tiefstand der Lohnsätze und die perio- 
dische Wiederkchr der Arbeitslosigkeit Mafisnahmen des Arbeiter- 
schutzes am dringendsten erheischen. 

Im Anschluß an Punkt Ea) Exporthausindustriceen betreffend, 
sind folgende Arbeiten erschienen: 

29. Bericht über die schweizerischen Hausindu- 
strien, deren Produkte auf dem Weltmarkt mit den 
Erzeugnissen anderer Länder konkurrieren. Von A. 
Pfleghart. Bern 1908. ı7 Seiten. 

30.Lesindustriesaä domicileen Belgique vis-à-vis 
de la concurrence étrangère. Par A. Julin, directeur à 
l'Office du Travail. Liege 1908. Iso Seiten. 

31. Die hauptsächlich am Export beteiligten 
Hausindustrien Deutschlands. Von Dr. Rudolf Meer- 
warth, Ständigem Mitarbeiter beim Kaiserlichen Statistischen Amt. 
Berlin 1908. 70 Seiten. 

Darnach kommen als schweizerische Exportindustrien, die 
ganz oder zum Teil hausindustriell betrieben werden und auf dem 
Weltmarkt mit den Produkten anderer Länder in Konkurrenz treten, 
die Seidenstoff- und Seidenbandweberci, die Stickerei, die Strohflech- 
terei und die Uhrenfabrikation in Betracht. Der Verfasser schildert 
im einzelnen die Exportziffern dieser Industrien, die Bestimmungs- 
länder und die Hauptkonkurrenten auf dem Weltmarkt. 

An die belgische Gewerbestatistik vom Jahre 1896 schloß sich 
eine vom Office du Travail angeregte genaucre Erforschung der Haus- 
industrie an. Die Sozialpolitikern übertragenen Einzeluntersuchungen 
liegen nunmehr in 9 Bänden (Les industries à domicile en Belgique; 
9 Volumes, Bruxelles 1899 à 1908) vor. Im Anschluß an diese Unter- 
suchungen und unter Benutzung ihrer Ergebnisse hat Julin noch ein- 
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mal kurz die Hausindustrien nach Arbeitsorganisation, Produktionsum- 
fang, Markt- und Absatzverhältnisse gekennzeichnet, die für den Export 
in Betracht kommen. Es sind das, von einigen kleinen Industrien ab- 
gesehen, die Waffenindustrie, die Spitzenindustrie, die Handschuh- 
macherei, die Strohflechterei, die Weberei und Strumpfwirkerei. Das 
letzte Kapitel ist den Konkurrenten dieser Industrie gewidmet sowohl 
auf dem innern als auch auf dem äußern Markt. 

Die Arbeit über die deutschen Exporthausindustrien rührt von 
dem Verfasser dieses Aufsatzes her. Behandelt wurden nach einander 
die Spielwarenindustrie, die Konfektionsindustrie, die Spitzen- und 
Stickereiindustrie, die Schneidwarenindustrie des Solinger Bezirks und die 
Verfertigung von künstlichen Blumen. Wesentlich erschwert wurde die 
Untersuchung durch das Fehlen von neueren Angaben über die Zahl 
der Hausindustriellen in diesen Zweigen sowie über den Umfang der 
Produktion überhaupt. Hinsichtlich der Höhe des Exports kommen 
vor allem die ersten drei der genannten Industrien in Betracht. Was 
die Bewegung der Ausfuhr in den einzelnen Jahren betrifft, so ergibt 
sich, von der Konfektionsindustrie und von der Fabrikation künstlicher 
Blumen abgesehen, eine andauernde Steigerung der Menge und des 
Wertes der Ausfuhr. Dies gilt im besonderen von der Spielwarenindu- 
strie und den großen Zweigen der Spitzen- und Stickereiindustrie. Be- 
merkenswert ist für diese beiden Industricgruppen, dalb der Wert der 
ausgeführten Waren in weit höherem Umfang gestiegen ist als die 
Menge: es wurden im Lauf der Zeit immer hochwertigere Waren aus- 
geführt. Bei der Betrachtung der Ursachen, die auf die Weiterent- 
wicklung der Ausfuhr, insbesondere an Konfektionswaren hemmend ein- 
wirken, ergab sich als Hauptursache die mehr und mehr um sich 
greifende Sclbstfabrikation in den Hauptbestimmungsländern. Wesent- 
lich ist, daß sich diese Selbstfabrikation in erster Linie auf Stapelartikel, 
also auf billige Ware erstreckt. Daraus geht mit Notwendigkeit hervor, 
daß die Zukunft der Ausfuhr an Konfcktionsartikeln auf besserer Ware 
beruht. Als Hauptbestimmungsländer der Ausfuhr kommen, wie in der 
Arbeit des näheren dargelegt ist, vor allem Großbritannien und die Ver- 
einigten Staaten von Amcrika in Betracht. 

Die internationale Vereinigung für gesctzlichen Arbeiterschutz be- 
faßte sich auch in ihrer fünften Generalversammlung, die im Sep- 
tember 1908 stattfand, mit dem Problem der Heimarbeit. Auf die 
Referate von Prof. Jay-Paris und Prof. Koch-Berlin wurde hinsichtlich 
der Heimarbeit beschlossen: 

I. Die Versammlung ruft die im Jahre 1906 zu Genf empfohlenen 
Maßnahmen (Registrierung, Arbeiterschutz, Versicherung, Käufcrligen 
usw.) aufs neue in Erinnerung und bestätigt sie. II. Sie ist der An- 
sicht, daß bei den erwähnten und bei den im folgenden angeführten 


Maßnahmen stets auf die besondere Natur der einzelnen Hausindustrien 
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Rücksicht genommen werden muß. III. Die Versammlung hält dafür, 
daß die schlechte Lage in der Heimarbeit hauptsächlich aus den un- 
genügenden Lohnvcrhältnissen herrührt und daß darum in erster Linie - 
Mittel zur Erhöhung der Löhne ausfindig zu machen sind. Zu diesem 
Zwecke 1) empfiehlt die Versammlung dringend die berufliche Organi- 
sation der Heimarbeiter, den Abschluß von Tarifverträgen und deren 
gesetzliche Anerkennung, wo das Gesetz diese heute noch nicht vor- 
schreibt; 2) ersucht die Versammlung die Sektionen, zu prüfen, inwic- 
fern in ihrem Lande cin Zivil- und Strafsesetz wirksam und durchführ- 
bar wäre, welches den Richtern die Befugnis zur Annullierung und Be- 
strafung von Hunger- und Wucherlohnvereinbarungen gibt; 3) ersucht 
die Versammlung die Sektionen: a) sich mit der Frage der Organi- 
sation von Lohnämtern zu befassen; b) in Fällen, wo die berufliche 
Organisation sich unwirksam erwiesen hat und wo die Verhältnisse es 
gestatten, ihre Regierungen einzuladen, unter etwaiger Benutzung der 
englischen Gesetzesvorschläge die Einführung von Minimallöhnen in 
der Weise zu versuchen, daf paritätisch zusammengesetzte Lohnämter 
Lohntarife aufstellen; ein derartiger Versuch wäre zunächst mit solchen 
Hausindustrien zu machen, ın welchen die Durchführung am leichtesten 
ist und die betreffende Heimarbeit für den größten Teil der Arbeiter 
Hauptberuf ist; c) der Vereinigung über die erzielten Resultate Bericht 
zu erstatten; die englische Sektion wird insbesondere ersucht, über die 
etwaigen diesbezüglichen Erfahrungen in England ständig zu berichten. 
IV. Die Versammlung fordert, daf unter Benutzung der bestehenden 
Gesetzgebung und gemäß den praktischen Bedürfnissen die Heimarbeit 
den Fabrikgesetzen unterworfen werde. 


II. 

Die Reihe der selbständig erschienenen Schriften soll mit ciner 
Arbeit eröffnet werden, die von einem einheitlichen Gesichtspunkt aus 
die gesamte deutsche Hausindustrie und ihre Probleme ins Auge faßit: 

31. Die deutsche Hlausindustrievon Heinrich Koch. 
S.L M. Gladbach 1905. 112 Seiten. 

Wie der Verfasser im Vorwort darlegt, hat sich der Heimarbeiter- 
schaft gegenüber die christliche Solidarität, d. h. »jene Ge- 
sellschaftsauffassung, welche Einzelwohl und Gesamtwohl, Einzelstand 
und Gesamtheit richtig gegeneinander abwägend, die Schwächen des 
Einzelnen und des einzelnen Standes ergänzt und die dem ganzen Ge- 
sellschaftskörper innewohnende Gesamtkraft regelt nach den Postulaten 
der Gerechtigkeit und des Gemeinwohles, und die zugleich ın 
richtiger Würdigung christlicher Nächstenlicbe, deren segens- 
reicher Wirksamkeit die gebührende Freiheit wahrte, bisher keine Gel- 
tung verschafft. Die Schrift soll nach den Worten des Verfassers ein 
eitrag zu dem Nachweis sein, daft eine auf christlichen Grundsätzen 
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— sozialer Gerechtigkeit und christlicher Liebe — sich aufbauende 
Sozialpolitik bei der Lösung der Heimarbeiterfrage weder unbrauchbar 
noch müßig ist. Koch untersucht nacheinander Begriff, Entstehung 
und Umfang der Hausindustrie in Deutschland, die wirtschaftlichen und 
sozialen Zustände, sowie die volkswirtschaftliche und soziale Bedeutung 
der Hausindustrie und schließlich die Reform der Arbeitsverhältnisse 
in der Hausindustrie. Gestützt auf eine gute und sichere Kenntnis der 
Literatur hat der Verfasser die Momente gesammelt, die für die Be- 
urteilung des Problems wesentlich sind, und Gründe und Gegengründe 
einander gegenübergestellt. Von besonderer Wichtigkeit, gerade bei 
dem eingangs erwähnten Standpunkt des Verfassers, ıst das letzte Ka- 
pitel des Buches über die Reform der Arbeitsverhältnisse in der Haus- 
industrie. Neben der Registrierung der Heimarbeiter, der Ausdehnung 
der Zwangsversicherung und des Arbeiterschutzes auf die Hausindustrie 
sieht auch Koch das Hauptproblem in der Lösung der Lohnfrage. 
-Eine angemessene Lohnregelung schneidet die schädlichen Auswüchse 
der Hausindustrie ab und erhält die letztere in jenem Umfange und in 
jener Verfassung, wie es im volkswirtschaftlichen und Einzelinteresse 
wünschenswert erscheint«. Beim näheren Eingehen auf die bereits vor- 
handenen Vorschläge lehnt er den Vorschlag Wilbrandts: »Festsetzung 
von Mindestlohntarifen durch das Gewerbegericht als Einigungsamt, 
das zu diesem Zweck (außer dem ihm schon ertcilten Recht, die Par- 
teien zum Erscheinen zu zwingen) für die Heimarbeit noch die Befug- 
nis erhalten hat, durch Einigungsverfahren und nötigenfalls durch 
Schiedsspruch einen rechtsverbindlichen Mindeststücklohntarif zum Ab- 
schluß zu bringen«, ab, da er ihm insbesondere für die hausindustriellen 
Verhältnisse neben technischen Schwierigkeiten zwei Gefahren in sich 
zu tragen scheint. Daß erstens eine Anzahl der schwächlichen und 
halbinvaliden Arbeiter entlassen wird, und zweitens der Minimallohn 
für die leistungsfähigen Arbeiter zum Normallohn wird. Koch tritt 
dagegen für die Bildung von Lohntarifgemeinschaften ein, d. h. Kol- 
lektivverträge von Gruppen von Unternehmern und Arbeitern, durch 
welche stabile Löhne auf eine bestimmte Zeit festgelegt werden. Im 
einzelnen erläutert er seinen Vorschlag S. gg ff. Alle Verleger oder, 
sofern es sich um eine große Zahl von kleinen Verlegern handelt, 
Gruppen von Verlegern müßten einen im einzelnen genau detaillierten 
Stucklohntarif für ihre Arbeiter aufstellen und zwar für alle in ihrem 
Verlage hausindustriell verfertigten Arbeiten. Wo Zwischenmeister tätig 
sind, müfste auch deren Verdienst normiert werden. Jeder Verleger 
müßte ferner den für seinen Betrieb ausgearbeiteten Tarif dem Ge- 
werbegericht vorlegen, dieses hätte ihn zu begutachten oder bezüg- 
lich jener Lohnsätze, die es als nicht angemessen bezeichnet, zu ver- 
werfen u.s.w. 

Die beiden folgenden Arbeiten von Hellmuth Wolff und Käthe 
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Kalisky haben im Gegensatz zu den nachher besprochenen Schriften 
das gemein, dafs sie nicht einen einzelnen Hausindustriezweig, sondern 
sämtliche Hausindustrien einer bestimmten Gegend oder Stadt be- 
handeln. 

32. Die Hausindustrie des Spessarts von Hellmuth 
Wolff. In seinem Buch über den Spessart, S. 329—386 dargestellt. 

Im Spessart kommen nach Wolff folgende Hausindustriezweige in 
Betracht: die Zigarrenhausindustrie, vor allem aber die Perlenstickerci 
und Kleiderkonfektion. Durch die Darstellung dieser Hausindustrien 
hat der Verfasser eine notwendige Ergänzung des Berichts der baye- 
rischen Fabrikinspektion über die Heimarbeit in Bayern geliefert. 
Die Perlenstickerei wird als Hausindustrie im oberen Kahlgrund 
in 25 Dörfern mit dem Marktflecken Schöllkrippen als Hauptproduk- 
tionsort von ungefähr 780 Häklerinnen ausgeführt. Sie bildet in einem 
Teil des Jahres für die Frauen und Mädchen die Nebenbeschäftigung 
zur Landwirtschaft. Die Hausindustriellen liefern ihre Arbeit an die 
sogenannten Agenten ab, die ihrerseits gewöhnlich gleichfalls häkeln, 
ihr Haupteinkommen jedoch aus der Provision beziehen, die ihnen pro 
Meter der gcehäkelten Ware von der Berliner, Offenbacher, Frankfurter 
oder Aschaffenburger Firma bezahlt wird. Der Grund für die haus- 
industrielle Produktionsweise liegt vor allem in der außerordentlichen 
Vielseitigkeit der Muster, die Maschinenarbeit nur für die einfachsten 
Sorten gestattet. Wie sehr die Stütze der Pcrlenstickerei in der Land- 
wirtschaft ruht, geht daraus hervor, daß in der in Betracht kommenden 
Gegend auf die bäuerliche Haushaltung 3,29 ha landwirtschaftliche 
Nutzungsfläche einschließlich des bäuerlichen und gemeindlichen Waldes 
3,82 ha entfallen, wobei der Verfasser ausdrücklich bemerkt, daß die 
Ilaushaltungen, in denen gehäkelt wird, nicht landärmer sind, als der 
Durchschnitt für das ganze Gebiet ausweist. So geht das Endurteil 
Wolffs auch dahin, dais der Kleinbauer die gewerbliche Nebenbeschäf- 
tigung in sein Haus aufnimmt, um Bargeld zu bekommen und nicht 
aus Not. Die andere Hausindustric größeren Umfangs, die neben der Perlen- 
stickerei ausgeübt wird, ist die Aschaffenburger Konfektions- 
industrie. Im ganzen sind nach den Erhebungen des Verfassers 
für die Aschaffenburger Unternehmer fast 2200 Konfektionsarbeiter 
hausindustriell tätig, darunter 1227 männliche und 906 weibliche. Von 
den 2200 llausindustriellen wohnten nur 450 oder 20,4 % in der Stadt, 
die übrigen, beinahe 81 °,, auf dem Land. Die 2147 gezählten Heim- 
arbeiter waren an 830 Arbeitsstätten tätig, so daß in jedem Haushalt 
2,6 % Personen beschäftigt waren; fremde Personen waren im Durch- 
schnitt nur 0,3% tätig. Im ganzen ergaben sich 198 Betriebe (24 2o 
aller Betriebe), die fremde Arbeiter, allerdings in sehr geringem Um- 
fang, beschäftigten. Für die Schneider auf dem Land kommt im all- 
gemeinen die Heimarbeit auch hier zum großen Teil nur als Neben- 
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beschäftigung neben der landwirtschaftlichen Arbeit in Betracht. Die 
Zahl der jährlich gearbeiteten Tage ist daher viel geringer als in der 
Stadt, viel stärker als in der Stadt schwankt außerdem die tägliche 
Arbeitszeit. 

33. Die Hausindustrie in Königsberg i. Pr. Mit be- 
besonderer Berücksichtigung der Lage der Arbeiter und Arbeiterinnen. 
Von Dr. Käthe Kalisky. Leipzig 1907. 57 Seiten. 

Nach der Schätzung der Verfasserin sind in Königsberg 3500 bis 
4000 Hausindustrielle tätig, darunter sind 1200 Schneider inkl. Kon- 
fektionslagerarbeiter, goo Arbeiterinnen der Wäschekonfektion, 625 Schuh- 
macher, 625 Tischler u.s.w. Die Hälfte der Hausindustriellen gehört 
dem männlichen Geschlecht an. Zwischenmeister kommen nur ver- 
einzelt vor. Die Königsberger Hausindustrie bietet insofern ein ge- 
wisses allgemeines Interesse, als es hier Organisationen, die zum Teil 
oder ganz aus Heimarbeitern zusammengesetzt sind, in zwei Fällen ge- 
lungen ist, Tarifverträge abzuschließen, die zugleich eine Lohnerhöhung 
mitsich brachten. So schlossen die Maßschneider, die sehr gut organi- 
siert sind, Frühjahr 1906 einen Tarifvertrag mit den Inhabern von 75 
Mafßgeschäften, der nach der Angabe der Verfasserin gegen den zuletzt 
abgeschlossenen eine Lohnerhöhung von 12—15%, für Westen einc 
solche bis zu 30% brachte. In diesem Tarif!°) wird zunächst zwischen 
Tagschneidern, die Stundenlohn erhalten und Stückschneidern, dic 
Stücklohn erhalten, unterschieden. Wie im Tarifvertrag ($ 5) ange- 
geben ist, beziehen sich die für Stückschneider festgesetzten Löhne 
auf Heimarbeiter und Hausgewerbetreibende. Die Geschäfte, die Herren- 
mafsschneider beschäftigen, sind nach der Qualität der Ware, die sie 
herstellen, in 3 Klassen eingeteilt; jedem der 174 Stücke, die im Tarıf 
für Herrenmaßschneider aufgeführt sind, entsprechen 3 verschiedene 
Löhne je nach der Klasse, in die der Arbeitgeber eingereiht ist. Der 
Tarif für Uniformschneider umfaßt 272, der Tarif für Damenschneider 
46 Positionen, bei diesen beiden Tarifen ist nicht weiter nach Klassen 
unterschieden. Für Stückschneider, die in der Werkstatt beschäftigt 
werden, tritt ein Lohnabzug von 5 % ein. Nacht-, Sonn- und Feiertavs- 
arbeit darf nur in sehr dringenden Fällen auf Verlangen des Arbeit- 
gebers oder seines Vertreters und nach vorheriger Anmeldung gemacht 
werden und muß mit 3 Mark Zuschlag bezahlt werden. Die Arbeit- 
geber verpflichten sich, solche Arbeitnehmer nicht zu beschäftigen, von 
denen festgestellt wird, daß sie für Privatkundschaft oder Geschäfte 
zu billigeren Preisen arbeiten, als in dem Tarif festgesetzt ist. Der 
Tarifvertrag hat, wie erwähnt, nur für die Mafsschneider, deren Zahl 








15, Der Tarif wird im folgenden im einzelnen wiedergegeben, sowohl wegen 
seiner prinzipiellen Bedeutung als auch deswegen, weil die Wiedergabe der Ver- 


fasserin so gehalten ist, daß sie zu Mißverständnissen Anlaß gibt. 
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auf 1000 geschätzt wird, nicht für die Lagerschneider Geltung. Der zweite 
Tarif gilt für de Schirmbranche. Dem Gewerkverein der Heim- 
arbeiterinnen der Kleider- und Wäschekonfektion gelang es, mit den 
zwei vorhandenen Firmen, die insgesamt ungefähr 170 Heimarbeiterinnen 
beschäftigen, einen Lohntarif abzuschliefen. Dadurch wurden der Ver- 
fasserin zufolge die Löhne der größeren Firma um 20--25 %, die der 
kleineren um ungefähr 109%, erhöht. Was die tatsächlichen Verhält- 
nisse anlangt, unter denen die lleimarbeiter leben, so ist zu bedauern, 
daß es die Verfasserin unterlassen hat, uns durch bis ıns einzelne 
gehende Angaben, besonders über Löhne und Arbeitszeit, ein genaues 
Bild der Lage zu geben. Dazu lag umsomcehr die Möglichkeit vor, 
als die Zahl der Beobachtungsobjekte relativ klein war. Für die Lohn- 
angaben der Verfasserin gilt dasselbe, was über die Lohnangaben der 
bayerischen Fabrikinspektoren gesagt wurde. Ein Beispiel: »Der Jahres- 
verdienst der Schneider, die für ein Geschäft erster Klasse arbeiten, 
ohne Gescllen, nur mit Hilfe der Frau, kann auf 12—ı500 Mark an- 
genommen werden. Die für die zweite Klasse Tätigen verdienen ọ bis 
1100 Mark, die für die dritte Klasse 6—900 Marke. (S. 20, Zeile 4—7.) 
Wie viel Schneider für ein Geschäft erster Klasse arbeiten, wie viel 
unter diesen 1200 oder 1500 Mark verdienen u. s. w., muf der Leser 
allein entscheiden. 

Unter den Gewerbegruppen, denen besondere Monographien ge- 
widmet worden sind, steht die Textilindustrie mit ihren Zweigen 
an erster Stelle. Im Nachstchenden ist auf folgende Schriften einge- 
gangen worden: 

34. Die Weber in der Gegenwart. Sozialpolitische Wan- 
derungen durch die HHausweberei und die Webfabrik. Von Dr. Robert 
Wılbrandt. Jena 1906. 209 Seiten. 

35. Die Textilindustrie im Wirtschaftsleben Schle- 
siens. Von Curt Frahne. Tübingen 1905. 273 Seiten. 

36. Die Heimarbeit und der Notstand der Heim- 
arbeiter in der mährischen Textilindustrie. Von Dr. 
Hugo Herz. Brünn 1904. 75 Seiten. 

37. Der Rückgang der Handleinwandindustrie des 
Münsterlandes. Von Dr Karl Biller. Leipzig 1906. 169 S. 

38. Der TUebergang von der Handweberei zum Fa- 
brikbetrieb in der niederrheinischen Samt- und Sci- 
denindustrie und die Lage der Arbeiter in dieser Pe- 
riode. Von Dr. Heinrich Brauns. Leipzig 1906. 256 Seiten. 

39. Die Hausindustrie in der schweizerischen 
Seidenstoffweberei. Von Dr. Josephine van Anroy. 
Zürich 1904. 192 Sciten. 

40. Die österreichische Spitzenhausindustrie. Ein 
Beitrag zur Frage der Hausindustriepolitik. Von Else Cronbach. 
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Wien und Leipzig 1907. 211 Seiten. 

Wilbrandt hatte sich in seiner Studie über die Weber vor allem 
zwei Aufgaben gestellt: erstens die gegenwärtige Lage der Haus- 
weber auf Grund seiner umfassenden Studien in den Webergegen- 
den Deutschlands zu schildern, zweitens aber das neue Problem 
zu zeigen, das die Entstehung der Webfabriken mit sich bringt, 
die gewöhnlich als Erlösung aus der Not der Hausindustrie betrachtet 
werden. Eingeleitet wird die Monographie durch einen historischen 
Ucberblick über die Entstehung und Entwicklung des schlesischen 
Weberelends. Wilbrandt will nicht wie andere vor ihm »aus einer 
einzigen Ursache alles erklären<, sondern all den verschiedenen Ur- 
sachen nachspüren, deren Zusammenwirken das Phänomen erst ganz 
erklärt. Ich glaube aber nicht, da er damit in der Art der Betrach- 
tungsweise z. B. zu Brentano, den er anführt, in einen Gegensatz tritt. 
Brentano glaubt, dalb in dem feudalen Ursprung der schlesischen Lei- 
nenindustrie die Wurzel des Uebels liege ; daß Brentano damit alles 
erklären wollte, ist ein Mifßverständnis (vgl. insbesondere Brentano: 
Gesammelte Aufsätze. Erster Band; Erbrechtspolitik, S. 560 u. 561). 
Vielleicht hätte Wilbrandt aber gerade hier Gelegenheit gehabt, 
sofern er einmal auf die Geschichte der schlesischen Hlausweberei 
einring, etwas länger als auf 14 Seiten dabei zu verweilen und die scit 
dem Zimmermannschen Buch erschienene Literatur, unter anderem 
auch die angedeutete Auseinandersetzung Brentanos mit Grünhagen 
und Sombart, eingehender zu verwerten. Gut gelungen ist der erste 
Hauptteil, der sich mit der Schilderung der heutigen Lage der Haus- 
weber befaßt, zunächst wieder der schlesischen. Wilbrandt schätzt, 
daf heute noch die Hälfte der schlesischen Weber Hausweber sind; 
und dabei geht die Abnahme der schlesischen Weberei nur sehr lang- 
sam vor sich. Nach den traurigen Bildern aus Schlesien (man ver- 
gleiche z. B. die anschauliche Schilderung der Verhältnisse in den 
Dörfern Tscherbeney und Straußeney Seite 54 bis 60) kommen etwas 
freundlichere aus der Lausitz, Westfalen (Leinenweberei), Sachsen, Ober- 
franken (\Wollweberei). Das Ergebnis ist, daß Schlesien immer noch 
hinsichtlich des Weberelends vornan steht nach Maß und Intensität ; 
dal in manchen Gegenden die Hauswceber so gut wie ausgestorben 
oder nur als Hersteller von Spezialitäten geblieben und daher in einer 
weniger großen Notlage sind, daß aber auch außerhalb Schlesiens noch 
groes Elend zu finden ist. Dieser Notlage gegenüber werden Heil- 
mittel angewandt; erstens Absatz zu schaffen mit Ausschaltung des pri- 
vatkapitalistischen Verlegers, zweitens Einführung des mechanischen Be- 
triebes in die Hausindustrie, drittens Ucberführung der Ilausweber in 
die Webfabrik. Versuche der ersten Art veranstaltet der Thürinsische 
und der Obersteiner Weberverein. Doch beschaffen diese Vereine, deren 
Ausbreitung und Wesen der Verfasser eingehend schildert, nur einem 
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kleinen Teil der Weber Absatz, der großen Masse nützen sie nichts. 
Das letzte sehr lehrreiche Kapitel des ersten Hauptteils befaßt sich 
mit den Versuchen, die gemacht wurden, um durch Einführung mecha- 
nischen Betriebs die Hausindustrie zu heben, es schildert insbesondere 
die Lage der Weber ın Anrath bei Krefeld. Die Anrather Hausweber 
arbeiten mit elektrisch betriebenen Bandwebstühlen. Die Anlage eines 
jeden Stuhles kostet 2000 Mark. Für eine jährliche Miete von 72 M. 
hat der Weber das Recht, die Kraft von früh halb acht bis abends 
acht Uhr, mit ein und einhalbstündiger Pause auszunützen, weiter nicht. 
Dadurch ergibt sich eine Arbeitszeitbeschränkung, die sich sonst fast 
nirgends ın hausindustriellen Alleinbetrieben findet. Die Anrather 
Weber gehören ferner dem Verband der bergischen Bandwirkermeister 
an, der mit den Arbeitgebern einen Mindeststücklohntarif all- 
jährlich vereinbart. Wir haben also eine durch Tarif und Maximal- 
arbeitszeit sanierte Hausindustrie vor uns. Dem gegenüber hat aber 
auch diese Hausindustrie wie viele andere die schlimme Kehrseite: die 
schlechte Konjunktur wird von dem Arbeitgeber auf den Hausindustric]- 
len übergewälzt. Nach Wilbrandts Angaben sind die hausindustriellen 
Bandwirker mindestens zwei, nicht selten drei Monate im Jahr arbeits- 
los, dabei müssen sie ihr gelichenes Anlagekapital weiter verzinsen; 
früher mußten sie noch die Miete für die elektrische Kraft weiter be- 
zahlen. Auf die ganz neue Seite, die das Problem zeigt, wenn zwar 
elektrischer Antrieb vorhanden ist, aber Tarif und Arbeitszeitbeschrän- 
kung fehlen und die Hausweberei wie in Baden und der Schweiz als 
Nebenbeschäftigung neben der Landwirtschaft betrieben wird, ist bereits 
bei der Besprechung des Bittmannschen Buches eingegangen worden. 
Wilbrandt hat dieses Problem schon berührt und als Lösung der Frage 
die Aufstellung von Mindeststücklühnen angegeben. Der zweite Haupt- 
teil des Buches beschäftigt sich mit der Lage der Weber, nachdem sie 
in die Webfabrik eingetreten sind. Die folgenden Untersuchungen 
über die Lage der Fabrikweber stehen mit unserem Thema allerdings 
nur in ihren Endergebnissen im Zusammenhang; diese sollen hier 
wiedergegeben werden. Infolge der relativ leichten Beschäftigung in 
der Webfabrik ist Frauenarbcit im gröfsten Umfang möglich; sie drückt 
auf die Löhne der Männer, so dass sich die Männer mit Frauenlöhnen 
begnügen müssen. Dies gilt in vollem Umfang für Gegenden, in denen 
die Textilindustrie vorherrschend ist: Königreich Sachsen, Grok- 
herzostum Baden. Treten hingegen »männlichee Industrien hinzu, 
so Ist die Lage sofort verändert. Das Schlufikapitel handelt von den 
Aufgaben der Gegenwart, dem Weberproblem gegenüber. Da von den 
Organisationsbestrebungen der Hausweber selbst nichts zu erwarten 
ist, so mul) der Staat eintreten. Die erste Förderung ist immer noch 
der Bau von Bahnen in die Ilauswebergegenden. Dann aber muf der 
Staat diejenigen Fabrikanlagen begünstigen, welche Männerarbeit brau- 
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chen und daher zu den Textilfabriken eine Ergänzung bilden. Das 
Buch des temperamentvollen Verfassers ist anschaulich und mit Wärme 
geschrieben, cs kann vielen zur Einführung in einige Probleme des 
Kapitalismus dienen. Womit ich auch zugleich die stellenweise störend 
wirkenden Breiten und Wiederholungen des Buches entschuldigen möchte. 

Das Buch von Curt Frahne über die Textilindustrie im Wirt- 
schaftsleben Schlesiens muß in einem andern Zusammenhang gewürdigt 
werden; es wird hier nur deshalb erwähnt, weil der Verfasser vor allem 
bei der Schilderung der geschichtlichen Entwicklung der Leinenin- 
dustrie, Baumwoll- und Wollindustrie auch auf die Perioden der haus- 
industriellen Organisation dieser Zweige eingeht. Leider ist meiner 
Ansicht nach auch Frahne nicht genug auf die Brentanoschen Auslas- 
sungen und angeregten Probleme eingegangen, um ein abgeschlossenes 
und klares Bild besonders für die ersten Zeiten der Leinenindustrie zu 
geben. 

Hugo Herz versucht in seiner Schrift über die Heimarbeit und 
den Notstand der Heimarbeiter in der mährischen Textilindustrie die 
Resultate des Berichtes der k. k. Gewerbeinspektoren über die Heim- 
arbeit in Oesterreich (II. Bd., Wien ı901) durch eigene Studien und 
Erfahrungen zu ergänzen und einem weiteren Kreis Kenntnis von den 
Ursachen der Entstehung und Bekämpfung der Webernot zu geben. 
Was den historischen Teil der Schrift angeht, so ist er als ein aller- 
erster Versuch, dem Problem gerecht zu werden, anzusehen. 

Karl Biller schildert in seiner gut angelegten Arbeit den Rück- 
gang der Hand-Leinwandindustrie des Münsterlandes. Wenn der Ab- 
sterbeprozeß hier schmerzloser verlief als z. B. in Schlesien, so ist 
dieser leichtere Tod auf eine anders geartete Grundlage der Industrie 
zurückzuführen. Der Hauptnahrungszweig des Münsterlandes war im 
achtzehnten Jahrhundert Ackerbau und Viehzucht. Die Bauern waren 
Leibeigene, lebten aber in cinem milden Abhängigkeitsverhältnis von 
ihrem Gutsherrn. Die Getreideproduktion reichte zwar für die inlän- 
dische Bevölkerung aus, doch konnte sich die Landwirtschaft infolge 
des vielfach schlechten Bodens und der »Gemeinheiten« nicht völlig ent- 
falten. So war das Volk, um zu einigem Wohlstand zu gelangen, vicl- 
fach dazu übergegangen, ein Nebengewerbe, in erster Linie die Ver- 
fertigung von Leinwand, zu betreiben. Der Rohstoff, Hanf oder Flachs, 
wurde im Lande sclbst vom Bauer gewonnen, die Zubereitung der 
Gespinstfasern und das Verspinnen zum Faden geschah ausschließlich 
im Haus des Bauern; der gröftte Teil des hergestellten Garnes wurde 
verkauft, der Rest wurde zu Haus im Frühjahr und Sommer von Per- 
sonen, die beim Hauptberuf, der Landwirtschaft, zu entbehren waren, 
also zumeist Frauen, gewoben. War das Garn gewoben, so befriedigte 
der Bauer zunächst sein eigenes Bedürfnis, das überschüssige Linnen 
verkaufte er wiederum. Damit vergleiche man z. B. die hilllose Lage 
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der spinnenden oder webenden Gutshörigen Schlesiens. Es gab im 
Münsterlande nur schr wenig berufsmäßige Spinner und Weber; mit 
der zunehmenden Wichtigkeit der Produktion für den Verkauf wurde 
diese Produktion allerdings stellenweise die Grundlage der Wirtschaft. 
Für den Bauer wurde es nun mit der Zeit immer schwerer, sein Pro- 
dukt stets lohnend und bequem abzusetzen. Er geriet daher immer 
mehr in Abhängigkeit von dem Abnehmer seiner Waren, dem Händler. 
Dieser suchte seine Herrschaft über den Weber auszudehnen und zu 
befestigen, und zwar vornehmlich dadurch, daß er diesem auf noch 
zu liefernde Waren Vorschuß gewährte und nach verwickelten Zah- 
lungsmethoden mit ihm abrechnete. So wurde der ursprünglich selb- 
ständige Weber zu einem abhängigen Hausindustriellen. Dieses Ver- 
lagssystem erschien zunächst nicht ın seiner reinen Form, wo, wie bei 
den landesherrlichen Schauanstalten, die Gesetze die Unabhängigkeit 
der Weber fixierten. Als diese Schauanstalten oder Leggen, deren 
Zweck und Organisation der Verfasser eingchend schildert, Ende des 18. 
und Anfang des 19. Jahrhunderts verschwanden, ging die Entwicklung zum 
reinen Verlagssystem ungehindert vor sich. In den Joer und 8oer 
Jahren des 18. Jahrhunderts stand die Handleinwandindustrie noch in 
der Blüte, dann kam langsam und allmählich der nicht mehr aufzu- 
haltende Verfall. Als die verhängnisvollste Ursache des Verfalls nennt 
der Verfasser die Kontinentalsperre. Die Garnpreise stiegen infolge 
der Kontinentalsperre in England ungeheuer, das englische Kapital 
stürzte sich mit aller Macht auf die Flachsspinnerei, so daß nach Ein- 
tritt des Friedens kein Garn aus Deutschland mehr nötig war. Bald 
nach der Aufhebung der Kontinentalsperre fate die englische Industrie 
in Deutschland festen Fuß und die mit der Flachsspinnmaschine im 
Grofsbetrieb erzeugten englischen Garne schlugen leicht die deutschen. 
Der Einfuhr der englischen Garne nach Deutschland folgte die Ein- 
fuhr der Leinwand. Ein weiterer neuer Schlag war die Verdrängung 
der Leinwand durch die billige Baumwolle. Die Spinner und Weber 
des Münsterlandes wären in arge Bedrängnis geraten, und es hätte 
sich ein dem schlesischen ähnliches Weberelend entwickelt, wenn nicht, 
wie bereits gezeigt wurde, die Grundlage, auf der sich die münster- 
ländische Leimenindustrie aufbaute, ganz verschieden von der in Schle- 
sien gewesen wärc. Der Münsterländer hatte im wesentlichen nur in 
der freien Zeit, die ihm neben der Landwirtschaft übrig blieb, gespon- 
nen und gewebt. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts war er von der Hörig- 
keit frei geworden und suchte nun als freier Bauer seinem Boden in 
intensiverem Betricb als vorher eme Rente abzugewinnen. Natürlich 
schlug der Uebergang manche Wunde. Lehrreich sind die Versuche, 
die gemacht wurden zur Hebung der Handleinwandindustrie. Man schob 
zuerst, besonders scitens der Verleger, die Schuld am Niedergang dem 
Fehlen einer Leggeordnung zu. So wurden nach einer sehr regen Agi- 
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tation 1821 wieder mehrere Leggen eingerichtet: sie hatten keinen 
Erfolg, der Bauer benützte sie einfach nicht mehr, er hatte an der 
Weberei kein Interesse mehr. Dann wurden Spinnschulen (siehe Schle- 
sien) gegründet usw., ohne Erfolg. Langsam, in den 8oer Jahren etwas 
schneller, ging die Handleinwandindustrie ihrem Ende entgegen. Sie 
ist auch jetzt noch nicht ganz geschwunden, hat aber für die Leinen- 
industrie des Münsterlandes keine Bedeutung mehr. 

Die Arbeit von Heinrich Brauns, die unter den Schmollerschen 
Forschungen erschienen ist, will in ihrem ersten Teil den Uebergang 
von der hausindustriellen Handweberei zum Fabrikbetrieb in der nie- 
derrheinischen Samt- und Seidenindustrie und die Lage der Arbciter 
in dieser Periode schildern; der zweite Teil, der hier nicht bespro- 
chen wird, gibt ein Bild von der Lage der Industrie und ihrer Ar- 
beiter nach dem Abschluß dieser Entwicklung. Die Studie knüpft an 
das Werk A. Thuns »Die Industrie am Niederrhein und ihre Arbeiter« 
an, der die Entwicklung bis Ende der 1870er Jahre, vor allem auch 
die Krisis, die im Winter 1872/73 einsetzte, geschildert hatte. Nach 
der kleinen Erholung in den Jahren 1878 und 1879 begann mit dem 
Jahr 1880 ein neuer anhaltender Rückschlag, zugleich der letzte Ent- 
scheidungskampf zwischen hausindustrieller Handweberei und maschinel- 
lem Fabrikbetrieb. Damit die maschinelle Technik eingeführt und mit 
Erfolg durchgeführt werden konnte, mußten erst eine Reihe Vorbe- 
dingungen erfüllt scin. Für den Fabrikanten war es zunächst ein recht 
großes Risiko, mit der Rohseide, einem teuren Rohmaterial, auf neu 
eingeführten Stühlen zu arbeiten. Das änderte sich mit der zuneh- 
menden Verwendung von billigcren Surrogaten; so der Chappe oder 
Floretseide und der mercerisierten Baumwolle. Sehr große technische 
Schwierigkeiten waren dann beim Kraftstuhl selbst zu überwinden. Dice . 
ganze Anlage des Kraftstuhles ist in der Samt- und Scidenweberei, wie 
der Verfasser im einzelnen eingehend auseinandersetzt, vicl kompli- 
zierter als etwa in der Leinen- oder Baumwollenweberei. Am frühe- 
sten wurden Samtbänder in den Fabriken maschinell hergestellt. Be- 
reits Mitte der sechziger Jahre entstanden im Krefelder Bezirk eine 
Anzahl von Fabriken für Samtband. Vom mechanischen Samtbandstuhl 
wurde die Idee der mechanischen Samtherstellung hergenommen. 1877 
wurde der erste Kraftstuhl für Doppelsamt in Tätigkeit gesetzt. In 
der Seidenstoffweberci erlangte der Kraftstuhl erst Anfang der 8ocr 
Jahre grössere Verbreitung, also viel später als etwa in Lyon. Der 
Grund dafür liegt darin, daß die deutsche Scidenweberei in den 7oer 
Jahren einen Zoll von 2 bis 3 % auf englische Baumwollgarne, die 
französische Scidenweberei einen von nahezu 20% zu tragen hatte. 
Um diesen Nachteil auszugleichen, gingen die Lyoner Fabrikanten be- 
recits damals zum mechanischen Betrieb über, während die deutsche 
Industrie am Handbetrieb festhielt. Im ganzen betrachtet weist nach 
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dem Verfasser die Ucbergangszeit von der hausindustriell betriebenen 
Handweberei zum maschinenmäßsisen Fabrikbetrieb zwei Perioden auf. 
Die erste von 1880— 1890 ist die Zeit des Kampfes zwischen den bei- 
den Betriebsformen. Anfang der gocr Jahre war der Kampf entschie- 
den. Von da ab beginnt das Absterben der hausindustriellen Hand- 
weberei. Wie ich nach einer Tabelle des Verfassers berechnet habe, 
betrug im Jahre 1882 die Zahl der von den Firmen der Stadt Krefeld 
durchschnittlich beschäftigten Webstühle für Samt, Samtband und Stoff 
in der Hausindustrie 34 778, in den Fabriken 831; im Jahre 1890 be- 
trug die Zahl der Stühle in der Hausindustrie 22 156, in den Fabriken 
5588, im Jahr ı900 liefen in der Hausindustrie 6901 und in den Fa- 
briken 9503 Stühle. Die Zahl der Seidenstoffwebstühle allein betrug 
1882 in der Hausindustrie 16425, in den Fabriken nur 460, im Jahr 
1890 betrug sie 14 263 in der Hausindustrie und 2484 in den Fabriken, 
im Jahre 1900 waren in der Hausindustrie nur noch 5834, in den Fa- 
briken hingegen 7151 Stühle vorhanden. Die Lage der hausindustriel- 
len Handweber während der Zeit von 1880—1900 wird durch perio- 
disch wiederkehrende Arbeitslosigkeit und durch ein Sinken der Löhne 
gekennzeichnet. Die Maßnahmen zur Linderung der Notlage gingen 
teilweise darauf hinaus, den Handwebern neue Erwerbsquellen zu 
schaffen, teils waren sie von dem Bestreben geleitet, einen Teil der 
Handweber mit tauglicheren Betriebsmitteln als bisher zu erhalten. 
Wie in Schlesien wurden Schulen gegründet, in denen die Weber eine 
bessere Ausbildung erhalten sollten. \Wie ın Schlesien war diese Mass- 
regel ohne Erfolg. Ferner kommen in dieser Hinsicht die gleichfalls 
mifslungenen Versuche mit halbmechanischen Webstühlen und dic bes- 
ser gelungenen Versuche mit mechanischen Bandstühlen in Betracht. 
Der Verfasser schildert dazu eingehend die Verhältnisse in der Ge- 
meinde Anrath und kommt zu ähnlichen Schlüssen wie Wilbrandt. 
Die Handweber, die gegenwärtig noch in ihren Häusern arbeiten, er- 
füllen nach den Ausführungen Brauns Funktionen, welche der mecha- 
nische Betrieb gar nicht oder wenigstens nicht so gut und lohnend 
ausführen kann (Kunstgewebe, Schirmstofie usw.); der Lohn der haus- 
industriellen Handweber ist daher heute besser als in den Zeiten 
des Kampfes mit der Maschine. Wie in dieser gedrängten Uebersicht 
bereits angedeutet ist, mußte der Verfasser bei seinen Darlerungen 
vielfach in andere Gebiete, z. B. in das technische, hinübergreifen. Es 
mull aber mit Entschiedenheit betont werden, daß der Verfasser hier- 
bei zu weit abgeschweift ist. Was hat es für einen Sinn, in einer 
sozialwissenschaftlichen Arbeit lange Seiten mit technischen, naturwis- 
senschaftlichen usw., auf jeden Fall ökonomisch irrelevante Schilderun- 
gen, die allen möglichen Werken entlehnt sind, zu füllen. Zwei Bei- 
spiele. Um die Bedeutung der Floretseide zu kennzeichnen, geht 
ein langer Exkurs über die Rohseide im allgemeinen vorher. »Das 
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wertvollste Material für die Seidenweberei ist die Rohseide, be- 
kanntlich ein tierisches Produkt, das Erzeugnis einer auch in ihrem 
Ursprungslande künstlich gezüchteten Raupe, des Seiden- oder Maul- 
beerspinners. Diese Raupe sondert, wenn sie sich verpuppt, aus 
kleinen ...... usw. Nach anderthalb Seiten geht der Verfasser 
dazu über, eingehend die Ergebnisse zu schildern, die die neuesten 
auf Anregung der preußischen Regierung an der Krefelder Weberschule 
unternommenen Versuche mit der Fütterung der Raupe durch Blätter 
der Schwarzwurzel gezeitigt haben. Seite 31 ff. soll die Einführung 
des mechanischen Samtstuhles geschildert werden. Dazu werden wir 
genau mit den Versuchen des Webermeisters Anton Tappeser und 
seiner Genossen bekannt gemacht. Die Geschichte vom Meister Tap- 
peser, der für seinen Stuhl 2000 Mark bezahlt haben wollte und über- 
dies von der Firma Niedieck verlangte, daß der Meister Krankel mit 
angestellt würde, ist an und für sich schr erbaulich, nur gehört sie in 
cin Buch der Erfindungen. Die Beispiele könnten weiter geführt wer- 
den. Hätte sich der Verfasser der sicher oft nicht leichten Vorarbeit 
des Sichtens unterzogen, so wäre sein sonst lehrreiches Buch über- 
sichtlicher und wertvoller geworden. 

Interessante Vergleiche zur Krefelder Seidenindustrie bietet die 
Hausindustrie in der schweizerischen Seidenstoffweberei 
dar, die Josephine van Anroy in einem anregenden Buch gc- 
schildert hat. Vergleicht man äußerlich an der Zahl der beschäftigten 
Stühle die Entwicklung der Krefelder und schweizerischen Seidenin- 
dustrie, so fallen bereits zwei Unterschiede auf. Die schweizerische 
Seidenstoffweberei zählte bereits im Jahr 1867 400 mechanische Stühle, 
diese Zahl stieg im Jahr 1987 auf 3151 (die Fabrikanten der Stadt 
Krefeld beschäftigten 1884 erst 893 Kraftstühle), im Jahr 1891 auf 
7173 und im Jahr 1900 auf 13326. Einen eigenartigen, von dem der 
Krefelder Industrie verschiedenen Entwicklungsgang zeigt die Zahl der 
Handstühle. Im Jahre 1855 waren 25.290 Handstühle, 187I 27531, 
1881 30398, 1891 20977, 1900 20901 Stühle vorhanden. Danach 
fand im allgemeinen ein Rückgang der Stühle statt; es ergibt sich aber 
doch, dafs die schweizerische Scidenstoffhausweberei viel langlebiger 
ist als die rheinische. Die Verfasserin sieht die Ursachen der stär- 
keren Lebensfähigkeit der schweizerischen Seidenstoffweberei erstens 
in der Verschiebung des Territoriums der Hausweberei, sie zog von 
Zürich ab hinaus aufs Land in die bäuerlichen Reservegebiete,; zwei- 
tens in der Verschiebung in der Zusammensetzung der Arbeiterschaft, 
ein Vorgang, der eng mit dem ersten verbunden ıst: ım nächsten Um- 
kreis der Stadt Zürich ist das junge Mädchen aus der Flausweberei 
verschwunden, je weiter wir uns aber von Zürich entfernen, desto mehr 
überwiegt die Zahl der Unverheirateten die der Hausfrauen. Daran 
anknüpfend schildert die Verfasserin cingehend die Organisation der 
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Handweberei. 

Seit dem Auftreten des mechanischen Webstuhls wurden die den 
Zwischenmeistern ähnlichen Provisionsfergger verdrängt, im Kanton 
Zürich sind sie z. B. ganz verschwunden. An ihre Stelle traten fest 
besoldete Angestellte. Diese, Fergger genannt, leiten eine Filiale, 
die Weberinnen kommen in die »Ferggerstuben«, holen sich neue Ar- 
beit und liefern die alte ab. Da aber die Weber trotz der Einrichtung 
der Ferggerstuben doch noch zu isoliert wohnen, so werden sie von 
Zeit zu Zeit durch die sog. Anrüster, ebenfalls vom Fabrikanten fest 
besoldete Gehilfen des Ferggers, besucht; die Anrüster sind den Ar- 
beiterinnen beim Anfangen eines Stückes behilflich, korrigieren sie, 
reparieren den Stuhl usw. Bei der Schilderung der Löhne kommt die 
Verfasserin zu dem Schluß, daß in den letzten ıo bis 12 Jahren die 
Löhne fast Jahr für Jahr heruntergegsangen sind, und zwar macht sich 
der Lohndruck umsomehr geltend, je mehr ein Artikel in Kon- 
kurrenz zum mechanischen Webstuhl tritt. Die Verfasserin bringt für 
82 Weberinnen, im ganzen kommen 18000 bis 19000 Weberinnen in 
Betracht, genaue Lohnangaben. Daraus geht hervor, da von den 
82 Weberinnen 22 in den drei letzten Jahren ein Durchschnittsein- 
kommen von 200 bis 300 Frs., 26 cein Durchschnittseinkommen von 
300 bis 400 Frcs. hatten. Ein sehr großer Teil der Weberinnen im 
Züricher Oberland und den angrenzenden Gegenden und in der gan- 
zen Urschweiz verdient nicht mehr als 250o Frcs. Nach der Verfas- 
serin ist es jedoch unmöglich, einen einzigen Jahresdurchschnittslohn 
zu bestimmen, weil es einen Normaltypus der Weberin nicht gibt, 
weil viel größere Differenzen in der der Weberei gewidmeten Zeit vor- 
kommen als dics bei anderen Hausindustrien der Fall ist. Die Ver- 
fasserin wendet sich ferner gegen Uebertreibungen, die bei der Schilde- 
rung der Notlage der Weberinnen vorkommen, gibt aber zu, daß die 
Löhne absolut betrachtet, meist niedrig sind, daf3 cs bei vielen We- 
berinnen ein Elend gibt, dort nämlich, wo die Weberinnen allein von 
der Hausindustrie zu leben haben; nur sci aber in einer größeren An- 
zahl der Fälle die Weberei nicht der ausschlaggebende Faktor für die 
Lebenshaltung der betreffenden Familie, sondern ein anderes Gece- 
werbe, meist die Landwirtschaft. Die Landwirtschaft ist also auch hier 
wie in Baden, um cin Wort Bittmanns anzuwenden, cin beständiger 
Ausverkauf billiger Arbeitskräfte, die die Löhne derer drücken, die 
allein von der Weberei leben. Nach einigen Angaben über die 
Wohnungsverhältnisse, die ebenso wie die Ernährungs- und Gesund- 
heitsverhältnisse ziemlich günstig liegen, nach der Schilderung des 
guten Verhältnisses der Arbeiterinnen zu den Unternehmern — ideale 
Verhältnisse müssen dort existieren, wenn die Arbeiterinnen beim ste- 
tigen Heruntergehen der Löhne zwar klagen, aber fast stets hinzu- 
fügen: »Der Fabrikant wird sicher nicht mehr zahlen können<e — be- 
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spricht die Verfasserin in dem Schlufskapitel die Zukunft der Schweizer 
Seidenhausweberei. Die Krisis, die im Anfang des Jahres 1903 einsetzte, 
wird wohl ein paar Tausend Handstühle beseitigen, dennoch wird die 
Seidenhausweberei sich noch nicht in abschbarer Zeit ausgelebt haben, 
da sie den Unternehmern vor allem noch zwei Vorteile bietet: erstens 
die Möglichkeit, die Produktion in schlechter Zeit ohne Verlust an 
Kapital einzuschränken, sie in guter Zeit nach Belieben aus- 
zudehnen; zweitens sind noch gewisse Gebiete der Weberei übrig, wo 
die Handweberei noch konkurrenzfähig ist, wenn auch zugegeben ist, 
daß diese Gebiete mit verbesserter Technik immer mehr eingeschränkt 
werden. Die Verfasserin ist zu der Ueberzeugung gelangt, daß der 
Hausindustrie unter gewissen günstigen Umständen noch Lichtseiten 
innewohnen können, der Untergang der Scidenhausweberei wäre in 
höchstem Maße bedauernswert. Man wird aber, auch schon auf Grund 
der hier gegebenen knappen Inhaltsangabe die Schlußfolgerung zum 
mindesten ungeschickt formuliert finden. Die Hausindustrie als solche 
zeigt auch in der schweizerischen Seidenwcberei keine Lichtseiten. 
Dort, wo sie allein zeigen könnte, was sie vermag, wo sie nämlich den 
einzigen Erwerb bildet, versagt sie, wie die Verfasserin selbst zugibt 
(vergl. z. B. Seite 128 Zeile 8—11); ein günstigeres, teilweise günstiges 
Bild zeigt sich dort, wo sie nicht den ausschlaggebenden Erwerb bil- 
det. Die Lichtseiten sind aber doch nicht aufs Konto der Hausindu- 
strie zu setzen. Daß Frl. van Anroy das sich in der schweizerischen 
Hausweberei darbicetende Problem nicht so klar wie andere (vergl. z. B. 
Bittmann S. 280ff. seines Buches) erfaßt hat, geht auch aus dem Mittel her- 
vor, das für sie als einzig ratsames (Seite 189 unten und Igo) in Betracht 
kommt: »Die Verwendung der Elektrizität für die Hausweberei, der 
elektrische Einzelantrieb für den Handstuhl«. Das Problem hätte sich 
dadurch in keiner Weise geändert: denen, die nicht von der Weberei 
allein leben, geht es leidlich gut, sie drücken aber die Löhne derer, 
die von der Weberei leben müssen. Ist ein Teil der Hausweberei wirk- 
lich noch lebensfähig, so scheint mir neben der Einführung des clek- 
trischen Stuhls eine mit staatlicher Beihilfe unternommene Regelung 
der Lohnfrage gerade hier — der Fall bietet ein Schulbeispiel — ge- 
boten. 

Eingchend und gründlich hat Else Cronbach die Spitzenhausindu- 
strie in Oesterreich behandelt. Im ersten Teil ihres Buches schildert 
die Verfasserin die österreichische Spitzenhausindustrie, vor allem ihre 
geschichtliche Entwicklung, die gegenwärtige Produktions- und Absatz- 
organisation und schließlich die Lohn- und Lebensverhältnisse der 
Arbeiter. Der zweite Teil ist der Charakterisierung der eigenartigen 
Politik gewidmet, die der österreichische Staat dieser Hausindustrie 
gegenüber pflegt. Die Spitzenhausindustrie in Oesterreich zählt zu den 
alten vorwiegend auf dem Lande entstandenen Hausindustrien. Von 
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Sachsen her verbreitete sich ziemlich wahrscheinlich schon gegen Ende 
des zojährigen Krieges die Spitzenklöppelei auf der böhmischen Seite 
des Erzgebirges und griff von hier aus in das übrige Böhmen, nunmehr 
dem ersten Produktionszentrum Oesterreichs, über. Vor allem im 18. 
Jahrhundert nahm die Industrie an Ausdehnung gewaltig zu. Ein Um- 
schwung darin trat Ende des 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts ein, 
als Folge der Aenderung des Geschmacks. Man bevorzugte an Stelle 
der Spitzen den Spitzentüll, ein Umschwung, der besonders dadurch 
tiefgreifend war, weil der Tüll sehr gut mechanisch hergestellt 
werden konnte. Für die Spitzenarbeiterinnen begann eine Zeit der 
Not, die in den qoer Jahren des 19. Jahrhunderts ihren Höhepunkt 
erreichte. Um dieser Not abzuhelfen, bildete sich im Jahre 1847 auf 
staatliche Anregung hin cin Zentralkomitee zur Förderung der Erwerbs- 
tätigkeit der böhmischen Erz- und Ricsengebirgsbewohner. Dieses 
suchte an Stelle der unlohnend gewordenen Spitzenindustrie einerscits 
andere Industriezweige einzuführen, andrerseits aber die ım Erzgebirge 
gearbeiteten Spitzen (Torchon- und Guipurespitze) durch die Brüsseler 
Näh- und Klöppelspitze, sowie durch die Valenciennesspitze zu er- 
setzen. Der zweite Weg hatte keinen Erfolg: Die Schulen, in denen 
die Brüsseler Spitzenfabrikation gelehrt werden sollte, gingen wieder ein. 
Hingegen wandte sich in den socer Jahren die Mode wieder der Spitze 
zu, besonders die Joer Jahre brachten der Spitzenindustrie wieder 
einen großen Aufschwung. Tingehend und anschaulich hat die Ver- 
fasserin den Versuch geschildert, die Brüsseler Spitzenfahbrikation, also 
cine viel kompliziertere Art des Arbeitens, in einem Lande einzubür- 
gern, wo die nötigen Vorbedingungen sowohl hinsichtlich des Ar- 
beiterinnenmatcrials als auch der Absatzmöglichkeiten fehlten. Die 
Schicksale des Herrn J. J. Wechselmann, der sich für eine hohe 
Geldsumme verpflichtete, die Spitzenindustrie in fünf Jahren durch 
Weiterbildung der bereits vorhandenen Arbeiterinnen und durch Heran- 
ziehung neuer Arbeitskräfte auf eine der belgischen Industrie entspre- 
chende Höhe zu bringen, erinnern an die Schicksale mancher seiner 
Vorgänger in Schlesien zur Zeit Friedrichs des Grofen (vgl. Friedrichs 
des Großen Versuch, die Damastweberei in Schlesien einzuführen, dar- 
gestellt bei Brentano: Erbrechtspolitik S. 583 bis 591). Dem Aufschwung 
in den Joer Jahren folgte aber infolge eines abermaligen Umschwungs 
der Mode in den 8o er Jahren ein Niedergang. Mit der zweiten Hälfte 
der goer Jahre beginnt in der Spitzenherstellung Oesterreichs sowie 
in der anderer Länder wiederum ein Aufschwung, der heute noch an- 
dauert. DieArbeitsorganisation derösterreichischen Spitzenindustrie 
zeigt im Vergleich zu der der belgischen Industrie einen Hlauptunter- 
schied, das ist das verhältnismäfsig seltene Vorkommen des Zwischen- 
meisters oder Faktors. Die österreichische Spitzenarbeiterin verkauft 
in der Mehrzahl der Falle vielfach ohne Bestellung ihr Produkt kon- 
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sumreif an einen Händler. Allerdings besteht seitens der großen 
Firmen schon die Tendenz, die Händler durch sogenannte Vor- 
käufer zu ersetzen, das sind Personen, die auf Rechnung der Firma 
vorgehen, von ihr die Aufträge und das Material zur Verteilung an die 
Arbeiterinnen erhalten. Wie die Verfasserin auseinandcersetzt, liegen 
die Nachteile der Arbeitsorganisation in dem Vorhandensein der vielen 
Glieder zwischen den Produzenten und den letzten Abnehmern, ein 
Umstand, der zwar auch hier auf die Verteuerung der Warc, vor allem 
aber auf die Qualität der Ware einwirkt. Die Arbeiterinnen arbeiten 
ohne einerseits mit der Bedarfsrichtung ın Fühlung zu treten, sind 
andrerseits nicht von der Menge des Bedarfs unterrichtet, erzeugen also, 
da sie in sehr vielen Fällen ohne Bestellung arbeiten, beim Nachlassen 
der Konjunktur eine Ueberproduktion. Dasselbe gilt für einen großen 
Teil der mit den Produzenten zunächst in Bezichung tretenden Händ- 
ler. Die Folgen dieser Desorganisation vor allem auf die Löhne 
der Arbeiter sind ohne weiteres einleuchtend. Von Einfluß auf die 
Löhne der Arbeiterinnen ist aber auch hier der Umstand, daß ein 
großer Teil der Arbeiterinnen die Klöppelei als Nebenerwerb 
betreibt. So crgibt sich denn auch aus der auf 41 Seiten wiedergege- 
benen Uebersicht über die Lohn- und Lebensverhältnisse der Arbel- 
terinnen, daß dort, wo die Klöppelei Haupterwerb oder notwendiger 
Nebenerwerb der Familie ist, wenn nicht gerade viele erwachsene Per- 
sonen in einem gemeinsamen Haushalt zusammenleben, das Einkommen 
der Familie ungenügend ist (S. 125). Diese Einkommensverhältnisse 
erscheinen aber noch ungünstiger, wenn man in Betracht zieht, daß 
sie durch eine ungewöhnlich lange Arbeitszeit der Erwachsenen und 
in manchen Gegenden durch übermäßige Ausdehnung der Kinderarbeit 
erkauft sind. 

Von großem Interesse sind die Mittel, die seitens des Staates 
angewandt wurden, um die Schäden zu heilen. Die bereits gekenn- 
zeichnete Idee, Spitzenschulen zu gründen, war nach den mifslungenen 
Versuchen aufgegeben worden. Erst zu Beginn der joer Jahre 
wurde die Idee von neuem aufgegriffen, unter anderem im Jahre 
1879 in Wien der Zentralspitzenkurs gegründet. Im Jahre 
1882 wurde das Unterrichtsministerıum mit der gesamten Verwaltung 
des gewerblichen Unterrichts betraut, ferner eine Zentralkommis- 
sion für Angelegenheiten des gewerblichen Unterrichts geschaffen ; 
in den folgenden Jahren wurden «dann auch «eine Reihe von Schulen 
gegründet. Erhebungen, die im Jahre 1903 über die bisherige Tätig- 
keit der Schulen vorgenommen wurden, ergaben aber ihre vollkom- 
mene Bedeutungslosigkeit für das gewerbliche Leben der Produ- 
zenten. Sie standen, wie die Verfasserin ausführt, mit dem Markt 
nicht in Fühlung, arbeiteten nach Dessins, die zu teuer waren, um ab- 
gesctzt zu werden. Im gleichen Jahre wurden aber sämtliche Unter- 
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richtsanstalten der Spitzenindustrie vollkommen reorganisiert. 
Der Zentralspitzenkurs zu Wien wurde mit der Oberleitung sämtlicher 
Provinzschulen betraut, die Fachschulen wurden als Filialkurse des 
Zentralspitzenkurses organisiert. Der Absatz der gesamten Schulpro- 
duktion wurde in der Hand des Kurses konzentriert; die Erzeugnisse 
gehen, nachdem die Schülerinnen nach festgesetzten Löhnen entschä- 
digt worden sind, ın das Eigentum des Kurses über, der sie dann ım 
Handel vertreibt. Ferner ist neben den eigentlichen Schülerinnen für 
Hospitantinnen die Möglichkeit geschaffen, Arbeiten der Schule zu 
übernehmen, ohne sıe innerhalb der Schule auszuführen. Endlich 
werden in der Schule auch technisch vorgeschrittene Arbeiterinnen 
als Schülerinnen aufgenommen; es ist so möglich, da Arbeiterinnen, 
die des Unterrichts nicht bedürfen, dauernd ın der Schule ver- 
bleiben. Die Schule selbst übt eine Anziehung auf die Arbeiterinnen 
aus, da die Löhne der Schule ım Durchschnitt überall etwas höher 
sind als die ortsüblichen. Der leitende Gedanke der Reorganisation 
war, neben der Hebung des technischen Niveaus der Industrie, vor 
allem die Ausschaltung der lohnschmälernden Zwischenglieder zwischen 
Produzent und Groflkonsument. In einem Schluiskapitel prüft die Verfas- 
serin diesen cinzig dastehenden von der Regierung unternommenen und von 
den Spitzenhändlern naturgemäß aufs höchste bekämpften Eingriff in die 
Organisation einer Industrie auf seine Wirkung und Existenzberechtigung 
hin. DieVerfasserin gibt zu, daß der Kurs für die Arbeiterinnen zweifellos 
günstig gewirkt hat; er hat durch den Unterricht die Leistungsfähigkeit 
der Arbeiterinnen gehoben, der Kurs gibt aufserdem das Material zum 
Selbstkostenpreis ab, während der Händler einen Aufschlag nimmt. 
Dadurch, daf er seinen Arbeiterinnen höhere Löhne zahlte als die 
privaten Händler, zwang er diese, ihrerseits die Löhne zu erhöhen. 
Diesem Vortcil auf Seiten der Arbeiter stehen aber notwendigerweise 
schwere Nachteile auf Seiten der Händler gegenüber. Einem daraus 
resultierenden Urteil gegenüber, das zu Gunsten des Kurses spräche, 
weist die Verfasserin darauf hin, dafs die Konkurrenzfähigkeit des 
Kurses nicht auf seiner ökonomischen UÜeberlegenheit 
beruhe, sondern darauf, dak er eine aus Öffentlichen Mitteln unter- 
stützte Wohltätigkceitsanstalt sei, daß ferner zwingende Gründe für das 
Vorgehen des Kurses gegen die Händler nur dann vorlägen, wenn 
eine starke Bewucherung der Arbeiter durch die Händler stattfünde, 
was aber nicht der Fall sci. Die Verfasserin wendet sich daher gegen 
die etwaige Absicht des Kurses, Personen, »die bisher die einzigen 
Absatzorgane der Industrie waren und immer notwendige Absatzorgsane 
derselben bleiben werden, die auflerdem auch in günstigen Zeiten aus 
ihr nicht mehr als einen bürgerlichen Nutzen ziehen, aber viele 
schlechte Zeiten über sich haben ergehen lassen müssen«e, das Feld 
ihrer Tätigkeit zu entziehen oder einzuschränken. Sie will dem Kurs 
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ein bescheideneres Ziel zuweisen, nämlich in den Schulorganisationen 
ein Surrogat für eine selbständige Arbeiterorganisation zu schaffen unter 
mösrrichster Aufrechterhaltung der bestehenden Absatzorganisation. 
Das Urteil darüber, ob die Ansichten der Verfasserin in sich folge- 
richtig sind, wird zwar letzten Endes bedingt sein durch die An- 
schauunsen über den Sinn der Sozialpolitik überhaupt und damit 
der wissenschaftlichen Diskussion entzogen sein; doch wird sich so 
viel sagen lassen: die Verfasserin hat bei der Kritik der Produktions- 
und Absatzorganisation zugegeben, daß die Hauptschäden, unter denen 
die Spitzenindustrie in Oesterreich leidet, in der schlechten Organi- 
sation der Industrie und deren Wirkungen liegen, sie hat ferner zuge- 
geben (S. 65), daß diese Fehler der Organisation von einigen großen 
z. B. den Neudeker Firmen, erkannt werden, und diese darnach 
trachten, mit den Arbeiterinnen in möglichst direkte Verbindung zu 
treten. Eine solche Ausschaltung der Zwischenglieder und damit eine 
Verbesserung der Organisation stellt meines Erachtens der Zentral- 
spitzenkurs dar. Dieser müßte allerdings in absehbarer Zeit dazu 
übergehen, seinen Betrieb nach kaufmännischen Gesichtspunkten zu 
leiten und auf die Unterstützung des Staates zu verzichten, sofern es 
sich nicht um Schulen handelt, die in Gegenden errichtet werden, wo 
die Spitzenindustrie noch gar nicht heimisch ist. 

Gleichfalls in den Wiener staatswissenschaftlichen Studien ist cine 
ebenso gründliche Arbeit wic die vorige erschienen, sie schildert cinen 
orofsstädtischen Hausindustriezweig: 

41. Die Wiener Wäscheindustrie. Von Hedwig 
Lemberger. Wien und Leipzig 1907. 235 Seiten. 

Waie aus der geschichtlichen Einleitung hervorgeht, wurde in 
Oesterreich bis zum Anfang des 19. Jahrhunderts die Wäsche ausschlief- 
lich in der Hauswirtschaft hergestellt. In die ersten zwei Dezennien 
des 19. Jahrhunderts fällt in den Städten das Aufkommen von Näh- 
stuben, die für ihre Kunden handsenähte Wäsche herstellen. Diese 
auf der Handnäherei ruhenden Nähstuben crreichten ihre Blütezeit in 
den goer Jahren, wichen aber dann, besonders seit dem Aufkommen 
der Maschinenarbeit, den Ladengeschäften, die sich ihrerseits zur Er- 
zeurungs der Wäsche des Verlass bedienen. Auf dem Lande wird 
hinsesen in Ocsterrcich zum Unterschied von Deutschland bis heut 
die Wäsche fast überall noch hauswirtschaftlich hergestellt. Die zweite 
Form der kapitalistischen Produktionswcise, die Fabrik, gewinnt erst 
in den zoer Jahren mit dem Aufkommen der gestärkten Wäsche an 
Ausdehnung. Diese sich auf gestärkte Wäsche beschränkende Wische- 
fabrıkation im Gegensatz zur vor allem Damen- und Kinderwäsche 
liefernen Wäschekonfektion benützte aber mit der Zeit gleichfalls den Ver- 
lag zur Erzeugung ıhrer Waren. Im Jahre 1902 waren in Wien nach der 
Schätzung der Verfasserin in der Wäschefabrikation neben rund 3000 la- 

22° 


324 Rudolf Meerwarth, 


brikarbeitern und Arbeiterinnen noch etwa 2000 bei Zwischenmeisterinnen 
beschäftigte Werkstattarbeiterinnen und 1000— 1500 Heimarbeiterinnen, 
im ganzen gegen 6500 Arbeitskräfte, ın der Wäschekonfektion 4000 »Be- 
triebsarbeiterinnen« (zum geringsten Teil in eigenen Werkstätten, über- 
wiegend in Zwischenmeistereien) und etwa 3500 Hcimarbeiterinnen, im 
ganzen gegen 7500 Arbeitskräfte, tätig. Die Heimarbeiterinnen sind nun 
aber nur zu einem kleinen Teil direkt von den Fabriken oder vom 
Detailgeschäft beschäftigt, die Mehrzahl arbeitet für die Zwischen- 
meisterin. Mindestens go°/o der gesamten Erzeugnisse gehen nach der 
Angabe der Verfasserin durch die Hände der Zwischenmeisterinnen. 
Der Bedeutung entsprechend, die das Zwischenmeistersystem 
für die Wiener Wäscheindustric hat, legt die Verfasserin auf seine Charak- 
terisierung einen Hauptnachdruck. Sie versucht, die Ansicht zu wider- 
lesen, dafi der »Zwischenverdienste der Zwischenmeisterinnen, deren 
Tätigkeit in Wien (vergl. dagegen für Berlin: Die Heimarbeit in Ber- 
lin. Bericht der Handelskammer. Seite 40, Zeile 22) im Herstellen 
der Muster, im Zuschneiden und Vorrichten usw. besteht, im allge- 
meinen ein unverhältnismäßig hoher sei, dem stehe unter anderem 
schon die Konkurrenz der Zwischenmeisterinnen untereinander, die 
besonders bei den Zwischenmeisterinnen für minderwertigere Waren 
besteht, entgegen. Sie weist ferner darauf hin, daß nicht allein 
für die Unternehmer, sondern auch für die Mehrheit der Verlagsar- 
beiterinnen das Zwischenmeisterwesen ` cin unumgängliches Erfordernis 
sei, solange die Verleger nicht eigene Werkstätten hätten, da nur ein 
Bruchteil der Arbeiterinnen imstande sei, die oben erwähnten Arbei- 
ten der Zwischenmeisterin selbständig auszuführen. Bei der Darstellung 
der Lohnverhältnisse der Heimarbeiterinnen sind die Ausführungen der 
Verfasserin über die Gründe der niedrigen Löhne der Heimarbeiterinnen 
(Seite 92 bis 102) von Interesse, insbesondere als sie bemüht ist, die 
Gründe auch auf Seiten der Hcimarbeiterinnen aufzusuchen, und kommt 
dabei zu ähnlichen Ergebnissen wie die Denkschrift der Berliner 
Handelskammer. Die vom Zwischenmeister beschäftigten Heimarbei- 
terınnen können im Gegensatz zu den direkt vom Verleger und in den 
Zwischenmeisterwerkstätten beschäftigten, in der überwiegenden Mchr- 
zahl der Fälle nur mindere und mindeste Ware liefern infolge ihrer 
ungenügenden Qualifikation. Dazu kommt, dafs unter diesen Arbeı- 
terinnen eine schrankenlose Konkurrenz herrscht. Um so bedeutungs- 
voller sind gerade bei dieser Würdigung der Verhältnisse die Schluis- 
folgerungen und Richtlinien der Verfasserin für eine Reform der Heim- 
arbeit. Auch sie sicht in der Festsetzung von Mindestlöhnen 
die einzige Möglichkeit einer Besserung. Wie ein solcher Mindest- 
stücklohntarif möglich und beschaffen scin kann, zeigt sie an einem gut 
gewählten Beispiel (Seite 130 und 131) aus der Praxis. Sie glaubt 
nicht, daß eine durch Reformen bewirkte Verteucrung der Heimarbeit 
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ihre im Interesse der Heimarbeiterinnen nicht erwünschte Beseitigung 
zur Folge hätte, da bei der gegebenen Technik die verlagsmäßige Pro- 
duktion auf absehbare Zeit rentabler sei gegenüber anderen Betriebs- 
formen. 

42. Die Berliner Filzschuhmacherei. Von Char- 
lotte Engel Reimers. Leipzig 1906. 84 Seiten. 

Mit vielem Geschick und literarischem Talent hat Charlotte Rei- 
mers die Entwicklung dieser großstädtischen Industrie geschildert. 
Für die Entstehung der Berliner Filzschuhmacherei waren, was für 
viele moderne Hausindustrien gilt, vor allem drei Momente von 
Bedcutung: Frauen und Töchter der Großstadt, die ihre überschüssige 
Arbeitskraft verwerten wollen, eine einfache Technik des Gewerbes, 
die keine lange Lehrzeit erfordert, und eine Nachfrage nach billigen 
Fabrikaten. Für die Filzschuhmacherei waren diese Momente Ende 
der 6oer Jahre des Ig. Jahrhunderts gegeben. Die Unternehmer setzten 
sich bei dieser Industrie vor allem aus den deklassierten Handwerks- 
meistern aller möglichen Gewerbe zusammen. Die hergestellten Pro- 
dukte waren der Technik und den nicht vorgebildeten Arbeitskräften 
entsprechend sehr einfacher Art: Der Cordpantoffel, der rote Plüsch- 
pantoffel, der Plüschschuh und der sogenannte pommersche Schuh 
aus Filz mit einer Filzsohle. Eine durchgreifende Aenderung in der 
Industrie trat Ende der 8ocr Jahre mit der Einführung der Durch- 
nähmaschine ein. Alle Arbeit, die genäht werden kann, wird nunmehr 
bei dem Unternehmer in seinem Betrieb, der sich zur Fabrik aus- 
wächst, hergestellt. Zieht man in Betracht, daß die Filzschuhmacherei 
eine Saisonindustrie Ist, so mufte jetzt infolge des Vebergangs zur 
Maschinenarbeit oder, anders ausgedrückt, infolge der Möglichkeit, 
statt 3 bis 5 Dutzend viele hundert Schuhe herzustellen, der Kreis der 
Erzeugnisse vermehrt werden. So kommt der leichte bunte Leder- 
schuh auf und drängt den Filzschuh in den Hintergrund. Mit der 
Einführung der Durchnähmaschine hatte sich aber auch die ganze Ar- 
beitsorganisation geändert: Die Heimarbeit, auf der früher die ganze 
Industrie ruhte, war cine Ergänzung der Fabrikarbeit geworden. Für 
die Heimarbeiter kommen nunmehr vor allem die Arbeiten des Ein- 
leistens, Putzens, Zwickens, Wendens und Einfassens in Betracht, fer- 
ner die Produkte, die in der Fabrik nicht genäht werden können, also 
in großser Menge der schlechte Filzschuh, da das Material beim Nähen 
zerreifsen würde, schließlich der feine Filz- und Lederschuh, deren 
Sohlen für das Nähen zu fein sind. Im Anschluf3 daran behandelt die 
Verfasserin eingehend die Lage, vor allem die Löhne, der Fabrik- und 
Heimarbeiter. Wie sie nachweist, stellt sich nur ein ganz geringer 
Teil der Fabrikarbeiter auf cinen Wochenvcerdienst von 30 Mark, 
einen Verdienst von 23 bis 25 Mark erreichen nur die besseren Ar- 
beiter, ein großer Teil der Arbeiter muß sich mit 15 bis 18 Mark 
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begnügen. Die Löhne der Heimarbeiter zeigen das bekannte nied- 
rige Niveau, das bei der Mehrzahl der großsstädtischen Hausindustrien 
vorherrscht; dabei kommt noch in Betracht, dafs die Filzschuhmacherei 
ein Saisongewerbe ist. Die Lebenshaltung ist demgemäfß denkbar 
dürftig, umsomehr als die hohen Mieten Berlins das Einkommen 
sehr belasten. Der letzte Abschnitt des Buches handelt von der 
volkswirtschaftlichen und kulturellen Bedeutung der Filzschuhmacherei. 
Schmoller hatte wohl vor allem diesen Teil ım Auge, als er der 
Schrift in der Einleitung vorausschickte: »Jeder fein empfindende 
Leser wird neben dem nationalökonomischen Wert der Arbeit das 
psychologische und kulturhistorische Urteil in derselben zu würdigen 
wissene. Und doch erscheint mir gerade hier eine Kritik nötig und 
lohnend. Die Verfasserin erklärt nochmals im Anschluß an den ersten 
Teil ihrer Arbeit die Filzschuhmacherei aus den Bedürfnissen der Arbeiter- 
schaft und des kleinen Mittelstandes nach einer höheren äufseren Kultur, 
nach sefällisen, aber notwendigerweise auch billigen Produkten. Die 
Befriedigung dieser Bedürfnisse setzte aber eine besondere Produktions- 
form, die freie Konkurrenz, und billiee Arbeitskräfte, in diesem Fall 
die grofsstädtischen Arbeiterinnen, voraus. Das Endurtcil der Ver- 
fasserin über die Filzschuhmacherei geht dahin, dafs die Industrie ein 
parasitisches Gewerbe sei; denn die Industrie leiste in zwei Dritteln 
ihres Umfanges sowohl für die Arbeiterschaft als auch für die Konsu- 
mentenschaft ungenüsendes, da es sich einerseits bei der Herstellung 
der billigen schlechten Waren um cine minderwertige Beschäftigung 
oder um cine Verwertung der Arbeitskräfte in unwirtschaftlicher Weise 
handle, andrerseits die große Masse der hergestellten Produkte 
darauf berechnet sei, dem Publikum hinsichtlich des Materials Sand in 
die Augen zu streuen; trotz sciner Niedrigkeit sei der Preis viel zu hoch 
im Vergleich zu dem Nutzen, den die Schuhe leisten. Mir scheint 
die Wertung und Charakterisierung der Industrie als einer parasitischen 
nicht schlüssig, zum mindestens bedeutungslos. Wo fängt z. B., sofern 
man die Industrien nach dem ersten Merkmal trennt, das parisitische 
Gewerbe an? Bei dem zweiten Charakteristikum scheint mir die Ver- 
fasserin hier das bedeutungsvolle Moment zu vergessen, daß der Filz- 
schuh nett und elegant aussieht, während der gute Lederschuh, den 
die Verfasserin im Auge hat, und der sagen wir beispielsweise 4 Paar 
Filzschuhe ersetzen soll, bald eben nicht mehr gefällig aussieht. Der 
etwaige Einwand der Verfasserin, dafs das Bedürfnis nach dem soliden 
und dauerhaften dem des neuen und gefälligen vorangehen muß, 
schlöße eine Charakterisierung und Scheidung der Industrien nach 
dem Wert der Bedürfnisse, die sie befriedigen, in sich, was zu ganz 
abenteuerlichen Konsequenzen führen würde. 

43. Die Nürnberg-Fürther Metallspielwarenindu- 
strie in geschichtlicher und sozialpolitischer Be- 
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deutung. Von Karl Rosenhaupt. Stuttgart und Berlin. 1907. 
219 Seiten. 

In der Nürnberg-Fürther Metallspielwarenindustrie tritt uns ein 
Gewerbcezweig entgegen, der seinen Ursprung in einer alten, aber 
diesmal in der Stadt entstandenen Hausindustrie hat. Der Verfasser 
sucht zunächst auf Grund der spärlichen Quellen eine Geschichte der 
Industrie zu geben. Daraus ergibt sich, daß die Herstellung der Nürn- 
berger Spielwaren bis Ende des 17. Jahrhunderts im allgemeinen nur 
als Nebenerwerb von ungefähr 17 Handwerken betrieben wurde, ledig- 
lich die Dockenmacher, deren Produktion aber nicht bedeutend war, 
stellten Spielwaren, vor allem Holzspielwaren, im Hauptberuf her. 
Hinsichtlich der Arbeitsorganisation der an der Spielwarenfabrikation 
beteiligten Gewerben glaubt Rosenhaupt, daß sich bereits im 15. und 
16. Jahrhundert die Meister in völliger Abhängigkeit von den Kauf- 
leuten, ihren Verlegern, befanden, doch setzten die Nürnberger Meister 
einen Teil ihrer Produkte immer noch direkt an die Konsumenten ab. 
Das 18. Jahrhundert wird für die Nürnberger Spielwarenindustrie durch 
die Ansiedlung der Salzburger, die jetzt als Hausindustrielle den Nürn- 
bergern in der eigenen Stadt die billigen Berchtesgadener Spielwaren 
lieferten, und durch das Aufkommen Fürths bedeutungsvoll. Im 19. 
Jahrhundert trat zunächst neben diealten Handwerke, die Spielwaren 
herstellten, eine neue Kategorie, die der »freien Spielwarenmacher« ; 
allmählich gingen aber die Handwerker, die jetzt das Spielwaren- 
machen meist als Hauptberuf betrieben, zum Gewerbe der Spielwaren- 
macher über. Vor allem während des dritten Viertels des 19. Jahr- 
hunderts ging die Holzspielwarenfabrikation bedeutend zurück, daneben 
machte die Netallspielwarenfabrikation gewaltige Fortschritte, so daf 
sich jetzt nach Rosenhaupt das Verhältnis der Produktionsmengen wie 
1:8 stell. Um die heutige Lage der Spielwarenindustrie darzustellen, 
hat der Verfasser zunächst die einzelnen Betricbe nach ihrer Größe 
untersucht. Danach überwiegen gegenwärtig in Nürnberg der Ar- 
beiterzahl nach die Großibetriebe, der Menge nach aber die Klein- und 
Mittelbetriebe, und zwar hat sich dieser Zustand infolge Vermehrung 
und Vergrößerung der Grofsbetriebe bei gleichzeitiger, wenn auch ge- 
ringerer Vermehrung und Vergrößerung der Mittelbetriebe und minde- 
stens gleichbleibender Menge und Größe der Kleinbetriebe, gebildet. 
In Fürth überwiegen der Menge nach bei weitem die Kleinbcetriebe, 
der Zahl der Arbeiter nach die Mittelbetriebe. Der Fortschritt, den 
das letzte Jahrhundert gebracht hat, ist also vor allen Dingen den 
Großsbetrieben zu verdanken, eine Verdrängung der Rleinbetricbe durch 
die Grofibetricbe hat aber nicht stattgefunden. Dieses Nebeneinander- 
bestehen der drei Gröfsenklassen führt Rosenhaupt auf die große 
Mannigfaltigkeit und verschiedene Art der Produktion der Spielwaren 
zurück. Jede der drei Größsenklassen stellt eine ganz bestimmte Art von 


328 Rudolf Meerwarth, 


Spielwaren her, und zwar jede Klasse die Spielwaren, die gerade ihrer 
Natur entspricht. Der uns vor allem interessierenden Gruppe der 
Kleinbetriebe, es sind im wesentlichen hausindustrielle Betriebe, ist die 
Herstellung von gewöhnlichem, für den Massenkonsum berechne- 
tem Spielzeug überlassen. Für den Grofsbetrieb ist die Herstellung 
dieser unendlich mannigfaltigen und schr oft im Muster wechselnden 
Artikel durchaus unlohnend. Die Mehrzahl dieser Hausindustriellen 
sind Meister, die mit Gesellen und Lehrlingen in einer besonderen 
Werkstatt arbeiten für einen bestimmten Kreis von Händlern. Sie 
leiden zunächst unter den Wirkungen des indirekten Absatzes, der 
durch eine Mittelperson, den Kaufmann, Kommissionär erfolgt. In- 
folge der Rapitalarmut, der heftigen Konkurrenz untereinander und der 
häufig zu Tage tretenden Unfähigkeit, den Preis eines Artikels richtig 
zu berechnen, sind die Hausindustriellen den Kaufleuten auszclicfert. 
Das Beispicl, “das Rosenhaupt S. 99 anführt und das zeigt, wie der 
Kaufmann die Preise drückt, erinnert lebhaft an Zustände in der Sonne- 
berger Spielwarenindustrie. Diese Abhängigkeit von den Kaufleuten 
tritt vor allem in der flauen Zeit in die Erscheinung. Ist die Saison 
im November zu Ende, so muß der Hausindustriclle, um Arbeit zu 
erhalten, den Kaufmann bitten, ihm Lageraufträge zu erteilen. Dieser 
fordert als Ersatz einen übermäßig erhöhten Skonto und vielfach auch 
eine Herabsetzung des Preises der Spielwaren. Kommt dann die Zeit 
der Saison, von Juni bis November, so suchen die Hausindustriellen 
den Ausfall wieder wettzumachen und arbeiten rastlos mit Frau und 
Kindern die Nächte durch. Von groBer Wichtigkeit für den hausindu- 
stricllen Meister ist cs, gute und neue Muster zu haben, eine Aufgabe, 
die für den alleinstehenden Nürnberger Hausindustriellen schr schwer 
ist, zumal die Muster in den letzten Jahrzehnten ungemein rasch wech- 
selten. Hat er dann ein gutes Muster, so muß er fürchten, dafs es 
ihm gestohlen oder verschleppt wird. Die Hilfswege, die der Ver- 
fasser vorschlägt, sollen vor allem dabin führen, die Abhängigkeit der 
Hausindustriellen von den Kaufleuten und die daraus hervorgehenden 
Wirkungen zu beseitigen. In Betracht kommen nach ihm entweder ein 
loserer Zusammenschlufs der Hausindustriellen in Form eines Verbandes, 
der den Kaufleuten als geschlossene Macht gegenübertreten und Mi- 
nimalpreise festsetzen soll, oder noch besser ein engerer Zusammen- 
schluf3 in der Form ciner Genossenschaft, die die Rohstoffe einkauft 
und die fertigen Produkte verkauft. Neben den Hausindustriellen faßt 
Rosenhaupt etwas willkürlich, wie er selbst zugibt, unter den Heim- 
arbeitern alle die Personen zusammen, die, zu Hause arbeitend, für die 
Spielwarenproduzenten entweder Spielwarenteile fertigen oder einzelne 
Teilarbeiten verrichten In Betracht kommen außer einer relativ ge- 
ringen Anzahl Männer, die bei der Herstellung von Kindertruompeten 
und bei der Schlotternfabrikation beschäftigt sind, nach der Schätzung 
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Rosenhaupts gegen 800 bis 1000 Heimarbeiterinnen, die sich vor allem 
mit dem Zinnmalen, dann mit dem Bcemalen von allerlei Blechspielwaren, 
dem Ausstanzen und Pressen von Spielwarenteilen usw. beschäftigen. 
Die Lage der männlichen und besonders der weiblichen Heimarbeiter 
ist ungünstig. Der Verfasser bestätigt unter anderem die von den 
Fabrikanten sehr bekämpften Angaben Uhlfelders (Schriften des Vereins 
für Sozialpolitik. Bd. 84) über die nicdrigen Löhne der Zinnmaler- 
innen. 

44. Die Holzindustrie in der Grafschaft Glatz. Von 
Margarete Bernhard. Berlin 1906. 144 S. 

Diese Arbeit über die Holzindustrie in der Grafschaft Glatz steht 
mit unserem Thema insofern in Beziehung, als sıch die beiden Fertig- 
fabrıkatindustrien, die die Verfasserin beschreibt, die Zündholzindustrie 
und die Schachtcelindustrie, des Verlags bei ihrer Entstehung bedient 
haben und sich stellenweise heute noch, wenn auch in ganz geringem 
Umfang, bedienen. 

In den goer Jahren fafste die Zündholzindustrie in der 
Grafschaft sowohl in der Form der Hausindustrie als auch in der 
Form kleiner selbständiger Unternehmen festen Fuß und entwickelte 
sich auf der Grundlage des heimischen Holzbestandes rasch weiter. 
Die Arbeit wurde namentlich von den kleinen Grundbesitzern und 
Häuslern zur Winterszeit nach Erledigung der landwirtschaftlichen Ar- 
beiten und des im Sommer stattfindenden Holzumschlasces betrieben. 
Die Technik war, wie bei allen Hausindustrien, einfach. Eine ein- 
gehende und genauc Darstellung der Arbeitsorganisation hat die Ver- 
fasserin für die ersten Zeiten nicht gegeben, wohl aus Mangel an 
Quellen. Auf jeden Fall hat sich im Lauf der soer und 60er Jahre 
die Zahl der hausindustriellen Betriebe und kleinen Unternehmungen 
beträchtlich vermehrt, einige der kleinen Unternehmen scheinen sich 
allmählich zu Fabriken ausgewachsen zu haben. Ende der 6ocr Jahre 
trat in Deutschland und bald auch in der Grafschaft neben der Fabri- 
kation von Weifsphosphorzündhölzern die der schwedischen Sicher- 
heitszündhölzer auf. Die bisherise Fabrikationsmethode behielt man 
aber bis auf die Herstellung der neuen Grundmasse bei. In den 
zoer Jahren stieg die Zahl und auch das Produktionsquantum der 
Zündholzfabriken, 1872 bestanden 7 Anlagen, 1875 bereits ıo in der 
Grafschaft. In den 8oer Jahren trat die Fabrikation von Sicherheits- 
zündhölzern immer mehr in den Vordergrund. DBedeutsam für die 
weitere Entwicklung dieses Fabrikationszweiges war vor allem die Ein- 
führung der Spulmaschine; mit ihr konnte aber die Hausindustrie 
nicht mehr konkurrieren, die hausindustrielle Hobelei von Zündholz- 
draht ging immer mehr zurück und ist heute fast ausgestorben. 

Im Anschluß an die Zündholzindustrie kam die Schachtelin- 
dustrie auf, gleichfalls von Ilausindustriellen, besonders von Frauen 
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und Kindern, als Nebenerwerb betrieben. Nach der Ansicht der Ver- 
fasserin scheinen die einzelnen hausindustriellen Betriebe vorwiegend 
Teilprodukte gearbeitet zu haben, so daß die Herstellung der Zargen 
von der Bodenverfertigung und der Zusammenfügung der Schachtel 
getrennt war. Mit dem Aufkommen der Fabrikation schwedischer 
Sicherheitszündhölzer ging das Gebiet der hausindustriellen Schachtel- 
produktion zurück. Die zur Verpackung dieser Zündhölzer gebrauchten 
Schicbeschachteln wurden in der Fabrik .zuerst von der Hobel-, dann 
von der Schälmaschine zugeschnitten und das zur Umhüllung dienende 
Papier am gleichen Ort präpariert. Aus diesen Halbfabrikaten formten 
die Hausindustriellen die Schiebeschachteln. Ende der 8oer Jahre 
engte die automatische Schachtelklebemaschine das Tätigkeitsfeld der 
Hausindustrie noch weiter ein. Heute werden nur noch aufsergewöhn- 
liche Formate für Zündhölzer, ferner Kofferschachteln, Schachteln für 
Wachskerzen, Zigaretten usw. in der Ilausindustrie zusammengesetzt. 
Die Arbeitsorganisation in der Schachtelindustrie ist heute in vielen 
Fällen derart, da die Unternehmer an Ausgeber Span und Papier für 
Klebeschacheln liefern ; bei den Ausgebern, in Betracht kommen vor 
allem Gastwirte und Händler, holen die Hausindustriellen das Material 
ab und bringen es als fertige Schachtel wieder zurück. Die Verdienste 
der Frauen und Kinder, die zu Haus die Schachteln kleben, sind nach 
den Angaben der Verfasserin recht dürftig. Seite 128 führt sie z. B. 
den Verdienst ciner Schachtelkleberin an: für 1000 Schachteln erhält 
die Frau 1.490 Mark, zu 100 Schachteln braucht sie 3 Stunden. Wie 
bereits erwähnt, ist es infolge mangelnder Quellen nicht immer möglıch, 
sich ein gutes Bild der Entstehung und Weiterentwicklung der ge- 
schilderten Hausindustrien zu machen. Durch das Auseinderreißen 
der Abschnitte über die Technik und die Betriebsformen hat die Ver- 
fasserin außerdem noch die Uebersichtlichkeit der Entwicklung der 
Industrien beträchtlich gemindert. 

Die beiden letzten Schriften, die hier besprochen werden, be- 
handeln vor allem die Frage der lleimarbeitergesetzgebung. 

45. Arbeiterinnenschutz und Heimarbeit. Von Dr. 
R. Wilbrandt. Mit einem Beitrag von Dora Lande. Jena 1900. 
208 Sciten. 

46. Tarıfämter für die Hausindustrie Von Ger- 
trud Dyhrenfurth. Berlin 1908. 32 Seiten. 

Ungefähr gleichzeitig mit dem Weberbuch hat Wilbrandt sein 
zweites Buch veröffentlicht. Er behandelt darin die Beziehungen, 
die zwischen der Heimarbeit und der Fabrıkgesctzgcbung bestehen, 
und geht von hier auf das Hauptproblem eines wirksamen Heim- 
arbeiterschutzes, die Regelung der Löhne, über. In den viktoriani- 
schen Lohnämtern, deren Entstehung, \Weiterentwicklung und Bce- 
deutung für die einzelnen Industrien eingehend geschildert werden, 
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zeigt er uns cine Lösung dieses Problems. Der letzte Teil sciner 
Arbeit ist dem Nachweis gewidmet, dafs die Einführung von gesetzlich 
verbindlichen Mindestlöhnen auch in einzelnen Zweigen der deutschen 
Hausindustrie möglich ist und zugleich allein geeignet ist, dem Heim- 
arbeiterelend zu steuern. Im Anhang behandelt Dora Lande die 
Hausindustrie und ihre gesetzliche Einschränkung in den Vereinigten 
Staaten von Amerika. 

Das Buch ist gedacht als Gegenstück zu den »\Webern«, es will 
die »weibliche Seite des Hausindustricproblemss kennzeichnen; zu 
diesem Zweck schildert der Verfasser zuerst mit der ihm gegebenen 
Anschaulichkeit Typen, wie sie ihm auf seinen Wanderungen begegnet 
sind: aus der Konfektionsindustrie Berlins und Breslaus, aus der dem 
Spitzenindustrie, der Musikinstrumentenfabrikation, der Spielwaren- 
industrie des Erzgebirges u. s. w. Besonders an der 'Tabakindustrie 
führt der Verfasser den Nachweis, daß die Fabrikgescetzgebung in 
vielen Fällen den Ucbergang der Arbeiter in die Heimarbeit zur Folge 
hatte. Im Zusammenhang damit, dall nun die Heimarbeit in der 
Tabakindustrie wieder neben der Fraucnarbeit die Löhne der Fabrik- 
arbeiter beeinflußt, legt Wilbrandt die Notwendigkeit eines \Verbots 
der Tabakhausindustrie dar und kritisiert von diesem Standtpunkt aus 
den neuen Entwurf für die Zigarrenhausindustrie, der eine Uecbertragung 
der Fahrikgesetzgebung auf die Heimarbeit bedeute. Den anderen 
Hausindustrien ist mit einer Ausdehnung der Fabrikgesetze, die nur 
die Heimarbciter belasten, gleichfalls nicht in großem Umfang gehol- 
fen, ein wirksamer Schutz liest für sie allein inder Regelung der 
Löhne. Die weitere Ausgestaltung der Lohnregelung wird sich nach 
dem Verfasser in Deutschland den eigenartigen Verhältnissen der in 
Betracht kommenden Industrien anpassen müssen. Ich möchte des- 
halb die viktorianische Lohnpolitik lediglich als ein Beispiel angesehen 
haben, wic cs gemacht werden kann, nicht als Musterbeispiel wie es 
Wilbrandt anscheinend will (»die Australier haben . . . nicht für sich 
allein damit großes geschaffen. Ihr Vorbild wirkt auf die Sozialpolitik 
aller Länder. Wie wir von England, so lernen die Engländer von 
Australien.< Seite 97). Was die Wirkung der Minimallohnämter Vik- 
torias angeht, so ist auf Grund der von den Fabrikinspektoren ge- 
machten Angaben nicht daran zu zweifeln, dafs sie für die leistungs- 
fähigen Arbeiter von gutem EinfluB gewesen sind, da sic eine erheb- 
liche Steigerung der Löhne gebracht haben. Aber hinsichtlich an- 
derer Wirkungen, so z. B. auf die alten und weniger leistungsfähigen 
Arbeiter gehen die Urteile der neueren Beobachter auseinander (vergl. 
insbesondere den Bericht von Dr. Clark, dem Experten des amerika- 
nischen Arbeitsamtes, im Bulletin of the Bureau of Labour, Band X, 
1905, Seite 60 bis 78). Wilbrandt empfichlt schließlich (Seite 112) vor 
allem für die Konfektionsindustrie in Deutschland folgende Form staat- 
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licher Lohnpolitik: »Angelehnt an das Gewerbegcricht als Einigungs- 
amt, dessen Vorsitzender auch hier die Leitung zu übernehmen hätte, 
wären durch Wahl der Unternehmer und Arbeiter Kommissionen zu 
bilden, welche die Aufgabe hätten, Lohntarife auszuarbeiten, genau ent- 
sprechend den Lohntarifen wie sie in privater Verhandlung der Arbeiter- 
und Unternehmerorganisationen . . . vor dem Gewerbegcricht als Eini- 
gungsamt alle Tage zustande kommen... Die staatliche Sicherung des 
geschlossenen Tarifvertrags hätte darin zu bestehen, daf der Staat den 
vereinbarten Tarif durch Strafen schützt, welche jeden Bruch des Ta- 
rifs bedrohen, und daß er Kontrollmaßßregeln ergreift, welche gecignet 
sind, Bruch oder Umgehung des Tarifs ans Licht zu bringen usw.« 

Zur selben Forderung gelangt Gertrud Dyhrenfurth ın 
ihrer kleinen zur Agitation bestimmten Schrift über 'Tarıfämter für die 
Hausindustrie. Hat man erkannt, daR die überwiegende Mehrzahl der 
Heimarbeiter infolge mannigfacher Umstände, die die Verfasserin gut 
auseinandersetzt, dauernd organisationsunfähig sind, so müssen ihnen 
auf anderem Wege die Wohltaten, die sich die organisierten Arbeiter 
durch die Tarifverträge erringen, gegeben werden: durch Eingreifen 
des Staates. Der erste Schritt wäre die Errichtung cines ständigen 
und obligatorischen Tarifamts am Standort der Industrie, der Verhand- 
lungszwang wäre seine selbstverständliche Voraussetzung. Was die 
Löhne betrifft, die die Tarifämter festsetzen, so werden sich von An- 
fang an als durchführbar diejenigen Lohnsätze erweisen, welche die 
anständigen Arbeitgeber ciner Branche und eines Bezirks zahlen und 
bei dem sie tatsächlich bestehen konnten. Die Heimarbeitsabteilungen 
der Arbeitskammern, die der vorhin erwähnte Antrag der rechtsstchen- 
den Parteien vorsicht, zur Förderung von Tarifverträgen, denkt sich die 
Verfasserin als obere Instanz der Tarifümter, falls die Heimarbeits- 
abteilung den weiteren Bezirk umfafst; an der Spitze soll dann das 
nationale, den ganzen Geschäftszweig umfassende Tarıfamt stehen, das 
dem Reichsarbeitsamt untersteht. 

Diese beiden letzten Schriften behandeln also in erster Linie das 
Problem der Lohnregulierung in der Hausindustrie. Es ist hier nicht 
möglich, auf dieses Problem und auf die angegebenen Lösungen näher 
einzugehen. So viel ist auf jeden Fall sicher, da cine unter dem 
Zwang des Staats vor sich gehende Regelung der Löhne der Haus- 
industriellen neue Elemente von prinzipieller Bedeutung (Verhandlungs- 
zwang; Recht einer Kommission, Löhne festzusetzen, für deren Durch- 
führung und Innehaltung der Staat Sorge trägt u. s. w.) in die deutsche 
Sozialsesetzgebung einführen würde. AÄndrerscus gibt es aber für die 
Ilcimarbeiterschaft in ihrer Mehrzahl keine andere tatkräftige Hilfe als 
eine unter staatlichem Einfluß vor sich gehende Festsetzung der Löhne; 
zu diesem Ergebnis kamen fast alle hier besprochenen Arbeiten, die 
sich mit der Hausindustriepolitik befafiten. 
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1. Bibliographien, Sammelwerke. 


Entwicklung, Die, der deutschen Volkswirtschaftsichre im neunsehnten Jahr- 
hundert. Gustav Schmoller zur siebenzigsten Wiederkehr seines Ge- 
burtstares, 24. Juni 1g9os, darsebracht. 2 Bände, Duncker u. Hum- 
blot, Leipzig, 1908. M. 25.—; gebd. M. 30.—. 

Die imposante Festschrift hat eine ganze Anzahl von Freunden und 
Schülern Gustav Schmollers zu gemeinsamer Arbeit vereinigt. »Die 
leitenden Ideen, welche die deutsche Volkswirtschaftslehre im 19. Jahr- 
hundert beherrscht haben, die Probleme, welche sie sich gestellt hat, 
die Methoden, deren sie sich bediente, sollten dargestellt, und auf diese 
Weise eine Entwicklungsgeschichte der Volkswirtschaftslehre, cine Ge- 
schichte der deutschen wirtschaftswissenschaftlichen Literatur geboten 
werden.«e Die hier vereinigten 40 Arbeiten enthalten reiches Material 
zur Beurteilung der Veränderungen in der Disziplin der deutschen 
Volkswirtschattslehre. Sie umfassen — mit einigen Lücken — die 
Hauptgebiete der theoretischen und praktischen Volkswirtschaftslehre, 
wesentliche Teile der Finanzwissenschaft und der Statistik. Daneben 
werden die Beziehungen zur Gesellschaftswissenschaft (Soziologie) be- 
handelt und die Einflüsse der deutschen Wissenschaft auf andere 
Nationen (England, Frankreich, Italien, Vereinigte Staaten, Skandina- 
vien) aufgezeigt. 

Fine Zusammenfassung der Ergebnisse der einzelnen Arbeiten unter 
einheitlichen Gesichtspunkten ist mit Rücksicht auf die monographısche 
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Behandlung der einzelnen Beiträge nicht erfolgt; im Vorwort wird je- 
doch darauf hingewiesen, a die entscheidenden Tatsachen der Ent- 
wicklung zu suchen sind: In den veränderten Anschauungen über 
die Beziehungen des Indi duums zum Staat und 2. in der tieferen (psy- 


chologischen) Analyse des 
Inhalt: 


Richtung und Methoden 
Volkswirtschaftslehre 


Systematisierung , der 


von W. Lexis. 

Die Entwickelung der Wert- und Preischeorie > K. Diehl. 
Die Lehre von der Produktion und der Produktivität » L. v. Wiese. 
Die Lehre vom Kapital . » A. Spiethoff. 
Theorie des Grundbesitzes und der Grundrente » K. Th. v. Inama-Sternegg. 
Zur deutschen Geldlchre > S. P. Altmann. 
Geschichte der deutschen Daakia > H. Schumacher. 
Die Lehre von der Verteilung d. Produktionsertrags > R. Wilbrandt. 
Unternehmereinkommen »s Ch. Eckert. 
Die Lehre vom Zins > R. Wuttke. 
Der Arbeitslohn L. Bernhard. 
Die Lehre von der Konsumtion : A. Wirminghaus. 
Die Bevölkerungstheorie + L. v. Bortkiewicz. 
Entwicklung der Soziologie » F. Tönnies. 
The present position of political economy inE ngland > W. J. Ashley. 
L'Ecole économique française dans ses rapports 

avec l'Ecole anglaise et l'Ecole allemande » Ch. Gide. 
Sulle relazioni fra gli studi economici in Italia é 

in Germania ; » A. Graziani. 
Deutsch-asnerikan. Bezickunsen in der Volkswirt 

schaftslchre ; 2 : r > H. Farnam. 
Die volksw. Literatur Skandinivieng : ; ; » P. Fahlbeck. 

II. Band: 

Die Entwicklung der agrarpolitischen Ideen . . von K. Grünberg. 
Agrarpolitik ; i ; , . . > demselben. 
Die volksw. Grundlagen der landw. Betriebslehre > W. Wygodzinsky. 
Die geschichtliche Erforschung der stadtw. Hand- 

werksverfassung 3 F » P. Sander. 
Das neuzeitl. territoriale Gowerbewesen bis 1800 i » W. Troeltsch. 
Die gewerbepolit. Anschauungen in Wissenschaft 

und Gescizgebung ; i : ; i > H. Waentig. 
Ideen und Probleme in der deutschen Handels- 

geschichtsforschung . > F. Eulenburg. 
Freihandel und Schutzzoll : . > K. Rathgen. 
Ansichten über Freiheit und Beschränkung des 

inneren Handelsverkehrs . : . : R. Keibel. 
Der volksw. Finfluß des modernen Verkehtsw esens > K. Wiedenfeld, 
Die wissenuschaftll. Ansichten über Kolonialpolitik . » C. Ballod. 
Das Eindringen der sozialpolit. Ideen i, d. Literatur >» E. v. Philippovich. 
Frauenbewegung und Frauenfrage » E. Gnauck-Kühne. 
Die Wohnungsfrage ; > C. J. Fuchs. 
Soziale Hygiene . ; . ; ; . >» A. Grotjahn. 
Die wissenschaftlichen Ansichten über das soziale 

Versicherungswesen : » F. Zahn. 
Das private Versicherungswesen » P. Moldenhauer. 
Statistik . ; A . > G. Seibt. 
Geschichte der Fin: sense » 0O. Gerlach, 
Die Steuern > M. v. Heckel. 


Oxitentliches Sellerie esen 


Die einzelnen Abhandlungen sie separat 


Individuums selbst. 
I. Band: 


G. Schanz. 


paeiniert, leider 


eine durchlaufende Pasinierung jedes der beiden Bände. 


fehlt 
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Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Breysig, Kurt, Fritz Wolters, Berthold Vallentin, F. An- 
dreae, Grundrisse und Bausteine zur Staats- und zur Geschichtslehre. 
Zusammengcetragen zu Ehren Gustav Schmollers und zum Gedächt- 
nis des 24. Juni 1908, seines siebenzigsten Geburtstags. Georg 
Bondi, Berlin 1908. VI und 222 S. M. 4.50. 

Diese Schrift enthält folgende Abhandlungen: Geschichtslehre von 
Kurt Breysig, der Engelstaat” von Berthold Vallentin, China und das 

achtzehnte Jahrhundert von Friedrich Andreae die theoretische Be- 
grründung des Absolutismus im siebzehnten Jahrhundert von Fritz Wolters. 

Breysig behandelt die Möglichkeit und Methode der Geschichts- 
lehre. Unter Geschichtslehre versteht er die Wissenschaft von dem 
Wesen und den Regeln des Werdegangs und der Verlaufsabfolge der 
Geschichte der Menschheit. 

Der Sinn einer Geschichtslehre ist, von aller Fülle, aller Breite 
des Erfahrungsstoffes auszugehen und zu immer höheren, immer um- 
fassenderen Gesamtbeobachtungen aufzusteigen. In den theologischen 
Utopien vom Engelstaat findet Berthold Vallentin wichtige Beiträge zur 
mittelalterlichen Anschauung vom Staate, die er bis auf Thomas von 
Aquino verfolgt. Friedrich Andreae zeigt, welchen Einfluß die Einfuhr 
chinesischer Waren, die chinesische Kunst, die chinesische Agrarpolitik 
und Verfassungspolitik auf die europäische Kultur und Politik des 18. 
Jahrhunderts ausgeübt haben. Fritz Wolters erörtert die verschiedenen 
Theorien, die im 17. Jahrhundert zur Begründung des Absolutismus 
entstanden: Die naturrechtlichen und religiösen Theorien. Er zeigt, 
dafs in der doppelten Geemerschaft von Volk und Kirche die Ursache 
für den Untergang der Idee der absoluten Monarchie zu suchen ist. 

(K.) 

Eisler, Rud., Grundlagen der Philosophie des Geisteslebens. Philos.- 
Soziolog. Bücherei. Bd. 6. Dr. Werner Klinkhardt, Leipzig 1908. 
306 S. AM. 7.50. 

Der Verfasser stellt sich eine zweifache Aufgabe. Erstens unter- 
nimmt er den Versuch, die fundamentalen Denkmittel, welche den ver- 
schiedenen Geisteswissenschaften gemeinsam angehören, wie den Be- 
griff der psychischen Kausalität, den Zweckbegrift, den Begriff des 
Wertes u. s. w, sowie die den Geisteswissenschaften eigentümliche Be- 
trachtungs- und Erkenntnisweise kritisch zu untersuchen. Dadurch 
qualifiziert sich die Arbeit als ein Beitrag zur Methodenlchre. Zweitens 
war es dem Verfasser auch darum zu tun, zu einem Einblick in das 
Wesen und die Gesctzlichkeit des geistigen Seins und Geschehens zu ver- 
helfen, zu zeigen, was das Eigenartige des Psychischen im Unter- 
schiede vom P hysischen ist, wie das "höhere sich vom niederen Geistes- 
leben aberenzt, welches die Grundfaktoren des Geisteslebens sind, wie 
sich die geistige Entwicklung gestaltet, und anderes mehr, was für das 
Verständnis des geistigen Gesamtgeschehens notwendig ist. Fin voll- 
ständiges System der Geistesphilosophie zu geben, lag nicht in der 
Absıcht des Verfassers; dazu hätte es eines weit größeren Raumes 
bedurft. Aber es ist in diesem Buche alles das mehr oder weniger 
ausführlich behandelt worden, was für eine Grundlegung der Gei- 
stesphilosophie in Betracht kommt, und was auch geeignet ist, cine 
(sesamtauftassung betrefts der Geisteswelt und ihrer "Bedeutung vorzu- 
bereiten. So finden sich in der vorliegenden Arbeit, die nicht blof 
fur den Philosophen in Betracht kommt, die Bausteine zu einer phi- 
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losophischen Psychologie, zur Kultur-, Sozial- und Geschichts- 

philosophie, zur Ethik. Die verschiedenen Richtungen der Geistes- 

philosophie wurden berücksichtigt, zugleich aber Gewicht darauf ge- 
legt, da der Standpunkt des Verfassers, der des voluntaristi- 
schen Idealismus mit seiner Betonung der Rolle des Willens, der 

Zielstrebickeit, der Ideen, kräftig zur Geltung gelange: dazu soll auch 

der Anhang, der manches im Texte Gesarte in konzentrierter Form 

wiederholt und ergänzt, dienen. Der Verfasser hofft, gezeigt zu haben, 
daß eine echte Synthese von Kritizismus und (ideali- 
stisch-aktıvem) Evolutionismus, wie er sie u. a. schon in sciner 

»Kritischen Einführung in die Philosophie« (Berlin 1905) versucht hat, 

möglich und notwendig ist. 

Jellinck, Georg, Die sosialethische Bedeutung von Recht, Unrecht und 
S/raje. Zweite, durchgesehene Auflage. O. Häring, Berlin 1908. IV 
und 139 S. M. 2.80. 

Die erste Auflage dieser Schrift ist vor dreissig Jahren erschienen. 
Trotz dieses großen Zeitraums, der zwischen beiden Auflagen liest, 
konnte die zweite Auflage fast unverändert erscheinen. Die Schrift 
war die erste deutsche Arbeit, welche Verbrechen und Strafe im Zu- 
sammenhang als soziale Erscheinungen zu erfassen strebte. In ihr will 
der Verlasser zeigen, was das Wesen des Rechts vom Standpunkt einer 
auf dem Boden der Sozialwissenschaft aufgebauten Ethik sei; die Wir- 
kungen, welche die Ücberschreitung der Rechtsnormen in der Gesell- 
schaft hervorrufen und den Charakter der sozialen Reaktion gegen diese 
Wirkungen, den der Strate, will er festzustellen versuchen. (K.) 
Martin, l, Inditduaüsmus. E. Piersons Verlag. Dresden ıIgos. 

S1 S5. M. 1.50. 

Der Verfasser ist Anarchist. Das Beste an seiner Schrift sind die 
viclen Zitate und leeren Seiten. Was er anstrebt, ergibt sich aus fol- 
gendem Satz! Die ganze Wirtschaftsform mit Stumpf 
und Stiel, mıtallem wasıhranklebt, geschweige mit ihren, 
sic bezeichnenden, allerschlimmsten Auswüchsen, mub auf- 
gehoben werden. Von unserer \Wirtschaftsform und dem Staat, der 
durch dieselbe bedingt, mu abstrahıert werden, und die mensch- 
liche Vernunft muf sich anstrengen, ein ihren Ideen entsprechendes 
Menschenleben zu konstruicrene. (K.) 


Siebert, Bruno, Ethische, relisiose und politische Anschauungen. E. 
Piersons Verlag. Dresden. 28 S5. M. 0.50. 

Die kleine Schritt enthält einige sehr allgemeine und sehr kurze 
Betrachtungen über die Moral des Mannes und des Weibes, über den 
Glauben, die Erziehung, die Dichtkunst, den Frieden, die Stellung 
Deutschlands, die deutsche Ostmark und über die Sozialdemokratie. 

(R.) 
Spranger, Eduard, Wilhelm © Humboldt und die Humantätsidce. 
Reuther u. Reichardt. Berlin 1909. N und 506 S. M. 8.50, geb. M. 10.—. 

Das Dildungsideal des Neuhumanismus, das bis heute im Gymna- 
sium unter uns fortlebt, wurzelt in einer ganz bestimmten, zeitlich be- 
dingten Weltanschauung, deren Motive und Zusammenhänge uns viel- 
fach nicht mehr deutlich bewutst sind. Diese Gesamtverfassung des 
Bewufstscins am Beispiel Humboldts in scharfen Kategorien zu kon- 
struieren, ist die Absicht des Buches. Es hat daher zunächst einen 
historischen Zweck: nämlich die Philosophie Hs im Zusammenhang 


Literatur-Anzeiger. 337 


mit seiner geistigen Entwicklung bis 1820 hin mit Hilfe des umfassen- 
den neuen, z. T. handschriftlichen Materials so darzustellen, dafl aus 
den vereinzelten Aeußerungen die bleibende Organisation dieses Geistes 
erkennbar wird. Die beiden Perioden seiner Entwicklung (die Kanti- 
sche und die spekulativ-metaphysische) beleuchten zugleich die innere 
Notwendigkeit, mit der aus dem Kantischen System die Identitätsphilo- 
sophie erwuchs. Die Humanitätsidee bildet in beiden das Zentrum; 
ihr Wesen kann abstrakt als die Erweiterung der Individualität 
durch die Universalıtät zur Totalıtät (Kunstform der Persön- 
lichkeit) bezeichnet werden. Von diesem individualistischen Ideal der 
Selbstbildung aus bestimmt sich die Gestalt, die Psychologie, Aesthetik 
und Ethik für H. annehmen. Durch die enge wechselseitige Beziehung 
aufeinander sind diese Gebiete zu einer lebendig-organischen Einheit 
zusammengewachsen; die Darstellung versucht diese methodisch inter- 
essante Verflechtung aufzulösen. Dazu tritt die Geschichtsphilosophie 
des Neuhumanismus, die ebenfalls von ethisch-normativen Gesichtspunk- 
ten beeinflusst ist. In zwei Kapiteln wird die Wandlung dieser Grie- 
chenauffassung vom reinen Klassizismus zur mehr romantischen Färbung 
und ihr Verhältnis zur heutigen Wissenschaft behandelt. — Einleitung 
und Schluß erörtern die Frage nach der systematischen Bedeutung dic- 
ses ethischen Ideals, d. h. die Gestalt, die es unter veränderten gce- 
schichtlichen Bedingungen in Denken und Organisation der Gegenws art 
annehmen muß. Von bleibender Bedcutung zeigt sich dabei die Funk- 
tion der Kunst für die Vollendung der Weltanschauung, und die da- 
durch gegebene Möglichkeit, die Einseitickeit der metaphysischen Sv- 
steme in einer Bildungsform zu überwinden, die zwar auf kräftiger In- 
dividualität beruht, zugleich aber sich soviel Objektivität und” Allge- 
meingültigkeit aneignct, dal sie wie im Kunstwerk beide Momente in 
sich verbindet. 


3. Soziologie. 


Poinsard, Leon, La Production, le Travail et le Probleme Social 
dans tous les Pays au Début du XA™ Siècle. Felix Alcan, Paris 1907. 
Bd. I XVI und 594 S., Bd. U XI und 768 S. 


Leon Poinsard hat bei der Abfassung dieses Werkes die mono- 
graphische Methode befolgt, welche Frederic Le Play zuerst im Jahre 
1829 angewandt hatte und die dann später von Henri de Tourville und 
Edward Demolins vervollkommnet ist. Sie beruht auf der Beschreibung 
der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse, unter denen eine nor- 
male Familie lebt. Da die Familie die soziale Zelleneinheit darstellt, 
so ist ihr Schicksal entscheidend für dasjenige aller anderen sozialen 
OÖrganisationsformen. Poinsard unterscheidet zwei große Gruppen der 
Familiengestaltungen: 1. Die patriarchalische oder kommunistische Fa- 
milie und 2. die partikularistische oder individualistisch organisierte Fa- 
milie. Diese beiden Gruppen treten in verschiedenen Äbstufungen und Mi- 
schungen auf. Zur ausgesprochen kommunistischen Gruppe gehören alle 
Hirtenvölker und die Ackerbauvölker des Orients; im Uebergangsstadium 
befinden sich Oesterreich-Ungarn, Griechenland, Italien, Spanien, Portugal 
und die südamerikanischen Staaten. Zum gemischten Typus rechnet Poin- 
sard die Schweiz, Deutschland, Luxemburg, Frankreich, Belgien, die Nie- 
derlande, Schweden, Dänemark und Norwegen; den vollentwickelten par- 
tikularistischen Typus vertreten England, das englische Südafrika, Ka- 
nada, Australien und die Vereinigten Staaten von Amerika. Unter 
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diesem Gesichtspunkt und in dieser Reihenfolge werden die einzelnen 
Länder der Welt betrachtet. Es wird gezeigt, welche sozialen Probleme 
jedem einzelnen Typus eigentümlich sind und in welcher Weise man 


versucht hat, sie zu lösen. (K.) 
Scherrer, Prof. Hans, Soziologie und Entwicklungsgeschichte. 
Zwei Teile. agnersche Buchhandlung, Innsbruck 1905 und 1908. 


190 u. 79 S. M. 4.— u. 2.—. 

Nachdem der Verfasser in der Einleitung die Teilnahme des Vol- 
kes an der Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege als eine Wie- 
derverbindung der Gesellschaft mit dem Staat angesprochen hat, gibt 
er eine Definition der Gesellschaft, die er als das Volk in seiner Stel- 
lung zu den einzelnen Gliedern, im Sinne einer solidarıschen Gemein- 
schaft auffaßt. Eine Entwicklungsgeschichte zu schreiben scheint ihm 
nur möglich, wenn man unter den bestehenden Urrassen eine Wesens- 
einheit des Menschengeschlechtes anerkennt. Um den Urzustand des 
Urvolkes zu erkennen, glaubt er, die noch heute ın einem Naturzustand 
lebenden noch nicht degencrierten Stämme in Betracht zichen zu dür- 
fen. Diese Methode befolgt er hinsichtlich der verschiedenen Entwick- 
lungsstufen. Den Ausgangspunkt der Entwicklung bildet die blutsver- 
wandte Sippe. Ihre Weiterentwickelung von Sprache, Sitte, Recht und 
Religion werden vom Verfasser im ersten Bande eingehend behandelt. 

Im zweiten Bande wird der Uebergang von der Friedensgenossen- 
schaft zur Herrschaft geschildert. Er entspringt aus dem unfriedlichen 
Kampf ums Dasein, aus Not oder aus Begierde der hungrigen Bedui- 
nen nach den Gefilden und reichen Gütern der Äckerbauer. Die krie- 
gerischen Hirtenvölker unterwerfen die friedliebenden Ackerbaucer und 
machen sich zu ihren Herrn. Daraus entsteht dann ein zweitciliges 
Volk, die Regierenden und Regierten, Herren und Hörige. Des wei- 
teren wird die Entstchung des Staates erörtert, die Bildung des Grund- 
eigentums und die verschiedenen Formen der Sklaverei bei den ein- 
zelnen Völkern geschildert. 

Ein weiterer Abschnitt behandelt die Ehe; zum Schluß wird eın 
ausführliches Bild der Herrschaft der ägyptischen und babylonisch-assv- 
rischen Könige gegeben, welche sich durch Gewalt, Eroberung und 
Ausraubung der Länder, Zerreifiung und Verpflanzung des Volkes zeit- 
weilig erhielt, bis ihr Reich doch schließlich in Trümmer sank. 
Tarde, G., Die Sozialen Gesetze. Deutsch von Hans Hammer. Philo- 

sophisch-soziologische Bücherei. Band IV. Dr. Werner Klinkhardt, 
Leipzig 1996. IV und 108 S. M. 3.—. 

Diese Schrift enthält mehrere Vorträge, die Tarde ım Oktober 1897 
im Pariser College libre des Sciences Sociales gehalten hat. Sie sollen 
den Zusammenhang beleuchten, der zwischen den drei Hauptwerken 
des französischen Soziologen besteht. Zu diesem Zwecke werden die 
von ihm aufgestellten drei Grundgesetze der wissenschaftlichen Unter- 
suchung erörtert. Es sind die Gesetze der Wiederholung, die der Ge- 
gensätze und diejenigen der Anpassung der Erscheinungen. (K.) 


4. Sozialismus. 

Kautsky, Karl, Friedrich Engels. Sein Leben, sein Wirken, seine 
Schriften. Mit Engels Porträt. Zweite Auflage. Verlag: Buchhand- 
lung Vorwärts, Berlin 1908. 44 S. M. 1.—. 

K. zeigt, welchen Bildungsgang Engels durchgemacht hat. Seine 

Beziehungen zu Marx werden klargeleet. Es werden seine Schrif- 
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ten charakterisiert, so besonders »die Lage der arbeitenden Klassen in 
England«, das Kautsky als das erste Buch des wissenschaftlichen Sozia- 
lismus betrachtet, ferner »Herrn Eugen Dührings Umwälzung der Wis- 
senschaft« und die übrigen. Auch sein Wirken für die Internationale 
und die sozialistische Bewegung wird gewürdigt. Die letzten Lebens- 
jahre waren besonders arbeitsreich, da die Fortsetzung des »Kapitals« 
und der übrigen Tätigkeit von Karl Marx ihm zufiel. (K.) 


5. Sozialökonom. Theorie. 


Borowoy, Alexis, Populäres Lehrbuch der politischen Ockonomie (in 
russ. Sprache). Moskau Igog. 323 S. I R. 60. 


Das Buch entstand, wie der Verfasser ın seinem Vorwort erwähnt, 
aus den Vorlesungen, die er an der Moskauer Volks-Universität und 
in den Sommerkursen der Volksschullehrer und -Lehrerinnen in Moskau 
im Jahre 1907 gehalten hat. Nach einleitenden Worten über den gegen- 
wärtigen Stand der nationalökonomischen Wissenschaft geht der Autor 
in seinem ersten Kapitel zum »Gegenstand und Aufgaben der politi- 
schen Oekonomie« über. Hier wird die Theorie des ökonomischen 
Materialismus und seine Kritik vorgeführt. In weiteren Kapiteln wer- 
den die Entstehung und die Geschichte der Volkswirtschaft dargestellt, 
wobei die Entwicklung des Kapitalismus und der Sombartschen Kapital- 
entstchungstheorie besonders eingehend beleuchtet wird. 

Die allgemeine Charakteristik des Kapitalismus bildet den Inhalt 
des nächsten Abschnitts. Die Krisen und Krisentheorien werden aus- 
führlich besprochen. 

Die letzten drei Kapitel behandeln in üblicher Weise nach einander 
Produktion, Tausch und Verteilung in der kapitalistischen Gesellschaft. 

Die schwierigsten theoretischen Probleme der Nationalökonomie 
wie Wert, Kapital, Zins, Rente, Arbeitslohn werden vor dem Leser 
aufgerollt. Das Buch wimmelt von zahlreichen Zitaten der Theorc- 
tiker der klassischen Schule Marxens, der modernen österreichischen 
Schule und verschiedener anderer Schriftsteller. (G.) 


Schumpeter, Dr. J, Wesen und Hauptinhalt der theoretischen Natio- 
nalökonomie. Duncker u. Humblot, Leipzig 1908. XXXII u. 626 S. 
M. 15.—. 

Das vorliegende Buch stellt sich zwei Aufgaben. Erstens versucht 
es eine neue erkenntniskritische Prüfung der Grundlagen der theoreti- 
schen Nationalökonomie und legt die Gesichtspunkte dar, von denen 
aus die Begriffe und 'Theoreme derselben zu beurteilen sind. Zum Un- 
terschiede von anderen Arbeiten dieser Art wird hier auf allgemeine 
Argumente und aprioristische Obersätze verzichtet und versucht, im 
engen Anschlusse an konkrete Probleme für die Grundlagen Klarheit 
und Unabhängigkeit von philosophischen und anderen Streitfragen 
zu gewinnen. Daraus ergibt sich ein fester Standpunkt zur Beurteilung 
der üblichen Schlagworte. Dem Lescr soll ermöglicht werden, sich ein 
klares Urteil darüber zu bilden, was von dieser Disziplin im einzelnen zu 
halten ist, was sie bietet und nicht bietet, was aufzugeben und was 
haltbar und wertvoll ist. Die Zusammenfassung der bezürlichen Re- 
sultate am Schlusse des Buches soll eine präzise Gesamtauffassung vom 
Wesen und Werte ökonomischer Theorie vermitteln. 

Zweitens enthält das Buch eine Darlegung der ökonomischen Sta- 
tik, d. h. jenes Teiles der Ockonomie, der bis heute befriedigende theo- 
retische Behandlung gefunden hat. In der Wert-, Geld- und Zinstheo- 
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rie versucht der Verfasser in neue Bahnen einzulenken, ım IV. Teile 
der Arbeit cinen in dieser Form noch nicht behandelten Gegenstand 
darzustellen. Methodologische Erörterungen durchzichen diese Dar- 
stellung, welche den Leser auch mit den modernen Hilfsmitteln der 
Theorie und der Form, die die Probleme des Nutzenmaximums, der 
freien Konkurrenz und des Individualismus u. a. im heutigen System 
derselben angenommen haben, vertraut machen und bei jedem Schritte 
prüfen sollen, wie weit die Theorie verläßlich und ein brauchbares 
Bild der Tatsachen ıst und in welchen Punkten und aus welchen Grün- 
den ihre prinzipiellen Gegner ganz oder teilweise Recht haben 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte. 


Darmstaedter, Prof. Paul, Die Vereinigten Staaten von Amerika. 
Bibliothek der Geschichtswissenschaft. Quelle u. Meyer, Leipzig 1909. 
242 S. gebd. M. 4.—. 

Die Arbeit beabsichtigt in kurzen Zügen, unter Heraushebung des 
Wesentlichen und unter Uebcrgang aller für deutsche Leser uncrheb- 
lichen Einzelheiten, einen Ucberblick über die politische, wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung der großen transatlantischen Republik zu ge- 
ben. In dem Schlufskapitel ist der Versuch gemacht, in historischer 
Perspektive die wichtigsten Probleme des modernen Amerika zu be- 
handeln. Um dem Leser das Weiterarbeiten zu erleichtern, sind bei 
jedem Kapitel die wichtigsten Quellenwerke und die besten Darstellun- 
gen angeführt. 

Inhalt: Die Voraussetzungen der amerikanischen Geschichte; die 
Gründung englischer Kolonien in Nordamerika; die Zustände der eng- 
lischen Kolonien in Nordamerika im 18. Jahrhundert; der Kampf Eng- 
lands und Frankreichs um die Vorherrschaft in Nordamerika; die Ur- 
sachen des Abfalls der Kolonien 1763—1775; die Unabhängigkeit und 
Einheit 1775—1789; Festigung und Behauptung des Nationalstaates 
1780—1829; die Besiedelung des Westens; Nord und Süd 1829—1861; 
der Bürgerkrieg 1861—1865; die Rekonstruktionszeit 1865—1877; Pro- 
blcme der Gegenwart 1877—1908. 


Lerch, Dr. E, Der beruische Kommerzienrat im I8. Jahrhundert. 
Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, herausgegeben von Dr. 
K. Bücher. Ergänzungsheft XXVI. Verlag der H. Lauppschen Buch- 
handlung, Tübingen 1908. VI und 160 S. M. 4.—. 

Nach einer kurzen Darstellung der wirtschaftlichen Lage des ber- 
nischen Staates am Ende des 17. Jahrhunderts wird die Gründung und 
Organisation des Kommerzienrates, einer staatlichen Behörde mit mer- 
kantilistischen Tendenzen, vorgeführt. Sodann zeigt der Verfasser, wie 
die Behörde die Industrie zu fördern suchte, zunächst durch finanzielle 
Betciligung, sodann durch Schutz vor Konkurrenz (Einfuhrverbot, Zoll- 
freiheit bei der Ausfuhr) und leichte Beschaffung des Rohmaterials. 
Durch Regulative, die Vorschriften über Berufsbildung, die Verarbeitung 
des Materials, über Schau, Stempelung und Messung enthielten, wollte 
der Staat seiner Industrie ein erhöhtes Ansehen verleihen. Soziale Be- 
stimmungen betreffen Kinderarbeit und Lehrlingswesen, Truck, Arbeits- 
löhne, Arbeitsvertrag, Krankenkassen etc. Kap. V behandelt die Stel- 
lung der Landesfremden in der Industrie, im Schlußsartikel wird der 
Handel in Stadt und Land betrachtet und die Entwicklung des Paten- 
tierungswesens der Hausierer und Marktkrämer verfolgt, das zum heu- 
tigen System überführt. 
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Schilling, Otto, Repetent am Wilhelmsstift in Tübingen. Reich- 
tum und Eigentum in der altkirchlichen Literatur. Ein Beitrag zur 
sozialen Frage. Herdersche Buchhandlung, Freiburg i. B. 1908. 
XIV und 223 S. M. 4.—. 

In der Grundlegung dieser Schrift werden die Einrichtungen, Vor- 
schriften und Grundsätze des Alten Testaments, soweit sie den behan- 
delten Gegenstand betreffen, auseinandergesetzt. Im Anschluß daran 
wird die Stellung Christi und des Apostels Paulus zu Reichtum und 
Eigentum erörtert. Auch die Zustände der Urgemeinde Jerusalem wer- 
den von diesem Gesichtspunkt aus beleuchtet. In dem Hauptteil des 
Buches gibt der Verfasser ein Bild von den Anschauungen und Theo- 
rien der bedeutenderen kirchlichen Schriftsteller. Während er die Grund- 
ideen regelmäßig hervorhebt, hat er auch abweichende und widerspre- 
chende Ansichten berücksichtigt. Auch hat er sich bemüht, den Zu- 
sammenhang dieser Anschauungen bei den griechischen Schriftstellern 
mit der hellenischen Sozialphilosophie zu ermitteln und ebenso die Be- 
ziehungen darzulegen, die zwischen der Auffassung lateinischer Schrift- 
steller und den Ideen der römisch-romantischen Denkweise bestehen. 
Die Untersuchung ist auch auf die nachaugustinischen Autoren ausge- 
dehnt und mit Thomas von Aquino abgeschlossen (K.) 


Schwann, Mathieu, Geschichte der Kölner Handelskammer, Band T. 
P. Neubner, Köln 1908. XV und 773 S. 

I. Einleitung. ı. Die Zeit vor der französischen Okkupation. 2. Der 
Einzug der Franzosen. 3. Die allgemeine Lage des Kölner Handels. 

II. Erste Versuche. 4. Der Handelsvorstand in seiner ersten 
Zeit iseit 1797). 5. Der Kampf mit der Douane. 6. Im Kampf um 
die Existenz. 7. Behörde oder Privatgesellschaft? 8. Kommerzrat und 
ältere Handelskammer. g. Die Ablösung des Kommerzrates und der 
älteren Handelskammer durch die jüngere Handelskammer. 

Ill. Der Kampf um die Freiheit des Handels. 10o. Der Kölner 
Freihafen. ı1. Die Handelskammer und das Stapelrecht. ı2. Die 
Oktroikonvention. 13. Die OÖktroidirektion und die Ilandelskammer. 

IV. Die politischen Verschiebungen am Rhein und ihre Einwir- 
kungen auf das rheinische Wirtschaftsleben. 14. Die Industrie. 15. Die 
Kölner Tabakindustrie. 16. Die reinen Handelszweige. 17. Die Handels- 
kammer und die Politik. 

V. Die erste Zeit unter preußischer Herrschaft. ı8. Die Zeit des 
Uebergangs. 19. Das Ende des Kölnischen Stapels. 20. Die Handels- 
und Fabrikzweige Kölns in der ersten preußischen Zeit. 2r. Die innere 
Entwicklung der Handelskammer. 22. Rückblick und Ausblick. 
Zivier, Dr. E., Entwicklung des Bergregals in Schlesien und der Berg- 

werksgerechtsame des Fürstentuns Pleg. Gebrüder Böhm, Kattowitz 
1908. 98 S. M. 2.50. 

Kapitel I behandelt auf Grund archivalischer Studien und unter 
Berücksichtigung der neuesten Literatur die Entwicklung des Berg- 
regals in Schlesien. Die Ergebnisse sind folgende: Mit dem Berg- 
bau ist auch das Bergregal aus Deutschland, wie es sich dort 
ım ı2. Jahrhundert entwickelt hatte, nach Schlesien gekommen. 
Es wurde von den schlesischen Herzösen als Landesherren ausgeübt, 
die es auch nach der Lehnsaufreichung ihrer Lande an Böhmen wei- 
ter behielten. Unter den habsburgsischen Königsen von Böhmen (seit 
1326) beginnt die Krone, den mediaten schlesischen Landesherren das 
Bergregal streitig zu machen und es für sich in Anspruch zu nehmen. 
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Die Inanspruchnahme ist jedoch nur eine theoretische und scheitert in 
der Praxis an dem passiven Widerstand der schlesischen Fürsten. Der 
Eifer, mit welchem die Theorie von dem Königlichen Bergregal im 16. 
Jahrhundert vertreten wurde, ließ übrigens im 17. Jahrhundert nach. 
Durch das allmähliche Aussterben der alten schlesischen Fürstenhäuser 
kam jedoch die Krone tatsächlich in den Besitz des Bergregals, und 
sie pflegte sich nunmehr dasselbe bei neuen Verleihungen vorzubehal- 
ten. Die Rudolphinische Bergordnung von 1577 gilt nur für den Kö- 
niglichen Regalbezırk. Als Schlesien unter preußische Herrschaft kam, 
umfafste dieser jedoch fast ganz Schlesien, und die Bergordnung Fried- 
richs II. von 1765 wird ohne Rücksicht auf etwaige Ausnahmen für ganz 
Schlesien erlassen. 

Den Bergrechten des heutigen Fürstentums, der früheren freien 
Standesherrschaft, Plecß sind Kapitel II und IlI gewidmet. In vor- 
preufsischer Zeit hat Ple das Bergregal unumschränkt besessen und 
gelegentlich auch ausgeübt, wozu sich bei dem Mangel an Bergbau in 
dortiger Gegend allerdings nur selten Gelegenheit geboten hat. Nach 
dem Erlaf3 der Revidierten Bergordnung von 1765 entstanden Streitig- 
keiten wegen der Pleflischen Berggerechtsame. Der Fiskus wollte den 
Standesherren von Ple nur ein Ausschliefiungsrecht Dritter zugestchen. 
Durch einen Rezeß (vom 4./26. März 1824) wurden die Streitigkeiten 
beigelegt und die Berggerechtsame des Fürstentums Plef5 geregelt. Sie 
bestehen in der Hauptsache in einem unbeschränkten Abbaurecht auf 
den Fideikommifs- und Allodialgütern des Fürstentums. 


7. Bevölkerungswesen. 


Die Bevölkerung Elsaß-Lothringens, nach den Ergebnissen der Volks- 
zählung vom r. Dezember 1905 und der früheren Zählungen. Stati- 
stische Mitteilungen über Elsats-Lothringen, herausgegeben vom Sta- 
tistischen Burcau für Elsafs-Lothringen. 31. Heft. M. Dumont Schau- 
berg, Strafßsburg 1908. VI und ror S. 

Aus dieser statistischen Arbeit ergibt sich, daß in der Zusammen- 
setzung, Verteilung und Entwicklung der Bevölkerung Elsaß-Lothringens 
seit 1871 grofe Aenderungen vor sich gegangen sind. Infolge der Ver- 
einicung dieses Landes mit dem Deutschen Reich sind zahlreiche Be- 

völkerungsteile ausgewandert und andere aus Altdeutschland zugewan- 
dert. Aus der Statistik ergibt sich auch, daß eine fortschreitende In- 
dustrialisierung des Landes vor sich geht; denn die Bevölkerung der 

Städte wächst auf Kosten derjenigen der landwirtschaftlichen Distrikte. 

Zahlreiche Karto- und Diagramme erleichtern den Uecberblick über 
die statistische Entwicklung. (K.) 
Goldstein, Dr.med. Ferdinand, Die Veberwölkerung Deutschlands und 

ihre Bekämpfung. Ernst Reinhardt, München 1909. 128 S. M. 2.50. 

Nach Ansicht des Verfassers hängt die Dichte der Bevölkerung 
von der Menge der verlangten Arbeit ab: Da die Fruchtbarkeit 
der Landbevölkerung bei dem unbedingten Verbot der Schwanger- 
schaftsunterbrechung sehr grof, die verlangte Arbeit dagegen viel 
kleiner ıst, so entstehen überall auf dem Lande überflüssige Menschen, 
die auswandern oder abwandern oder sterben müssen. Im modernen 
Deutschland wandert die Mehrzahl in die Industriezentren ab, da 
dort Arbeitskräfte verlangt werden. Diesem Wachstum der Städte 
durch ländliche Zuwanderung verdankt die Sozialdemokratie ihre 
Stärke. (7) Die Städte sind sämtlich übervölkert. Soziale Ucbervölke- 
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rung der Fabrikarbeiter ist nicht nachzuweisen, wohl aber die des 
freien Mittelstandes (Handwerker, Kleinhändler), ferner die von Künstlern 
und Gelehrten. (?) Eine Gesundung ist — so führt der Verfasser aus — 
nur denkbar, wenn die »Ueberwucherung«e Deutschlands mit Prole- 
tarıern aufgehalten und dem freien Handwerker- und Kleinhändlerstande 
frisches Leben gegeben wird. Den Weg dazu soll das »Reform« 
überschriebene Kapitel zeigen. 


8. Statistik. 


Bayerische ng 1907. Berufliche und soziale Gliederung. 
Heft go der Beiträge zur Statistik des Königreichs Bayern. Heraus- 
gegeben vom K. B. Stat. Bureau. Lindauersche Buchh. München 
1908. 95 u. 307 S. M. 4.—. 

Ein Werk, das eingehende Auskunft erteilt über die berufliche und 
soziale Gliederung des bayerischen Volkes. Dieselbe ist zunächst in 
einem textlichen Teil (95 Seiten) auf Grund der Berufszählung 1907 
nach dem derzeitigen Stand und unter Verwertung der Ergebnisse der 
analogen Zählungen von 1895 und 1882 und ihrer Entwicklung in den 
letzten Jahrzehnten dargestellt. Die Ausführungen erstrecken sich auf 
das Königreich im ganzen, sowie auf die einzelnen Regierungsbezirke 
und auf die Großstädte München und Nürnberg. Der zweite Teil des 
Werks enthält ein umfassendes Tabellenwerk (307 Seiten). Dasclbst 
werden ausführliche Zahlennachweise für sämtliche in der Berutsstati- 
stik unterschiedenen 218 Berufsarten, 26 Berufsgruppen und 6 Berufs- 
abteilungen über die Stärke ihrer Besetzung im Haupt- oder Nebenbe- 
ruf, in selbständiger oder unselbständiger Stellung, mitgeteilt. Jeder, 
der sich mit den Fragen der bayerischen Volkswirtschaft praktisch oder 
wissenschaftlich befaßt, wird im vorliegenden Werk wichtige wirtschafts- 
und sozialstatistische Grundlagen für seine Arbeiten finden. Aber auch 
über dieses Interesse an bayerischen Verhältnissen hinaus verdient das 
Werk besondere Beachtung, insofern es sich hier überhaupt um die 
erste eingchendere Bearbeitung von Ergebnissen der jüngsten deutschen 
Berufszählung handelt. 


Bultstin de U Institut International de Statistigne. Tome XVI. Deuxième 
et dernière livraison. Martinus Nijhoff, Haag 1908. XXXVIII und 
167 S. 

Dieses Heft enthält eine Statistik der Effektenemission in den ver- 
schiedenen europäischen und aubßereuropäischen Staaten, insbesondere 
aber wird der Stand der öffentlichen Anleihen verzeichnet. 

Für den Schluß des Jahres 1906 wird der Bestand aller mobilen 
Werte auf 732 Milliarden Frcs. berechnet. 

Aus der umfassenden Statistik sollen folgende Zahlen besonders 
hervorgehoben werden, die sich aber nur auf die europäischen Staaten 
beziehen. 

1866 1870 INS7 1906 


1. Nominalkapital in Milliarden Frcs. 

der europäischen Anleihen 66 75 117 148 
2. Ausgaben für 

Zinsen 2,4 3 5,3 6 
3. Ausgaben für die 

Landesverteidigung 3 3,5 45 6,7 


(K.) 


344 Literatur-Anzeiger. 


Mitteilungen zur Statistik der Stadt Düsseldorf. Im Auftrage des Ober- 
bürgermeisters herausgegeben durch das statistische Amt der Stadt 
Düsseldorf. Nr. 4. Die Nichteinheimischen (mit fremder Staats- 
angehörigkeit, Muttersprache, Heimat oder Herkunft) nach der Volks- 
zählung vom ı. Dezember 1905. Bearbeitet von Direktor Dr. Otto 
Most. L. Voss u. Co. Düsseldorf 1908. 32* und ıı S. 


In der Einleitung wird der Zug vom Lande in die Stadt und die 
Binnenwanderung von Ost nach West statistisch zu erfassen versucht. 
Die folgenden Teile behandeln: 1. Der Zuzug nach Düsseldorf, 2. die 
Angchörigen fremder Staaten, 3. die Fremdsprachigen, 4. die auswärts 
Geborenen ın Düsseldorf, 5. die von auswärts nach Düsseldorf Zuge- 
zugenen. 

Seit der Reichsgründung ist die Bevölkerungszahl Düsseldorfs von 
69 365 auf 253 274 gestiegen. Sie hat sich also um 265,1% vermehrt. 
3/10 dieses Zuwachses beruht auf der natürlichen Vernehröng seiner 
Alteingesessenen, ”Jıo aber auf dem Zuzug von außerhalb und der na- 
türlichen Vermehrung der Zugezogenen. (K.) 


Statistisches Handbuch für das Königreich Württemberg. Jahrgang 1906 
und 1907, mit ı Karte. Herausgegeben von dem Königlichen Stati- 
stischen Landesamt. W. Kohlhammer, Stuttgart 1908. XI und 2865. 

Dieses statistische Handbuch, das jetzt zum vierten Mal erscheint, 
um folgende Hauptabschnitte: 

Geographisch-physikalische Verhältnisse Württembergs. 2. Stand 
der ae und der Bevölkerung, 3. Bewegung der Be- 
völkerung, 4. Landwirtschaft, 5. Viehstand, 6. Forstwirtschaft, 7. Mon- 
tanstatistik, 8. Gewerbe und Handel, g9. Verkehr und Verkehrsmittel, 
1o. Geld- und Kreditwesen, 1r. Versicherungswesen, 12. Preise, 
13. Löhne, 14. Verbrauch, 15. Medizinalwesen, 16. Wahlen, 17. Justiz- 
wesen, 18. Religion und Kirchenwesen, 19. Unterrichts- und Erziehungs- 
wesen, 20. Kricgswesen, 21. Finanzwesen, 22. Meteorologie. (K.) 


Straßburger Arbeitslöhne und Lebensouttelpreise i. d. Jahren IJ00— 1907. 
Heft VII der Beiträge zur Statistik der Stadt Stratsburg i. E. Bear- 
beitet von Dr. K. Eichelmann, Direktor des Stat. Amtes. Strafsburg 
1908. 4I S. 

Die Arbeit verfolgt den Zweck, die Entwickelung der Strafiburger 
l.ohnverhältnisse in den Jahren 1900-—1907 zu sc hildern und objektives 
Zahlenmaterial für die Beurteilung der Arbeitslöhne zu geben. Als 
Unterlage dienten die Versonalkarten der gemeinsamen Ortskranken- 
kasse, es wurden insgesamt 23 198 Personen von der Erhebung cerfafst, 
unter denen 13823 gelernte “Arbeiter waren. Frauen und Jugendliche, 
sowie solche männliche Arbeiter, bei denen abnorme Beschäftigungs- 
verhältnisse vorlagen, wurden nicht berücksichtigt. Um möglichst ein- 
wandfreie Zahlen zu erhalten, wurde cine Scheidung in Berufsgruppen 
vorgenommen, die ihrerseits wieder nach der Zeit der Zugehörigkeit 
der betreffenden Personen zur Ortskrankenkasse in 7 Zeitgruppen gce- 
gliedert wurden. Es wird eine dem wirtschattlie han Aufschwunge an- 
gepaßste Steigerung der durchschnittlichen Nominallöhne um 10-—-20°% 
innerhalb der zeitlichen Individualvruppen festgestellt. Die Preise der 
Hauptnahrungsmittcl stiegen in gleichem Maße wie die Löhne. Ein 
Vergleich mit der Konsumstatistik, welcher die Ausgaben von 10o klein- 
bürgerlichen resp. Arbeiterfamilien zu grunde gelegt sind, zeigt, daß 
so, der Erhöhung des Nominallohnes dureh die Verteuerung ie Le- 
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benshaltung absorbiert worden ist, daß sich also der durchschnittliche 
Reallohn um 5—10% gehoben hat. (M.) 


9. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


Guttmann, Dr. Karl, Ueber die Lage der Landarbeiter in Pommern. 
(Dissertation.) L. Bamberg, Greifswald 1908. 87 S. m. 2 Tabellen. 
M. 1.50. 

Nachdem der Leser in der Einleitung mit den verschiedenen Ka- 
tegorien von Landarbeitern bekannt gemacht und eine Uebersicht über 
die eigenartiren landwirtschaftlichen Betricbsverhältnisse der Provinz 
Pommern (Vcberwiegen des Grofigrundbesitzes mit extensiver Wirt- 
schaftsweise) gegeben ist, wird im II. Teil auf Grund der von M. We- 
ber bearbeiteten Enqueten des Vereins für Sozialpolitik von 1892 und 
der Erhebungen der Landwirtschaftskammer der Prov. Pommern von 
1898 eine Darstellung der sozialen und wirtschaftlichen Lage der einzel- 
nen Arbeiterkategorien gegeben. Der Verfasser stellt fest, dafs die 
schon von M. Weber i. J. 1892 beobachtete Tendenz die Beteiligung 
am Ertrage, Dreschantcile, Beihilfen zur eigenen Produktion, durch feste 
Deputatlöhne und diese wiederum durch Geldlohn zu ersetzen, sich ın 
immer stärkerem Maße bemerkbar macht. Mit zunehmender Intensi- 
vierung der Wirtschaftsweise tritt an die Stelle des kontraktlich ge- 
bundenen Dreschers der in Zeit- und Akkordlohn beschäftigte freie Land- 
arbeiter, im besonderen der Wanderarbeiter. Da seit den letzten größe- 
ren Erhebungen 10 Jahre verflossen sind, so bringt der Verfasser zur 
Orientierung "über die heutigen Verhältnisse in dem III. Teile die Re- 
sultate einer eingehenden sozialstatistischen Untersuchung über die Ar- 
beitsverhältnisse auf einem Pachtgut in Neuvorpommern. Ueber den 
Anteil von Geldlohn, Naturallohn und Einkommen aus eigener Wirt- 
schaft am Gesamteinkommen jedes einzelnen Gutsarbeiters” geben die 
Tabellen genau Auskunft. Zum Schluß nimmt Guttmann Stellung zu 
den verschiedenen Vorschlägen zur Lösung der ländlichen Arbeiterfrage, 
und gibt selbst Wege an, welche nach seiner Ansicht am sc hnellsten 
und sichersten zum Ziele führen. (M.) 
Hitze, Professor, Dr. Fr., Abriß der Agrarfrage. Volksvereinsverlag, 

M.-Gladbach 1908. 63 S. M. 0,65. 

Der Verfasser behandelt in knapper Darstellung die hauptsächlichen 
agrarpolitischen Probleme unter Beifügung des wichtigeren agrarstati- 
stischen Materials. Die Schrift ist gedacht als Handbüchlein für jeder- 
mann, der sich in Kürze über beachtenswerte Fragen der Agrarpolitik 
orientieren will. Zu diesem Zwecke befafst sich die Schrift in 13 Ka- 
piteln nacheinander mit der Bedeutung und augenblicklichen Lage des 
Bauernstandes, mit seiner Eingliederung in die Volkswirtschaft, mit den 
Schutzmaßnahmen zu gunsten der Landwirtschaft, mit der Verteilung 
des Grundbesitzes, mit Verschuldung und Kredit, mit der ländlichen 
Wohlfahrtspflege, mit der beruflichen Bil lung und dem Vereinswesen, 
mit den Mitteln der Staats- und der Selbsthilfe. 


Jaroschewitsch, Studien zum ökononuschen Leben des süd-westlichen 
Gebiets. Zur Beleuchtung der Frage der Einzelhof-Besiedlung. (In 
russ. Sprache.) Kiew 1908. 61 S. 35 Kop. 

Die Schrift behandelt die jetzt aktuellste Frage der Agrarpolitik Ruß- 
lands — die der Einzelhof-Besiedlung. Wie bekannt ist diese Frage der 
Gegenstand der letzten großen Agrardebatte in der Duma gewesen. 

Der Verfasser ist bemüht, auf Grund der Studien der tatsächlichen 
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Verhältnisse der Agrarzustände im südwestlichen Gebiete, wo die Ein- 
zelhofbesiedlung stark verbreitet ıst, zu zeigen, daß in der Frage ganz 
vorsichtig vorzugehen sei. Eine Verallgemeinerung künstlicher Ausein- 
anderreißsung der Gemeinde und Einführung der obligatorischen Einzel- 
hof besie dlung würden nur das gröfste Unheil schaffen. Die Agrarfrage 
sei mit solchen Mitteln überhaupt nicht zu lösen. (G.) 


Mulert, Dr. jur. et phil. Oskar, Vierundswanzig ostpreußische Ar- 
beiter und Arbeiterfanulien. Ein Vergleich ihrer ländlichen und städti- 
schen l.ebensverhältnisse. G. Fischer. Jena 1908. 228 S. M. 7.— 

Der Verfasser liefert mit dieser sozialstatistischen Untersuchung 
einen wichtigen Beitrag zur ländlichen Arbeiterfrage. Durch persön- 
liche Fühlungsnahme, immer wiederholte mündliche Befragung einer 
großen Anzahl von Arbeitern und Arbeiterfamilien, die nicht allzulange 
vom Lande zur Stadt abgewandert waren, hat er versucht, eine bis ins 
einzelnste gehende genaue Kenntnis der jetzigen städtischen und frühe- 
ren ländlichen Lebensverhältnisse des Einzelnen zu erlangen. Mulert 
kommt zu dem Resultate, dafs für den unverheirateten Gutsarbei- 
ter die Abwanderung nach der Stadt nicht nur den freien Arbeitsver- 
trag, die völlige Ungebundenheit außerhalb der Arbeitszeit, sondern auch 
unverhältnismäßig höhere Lohneinnahmen, eine erhebliche Verbesserung 
seiner gesamten Lebensstellung verschafft. — Dem verheirateten 

Gutsarbeiter dagegen gewährt der ländliche Jahresarbeitsvertrag, mag 

er in der Form des Insten- oder Deputantenvertrages erscheinen, nicht 

nur die von ihm mit Rücksicht auf seine Familie erstrebte Sicherheit 
des Arbeitsverhältnisses, sondern auch sehr viel höhere Einnahmen als 
dem unverheirateten. In der Stadt verdient er nicht mehr als jener; 
seine Ausgaben sind aber ungleich größer. Mit wachsender Kinderzahl 
verschlechtert sich die Lebensstellung des Abgewanderten gegenüber 
der früheren auf dem Lande. Der Verfasser tritt für eine Beseitigung 
des Scharwerksverhältnisses und eine Reform ın dem Verhältnis zwi- 
schen der Natural- und Barlöhnung ein, da hierdurch die Stellung des 

Gutsarbeiters erheblich verbessert und damit die hauptsächlichsten 

Ursachen der Familienabwanderung, wenn nicht beseitigt, so doch ein- 

geschränkt werden könnten. 


10. Gewerbl. Technik und Gewerbepolitik. 


(Grotvewold, Chr., Die Zuckerindustrie Ihr Rohmaterial, ihre Tech- 
nik und ihre volkswirtschaftliche Bedeutung. Bd. 6 der »Bibliothek 
der Technik und a E. H. Moritz, Stuttgart 1908. 176S. 
mit 43 Abbildungen. M. 

Die vom Verfasser des x erkes her ausgegebene »Bibliothek der 
Technik uud Industrien« beabsichtigt, mittelst einer Reihe von Einzel- 
darstellungen die wichtigsten Industriezweige Deutschlands in gemein- 
verständlicher Weise zu beschreiben, wobei auf die wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse ebensoviel Gewicht gelegt werden soll wie auf die 
technischen Fragen. 

Der vorliegende Band behandelt im ersten Teile die Technologie 
des Zuckers, um sich sodann im volkswirtschaftlichen Teil mit der 
Zuckersteuer, dem Zuckerrübenbau, dem Zuckerhandel und der Bedeu- 
tung von Kapital und Arbeit in der Zuckerindustrie zu beschäftigen. 

(M. ) 

Grotewold, Chr., Die Tubakindnstrie. Ihr Rohmatcrial, ihre Tech- 

nik und ihre volkswirtschättliche Bedeutung. Bd. 7 der »Bibliothek 
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der Technik und Industriene. E. H. Moritz, Stuttgart 1908. 152 S. 
mit 44 Abbildungen. M. 2.50. 

Gliedert sich in einen allgemeinen, einen technischen und einen 
volkswirtschaftlichen Abschnitt. Im volkswirtschaftlichen Teil werden 
die Tabaksteuer, die sozialen Verhältnisse der Industrie und der Handel 
mit Tabakfabrikaten beschrieben und eine Uebersicht über den Tabak- 
verbrauch der verschiedenen Länder gegeben. (M.) 


Grotecwold, Chr., Die deutsche Hochseefischerei in der Nordsee. 
Bd. 9 der »Bibliothek der Technik und ee E. H. Moritz, 
Stuttgart 1908. 296 S. mit 74 Abbildungen. M. 

Gibt einen Ueberblick über die Geschichte und Technik der Hoch- 
seefischerei, insbesondere des Heringsfanges, schildert im Anschluß 
daran den Fischhandel und die Fischindustrien (Fischkonservierung, Ab- 
fallverwendung, Tranfabrikation) und beleuchtet die im Gewerbe herr- 
schenden sozialen Verhältnisse und seine Bedeutung für die Volkswirt- 
schaft. Zum Schluß werden die zur Förderung der Hochseefischerei 
gctroffenen Maßregeln einer eingehenden kritischen Untersuchung unter- 
zugen. (M.) 
Kollbach, Karl, Deutscher Fleiß. Wanderungen durch die Fabriken, 

Werkstätten und Handelshäuser Westdeutschlands. J. P. Bachem, 
Köln 1908. 288 S. M. 3.— | 

Das vorliegende Werk stellt einen wertvollen Beitrag zur Wirt- 
schafts- und Heimatskunde der Rheinlande dar. Der Verfasser hat sich 
die dankbare Aufgabe gestellt, weitere Kreise mit dem gewerblichen 
Leben seiner rheinischen Heimat bekannt zu machen. Unter seiner 
sachkundigen Führung stattet der Leser den Betrieben des Klein- und 
Grofsgewerbes einen Besuch ab, lernt dabei nebenher die historischen 
Entwicklungsgänge, die technologischen, geographischen und geologi- 
schen Grundlagen der einzelnen Gewerbe, ihre Stellung auf dem Welt- 
markt, die Arbeitsverhältnisse etc. kennen. Der Verfasser versteht es 
auch, die poetische Seite der technischen Arbeit fesselnd zu schildern 
und vor dem geistigen Auge des Lesers ein »wundersames Bild voll 
Schönheit, sinnreicher Harmonie und Kraft« zu entrollen. Aus der 
großen Zahl der Monographien sind besonders hervorzuheben die rhei- 
nische Steingewinnung, die Steinkohlen- und Eisengewinnung des Ruhr- 
gebietes, die Papier- und Textilindustrie. (M.) 


Zickert, Dr., Hermann, Redakteur der Handelszeitung des »Berliner 
Tage blattes«, Die wirtschaftliche Bedeutung der böhmischen Braunkohlen 
im "Vergleiche mit den benachbarten Kohlenindustrien des In- und 
Auslandes. Adolf Becker, Teplitz-Schönau 1908. 286 S. M. ı10.—. 

Der Verfasser gibt in diesem Buche eine Darstellung der Ent- 
wicklung, die der Braunkohlenbergbau in Nordwestböhmen seit einem 
halben Jahrhundert gewonnen hat und weist insbesondere nach, wie 
gerade die böhmische Braunkohlenindustrie ein typisches Beispiel dafür 
ist, da der Absatz eines Warenproduktes wie der Kohle in erster Linie 
von den Verkehrsmöglichkeiten und deren Kostspieliskeit abhängig ist. 

Mit dem böhmischen Braunkohlenbergbau werden die böhmische und 

sächsische Steinkohlenindustrie und vor allem die mitteldeutsche Braun- 

kohlenindustrie seit ihrer Entwicklung verglichen, es wird nachgewiesen 
wic aus Norddeutschland die böhmische Kohle allmählich von der deutschen 
verdrängt worden ist, und Gründe dafür klargelegt. Der Verfasser stellt 
ferner fest, da wegen der günstigen geographischen Lage des böhmischen 
Braunkohlendistrikts für gewisse Gegenden Deutschlands auch ın Zu- 
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kunft die Einfuhr aus Böhmen nicht entbehrt werden kann. Das Buch 
enthält die gesamte Statistik des böhmischen und deutschen Braun- 
kohlenberzbaues bis zum Jahre 1907 und zwei Karten, auf denen das 
Absatzgebiet der böhmischen Braunkohlen in scinen Einzelheiten und 
Veränderungen genau dargestellt ist. 


Bodenstein, Reg.-Ässessor Dr. B. in Essen, Dre Beschäftigung ans- 
ländischer „Irbeiter in der Industrie, Vortrag, gehalten in der Ver- 
sammlung deutscher Arbeitscberverbände am 27. Juni 1908 in Berlin. 
G. D. Baedeker, Essen 1908. 35 S. M. —.xo. 

Der Verfasser, z. Z. stellvertretender General-Sekretär des Vereins 
für die bergbaulichen Interessen, gibt in der Einleitung eine Ueber- 
sicht über die Verwendung ausländischer Arbeiter in Industrie und 
Landwirtschaft und behandelt sodann die mannigfaltisen Beschränkun- 
sen, denen die Ausländer hinsichtlich ihrer Zulassung zur Beschäftigung 
im Inlande unterworfen sind. Insbesondere nimmt er zu dem kürzlich 
eingeführten Legitimierungs-Zwangsverfahren der ausländischen Arbeiter 
in befürwortendem Sinne Stellung. Er kommt zu dem Schluß, daß 
durch die Zwangslegitimation die wünschenswerte Zentralisierung der 
Vermittlung von Industrie- und Landarbeitern sich verwirklichen lasse. 

(M.) 

Hartig, S, Gew.-Assessor, Terminologie der Gewwrbepolitik, zugleich 
ein Beitrag zur gewerblichen Mittelstandsfrage. A. Deichert, Leipzig 
1908. 120 S. M. 2.40. 

Die Schrift beabsichtigt, die in der Gewerbepolitik übliche nur 
wenige Ausdrücke umfassende Terminologie durch eine an Begriften 
reichere und zugleich widerspruchstreiere zu ersetzen. Die zahlreichen 
Streitigkeiten, die dieser Gegenstand, insbesondere die Streitfrage 
»Fabrik oder IIandwerk« hervorgerufen haben, dienen dabei als Mate- 
rial. Das wichtigste Resultat besteht darin, dafs dem Begriffe Hand- 
werksbetricb der des kleinindustriellen Betriebes entgeuengestellt wird. 
Solche Betriebe findet man in denjenigen Gewerben (Fertigwarenindu- 
strien!, die zwar nach den neuzeitlichen >»industriellene Produktions- 
srundsätzen arbeiten, bei denen jedoch der »technisch rationelle Be- 
triebsumfang« noch in solchen Grenzen bleibt, dafs ihre Förderung sich 
als Gegenstand der Mittelstandspolitik darstellt. Die zur Mittelstands- 
förderung bestimmten öffentlichen Mittel will der Verfasser anstatt der 
wenig aussichtsreichen Handwerkerpolitik einer in diesem Sinne arbei- 
tenden Industriepolitik zugewandt wissen, was er an Hand praktischer 
Aufgaben erläutert. 

Sugár, Otto, Die Industrtealisterung Ungarns unter Beihilfe des Staa- 
tes und der Kommunen, auf Grund urkundlichen Materials dargestellt, 
mit einem Vorwort vom Staatssekretär im königl. une. Handelsmini- 
sterium w. geheimen Rat Josef Szterenyi. Duncker u. Humblot, Leipzig 
1908. Al und 134 S. M. 3.—. 

Enthält die Daten, welche sich auf die wirtschaftliche Lage Ungarns 
beziehen, speziell jene, welche vom Standpunkt der Gründung von In- 
dustrieunternehmungen in Ungarn von Bedeutung sind, so das neue 
Industrieförderungsgesetz, alle Instruktionen, welche sich auf die staat- 
liche und kommunale Unterstützung von industriellen Neugründungen 
beziehen, die an den Verfasser gerichteten Zuschriften der Bürger- 
meister von 86 Städten und Gemeinden, die die natürlichen und be- 
hördlichen Vorteile aufzählen, die sie neu zu errichtenden Fabriken 
bieten, ferner das von der ungarischen Regierung festgestellte Industrie- 
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förderungsprogramm für die nächsten zehn Jahre, welches auf Grund- 
lage von Berechnungen brancheweise feststellt, welche Fabriken in den 
nächsten zchn Jahren geschaffen werden müssen, um die Rückständig- 
keit Ungarns in den einzelnen Industriezweigen zu beheben. Im Pro- 
gramm finden wir das zu investierende Kapital und die verwendbare 
Arbeiterzahl jeder einzelnen Fabrik berechnet, welche ın den nächsten 
zehn Jahren mit Aussicht auf Prosperität und staatliche Beihilfe ge- 
gründet werden kann. 


11. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 


Bauch, Dr. Fr., Die Rechtsform der Kartelle. G. Fischer, Jena 1908. 
85 S. M. 2.—. 

Der Verfasser verneint die Notwendigkeit einer besonderen Kartell- 
gesctzgebung. In den Ausschreitungen sieht er nicht den Kartellen 
eigene, sondern allgemeine Erscheinungen unserer heutigen Wirtschafts- 
ordnung, zu deren Beseitigung ihm allgemeine Reformen wünschens- 
wert scheinen. Er untersucht im ersten Teil das Wesen und die Arten 
der Kartelle, gibt eine präzise Formulierung des Kartellbegriffes und 
erörtert die verschiedenen Gesichtspunkte, nach denen die Kartelle 
klassifiziert werden können. Im zweiten Teile wird auf die juristische 
Natur der einzelnen Kartellformen näher eingegangen und die in der 
Literatur vertretenen Ansichten kritisiert. Im Anhang erörtert der 
Verfasser noch die rechtliche Möglichkeit der Beteiligung von juristi- 
schen Personen und Handelsgesellschaften an Kartellen, die als Aktien- 
gescllschaften, Gesellschaften m. b. H., offene Handelsgzesellschaften 
oder Genossenschaften organisiert sind. 


Mencke, Dr. C, Die Geschäftsmethoden der Standard Oil Cy. Verlag 
für Fachliteratur, Berlin 1908. 208 S. mit Abbildungen. M. 5.—. 
Der Verfasser eröffnet mit dieser Publikation eine Reihe von Trust- 
monographien, welche die Vorarbeiten zu einem größeren Werke über 
die amerikanische Trustbewegung darstellen sollen. Zweck der Mono- 
graphie ist es, möglichst objektiv das Milieu, den volkswirtschaftlichen 
Mechanismus und die charakteristischen Züge des Trustwesens zu 
schildern und einwandfreies Tatsachenmaterial zur späteren Beantwor- 
tung der Frage nach den Ursachen, dem Wesen, der Bedeutung und 
der Zukunft der Trusts herbeizuschaffen. Neben den Erfahrungen eines 
mehrjährigen Aufenthalts in den V. St. verwertet Mencke hauptsächlich 
das Material, welches die amtlichen Enqueten und die Gerichtsver- 
handlungen reichlich zu Tage gefördert haben. Nachdem er in der 
Einleitung den Leser mit der eigenartigen Persönlichkeit Rockefellers 
bekannt gemacht hat, schildert er in den folgenden Kapiteln die Jugend- 
geschichte der Petroleumindustrie, ihre Lage vor Gründung der Stan- 
dard, die Unterwerfung der Eisenbahnen, der Raffınerien und der Rohr- 
leitungen unter das Machtecbiet Rockefellers. Zum Schluf werden die 
Organisation des Verkaufswesens des Oiltrusts und die eigenartigen 
Mittel, welche dieser gegen die Outsider in Anwendung zu bringen 
pflegt, eingehend erörtert. Im Anhange behandelt Mencke die Tätigkeit 
der Standard in Deutschland. (M.) 
Tschierschky, Dr. S, Die Unternehmerorganisationen in Deutschland. 
Verlag für Sprach- und Handelswissenschaft, Berlin 1908. 73 S. 
Die Schrift stellt eine für breitere Lescrkreise berechnete Verall- 
gemeinerung und Erweiterung der 1905 erschienenen kritischen Studie 
über »Die Organisation der industriellen Interessen« dar. Siec ver- 
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sucht eine gedrängte systematische und historische Darstellung 
sämtlicher ÖOrganisationstypen. Wenn auch der Zweck der Schrift 
die Kritik in den Hintergrund drängen mußte, so hat Verfasser doch 
um so weniger geglaubt, auf sie gänzlich verzichten zu sollen, als er 
nach wie vor auf dem Standpunkt einer dringenden Reformbedürftigkeit 
unserer Interessenorganisation steht. 


12. Gewerbliche Arbeiterfrage. 


Hohoff, W., Herman Schell über die soziale Frage. Ferdinand Schö- 
ningh, Paderborn 1908, 28 S. 

Hohoff ist ein eitriger Bewunderer des katholischen Dogmatikers, 
dessen Aussprüche über die soziale Frage er in der vorliegenden 
Schrift zusammenstellt. (K.) 
Verhandlungen des XIN. Evangelisch- sozialen Kongresses, abgehalten 

in Dessau am 9.—1Iı. Juni 1908. Vandenhoeck u. Ruprecht, Göt- 
tingen 1908. 136 S. M. 2.00. 

Folgende Vorträge sind mit den sich anschlieRenden Diskussionen 
in diesem Kongrelbericht enthalten: Das Urchristentum und die unteren 
Schichten von Prof. Dr. Ad. Deifjmann; die soziale Bedeutung der 
Mädchenschulreform von Schulrat Prof. Dr. J. Wychgrans; die ge- 
meinnützige Rechtsauskunft von Prof. Dr. Ernst Francke. Francke be- 
gründet die Notwendigkeit der gemeinnützigen Rechtsauskunft, er be- 
schreibt ihre Organisation und Wirksamkeit, den Nutzen, den sie stiftet. 
Die Angriffe, die gegen diese Einrichtung gerichtet worden sind, sucht 
er zu widerlegen. An der Debatte über diesen Gegenstand beteiligten 
sich Landgerichtsrat Kulemann, Oberbürgermeister Dr. Ebeling, Prof. 
Dr. von Blume, Prof. Dr. A. Wagner, Pastor W. Schubring, Ober- 
lehrer Dr. Gerh. Heine, Arbeitersekretär Joh. Fischer. (K.) 


13. Arbeiterschutz. 


Bericht der k. k.Gewerbe-Inspektion über ihre Amtstätigkeit im Jahr 1907. 
Mit 4 Tafeln und Io Abbildungen im Texte. K. K. Hof- und Staats- 
ne Wien 1908. CXLVI u. 497 S. Mk. 4.—. 

Der Gesamtbericht zerfällt in zwei Teile, in den »allgemeinen 
Berichte und in die Einzelberichte der Fabrikinspektionen. Das in den 
Linzelberichten ziemlich regellos aufgeschichtete 'Tatsachenmaterial ist 
im »allgemeinen Berichte nach einheitlichen Gesichtspunkten geordnet 
und zusammenfassend behandelt. Es wird darin zuerst ein »Veberblick 
über die Amtsgebarung« gegeben, aus dem vor allem die starke Ueber- 
lastung der Inspektoren zu erschen ist. Die Revisionstätigkeit hat stark 
unter dem Mangel an Personal gelitten, in einzelnen Bezirken wurde 
nur die Hälfte der der Aufsicht unterstellten Betriebe inspiziert. Weiter 
wird über die Tätigkeit der Inspektion auf dem Gebiete des Arbeiter- 
schutzes berichtet. Hervorzuheben sind hier die Abschnitte über »Un- 
fallverhütung« und »Berufskrankheitene.. Von besonderem sozialöko- 
nomischen Interesse ist der leider etwas kurz gefafste Bericht über die 
»wirtschaftliche Lage der Arbeitere. Im Anhange berichtet die Assi- 
stentin der Gewerbeinspektion über ihre Tätigkeit, die sich hauptsäch- 
lch auf die Betriebe der Wiener Konfcktionsindustrie erstreckte. 

(M.) 

Ferenczi Emerich, Die Hausindustrie in Ungarn und die Budapester 
Heimarbeit. (Schritt. d. intern. Ver. f. gewerbl. Arbeiterschutz). H. 3. 
G. Fischer, Jena 1908. 95 S. 
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Das Material dieser für Ungarn grundlegenden Untersuchungen 
wurde unter Mitwirkung von amtlichen Stellen, Arbeitgebern und Ar- 
beiterorganisationen gesammelt und auf Grund eigener Beobachtungen 
des Verfassers gesichtet. Nach einer wirtschaftsgeschichtlichen Skizze 
der eigenartigen industriellen Entwicklung Ungarns wird die Ausbreitung 
und die sozialen Zustände der noch sehr stark vertretenen nationalen 
Volksindustrien behandelt, die Aktion der Regierung zu ihrer Förde- 
rung und ihre Entwicklungsmöglichkeiten dargelegt. Dann wird die 
städtische Heimarbeit, namentlich in Budapest mit reichem statistischen 
und demographischen Daten, auch in internationalen Beziehungen, nach 
einzelnen Gewerbezweigen bedeutet. Im letzten Hauptabschnitt wird 
die heutige rechtliche Ordnung der Heimarbeit in Ungarn vom sozial- 
politischen Standpunkte geprüft und die zum Teile auf Originalität 
Anspruch erhebenden Forderungen des Verf. aufgestellt. In einem 
Anhange werden die wichtigen Reformen des neuen ungarischen Ge- 
werbegesetzentwurfes kritisch beleuchtet. 


Wächter, Dr. Karl, Die gewerbliche Bleiwergiftung und ihre Be- 
kimpfung im Deutschen Reich. Volkswirtschaftliche Abhandlungen 
der Badischen Hochschulen. X. Band. 2. Heft. G. Braun, Karls- 
ruhe i. B., 1908. 107 S. M. 2.40. 

Wächter beschreibt die verschiedenen Arten der Bleikrankheiten und 
ihre Gefahren. Er erklärt die Technik der Bleiverwendung und zeigt, 
in welchen Industrien die Vergiftungserscheinungen hauptsächlich auf- 
treten. Die Größe der Bleigefahr wird statistisch gemessen. Der Kampf 
gegen diese Gefahr wird von verschiedenen Organisationen geführt: von 
der internationalen Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz, von 
dem Verein für soziale Reform und von der Zentrale für Volkswohl- 
fahrt. Auch die Versuche der Staatshilfe werden im einzelnen darge- 
legt, es wird gezeigt, was durch die Gewerbegesetzgebung, die Bundes- 
ratsanordnungen, die Gewerbeaufsicht, die Arbeiterversicherung er- 
strebt und erreicht worden ist. Die Bemühungen der Beteiligten selbst, 
der Arbeiter und Arbeitgeber, werden auseinandergesetzt. Zum Schluß 
kritisiert der Verfasser zusammenfassend die bisher versuchten Mittel 
und Wege und macht eigene Vorschläge zur Bekämpfung der Blei- 
gefahr. (K.) 


14. Arbeiter-Versicherung. 


Gutknecht, Dr., Mathematiker des schweizerischen Industricparlaments in 
Bern, Die Arbeiterversicherung in der Schweiz. 1. Nachtrag zu Heft XI 
der Arbeiter-Versicherung im Auslande, herausgegeben von Dr. Zacher, 
Kaiserlichen Geheimen Regierungsrat, Heft Xla. A. Troschel, Berlin- 
Groß3-Lichterfelde 1908. 93 S. 

Da das Bundesgesetz betreffend »die Kranken- und Unfallver- 
sicherung mit Einschlufß der Militärversicherung vom 5. Oktober 1899« 
durch das Referendum vom 20. Mai 1900 verworfen worden ist, und 
man allgemein eine neue Vorlage erwartet, ist seit dem Erscheinen 
des Heftes XI der Arbeiterversicherung wenig Neues zu melden. Dieser 
Nachtrag berichtet über den gegenwärtigen Stand der gegenscitigen 
Hilfsgesellschaften, der Kranken- und Unfallversicherung, der Alters- 
und Lebensversicherung und der Arbeitslosenversicherung. (K.) 
Magaldi, Vicenzo, Generaldirektor für Kredit- und Versicherungs- 

wesen, Rom. Die Arbeiterversicherung in Italien. 2. Nachtrag zu 
Heft VI der Arbeiter-Versicherung im Auslande herausgegeben von 


352 Literatur-Anzeiger. 


Dr. Zacher, Kaiscrlichen Gcheimen Regierungsrat, Heft VIb. A. 
Troschel, Berlin-Grof-Lichterfelde 1908. 73 S. 

Dieser Nachtrag enthält die Statistik der Hılfsvereine, welche haupt- 
lich die Krankenversicherung organisiert haben. Außerdem wird das 
Sondergesetz behandelt, das am 14. Juli 1907 betreffs der Betricebsun- 
tälle im Schwefelminenbetrieb Siziliens erlassen worden ist. Am 30. Mai 
1907 wurde eim neucs Gesetz über die Nationalkasse für die Invalidi- 
tät- und Altersversicherung der Arbeiter erlassen, dessen hauptsächliche 
Bestimmungen wiedergegeben werden. Zum Schluß wird die Arbeits- 


losenunterstützung, wie sie von drei Gewerkschaften eingerichtet ist, 
dargelegt. Der Anhang enthält die Gesetzestexte in italienischer und 
deutscher Sprache. (R.) 


Protokoll über die Verhandlungen des IT. allsemeinen Kongresses der 
Arankenkassen Deutschlands; abgehalten zu Berlin am 11. und 12. Mai 
1908. Verlag der Zentralkommission der Krankenkassen Berlins und 
der Vororte, Berlin 1908. 174 S. Mk. 0.60. 

Das Protokoll enthält die stenographische Weitergabe folgender 
auf dem Kongre gehaltener Referate und der sich daran schließenden 
Verhandlungen: 1) lie Bestrebungen zur Reform der Arbeiterversiche- 
rung; 2) die Bedeutung der Selbstverwaltung der Krankenkassen und 
deren Gefährdung. Die Re formvorschläge beziehen sich auf die Organi- 
sation, Verwaltung, auf das Wahlverfahren, die Erweiterung des Kreises 
der Versicherten und auf den Ausbau der Leistungen und Befugnisse. 
In dem zweiten Referat wird hervorgehoben, dals “die volle Selbstver- 
waltung der Krankenkassen nötig sei, um die unverzügliche Gewährung 
der Krankenunterstützung zu garantieren, die Berechtigung ihrer Be- 
willigeung und Fortdauer zu kontrollieren, aber auch um die erforder- 
liche prophylaktische Wirksamkeit zu ermöglichen. (K.) 


Piloty, Robert, o. ö. Professor der Rechte in Würzburg. Die Ar- 
beiterversicherungsgesefsgebung, II. Band (Die Unfallversicherungsge- 
se/ze) 3. Auflage. Oskar Beck, München 1908. 727 S. geb. M. 5.—. 

Die Ausgabe will auf möglichst engem Raum cine möglichst voll- 

ständige Erläuterung der Texte der U.V.G. bieten. So ist für alle 
Staaten des Reichs berechnet, indem die gesamte Rechtssprechung 
des Reichsversuchungsamtes in den Noten mit genauer Angabe der 
Fundorte auch bei Reger und im Handbuch der Unf.-Vers. verwertet 
ist. Zudem sind die Erkenntnisse des bayerischen Landesversiche- 
rungsamtes mitberücksichtigt und sind alle "Vollzuesbestimmungen im 
Anhang beigegeben. In de mn Noten ist nicht eine Wortinterpretation, 
sondern eine systematische Sinninterpretation erstrebt, aus welcher 
nicht nur cine Erklärung der Einzelbestimmungen sondern zugleich eine 
systematische Erkenntnis ihrer Beziehungen zu einander und zum Ganzen 
gewonnen werden kann. Eine ausführende systematische Darstellung 
des gesamten jetzt geltenden Rechtes der Arbeiterversicherung findet 
sich in dem Bande I -Die Krankenversicherung« (2. Auflage). 

Ssferenvi, J, Wirklicher Geheimer Rat, Staatssekretär im Königl. 
Ungarischen HHandelsministerium zu Budapest. Div Arbeitereersiche- 
rung in Ungarn, 2. Nachtrag zu Heft VII der Arbeiter-Versicherung 
im Auslande, herausee oc ben” von Dr. Zacher, Kaiserlichen Geheimen 
Regierungsrat. Heft VIIb. A. Troschel, Berlin-Groß- Lichterfelde 
1908. 48 und 70 S. 

Der vorliegende Nachtrag beginnt mit einer Darstellung der Vor- 

geschichte der ungarischen Arbeiterversicherung, die bis zum Jahre 1891 
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geht. In diesem Jahre wurde ein Gesetz über die Krankenversicherungs- 
kassen erlassen, deren Wirksamkeit beschrieben wird. Ferner wird 
auseinandergesetzt, was die bei Bergwerks- und Hüttenbetrieben und 
fiskalische Forstwirtschaften bestehenden Bruderladen, sowie die »Landes- 
hilfskasse für landwirtschaftliche Arbeiter und Dienstleute« geleistet 
habe. Das wichtigste heute geltende Gesetz ist das vom Jahre 1907 
betreffend die Versicherung der Angestellten im Gewerbe und Handel 
gegen Krankheit und Unfall, wodurch die Krankenversicherung refor- 
miert und die obligatorische Unfallversicherung eingeführt worden ist. 
Ueber dieses Gesetz wird eingehend berichtet und scin Wortlaut wird 
ım Anhang wiedergegeben. (K.) 


15. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


Arbeiter-Jahrbuch 1909, II. Jahrgang. Buchverlag der »Hilfe« Berlin- 
Schöneberg. 222 S. geb. M. —.60. 

Das Büchlein übertrifft an redaktionellem Inhalt und Gehalt des 
Dargebotenen die meisten Kalender, die für die breite Masse bestimmt 
sind. Es ist hauptsächlich für die Anhänger und Mitglieder der Hirsch- 
Dunkerschen Gewerkvcreine geschrieben. Neben einer Anzahl kleinerer 
Abhandlungen über die verschiedensten Fragen enthält das Jahrbuch 
das neuc Gewerkvereinsprogramm, Berichte einiger Gewerkvereine, die 
Statistik der Gewerkvereine und eine Zusammenstellung wichtiger sta- 
tistischer Zahlen. (M.) 
Brunner, Louis, Die deutschen Gewerkschaften. Neue graphische 

Darstellungen und statistische Tabellen. Dem 6. Kongrefi der Ge- 
werkschaften Deutschlands gewidmet. Verlag der Gencralkommission 
der Gewerkschaften Deutschlands. Berlin 1908, X und 24 S. 

Brunner hat dem in der neueren Gewerkschaftsliteratur enthaltenen 
statistischen Material eine Form gegeben, »die es auch dem mit der 
Behandlung umfangreichen Zahlenmaterials weniger Vertrauten ermög- 
licht, sich mit der Materie zu befreunden und den agitatorischen Wert 
der gewerkschaftlichen Statistik schätzen zu lernen«. Die Arbeit gibt 
in 10 farbigen Zeichnungen und 3 umfangreichen Tabellen einen Ucber- 
blick über den Stand und die geographische Verbreitung der Gewerk- 
schaften, ihre Finanzgebarung, ihre Tätigkeit und Erfolge als Kampf- 
organisation. (M.) 
Erdmann, August, Die christliche Arbeiterbewegung in Deutschland. 

J. H. W. Dietz Nfg. Stuttgart 1908. VIII und 718 S. M. 9.—. 

Das Buch behandelt ım ersten Teil die katholische Arbeiterbe- 
wegung, wobei besonderen Wert gelegt wird auf die katholischen Sozial- 
politiker Ketteler, Moufang, Hitze, deren Lehren der christlichsoztialen 
Bewegung der sechziger und siebziger Jahre Inhalt und Richtung gaben. 
Auch die Sozialpolitik des Zentrums findet eingehende Berücksich- 
tigung. Der Reihe nach werden sodann die katholischen Gesellen-, 
Arbeiter- und Jünglingsvereine behandelt. Der zweite Teil beschäftigt 
sıch mit der evangelischen Arbeiterbewegung, die als weniger bedeutend 
auch an Umfang gegen den ersten Teil zurücktritt. Den Hauptwert 
legt der Verfasser auf die christliche Gewerkschaftsbewesung, die im 
dritten Teil behandelt wird. Von besonderem Interesse ist die Dar- 
stellung der Vorgeschichte der christlichen Gewerkschaften, deren Ent- 
wickelung der Verfasser im Rheinland zu beobachten Gelegenheit hatte. 
Das Programm der christlichen Gewerkschaften, die Wandlung ihrer 
Taktik, ihre Stellung gegenüber den Parteien und der übrigen Arbeiter- 
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organisationen wird eingehend dargelegt; auch die verwandten Bestre- 
bungen zur ÖOrganisierung der Dienätbocen: Landarbeiter usw. auf christ- 
licher Grundlage finden Berücksichtigung. Der vierte Teil behandelt 
die christlich-nationale Arbeiterbewegung, die durch den deutschen 
Arbeiterkongrefß3 (1903) eingeleitete Zusammenfassung der vorher gce- 
nannten Organisationen. Der Verfasser setzt sich, wie es in der Vor- 
rede heift, in seinem Buche die Aufgabe, ein übersichtliches zusammen- 
hängendes Bild aller der Erscheinungen zu geben, die der christlichen 
Arbeiterbewegung zugerechnet werden, in dem Sinne, daß dem ge- 
meinsamen Grund und Antrieb dieser Erscheinungen nachgegangen, 
daß vor allen Dingen ihr Zusammenhang mit den w Yirtschaftlichen und 
politischen Verhältnissen aufgedeckt wird. 


Freese, Heinrich, Das konstitutionelle System im Fabrikbetrieb, 2. ver- 
änderte Aufl. Gotha 1905. 

Daf das kleine Büchlein die zweite Auflage erreicht hat, ist sehr 
erfreulich. Der als eifriger Verfechter des Konstitutionalismus im 
Fabrikbetrieb bekannte Autor erblickt in den Arbeiterausschüssen die 
entscheidende Einrichtung, die zum Konstitutionalismus führt. Er ver- 
tritt diese Auffassung mit Nachdruck gegen entrerenstchende Änschau- 
ungen (Sering). Die Vorteile eines solchen Verzichtes auf die Allein- 
herrschaft liegen nach F. in der zweckmäfligeren Ausgestaltung des 
Arbeitsvertrags, besserer Kontrolle der Beamten, in dem in der Selbst- 
verwaltung erwachenden Interesse und Verständnis der Angestellten 
für die Wohlfahrteinrichtungen. Der Fabrikleiter werde zum ersten 
Beamten und sei nicht mehr unverantwortlicher Herrscher. Als die 
erstrebenswerte Form der Arbeiterausschüsse bezeichnet er, wie Sering, 
die förmlich parlamentarische Vertretung — m. E. verfassungsrechtlich, 
theoretisch — ırrtümlicher Weise, denn den parlamentarischen Körper- 
schaften will er auch Verwaltungsaufgaben und Vermittlungstätigkeit 
zuweisen. Der Autor gibt eine Reihe wertvoller Details über die 
zweckmäßigste Organisation, Zahl der Mitglieder, Berufungsweise, Be- 
teiligung der Beamten, Genehmigung des Ausschuß-Beschlusses u. dgl. 
Ratschläge für die »erste Sitzung«, zur Behandlung des Alkoholpro- 
blems, der Strafen, Wünsche und "Beschwerden. Sehr mit Recht macht 
er darauf aufmerksam, dafs der Ausschuf5 nach seiner Konstituterung 
alsbald auch cin Programm für seine Wirksamkeit finden müsse, damit 
man sich des Ernstes der Einsetzung desselben bewußt werde. Auch 
in dieser Richtung enthält das Büchlein Anregungen, insbesondere so- 
weit sie mit Wohlfartseinrichtungen in Zusammenhang stehen. Es wäre 
sehr zu wünschen, dal die weiteren Auflagen durch vermehrten Ab- 
satz in Unternehmerkreisen verursacht würden. (Zwiedineck.) 
M. Gasteiger, Redakteur des »Arbeiter«e. Die christliche Arbeiter- 

bewegung in Süddeutschland. Eine geschichtliche Darstellung. München 
1908. Buchhandlung des Verbandes südd. kath. Arbeitervereine, 
424 S. M. 3.—. 

In zwet großen Hauptteilen behandelt der Verfasser 1. die Standes- 
und 2. die Berufsvereine. Ausgehend von der Entstehung des katholischen 
Vereinswesens überhaupt wird der erste christliche Sozialreformer auf 
dem Bischofsstuhle zu Mainz, Wilhelm Emanuel Freiherr v. Ketteler, 
einer ausführlichen Darstellung gewürdigt. Mit seinem Auftreten ist 
auch bereits die Bewegung unter den Arbeitern in Flu gekommen, 
wie auch Katholikentage und die verschiedensten Versammlungen und 
Konferenzen geistlicher und weltlicher Persönlichkeiten sich mit der 
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Arbeiterorganisationsfrage befassen. So erscheinen nach den christ- 
lich- sozialen Vereinen die katholischen Arbeitervereine, welche sich 
bald im süddeutschen Verband zu einer mächtigen und umfassenden 
Organisation vereinigen. Keineswegs werden jedoch mit der Durch- 
führung dieser großzügigen Vereinigung Einzelfragen ausgeschaltet, wie 
das im zweiten Teil des sechsten Kapitels dargetan wird. In einem 
letzten Abschnitt des ersten Teiles finden dann auch die evangelisch- 
sozialen Bestrebungen eine cingehende Besprechung. Nach dem gleichen 
Prinzip — erst allgemeine Entwicklung, dann Einzelheiten aus dem 
großen Ganzen — schließt sich der zweite Teil über Berufsverbände 
dem ersten unmittelbar und sachlich enge an, während das fünfte 
Kapitel dieses Abschnittes einzelner toter Führer in der Bewegung ge- 
denkt. Ein Rück- und Ausblick und ein statistischer Anhang bildet 
den Schluß des Werkes das den Gewerkschaftsführern und Mitgliedern 
von Arbeitervereinen wie Gewerkschaften das Verständnis der christ- 
lichen Arbeiterbewegung erleichtern will. 
Gewerkschaften, Die Christlichen. Arbeiterbibliothek. 2. Heft. Verlag 
der Westdeutschen Arbeiterzeitung, M.-Gladbach 1908. 112 S. M. 0.40. 
Im wesentlichen beschäftigt sich die Schrift mit den katholischen 
Gewerkschaften. Es werden behandelt: ihre Vorgeschichte, ihre Ent- 
stehung, die Klärung ihres Programms, ihre grundlegenden Prinzipien, 
ihre Organisation, ihre Leistungen und schließlich noch ihre Erfolge 
und Aussichten. Der Anhang enthält ein Literaturverzeichnis. (K.) 


Kulemann, W. l.andgerichtsrat a. D., Dre Berufszereine. 1. Abtei- 
lung Deutschland: Band I, II, II. XXXIV und 307, IX und 503, 
VII und 327 S. G. Fischer, Jena 1908. M. 6.—, 9.—, 6.—. 

Das Buch ist die zweite Auflage des Band XV Seite 740 dieses Ar- 
chivs besprochenen Werkes desselben Vertassers: »Die Gewerkschafts- 
bewegunge. Aber es handelt sich um eine völlig neue Bearbeitung. 
Der Verfasser hat sich nicht darauf beschränkt, "die Darstellung der 
früher behandelten Organisation bis auf die Gegenwart fortzuführen, 
sondern er hat den Rahmen seiner Arbeit wesentlich erweitert und sich 
die Aufgabe gestellt, alle Organisationen nicht bloß der Arbeiter im 
engeren Sinne, sondern der “Arbeitnehmer als solcher zu umfassen. 
Auch hinsichtlich der Arbeitscber war der Verfasser bestrebt, eine 
möglichst erschöpfende Darstellung aller gemischten und derjenigen 
Fachverbände zu geben, die sich über ganz Deutschland erstrecken. 
Daneben sind die größeren wirtschaftlichen Vereinigungen aufgenom- 
men. Von den Berufsgemeinschaften sind die wichtigeren, insbeson- 
dere alle diejenigen behandelt, die 0. aufweisen. 

Demgemäf sind neu aufgenommen: Die katholischen Gewerk- 
schaften. 2. Die gelben Gewerkschaften an vaterländischen Arbeiter- 
vereine. 3. Die Örganisation der Arbeiterinnen. 4. Eine Anzahl ein- 
zelner Organisationen (Bergleute, Textilarbeiter, Gastwirtschaftsperso- 
nal, Gemeinde- und Staatsarbeiter, Uhrmachergehilfen, Heimarbeiter, 
Dienstboten, Arbeiterbeamte). 5. Die öffentlichen (Staats-, Gemeinde- 
und Kirchen-) Beamten. 6. Die Privatangestellten (Technische Berufe, 
Chemiker, Musiker, Bühnenpersonen, Zeichner, Wissenschaftliche Berufe, 
Büreaubeamten, Biati- und Malzmeister, Brennmeister, Fleisch- und Tri- 
chinenschauer, Zuschneider, Gewerbegehilfinnen, Schiffspersonal, Land- 
und Forstwirtschaftsbeamten, Zentralisationsversuche). 7. Die freien 
Berufe (Acrzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, Rechtsanwälte, Schrittstel- 
ler, Bücherrevisoren). g. Die Bestrebungen zur Zusammenfassung aller nicht 
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sozialistischen Arbeitergruppen. 9. Die nn, Unternehmer- 


verbände. 10. Die Streik- und Bergbauversicherung. . Die Zentral- 
organisationen der Arbeitgeberverbände. 12. Eine Anahi von Tarif- 
gemeinschaften. 


Dadurch ist der Stoff aufserordentlich angewachsen. Während die 
erste Auflage einen Band mit 730 Seiten darstellte, obgleich dort 
auch die aufjerdeutschen Länder behandelt waren, umfassen die jetzt 
vorliegenden drei Bände, obgleich sie sich auf Deutschland beschrän- 
ken, trotz ausgedehnter Anwendung kleinerer Schrift, fast 1200 Sciten. 

Die Titeländerung beruht auf der Erwägung, daß es dem Sprach- 
gebrauche, wie er sich in Deutschland — abweichend von Frankreich 
und England — entwickelt hat, widerspricht, die Verbände anderer Per- 
sonen, als der eigentlichen Arbeiter im engeren Sinne als »Gewerk- 
schaften« zu bezeichnen. 

Lebius, Rudolf, Die gelbe Arbeiterbewegung. Reformverlag »Der 
Bunde, Charlottenburg 1908. 97 S. M. 1.20. 

Bisher ist zwar sehr viel über die deutsche gelbe Arbeiterbewe- 
gung geschrieben worden, aber nur von Gegnern. Zur Kenntnis einer 
Parteibewegung oder einer Geistesrichtung ist es nun aber unbedingt 
notwendig, auch einmal zu wissen, wie ihre Anhänger selbst ihre 
Bestrebungen verstanden wissen wollen. Da der Verfasser Redakteur 
des ältesten und verbreitetsten gelben Gewerkschaftsblattes im Deut- 
schen Reich ist, so wird man ihn in gewissen Grenzen als befugten 
Sprecher der Gelben gelten zu lassen haben. Die Schrift sucht den 
Nachweis zu führen, dafs die Arbeiterbewegung eine Reaktion auf die 
Streikauswüchse der sozialdemokratischen Gewerkschaften ist. Der Ver- 
fasser ist der Ansicht, dai — wie nach der großen französischen Re- 
volution die französischen Bürger revolutionsmüde wurden — so auch 
jetzt zehntausende soziallemokratischer Arbeiter streikmüde geworden 
seien und den Streik nur noch als äufserstes Kampfmittel anwenden 
wollen. — Wer in Zukunft über gelbe Arbeiterbewegung schreiben will, 
wird nicht umhin können, die Lebiussche Schrift zu berücksichtigen. 


Arbeits- und Lohnwerträge, Die kollektiven, in Oesterreich im Jahre 1906, 
herausgegeben vom K. K. Arbeitsstatistiichen Amt im Handelsmini- 
sterium. Alfred Hölder, Wien 1908. VI und 145 S. 

In dieser Veröffentlichung werden die kollektiven Arbeits- und Lohn- 
verträge, die in Oesterreich während des Jahres 1906 zum Abschluß 
gelangten, in dreifacher Weise beleuchtet: 1. durch eine allgemeine 
systematische Bearbeitung der aus den Verträgen geschöpften Daten 
2. durch eine Betrachtung der Kollektivverträge in den einzelnen Ge- 
werben; 3. durch eine Individualdarstellung der im Jahre 1906 abge- 
schlosse nen Ortsverträge in tabellarischer Form mit Ausschluß der W erk- 
stättenverträge. Von den 478 im Jahre 1906 abgeschlossenen Verträgen 
waren 210 Orts- und Bezirksverträge und 268 Werkstättenverträge. In 
der Einleitung wird ein historischer Ucberblick über die Entwicklung 
des Tarifvertrags in Oesterreich bis zum Jahre 1906 gegeben. (K.) 


Günther, Dr. Adolf, Der Tarifvertrag in München, seine geschicht- 
liche Entwicklung, seine rechtliche Struktur, seine statistisch- wirt- 
schaftlichen Grundlagen. Im Auftrage des Statistischen Amts der 
Stadt München dargestellt. J. Lindauer'sche Buchhandlung (Schöpping), 
München 1908. 136 S. 

Der Verfasser sagt in der Vorbemerkung, jetzt, da die Entwicklung 
dahin führe, da an die Stelle lokaler Tarifverträge interlokale treten, 


Literatur-Änzeiger. 357 


sei Anlaß gegeben, auf den Weg, den das Tarifvertragswesen seither 
in München genommen habe, Rückschau zu halten. Er schildert, wie 
sich der Tarifvertrag in den einzelnen Gewerben mehr oder weniger 
Eingang verschafft hat, um dann im II. Teil in eine Betrachtung der 
rechtlichen Seite des Tarifvertrags, der zu Tage getretenen Fragen 
und ihre Behandlung durch das Gewerbegericht “München einzutreten. 
Aus dem III. Teil sind von besonderem Interesse die Ausführungen 
auf S. 118 ff. über die Einwirkung der Tarifverträge auf die Arbeits- 
leistung; ein abschliefßendes Urteil fällt der Verfasser nicht, er glaubt 
aber, daß eine gewisse Nivellierung der Arbeitsleistung auf das Konto 
des Tarifvertrags geschrieben werden kann. (H. Goebel.) 


Imle, Fanny, Gewerbliche Friedensdokumente. Entstehungs- und Ent- 
wicklungsgeschichte der Tarifgemeinschaften in Deutschland. 566 
Seiten. Gustav F ischer, Jena 1905. 

Allüberall redet man heute von den Tarifverträgen. Wie cs auf 
allen andern Gebieten Modeartikel gibt, so auch in der Arbeiter- 
bewegung. Und solche Modeartikel werden zu ihrer Zeit schr gerne 
in ihrer Bedeutung etwas überschätzt. In diesem Fall allerdings weniger 
in Arbeiterkreisen selbst, als in der breiteren öffentlichen Meinung, 
die stellenweise zu glauben beginnt, mit den Tarifverträgen beginne 
ein goldenes Zeitalter. Die Zeit wird schon von selbst in dieser Rich- 
tung eine Korrektur bringen, sic wird zeigen, daß Tarifgemeinschaften 
fast stets, wenigstens in ihren Anfangsstadien, die Ergebnisse von 
schweren Kämpfen sind. Und wer wie wir überzeugt ist, daß sich die 
Tarifgemeinschaften allmählich Geltung ın der ganzen deutschen In- 
dustrie verschaffen werden, und wer beachtet, dafs gerade die wich- 
tissten Industrien von dem Tarifgedanken noch fast völlig unberührt 
sind, der sieht für die nähere Zukunft noch die schärfsten Kämpfe 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern voraus. Er stimmt über 
diese auch kein umfangreiches Wehegeschrei an, sondern weiß, der 
Weg zur Besserung muß durch dieses Schlachtengetümmel führen, 
wenn die Besserung dauernd sein soll. Er wünscht aber auch dabci, 
daß der Gesetzgeber nicht zu früh in dies Werden und Wachsen ein- 
greifen soll durch Schaffung von Zwangsschiedsgerichten. Noch ist in 
dem gröfšten Teil des Gewerbes die Zeit nicht reif für solche Zwangs- 
regelungen und die wenigen, die reif sind, vermögen sich ohne Zwangs- 
schiedsgerichte zu halten. 

Wenn aber der Ausbau der Tarifgscmeinschaften tunlichst ohne 
Zögern und Rückschläge erfolgen soll, dann wird es Zeit, daß sich die 
Wissenschaft mehr als bisher der Bearbeitung dieses Gedankens zu- 
wendet. Welch große Unklarheit herrscht nicht noch über die Tarif- 
verträge? Nicht einmal die gut informierte Verfasserin obengenannten 
Werkes ıst sich über den Begriff des Tarifvertrages genügend klar ge- 
wesen. Sie hält noch jede schriftliche Fi ixierung der Arbeitsbedingungen 
einer größeren Anzahl Arbeiter für einen Tarifvertrag, gleichegiltig, "ob 
eine Innung diesen Vertrag den Arbeitern ohne weiteres aufgedrängt, oder 
ob eine Innung mit einem katholischen Gesellenverein Vereinbarungen 
trifft. Der hunderte und tausende Bauarbeiter umfassende Taritvertrag 
wird von ıhr prinzipiell nicht anders gewertet, als die unvollkommene 
Vereinbarung von 14 Glasern. 

Ich möchte das nicht als einen Fehler des Buches bezeichnen, der 
der Verfasserin schwer zur Last zu legen sei. Nein, sie hatte hier 
völliges Neuland zu bearbeiten. Mehr liegt der Fehler auf seiten der 


358 Literatur-Anzeiger. 


Wissenschaft, die fast alle gewerkvereinlichen Probleme bisher zu 
wenig beachtet hat. Um nur einige zu nennen: wieviel Segen vermöchte 
eine tiefgehende, wissenschaftliche Arbeit über Streiks zu bringen? 
Wieviel schädigendes, kräftezersplitterndes, zeitraubendes Tasten könnte 
man den Arbeiterorganisationen und ihren Führern vornehmlich sparen 
mit dem »grofsen Generalstabswerk über Streiks«-, ihre verschiedenen 
Formen, ihre Er folge, die Vorbedingungen ıhrer Anwendbarkeit u. S. W. 
Charakteristisch dafür ist, daf bis zum heutigen Tage das in Amerika 
so außerordentlich erfolgreiche Label als gewerkvereinliches Kampf- 
mittel in Deutschland unbekannt ist. Und wo hätten wir eine Unter- 
suchung, die uns über das Unterstützungswesen der Gewerkschaften 
ein objektives Bild gäbe, damit das heutige Suchen unnötig machend 
und die Tatsache beleuchtend, da im Verhältnis zur Höhe der Bei- 
träge das Unterstützungswesen vielfach zu weit ausgebaut ist. 


Wer das Imlesche Werk zur Hand nimmt, mu sich der Eigen- 
schaft als Erstlingswerk auf diesem Gebiete gut bewufst sein, wenn 
anders er nicht schr enttäuscht werden will. Die Arbeit ist oft system- 
los. Besonders fchlt eine Klassifizierung der besprochenen 750 Tarif- 
verträge. Man erkennt nur einen Unterschied zwischen dem örtlichen 
und dem nationalen Tarif. Daf es noch weitere Unterscheidungen 
geben muß, das wird man nur gelegentlich inne. Seitdem die Webbs 
zwischen Werkstattverträgen, lokalen Tarifen, bezirksweisen und natio- 
nalen Tarifsremeinschaften unterschieden, ist in der Richtung kein Fort- 
schritt mehr zu verzeichnen. So liefen sich eine ganze Anzahl recht 
erheblicher Mängel anführen. Und doch ist es eine »rettende Tate, 
weil es einmal die Augen der Wissenschaft auf ein lang vernachlässigtes 
Gebict gelenkt hat und die günstigen Folgen machen sich schon jetzt 
bemerkbar, wo Spezialarbeiten zu erscheinen beginnen, die sich in 
ihrem Ursprunge direkt auf das Imle'sche Buch zurückführen lassen. 
So bietet es Rohmaterial, das der Sichtung harrt und man geht nicht 
zu weit, wenn man sagt, daß ohne das Buch auch die Arbeit des 
reichsstatistischen Amtes nutzlos wäre. Was dieses fein säuberlich auf- 
gruppiert hat, gewinnt erst Leben und Verständnis durch die Ergän- 
zungen ın jenem Buche. 

Und noch cins hat der Kritiker zu beachten. Die Verfasserin 
unternimmt es, über die gesamte Tarıfbewerung zu berichten. In einem 
gewissen Sinne ist das ein grundlegender Fehler, den sie hätte um- 
gehen müssen, wenn sie mehr seben wollte an Erkenntnis als Roh- 
material. Wer die Materie erschöpfen will, kann das nur, wenn er ein 
gewisses Quantum Berufskenntnisse besitzt und die beruflichen Eigen- 
tümlichkeiten in seiner Arbeit berücksichtigen kann. Einen Teil solcher 
Kenntnisse besitzt dieVerfasserin durch ihre längere Tätigkeit inden Organi- 
sationen der graphischen Gewerbe. Wesentlich deshalb sind die Kapitel 
über den Buchdrucker- und Buchbindertarif die besten Teile des ganzen 
Werkes, sowohl in der Schilderung der geschichtlichen Entwicklung 
des Tarıfvedankens, als in der Widerrabe und Kritik der einzelnen 
Bestimmungen. Schwieriger ist ihr schon die Bearbeitung der Solinger 
Industrien und des Metallschlägersewerbes, die beide nicht genügend 
die Gewerbeeissentümlichkeiten ausschöpfen. Auf den Schluß hin aber 
wird die Arbeit sehr Hlüchug. Es wird jedes nähere Eingehen auf die 
gewerblichen Zustände vermieden, fast nur die nackte W iedergabe der 
Tarife behält wissenschaftlichen Wert. Darunter leidet der Gesamt- 
eindruck des Buches schr, wenn auch nicht verschwiegen, sondern als 
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hervorragend anerkannt werden muß, daß im ganzen geschen, die fast 
völlig erblindete Verfasserin sich mit einem Fleiß in die Materie ein- 
gearbeitet hat, der geradezu bewundernswert ist. Vielleicht entwickelt 
sie bei späteren Arbeiten mehr die Gabe, Materialien auszuschalten 
und das behaltene eingehend zu bearbeiten. 


Nach dem Gecsagten erkennt jeder die Schwierigkeiten, sich mit 
der Verfasserin über das Niedergelegte auseinander zu setzen. Infolge 
der Stoffanordnung ziehen sich nicht viele leitende Gedanken durch 
das Buch, an welchen man Irrtum oder Wahrheit feststellen könnte. 
Der gluhende Idealismus, der in Tarifgemeinschaften den Beginn des 
ewigen sozialen Friedens sieht, ist neben dem Bestreben, lokale Ver- 
einbarungen auf nationaler Grundlage fortzuentwickeln, und zu dem 
Zwecke alle tatsächlichen oder scheinbaren Ansätze einer solchen Ent- 
wicklung offen zu legen, fast der einzige leitende Gedanke, der das 
Buch, allerdings auch in jeder Zeile durchzieht. Dort wird die Kritik 
einsetzen können. Einzelheiten aus dem sonstigen Inhalt zu kritisieren, 
erübrigt sich umsomchr, als vorläufig damit zur Klärung nichts beige- 
tragen werden könnte. 


Was bedeutet der Tarifvertrag für den sozialen Frieden? Vor 
allem Paul Umbreit hat im Korrespondenzblatt der Generalkommission, 
im »Vorwärts« und in der »Neuen Zeit« das Buch von diesem Gesichts- 
punkte aus scharf kritisiert. In dieser Kritik wird allerdings die Be- 
deutung, welche die Verfasserin dem Tarifvertrag prinzipiell beilegt, 
etwas übertrieben. Aber auch wir können ihren sanguinischen Ansichten 
nicht beistimmen, die sie auf Scite 566 in den Schlufßbemerkungen 
darlegt: »Wer zwischen den Zeilen der Verträge zu lesen versteht, der 
findet dort die erhebende Geschichte vom endlichen Sieg des Gemein- 
sinnes über den Eigenwillen, vom Triumph des sozialen Geistes über 
den engherzigen Egoismus in tausendfachen Variationen geschrieben 
und er wagt zu hoffen, daf das 20. Jahrhundert die endliche Aussöhnung 
von Gewerbefreiheit und beruflichem Kollektivstreben bringen und die 
verheerenden Standeskämpfe durch ein erspricfiliches Zusammenwirken 
von Arbeitgeber und Arbeitnehmer ersetzen wird.« 


Diese Hoffnungen, für die sich Zeugen in großer Zahl an andern 
Stellen des Buches finden, sind entschieden zu hoch gegriffen; sie 
sollen zurückgewiesen werden, nicht nur vom Standpunkte der harten Tat- 
sachen aus, die den Tarifvertrag stets als Folge ausgiebiger harter Kämpfe 
erscheinen lassen, sondern auch von prinzipiellen Gesichtspunkten 
gesehen, im Interesse der Arbeiterbewegung als Kulturbewegung. 
Schliefit denn der Arbeiter den Tarifvertrag lediglich oder hauptsäch- 
lich im Interesse des Gemeinwohles ab? Mit nichten. Wir erstreben 
Tarifverträge, um die materielle Lage des Arbeiters zu heben, ihm eine 
bessere Existenz zu schaffen. Das ist der erste und vornehmlichste 
Wunsch, der die ganzen Organisationen beseclt. Das aber gibt gerade 
der modernen Arbeiterbewegung ihre geschichtliche Größe: wenn sie 
für sich kämpft, streitet sie für das Gemeinwohl. Sie kann es nicht 
anders, weil ihre Interessen mit dem Gemeinwohl aufs engste ver- 
wachsen sind, weil fast alle Bevölkerungsschichten mittelbar oder un- 
mittelbar auf den rollenden Lohn angewiesen sind in ihrem Erwerbe. 
Aus reinen Klugheitsrücksichten schon dürfen wir in unsern tarıflichen 
Forderungen nicht über das hinausgehen, was das Arbeitscbertum billig 
zugcstehen kann, ohne konkurrenzunfähig zu werden. Wir wissen genau, 
dafs hohe Arbeiterlöhne ohne blühende Industrie ein Unding sind. Wir 
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beschränken aber unsere Forderungen nicht im Interesse des Arbeit- 
gebers, sondern im Arbeiterinteresse. Man sieht, nach allen Seiten 
eigentlich rein klassenegoistische Beweggründe. Die ganze Arbeit ist 
allerdings im Effekt im Interesse des Gemeinwohls geschehen, sonst 
wäre sie überhaupt ohne realen Untergrund, aber es scheint uns doch 
nicht angängig, das Gemeinwohl als die motorische Kraft darzustellen, 
nein, diese ist ausgeprägter Egoismus. 


Genau so handelt natürlich der Arbeitgeber. Große Kreise der- 
selben leben freilich noch in einem Phantom des Gemeinwohls, dem der 
»Disziplin im Betriebe«, die sich von den Arbeitern nichts hineinreden 
lassen darf. Wenn es heute schon Arbeitgeber gibt, die dieses veraltete 
Bild des Gemeinwohls in ein modernes "umgewandelt haben, so doch 
allein aus der Erkenntnis, daß sie bei dem modernen Begriff des Ge- 
meinwohls genau so gut, oder noch besser ihre Rechnung finden, als 
bei dem veralteten. Noch besser deshalb, weil sie ruhiger kalkulieren 
und arbeiten können. Aber es ist törıcht, die Stellung vieler Bau- 
eewerks-Unternehmer als Tarıfanhänger so verstehen zu wollen, als 
hätten sie im Interesse der Arbeiter, im Interesse der Gesamtheit auf 
Gewinn verzichtet. Wozu diese Idealisierung des Standpunktes jener 
Leute, die nur deshalb Tarıfanhänger sind, weil sie dabei mehr ge- 
winnen, als selbst bei einem von den Arbeitern verlorenen Streik ın 
der Hockkonjunktur des Bauwesens. Von der Phrase »Nieder mit der 
Arbeiterbewegung, weil” sie die Revolution ist«e, leben höchstens die 
Federn der Unternehmerschriftsteller a la Lynkeus, ein Bauunternehmer 
zieht davon am Jahresschlufß keinen Gewinn aus seiner Bilanz. Und 
wenn die Verbreitung der Tarifverträge über ganz Deutschland »der 
Triumpf des sozialen Geistes über engherzigen Egoismus< sein soll, 
warum werden diese Triumphe nur in den Industrien erzielt, wo eine 
starke Arbeiterorganisation gute Kampfesbedingungen findet, wie im 
Baugewerbe, mit seiner eiligen Saisonarbeit, seiner vielfach noch hand- 
werkerlichen Betriebsweise. Nicht aber in jenen Industrien, die vermöge 
ihrer Syndikate mehr als andere in der Lage wären, gewährte günstigere 
Arbeitsbedingungen auf ihre Konsumenten abzuwälzen. Der Kohlen- 
bersbau, die Eisenindustrie, die grofse Maschinenindustrie, sie alle sind 
doch der Triumph des am weitesten ausgebildeten Kapitalismus. Eher 
als das Baugewerbe könnte die Eisenindustrie von den 17 Mk., die sie 
an jeder Tonne Roheisen verdient, eine Mark mehr an die Arbeiter 
abgeben ohne Schmerzen. Und doch sind gerade in diesen Industrien 
die Arbeitgeber die hartnäckigsten Gegner der Tarifverträge, obwohl 
im Kohlenbergebau, in den Eisenwerken, rein technisch gesehen, viel 
eher als im Baugewerbe der Tarifvertrag möglich ist. Einfach weil 
hier die Arbeiterorganisation, die Solidarität der Arbeiter nicht so ent- 
wickelt ist, und das auf dem Gebiet Vorhandene nicht im entferntesten 
ähnlich günstige Vorbedingungen zur Machtentfaltung findet, wie im 
Baugewerbe. Der Ethiker mag also in den Tarifverträgen in erster 
Linie das Moment des Gemeinwohles sehen, für den Arbeiter und 
Arbeitgeber steht und mufs stehen, der Interessenstandpunkt an erster 
Stelle. Dabei ist hier wie oft, das materielle Interesse der Hebel des 
ethischen l’ortentwickelns. 


Aber auch vom Standpunkte der Arbeiterbewegung als Kulturfaktor 
muß gegen die Imle’sche Ansicht Einspruch erhoben werden. Sic 
idena erl Arbciterinteresse und Berufsinteresse und gelangt auf diesem 
Gebiete zu falschen Schlüssen. Sehr treffend unterscheidet Schmelzer, 
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der Sekretär eines Berliner Bauunternchmerverbandes in seinem Buche 
über Tarifgemeinschaften, zwischen dem Berufs- und Partei- oder 
Klasseninteresse der Arbeiter. Die Arbeiterbewegung hat höhere Ziele 
als die Sanierung der Berufe und die Erkämpfung eines guten Stunden- 
lohnes. Diese letztern sind erst die Vorbedingung zu weiteren Erfolgen 
auf kulturellem Gebiet. Diese regelt der Tarifvertrag im Interesse 
beider Teile. Wo er eine gewisse Ausbildung erfahren, macht er Kräfte 
für Kulturaufgaben frei, seien sie nun auf Dolitischem oder geistigem 
Gebiet zu lösen. In den Umwälzungen wirtschaftlicher und kultureller 
Art, welche die moderne kapitalistische Entwicklung mit sich bringt, 
gebührt dem Arbeiterstande eine erste Stelle. Diese Entwicklung 
aber beschneidet bestehende Rechte, nicht zuletzt auch der Ar- 
beitgeber. Darüber hilft kein Tarifvertrag hinweg, wie er da 
auch keinen Frieden stiften kann. Wohl wird er — wir möchten das 
im Gegensatz zu Schmelzer besonders betonen — diese Klassenkämpfe 
erleichtern, weil beide Teile mit dem andern rechnen lernen, der 
Gegensatz an sich wird dadurch nicht aus der Welt geschafft, ebenso- 
wenig das Aufceinanderplatzen der Gegensätze. 

Eine besondere Erörterung verdiente auch noch der Umstand, daf 
die Großindustrie in den bestehenden Tarifverträgen fast gar nicht 
vertreten ist. Der Maschinenbau wird sehr schwer und wohl zu aller- 
letzt dafür gewonnen werden können, weil die Vielfältigkeit seiner Ar- 
beiten dem entgegensteht. Dadurch wirkt das zunehmende Entlöhnungs- 
system der Akkordarbeit ungünstig auf den Abschluß von Verträgen 
in der Maschinenindustrie ein. Ob die neueren Prämienlohnsysteme 
in der Richtung einen Fortschritt bringen, ist heute noch zweifelhaft, 
aber immerhin wohl möglich. Das würde aber, soweit sich heute über- 
sehen läßt, einen äußerst komplizierten Tarifmechanismus bedingen. 
Wesentlich günstiger liegen, wie schon oben gesagt, die Verhältnisse 
im Bergbau und im Eisenwerke, wo die Arbeit im ganzen gesehen, 
wenig kompliziert ist. Es wird noch manchen Jahres Organisations- 
arbeit trotzdem bedürfen, ehe man dies Ziel erreicht. Am nächsten 
dem Erreichen des Zieles ist der Bergbau, der eine Organisation aufweist, 
die in absehbarer Zeit längere Kämpfe wird führen können. Uns scheint 
jedoch, dal} der Staat noch mancherlei Hindernisse beseitigen muf, 
vornehmlich im Eisengewerbe. Diese Erwägungen kommen in dem 
Imle’schen Buch etwas zu kurz. Vielleicht holt ein anderer sie bald 

nach. Eins scheint uns sicher, mit die wichtigste Arbeit an einer Ver- 
breitung und Vertiefung des Tarifvertragsge dankens kann durch wissen- 
schaftliche Bearbeitungen der Frage geleistet werden. Mögen sie nicht 
zu lange ausbleiben. (Arbeitersckretär Erkelenz- Düsseldorf.) 


Imle, Dr. Fanny, Die Tarifverträge zwischen .Irbeitgebern und alr- 
beitnehmern in Deutschland. Gustav Fischer, Jena 1907. 

Rechtliche Ausführungen will die Verfasserin nicht geben, ihre 
Schrift soll eine Zusammenfassung, kritische Beleuchtung und prinzipielle 
Betrachtung des in ihrem Buch »Gewerbliche Friedensdokumente = nieder- 
gelegten Tatsachenmaterials scin. Der erste Teil enthält eine Uebersicht 
über die geschichtliche Entwicklung des Tarifvertragswesens in den cin- 
zelnen Gewerben. Der zweite handelt von der Ausdehnung des Tarıf- 
vertrags; die Tatsache, dat3 der Tarifvertrag in der Großsindustrie bis 
jetzt kaum Eingang gefunden hat, erklärt die Verfasserin mit den hier 
stärker als in den Tlandwerksbetrieben ausgeprägten sozialen Gegen- 
sätzen und mit der Krisenhaftigkeit der Produktion. In einem dritten 
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Teil »Form und Inhalt der Tarifverträge« bespricht sie die Formen, 
in denen die Tarifverträge zustandekommen, und die Organe, die zu 
ihrer Ueberwachung bestimmt sind; sie behandelt dann alle die Punkte, 
die im Tarifvertrag” gewöhnlich geregelt werden und deren Fixierung 
geradezu erwünscht ist (Bekämpfung der Schmutzkonkurrenz, Regelung 
der az Arbeitsvermittlung, Arbeitszeit, Entlohnung, § 616 
des BGB. u. a... Im vierten Teil vibt sie ihrer Ucberzeugung davon 
Ausdruck, dat der Gedanke, durch den Abschluf3 von Tarifverträgen 
zusammenzuarbeiten, statt sich durch Kämpfe gegenseitig zu schw ächen, 
auf Arbeitnehmer — und auch auf Arbeitgeberseite mehr und mehr 
Wurzel fasse; es bahne sich durch das vertragliche Zusammenwirken 
auf beiden Seiten cine psychische Revolution an, eine Revision der 
bisherigen Auffassung über die beidersceitigen Beziehungen, die geschäft- 
liche Zusammengchörigke it und die gemeinsamen Verpflichtungen dem 
Gewerbe als solchem gegenüber, der absolutistische Individualismus 
bezw. Klassenegoismus in der Gewerbswelt werde allmählich dem 
(scist der konstitutionellen Organisation weichen. (H. Gocbel.) 


Lindheim, Alfred von, Die Friedensaufgaben der Tarifverträge 
solschen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Manz’sche Buchhandlung, 
Wien, 1907. 

Dem Verfasser hat der Wiener Baugewerbestreik von 1906, der 
mit dem Abschluß cines 'Tarifvertrags seendet hat, die Feder in die 
Hand gedrückt. Seine Absicht ist, das Publikum in Oesterreich auf die 
Tarifverträge, die er für einen Gewinn für die Industrie hält, aufmerksam 
zu machen; die Tarifbewegrung steht in Oesterreich noch in den An- 
fängen. Er weist darauf hin, dafs die Koalitionsgesetzgebung in Deutsch- 
land und Oesterreich eine gleich verfehlte sei und da namentlich 
das österreichische Gesetz vom 7. April 1870, das die Kartelle mit den 
gewerblichen Koalitionen verquicke — »Verabredungen von Gewerbs- 
leuten zu dem Zweck, den Preis einer Ware zum Nachteil des Publi- 
kums zu erhöhen, haben keine rechtliche Wirkung«e —- nicht mehr 
zeitgemäß sei und aufgehoben zu werden verdiene!) (H. Goebel.) 
Rundstein, Dr. S, Die Tarifverträge im französischen Privatrecht. 

K. L. Hirschfeld, Leipzig 1905. 

Die Tarifverträge, deren erste Anfänge bis in das Jahr 1791 zu- 
rückreichen, erzeugten bis zum Jahre 1884 blo moralische Verpflich- 
tungen, sie genießen erst seit der Erlassung des Gesetzes vom 

März 1384. betr. die Berufsvereine, zivilrechtliche Anerkennung und 
gerichtlichen Schutz. Die Berufsvereine betrachten den Abschluß von 
Tarifverträsen als eine ihrer Hauptaufgaben, wie denn auch der Ab- 
schluß des Tarifvertrags durch einen Berufsvercin der Normalfall ist. 
In der Wissenschaft fehlt es nicht an Stimmen, die grundsätzlich den 
rechtlichen Charakter des Tarifvertraus verneinen (Planiol, Richard), 
überwiegend nimmt sie aber die Rechtsverbindlichkeit des Tarıfvertrags 
an, wobei jedoch darüber Streit herrscht, unter welche der zivilrecht- 
lichen Kategorien er unterzubringen sci und welche Rechtswirkungen 

habe. Der Verfasser führt die Mandatstheorie (benannt nach dem 


1) Nadi einer Mitteilung von Dr. Bunzlau, Advokat in Wien, im »Gewerbe- 
und Kaufmannsgerichte Bd. 12 Sp. 208—211, ist übrigens in $ rr4b der Novelle 
vom 5. Februar 1907 zur österreichischen Gewerbeordnung die Möglichkeit des 
rechtsverbindlichen Abschlusses von Koullektivarbeitsverträgen vorgesehen. Die Ver- 
träge bedürfen auf beiden Seiten einer Zweidrittelmehrheit und unterliegen der 
Genchmigung der politischen Landesb,ehörde, 
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Verhältnis des kontrahierenden Berufsvereins zu seinen Mitgliedern), 
die Theorie der Verträge zu Gunsten Dritter und die sog. kombinierte 
Theorie von Deslandres auf. Er erklärt diese sämtlichen "Theorien, bei 
denen entweder nur die Rolle der Berufsvereine oder nur unwesentliche 
Vorgänge beim AÄbschliefsen der Tarifverträge berücksichtigt seien, 
für unrichtig; die von Lotmar für das deutsche "Reichsrecht konstruierte 
Theorie past nach seiner Ansicht im großen Ganzen auch für das 
französische Recht, wenn auch das Zustandekommen und die Geltend- 
machung der Tarifverträge in Frankreich, dank der Rechtsfähigkeit 
der Berufsvereine, und auch ihre Rechtswirkung (infolge der Unmög- 
lichkeit, durch eine Arbeitsordnung gebrochen zu werden) abweichend 
ausgestaltet seien. Auf den Umfang des persönlichen Geltungsbereichs 
der Tarifverträge geht der Verfasser, unter ÄAuseinanderhaltung der 
Berufsvereine und der gewöhnlichen Koalitionen, besonders ein. Er 
steht im Anschluß an Lotmar auf dem in der französischen Theorie 
nicht unbestrittenen, «dagegen in der französischen Praxis anerkannten 
Standpunkt der Unabdinebarkeit der Tarifverträge. Ist der Tarifver- 
trag verletzt, so hat der "Berufsverein da ein selbständiges Klagerecht, 
wo ein gemeinsames gewerbliches Interesse in den Vordergrund tritt, 
sei es daß die Interessen aller Mitglieder in Betracht kommen, sei es 
daß die fragliche — vielleicht nur Einzelpersonen oder Gruppen von 
Mitgliedern treffende — Handlung oder Unterlassung das gewerbliche 
Interesse der Gesamtheit beeinträchtigt; dieses Klagerecht steht neben 
dem Recht des betroffenen Mitglieds, seine individuellen Ansprüche 
geltend zu machen. In einem Schlufskapitel behandelt er den im Auf- 
trag der Pariser Société d'études législatives ausgearbeiteten Gesetz- 
entwurf betr. das Tarifwesen, der nach seiner Ansicht dem Gesetzgeber 
gute Dienste wird leisten können’). (H. Gocbel.) 


Rundstein, Dr. S., Die Tarifverträge und die moderne Rechtsauissen- 
schaft, eine ee Untersuchung. K. L. Hirschfeld. Leip- 
zig 1906. 

Der Verfasser behandelt in sechs Kapiteln (Zur Charakteristik des 
Tatbestandes, Rechtsverbindlichkeit, Konstruktionsfragen, Rechtswirkung, 
Geltungsbereich, Rechtsschutz) das Thema in der Hauptsache im An- 
schluß an Lotmar. Auf dem Boden der Auffassung stehend, die Lotmar 
bezüglich des Wesens und der Natur der Tarifverträge vertritt, sucht 
er unter zahlreichen Hinweisen auf die außerdeutsche, besonders die 
französische und niederländische, Theorie und Praxis Lotmars Lehre 
im einzelnen auszuführen und namentlich gegenüber den Angriffen 
derer, die dem Tarifvertrag Rechtsverbindlichkeit absprechen, zu Techt- 
fertigen, wogegen er andererseits nachdrücklich darauf hinweist, dafs 
die rechtliche Konstruktion von den volkswirtschaftlichen Anschauungen 
über den Wert und das Wirken der Tarifverträge mittelbar abhängig 
sci und diesen Rechnung zu tragen habe. Er definiert den Tarifver- 
trag als ein zivilrechtliches Rechtsgeschäft zwischen mindestens einem 
Arbeitgeber und mehreren Arbeitnehmern als den hypothetischen Sub- 
jekten der künftigen Individualverträge, durch das der Inhalt dieser 
künftigen Arbeitsverträge generell festgesetzt wird und dessen Leistungs- 
gebot darauf gerichtet ist, da die Kontrahenten den Abschlu von 

2) Die Arbeit der genannten Gesellschaft wurde in einem Gesetzentwurf über 
den Arbeitsvertrag verwertet, den die Regierung am 2. Juli 1906 der Kammer 
vorgelegt hat (vgl. S oweibt: und Kaufmannsgericht« Bd. 1r Sp. 341 ff.). 
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Arbeitsverträgen mit tarıtwidrigem Inhalt — auch mit Aufsenstehenden — 
unterlassen ($ 241 Satz 2 des BGB.). Ausführlich wird dargetan, dafs 
der Taritvertrag keine Koalition sei und dal er von den Beteiligten 
als rechtsverbindlicher Vertrag betrachtet werde, wie sich namentlich 
aus den Anstalten ergebe, die sie beim Abschluß des Vertrags treffen 
(Prüfung der Legitimation der Vertreter, genaue Fixierung des Ver- 
tragstextes, Festsetzung des Anfangs- und Endtermins, Vercinbarung 
von Vertragsstrafen), da8 übrigens auch das Fehlen des Bewufßitseins 
von der Rechtswirksamkeit des Tarifvertrags die Tatsache dieses seines 
rechtverbindlichen Charakters nicht berühre. Der Hauptwert des Buches 
liegt in den Kapiteln »Konstruktionsfragen< und »Rechtswirkung«. Hier 
seht der Verfasser auf die Frage ein, wer der eigentliche Kontrahent des 
von einem Verband geschlossenen’ are ertraes sei, ob der Verband allcı- 
niger Kontrahent seioder Mitkontrahentneben den Mitgliedern, oder ob nur 
die Mitglieder Kontrahenten seien. Mit dieser Frage hängt die weitere aufs 
engste zusammen, wer aus der Verletzung des Tarifvertrags haftet. Liegt 
auf einer Kontrahentenseite cine lose Koalition vor, kein rechtsfähiger 
Berufsverein, so werden nach der Ansicht des Verfassers die einzelnen 
Kontrahenten berechtigt und verpflichtet, die betreffenden Berechti- 
gungen können von jedem ausgeübt werden, auch die Verpflichtungen 
binden die Gesamtheit und die aus solchen Verbindlichkeiten entstehenden 
Ansprüche können yegen jeden geltend gemacht werden; das Rechts- 
verhältnis als ein Gesamtschuldverhältnis Dindet und verpflichtet alle cin- 
zelnen Kontrahenten der anderen Partei gegenüber, wenngleich es zwischen 
den Kontrahenten selbst wegen des § 152 der GewO. keine vertrags- 

mäßige Bindung zu schaffen vermag (vergl. die Ausführungen von 
Sinzheimer in der Zeitschrift »das Gewerbegerichte Bd. ıo Sp. 375 ft: 
Gescllschaftsverhältnis zur gesamten Hand). Ist der Verband eine 
juristische Person und wird er als Sclbstkontrahent angesehen, so 
werden die Mitglieder dem Gegner gar nicht berechtigt und "verpflichtet, 
sie haften für Tarifvertragsbruch dem eigenen Verband, aber nicht 
dem Gegner, diesem haftet nur der Verband; hienach ist Abschlufs 
eines Arbeitsv ertrags mit tarifwidrigem Inhalt möglich, eine Konstruk- 
tionsschwierigkeit, die nur dadurch zu lösen Ist, daß man hinsichtlich 
des wesentlichen Inhalts des Tarifvertrags den rechtsfähigen Verband 
und die Mitglieder als Alıtkontrahenten betrachtet, sonst wäre auch 
die Folgerung nicht von der Hand zu weisen, daß sich das einzelne 
Mitglied durch den Austritt aus dem Verband der Wirksamkeit des 
Tarifvertrags entziehen kann. Den Einwand gegen die Lehre von der 
Unabdingbarkcit der Tarifverträge, daß sie dem Prinzip der privat- 
rechtlichen Verfügungsfreiheit widerspreche, sucht der Verfasser durch 
den Iinweis darauf zu entkräften, dafs eine dieser ähnliche Bindung 
des rechtsgeschäftlichen Willens dem wirtschaftlichen Leben der Gegen- 
wart auch sonst nicht fremd sei (RKartelle). Die Gefahr für den Be- 
stand des Tarifvertrags, die in der Zulassung des Abschlusses von 
Arbeitsverträgen mit tarifwidrigem Inhalt liegen würde, wird vom Ver- 
fasser doch wohl überschätzt. Mit Recht führt er auf S. 175 ff. aus, 
dall der Inhalt eines Tarıfvertrags Gewohnheitsrecht, und damit Rechts- 
quelle, werden kann, z. B. bezüglich der Kündigungsfrist in einem Ge- 
werbe, und daft manche Arbeitgeber oder Arbeitnehmer diese oder 
jene Bestimmung des Tarifvertraus, die zur Usance geworden ist, als 
malssebend gelten lassen ohne den Willen, damit den T arifvertrag 
selbst anzuerkennen. Diese Proben aus dem reichen Inhalt des mit 
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großem Scharfsinn geschriebenen, nicht leicht zu lesenden Buchs — 
störend wirken verschiedene sprachliche Härten — mögen einen Be- 
griff von der Schwierigkeit der rechtlichen Probleme geben, die sich 
jedenfalls auch bei einer etwaigen gesetzlichen Regelung des Tarif- 
vertragswesens fühlbar machen wird?). (H. Goebel.) 


Schmelzer, Fritz, Tarifgemeinschaften, ihre wirtschaftliche, sozial- 
politische und juristische Bedeutung, mit besonderer Berücksichtigung 
des Arbeitgeberstandpunktes. A. Deichert, Leipzig 1906. 


Seit Fanny Imles »gewerblichen Friedensdokumenten« schwillt die 
wissenschaftliche Literatur über Tarifgemeinschaften von Monat zu 
Monat. Ein lange unbeachtetes Gebiet wird systematisch durchforscht, 
das Wesen des Tarifvertrages klarer ergründet und damit seine weitere 
Ausbreitung mächtig gefördert. Besonders zu begrüßen ist das Schmel- 
zersche Buch, weil es die Tarifgemeinschaftsfrage vom Arbeitgeber- 
standpunkt aus beleuchtet, trotzdem zu grundsätzlicher Zustimmung 
kommt und in den meisten belangreichen Einzelheiten den Arbeiter- 
forderungen nach Tarifen zustimmt. Daf Tarife für Arbeiter erstrebens- 
wert scien, haben wir oft gehört, seltener war es schon, dafs man von 
Arbeitgeberseite aus klar erkanntem Interesscnstandpunkt sich für Ta- 
rife ausspricht. Schmelzer war Sekretär einer Bauunternehmerorgani- 
sation und hat als solcher mit Kollektivverträgen seine Erfahrungen 
gemacht. Sie lauten günstig. Bis aber dic Arbeitgeber unserer Textil-, 
Eisen- und Maschinenindustrie, also jene Gewerbe, wo es wenig Klein- 
betrieb, wenig Saisonarbeit gibt, sich zur sclben Erkenntnis durch- 
gerungen, ist noch ein weiter Schritt. 

Die Schmelzersche Arbeit berührt mich sympathisch, einmal, weil 
er sich als praktischer Mann von Tarifspekulationen fernhält und von 
ihnen nicht den >»sozialen Frieden«, »die Harmonie zwischen Kapital 
und Arbeite usw. erwartet. Er will sie nur als Waffenstillstände gelten 
lassen. Er unterscheidet (Seite 17—ı8) »Klasseninteresse« und »Bc- 
rufsinteresse« der beiden Kontrahenten. Das letztere gestattet einc 
Harmonie, das erstere nicht: »Ucber dem Berufsinteressce steht aber 
immer die Klassentendenz, welche namentlich beim Arbeitsvertrage nur 
eine Stärkung der Parteiposition der Arbeitgeber oder aber der Ar- 
beiter, niemals aber beider gemeinsam zum Ziele hat«. Er geht auch 
sonst am meisten in die Ticfe von allen deutschen Tarifforschern bisher. 
Den Werkstatttarifvertrag erkennt er überhaupt nicht als Tarifgcmein- 
schaft an. Für ihn ist das äufsere Erfordernis einer solchen, daf auf 
beiden Seiten die Gesamtheiten des Gewerbes in Frage kommen. Vom 
Arbeitgeberstandpunkte aus mit Recht rät er sogar vom Firmentarif 
ab, da er gecignet sci, die ohnehin widerstrebenden Interessen der 


3) Es sei hier auf die Abhandlung von Oertmann, Zur Lehre vom Tarif- 
vertrag (in Wolf’s Zeitschrift für Sozialwissenschaft, Bd. 10 S. ı ff.) hingewiesen. 
Er nimmt als Kontrahenten auf Arbeitnehmerscite den Verband als die gesamt- 
händerische Vereinigung aller Mitglieder an; die aus dem Tarifvertrag entspringen- 
den Rechte fallen dem Vereinsvermögen zu, die Pflichten belasten im Zweifel nur 
dieses. Die Tarifverträge sollen übrigens für alle Arbeiter gelten, die in ein Ar- 
beitsverhältnis zu den davon betroffenen Arbeitgebern treten werden, keineswegs 
notwendig nur gerade für Angehörige des kontrahierenden Verbands. Die Haupt- 
wirkung den einzelnen Arbeitern gegenüber erblickt er darin, dalb der $ 612 des 
BGB.s, der für die Höhe des Lohns im Zweifel die etwa vorhandene Taxe maill- 
gebend sein läßt, auf die Tarifvereinbarung entsprechende Anwendung finde. Dic 
Unabdingbarkeit Jeugnet er. 
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Arbeitgeber noch weiter zu zersplittern. Als Hindernis für die prinzi- 
pielle Anerkennung der Tarifgemeinschaft durch die Arbeitgeber macht 
er die Sekretäre der Unternehmerorganisation verantwortlich. Die 
Arbeiterbeamten stehen für ihn höher, weil sie aus den Reihen der 
Beteiligten selbst hervorgehen und mehr geneigt sind, sich mit volks- 
wirtschaftlichen und sozialpolitischen Problemen zu beschäftigen. Die 
Arbeitgeber wollen das durch besoldete Beamte ersetzen, die nicht aus 
ihren Reihen stammen. »Meist sind es verkrachte Existenzen oder 
junge Akademiker, die niemals cin geklärtes Urteil, cine reife Lebens- 
anschauung besitzen und nur beflissen sınd, gegen gutes Honorar ge- 
horsame Diener erwerbseeoistischer Herren zu sein.< 

Auch sonst verrät sein Urteil meist den einsichtigen, erfahrenen 
Praktiker, so dafs man, wenn bedacht wird, dafs er als Unternehmer- 
vertreter redet, ihm meist zustimmen kann. UÜcberall ist uns dies nicht 
möglich und wollten wir noch so nachgiebig sein. Das gilt z. B. von 
der Regelung der Lehrlingsfrage im Tarifvertrag. Schmelzer sagt hin- 
sichtlich der Fragen, die die Arbeitgeber durch Tarifgemeinschaften 
regeln lassen sollen: »Es ist zu unterscheiden zwischen dem ı) was 
produziert wird, 2) wie produziert werden soll und 3) unter welchen 
sedingungen produziert werden solle, Der Tarifvertrag müsse sich auf 
die Frage zu 3) beschränken, alles weitere müsse dem Arbeitgeber 
überlassen bleiben. Deshalb solle sich der Tarifvertrag hinsichtlich der 
Lchrlingsfrase darauf beschränken, Lehrzeit, Lohn und Lehrgeld fest- 
zustellen. Alles weitere sollen die Unternehmer ablehnen. Wir können 
dem nicht zustimmen. Gewils, im Handwerk regeln schon die Innungen 
das Lehrlingswesen auch hinsichtlich der Zahl der Lehrlinge. Nicht 
aber sonst in der Industrie. Auch in Arbeiterkreisen ist die Lehrlings- 
frage noch nicht geklärt, man ist sich nicht cinig, ob man cine Be- 
schränkung der Lehrlingszahl fordern oder nur für genügende Ausbil- 
dung eintritt. Wir sind für letzteres geneigt, können aber nicht billigen, 
wenn diese Frage aus dem Tarifvertrag ausgeschaltet werden soll. Es 
gibt Gewerbe, in denen jede dauernde Besserung ohne Regelung der 
Lehrlingstrase einfach ausgeschlossen ist. Wir nennen das Drahter- 
gewerbe, wo man in sechs Wochen einen »Lehrling« auf irgend eine 
bestimmte Drahtsorte ausbildet, der dann gezwungen ist, entweder zeit- 
lebens bei seinem Lehrherrn zu bleiben oder sich irgendwo wieder als 
Taselöhner Arbeit zu suchen. Ebenso unerklärlieh ist für uns Schmelzer 
in seiner Gegnerschaft gegen höhere als Tarıflöhne. Er ist durch- 
aus für tarıfliche Lohnregelung und zwar, weil er in ihr ein Mittel gegen 
das dauernde Steigen der Löhne erblickt. Dementsprechend sind für 
ihn Arbeitgeber, die z. B. in einer Hochkonjunktur höhere als Tarif- 
löhne zahlen, direkt Verräter an der Ärbeiteeberklasse. Zunächst ur- 
teilt er hier rein nach den \Verhaltnissen des Baurewerbes, das in seiner 
Saisonarbeit einen Anreiz zu Uebertariflöhnen hat, um sich gute Ar- 
beitskräfte zu sichern. Was wendet man denn in unserer schweren 
Industrie gegen Tarifverträge ein? Zwei Punkte! Einmal, man müsse 
dem minderleistungsfähigen Arbeiter einen höhern Lohn zahlen als ihm 
zukommt, dann, der Leistungsfährgere werde an der Entfaltung seiner 
Geschicklichkeit gehindert, sein Aufwärtssteigen sei erschwert. Nein, 
Taritverträge wollen und sollen für den guten Durchschnitts- 
arbeiter einen ausreichenden Lohn sichern, sie sollen aber nicht dem 
Geschickten die Hande binden, vermöge seiner quantitativ oder quali- 
tativ bessern Arbeit mehr zu verdienen als der Durchschnitt. Gegen 


Literatur-Anzeiger. 367 


die Schmelzersche »Gleichmacherei« möchten wir uns ablehnend ver- 
halten. Was er über »Änerkennung der Gleichberechtigung der Ar- 
beiter« im Gegensatz zur »Gleichheit« sagt, ist nicht der beste Teil 
seiner Arbeit. Wir hören dort eigentlich zum erstenmal, daß in Arbeit- 
geberkreisen der Wunsch der Arbeiter nach Gleichberechtigung 
als eine Forderung nach Gleichheit in der Verteilung des Gewinnes, 
in Bildung und sozialer Stellung betrachtet wird. Nicht ganz verständ- 
lich ist uns scine Gegnerschaft gegen den »Unparteiischen« als Vor- 
sitzenden am Schiedsgericht. Es dürfte Schmelzer zum mindesten aus 
den letzten Verhandlungen der Gesellschaft für Soziale Reform bekannt 
sein, eine wie große Bedeutung der Unparteiische im englischen 
Schiedsgerichtswesen hat. Falsch ist u. E. nur, wenn sich der Un- 
parteiische in technische Einzelheiten einmischt, die er nicht verstehen 
kann. Aber hätten wir z.B. im Bergbau einen genügend angesehenen 
Unparteiischen, so wäre dort u. E. die Lage nicht so gespannt wie 
heute. So ist gegen Einzelheiten mancherlei einzuwenden. Wir nennen 
noch die Ablehnung des paritätischen Arbeitsnachweises, die Darlegung, 
als sei der einzelne Unternehmer gegenüber der Arbeiterkoalition der 
Schwächere, die Anklagen gegen die Tarifuntreue der Arbeiter, die For- 
derung nach Be strafung des Kontraktbruchs, die juristische Fassung der 
Tarifgemeinschaften als Koalitionen im Sinne des & 152 der Gewerbe- 
ordnung. Seine Forderung, der Beitritt zu einer Organisation soll für 
eine gewisse Zeit bindend sein, ohne Möglichkeit des Rücktritts, wäre 
nur unter einem andern als dem heutigen Regicrungssystem diskutier- 
bar. Im ganzen aber wird sich die Schmelzersche Arbeit eine dauernde 
Bedeutung in der Tarifliteratur sichern. 
(Arbeitersckretär A. Erkelenz- Düsseldorf.) 

Tarifvertrag, Der, im Deutschen Reich, bearbeitet im Kaiserlichen Sta- 

tistischen Amt, Abteilung für Arbeiterstatistik, in drei Bänden. Carl 

Heymann's Verlag, Berlin 1900. 


Das vorliegende verdicnstvolle Werk ist das Ergebnis mehrjähriger 
Arbeit. Diese Arbeit war durch den Umstand, da der Stoff, der zu 
behandeln war, in beständigem Fluß und Wachsen begriffen ist, beson- 
ders erschwert. Den V erfassern war es anfänglich hauptsächlich darum 
zu tun, die in Deutschland zu Recht be stehenden Tarifvertriise zu 
sammeln und der Ocffentlichkeit zu übergeben. Dabei hat sich aber 
die Notwendigkeit einer Sichtung und Bearbeitung des Materials heraus- 
gestellt. Die Bearbeitung umfat 1577 Tarifvertri äge, die bis Mitte 
1905 gesammelt waren, darunter 400 aus dem Baugewerbe. Sie liegt 
im zweiten Band vor und enthält — je zunächst cine allgemeine 
Uebersicht gebend und dann auf die einzelnen Gewerbe einge hend —- 
die Darstellung der Arbeitszeit, der Arbeitslöhne und des übrigen Inhalts 
der Tarifverträge (Festsetzungen sozialpolitischer Natur, aui den Tarif- 
vertrag selbst bezüglic he Bestimmunge n). Aus dieser Zusammenstel- 
lung wird jeder, der mit dem Tarifv ertragswesen zu tun hat, eine Fülle 
von Anregung und Belehrung schöpfen können. Im Aufstellen von 
Schlufs olgerungen und ım Aussprechen alleemeiner Urteile zeigen die 
Verfasser durchweg eroße Zurückhaltung. Is sei ihre Feststellung 
hervorgehoben, daß die Dauer der Arbeitszeit in der Richtung vom 
Westen nach dem Osten Deutschlands zunimmt und dafs die gröfsten Städte 
die kürzeste Arbeitszeit, gleichwohl aber die höchsten Löhne aufweisen; 
zur Erklärung dieser Tatsache wird darauf hingewiesen, dafs die nie- 
drigen Löhne in den Gebieten bezahlt werden, in denen die Kosten 
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der Lebenshaltung geringere sind, in denen zudem die Landwirtschaft 
im Vordergrund steht. Eine Erfahrung, die auch sonst zu machen ist, 
wird von den Vcrfassern bestätigt, dall die Arbeiterschaft — von den 
Gewerben abgesehen, in denen die Akkordarbeit von jeher unbestrittene 
Regel war — auf Entlohnung nach Zeitlohn drängt; diese Erscheinung 
ist den Verfassern namentlich bei den Gewerben aufgefallen, in denen 
die Arbeit eine verhältnismäßig gleichmäßige ist und für ihre Wertung 
wenig spezialisierte Entlohnungsformen ausreichen. Im dritten Band 
ist eine Auswahl von 120 Tiarifverträgen, sowie der Buchdruckertarif 
abgedruckt. Er enthält ferner einen nach Gewerben geordneten Index 
aller einseckommenen Tarifverträge unter kurzer Angabe der Kontra- 
henten, der Gültigkeitsdauer und der Kündigungsbedingungen. Der 
erste Band, bearbeitet von Regierungsrat Dr. Leo, wird vielen Lesern 
besonders wertvoll scin. Er bietet die wissenschaftlichen Grundlagen, 
die dem Leser das Verständnis für die ganze Arbeit erleichtern sollen. 
Der Verfasser behandelt die wirtschaftlichen Gründe, die zu der noch 
vor einem Jahrzehnt nicht geahnten Entwicklung des Tarifvertrags- 
wesens geführt haben. Sodann berichtet er über den Standpunkt, den 
die Beteiligten, Arbeitgeber und Arbeitnchmer, zu der Frage ein- 
nehmen, ob sich der Abschluß von Tarifverträgen empfehle. Die Er- 
örterung der Gründe und Gegengründe spielt sich vor dem Leser nach 
Art einer kontradiktorischen Verhandlung ab. Vom Verfasser wird 
ausgeführt, dal der deutsche Arbeiter hinsichtlich der Beurteilung des 
Werts der Tarifverträge aus einem Saulus cin Paulus geworden sei, woge- 
sen weite Kreise der Arbeitgeber, namentlich der Großindustrie, auf ihrem 
grundsätzlich ablehnenden Standpunkt nach wie vor verharren. Als 
Gründe dieser Abneigung werden vom Verfasser folgende angeführt: 
die Arbeitgeber empfinden die tarifliche Gebundenheit als Hindemis 


für die leichte Anpassung an die Lage des Markts — besonders beim 
Hereinspielen auswärtiger Konkurrenz — und für die Ausnützung der 


Konjunktur; von der allzugroßsen Nivellierung der Lohnhöhe befürchten 
sie ein Sinken der Güte der Leistung; sie halten Tarifverträge in Ge- 
werben mit rasch sich ändernder Technik für geradezu unzweckmäßig, weil 
sie die Beweglichkeit der Industrie aufhalten; es bleibe ihnen nicht 
verborgen, dats die Arbeiterschaft, zumal bei der ausgesprochenen poli- 
tischen Färbung ihrer Verbände, jeden Tarifvertrag als Ausgangspunkt 
zu neuen für den nächsten Vertrag aufzustellenden Forderungen be- 
trachte ;, dazu komme die Unklarheit der rechtlichen Natur der Tarif- 
verträge, endlich tragen nationale Tarife den großen örtlichen Ver- 
schiedenheiten zu wenig Rechnung. Der Verfasser kommt zu dem 
Schluß, da die Arbeitgeberschaft angesichts dieser Schattenseiten der 
Tarifverträge ihren Vorteilen, die darin bestehen, daß für die Dauer 
der Geltung des Tarifvertrags keine Arbeitseinstellung zu besorgen 
ist und daii der Schmutzkonkurrenz Einhalt getan wird, überwiegend 
nur schr bedingten Wert beimesse. Für zuverlässige Freunde des Ge- 
dlankens, sich gegenscitig taritlich zu binden, erklärt er die Buchdruckerei- 
besitzer und die Unternehmer im Baugewerbe. Die oben erwähnte 
Tatsache, daf sich der Verfasser im allgemeinen darauf beschränkt, 
zu referieren, gilt namentlich von dem Abschnitt, der von der recht- 
lichen Natur des Tarifvertrags handelt. Er bietet ein treffliches Bild 
der zahlreichen Streitfragen, deren Gegenstand der Tarifvertrag ist, 
er setzt übrigens beim Leser eine gewisse Vertrautheit mit den hier 
hereinspielenden Privatrechtssätzen voraus; die Literatur ist angegeben, 
besonders auf die Arbeiten von Lotmar, Hüglın und Rundstein ist 
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vielfach verwiesen. Es sei hier die wichtige Frage genannt, ob die 
rechtliche Möglichkeit für die Kontrahenten des Tarifvertrags besteht, 
einen ‚\rbeitsvertrag mit tarifwidrigem Inhalt abzuschließen, und die 
weitere Frage nach dem Geltungsbereich des Tarifvertrags. Dieser 
erste Band enthält ferner einen geschichtlichen Rückblick, in dem 
namentlich auf das Buchdrucker- und das Schlägergewerbe eingegangen 
ist. Der neueste Vertrag im Buchdruckergewerbe (1906) ist abgedruckt; 
es bedarf kaum des Hinweises darauf, daß = Verfasser betont, in 
ihm sei zum erstenmal eine Garantieübernahme mit dem Verbands- 
vermögen für Handlungen der Mitglieder vertraglich bestimmt. Den 
Schluts macht eine Darstellung der rechtlichen Regelung des Tarif- 
vertragswesens im Ausland. Der Verfasser berührt die cigenartigen 
Verhältnisse in Neuseeland und Australien, wo den tariflichen Ab- 
machungen öftentlich-rechtliche Bedeutung zukommt, und erklärt sie 
damit, dafs dfese Länder am Wettbewerb auf dem Weltmarkt nicht 
teilnehmen. In scinem Schlußwort warnt er vor der Uebertragung 
solcher Versuche auf ganz anders geartete Verhältnisse, dagegen schließt 
er sich dem allgemeinen Wunsch an, daf sich endlich die Reichsge- 
setzeebung des Tarifvertragswesens annchmen und im Interesse der 
Gesamtheit die rechtliche Natur des Tarifvertrags, namentlich die 
rechtliche Verantwortlichkeit der Kontrahenten, sicherstellen möge. 
(H. Goebel.) 


16. Allgem. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 


Wernicke, Dr. F, Syndikus in Berlin, Der Mittelstand und seine wirt- 
schaftiiche Lage. 56. Heft der von Dr. Paul Herre herausgegebenen 
Sammlung »Wissenschaft und Bildunge, Einzeldarstellungen aus allen 
Gebieten des Wissens. Quelle u. Meyer, Leipzig 1909. 118 S., geb. 
M. 1.23. 

Der Inhalt zerfällt in 2 Teile: r. die Lage des Mittelstandes, 

Mittelstandspolitik. Im ersten Teil wird eine Begriffsdefinition des 
an ein reichhaltiges statistisches Material über den Mittel- 
stand und seine Lage, sowie eine Besprechung der modernen kapita- 
listischen Entwicklung gegeben. Im zweiten Teil werden die Mittel- 
standsforderungen kritisch beleuchtet. Es werden die negativen Mittel 
der Mittelstandspolitik, wie der Kampf gegen die Warenhäuser und 

Konsumvereine, die Frage des Betfähigungsnachweises und des Zunft- 

wesens besprochen. Sodann werden die sogenannten kleinen Mittel, 

wie die Frage des Submissionswesens und sonstige gewerbliche und 
kaufmännische Forderungen behandelt. Ein weiteres Kapitel bespricht 
alle einer wahren Gewerbeförderung dienenden Mittel einer positiven 

Mittelstandspolitik, und ein Schlufskapitel ist den Bestrebungen für den 

neuen Mittelstand gewidmet. Ein Verzeichnis der einschlägigen Lite- 

ratur sowie cin alphabetisches Sachregister vervollständigen “den Inhalt 
des Buüchleins. 


17. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


Die Lage des Dienstpersonals in den Hotel- und Cafibetrieben von Amster- 
dam. Kommissionsbericht II. Teil (in holländ. Sprache). Joh. Müller, 
Amsterdam 1908. 59 S. 

Die zur Untersuchung der Lage der Hotel- und Cafchausange- 
stellten eingesetzte Unterkommission läßt dem schon im Jahre 1907 
veröffentlichten Berichte über die Lage der Café- und Hotelkellner 
einen weiteren Bericht über das Resultat ihrer Erhebungen unter den 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XNXVII. 24 
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übrigen in Frage kommenden Personalgruppen folsen. Zuerst wird als 
Nachtrag zum ersten Bericht die kleine Gruppe der »Socictätskellner« 
behandelt, es folgen sodann die Einzeldarstellung der matcriellen und 
sozialen Lage des Buffetpersonals, des Küchenpersonals, der Portiers, 
Kondukteure, Hausknechte und des übrigen Hauspersuonals. In ciner 
» Zusammenlassung« sind dann die Resultate der Einzelberichte nach 
einheitlichen Gesichtspunkten verarbeitet. (M.) 


18. Handel und Verkehr und 19. Handels- und Kolonialpolitik. 


a Weltwirtschaft. Ein Jahr- und Lesebuch. Herausgegeben von E. 

Halle. I. Jahrgang 1907, III. Teil. Das Ausland. B. G. Teubner, 

ande und Berlin 1907. 288 S. M. 5.—. 

Mit den einschlägigen Verhältnissen vollkommen vertraute Fach- 
leute geben in diesem Buche einen Ueberblick über die Entwicklung 
der fremden Volkswirtschaften. Behandelt sind alle europäischen Staa- 
ten, die Union und Ostasien. Ferner ıst hier als Nachtrag zu Teil I 
der Bericht über die Entwickelung der deutschen Kolonien aus der 
Feder von H. Henoch angeschlossen. (ML) 
Die Weitwirtschaft. Ein Jahr- und Lesebuch. Herausgegeben von E. 

v. Halle, MI. Jahrgang 1908. I Teil. Internationale Uebersichten 
B. G. Teubner. Leipzig und Berlin 1908. 150 S. M. 6.— 

Das Jahrbuch hat aus formalen Gründen eine äulsere Umgestaltung 
erfahren. Um eine bessere Disposition der Tabellen zu ermöglichen 
und den Text übersichtlicher zu gestalten, ist das Format vergrößert 
worden. Die internationalen Uebersichten erstrecken sich wie im vori- 
gen Jahrgang auf folgende Gebiete: Weltpolitik, internationale Wirt- 
schaftspolitik, Urproduktion, Geld und Kredit, Welthandel und Welt- 
verkehr, Versicherungswesen, Technologie, Armenwesen, Wirtschafts- 
recht und staatliche Sozialpolitik. Die Zusammensetzung des Mit- 
arbeiterstabes hat teilweise eine Veränderung erfahren. (A.) 
Wilhelm, Dr. Julius, Sekretär des Österreichisch-ungarischen Ex- 

port-Vereins, Zxport und Exportforderung. Allred Hölder, Wien und 
Leipzig 1908. NII und 172 S. 

Die Schrift zerfällt in zwei Hauptteile. Der erste Teil behandelt 
das Wesen und die Bedeutung des Exports, der zweite behandelt die 
Mittel und Umstände, die der Exporttörderung dienen. So werden im 
ersten Teil erörtert! Begriff und Grundlage des Exports, die Ursachen 
des Weltverkehrs, die llandelsbilanzen, der Einfluss der Wanderbewe- 
gungen, der Warenpreise, des Zinsfutlses, der Verschuldung etc. auf 
den Export. Auch prinzipielle Auseinandersetzungen über Schutzzoll 
und Freihandel, Kolonialpohtik ete. werden geboten. Im zweiten Teil 
wird gezeigt, wie durch Volksvermehrung, durch Erhöhung der Lebens- 
haltung, Verbilligung der Produktion, durch Verkehrsreformen, Aus- 
stellunge n etc. der E xport gecfordert werden kann. Der Verfasser stcht 
auf dem Boden des Freihandels. (K.) 


20. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


Heber, Dr. Fritz, Die Postsparkassen als Volks- und Staatsbanken. 
Ergänzungsband XXVI der Zeitschrift für die gesamte Staatswissen- 
schaft. H. Laupp'sche Buchhandlung, Tübingen 1908. XI und 190 S. 
M. 5..—. 

Das vorliegende Buch bildet die erste umfassende Monographie 
des P’ostsparkassenwesens. Im ersten Kapitel gibt der Verfasser eine 
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auf amtlichem Material basierende Darstellung der historischen Ent- 
wicklung der Postsparkassen von 33 Ländern, wobei er besonders ihr 
Verhältnis zu den andern Sparkassen und ihre technischen Einrichtun- 
gen schildert. Gegen 80 verschiedene Tabellen zeigen die fortschrei- 
tenden Erfolge der Postsparkassen. Im zweiten Kapitel werden die 
verschiedenen Systeme, die technische Organisation der Postsparkasse, 
ferner die mannigfachen Mittel, neue Sparer heranzuziehen, zusammen- 
fassend behandelt. Der Verfasser kommt zu dem Schluß, daß die all- 
gemeinen Sparkassen nirgends in ihrer Weiterentwicklung gestört wor- 
den sind, weil die Postsparkassen sich hauptsächlich an die kleinen 
Sparer wenden, die die anderen nicht erreichen können oder ver- 
schmähen. Die Postsparkassen sind überall eine notwendige Ergän- 
zung der anderen Sparkassen, weil sie bis in die kleinsten Orte dringen, 
den ganzen Tag über geöffnet sind, die kleinsten Beträge an- 
nehmen, weil man bei ihnen an jedem Orte Geld einzahlen und er- 
heben kann, alles Vorzüge, die den übrigen Sparkassen fehlen. Im 
dritten Kapitel (Postsparkassen als Staatsbanken) behandelt der Ver- 
fasser, der selbst praktischer Bankmann ist, die Postscheck- und Giro- 
einrichtungen Oestcrreichs, Ungarns und der Schweiz, in ihrer enor- 
men Bedeutung für die Verbesserung der Zahltechnik. Das vierte Ka- 
pitel behandelt sodann die Bestrebungen zur Einführung ciner Post- 
sparkasse sowie des Postscheck- und Giroverkehrs im Deutschen Reiche. 
Es wird nachgewiesen, daß unser Sparwesen der Ergänzung durch eine 
Postsparkasse, die nach Zeit und Ort vermehrte Spargelegenbeit schaftt, 
drinsend bedarf, da noch viel mehr Spargelder aus der deutschen Be- 
völkerung herauszuholen sind. An den Bestimmungen über den Post- 
scheck- und Giroverkehr, der am 1. Januar 1909 in Deutschland in 
Kraft tritt, übt der Verfasser scharfe Kritik. Seiner Ansicht nach hat 
die neue Einrichtung wegen der mangelnden Verzinsung der Guthaben 
für die Verbesserung unserer Zahltechnik keine Bedeutung, sie stelle 
nur eine neue Art des Postanweisungsverkehrs mit denselben unwirt- 
schaftlichen Zahlformen wie bisher, nur mit anderen Formularen und 
mit niedrigeren Gebühren dar. 
Hilbert, Hans, Dr. phil, Je Kapitalanlagen der deutschen Privat- 
versicherungsge sellscha fte 7? a, ihre Bedeutung für den deutschen Geld- 
und Kapitalmarkt. G. Fischer, Jena 1908. XII und 214 S. M. 6.—. 


Der Verfasser geht von dem Gedanken aus, da die moderne 
volkswirtschaftliche Bedeutung der Versicherungen nicht mehr allein 
in der versicherungsmälsigen Bet ätigung liegt, sondern dafs sich dic 
Gesellschaften durch die wachsende Anhäufung von Kapitalien in stei- 
eendem Maße zu Kreditinstituten herausgebildet haben, die für den 
deutschen Geld- und Kapitalmarkt ähnliche B edeutung gewonnen haben 
wie Sparkassen und Depositenbanken 

Der erste (allgemeine) Teil der Arbeit gibt nun zunächst eine 
Untersuchung, wie weit die einzelnen Zweige der Versicherungen in ihrer 
kaufmännischen Be tätigung gehen dürfen, ohne den versiche: rungsmiifi- 
gen Betrieb zu gefährden. Im zweiten (speziellen) Teil wird ein Uebe T- 
blick über die gesamten Anlagen bei den deutschen Versicherungsge- 
sellschatten gegeben und an der Hand des statistischen Materials die 
praktische Lösung des kaufmännischen Problems durch die Gesell- 
schaften untersucht. In einem dritten Teile wird dann die Stellung- 
nahme des Staates gegenüber diesem Probleme in der Versicherung 
behandelt. 

aR a 
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Der Verfasser kommt zu dem Resultat, daß das Ma8 der Hypo- 
thekenanlagen bei den deutschen Lebensv ersicherungen absolut zu weit- 
schend sei, weniger wegen der schweren Realisierbarkeit der Forde- 
rungen als vielmehr aus Bedenken, die in der Bevorzugung eines lokal 
begrenzten Gebietes, wie es Berlin darstellt, liegen. Besonders tritt 
der Verfasser dafür ein, da8 die Gesellschaften mehr als bisher das 
Diskont- und Lombardgeschäft pflegen sollten. 


Proebst, Dr. Siegmund, Di Grundlagen unseres Depositen- und 
Scheckwesens. Band 59 der ‚Sammlung nationalökonomischer und 
statistischer Abhandlungen des staatsw issenschaftlichen Seminars zu 
Halle a. S., herausgegeben von Dr. Joh. Conrad«. G. Fischer, Jena 
1908. VIII und 173 S. M. 4.50. 

Der Verfasser des vorliegenden Buches, einer erweiterten Disser- 
tation, zeigt zunächst, in wie enger Verbindung die wichtigsten und 
aktuellsten finanzpolitischen Probleme mit der Forderung nach weiterer 
Einbürgerung des Scheckwesens bei uns stehen und weist sodann die 
Notwendigkeit des Scheck- und Giroverkehrs neben den anderen bar- 
geldersparenden Zahlungsarten nach. Einem kurzen Ueberblick über 
die geschichtliche Entwicklung schließt sich eine Darstellung der Tech- 
nik des Scheck- und Giroverkehrs an; besonders berücksichtigt wird 
hiebei der Reichsbank-Giroverkehr und das Hamburger Ueberweisungs- 
system, dessen vorbildliche Einrichtungen an der Hand der wichtigsten 
dabei verwendeten Formulare erläutert werden. 

Im Folgenden geht der Verfasser auf die Organisation des deut- 
schen Bankwesens ein, indem er zunächst die Banken mit überwiegen- 
dem Giroverkehr, wie die Reichsbank, die übrisen Notenbanken, die 
Bank des Berliner Kassenvcreins sowie die Frankfurter Bank, und 
dann die Institute mit überwiegendem Scheckverkehr: die Kgl. See- 
handlung, die Kgl. Bayer. Bank, unsere groten Kreditbanken, die Pro- 
vinzbanken und die Privatbankıers bespricht. Auch der überraschend 
entwickelte Scheckverkehr der RKreditgenossenschaften wird neben dem 

noch sehr erweiterungsfähigen der Sparkassen in den Kreis der Be- 
trachtungen gezogen. Diesem Ueberblick über das deutsche Bank- 
wesen wird nun das englische gegenüberrestellt, wobei es dem Ver- 
fasser besonders darum zu tun ist, auf die ım Grunde ganz gleichen 

Entwicklungstendenzen hinzuweisen und die so oft geforderte Trennung 

von Depositen- und Spekulationsbanken nach englischem Muster abzu- 

lehnen 

Auch einer gesetzlichen Regelung unseres Depositenwesens steht 
er nicht sy mpathisch serenüber, da er energisch die Meinung vertritt, 
dal unser Bankwesen trotz mancher Auswüchse doch von selbst den 
Uebergang zum überwiegenden Depositenbanksystem finden werde, ohne 
auf die Ausführung eines der zahlreichen zur Reform unseres Bank- 
wesens durch neuzugründende private oder staatliche Depositenanstal- 
ten gemachten Vorschläge angewiesen zu sein, deren Undurchführbar- 
keit er im einzelnen darzutun sucht. 

Der Verfasser geht dann noch auf die wichtigsten Sicherungs- 
maßßregeln zum Schutz der Scheckkontrahenten cin, und befürwortet 
hauptsächlich eine in vernünftigen Grenzen gehaltene Verwendung des 
Verrechnungsschecks sowie die Zulassung von zertifizierten Schecks. 

Ein Schlufskapitel ist dem Postscheckverkehr und dem aus der 
Verbindung der Postscheckämter verschiedener Länder von selbst sich 
ergebenden internationalen Giroverkehr gewidmet. 
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Als Anlagen enthält das Buch den Text des Scheckgesetzes und 
des Entwurfs von 1907, die Bekanntmachungen betreffend die Abrech- 
nungsstellen im Scheckverkehr und ein ausführliches Literaturver- 
zeichnis. 


Riesser, J, Prof., Geh. Justizrat, Finanzielle Kriegsbereitschaft und 
Kriegsführung. Gust. Fischer, Jena 1909. IV und 104 S. M. 2.40. 


Die überaus wichtige Frage, welche den Verfasser infolge einer an 
ihn vor ı?/a Jahren herangetretenen Anregung beschäftigt, wird syste- 
matisch nach folgenden Richtungen geprüft: 

1. inwieweit wir bereits im Frieden für einen Krieg finanziell vorbe- 
reitet sind (finanzielle Kriegsbereitschaft), 

2. in welcher Weise wir bei Kriegsausbruch Mittel und Kräfte liquid 
stellen können (finanzielle Mobilmachung), 

3. in welcher Weise wir für einen längeren Krieg die Mittel be- 
schaffen können und sollen (finanzielle Kriegführung). 


Nach einer Darlegung der finanziellen und wirtschaftlichen Folgen 
einer Kriegserklärung wird zunächst ad ı die Höhe der Kosten eines 
künftigen Krieges Deutschlands geprüft, wobei angenommen wird, 
daß wir nicht mehr als 2!/2—3 Mill. Mann einberufen werden. Sodann 
wird die Höhe der Staatsschulden Deutschlands und zwar, ob- 
wohl ein solcher Vergleich aus mehr als einem Grunde zu zweifel- 
losen Resultaten nicht führen kann, unter allen Vorbehalten im 
Vergleich mit den Staatsschulden der anderen Großmächte erörtert, 
sodann die sonstige Belastung der Bevölkerung in allen diesen Staaten 
mit Steuern und Abgaben und mit Ausgaben für Hcer und 
Flotte. 

Hierauf wird als für die finanzielle Mobilmachung besonders wich- 
tig de Organisation, Geschäftsführung und Liquidität 
der Reichsbank und der Privatbanken, Sparkassen und ge- 
wissen Kategorien von Genossenschaften untersucht, wobei be- 
sonders auf die Verschlechterung der Bankbilanzen in den letzten ı5 
Jahren und auf die Mittel zur Abhilfe eingegangen wird, und endlich 
wird der Zustand unserer Börsen (Fonds- und Produkten-Börsen) 
erörtert. 

ad 2 wird mit den erforderlichen Vorbehalten der Mobilmachungs- 
bedarf für die ersten Wochen nach der Kriegserklärung auf rund 2!/2 
Milliarden M. angenommen und in eingehender Erörterung festgestellt, 
daß diese Bedürfnisse durch Ausgabe von Banknoten, also ohne 
Aufnahme einer Anleihe, gedeckt werden können, wobei auch auf 
die Frage des Kriegsschatzes eingegangen und zur Erwägung gestellt 
wird, ob der heutige Kriegsschatz von 120 Millionen Mark, der in 
Gold aus bekannten Gründen derzeit nicht vermehrt werden kann, 
durch einen gleichhohen Kricgsschatz in Silber verstärkt werden könnte, 
der ohne jeden Verlust (abgesehen von den Zinsverlusten) aus den 
Silbergewinnen anzusammeln wäre. 

Hierauf wird zu den »finanzicllen Hilfsmafßfiregeln« 
übergegangen, zu welchen in erster Linie die »gesctzliche« (also 
durch Bundesrat und Reichstag zu beschliefßsende) Ermächtigung des 
Reichskanzlers gehört, gewisse Paragraphen des Reichsbankgesetzes 
für die Kriegsdauer zu suspendieren. Es wird insbesondere einge- 
gangen auf die lörhebung der Banknoten zu gesetzlichen Zahl- 
mitteln (welche Verfasser schon für Friedenszeiten empfiehlt), wäh- 
rend die Dritteldeckung nach der Ansicht des Verfassers auch 
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im Kriege aufrecht zu erhalten ist und es wird die Notwendigkeit be- 

tont, alsbald nach der Kriegserklärung die Pflicht, die Banknoten in 

Gold einzulösen, zu suspendieren, also den Zwangskurs der Bank- 

noten für die Kriegsdauer auszusprechen u. a. m. Dagegen spricht 

sich Verfasser für die Fortdauer derBankpublızıtät, also der 

Status-Veröffentlichungen der Reichsbank, auch im Kriege aus. 

Alsdann werden sonstige finanzielle Hilfsmafsregeln, wie Aus- 
fuhr- und Durchgangsverbote, Einführung von Ausfuhr- 
zöllen und Ausnahmctarifen für den Eisenbahntransport u. 
a. m. besprochen. 

ad 3. In dem Schlußabschnitt wird zunächst untersucht, in wel- 
cher Weise andere Länder die Deckung ihrer Kriegskosten versucht 
und durchgeführt haben, insbesondere England im Burenkriege 
(11. Okt. 1899 bis 31. März 1902|, Rufsland und Japan im russ.- 
japan. Kriege (20. Februar 1904— Ende August 1905), und zwar werden 
hier besonders alle die Maßnahmen beleuchtet, aus denen unsere 
finanzielle Kriegsführung direkte Folgerungen ziehen kann. In dieser 
Weise konnte, was aus naheliegenden Gründen auch erforderlich war, 
am Schlusse vermieden werden, im Detail die finanziellen Mafiregeln 
zu schildern, welche Deutschland ın einem künftigen Kriege zu treffen 
hätte. Es werden aber doch die wesentlichsten Grundlinien dessen 
dargelegt, was Deutschland in einem künftigen Kriege nach Ansicht 
des Verfassers tun und unterlassen muf, wobei, nach einer Er- 
örterung der dringenden Notwendigkeit einer durchgreifenden Reichs- 
finanzreform, davon ausgegangen wird, dafs die Kriegskosten nur 
etwa zu !/3 durch Steuererhöhungen, also etwa zu °s3 durch 
Inanspruchnahme des Staatskredits zu beschatten sind. 
Auf die Art und Weise des letzteren wird näher eingegangen und ge- 
prüft, ob Deutschland eine solche Belastungsprobe aushalten kann, was 
bejaht wird, indem zugleich die Fehler aufgedeckt werden, welche bei 
der Auflegung der Kriegsanleihe von 100 Mill. M. im Jahre 1870 ge- 
macht wurden und die in erster Lime nach Ansicht des Verfassers den 
Mifserfolg dieser Emission verschuldeten. 

Scheffler, Johannes, Das (eldwesen der Vereinigten Staaten von 
Amerika im 19. Jahrhundert vom Standpunkte des Staates. Karl J. 
Trübner, Strafiburg 1908. X und 123 S. M. 3.50. 

Die Arbeit stellt einen Versuch dar, die »Staatliche Theorie des 
Geldes« von Prof. Knapp auch für das Geldwesen der Vereinigten 
Staaten von Amerika zu verwerten und auf diese Weise ein klares 
und anschauliches Bild von ihm zu gewinnen. Das zugrunde gelegte 
Material bilden vor allen Dingen die einzelnen Münzgesetze sowie 
etwa erfolgte regiminale Mafiregeln der Union auf dem Gebiete des 
Geldwesens. Ilieraus ergibt es sich von selbst, dafs vorwiegend die 
verwaltungsrechtliche Seite des amerikanischen Geldwesens 
eingehend zur Darstellung welangt ist. Dadurch sind manche früher 
übersehene oder nur gestreifte Einzelheiten der Entwicklung in cin 
helleres Licht gerückt und nach ihrem Zusammenhange und ihrer 
wahren Bedeutung gewürdigt worden. | 
Warschauer, Otto Dr., Prof. d. Staatsw., Berlin: Bank- und Bör- 

seugesetsgchung in Deutschland. Ouellenmaterial zum Selbststudium und 
Geschättsgebrauch für Juristen, Nationalökonomen und Kaufleute 
systematisch zusammengestellt. Franz Vahlen, Berlin 1908. 136 S. 
Kart. M. 3.—. 
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Bisher fehlte es an einer Zusammenstellung aller derjenigen Ge- 
setze, die das Gesamtgebiet des Bank- undBörsenwesens 
betreffen, und an einer einheitlichen Zusammenfassung aller derjenigen 
Bestimmungen, die aus den verschiedenen Gesetzen für die Handhabung 
der Einzeltransaktionen in Betracht zu ziehen sind. Diese Lücke aus- 
zufüllen, ist der Zweck der vorliegenden Publikation, die ein systema- 
tisch gesichtetes Quellenmaterial enthält und somit als eine Art Lehr- 
buch gelten kann. Alle gesetzlichen Bestimmungen, Verwaltungsmaß- 
nahmen u. s. w., die das Lombard-, Hypotheken-, Diskont-, Emissions-, 
Etekten- und Kommissionsgeschäft, den Kontokorrent-, Scheck- und 
Giroverkehr, die Hypotheken- und Zettelbanken, die Zeitgeschäfte u. s. w. 
betreffen, sind aufgeführt, und dem Bedarf, gleichviel ob er dem theo- 
retischen Informationsdrang, dem praktischen Geschäftsbetrieb oder 
der Notwendigkeit der Rechtsbelehrung entspringt, wird somit ent- 
sprochen. 

21. Genossenschaftswesen. 


Jahrbuch des Zentralverbandes deutscher Konsumvereine. 6. Jahrg. Hamburg, 
1908. Verlagsanstalt des Zentralverbandes deutscher Konsumvereine. 
2 Bände. 798 und 803 S. M. 9.—. 

Das Jahrbuch berichtet über die Entwicklung und den Bestand des 
Zentralverbandes deutscher Konsumvereine und der damit verbundenen 
Institutionen: des Sekretariats, der Verlagsanstalt, der Unterstützungs- 
kasse und des Tarifamtes, ferner über Stand und Entwicklung der sie- 
ben Revisionsverbände und der Grofßeinkaufs-Gcsellschaft deutscher 
Konsumvereine sowie aller einzelnen Genossenschaften. Der erste Band 
enthält einen Bericht vom Verbandsvorsitzenden über die Tätigkeit des 
Vorstandes des Zentralverbandes im Jahre 1907. Im Anschluß daran 
referiert Generalsekretär H. Kaufmann über die Entwicklung des Zen- 
tralverbandes deutscher Konsumvereine im Jahre 1907, wobei auf die 
Theorie der Genossenschaftsbewegung, die konsumgenossenschaftlichen 
Kämpfe im Berichtsjahre und den Stand der deutschen (senossenschafts- 
bewegung am I. Januar 1907 eingegangen wird. An die Erörterungen 
über die allgemeine Genossenschaftsbewegung schließen sich Darlegun- 
gen über Stand und Entwicklung der deutschen Konsumgenossenschafts- 
bewegung unter spezieller Berücksichtigung des Zentralverbandes. Als 
Anhänge sind beigefügt: Bericht über “die” Entwicklung der Unterstüt- 
zungskasse des Zentralverbandes deutscher Konsumvereine und ein Be- 
richt über die Tätigkeit des T’arifamtes deutscher Konsumvereine. An 
die Abhandlungen schließt sich der stenographische Bericht über den 
(senossensc haftstag in Eisenach im Jahre 1908, der Geschäftsbericht der 
Grotseinkaufs- Gesellschaft deutscher Konsumvereine und der Bericht 
über die Generalversammlung der Grofleinkaufs-Gesellschaft deutscher 
Konsumvereine. Im zweiten Band wird die Entwicklung der 7 Revi- 
sıonsverbände geschildert, aus denen der Zentralverband deutscher Kon- 
sumvereine zusammengesetzt ist. Hicran schlieft sich der stenographi- 
sche Bericht über die Verhandlungen der Revisionsverbandstage. 


Totomianz, Konsumsereine. Ihre Geschichte, Theorie und Praxis 
iin russ. Sprache). II. Auflage. Petersburg 1908. 394 S. 2 R. 
Der Verfasser stellt in seinem ersten Kapitel über die Prinzipien 
und Theorie der Konsumgenossenschaften die grundlegenden Forderun- 
gen auf, die bei jedem KV. durchgeführt sein sollen. Von den Theo- 
retikern der Kooperation, namentlich in (Gestaltung der Konsumgenos- 
senschaften, behandelt er den Italiener Wernyanini, den Finnländer Ro- 
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senquist und Prof. Staudinger eingehend. Die Darstellung der Ent- 
stehung, Entwicklung und des gegenwärtigen Standes der Konsumver- 
eine in allen Ländern Europas “und Ver. Staaten bildet den Inhalt der 
folgenden Kapitel. England, Schweiz, Frankreich, Deutschland werden 
ganz ausführlich behandelt. Zahlreiches statistisches Material wird an- 
geführt. 

Interessant sind die Besprechungen der Konsumgenossenschaften 
in Rufsland, die schon manches geleistet haben. 

Der internationalen Koovperativvereinigung und deren Kongressen 
(an denen der Autor selbst teilgenommen hatı wird ein besonderes Ka- 
pitel gewidmet. Zum Schluß wird die Frage der Grenzen der Koope- 
rativbewegung behandelt. Hier warnt der Autor, namentlich seine rus- 
sischen Genossen, vor der Vermengung der politischen Parteiinteressen 
mit denjenigen der Kooperativbewegung. (G.) 


22. Finanz- und Steuerwesen. 


v. d. Borght, Dr. R, Die Entwickelung der Reichsfinanzen. Samm- 
lung Göschen. G. J. Göschen, Leipzig 1908. 170 S. gebd. M. 0.So. 

Die Schrift (bei deren Abfassung weder die Vorlagen noch die 
Denkschrift zur Reichsfinanzreform bekannt waren) will weiteren Krei- 
sen, die nicht in der Lage sind, sich mit den vorliegenden umfang- 
reichen Materialien im einzelnen bekannt zu machen, in möglichst kur- 
zer und übersichtlicher Form über alle bedeutungsvollen Tatsachen und 
Ergebnisse der bisherigen Entwickelung der Reichsfinanzen Aufschluß 
geben, und zwar sowohl über die Rechtsgrundlagen der Reichsfinanz- 
wirtschaft, als auch über das Ganze und die Hauptrichtungen des Geld- 
bedarfes und der Einnahmengewinnung, über Gestaltung und Fehler der 
Reichsschuldenwirtschaft, über die Unwirtschaftlichkeiten und sonstigen 
schweren Nachteile der V'erquickung zwischen Reichs- und Staatshnan- 
zen infolge der Ueberweisungen. Auf Grund des vorgebrachten Tat- 

sachenmate rials tritt der Ve rfasse r den Vorstellungen entgegen, als könne 
die an sich notwendige größere Sparsamkeit bei der inneren Reichs- 
zivilverwaltung (ohne Betriebsverwaltungen) eine wesentliche Entlastung 
bringen. Er zeigt, dafs die scit 1x73 eingeführten neuen Steucerarten 
keine nennenswerten Reichseinnahmen bewirkt haben, und daß die Art 
der Verwendung der Reichsanleihen deren unzulängliche Tilgung kei- 
neswegs rechtfertigen könne. Eine wirkliche Gesundung der Reichs- 
finanzen ist seiner Ansicht nach nicht möglich ohne Beseitigung des 
Ucberweisungssvstems, in dem er das eigentliche und stärkste Hinder- 
nis gesunder "und sparsamer Wirtschaft erblickt. Die Schlufsfolgerungen 
aus dem vorgebrachten Tatsachenmaterial werden im letzten Teile der 
Schrift kurz zusammengefafst, als Hauptaufgabe der Finanzreform wird 
dabei die Herbeiführung einer klaren Scheidung zwischen Reichs- und 
Staatsfinanzen hervorgehoben. 

Buckeley Dr, Die bayrische (Grundsteuer in ihrer Wirkung. Zentral- 

stelle des Bauernvcreins, Regensburg 1908. 106 S. M. 

Das Buch beruht auf einer Umfrage der Zentralstelle der baver. 
Bauernvereine (Chef: Dr. Heim). Von mehr als 1000 bayerischen Bauern 
ist abgedruckt: Personenzahl, der Besitzstand an Grund und Vieh, der 
jährliche Verkauf von Vieh, Getreide, Viktualien, die Selbstschlachtungen, 
Hypothek- und Bodenzinse, Grundsteuer. Daraus wurde für jeden der Ant- 
worter sein vermutlicher Rohe rtrag, seine Betriebsauslagen und seine Rein- 
einnahme aus Landwirtschaft berechnet und angegeben und der baver. 
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jetzigen Einkommensteuer sowie der württembergischen gegenübergestellt. 
In dem textlichen Teil sind neben der Erklärung der Tabellen insbesondere 
die Ursachen für die Ueberlebtheit der bayer. Grundsteuer dargestellt. 
Als Resultat ergibt sich, daß die jetzige bayer. Grundsteuer auf die 
tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnisse gleich Besteuerter ganz un- 
gleichartig und darum ungerecht wirkt und daß diese Ungerechtigkeit 
nicht durch eine bloße Reform des jetzigen Gesetzes beseitigt werden 
kann. 


L’Impöt municipal sur le revenu, pendant les exercices 1902—03, 1903 
—04, 1904—05. Communications Statistiques publiccs par le Bureau 
Municipal de Statistique d'Amsterdam Nr. 23. J. Muller, Amsterdam 
1908. 79 S. fl. 0.40. 

Der Bericht stellt eine Fortsetzung der früher erschienenen Ein- 
kommensteuerstatistik für 1898/9 —1901/02 (Statist. Mitteilungen Nr. 13) 
dar. Die in jener Veröffentlichung angewandte Methode, für eine längere 
Reihe von Jahren Zahlen zu geben, um einen Vergleich mit früheren 
Geschäftsjahren zu ermöglichen, ist beibehalten worden. 48 Tabcllen 
geben über die Entwicklung der Einkommensverhältnisse und über die 
Verschiebungen ınnerhalb der 63 Steuerklassen Aufschluß. Im Anhang 
wird das die Einkommensteuer betreffende Gemeindestatut im Wortlaut 
mitgeteilt. (M.) 
Lomnitz, Regierungsbaumeister a. D.. H., Die systematische Bearbei:- 

tung der Veröffentlichungen von Aktiengesellschaften. B. G. Teubner, 
Leipzig und Berlin 1908. VIII und 86 S. M. 3.—. 

Der Abhandlung liegen Vorträge zugrunde, welche der Verfasser 
in Sonderkursen der Gesellschaft für wirtschaftliche Ausbildung in Frank- 
furt a. M. und in Fortbildungskursen für höhere Staatsbeamte ebenda- 
selbst gehalten hat. Um die später folgenden Zusammenstellungen ver- 
ständlich zu machen, wird in den ersten drei Abschnitten der Aufbau 
der Bilanz, die Bedeutung der Abschreibung, Ueberabschreibungen etc. 
behandelt. Im letzten Abschnitte werden dann die für die systemati- 
schen Bearbeitungen der Veröffentlichungen notwendigen Tabellen und 
graphischen Darstellungen beschrieben und an Hand von sachlichen 
Beispielen und Vordrucken erläutert. Im Verlaufe der Ausführungen 
macht der Verfasser verschiedene beachtenswerte Vorschläge zur Reform 
der Aktiengesetzgebung, u. a. fordert er die Verpflichtung der Aktien- 
gesellschaft zur Aufstellung und Veröffentlichung einer Rentabilitäts- 
rechnung jeweils für die letzten 10 Jahre nach gesetzlich festzustellen- 
der Methode, die gleichzeitig die Unterlage für eine einwandsfreie Ak- 
tienstatistik bilden sollen. (M.) 
Lotz, Prof. Walther, Das dlufkommen der Gedwirtschaft im staat- 

lichen Haushalt. Vortrag, gehalten am 18. März 1908 in der Volks- 
wirtschaftlichen Gesellschaft in Berlin. Volkswirtschaftliche Zeit- 
fragen, Vorträge und Abhandlungen, herausgegeben von der Volks- 
wirtschaftlichen Gesellschaft in Berlin. Heft 238 (Jahrgang 30, Heft 6). 
Leonhard Simion Nf., Berlin 1908, 27 S. M. 1.—. 

Lotz untersucht, wie und mit welchen Mitteln es die englischen 
und französischen Könige während der Kreuzzüge und seit deren Aus- 
gang verstanden haben, geldwirtschaftlich zu verwalten und ihre Zen- 
tralgewalt zu stärken, während beides in Deutschland um dieselbe Zeit 
und später nicht der Zentralgewalt, sondern den Territorialherren, die 
sich aus den deutschen Reichsständen entwickeln, gelungen ist. Der 
Ursprung der Geldwirtschaft im Staatshaushalt knüpft an die antike 


378 Literatur-Änzeiger. 


Verwaltung an, deren Traditionen durch die Normannen und die Kirche 
vermittelt werden. Die ersten Finanzbeamten waren Kleriker. K.) 
Rechnung der Stadt Straßburg für das Rechnungsjahr 1906. Herausge- 

geben vom Statistischen Amt. Strabburg 1908. 357 S. 

Der Bericht zerfällt in zwei Teile, in die eigentliche Gemeinde- 
rechnung nebst Spezialrechnungen der Stiftungen, Institute und Betriebs- 
verwaltung und in die umfangreichen Erläuterungen zur Gemeinderech- 
nung. Letztere geben über die einzelnen Posten detaillierte Auskunft 
und stellen gleichzeitig einen wertvollen Beitrag zur Städtestatistik 
dar. (M.) 
Schwarz, Dr. Paul, Ein Keichspetroleummonoßpol. Verlag für Fach- 

literatur, Berlin 1908. 36 S. M. 1.30. 

Verfasser führt aus, dafs Deutschland auch im Falle eines Bovkotts 
der Standard Oil Company durch die Produktion Ocsterreichs, Rumä- 
niens und Rußlands und der unabhängigen amerikanischen Produzenten 
vollkommen gedeckt wäre. Für das Reich ergäbe sıch bei Einführung 
eines Handelsmonopols ein Jahressewinn von 5o—70 Mill. und bei 
einem Produktionsmonopol von 70 Mill. Mark. Verfasser schlägt zum 
Schlusse die Einführung eines gemischten, eines Handels- und Produk- 
tionsmonopols vor. 

Waldschmidt, Dr. jur. Walther, Direktor der Aktiengesellschaft 
Ludw. Loewe u. Co., Berlin. Kaufmännische Buchführung im staat- 
lichen und städtischen Betrieben. Nebst einem Anhange, enthaltend 
Auszüge aus den Haushaltsplänen des Preußischen Staates, der Städte 
Wiesbaden, Wien und Frankfurt am Main. Otto Liebmann, Berlin 
1908. 53 S. A. 1.—. 

Die Ursache der Unübersichtlichkeit des preufsischen Etats erblickt 
der Verfasser in dem veralteten Buchhaltungssystem. Nachdem die 
Unterschiede der Kameralbuchhaltungs und der doppelten Buchführung 
auseinandergesetzt sind, werden die Erfahrungen, die man in Ocster- 
reich, Italien und der Schweiz mit der doppelten Buchführung gemacht 
hat, mitgeteilt. Der Verfasser kommt zu dem Resultat, daft die kauf- 
männische Buchführung für diejenigen Verwältungszweige, welche nicht 
auf Gewinn gerichtete Unternehmungen sind, nicht geeignet ist, daf 
ihre Einführung dagegen unbedingt notwendig ist für die Öffentlichen 
wirtschaftlichen Unternehmungen, insbesondere für die Staatseisenbah- 
nen, da nur auf diese Weise das Staatsvermögen und seine Rentabilität 
einwandfrei ermittelt werden können. Staatsrechtliche Bedenken stehen 
nach Ansicht des Verfassers einem Voranschlag für das Gewinn- und 
Verlustkonto nicht entgegen. IM.) 


23. Wohnungsfrage. 

Eberstadt, Prof. Dr. Rud., Die englische Podenparzellierung und 
ihre lLergleichung mit deutschen. Einrichtungen. C. Heymann, Berlin 
1908. 61 und VS. M. 2.—. 

Im Gegensatz zu den ın wohnungspolitischen Arbeiten gebotenen 
Schilderungen der kommunalen und gemeinnützigen Bautätigkeit (Port 
Sunlisht, Bournville, Gemeindewohnungsbau) behandelt die Schrift aus- 
schheßslich das privatgewerbliche Bauwesen. Kin kurzes Vorwort gibt 
Auskunft über die Ziele der Darstellung. Die Schrift selbst zerfällt in 
5 Abschnitte, von denen der erste die allgemeinen Einrichtungen Eng- 
lands auf dem Gebicte der Bodenpolitik schildert. Die folgenden drei 
Abschnitte behandeln jeweils die Formen der PBodenautfteilung und 
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der Bauweise in drei verschiedenen Städten, nämlich in einer industrie- 
ellen Mittelstadt (Ipswich), in einer industrielosen Provinzstadt (Felix- 
stowe) und ın einem großstädtischen Wohnbezirk (Londoner Vorort). 

Der Schlußabschnitt gibt eine Zusammenfassung der Ergebnisse 
und zugleich eine Gegenüberstellung der entsprechenden deutschen 
Einrichtungen unter Mitteilung neuen Materials. 


24. Unterrichts- und Bildungswesen. 


List, Friedrich, Geschichtliche Einzeldarstellung aus dem nationalen 
System der politischen Oekonomie. Herausgegeben von O. Steinel, 
Professor in Kaiserslautern. L. Ehlermann, Leipzig 1908. 112 S. 


Das Büchlein, welches den 60. Band der von Dr. J. Ziehen heraus- 
gegebenen Sammlung »Deutsche Schulausgaben« bildet, ist für den 
Geschichtsunterricht an den Mittelschulen bestimmt, der, wie der Her- 
ausgeber in der Einleitung treffend ausführt, mehr als bisher anstreben 
muß, den wirtschaftlichen Hintergrund für die Geschehnisse richtig zu 
erkennen und zu deuten. Mit Rücksicht auf die Verwendbarkeit ist 
die Auswahl auf das erste Buch von Lists klassischem Werke beschränkt, 
der Text ist der »Sammlung sozialwissenschaftlicher Meister« von 
Waentig (Jena 1904) entnommen. M.) 


25. Jugendfürsorge und Armenwesen. 


ılgahd, Konrad, Kind und (Gesellschaft. (Beiträge zur Kinderfor- 
schung und Heilerziehung. Heft 52.) Beyer u. Söhne, Langensalza 
1908. 38 S. M. 0.60. 

I. Welchen Tatsachen sieht sıch die Gesellschaft gegenüber 
betr. die Ausnutzung kindlicher Arbeitskraft, des Alkoholismus, der Ver- 
wahrlosung der Kinder und der Jugendlichen, wie sie in der Fürsorgeer- 
zichungsstatistik uns entgegentritt. Was bedeuten Säuglingssterblichke it, 
Wohnungselend, Unehelichenjammer, Fraucnarbeit der Mütter? 

II. Papierne Hilfe, Persönlichkeitshilfe, Organisationen. Die Arbeit 
der bisherigen Träger ist nicht ausreichend. Kirchliche oder interkon- 
fessionelle "Organisation? Politische oder unpolitische Organisation? 
Es wird in den nächsten Jahren cin Kampf um die Jugendlichen 
sich erheben. Die Kinderfürsorge wäre zweckmäßig in ein Kinder- 
und Jugendschutzamt zu verlegen. Kleinstaaten sollten vorangehen. 


Pechmann, Auguste von, Die Patronage für jugendliche katholische 
Arbeiterinnen. Verband süddeutscher katholischer Arbeitervereine. 
München 1908. 79 S. Kart. M. 0.70. 

Zweck der Patronage ist, die jugendlichen, schulentlassenen katho- 
lischen Arbeiterinnen und Näherinnen vor den Gefahren der Strafe zu 
beschützen, ihnen Sonntags eine schuldlose Unterhaltung zu verschaffen 
ihre religiösen Kenntnisse zu erweitern. Die Schützlinge erhalten theo- 
retischen und wenn möglich praktischen Haushalts- und Handarbeits- 
unterricht, und es wird versucht, bei ihnen Verständnis für soziale 
Fragen zu wecken. In dieser Bezie hung sind die Patronagen Vorschu- 
len für die katholischen Arbeiterinnenvereine. Patronagen wurden zu- 
erst in Paris 1851 gegründet; dort lernte sie eine hochgestellte Dame 
der österreichischen Aristokratie kennen, verpflanzte sie nach Wien und 
anderen österreichischen Städten. 1x98 wurde die erste Patronage 
Deutschlands in München errichtet, der bald weitere in anderen süd- 
deutschen Städten folgten. Die Verfasserin, Vorsteherin ciner Patro- 
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nage in München, tritt warm für Gründung von Patronagen eın und 
macht den Leser in ausführlicher Weise mit ihrer Organisation bekannt. 
M.) 
Weydmann, F, Armensekretär der Stadt Straßburg, Dre Wander- 
armenfürsorge in Deutschland. Volksvereinsverlag M.-Gladbach 1908. 
104 S. M. 0.85. 

Verfasser tritt für eine bessere Regelung der Wanderarmenfrage 
ein und erörtert zu dem Zwecke die mangelhaften reichsgesetzlichen 
Bestimmungen, deren Anwendung das Landstreichertum geradezu züchte. 
Die einzelnen landesgesetzlichen Matinahmen seien unzulänglich und 
lückenhaft. An der sozialen und volkswirtschaftlichen Bedeutung des 
Wanderers wird die Notwendigkeit einer geordneten Fürsorge für die 
Wanderarmen gezcigt und zu dem Zwecke die vielgestaltigen, durch- 
gängig der privaten Initiative zu verdankenden Fürsorgecinrichtungen 
— wie Naturalverpflegungsstationen, Wanderarbeitsstätten, Arbeiterkolo- 
nien, Herbergen, Ledigenheime, Obdachlosenasvle u. s. w. — eingehend 
geschildert. Seine kritischen »Schlufsfolserungens schließt Verfasser 
mit dem Satze: »eine... streng individualisierende \Wanderarmenfür- 
sorge ist nur möglich bei einer allgemeinen Durchführung des Stations- 
netzes: das ganze Reich müßte mit cinem so engmaschigen Netze von nach 
einheitlichen Grundsätzen arbeitenden Wanderarbeitsstätten oder sonsti- 
gen ähnlichen Einrichtungen überzogen sein, dafl auch der gericbenste 
»Kundes kein Loch zum Durchschlipfen mehr finden könnte.«e Der 
Anhang bringt eine Reihe von Ärbeits-, Wander- und Ilausordnungen, 
Satzungen und statistisches Material. 


26. Kriminologie, Strafrecht. 
Beling, Prof. Dr. F, Die Vergeltungsidee und ihre Bedeutung für das 
Strafrecht. W. Engelmann, Leipzig ıgos. 160 S. M. 4.—. 

Die heute beliebte Problemstellung: »Ruht das Strafrecht (und 
soll es ruhen) auf dem Vergeltungs- oder dem Präventionsgedanken ?« 
— unterstellt, da nur entweder staatliche Vergeltung oder staat- 
liche Vorbeugung stattzufinden habe, und dafs ın jedem Falle das 
Strafrecht es sci, das für die eine oder die andere Staatstätiekceit 
dienstbar zu machen sei. Diese Problemstellung ist falsch. Es handelt 
sich vielmehr um zwei verschiedene Staatsaufsaben, die beide durch- 
aus berechtigt sind; speziell die Vergeltung ist für den Staat not- 
wendig nicht aus metaphvsischen Erwägungen, sondern aus der te- 
leologischen Erwägung heraus, dafs der Staat scine Autorität wahrt, 
wenn er dem die Rechtsgenossen als sittliche Forderung beherrschen- 
den Vergeltungsbedürfnis Genuge trägt, während scine Autorität bei 
grundsätzlicher Abstandnahme von Vergeltung Abbruch erleiden 
würde. Die beiden Rechtsteile nun das Vergeltungsrecht auf der einen, 
das Präventionsrecht auf der anderen Seite, Jifferieren durchaus in An- 
sehung ihrer Voraussetzungen wie ihrer praktischen Resultate; am deut- 
lichsten zeigt sich ihr Auseinandertallen hinsichtlich einmal des unge- 
fährlichen Verbrechers, sodann hinsichtlich des gefährlichen Individu- 
ums, das ein Verbrechen nicht begangen hat. Jeder der beiden Rechts- 
teile ist deshalb in voller Reinheit auszuprägen (so jedoch, dafs Ver- 
geltung nur insoweit stattzufinden hat, als sie im Interesse der Auto- 
ritätswahrung erforderlich ist, und dieses Interesse nicht durch stärkere 
Gegeninteressen, als welche auch Präventionsinteressen in Frage kom- 
men können, überwogen wird). Welcher der beiden Rechtsteile dabei 
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»das Strafrecht« zu heißen hat, kann nicht zweifelhaft sein: Strafrecht 
ist ausschließlich das Vergeltungsrecht. Das Präventionsrecht ist ein 
(von ihm ganz unabhängiger) Teil des Verwaltungs- (Sicherheitspolizei-) 
Rechts. Im konkreten Falle können möglicherweise Vergeltung und 
Prävention sozusagen in Idealkonkurrenz treten, insofern die beider- 
seitigen Voraussetzungen vorliegen; ist es dann möglich, durch eine ein- 
zige Mafiregel beiden Zwecken gerecht zu werden, so ist dies sehr will- 
kommen; wo das aber nicht angeht, müssen Strafe und Vorbeugungsmaß- 
regel neben einander angewendet werden. Jedenfalls kann das neue 
StGB. nur von dem Vergeltungsgedanken beherrscht sein, denn das 
Vorbeugungsrecht ist in seiner Eigenschaft als Geist des Verwaltungs- 
rechts nach der RVerfassung überhaupt nicht Sache der Reichsgesetz- 
gebung, solange nicht ein verfassungänderndes Reichsgesetz die Ge- 
setzgebungskompetenz des Reichs nach dieser Richtung hin erweitert. 


Neter, Dr. med. E., Mannheim, Die Behandlung des straffällıgen Kin- 
des (Der Arzt als Erzicher, Heft 30). Verlag d. »ÄAcrztlichen Rund- 
schaus, München 1908. M. 1.50, gbd. 2.25. 

Eine psychologische Betrachtung der strafrechtlichen Behandlung 
unserer kriminellen Jugend. Ver fasser weist auf die Unzulänglichkeit 
unseres derzeitigen strafrechtlichen Vorgehens Jugendlichen gegenüber 
hin; er zeigt, wic unsere Gesctzgebung in dieser Materie den psycho- 
logischen und pädagogischen Erfahrungen widerspricht: die Frage der 
amerikanischen diesbezüglichen Einrichtungen (Jugendgerichtshöfe, Sy- 
stem der Reformation, die Probation u. s. w.) wird ausführlich erörtert, 
und im letzten Teil der Brochüre sucht der Verfasser die Richtung zu 
kennzeichnen, in welcher die Reform unscres Strafrechts der krimi- 
nellen Jugend gegenüber zu erfolgen hat. Als Anhang ist der Broschüre 
eine Ucbersetzung des dänischen Gesetzes über die Behandlung 
verbrecherischer und verwahrloster Kinder und junger Personen bei- 
gefügt. 

27. Soziale Hygiene. 


Aassowitz, Prof. Dr. Max, Der theoretische Nährwert des Alkohols. 
Julius Springer, Berlin 1908. 58 S. M. r-. 

Der Alkohol ist ein narkotisches Gift wie Acther, Chloroform, 
Chloralhydrat, und kann, wie diese, immer nur giftige und nicmals 
nährende Wirkungen entfalten. Die Nahrung dient dazu, die chemi- 
schen Einheiten der lebenden Substanz aufzubauen, die Giftwirkung 
dagegen beruht auf der Zerstörung der Moleküle des Protoplasmas, 
Der Muskel ist keine kalorische Maschine, in der durch Verbrennung 
‘von Nahrungsstoffen mechanische Arbeit geleistet wird, sondern er lei- 
stet mechanische Arbeit durch seine Gestaltenänderung, die durch einen 
Wechsel von Zerfall und Aufbau seiner beiden protoplasmatischen Be- 
standteile bewirkt wird. Der Alkohol als Protoplasmagift kann daher 
nur schädivend auf die Muskelarbeit und die anderen vitalen Leistun- 
gen des Organismus einwirken; und diese theoretische Deduktion wird 
durch die alltägliche Erfahrung (besonders der Sportsleute) und durch 
das physiologische Experiment in guter Uebercinstimmung bestätigt. 
Veröffentlichungen des Vereins für Säuglingsfürsorge im Regierungsbe- 

Sirk Düsseldorf, herausgegeben von Professor Dr. Schlossmann 
und Dr. Marie Baum. Heft 1, 59 8, M. 1.—. Heft 2, 50 S, 
M. 1.—. Berlin 1908, Carl Heymann. 

Die Sammlung verfolgt den Zweck, bedeutsame Einzelfragen auf 
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dem Gebiet des Mutter- und Säuglingsschutzes zu behandeln. Im Hin- 
blick darauf, da die Kindersterblichkeit mit wirtschaftlichen, sozialen, 
hygienischen und ethischen Problemen aufs innigste verwachsen ist, 
kann ein wirksamer Schutz für Säuglinge und ihre Mutter nur auf einer 
ganz breiten, alle diese Fragen umfassenden Grundlage gedeihen. 

Heft I der Veröttentlicnungen ist die stenographische Wiedergabe 
einer vom Vercin für Säauglingsfürsorge veranstalteten Konferenz, wel- 
cher das Thema ‚Berufsvo rmundschaft und Kostkinder- 
frage mitbesondererBerücksichtigung der im ersten 
Leben sjahre stehenden Kindere zugrunde gelegt war. 

Die Referate ruhten in den Händen eines Vormundschaftsrichters, 
J. F. Landsberg-Lennep, und eines praktischen Berufsvormundes, Bei- 
geordneter Golsmann-Strafiburg 1. E. Beide Referenten begründeten 
eingehend die Forderungen des Ausbaues der beruflichen Bevormun- 
dung. In der angeregten Diskussion trat wieder einmal schroff der 
Gegensatz zu Tage, der zwischen der Beurteilung der Berufsvormund- 
schaft bei vielen “Juristen einerseits und den in der praktischen Für- 
sorge stehenden Personen andererseits herrscht. 

Während diese einstimmig ein Versagen der FEinzelvormundschaft 
als einzige Form der Bevormundung konstatieren und als Ergänzung 
die berufliche Bevormundung fordern, vermag sich der dem prakti- 
schen Leben und den veränderten wirtschaftlichen und sozialen Be- 
dingungen unserer Zeit fernerstehende Jurist von dem Idealbild der 
Einzelvormundschaft nur schwer loszulösen. 

Auch Heft II der Veröttentlichungen befaflt sich mit der Frage 
der Vormundschaft. 

Unter dem Titel -Vormundschaft und Pflegschaft 
übervermögenslose Minderjährigese stellt die Verfasserin, 
Dr. Marie Baum, in der Form von Frage und Antwort die wesent- 
lichsten einschlägigen Bestimmungen zusammen. 

Der Zweck der kleinen Schrift ist es einmal, den Ueberblick über 
das gesamte Feld der vormundschaftlichen Betätivung zu erleichtern 
und zugleich die Grenzen zwischen den Arbeitsgebieten des Vormun- 
des, Gemeindewaisenräates und Vormundschaftsgerichtes, sowie zwischen 
dem des Einzel- und Berufsvormundes aufzuweisen. Sie verfolgt dem- 
nach hauptsächlich praktische, belehrende Zwecke, übt aber zugleich 
scharfe Kritik an mancher bestehenden Praxis des Vormundschatts- 
wesens. 

28. Frauenfrage und Sexualethik. 


Wegner, Marie, Merkbuch der Frauenbewegung. Heraussegeben vom 
Bunde Deutscher Frauenvereine B. G. Teubner, Leipzig 1908. 

152 S. M. 

In dem Buche hat die Vorsitzende der Propagandakommission 
des Bundes Deutscher Frauenvereine zum erstenmal alle deutschen 
Frauenvereine, die dafür eintreten, daR der Frau das gleiche Recht 
zuteil wird, wie dem Mann, zusammengestellt. Die Einleitung bringt 
einen Bericht über den internationalen Frauenweltbund mit seinen 23 
Nationalverbänden. Ausfuhrlicher ist der Bund Deutscher Frauen- 
vereine, seine Ziele und seine bisher geleistete Arbeit behandelt. Jeder 
Verband und Verein, der dem Bunde angehört. ist mit einem kurzen 
Tätirkeitsbericht und der Adresse seiner Vorsitzenden aufeefuhrt. Der 
zweite Teil enthält die nicht dem Bunde angeschlossenen Frauenvereine 
und die Arbeiterinnenorganisationen. Den Schlufs bildet eine Zusam- 
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menstellung der Orte und Arbeitsgebiete, in denen die Frauen bereits 

Beachtenswertes geleistet haben. Das Buch gibt nicht nur eine Fülle 

von Adressen, die jede in der Frauenbewegung stehende Frau braucht, 

es erleichtert auch den Ueberblick über die von der Frauenbewegung 
bisher geleistete Arbeit. 

Schneider, Camillo Carl, Die Prostituierte und die (Gesellschaft. 
Eine soziologisch-ethische Studie. J. A. Barth, Leipzig 1908. 248 S. 
M. 4.80. 

Der Verfasser hat sich die Aufgabe gestellt, in streng objektiver 
Weise, gestützt auf reiche persönliche Erfahrungen und unter Benutzung 
umfangreichen amtlichen Materials die der Prostitution fernstehenden 
Kreise mit dem Leben und der Wesensart der Prostituierten bekannt 
zu machen und ihre Beziehungen zu allen Gesellschaftsklassen klarzu- 
legen. Ohne Prüderie und Voreingenommenheit tritt er an das schwie- 
rige Problem heran, mit bewunderungswürdigem Freimut teilt er seine 
eigenen bitteren Erfahrungen auf diesem Gebiet dem Leser mit. Nach- 
dem im ersten Abschnitt die materielle und- soziale Lage der verschie- 
denen Kategorien von eingeschriebenen Prostituierten eingehend be- 
handelt ıst, werden im folgenden Art und Gefährlichkeit der Geschlechts- 
krankheiten erörtert und der Einfluß der Prostitution auf ihre Verbrei- 
tung klargelegt. Des weiteren nimmt der Verfasser zu den verschiedenen 
Besserungsvorschlägen, insbesondere zum Neoreglementarismus, Stellung. 
Er bekennt sich als Anhänger des Abolitionismus. Die »Prostitution im 
engeren Sinne« führt er auf soziale Mifsstände (Wohnungselend) zurück ; 
Schneider hat eine hohe Auffassung vom Weibe, das er auch in der 
Dirne achtet. Dieses und sein Gerechtigkeitsgefühl veranlassen ihn, 
die Reglementierung als direkt schädlich zu verwerfen, da sie ihren 
Zweck, die Einschränkung der Geschlechtskrankheiten, nicht erfüllt, 
einer Besserung der trostlosen Lage der Prostituierten aber hindernd 
im Wege steht und ihre sittlichen Qualitäten herabdrückt. Die Grund- 
ursachen der »Prostitution im weitesten Sinne«, worunter Schneider die 
gegenseitige sexuelle Annäherung und Hingabe von Weib und Mann 
aufserhalb einer engeren Liebesgemeinshaft versteht, erblickt er in den 
minderwertigen Charaktereigenschaften des Durchschnittsmenschen, die 
er durch eine von hohen sittlichen Idealen geleitete Hıziehung be- 
kämpft sehen will. Zur Einschränkung der Geschlechtskrankheiten 
wird empfohlen, alle Erkrankten diskret und unentgeltlich von Staats 
wegen behandeln zu lassen, wogegen diese bel Strafe verpflichtet sein 
sollen, sich jedes Geschlechtsverkehrs zu enthalten. (M) 


29. Staatsrecht. 


Rhamm, Albert, Landessyndikus a. D., Das Staatsrecht des Herzog- 
Zums Braunschweig. BA, IV der Sammlung: Das Öffentliche Recht der 
Gegenwart. Herausgegeben von Jellinek, Laband und Piloty. J.C. B 
Mohr, Tubingen 1908. 184 S. M. 5.--. 

Die einzige systematische Darstellung des braunschweigischen 
Staatsrechts von Otto (in Marquardsens Handbuch d. öffentl. Rechts 
Bd. 3, Halbbd. 2, Abt. I S. 95—ı34) ist vor 25 Jahren erschienen und 
infolge der auf allen Gebieten des öffentlichen Rechts rastlos fort- 
schreitenden Gesetzgebung völlig veraltet. Die vorliegende Neubear- 
beitung des Staatsrechts des Herzogtums Braunschweig schliefst sich, 
wenngleich auf der Grundlage einer abweichenden systematischen An. 
ordnung, ihrer Vorgängerin vielfach, hier und da selbst im Wortlaut 
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an, die Ausführung ist jedoch erweitert und die Darstellung erstreckt 
sich auch auf das von Otto nicht berücksichtigte gesamte Gebiet der 
inneren einschließlich der wirtschaftlichen Verwaltung. Es liegt daher 
tatsächlich ein selbständiges neues Werk vor. Nach einer neuen ge- 
schichtlichen Einleitung werden im ersten Teile eingehend die Grund- 
lagen und die Organisation des Staates behandelt, während der zweite 
Teil sich mit den rechtlichen Verhältnissen verschiedener Verwaltungs- 
zweige befafit. Im Anhange sind dem Werke ein genauer Abdruck der 
neuen Landschaftsordnung vom ı2. Oktober 1832 unter Berücksichti- 
gung der späteren Aenderungen sowie mehrerer die Ordnung der Re- 
gentschatftsv erhältnisse betreffenden Gesetze beigegeben. (M.) 


Richter, D. O., Der Reichsfiskus. Aus den Abhandlungen herausge- 
veben von Zorn und Stier-Somlo. Bd. IV, Heft 3. J. C. B. Mohr, 
Tübingen 1908. 102 S. M. 

In einer der Darstellung des Reichsfiskus vorangeschickten, dem 
Fiskus i. A. gewidmeten > »Grundlegung« kommt der Verfasser an der 
Hand historischer Erörterungen zu dem Ergebnis, daß der moderne 
Fiskus als der »Staat als Subjekt von — privaten wie Öffentlichen — 
Vermögensrechten« zu definieren sei, daß er ein Gebilde des öffent- 
lichen Rechts darstelle und deshalb grundsätzlich nach solchem zu be- 
urteilen sei. Es folgt hierauf die Festlegung und Umgrenzung des 
Begriffs des Reic hsfiskus, alsdann die Darstellung der einzelnen Statio- 
nen des Reichstiskus, Wobei in eingehender Betrachtung die Streitfrage 
nach der Art des Militärfskus in Preußen, Sachsen, Württemberg zu 
Gunsten des Reichsmilitärfiskus gelöst wird. Im folgenden Abschnitt 
behandelt der Verfasser die Rechtsbeziehungen des Reichsfiskus, die 
er unter Ablehnung der Einteilung nach Verwaltungs- und Finanzver- 
mögen nach ihrer “dinglichen und "obligatorischen Rechtsnatur trennt. 
Der letzte Abschnitt bringt die Darstellung des für den Reichsfiskus 
geltenden Rechts. Die Befugnis, solches zu beschaffen, wird allein 
dem Reiche zuerkannt; die geltenden Rechtsnormen werden streng 
darnach geschieden, ob sie den Reichsfiskus als Privatwirtschaftssub- 
jekt treffen oder nicht; als solche letzterer Art werden schließlich die 
Normen über Vertretung, Gerichtsstand, Besteuerung des Reichsfiskus 
und die des Reichseigentumsgesetzes erörtert. 


30. Gewerbe-, Vereins- u. s. w. Recht*). 
Zeitler, Dr. R., Die rechtliche Natur des Arbeitstarifvertrages. O. Deck, 
München 1908. 132 5. M. 3.60. 

Nach einigen öinleitenden Bemerkungen über den sozialökonomi- 
schen Zweck des Tarifvertr ages prüft der Verfasser zunächst die rechts- 
geschäftliche Verbindlie hkeit des Tarifv ertrages. Diese wird prinzipiell 
bejaht, jedoch mit der Einschränkung, daß nur die von einzelnen 
Arbeitern und Arbeitgebern sowie durch Organisationen abgeschlossenen 
Tarifverträge die Rechtsgültiekeit besitzen. Verträge zwischen öffentlich 
gewählten Vertretern der Arbeiterklasse und Arbeitgebern werden, dem 
Solidaritatsgefüuhl der Arbeitermassen entsprechend, nicht von einzelnen 
Personen, wie L,otmar falschlicherweise annehme, abgeschlossen, son- 
dern von einer Berufsklasse als solcher, die nach den (Grundsätzen des 
zur Zeit geltenden Privatrechts der Handlungsfahikeit und damit der 
Fahickeit, Verträge abzuschließen, entbehre. Soweit ein Abschluß des 
Vertrages durch Organisationen erfolgt, ist nach der Auffassung Zeit- 








*) Val. auch unter Nr. 15 (Gewerkvereine und Tarifivesen). 
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ler’s im Zweifel anzunehmen, daß nicht das einzelne Organisations- 
mitglied, sondern lediglich die Organisation durch den Tarifvertrag 
berechtigt und verpflichtet wird (Verbandstheorie). Was die Vertrags- 
qualität des Tarifvertrages anlangt, so bekämpft der Verfasser den 
Standpunkt von Raynaud und Prenner, die im Tarifvertrag einen echten 
Vertrag zu Gunsten Dritter erblicken. Der Tarifvertrag enthalte zwar, 
falls er auf einer Seite von einer Organisation geschlossen werde, 
Leistungsversprechen zu Gunsten Dritter, ein selbständiges Recht des 
Dritten (nämlich des einzelnen Organisationsmitglieds) werde dadurch 
aber nicht begründet. In jedem Verbandstarif seien übrigens auch 
sog. Leistungsversprechungen zu Lasten Dritter zu finden; so ver- 
spreche die vertragschliefßende Organisation, mit allen ihr zur Verfü- 
gung stehenden Mitteln auf ihre Mitglieder einzuwirken, damit diese so 
handeln, als wären sie selbst durch den Vertrag verpflichtet. 

Der Verfasser kommt zu dem Schlusse, daß sich die Wesenheit 
des Tarifvertrages weder mit dem Begriffe Vertrag zu Gunsten eines 
Dritten noch mit dem des Vertrages zu Lasten eines Dritten erklären 
lasse. Der Tarifvertrag ist nach ihm ein gegenseitiger Innominatkon- 
trakt, der über den Inhalt zukünftiger Arbeitsverträge Bestimmungen 
enthält, deren Beobachtung die Kontrahenten durch sich oder andere 
unter Ausschaltung des Klassenkampfes versprechen. 

Aus diesen theoretischen Ergebnissen werden sodann die prakti- 
schen Folgerungen gezogen. Für sämtliche in Betracht kommende 
Arten des Vertragsschlusses werden die einzelnen Rechte und Pflichten 
der Kontrahenten aus dem Tarifvertrag des Näheren besprochen. Wei- 
tere Kapitel sind dem Geltungsbereich und dem Tarifbruch mit dessen 
Folgen (Klage auf Erfüllung, Zwangsvollstreckung, Schadensersatz) ge- 
widmet. Den Schluß bildet eine Untersuchung über das Verhältnis 
des Tarifvertrages zum Arbeitsvertrag. Unter eingehender Begründung 
wird die Lotmarsche Unabdingbarkeitstheorie als unvereinbar mit den 
bestehenden Gesetzen verworfen. 


31. Politik, 


Köhler, Dr. W., Professor an der Universität Gießen, Katholizismus 
und moderner Staat. Sammlung gemeinverständlicher Vorträge und 
Schriften aus dem Gcbiete der Theologie und Religionsgeschichte, 
53. J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), Tübingen 1908. VIII und 43 S. 
M. 1.—. 

Ein Vortrag, den der Verfasser auf der Frühjahrsversammlung der 
»Freunde der christlichen Welt aus Süddeutschland und der Schweiz« 
am 23. April 1908 in Darmstadt und schon vorher im protestantisch- 
liberalen Verein zu Straßburg i. E. gehalten hat. Das Problem des 
Verhältnisses von Staat und Katholizismus wird zunächst historisch be- 
handelt. Es wird besonders auf die Entwicklung in Frankreich hinge- 
wiesen. Aus dieser Betrachtung ergeben sich gewisse praktische Fol- 
gerungen, die darauf abzielen, einen modus vivendi für zwei unverein- 
bare Gegensätze zu finden. (K.) 


Markovitsch, Dr. B., Universitätsprofessor in Belgrad, Die serbische Auf- 
fassung der bosnischen Frage. Emil Ebering, Berlin 1908. 14 S. 
Der Verfasser sucht durch dieses Buch serbischerseits die Inter- 
essen Serbiens in der bosnischen Frage dem deutschen Publikum näher 
zurücken. Er willdie Gemeinsamkeit der serbisch-bosnischen Interessen 
zunächst vom Standpunkt der jetzt annektierten Provinzen Bosnien und 
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Herzegovina und dann vom serbischen Standpunkte aus, sowohl nach 
der nationalen wie wirtschaftlich-kulturellen und rein politischen Seite 
hin darlegen und so Serbiens Haltung gegenüber Oesterreich-Ungarn, 
hervorgerufen durch die Annexion der Okkupationsländer, zu recht- 
fertigen suchen. 


Naumann, Friedrich, Das Ideal der Freiheit. Buchverlag der 
»Hilfe«e. Berlin-Schöneberg 1908. 40 S. M. o.5o. 

Das Ideal der Freiheit ist wandelbar; es ändert seine Gestalt im 
Laufe der Geschichte. Naumann sucht die Gestalt, die es im Zeitalter 
des politischen und wirtschaftlichen Großbetriebs angenommen hat, zu 
erfassen. Immer aber beruht das Ideal auf der Freiheitsliebe der ein- 
zelnen Persönlichkeit. (K.) 


Wagner, Justizrat und Generalsekretär Vosdberg, Der Polenspie- 
gel, Puttkammer und Mühlbrecht, Berlin 1908. LXIV und 340 S. 
M. 4.80. 

Das Buch enthält über soo Ausschnitte aus 56 polnischen Zeituns 
gen, die eine vollständige Uebersicht gewähren sollen über die »deutsch- 
feindlichen Umtriebe der Polen mit dem Ziel der Errichtung eines 
neuen polnischen Reiches«. Die Uebersicht über diese 500 Ausschnitte 
wird durch eine systematisch geordnete Inhaltsangabe ermöglicht. An- 
geschlossen sind eine große Anzahl polnischer programmatischer Er- 
klärungen, Statuten und Auszüge aus polnischen Broschüren und 
sonstigen Schriftstücken. Eingeleitet wird die Sammlung durch einige 
Ausführungen, die darlegen wollen, daß die Teilung Polens kein Un- 
recht, sondern eine notwendige Folge der Mißwirtschaft des gänzlich 
verfallenen polnischen Staates war. Es wird nachzuweisen ge- 
sucht, daß es in der Ostmark keine »polnische Erdee gibt, da kein 
Landstrich vorhanden sei, der nicht von Alters her von Deutschen be- 
wohnt war, und dessen Kulturzustand nicht auf deutscher Arbeit be- 
ruhe. Den Schluß bildet eine Darlegung, derzufolge weder der Wiener 
Kongref3 noch die Kundgebungen der preußischen Könige irgend einen 
Rechtstitel für die polnischen Ansprüche auf eine Sonderstellung bilden. 

Das Buch liefert reiches Material für jeden, der sich mit der 
Polenpolitik beschäftigt und der sich mit dem extremen Standpunkt 
der Vertreter des Ostmarkenvereins bekannt machen will. 

Wegener, Dr. Friedrich, Die deutsch-konservative Partei und ihre 
Aufgaben für die Gegenwart. Dritte Auflage. (Die Politik. Eine staats- 
wissenschaftliche Hausbücherei. Heft 4.) C. A. Schwetschke und 
Sohn. Berlin 1908. 92 S. M. 1.—. 

Wegener findet die Wurzeln des Konservatismus in den Kreisen, von 
denen die Reaktion gegen die große französische Revolution ausging 
und in denen die Romantik sich ausbreitete. Er erzählt, wie die kon- 
servative Partei entstanden ist und wie die Kreuzzeitung gegründet 
wurde. Zum Schluß spricht er ganz im allgemeinen von den Aufgaben 
der deutsch-konservativen Partei, zu deren Prinzipien der Verfasser sich 
selbst bekennt. 


Druckfehler-Berichtigung: 
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Die Sozilallehren der christlichen Kırchen. 


Von 


ERNEL ERGO 


Zweiter Hauptteil: Der mittelalterliche Katholizismus. 


9. Das absolute Gottes-und Naturrechtunddie 
Sekten. 

Ehe zur Darstellung der großen reformatorischen Neubildungen 
fortgeschritten werden kann, ist noch der radikalen Komplemen- 
tär-Erscheinung zu gedenken, die auch die hochmittelalterliche, 
relativ konservative, die Welt anerkennende und sich eingliedernde 
Sozialtheorie des Christentums ebenso neben sich gehabt hat wie 
einst dic alte Kirche. Die Wendung zum Konservatismus_ ist 
seiner Zeit durch den Paulinismus angebahnt worden, und die in 
diesem vollzogene Verbindung des radikalen und konservativen Ele- 
mentes ist dann in der thomistischen Soziallehre fortgebildet wor- 
den zu einem entwickelungsgeschichtlich-architektonischen Aufbau 
der christlichen Kultur, wozu ihm die Neubildung aller sozialen 
Verhältnisse im Mittelalter die Möglichkeit und die neuplatonische 
Lehre von dem stufenweisen Aufbau des Geistes die theoretischen 
Mittel gab. Für die Konstruktion der weltlichen Sozialordnungen 
wurde in diesem System die stoisch-patristische Theorie von der 
Lex naturae fortgeführt, aber mit der arıstotelischen Politik und 
Ockonomik versetzt. Dabei erwies sich die erstere als stark 
zurückgedrängt. Ungleichheit, Staatsbildung, Privateigentum und 
Herrschaftsverhältnisse gehören nicht erst dem relativen Natur- 
recht des Sündenstandes an, sondern wurzeln schon im Natur- 
recht und Urstand überhaupt; nur ihre besondere Zwangsform 
und ihre Schmerzen verdanken sie erst dem relativen Naturrecht 
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neben der den Paulnisinus fortbudenden sozialen FEntwickelung 
der alten Kirche der Radikalı-mus weiter bestanden in den mon- 
tanıstischen und donatistischen Sekten ond vor allem im Mönchtum. 
Unter dessen Lınfluß und in Anlehnung an die rationalistisch- 
individualistische Naturrechtsiehre der Stoa hasın die groten Väter 
des vierten Jahrhundeits dann auch ein Naturrecht des Konu- 
nismus, der Freiheit und Gleichheit gelehrt, während Augustin ein 
arıstolsatisches Naturrecht der Ilerrschaft der Guten lehrte. Jene, 
radikale Nebenströmung bricht nun aber im Hochmittelalter gerade 
neben der im Ihomismus sich gedanklich vollendenden kirchlichen 
Fainheitskultur und Weltumfassung von neuem mit außerordentlicher 
Macht hervor. Gegen die Relativierungen und gegen die Kumpro- 
misse des Sittengesetzes Jesu mit den Ordnungen der Welt er- 
hebt sich der strenge Radikalismus der ganz auf Selbstheiligung 
und Bruderliebe gestellten Ethik des Evangeliums; er beruft sich, 
wie auf das Gottesgesetz des Evangeliums, so auf das Naturgesctz 
des Urstandes, das auch nur Heiligkeit und unbedingte Liebe und 
damit die Abwesenheit der weltlichen, politischen und wirtschaft- 
lichen Ungleichheiten und Härten gekannt habe. Indem die 
Kirche bei ihrer Organisation einer allgemeinen christlichen Ge- 
sellschaft und Kultur diesen radikalen Gedanken keinen Raum 
bot oder vielmehr sie nur in Gestalt eines besonderen ihr 
dienenden Standes, des Mönchtums, ertragen konnte, waren sie 
auf eine Entfaltung neben der Kirche angewiesen. Der Gegen- 
satz des radikalen Bibelgesetzes und der an ihm gemessenen 
Lebensführung der radikalen Christen gegen die relativierende 
und das Ganze umfassende kirchliche Ethik und Soziallehre führt 
zur Scktenbildung. Und so wird diese Sektenbildung neben der 
die kirchliche Ethik klassisch zusammenfassenden Soziallchre des 
Thomismus zur anderen klassischen Gestaltung der Soziallchre des 
Christentums. Das, was in der kirchlichen Einheitskultur und 
Gesellschaft nicht zu seiner vollen Geltung kam, schafft sich Raum 
in den Sekten und wirkt von ihnen her auf die Kirche zurück. 

Es ist hier nicht die Absicht, die zum Teil noch sehr dunkle 
und außerordentlich verwickelte Geschichte dieses Sektentums 
darzustellen. Das muß auch hier der kirchen- und sozialgeschicht- 
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lichen Einzelforschung überlassen bleiben !%®). Aber es ist unum- 
gänglich, die allgemeine Bedeutung diesesSektenwesens für die christ- 
lichen Soziallehren überhaupt darzutun. Denn das fügt dem Bilde 
dieser einen neuen, beim Ursprung schon angelegten, aber jetzt 


-— 





163) Die einzige Kirchengeschichte, die diesen Problemen im Zusammenhang 
nachgeht, ist die von Karl Müller I 1892, II, 1, 1902, bes. vgl. I 207 u. II 85 f. 
Er sieht in diesen Sektenbewegungen das Eindringen des Mönchtums und seiner 
Ideale in die Laienwelt, das seit dem 13. Jahrhundert beginne und die Doppel- 
form teils des gewaltsamen christlichen Sozialismus, teils der duldenden weltabge- 
wandten Gemeinde annehme, »In beiden Richtungen dringen die asketischen Ge- 
danken und Kräfte der mittelalterlichen Kirche in die Laienwelt eine II 86. Zu- 
gleich hebt er den Zusammenhang mit der Idee des absoluten Naturrechtes her- 
vor, wie sie von den Theologen des 4. Jahrh. gelehrt worden war. Doch trifft die 
Herleitung aus dem Mönchtum und der Askese nur einen Teil des vorliegenden 
Sachverhaltes und liegt der Zusammenhang mitunter geradezu umgekehrt; die große 
Frage ist nach dem Zusammenhang dieser Ideenwelt mit dem Evangelium selbst, 
auf das sie sich doch stets nachdrücklich beruft und aus dem sie auch unzweifelhaft 
direkt hervorgeht. Die Frage aber ist dann weiterhin die nach dem Verhältnis des 
Sektentypus und des Kirchentypus überhaupt sowie nach ihrem gemeinsamen Verhältnis 
zum Evangelium, aus dem sie beide hervorgehen. Müller hält von vornherein, wie 
die meisten Theologen den Kirchentypus für das Normale und die Sekten für eine 
ebenso sekundäre Erscheinung wie Mönchtum und Askese, aus deren Populari- 
sierung sie angeblich erst hervorgehen. Ich glaube, daß hier eine spezifisch sozio- 
logische Untersuchung über die innere Struktur der beidcerseitigen Gemeinschafts- 
verhältnisse weiter führen kann. — Eine zusammenhängende Darstellung vom 
entgegengesetzten Standpunkt aus gibt L. Keller: »Die Reformation und die 
älteren Reformparteien« 1875. Hier ist die Sekte das Normale und wird überall, zum 
Teil sehr gewaltsam, auf die Waldenser zurückgeführt; zugleich werden diese letz- 
teren wieder an eine unmittelbare uralte Tradition von der altchristlichen Kirche her 
anzeknüpft. Weil der Sektentypus das Normale ist, so wird auch hier das Wesen 
der Sekten nicht am Gegensatz des Kirchentypus und an der gemeinsamen Begrün- 
dung beider im Evangelium erläutert; es wird nur die Toleranz und die praktische 
Ethik der Sekten betont, dabei die Kulturlosigkeit teils bestritten, indem möglichst viel 
Literaten für sie reklamiert werden, teils entschuldigt aus den elenden Verhältnissen, 
in die die Verfolgung sie gestürzt habe. Die Betonung des Sektentypus überhaupt 
ist ein entschiedenes Verdienst der Arbeit, aber die materielle Schilderung der Sekten 
findet nicht die entscheidenden Charakterzüge; die ganze Schilderung visiert auf ein 
modernes, tolerantes und ethisch ernstes Humanitätschristentum, betont nur die Frei- 
willirkeits- und Subjektivitätsposition, ignoriert aber das wörtliche Bibelgesetz und das 
radikale Naturrecht, den Enthusiasmus und Chiliasmus. — Ohne jeden Wert sind die 
kurzen Andeutungen bei Luthardt, Gesch. d. Ethik I 327—333 ; Ziegler, der in der 
m.-alterl. Ethik überhaupt keine neuen Gedanken findet, ignoriert sie völlig. Schr 
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erst breit hervortretenden Zug hinzu, der mit dem Uebergang in 
die moderne Welt immer bedeutender sich geltend macht und die 
Einsicht in den soziologischen Charakter des Christentums erst 
abschließt. Diese Bedeutung besteht nun aber darin, daß hiermit 
neben dem vom Christentum in seiner soziologischen Selbstge- 
staltung hervorgebrachten Typus der Kirche der neue Typus 
der Sekte erscheint. 

Dabei liegen zunächst die tatsächlichen Unterschiede 
auf der Hand. Der Typus der Kirche ist die überwiegend konser- 
vative, relativ weltbejahende, massenbeherrschende und darum 
ihrem Prinzip nach universale d. h. alles umfassen wollende Or- 
ganisation. Die Sekten sind dem gegenüber verhältnismäßig kleine 
Gruppen, erstreben eine persönlich-innerliche Durchbildung und 
eine persönlich-unmittelbare Verknüpfung der Glieder ihres Kreises, 
sind eben damit von Hause aus auf kleinere Gruppenbildung und 
auf den Verzicht der Weltgewinnung angcwicsen; sie verhalten 
sich gegen Welt, Staat, Gesellschaft indifferent, duldend oder 
feindlich, da sie ja nicht diese bewältigen und sich eingliedern, 
sondern vermeiden und neben sich stehen lassen oder etwa durch 
ihre eigene Gesellschaft ersetzen wollen. Beide stehen ferner im 
engen Zusammenhang mit dem tatsächlichen Zustand und Lauf 
der Gesellschaft. Aber während die voll entwickelte Kirche den 
Staat und die herrschenden Schichten sich dienstbar macht und 
sich eingliedert, zu einem Bestandteil der allgemeinen Ordnung 
wird und diese von sich aus teils bestimmt teils sichert, da- 
mit aber auch von ihnen und ihrer Entwicklung abhängig wird, 
haben umgekehrt die Sekten die Beziehungen zu den Unter- 
schichten oder doch zu den gegen Staat und Gesellschaft im 
Gegensatz befindlichen Elementen der Gesellschaft, arbeiten sie 
dürftig sind auch die Dogmengeschichten ; hier gibt es nur die leicht hingeworfenen 
Bemerkungen von Seeberg, Dogmengesch. II 106—169. So gut wie gar nichts für 
den Gegenstand bictet Loserth, »Gesch. d. späteren M.A.« 1900, obwohl er die 
Auflösung der »geistlichen Kultur« schildern will! — Einen Ichrreichen Abriß eines 
Teiles der Sektengeschichte gibt Lechler, Joh. v. Wiklif und die Vorgeschichte 
der Reformation, 1573. Nur ist hier alles auf die Reformation hin betrachtet und 
der Unterschied zwischen dem Biblizismus des Gottes- und Naturgesetzes bei den 
Sekten und dem lutherischen Biblizismus des Gnadentrostes und der Christus- 
Mystik nicht beachtet; er ist aber in Wahrheit, wie später zu zeigen, fundamental, 
und an ihm zeigt sich gerade der Punkt, wo die Reformation vom Scektentypus 


sich scheidet. 
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von unten herauf und nicht von oben herunter. Damit hängt 
schließlich auch ihre verschiedenartige Stellung zu der überwelt- 
lichen Lebensorientierung des Christentums und zu seiner As- 
kese zusammen. Die Kirche bezieht alle weltliche Ordnung als 
Mittel und Vorstufe auf den überweltlichen Lebenszweck und 
gliedert die eigentliche Askese als ein Moment ihrem Aufbau 
unter starker kirchlicher Leitung ein. Die Sekten beziehen ihre 
Gläubigen unmittelbar auf den überweltlichen Lebenszweck, und 
in ihnen kommt der individualistische, unmittelbar religiös mit 
Gott verbindende Charakter der Askese zu einer mindestens viel 
stärkeren und durchgängigeren Entfaltung, neigt der Gegensatz 
gegen die Welt und ihre Gewalten, unter die nun auch die welt- 
förmige Kirche gehört, zu einer prinzipiellen und allgemeinen 
Askese. 

Alle diese tatsächlich zwischen der hochmittelalterlichen Kir- 
che und den Sekten bestehenden Verschiedenheiten müssen ir- 
gendwie in der inneren Struktur des beiderseitigen soziologi- 
schen Aufbaus begründet sein!°*). Und, wenn in der Tat beide 





164) Für die folgenden Ausführungen verdanke ich einen Teil der entscheiden- 
den Gesichtspunkte der inhaltreichen Abhandlung von Max Weber, Kirchen und 
Sekten in Nordamerika, Christl. Welt 1906 S. 558 ff. u. 577 ff.; außerdem s. Scheel, 
Individualismus und Gemeinschaftsleben in der Auseinandersetzung Luthers mit 
Karlstadt 1524/25, Zeitschrift für Theol, u. Kirche 1907, und meine Abhandlung, 
Religion und Kirche, Preuß. Jahrb. 1895. Wie überall, so steht auch hier im 
Hintergrunde meiner Untersuchungen Simmels Auffassung von der Soziologie als 
der Wissenschaft von den formellen Strukturverhältnissen der verschiedenen Ge- 
meinschaftsbildungen. — Die wesentlich gleiche Grundanschauung über das Wesen 
der Sekten vertritt Kawerau in dem Artikel »Sektenwesen in Deutschland«, 
Protest. Real-Encyklop.? ed. Hauck. Hier wird das am Freiwilligkeitscharakter 
und an der ethischen Bewährung erkennbare Christentum vom Anstaltschristentum 
der Kirche unterschieden und ist zugleich erkannt, daß nur die Kirche Volks- und 
Kulturreligion, die Sekte dagegen Konventikelreligion und ethischer Radikalismus 
ist, Freilich weiter in die letzten Gründe ist der Unterschied dann nicht mehr 
verfolgt. Auch sind doch die modernen auf dem Boden des Protestantismus er- 
wachsenen Sekten von denen des Mittelalters vielfach verschieden, indem die erste- 
ren lehrhaften Differenzen bei der allgemeinen doktrinären Natur des Protestantis- 
mus größeren Raum geben und die ethische Bewährung weniger an dem natur- 
rechtlich-göttlichen Christus-Gesetz der Bergpredigt als an der protestantischen 
Berufsethik messen. In der That sind beide Merkmale, die Freiwilligkeit und 
Subjektivität der Gemeindeteilnahme einerseits und die radikale naturrechtlich-bib- 


lische Gesetzesichre andrerseits an sich nicht notwendig verbunden. Verbunden 
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sich auf das Urchristentum beziehen und beziehen können, so muß 
schon in diesem selbst der letzte Grund jener Ausbildung einer 
doppelten Struktur enthalten sein; so muß von ihrem Verständnis 
ein Licht auf das soziologische Verständnis des Christentums über- 


ist der erstere nur mit dem strengen kompromißlosen ethischen Charakter der Be- 
währung, da immer auf ihr die wirkliche Anteilnahme am Heil und die Verbindung 
der Zusammengehörigen beruht. Daß die ethische Bewährung bei den mittelalter- 
lichen Sekten den Charakter des Gottesgesetzes und absoluten Naturrechtes an- 
nimmt, ist aus dem Gedankenkapital des mittelalterlichen Christentums zu ver- 
stehen, in welchem der Begriff des Gesetzes nun einmal ein Grundbestandteil ist 
und bei Jeder Neuformulierung auf das Gesetz Jesu und der Natur führt. — Wie nahe 
aber die Verbindung beider bei einer Orientierung gerade an der Predigt Jesu 
liegt, kann man auch aus ganz modernen radikalen Reformprogrammen schen. Ich 
erinnere nur an Lamennais' Paroles d'un croyant und an des sozialistischen Pfarrers 
Kutter »Sie müssene 1904. Hier ist christlicher Kommunismus, allxemeines Ver- 
nunftrecht und Ablehnung alles kirchlichen ethischen Kompromisses deutlich beide- 
male der entscheidende Charakterzug. Wenn die protestantischen Sekten dem 
Kommunismus und absoluten Naturrecht ferne stehen, so kommt das davon her, 
daß ihr Biblizismus an Paulus und nicht an der Predigt Jesu orientiert ist und 
daher mit dem Paulinismus die Anerkennung der Weltordnungen vertritt. Darum 
verzichten sie aber auch nicht etwa auf den ethischen, antikirchlichen Radikalis- 
mus, sie betätigen ihn nur an den Formen der Berufsethik. Aus dem gleichen 
Grunde ist ihnen die Idee des absoluten radikal-kommunistischen Naturrechts 
fremd; ihr Naturrecht, soweit sie diesen Gedanken fortführen, trägt die Freiheit 
des Individualismus, aber nicht die Gleichheit des Kommunismus an sich. — Unter 
etwas anderen Gesichtspunkten ist der hier beschriebene Gegensatz auch beobachtet 
in der trefflichen Schrift des Basler Pfarrers Ragaz »Das Evangelium und der 
soziale Kampf der Gegenwäarte 1906. S. bes. S. 20f.: »Es scheint mir, daß die 
dabei zu Tage getretenen Gegensätze auf eine cinzige große Antinomie zurückge- 
führt werden können, die sich durch die ganze Geschichte des Christentums zieht, 
ja sogar älteren Datums ist als dieses selbst, Ich möchte den Gegensatz als 
den zwischen der ruhenden und der vorwärtsdrängenden Form der 
Religion bezeichnen. Man könnte vielleicht auch von einer ästhetisch -kultischen 
und einer ethisch-prophetischen Frömmigkeit reden. Beide Ströme mögen in den 
Tiefen des gleichen Gebirzes sich gesammelt haben, aber an verschiedenen Stellen 
treten sie zu Tage, verschieden gefärbt ist ihr Wasser und verschieden ihr Ge- 
schmack. Sie entspringen, soweit sie für uns in Betracht kommen, beide im 
Neuen Testamente, aber nicht an der gleichen Stelle, der eine hinten bei 
Paulusund Johannes, der andere vorn bei den Synoptikern.e Im 
weiteren Verlauf identifiziert R. noch die erste Richtung geradezu mit der »Kirche«, 
die zweite zwar nicht direkt mit der »Scktes, aber er verweist auf Franziskus, die 


Täufer, die kalvinistische Entwickelung, d. h. faktisch auf die Sekte. R. beruft 
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haupt zurückfallen. Indem erst an dieser Stelle der Unterschied 
zwischen beiden scharf und dauernd hervorbricht, ist erst jetzt 
der Ort, davon zu reden. Es ist auch das hier zu gewinnende 
Verständnis bedeutsamer für die kommende Entwickelung, in der 


sich zu meiner Genugtuung auf meine Darstellung des »Protestantismus« in der 
»Kultur der Gegenwart« 14 und zieht damit aus meinen dortigen Ausführungen 
Konsequenzen, die mir damals noch nicht so klar waren wie jetzt. Nur ist es 
weniger der Quictismus der Kirchen unmittelbar, als die Tendenz auf Volksbeherr- 
schung und Einheitskultur, was die Kirchen zur Brechung und Relativierung der 
Maßstäbe des Evangeliums veranlaßt, ebenso wie umgekehrt die Schwierigkeit der 
Durchführung jener Maßstäbe zur Beschränkung auf kleine Kreise und Freiwilliekeits- 
gruppen oder auf Sekten führt, von denen aus eine Universalgesellschaft bisher 
nur durch chiliastische Gewalttat möglich war. — Eine wichtige Analogie böte hier 
wie an anderen Stellen unserer ganzen Untersuchung die russische Kirchen- und 
Kulturgeschichte, wenn diese Dinge bekannter wären als sie sind. Hier kann ich 
nur verweisen auf die Artikel von Kattenbusch : »Die Kirche in Rußland«e in 
Christl. Welt 1908, bes. S. 730 ff., ferner Graß, »Die russischen Sckten« Bd. I 
1907 u. desselben Autors Aufsatz »Die Bedeutung der russischen Sektenkunde für 
die Beurteilung von russischer Religiosität und Kulture in >Z. f. Religion und 
Geisteskultur«, herausg. von Steinmann, 1908, S. 161 ff. — Charakteristisch und lehr- 
reich vom Standpunkt lutherischen Kirchentums über die Sekten Gottschick, Ethik 
1907, S. 232 f.: »Das Wesen der Sekte besteht darin, daß sie die empirische Dar- 
stellung einer von der Welt geschiedenen Gemeinde von lauter lebendigen Christen sein 
will. Darüber wird sie zur begriffswidrigen Einengung der christlichen Gemeinschaft ; 
denn sie verkennt nicht nur, daß die christliche Lebensentwickelung unendlich viele 
Stufen hat, sondern stellt auch partikulare oder gar fchlerhafte Kriterien des Charak- 
terstandes auf; weiter verleugnet sie den universalen Beruf der Christenheit, das 
Reich Gottes in geschichtlicher Entwickelung zur Herrschaft über die Welt zu 
bringen. Denn sie sieht Staat, Wissenschaft und Recht, Kunst nur als Welt im 
schlechten Sinne an und verzichtet in chiliastischer Spannung auf die Arbeit für 
die geistige Leberwindung der Welt. Im Gegensatz hierzu ist es das charakteristi- 
sche Merkmal, wodurch eine christliche religiöse Gemeinschaft sich als Kirche be- 
währt, daß sie in universalem und geschichtlichem Geiste einerseits auch werdenden 
Christen und allen christlichen Individualitäten sich als Hleimstätte öffnet, und so 
mit der Wahrheit Ernst macht, daß die Gemeinde als Ganzes dem Einzelnen vor- 
angeht, und daß sie andrerseits ihre Rechtsordnung statt als Darstellung der Ge- 
meinde der Gläubigen vielmehr als ein System von Mitteln zur Pflege und Ver- 
breitung des Christentums organisiert und dabei auf die Aufgabe eingeht, die gott- 
geordneten Lebensphären mit christlichem Geist zu erfüllen. In der Bewährung 
dieses Sinnes ist die Kirche allmählich in die Form der Volkskirche hineinge- 
wachsen, d. h. sie hat eine Form angenommen, vermöge derer sie sich die Aufgabe 


der Erzichung an den Völkern als Ganzen stellt und der Einzelne nicht erst durch 
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die Sckte immer stärker neben der Kirche hervortritt, als für 
die ganze bisherige Entwicklung der Kirche, die in den ersten 
Jahrhunderten selbst noch vielfach zwischen Sekte und Kirche 
seschwankt und erst mit der Ausbildung der Priester- und 
Sakramentslehre den Typus der Kirche vollendet hat, die eben 
deshalb auf ihrem Entwickelungsgang bis zu diesen Jahrhun- 
derten die Sekten nur in unbedeutendem Maße und in un- 
klarer Unterscheidung neben sich gehabt hatte. Das erste 
deutliche Auftauchen des Problems bezeichnete der Gegensatz 
zwischen Augustins sakramental-hierarchischem Kirchenbegriff 
und den Donatisten. Aber mit dem afrikanischen Christentum 
erlosch auch dieser Gegensatz, und sein entscheidendes Hervor- 
treten folgt erst auf die Vollendung des Kirchenbegriffes in der 
gregorianischen Kirchenreform. 

Irreführend ist dabei der Ausdruck »Sckten«e. Das Wort ist 
ursprünglich polemisch und apologctisch gemeint und bezeichnet 
solche von der offiziellen Kirche abweichende Gruppen, die ge- 


freien Entschluß, sondern schon durch seine Geburt in das natürliche Volksleben 
unter ihren erziehenden Einfluß gelangt... Diese Vorzüge der Wirksamkeit 
kompensieren den unvermeidlichen Nachteil, daß in cine so geordnete Kirche Ele- 
mente der Welt im schlechten Sinne in relativ größerem Umfang eindringen als 
in eine Sekte. Nicht nur wegen dieses Umfanges, sondern vor allem wegen dieses 
ihres universellen und geschichtlichen Ideals haben die großen Körper der katho- 
lischen und protestantischen Kirchen Anspruch auf das Prädikat Kirchee. Gegen- 
über dieser Beschreibung ist mit Händen zu greifen, daß der Sektentypus der sy- 
noptischen Predigt des auf die Zukunft gerichteten, entschlossene Anhänger sam- 
melnden und die »Welte auf ein Mindestmaß herabsetzenden Jesus entspricht, 
während der Kirchentypus dem auf einen religiösen Besitz der Erlösung zurück- 
blickenden und die Welt relativ akzeptierenden Missionsglauben der Apostel und 
vor allem des Paulus entspricht. Die von Wrede aufgedeckte Differenz zwischen 
Paulus und Jesus (Paulus 1905, dem ich übrigens nicht in alleın zustimme) erweist 
sich auch nach dieser Seite bin als der Ursprung geteilter Motive, die durch die 
ganze Geschichte des Christentums bewußt und unbewußt als getrennte hindurch- 
gehen. Als biblische Begründung für den Vorzug des Kirchentypus weiß auch 
Gottschick nichts anzuführen als »die Tatsache, daß im N. T. der christliche Cha- 
rakter der Familie über die bewußte Christlichkeit ihrer einzelnen Glieder’ über- 
greift, I Kor. 7 14, und daß auch Christus wie Paulus ihre Arbeit bezw. ihre Hoff- 
nung auf die Bekehrung von Israel als Volk richten«e. O. 233. Der erstere Punkt 
ist allerdings wichtig, aber er gehört dem Paulinismus an, und an der Frage der 
Kindertaufe hat sich dann auch charakteristisch Kirchen- und Scktentypus ge- 
schieden oder seine Kompromisse geschlossen. Das zweite ist gerade nicht als 


Kirche, sondern als eschatologische Tat Gottes gedacht. 
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wisse Grundelemente der christlichen Idee festhalten, die aber 
durch ihre Herausstellung aus der kirchlichen Kontinuität und Ge- 
meinsamkeit — die übrigens meistens gar keine freiwillige ist — 
sich als minderwertige Nebenbildungen, Einseitigkeiten, Ueber- 
treibungen oder Verkürzungen des kirchlichen Christentums er- 
weisen. Das ist natürlich lediglich eine Betrachtung vom Stand- 
punkt der herrschenden Kirchen, von der Voraussetzung der 
Alleinberechtigung des kirchlichen Typus, aus; das moderne Staats- 
kirchenrecht bezeichnet als Sckten geradezu diejenigen religiösen 
Gruppen, welche neben den offiziellen, öffentlich-rechtlich privi- 
legierten Staatskirchen gar nicht oder nur mit minderem Rechte 
anerkannt und privilegiert sind. Eine solche Auffassung aber 
verwirrt den wirklichen Tatbestand. In den sogenannten Sekten 
kommen oft genug gerade erst wesentliche Triebe des Evange- 
liums zu ihrer Auswirkung, wie sie sich denn stets auch auf das 
Evangelium und das Urchristentum berufen und die Kirche als 
abgefallen bezeichnen; es sind stets Triebe, die in den offiziellen 
Kirchen unterdrückt oder unentwickelt geblieben sind, natürlich 
aus guten und charakteristischen Gründen, die dann wieder von 
der leidenschaftlichen Parteipolemik der Sekten nicht gewürdigt 
werden. Aber an der Tatsache kann kein Zweifel sein, daß die 
Sekten bei ihrer größeren Unabhängigkeit von der Welt, ihrer 
beständigen Geltendmachung der Anfangsideale oft geradezu 
besonders charakteristisch sind für wesentliche Grundideen des 
Christentums; sie sind es in ganz besonderem Maße für die Ent- 
faltung der soziologischen Folgerungen aus der christlichen Idee. 

Das zeigt jedes tiefere Studium gerade der das Spätmittel- 
alter erfüllenden und an ihrem Teil zu seiner Auflösung beitra- 
genden Sektenbewegungen, und die großen Schutzschriften für 
die Sekten, die dann später Scbastian Frank und vor allem Gott- 
fried Arnold geschrieben haben, verbreiten darüber die vollste 
Klarheit. 

Der Hauptzug der christlichen Entwickelung folgt begreiflicher 
Weise bei seinem Trieb auf Geltendmachung eines universalen 
alles beherrschenden Ideales, bei dem Bedürfnis, große Massen zu 
beherrschen und darum die Welt und die Kultur zu bewältigen, dem 
Typus der Kirche. Hierin ist schon trotz seiner stark individualisti- 
schen und enthusiastischen Züge der Paulinismus vorangegangen, ın 
dem er die Welt für den Herrn erobern wollte, mit der staatlichen 
Ordnung sich als einer göttlichen Ordnung und Zulassung abtand, 


396 Ernst Troeltsch, 


die Berufe und Lebensformen bestehen ließ und nur die Einigung 
in dem Besitz der Gnadenkräfte des Leibes Christi verlangte, die 
durch den Geist dann das neue Leben von sclbst und von innen her- 
aus wirken und damit das baldige Kommen des Gottesreiches als des 
eigentlichen universalen Abschlusses vorbereiten sollten. Jemehr 
die Christenheit auf diese supranaturale und eschatologische 
Vollendung ihres Universalismus verzichtete und seine Herbei- 
führung selbst durch Mission und Organisation in die Hand nahm 
um so mehr war sie genötigt, ihre Göttlichkeit und Christlich- 
keit von der subjektiven Beschaffenheit und Leistung der Gläu- 
bisen unabhängig zu machen und sie in ihrem objektiven Besitz an 
religiösen Wahrheiten und religiösen Kräften zu konzentrieren, 
welche letzteren in der UÜecberlieterung von Christus und in der 
alles durchdringenden erfüllenden göttlichen Leitung der Gemeinde 
lagen; von diesen objektiven Grundlagen aus konnten die sub- 
jektiven Kräfte immer neu wieder ausströmen und erneuernd 
wirken, aber jene fielen nicht zusammen mit diesen Wirkungen. 
Nur so war eine Massenkirche möglich, und nur so war die von 
einer solchen geforderten relative Anerkennung von Welt, Staat, 
Gesellschaft und gegebener Kultur keine Beeinträchtigung der 
Grundlagen. Die Göttlichkeit der Kirche blieb erhalten in ihren ob- 
jektiven Grundlagen und brach aus ihnen immer neu hervor. Es galt 
nur diese in Tradition, Priestertum und Sakrament möglichst zu 
objektivieren, den soziologischen Beziehungspunkt objektiv in ihnen 
sicher zu stellen, und man stellte dann damit auch seine subjek- 
tive, nur im cinzelnen nicht kontrollierbare Wirkung sicher. So 
war die religiöse Grundgesinnung, etwas göttlich Geschenktes und 
I:rlösendes zu besitzen, gesichert und war zugleich die universalisti- 
sche Tendenz zu ihrer Wirkung gebracht, indem sie vor allem das 
(‚nadeninstitut der Kirche aufrichtete und zur Herrschaft empor- 
hob; sie mochte dann unter Nachhilfe des Bußßinstitutes und der 
kirchlichen Seelenleitung, des Ketzerrechtes und der Glaubensüber- 
wachuny auch die innere Herrschaft gewinnen. Unter diesen Um- 
ständen war dann aber auch der Kompromif mit den Staatsge- 
walten, der gesellschaftlichen Ordnung, den ökonomischen I.cbens- 
bedingungen unausweichlich, wie ihn die thomistische Lehre in 
einem feinsinnigen, umfassenden und die letzte überweltliche Lebens- 
orientierung energisch festhaltenden Aufbau theoretisch konstru- 
iert hat. Das Ganze liest dabei in der Konsequenz des Evange- 
lums, sobald man das Evangelium als die Stiftung eines univer- 
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salen, alle erlösenden Lebenszusammenhanges auffaßt, der zum 
Ausgangspunkt seiner Wirkungen die vom Evangelium geschenkte 
Erkenntnis und deren kirchliche Sicherstellung hat. Gerade die 
Herausarbeitung eines objektiven, soziologischen Beziehungspunktes, 
seine Sicherstellung und das Streben, von ihm aus eine univer- 
sale Weltgewinnung zu organisieren, führte zu dieser Entwickelung. 
Aber es ist ebenso offenkundig, daß damit der radikale, auf per- 
sönlichste Leistung dringende Individualismus des Evangeliums, 
seine radikale, alle im persönlichsten Lebenszentrum verknüpfende 
Liebesgemeinschaft, seine heroische Unbekümmertheit um Welt, 
Staat und Kultur, sein Mißtrauen gegen die zerstreuende und 
ablenkende Seelengefährlichkeit eines starken Besitzes und Be- 
sitzstrebens zurückgestellt oder auch gar verlassen sind, daß 
diese Züge nur als Momente im System, aber nicht als beherr- 
schende Grundsätze mehr erscheinen. 

Die Sekten dagegen entwickeln nun gerade diese Seite des 
Evangeliums weiter oder machen sie vielmehr stets von neuem gel- 
tend. Das L.aienchristentum, die persönliche cethisch-religiöse Lei- 
stung, die radikale Liebesgemeinschaft, die religiöse Gleichheit 
und Brüderlichkeit, die Indifferenz gegen staatliche Gewalt und 
herrschende Schichten, die Abneigung gegen das technische Recht 
und den Eid, die Lösung des religiösen Lebens von den Sorgen 
des ökonomischen Kampfes im Armuts- und Genügsamkeitsideal 
oder in einer gelegentlich zum Kommunismus übergehenden Liebes- 
tätigkeit, die Unmittelbarkeit des persönlichen religiösen Verhält- 
nisses, die Kritik an den offiziellen Seelenführern und Theologen, 
die Berufung auf das Neue Testament und die Urkirche: das sind 
durchgängig ihre charakteristischen Züge. Der soziologische Be- 
zichungspunkt, von dem aus sich hier die Gemeinschaft bildet, 
ist ein anderer als der der Kirchenbildung zu Grunde liegende. 
Setzt diese die objektive dingliche Heiligkeit vom Priesteramt, 
Succession, Depositum fidei und Sakrament voraus, bezicht sie 
sich auf die dauernde im Priestertum stattfindende Inkarnation 
des Göttlichen, so bezieht sich die Sckte auf die immer neue ge- 
meinsame Leistung der sittlichen Forderungen, denen als Objek- 
tives nur Gesctz und Vorbild Christi zu Grunde liegt. Und es ist 
unverkennbar, daf sie damit geradezu an die Predigt Jesu anknüpfen. 
Damit verbunden ist daher bewußt oder instinktiv eine andere Stel- 
lung zur christlichen Urgeschichte und cine andere Fassung des 
Christusdogmas. Bibel- und Urgeschichte sind die bleibenden, wört- 
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lich zu verstehenden Ideale, nicht ein geschichtlich bedingter und 
begrenzter Ausgangspunkt der Kirchenentwickelung. Christus ist 
nicht der in der Kirche fortwirkende, in die volle Wahrheit leitende 
Gottmensch, sondern der durch sein biblisches Gesetz die Ge- 
meinde verpflichtende, unmittelbar herrschende Herr der Gemeinde. 
Entwickelung und Kompromiß auf der einen Seite, wörtliches Fest- 
halten und Radikalismus auf der andern. Daher aber rührt dann 
auch die Unmöglichkeit großer Massenorganisationen und die Be- 
schränkung auf kleine persönlich verbundene Kreise, die Not- 
wendigkeit immer ncuer Einsetzung des Ideals und die Schwäche 
der Kontinuität, der stark individualistische Charakter und die 
Wahlverwandtschaft mit allen gedrückten und aufstrebenden Un- 
terschichten. Es sind zugleich die Kreise, in denen mit dem 
heißen Wunsch einer Besserung ihrer Lage die ganze Unkenntnis 
der verwickelten Lebensbedingungen zu Hause ist und daher eine 
gläubige Ideologie leicht auf cine Umgestaltung der Welt nach 
rein moralischen Liebesprinzipien hoffen kann. Die Sekten ge- 
winnen so an Intensität des christlichen I.cbens und verlieren 
an Universalismus, indem sie die Kirche als abgefallen bezeichnen 
müssen und menschlicher Kraft die Welteroberung nicht möglich 
glauben, weshalb sie auch immer zu eschatologischen Erwartungen 
getrieben werden. Sie gewinnen an individueller persönlicher 
Christlichkeit und bleiben näher an dem radikalen Individualismus 
des Evangeliums, aber sie verlieren an Unbefangenheit und dank- 
barer Hingebung an die göttliche Gnadenoffenbarung, betrachten 
das Neue Testament als das Gesctz Gottes, neigen mit der Ak- 
tivität des persönlichen Liebesverbandes zur Gesetzlichkeit und 
Betonung der Werke. Sie gewinnen an spezifischer Christlichkeit, 
aber sie verlieren an geistiger Weite und Aneignungsfähigkeit und 
revidieren so den ganzen ungcheuren Aneignungsprozeß, den die 
Kirche vollzogen hat und bei ihrer Sicherstellung der Christlich- 
keit in objektiven Grundlagen auch hatte vollziehen können. Die 
Kirche betont und objektiviert den Gedanken der Gnade, die 
Sckte betont und verwirklicht den der subjektiven Heiligkeit. Die 
Kirche hält sich in der Bibel an die erlösende Stiftung, die Sekte 
an das Gesetz Gottes und Christi. 

Aber indem das die soziologischen Züge der Sekten fast durch- 
eängig sind — von den rein dogmatisch begründeten Sondergruppen 
ist hier nicht die Rede, sie sind übrigens selten und auch die 
pantheistisch - philosophischen Sekten des Mittelalters laufen fast 
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ununterscheidbar in die Sckte im praktisch-religiösen Sinne über — 
hat ihre Sonderbezeichnung gegenüber den Kirchen doch ihren 
guten sachlichen Grund !#). Sie sind in der Tat etwas anderes 
als die Kirche und die Kirchen. Das Wesen der Kirche ist der 
objektive anstaltliche Charakter. In sie wird man hinein- 
geboren, und durch die Kindertaufe tritt man in den Bereich ihres 
Wunderkreises. Das Priestertum und die Hierarchie als Inhaberin 
der Tradition, der Sakramentalgnade und der Jurisdiktion stellt 
auch bei zufälliger persönlicher Unwürdigkeit des Priesters den 
objektiven Gnadenschatz dar, der nur stets auf den Leuchter gestellt 
werden und in den Sakramenten zur Wirkung gebracht werden 
muß, um seine Wirkungen vermöge der der Kirche eignenden 
Wunderkraft zu tun. Es ist die Permanenz des Gottmenschen, 
die Verlängerung der Menschwerdung, die objektive Organisation 
der Wunderkraft, von der vermöge göttlicher Weltregierung und 
Vorsehung die subjektiven Wirkungen von selbst als Folge aus- 
gehen. Von hier aus ist der Kompromiß mit der Welt und die 
Anknüpfung an die aus ihr entgegenkommenden Vorstufen und 
Dispositionen möglich; denn bei aller Unzulänglichkeit der Per- 
sonen bleibt die Heiligkeit und Göttlichkeit der Anstalt, und sic 
hat die Verheißung, durch die ihr innewohnende Wunderkraft die 
Welt zu überwinden. Mit diesem Kompromiß wird aber auch 
erst der Universalismus möglich; er ist eine tatsächliche Herr- 
schaft des Instituts als solchen und eine gläubige Zuversicht zu 
seiner unwiderstehlichen inneren Wirkungskraft.e. Das persönliche 
Machen und Leisten ist, so sehr es gelegentlich betont wird und 
bis zu strenger Gesetzlichkeit gehen mag, doch nur sekundär ; 
die Hauptsache ist der objektive Besitz und seine universal an- 
erkannte Herrschaft; vom übrigen heißt es: et cetera adjicientur 
vobis. Es kommt wesentlich darauf an, daß alle Individuen der 
Möglichkeit der Einwirkung dieser Heilskräfte unterstellt werden; 
daher ist die Kirche genötigt zur Herrschaft über die Gesell- 
schaft und zur Zwangsunterwerfung aller Gesellschaftsglieder unter 
ihren Einflußbereich; aber sie bleibt in ihrem Bestand doch wieder 
ganz unabhängig davon, ob diese Wirkung an allen Individuen auch 
wirklich erreicht wird oder nicht. Sie ist die ‚große Erzieherin 





165) Ueber den prinzipiellen Sondercharakter der mittelalterlichen Sekten gegen- 
über den bloß dogmatisch bedingten Häresien des Altertums siehe Lechler I 42. 
Es ist der Charakter des »Vereins«e S. 54. Ueber den Donatismus als Urtypus alles 
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der Völker, die wie alle Erzieher Stufen- und Reifeunterschiede zu 
machen versteht und ihr Ziel nur durch Anpassung und Konnivenz 
erreicht. Diesem anstaltlichen Prinzip des objektiven Organismus 
gegenüber ist nun aber die Sekte die Gemeinschaft der 
Freiwilligkeit und des bewußten Anschlusses. Alles hängt 
daher dann auch an wirklicher persönlicher Leistung und Be- 
teilieung; jeder hat Anteil an der Gemeinschaft als selbständiges 
Glied ;, die Verbundenheit ist nicht eine durch den gemein- 
samen Besitz vermittelte, sondern eine in persönlicher Lebens- 
bezichung unmittelbar verwirklichte. In die Sekte wird man nicht 
hineingeboren, sondern ihr tritt man auf Grund bewußter Be- 
kehrung bei; die in der Tat ja auch später aufgsekommene 
Kindertaufe bildet für sie fast stets einen Anstoß. In der Sekte 
wird man gut und fromm nicht durch objektive Sakramentsver- 
sittlichung, sondern durch persönlichste Leistung; ihre Kritik 
wendet sich daher früher oder später stets gegen den Sakraments- 
begriff. Das ist nicht eine Lockerung der Gemeinschaft durch den 
Individualismus, vielmehr eine Befestigung, indem jedes Indivi- 
duum gerade durch Gemeinschaftsleistungen sich als berechtigt er- 
weist. Aber es ist eine naturgemäß engere Begrenzung der Gemein- 
schaft, und bei der Aufzchrung aller Arbeit in der Behauptung und 
Betätigung gerade dieser Gemeinschaft eine Indifferenzierung gegen 
andere Gemeinschaftsformen, die aus weltlichem Interesse entsprin- 
gen; und es ist umgekehrt wiederum cin Hereinziehen aller weltlichen 
Interessen in den engen Rahmen und die Maßstäbe des eigenen Be- 
reiches, soweit er sie überhaupt in sich aufzunehmen vermag. Die 
Sekte erzieht daher nicht Völker und Massen, sondern sammelt die 
Elite der Berufenen und stellt sie der Welt schroff gegenüber. So- 
ferne sie den christlichen Universalismus behauptet, kennt sie ihn wie 
das Evangelium nur in eschatologischer Gestalt, weshalb sie über- 
all schließlich die biblische Eschatologie neubelebt. Dabei versteht 
sich dann die größere Neigung der Sekte zu asketischem Leben 
und Denken von selbst, auch wenn nicht das Urbild des Neuen 
Testaments darauf hinwiese. Die Abschließung der Gemeinschaft 
und die Betätigung des Individuums liegt gerade in der prakti- 
schen Strenge einer lediglich religiös und nicht vom Kulturinter- 
esse her beeinflußten I.cbenshaltung. Dabei unterscheidet sich dann 
aber diese Askese von der des Mönchtums. Sice ist nicht heroi- 
sche Sonderleistung eines besonderen Standes und Mortifikation 
der Sinnlichkeit im Interesse ciner Unterstützung des höheren 
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religiösen Aufschwungs, sondern einfach im alten biblischen Sinne 
Zurückhaltung von der Welt, Herabsetzung des weltlichen Ge- 
nusses auf ein Mindestmaß und äußerste Anspannung der Licbes- 
gemeinschaft'®°°). 

165a) Um deswillen ist es bei einer großen Gruppe protestantischer Forscher 
üblich, die Sekten als etwas spezifisch Katholisches zu bezeichnen, obwohl sie doch 
gerade das Zentrum des Katholizismus, Hierarchie, Priestertum, Sakrament und Ob- 
jektivität der Gnade durchbrechen. Das geschicht bei denjenigen Forschern, dic 
in der Schule Ritschls als das Wesen des Katholizismus die weltfeindliche Askese, 
»das mönchische Vullkommenheitsideal«e, haben betrachten lernen und meinen, daß 
der Katholizismus nur aus Inkonsequenz und wegen äußerer Unmöglichkeit dieses Ideal 
nicht für alle durchgeführt habe, während die Sekten es für alle durchführen. Das 
steht bei diesen Theologen in engem Zusammenhang mit ihrer Auffassung des 
Neuen Testaments und des Protestantismus, wonach das erstere in seiner Idee des 
Gottesreiches einen ethisch-religiösen Verband gottvertrauender, in der Bruderliebe 
die Welt beherrschender Gläubiger, und der letztere die Wiederbeseitigung der 
Askese und die Rückkehr zu einem berufsfreudigen weltbejahenden Christentum 
bedeute, darin seinen Einklang mit der modernen Welt bezeugend. So sagt Brieger 
(»Die Reformation«e in Ullsteins Weltgeschichte S. 198) von den mittelalterlichen 
Sekten: »Nur eine winzige Minderheit sonderte sich ab, etwa weil die Wärme ihres 
religiösen Gefühls auf kalte Satzungen stieß, ihr sittlicher Ernst verletzt wurde, 
man sehnte sich zurück nach der Gemeinde des apostolischen Zeitalters, von welcher 
die Papstkirche mit ihren weltlichen Zielen himmelweit abstand. Allein auch diese 
Abtrünnigen blieben in ihren religiösen Grundanschauungen in Uebereinstimmung 
mit der Kirche. Die Sekten des M.A. tragen, so mannigfach diese Absplitterungen 
auch sein mögen, ohne Ausnahme das Gepräge des Katholizismus der Zeit. Sie 
gehören ihm an, sind seine Gebilde. Nur auf diesem Grund und Boden konnten 
sie erwachsen ; mehr noch, überall läßt sich in den wilden Senkreisern das Gewebe 
des Stammes erkennen«. Dieses Gewebe aber ist die »Askesee. So führt Möller- 
Kawerau, K.-G. III, die Täufer und Sekten des Reformationszeitalters auf den 
Katholizismus zurück wegen Askese und Gesetzlichkeit. So hat vor allem Ritschl 
die zweite große Sektenbewerung des Protestantismus, den Pietismus, als Ein- 
schleppung fremder katholischer Maßstäbe erklärt. Allein diese ganze Konstruk- 
tion ist grundfalsch. Bezüglich des Katholizismus glaube ich im bisherigen gezeigt 
zu haben, daß gerade nicht die Askese, sondern die Vereinigung von Askese und 
Weltleben und die Möglichkeit, beide in dem Stufenbau der Gnadenanstalt zu 
kombinieren, für ihn charakteristisch ist. Daß die Wurzeln der »Askesc<« schon 
im N. T. liegen, ist heute allgemein anerkannt in engem Zusammenhang mit der 
Erkenntnis des eschatologischen Charakters des N. T.s. Sie haben auch Luther 
genug zu schaffen gemacht, von dem Brieger an diesem Punkt urteilt, daß er 
das N. T. nicht in historischem Sinne, d. h. in seiner gesinnungsmäßsigen Frei- 


heit und Weltfreundlichkeit zu lesen verstanden habe, sondern zu Unrecht wört- 
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So sind es in der Tat zwei verschiedene soziologische Typen, 
wobei es gleichgültig ist, daß sie in Wirklichkeit gelegentlich in ein- 
ander übergchen. Will man dafür nicht die Ausdrücke »Kirche« und 
»Sekte« gebrauchen, sondern bezeichnet man alle aus monothe- 
istisch-universalistisch-religiösen Motiven hervorgehenden soziologi- 
schen Bildungen als Kirchen, so müßte man Anstaltskirchen und 
Freiwilligkeitskirchen unterscheiden. Der Ausdruck ist Nebensache. 
Die Hauptsache ist, daß beide Typen in der Konsequenz 
des Evangeliums liegen und erst zusammen den 
Umkreis seiner soziologischen Wirkungen und 
damitauchindirekt seiner sozialen, stets an die 
religiöse Organisation anknüpfenden Konsequenzen 
erschöpfen. Die Kirche ist in der Tat nicht ein einfacher 
Abfall vom Evangelium, so sehr das zunächst bei dem Gegensatz 
von Hierarchie und Sakrament gegen die Predigt Jesu so scheinen 
mag. Wo nämlich das Evangelium in erster Linie als Gabe, Ge- 
schenk und Gnade empfunden wird und in dem Glaubensbilde des 
Christus als eine göttliche Stiftung sich darstellt, wo die innerliche 
Freiheit des Geistes im Unterschied von allem menschlichen Machen 
und Organisieren als der Sinn Jesu erlebt und die großartige Un- 
bekümmertheit um weltliche Dinge auch im Sinne einer geistigen 
und innerlichen Unabhängigkeit bei äußerem Gebrauch derselben 
gefühlt wird, da wird man die Anstalt der Kirche als die natur- 
gemäße Fortsetzung und Umwandlung des Evangeliums betrach- 
ten. Zugleich enthält sie mit ihrem unbedingten Universalismus 
doch den Grundtrieb der evangelischen Predigt, nur daß diese 
alle Einzelfragen der Möglichkeit und Durchführung dem wunder- 
baren Kommen des Reiches überlassen hatte, während eine in der 
\Veltdauer arbeitende Kirche hier selbst organisieren und ordnen 
und dabei ihre Kompromisse schließen mußte. Andrerseits ist aber 
auch die Sckte nicht einc bloße Vereinseitigung kirchlicher Lebens- 





lich genommen habe! Das alles zeigt aber, daß im m.a.lichen, reformatorisch- 
täuferischen und chiliastischen Sektentum nicht katholische, sondern biblische Ele- 
mente wirken, die neben den andersartigen auf Kirche, Objektivität der Gnade und 
konservative Weltanpassung hinwirkenden Elementen des N.T. cine eigene Ten- 
denz und Geschichte haben. Es ist der Sektentypus, der überall als Komplemen- 
tärbewegung neben dem Kirchentypus hergeht und überall in dem Maße durch- 
bricht, als man sich an die synoptischen und enthusiastischen Partieen des N. T. 
hält. Dabei ist auch die Vieldeutigkeit des Wortes »Askesee übersehen, von der 


bereits früher die Rede war. 
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elemente, sondern eine unmittelbare Fortsetzung des evangelischen 
Gedankens. Der radikale Individualismus und Liebesgedanke 
kommt nur in ihr zu seiner vollen Geltung, nur sie konstruiert 
instinktiv die Gemeinschaft von ihm aus und erreicht gerade durch 
ihn eine ungeheure Festigkeit der subjektiv-innerlichen Verbin- 
dung an Stelle der bloßen äußeren Anstaltszugehörigkeit. Sie 
hält eben damit auch am ursprünglichen Radikalismus des Ideals 
und seinem Weltgegensatz fest und bleibt bei der Grundforderung 
persönlicher Leistung, die ja auch sie als Werk der Gnade em- 
pfinden kann: aber sie betont an der Gnade die subjektive Verwirk- 
lichung und Auswirkung und nicht die objektive Versichertheit und 
Gegenwart. Sie lebt nicht von dem Wunder der Vergangenheit und 
nicht von dem Wundercharakter der Anstalt, sondern von dem 
immer neuen Gegenwartswunder und der subjektiven Wirklichkeit 
der persönlichen Lebensleistung. Die Kirche geht aus von der apo- 
stolischen Verkündigung des himmlischen Christus und dem Glauben 
an den Erlöser-Christus, in den das Evangelium sich umgesetzt 
hat, und sie hat darin den objektiven Schatz, den sie in ihrem 
sakramcental-priesterlichen Aufbau immer weiter objektiviert. In- 
soferne geht die Kirche schon auf den Paulinismus zurück, der 
ja auch schon die Wurzeln des Sakramentsgedankens zeigt, aber 
freilich in dem pneumatischen Enthusiasmus und in dem Dringen 
auf persönliche Heiligkeit der neuen Kreatur sehr unkirchliche Ele- 
mente enthält. Die Sekte dagegen geht aus von der Predigt Jesu und 
dem Vorbild Jesu, von der subjektiven Leistung der Apostel und 
dem Muster ihres armen Lebens, und schließt den vom Evangelium 
gepredigten religiösen Individualismus zusammen zur religiösen Ge- 
nossenschaft, in der das Amt nicht auf Weihe und Tradition, son- 
dern auf religiöser Leistung und Kraft beruht und daher auch 
völlig den Laien anheimfallen kann. Die Kirche verwaltet die 
Sakramente unabhängig von der Würdigkeit der Priester, die Sekte 
mißtraut den kirchlichen Sakramenten, läßt sie durch Laien voll- 
zıchen oder macht sie abhängig von der religiösen Würdicskeit 
der Spendenden oder beseitigt sie ganz; ihr Individualismus drängt 
nach unmittelbarem Verkehr des Individuums mit Gott und ersetzt 
daher oft genug die kirchliche Sakramentslehre wieder durch die ur- 
christliche Lehre vom Geist und Enthusiasmus. Die Kirche hat Prie- 
ster und Sakrament, beherrscht die Welt und wird von der Welt 
darum mitbeherrscht; die Sekte ist Laienchristentum, unabhängig 
von der Welt und darum geneigt zur Askese und zur Mystik. 


Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXVIII. 2. 37 


404 Ernst Troeltsch, 


Beides ist in den Grundtricben des Evangeliums begründet. Es 
enthält den Gedanken eines objektiven Heilbesitzes in der Gottes- 
erkenntnis und Gottesoffenbarung, und in der Ausgestaltung die- 
ses Gedankens wird es zur Kirche. Es enthält aber auch den 
Gedanken der absolut persönlichen Religion und der absolut per- 
sönlichen Gemeinschaft, und in dessen Verfolgung wird es zur 
Sckte. Die Predigt Jesu, die vorwärts blickt auf das kommende 
Ende und das Reich, die entschlossene Bekenner sammelt und 
vereinigt, die der Welt und deren Kindern die schroffste Absage 
erteilt, gcht in der letzteren Richtung. Der apostolische Glaube, der 
zurückblickt auf ein Wunder der Erlösung und der Person Jesu 
und in den Kräften seines himmlischen Herrn lebt, der etwas 
Fertiges und Objektives hinter sich hat, in dem er seine Gläubigen 
zusammenschließt und ausruhen läßt, geht dann in der ersten 
Richtung. Das Neue Testament wirkt sowohl kirchenbildend als 
sektenbildend. Es hat das von Anfang an getan. Aber die Kirche 
hatte den Vorsprung und die große Weltmission. Erst mit der 
strengsten Vollendung der Objektivierung in der Kirche reagierte 
gegen dieses Uebermaß der Objektivierung die sektenbildende 
Tendenz. Und wie die erste sich vollzog im Zusammenhang mit 
der feudalen Gesellschaft des Frühmittelalters, so steht die letztere 
im Zusammenhang mit dem sozialen Umschwung und den Neu- 
bildunsen der städtischen Kultur im Hoch- und Spätmittelalter, 
mit der Subjektivierung und Ansammlung der Massen in den 
Städten selbst und den Rückwirkungen dieser Städtebildung auf 
l.andlevölkerung und Aristokratie. 

Von alledem aus versteht sich schließlich auch das verschie- 
dene Verhalten des Kirchen- und des Sektentypus zu dem na- 
turrechtlichen Gedankenkreise, der ja längst mit 
dem biblischen zu einer für das christliche Gefühl selbstverständ- 
lichen Einheit zusammengeschmolzen war. Die Kirche beweist 
die Rationalität und Allgemeingültiekeit ihres Sittengesctzes durch 
die Zurückführung auf das sittliche Naturgesetz, wie cs in seiner 
Vollkommenheit am Schöpfungsmorgen der Menschheit bestan- 
den hatte, und sie überhöht es in der Kirche nur durch die be- 
sondere Sittlichkeit, die aus der Begabung mit der sakramentalen 
Gnade der Uebernatur folgt. Aber das hat nur theoretisch-apolo- 
getische Bedeutung. Praktisch kann sie jenes Natur- und Gottes- 
gesetz nicht durchführen, da es die allgemeine brüderliche Gleich- 
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heit, die Abwesenheit von Staat, Besitz, Recht und Zwang mit 
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sich bringt. In der Welt der Sünde ist dieses Gesetz nicht mög- 
lich und würde eine Fassung des christlichen Gesetzes in diesem 
radikalen Sinne die Kirche zur Einflußlosigkeit verurteilen oder 
zur Revolution nötigen. So entschließt sich die Kirche zu einer 
Relativierung dieses absoluten Natur- und Gottesgesetzes, es ist 
im Sündenstande verwandelt in das relative Naturgesetz der staat- 
lichen und gesellschaftlichen Ordnung, deren Macht-, Rechts- und 
Zwangscharakter zugleich eine Strafe, aber auch eine Heilung und 
Zügelung der Sünde ist. Auf dieses relative Naturgesetz aber 
kann dann die weltbeherrschende Erlösungsanstalt sich einrichten, 
indem sie seine Bildungen als Vor- und Unterstufe sich einordnet 
und mit der kirchlichen Zentralautorität einheitlich beherrscht. 
Die dabei unausbleiblichen Unvollkommenheiten sind Folge des 
Sündenstandes und werden durch die der Kirche verliehene Macht 
der Sündenvergebung getilet, durch die von dem besonderen 
Stand der Asketen erworbenen Verdienste gedeckt. Ja, auf der 
Höhe der wissenschaftlichen Theologie und Ethik hat die Kirche 
die weltlichen Sozialordnungen schon in das absolute Naturgesetz 
selbst als Konsequenz hineinverlegt und dem Sündenfall nur die 
Verwandlung in das schmerzenreiche Gewalt- und Zwangswesen 
zugeschrieben, so daß Staat, Gesellschaft und Besitz nun geradezu 
als von Gottes und Natur wegen vollberechtigt erscheinen. Dem- 
gegenüber nehmen nun die Sekten eine ganz andere Stellung zu 
dem Naturrecht ein. Sie halten sich nicht an die gelchrten pa- 
tristischen und aristotclischen Untersuchungen über das Gottes- 
gesetz, sondern an das klare Gesetz Christi oder der Bergprediet. 
Und, wenn sie das Bedürfnis empfinden, diesem Gottcsgesetz eine 
rationelle und allgemeingültige Begründung zu geben, da greifen 
sie lediglich auf das mit ihm identische Naturgesetz des Urstandes 
zurück, auf das reine Gesetz einer unverdorbenen Natur ohne Ge- 
walt, Recht, Krieg, Macht, Eid und Privateigentum. Sie ver- 
werfen den Kompromiß mit der Welt und darum das relative 
Naturgesetz. Sie wissen nichts von dem Stufenbau der Gesell- 
schaft und des Universums mit seinen U’ebergängen und Relativi- 
täten; sie kennen nur absolute Gegensätze. Durch die Berufung 
auf das absolute und reine Naturgescetz geben sie aber ihrem 
Biblizismus dann doch eine verstärkte Betonung, eine einleuch- 
tende Begründung und ein leidenschaftliches Pathos. Dabei sind 
noch mancherlcei Unterschiede innerhalb der Fassung dieses ab- 
soluten Naturrechtes möglich. Es kann die Ungleichheit der 
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Menschen einschließen an Stellung, Beruf, Einfluß, Besitz und die 
Ungleichheiten nur in der Liebe, in einem alles für das Ganze 
verwendenden Liebeskommunismus auslöschen. Es kann aber 
auch die Gleichheit und Gleichberechtigung aller Individuen be- 
deuten und dann zu demokratisch-kommunistischen Ideen führen. 
So oder so steht das ncutestamentliche Gottesgesetz und abso- 
lute Naturrecht im Gegensatz gegen die bestehenden Verhältnisse. 
Je mehr dann aber nicht bloß die Gottwidrigkeit, sondern auch 
die Naturwidrigkeit dieser Verhältnisse betont wird, um so näher 
wird der Antrieb liegen zum Eingriff in sie, zur Reform, zur 
Besserung, zur Neubildung. Dafür gibt es dann freilich verschie- 
dene Wege. Es gibt die reine Zurückziehung von der Welt und 
die Verwirklichung des Ideals in leidenden und duldenden, aber 
das Gottesgesetz haltenden Kreisen. Es gibt die friedliche und ge- 
ordnete Reform, die die staatlichen und kirchlichen Gewalten zur 
möglichsten Annäherung der wirklichen Verhältnisse an das Ideal 
veranlassen will, die Kirche im Sinne des Armutsideals und den 
Staat im Sinne des Friedensideals, oder die beim Versagen der 
Kirche den Laien und Obrigkeiten den Auftrag gibt, diese Re- 
formen zu erzwingen. Da es leichter ist, die Kirche von diesem 
Ideal aus zu reformieren als den Staat, und man zur Kirchen- 
reform obendrein der staatlichen Hilfe bedarf, so richtet sich diese 
Reform nach dem absoluten Naturrecht und dem biblischen Gottes- 
gesetz mit Vorliebe gegen die Kirche und wird zur Kirchenrevo- 
lution. Wo aber der Gedanke sich auch gegen die widernatür- 
lichen und widergöttlichen Verhältnisse in Staat und Gesellschaft 
richtet, da wird er zur demokratisch-sozialistischen Revolution, 
die auch vor der Gewalt nicht zurückschreckt und dafür sich auf 
das Alte Testament und die Apokalypse beruft. Dabei stehen 
alle diese so oder so gearteten Gestaltungen des absoluten Natur- 
rechtes in engem Zusammenhang mit allgemeinen sozialen oder 
auch politischen und nationalen Bewegungen. Bald ist es die 
gedrückte Unterschicht, die sich sammeln will zu eigenem Dasein 
und zu persönlicher Anteilnahme an der Religion kommen will. 
Bald sind es nationalistische und staatsfreundliche Tendenzen, die 
wenigstens für die Kirche das Sektenideal durchsetzen und damit 
das Verhältnis zu einem nationalen Staat erleichtern wollen, da- 
mit in der Regel aber ihre naturrechtlichen Ideen auch auf den 
Staat abfärben lassen. Bald ist es die spätmittelalterliche soziale 
Revolution, die das Gottes- und Naturrecht für sich reklamiert 
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und eine christliche Ordnung der Gesellschaft als Befriedigung 
ihrer Interessen mit Gewalt aufrichten will. 

Diese prinzipiellen und allgemeinen Erkenntnisse gilt es an 
der Geschichte des Sektentums zu erläutern, wobei ich freilich 
nur über fremde Forschungen berichten und sie aus den hier auf- 
gestellten Gesichtspunkten deuten kann. Dabei wird sich zeigen, 
daß das kein konstruierter und von außen her aufgedrungener 
Schematismus, sondern eine aus dem Nachfühlen der Erscheinungen 
entsprungene und ihren inneren Zusammenhang erst erleuchtende 
Deutung ist. 

Den Ausgangspunkt der mittelalterlichen Sektenbildung bildet 
die gregorianische Kirchenreform und -revolution 166). Sie ist nach 
beiden Seiten hin entscheidend, nach der Seite der Kirchenbil- 
dung unmittelbar, nach der Seite der Sektenbildung mittelbar. 
In ihr erhob sich das kanonische und universale Papsttum gegen 
die seigneurale Landeskirche, in der alle Interessen des Lehens- 
staates mit denen der Geistlichkeit und alle Aufgaben und Zwecke 
der Geistlichkeit mit denen des Lehensstaates eng verbunden waren, 
in der die Durchsetzung der Christlichkeit des Volkes ein Werk 
der großen, mit allerhand Regierungsaufgaben betrauten Bischöfe 
war. Eng verfilzt durch Verwandtschaft und Interessen mit dem 
Adel, umgeben von großen politischen und wirtschaftlichen Ab- 
hängigkeitskreisen, ergänzt durch ein nicht minder aus der Ari- 
stokratie gespeistes Klosterwesen und auch im Falle streng christ- 
licher Interessen von oben herunter reformierend, drückte diese 
Kirche namentlich in Frankreich und Italien auf die unteren 
Klassen und den niederen Klerus. In diesen Kreisen bestand 
daher ein lebhafter Gegensatz gegen die seigneurale Kirche und 
vor allem machten sich hier die städtischen Arbeiterschichten 
geltend, die in Italien und Frankreich mit den Städten selbst 
schon im 11. Jahrhundert eine Rolle zu spielen anfangen und die 
große soziale Bewegung der Bevölkerungssteigerung und Akku- 
mulation in den Städten eröffnen. Sie hassen eine Kirche, die 
den niederen Klerus wie Unfreie behandelt, die die Grundherr- 
schaft in ihren Zchnten ausnützt, die das Kirchenvermögen nicht 
für die Armen, sondern für die Kirche selbst oder für feudale 
Bedürfnisse der hohen Geistlichkeit verwendet, die in allem das 


166) Hierzu und zum Folgenden vgl. die überaus lehrreichen und umfassenden 
Aufsätze von Gioacchimo Volpe, Eretici e moti ereticali del. XI al XV secolo, nei 


loro motivi et riferimenti sociali, Rinnovamento 1907, Juni, August, Oktober. 
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Widerspiel des armen Lebens der Apostel ist und im Unterschied 
von der alten Kirche jede Mittätigkeit der Gemeinden ausschließt. 
Aus diesen Elementen schuf die Agitation Gregors die gregoriani- 
sche Demagogie und verbündete sich mit ihr gegen die auto- 
nome seigneurale Kirche, selber freilich dabei ganz andere Ziele ver- 
folgend und die populäre Erregung nur für ihre Zwecke be- 
nützend. In den lombardischen Städten und der sogenannten 
Patarie liest das offenkundig zu Tage. Hier erhob sich in leiden- 
schaftlichen Kämpfen das Laientum gegen den simonistischen und 
verheirateten Klerus, und in den endlosen Wirren, wo dieser 
Klerus, vom Papst gebannt, in seinen Funktionen verhindert wurde 
und in jeder Stadt Bischof und Gegenbischof, Priester und Gegen- 
priester sich bekämpften und oft die geistlichen Funktionen ganz 
stillstanden, breitete sich dieses l.aientum immer weiter aus. Die 
Uneültigkeit der Sakramente und Wcihen simonistischer Priester, 
die der Papst verhing und mit der er die Laien geradezu zur 
Kritik des Priestertums aufforderte, erneuerte die Lage des dona- 
tistischen Streites. Es konnte nicht ausbleiben, daß die Skepsis 
gegen die Personen zur Skepsis gegen das Amt, daß die UÜcber- 
ordnung des Laien über den simonistischen Priester zur Unab- 
hängiekeit vom Priester überhaupt wurde. Und in dieser kriti- 
schen Lage wurde dieses aufgeregte l.aientum reif, die agitatori-, 
schen Einflüsse einer alten Sekte aufzunehmen, die zwar in ihrem 
Dogma nur halbehristliich war, aber in ihrer Organisation den 
Sektentypus des Laienchristentums und der Kritik nach biblischen 
und urchristlichen Maßstäben in sich trug. Es ist die gnostisch- 
manichäische Sckte der Katharer, die vom Orient her auf Han- 
delswegen und von den byzantinischen Enklaven Italiens sich 
ausbreitete und von da in die nordalpinen Gebiete vordrang!®). 
Je weniger ausreichend und intensiv die kirchliche und seelsorger- 
liche Pflege der Gemeinden durch die feudale Kirche war, um so 
cher mußten sie geneigt sein, der feurigen Propaganda und der 
vorbildlichen praktischen Lebensstrenge dieser Sektenapostel Ohr 
und Aufmerksarnkeit zu leihen. Dabei war ihr Dogma freilich 
nur bedingt christlich: ein manichäischer Dualismus in Verbin- 
dung mit schroffster metaphysisch begründeter Askese und der 
Seelenwanderungslehre, gestützt aut cine doketisch verstandene 
Christologie und auf das allegorisch vedeutete Neue Testament. 

187) Vgl. hierzu Döllinger, Beiträge zur Sektengeschichte des M.A. 1890 und 
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Aber dieses Dogma ist auch im Einfluß nicht entscheidend, wohl 
auch vielfach verhüllt gewesen; es wirkte nur zur Anregung 
der Kritik gegenüber den kirchlichen, namentlich den hierarchi- 
schen und sakramentalen Dogmen, zum Rückzug auf die Bibel 
und zur Belebung des Geistes einer freien l.aienargumentation. 
Das Entscheidende sind die soziologischen Züge der Sekte: das 
l.aienchristentum und der Apostolat der vollkommenen, armen 
und enthaltsamen Asketen, die im Gegensatz gegen die unwirk- 
samen kirchlichen Sakramente im »Consolamentum« eine wirk- 
same Beichte und Absolution vollzichen. Ist hierin ein schwaches 
Flement der Anstaltskirche enthalten — die Wirksamkeit des 
Consolamentum beruht nicht auf Weihe und Ordination an sich, 
sondern auf der Vollkommenheit der Spender — so traten doch 
diese Perfecti in der Propaganda zurück und blieben die Ge- 
heimlehren oft unbekannt. Das Wirksame war die freie Laien- 
predigt und Kritik, die intime Gemeinschaft der Verstreuten, das 
praktische Vorbild der Armut, die Unbekümmertheit um Staat 
und herrschende Schichten, die Verwerfung der offiziellen Kirche 
und ihres Priestertums, die Verwerfung von Eid, Recht, Gewalt 
und Kirche, die Beseitigung der Abgaben und Zehnten, das selb- 
ständige Bibelstudium und die Kritik nach dem Maßstab der Ur- 
kirche. Ueber Ober- und Mittelitalien, Frankreich, Flandern, 
Holland und Rheinland erstrecken sich bereits gegen Ende des 
II. Jahrhunderts derartige Gruppen, in denen katharische Ein- 
flüsse wahrscheinlich sind. Aus ihnen gehen charakteristische 
Führer hervor: Peter von Bruys, Heinrich von Toulouse, der 
Vlame Tamchelm, Eudo von Stella. An sie haben sich dann 
die Sektenbezeichnungen gchalten. Insbesondere ist Arnold von 
Brescia der deutliche Uebergang vom gregorianischen Partei- 
gänger und mystischen Dualisten zu einer Fülle von davon aus- 
gehenden häretischen Gruppen. 

Der weitere Fortgang der Häresie hängt mit dem Emporsteigen 
neuer Klassen und Schichten, der Entfesselung der Ak- 
tivität in den Unterschichten und den Städten zusammen. Daher 
ist auch zunächst ihr Boden in Südfrankreich, der Lombardei und 
Italien, wo die Städtebildung mächtig einsetzt. Italien erlebt so 
scine große Periode religiösen und philosophischen Aufschwungs, 
die eingekeilt ist zwischen die Perioden religiöser l.auheit. In 
ihr spielen, dann vom allgemeinen Interesse belebt, kirchliche und 
scktenhafte Motive gegeneinander und erheben sich in diesen Gegen- 
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sätzen Waldenser und Franziskaner, Bonaventura und Dante !%*), 
Erst jetzt geht die christliche Bewegung von den Höhen der Ari- 
stokratie, der Grundherrschaft, der Könige und Herren herunter auf 
den Grund des Volkes und wird der in den Städten zusammen- 
strömende Ueberschuß der ländlichen Bevölkerung aktiviert zu 
eigener Teilnahme an religiösen und kirchlichen Dingen. Wie 
die offizielle soziale Theorie der Kirche die berufsmäßig geglie- 
derte Gesellschaft im eigentlichen Sinne erst dem Ideal der Stadt 
entnimmt, so wurzeln hier andrerseits auch die häretischen Bewe- 
gungen und verstärken sich hier die Bedürfnisse nach einer reli- 
giösen Betätigung der Laien, die in den Mönchsreformen und 
Ordensstiftungen des 11. und 12. Jahrhunderts — vor den Bettel- 
orden fast durchgängig dem Lande und der Aristokratie angc- 
hörig — nicht befriedigt worden waren. Die von verschiedenen 
Interessen her neu entfaltete Aktivität strömt bei der allbeherr- 
schenden Macht religiöser Gedanken auch in die religiösen Inte- 
ressen ein, es bildet sich eine lebendige religiöse Anteilnahme der 
Laien, und man sucht unter dem mehr oder minder losen Ein- 
fluß der bereits geschilderten Gruppen selbständig die Orien- 
tierung an dem alten Christentum und der Bibel. Auch die Kreuz- 
züge verstärken teils das Bedürfnis einer solchen Berührung mit 
dem Urchristentum, teils gehen sie neben anderen Motiven auch 
aus diesem hervor. Die Bibel und das Neue Testament erlangen 
eine im Verhältnis zu der bloß handschriftlichen Ueberlieferung 


167a) S, Voßler, Die göttliche Kömödie II 28 ff. Aus Voßlers gerade in diesem 
Bande besonders origineller Darstellung bekommt man einen lebhaften Eindruck 
von der außerordentlichen Verschiedenheit in der Stellung der Hauptvölker zu dem 
geistlichen Lebenssystem des Mittelalters. Die seigneural-landeskirchliche Ent- 
wickelung ist hauptsächlich getragen von dem deutschen König- und Kaisertum, 
daneben von England: hierzu s. Hauck u. Böhmer. Das große klassische System 
des Hochmittelalters ist französischen Ursprungs und daher die enge Verbindung 
Frankreichs und des mittelalterlichen Gedankens. Provence und Italien sind ab- 
gesehen von den Kleriker-Kreisen seit dem Zeitalter Gregors d. G. einer zunehmen- 
den religiösen Indifferenz verfallen und pflegen in erstaunlichem Maße antik-huma- 
nistische Reminiszenzen. Erst mit dem zwölften Jahrhundert setzt zugleich mit 
der Entwickelung des Städtewesens die große religiöse Epoche Italiens ein bis zum 
15. Jahrh. dauernd. In dieser Epoche aber bildet sich aus diesen Verhältnissen 
heraus der Unterschied des Kirchen- und Sektentypus aus und sind es gerade diese 
Gegensätze, die ihm die große Lebendigkeit und Bedeutung verleihen. Der Zu- 
sammenhang der nordischen Scktenbewegung mit der südlichen ist unzweifelhaft, 
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erstaunliche Verbreitung und werden in die Volkssprache über- 
setzt. »Eine neue ideale Welt nimmt genauere Umrisse an und 
erleuchtet sich. Und alles, was man wußte oder ahnte und sich 
einbildete über das Leben der Urkirche, faßte sich in ein Bild 
von lebhaftesten Farben zusammen: evangelische Armut und 
apostolisches Leben, Gemeinschaft der Gläubigen und lebendige 
Anteilnahme an der Kirche; das Priestertum der Gemeinschaft 
als solcher eignend, gleichsam eine Emanation aus ihr; die Laien 
alle berechtigt, die Gnadenmittel mit zu verwalten und frei zu 
predigen; der Klerus zufrieden mit freiwilligen Gaben, nicht be- 
waffnet mit weltlichen Waffen und kein Pfleger der Zwietracht 
zwischen den Christen. Und wie es eine jugendliche Welt ist 
von absoluten Ideen und Gefühlen, so liebten viele plötzlichen 
und heftigen Ausdruck dafür. Sie fühlten sich ergriffen von einer 
unüberwindlichen Leidenschaft, sich in allen Stücken jener Lehre 
und jenem Leben der Urkirche anzupassen; sie hielten es für 
eine strenge Pflicht jedes Christen, zu leben wie die Apostel, d. h. 
zu predigen durch die Welt hindurch, die Massen zu erbauen 
durch das praktische Beispiel. Sie glaubten schließlich wie alle 
Träumer, Primitiven, des praktischen und des historischen Sinnes 
Entbehrenden an die Möglichkeit, die christliche Gesellschaft von 
innen heraus zu reformieren, sie zu bilden nach dem eigenen Ideal 
und nach der Spur der Schrift« !#®). 

In die Bahn der eigentlichen Sektenbildung wurden 
diese Erregungen aber erst gedrängt durch die Kirche selbst, die 
sich, sobald ihr Ziel leidlich erreicht war und die Gefahren 
jener Allianz sich zeigten, nachdrücklich von den erst begün- 
stigten demokratischen und kirchlich -oppositionellen Richtungen 
schied. Ihr Absolutismus war ja in Wahrheit das reine Gegen- 
teil davon. So bildete sie nun ihr furchtbares Ketzerrecht aus 
und drängte alle Opposition in die Sekte. Vor allem wurde jedes 
selbständige Laienchristentum verhindert und das ihm offen ge- 
lassene Ventil der alten kanonischen Bischofswahl geschlossen ; 
es wurde insbesondere das gegen die simonistischen Priester den 
Laien gegebene Recht der Prüfung zurückgezogen und lediglich 
dem Papst und den Legaten vorbehalten. Wie der Einfluß der 
Fürsten und der Scigneurie wurde nun auch der des Volkes aus 
der Kirche ausgeschieden. Die Sakramente wurden wieder völlig 
unabhängig von der sittlichen Beschaffenheit der Priester. Auch 
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von der Verwaltung des Kirchengutes wurden die Laien aus- 
geschlossen. Das Priestertum wurde gegen das Laientum aufs 
schärfste abgegrenzt in Kleidung, Kultsprache und Lebenshaltung. 
Es war nunmehr allein berechtigt zur Predigt und jede Mitwirkung 
der Laien beim Kult ausgeschlossen. Die Theologie setzte sich tech- 
nisch-scholastisch aller populären Literatur entgegen, und das Recht 
wurde eine hochgelchrte Sache der Juristen. Die dem neuen zen- 
tralisierten Kirchentum nötige Finanzwirtschaft betonte und ver- 
stärkte wieder die kirchlichen Abgaben und verzehrte das Armen- 
gut genau wie die frühere scigneurale Kirche. Der verhaßte Zehnte, 
den man simonistischen Priestern nicht liefern durfte, mußte der 
neuen gregorianischen Kirche erst recht gezollt werden. Die abso- 
lutistische Kirche mußte, wie sie das ja auch war, gegenüber der 
alten feudalen Kirche und gegenüber der patristischen Kirche der 
konziliaren Legislatur als etwas Neues erscheinen. Die Nötigung zur 
Erreichung ihrer Ziele, den ganzen juristischen und politischen Ap- 
parat einer in alle Rechts- und Eigentumsverhältnisse eingreifen- 
den Verwaltung und Politik zu entfalten, machte auf alle mystisch 
und innerlich gerichteten Gemüter den Eindruck der harten Aeußer- 
lichkeit und Weltlichkeit. Dazu kam schließlich und vor allem, 
daß in dem Punkte der Herstellung der Moralität des Klerus die 
sregorianische Reform zweifellos gescheitert war. Ein strenges 
Urteil war durch ihre Ansprüche bei den Laien erweckt, aber 
diesem Urteil stand nun ein Klerus gegenüber, der in Wahrheit 
nicht viel anders war als der frühere oder den die immer erneuten 
Klagen wohl auch geradezu schlechter zeigten, als den früheren. 
Und gerade hiefür wurde nun das absolute Papsttum, das sich 
theoretisch als die Quelle und Organisation von allem darstellte, 
auch praktisch verantwortlich gemacht, und damit ergab sich eine 
endlose Kritik des neuen Systems. 

In diesem Gegensatze der neubelebten biblischen und aske- 
tischen Frömmigkeit, die selbst zur Herbeiführung der hochmittel- 
alterlichen Kirche mitgewirkt hatte, gegen das Ergebnis dieser 
Reform wurzelten die zunehmenden radikalen Bewegungen der 
l.aienrelivion, und die Ausschließlichkeit der Kirche gegen sie 
drängte sie zur Scktenbildung. So entstand vor allem die bedeu- 
dendste und einflußreichste Sekte, die Waldenser. Es war zunächst 
eine Bewegung der inneren Mission, der Volkspredigt, getragen 
von Missionaren in der Art der Apostel, die ın der Volkssprache 
predigten, das arme Leben führten, auch zu den Kleinsten und 
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Aermsten gingen und in allem die Missionsregeln der Aussen- 
dungsrede Jesu Matth. 10 befolgten. Auf das kirchliche Verbot hin 
wurden sie zur Sekte, in der die religiöse Gleichheit aller Gläubigen, 
der Frauen und Männer zu Grunde lag und in der wie bei den 
Katharern das Bußsakrament von den frommen Asketen verwaltet 
wurde, die in Armut, Ehelosigkeit und heimlicher Seelsorge- 
tätigkeit überall umherzogen. Sie verwarfen das Fegfeuer und 
die Einwirkung auf das Fegfeuer, die Ablässe und die Heiligen- 
anrufung, das Schwören und Vergießen von Menschenblut, die 
Todesstrafe und den Krieg, stellten jeden auf seine eigenen per- 
sönlichen Leistungen und guten Werke, d. h. auf seine religiöse 
Subjektivität. Sie spalteten sich bald in die französische Stamm- 
genossenschaft und die radikalere, Sakrament und Priestertum, 
den kultischen Pomp und das Kirchenrecht überhaupt ver- 
werfende lombardische Genossenschaft, die an ältere Reste lo- 
kaler Häresien anknüpfte. Die Ausbreitung beider Gruppen schritt 
rasch vorwärts; die französischen Armen beschränkten sich we- 
sentlich auf Südfrankreich, die lombardischen drangen bis jen- 
seits der Alpen vor 16°). In ihren Ausläufern mischten sie sich 
dann mit fremdartigen Elementen, vor allem dem ihnen ursprüng- 
lich ganz fremden mystischen Enthusiasmus, der ohne kirch- 
liche und priesterliche Vermittelung im mystischen Aufschwung 
die Christlichkeit verwirkliche, oder mit den oppositionellen ek- 
statischen Bewegungen, die gleichfalls Ausbrüche einer kirchen- 
feindlichen Laienreligion waren. Die Ortlibarier, Joachimiten und 
Brüder vom freien Geiste floßen hier mit ihnen zusammen, und 
bis in die Vorstufen des Hussitismus lassen sich diese Wirkungen 
einer der Unterschicht angehörenden Bewegung verfolgen !'9). 
Nahe verwandt ist der waldensischen Bewegung die ursprüngliche 
franziskanische; der heilige Franz selbst war vermutlich nicht 
frei von direkten waldensischen Einflüssen. Den Armen von Lyon 
und den lombardischen Armen entsprechen die Poverelli des 
Heiligen von Assisi. Auch die franziskanische Bewegung gehörte 
ursprünglich dem Sektentypus der Laienreligion an. Hier aber 





169) Volpe hebt mehrfach hervor, daß sie besonders in den Kreisen der Weber 
und der Wollindustrie sich ausbreitete, d. h. in den Kreisen der umfassendsten 
und am meisten zur Hausindustrie gewordenen handwerklichen Produktion, in der 
soziale Reformideen am meisten oder allein zu Hause sind, vgl. auch Kautsky, 
Gesch. d. Sozialismus, S. 103. 
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begriff die Kirche die Lage und gliederte die neue Bewegung 
ihrem System ein, machte aus ihr einen neuen, von ihr beauf- 
sichtigten Orden und bediente sich seiner gerade zur Wiederge- 
winnung der gefährdeten städtischen Elemente. Aber auch so 
blieb der Orden mit seinen Laien-Affiliirten vielfach ein Anreger 
der Laienreligion und der kirchlich indifferenten Mystik, und in 
seinen späteren Kämpfen erhob sich in den Spiritualen der schroffe 
Gegensatz gegen die Verkirchlichung des Ordens. Sie predigten 
das Ideal der Urkirche vor Konstantin und Silvester, der armen 
Kirche und des apostelgleichen Lebens mit dem Dienst für die 
Armen, steigerten sich immer mehr im Hasse gegen die Hier- 
archie und mündeten in verschiedenartige Häresien und Sekten 
aus. »Immer sind es ein neues Volk und Bewegungen von de- 
mokratischem Charakter in der Richtung auf Ziele, die zugleich 
religiös und sozial sind, jenes ausdrücklich und bewußt, dieses 
unsicher und verhüllt aus Mangel an sozialer Erfahrung und weil 
damals in gewissen Klassen auch jedes materielle Bedürfnis seine 
Befriedigung in einer religiösen Umformung suchte« !’}), 

Das von den heftigsten Kämpfen zwischen Kurie und Kaiser- 
tum, Städten und Adeligen, Klerus und Laien durchtobte Italien 
mit seiner früh einsetzenden städtischen Entwicklung ist der Ur- 
sprungsboden der meisten dieser Bewegungen. Seine Verhält- 
nisse brachten es aber dann weiter mit sich, daß bald auch der 
Adel und die Landbevölkerung freiwillig und unfrei- 
willig in die häretischen Bewegungen hineingezogen wurden und 
diese dadurch wieder verstärkt wurden. Die Kirche nach dem 
göttlichen Gesetz des Evangeliums und dem Ideal der Urkirche 
reformiert, bald mehr nur als entweltlichte Priesterkirche, bald 
mehr als lL.aiengemeinschaft, wurde das Schlagwort, und mit 
ihm verbanden sich die häretisch-mystischen Einflüsse und die 
apokalyptischen Pronhetien. In seiner Klostereinsamkeit verfaßte 
der aus dem Orient zurückgckehrte Abt Joachim seine Weis- 
sagungen, in denen er das dritte Zeitalter verkündete, nicht mehr ein 
Zeitalter der Furcht und Knechtschatt, der Arbeit und Disziplin, 
sondern ein Zeitalter des Geistes und der Freiheit, des Friedens 
und der Gewaltlosigkeit, der Demütigen und Armen, ohne Klassen 
und soziale Unterschiede, ohne mein und dein; hier traten die 
Züge des göttlichen Gesetzes und Naturrechtes im Sinne der 
absoluten, durch keinen Kompromiß gedämpften stoisch - christ- 
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lichen Soziallehre hervor. In der Unruhe der krisenreichen 
Zeit aufgegriffen, wurden diese Prophetien zu einem weiteren 
wichtigen Ferment der Sektenbewegung. Es kamen die Flagel- 
lanten, die Soccati, die apostolischen Brüder, die häretischen Spiri- 
tualen, Fra Dolcino und Gerhard Segalleli. »Es sind keine Or- 
den mehr, man haßt die Orden und will keine Häupter; man 
will die Freiheit und Gleichheit der Urzeit«!”?). »Vereinfachung 
des Lebens und der religiösen Organisation, Leidenschaft für die 
Urkirche und wörtliches Verständnis der h. Schrift, genaue Be- 
folgung des Wortes und der Lehren Christi, vollständige und 
gleichsam mechanische Wiederholung des apostolischen Lebens: 
das ist der gemeinsame Untergrund, auf dem sich die verschie- 
denen Sekten erheben mit Unterschieden, die außcrordentlich 
groß sein können «!73), 

Das ist die große südeuropäische Sektenbewegung mit ihren 
Ausstrahlungen. Ihr Grundelement ist der am Neuen Testament bce- 
lebte und im Gegensatz gegen die materialisierte Anstaltskirche 
hervorbrechende urchristliche Individualismus und der Zusammen- 
schluß der Individuen in der praktischen L.ebensleistung der gu- 
ten Werke mit starker Indifferenz und Feindschaft gegen die 
Welt und ihre Macht- und Besitzordnungen. Es ist die für die 
Sekte typische Verbindung des religiösen Individualismus und des 
sittlichen Rigorismus, welcher letztere sich an Bergpredigt und 
absolutes Naturrecht hält, wie das ja auch der ganzen radikal- 
christlichen Tradition seit der Urgemeinde und den Mönchsorden 
entspricht. Das Gemeinschaftsband ist dabei lediglich das wört- 
lich verstandene »Gesetz Jesu« und die gleichfalls auf diesem 
Gesetz beruhende Einrichtung der armen und nur für die Gemeinde 
lebenden Missionare und Apostel; dic letzteren sind oft auch Priester 
und stehen dann in der Sukzession, aber ihre Berechtigung und 
Wirkung ist auch dann erst von der persönlichen sittlichen Reinheit 
und Strenge abhängig. Die paulinische Lehre verschwindet hinter 
dem Gesetz Jesu fast ganz. Dabei ist das Gesetz Jesu zugleich 
das Gesetz der Natur in scinem strengen vollen Verstand und als 
solches meist im Sinne eines weitgehenden Liebeskommunismus 
und entsprechender Licbestätigkeit gedacht, nur gelegentlich in 
die demokratischen Gedanken der Freiheit und Gleichheit hinüber- 
spielend. Als ein zweites ganz andersartiges Element macht sich 
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dann neben diesen Hauptströmungen die mystische Religiosität 
geltend, die neuplatonisch und averroistisch beinflußt einen Ge- 
meinschaftstrieb nur hat, sofern sie mit waldensischen und franzis- 
kanischen Ideen sich berührt. Und schließlich spielt ın dem 
Ganzen die apokalyptische Prophetie mit, in der die zunächst auf 
kleine Kreise beschränkte Scktenbewegung den christlichen Uni- 
versalismus festhält als ein in der neuen Weltzeit von Gott zu be- 
wirkendes Wunder, womit dann oft Mystik, Freiheit und Gleich- 
heit als die Ideale jener neuen Weltzeit sich verbinden. In den 
Wirren des Trecento zieht diese Sektenbewerung den Ghibellinis- 
mus in ihre Netze, wird in die politischen Verhältnisse verwickelt, 
verliert ihre ursprüngliche Orientierung uud stirbt schließlich ın 
allerhand Wirren und Extravaganzen ab, nur einen leicht entzünd- 
baren Rest apokalyptischer Ideen zurücklassend.. Humanismus 
und Renaissance, weltliche Politik und der volle Sieg der Kurie 
machen ihr ein Ende, und in Italien und Südeuropa hat die 
kirchliche Anstalt von einem Sektenchristentum seitdem nichts 
mehr zu fürchten. Es ist einer der Gründe, weshalb es dort zu 
keiner der deutschen Reformation analogen Bewegung kommen 
konnte 17%). 





114) Ueber diese Frage Volpe, Oktober, 296 f. 
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Die 
Einheitsbestrebungen im französischen Sozialismus. 


Von 
PAUL LOUIS. 
i) 


Nachfolgender Aufsatz soll in aller gebotenen Kürze ein Gc- 
samtbild geben von der Geschichte des französischen Sozialismus 
in den letzten vier Jahren. Diese Geschichte ist recht eigentlich 
die der sozialistischen Einheit, d. h. des umfassenden Zusammen- 
schlusses, der nach dem internationalen Kongreß zu Amsterdam 
vorgenommen wurde auf Grund der dort in Geltung gesetzten Prin- 
zipien, und der als Ganzes stets ein tätiges Mitglied der Arbeiter- 
Internationale gewesen ist. Es wird also nicht die Rede sein von 
den außenstehenden Organismen, die sich unter den verschieden- 
sten Namen um einige parlamentarische Individualitäten kristalli- 
siert und eine nennenswerte Tätigkeit weder in der Aufwärtsbe- 
wegung der Arbeiterklasse, noch in der französischen Politik ent- 
faltet haben. Auch ist es, trotz der vielen Berührungspunkte, die 
die Geschichte der sozialistischen Partei mit der der Arbeiter- 
syndikate aufweist, keineswegs meine Absicht, die Schilderung 
zu wiederholen, die Haubert Lagardelle in dieser Zeitschrift von 
den Entwicklungsphasen der syndikalistischen Bewegung gegeben 
hat. Ich werde nur kurz die Beschlüsse wieder geben, in welchen 
die französische Sektion der Arbeiter-Internationale ihre Stellung- 
nahme zum Syndikalismus zu präzisieren genötigt war; ein zu- 
sammenfassender Bericht über die jenen Resolutionen vorher- 
gehenden Debatten wird jeweils hinzuzufügen sein. 

Das Gebiet des Artikels ist also umgrenzt; es liegt mir noch 
ob, den Aufbau desselben im allgemeinen zu entwerfen, um das 
Verständnis meiner Ausführungen zu erleichtern. 
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Teil I bringt einen ganz kurzen Ueberblick über die sozia- 
listischen Strömungen, die vor 1897 zu Tage traten und sich bc- 
kämpften. Teil II umfaßt die Jahre 1898—1904, d. h. die Pe- 
riode des Falles Millerand, angesichts dessen die verschiedenen 
Fraktionen Gefahren und Vorteile der Teilnahme an der öffent- 
lichen Gewalt der kapitalistischen Ordnung erwägen und eine 
Kintags-Verständigung anbahnen; das Eingreifen des Amsterdamer 
Kongreß mit dem Befehl der Annäherung und Einigung bildet 
den dritten Teil. Teil IV behandelt alsdann das Zustandekommen 
der Einheit und die Ausarbeitung der Charte. Teil V zeigt die 
sozialistische Einheit in voller Wirkung: den Bruch mit der bürger- 
lichen Demokratie, die Stellung im Parlament und im Lande, die 
Bezichungen zum Syndikalismus. Teil VI behandelt Wachstum 
und Organisation der sozialistischen Partei, während Teil VII auf 
manche besondere Tendenzen eingeht, die im Schoße der Ein- 
heit aufgetreten sind und teils leidenschaftliche Diskussion, teils 
individuelle Parteiung hervorgerufen haben. 


I. Aeltere Tendenzen. 

Die älteren Tendenzen durch das Wechselspiel des Kampfes, 
der Annäherung und Ausgleichung während der Jahre 1890 bis 
1899 historisch zu verfolgen, würde selbst bei kürzester Fassung 
zu weit führen. Die Blanquisten, deren Sitz das revolutionäre 
Zentralkomitce in Paris war, blieben den Grundsätzen des alten 
Blanqui treu; >weder Gott noch Herr«, war ihre Losung. Als 
Republikaner und Atheisten verschmähten sie keinerlei Anschluß 
an Gleichgesinnte; ihre Taktik war die Zusammenballung aller 
sozial umstürzlerischen Kräfte; die Tat war ihr vornehmster Pro- 
grammpunkt. Trotz der Einwirkung marxistischer Ideengänge 
hielten sie an ihren geheimen Sympathien für die alte Barrika- 
denromantik fest, und die Kommune von 1871, deren Gedenktag 
sie Jahraus jahrein treulich feierten, war ihnen das wichtigste Er- 
eignis in der Geschichte des französischen Proletariats. 

Die “französische ÄArbeiterparteis (parti ouvrier français), von 
Gucsde, Lafargue u. a. geschaffen und in vielen Departements 
(Nord, Bouches du Rhöne, Aube, Gironde usw.) auf solide ziffer- 
mäßige Erfolge gestützt, hatte sich nach dem Vorbild der deut- 
schen Sozialdemokratie gebildet. Die internationale Berichterstat- 
tung pflegte sie mit unermüdlicher Sorgfalt, sie spielte eine große 
Rolle auf den Kongressen zu Paris (1889), Brüssel (1891), Zürich 
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(1893), London (1896), wo sie auf die vom individualistischen 
Anarchismus drohende Gefahr hinwies; ihr Programm war in der 
Hauptsache marxistisch. Sie hatte die Lehren des »Kapital« in 
Frankreich heimisch gemacht, ja, eines ihrer Mitglieder hatte dies 
Werk auf französische Verhältnisse zugeschnitten. Sie predigte dic 
Eroberung der politischen Macht, erstrebte die Herrschaft in mög- 
lichst vielen Stadtverwaltungen, und verabscheute von ihrem Bo- 
den des Klassenkampfes aus jede Allianz mit dem Bürgertum, 
jedes Geschäft mit der radikalen Demokratie; der religiösen Frage 
stand sie vollständig gleichgültig gegenüber. Um die korporativen 
Vereine für ihre Sache zu gewinnen, hatte sie einen »Syndikats- 
verband« (Fédération des Syndicats) geschaffen, aber das Auf- 
kommen der » Arbeiterbörsen« (Bourses du Travail), die im Gegen- 
satz zu ihr den Generalstreik verfochten, hatte ihr alle Macht über 
die Berufsorganisationen genommen. Wie dem auch sein mochte, 
so blieb die Arbeiterpartei doch die stärkste sozialistische Organi- 
sation in Frankreich zu Ende des 19. Jahrhunderts. 

Aus ihrem Verbande waren auch infolge einer Reihe von 
Streitigkeiten und Spaltungen die anderen Fraktionen hervorge- 
gangen die Broussisten, die Allemanisten (auch »Sozialistischer Ar- 
beiterverband« (Fédération des Travailleurs socialistes) und »So- 
zialistisch-revolutionäre Arbeiterpartei (parti ouvrier socialiste-re- 
volutionnaire) genannt) und die um die »Revue Sozialiste« von 
Benoit Malon gescharten Unabhängigen. Die wenig zahlreichen 
Broussisten waren auf Paris und einige industrielle Zentren wie 
Chatellerault beschränkt; sie verteidigten die im Wesen pazifistische 
Theorie der Gemeindienstbarkeit (services publics). Die Allema- 
nisten beherrschten Paris und die Syndikate,; sie huldigten der 
Generalstreiksidee. Die Unabhängigen bestanden hauptsächlich 
aus Literaten und Advokaten, deren einige hohe öffentliche Aemter 
annahmen und dadurch Anlaß zu stürmischen Kämpfen gaben. 
Solchermaßen zersplittert und zerstreut, war der französische So- 
zialismus noch weit ab vom rechten Wege. 


Il. Erste Annäherungsversuche. 


Das Streben nach Einheit trat zuerst i. J. 1898 hervor, als ein 
heftiger klerikal-zäsaristischer Ansturm stattfand und sich Generäle 
zu drohenden Worten hinreißen ließen (Dreyfus-Prozeß). Die sozia- 
listischen Parteien Frankreichs sahen sich einer Lage gegenüber, die 
ihnen für die republikanische Staatsform und die Freiheit der Ar- 
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beiterschaft gleich bedrohlich erschien; hatten sie schon 1889 
im Bunde mit dem bürgerlichen Radikalismus den Boulangis- 
mus bekämpft, so waren sie auch jetzt nicht gewillt, alle Be- 
ziehungen zu ersterem abzubrechen. Andererseits waren 47 sozia- 
listische Abgeordnete in die Kammer gewählt worden, und man 
konnte sich von strenger Einheitlichkeit ihrer Aktion beträchtlichen 
Erfolg versprechen. Im Juli 1898 beschloß man nach einer großen 
Versammlung die Einsetzung eines sozialistischen Einigungsaus- 
schusses, der engere Beziehungen herzustellen suchen sollte. Er 
bestand aus je 7 Mitgliedern des parti ouvrier, des parti socialiste 
révolutionnaire und der Fedcration des Travailleurs socialistes. 

Als aber Millerand, der Verfasser des berühmten Pro- 
gramms von St. Mandé, im Juni 1899 in das Kabinett Waldeck- 
Rousseau eintrat, war alles wiederum in Frage gestellt. Gues- 
disten und Blanquisten empörten sich darüber, daß er sich mit 
Gallifet, dem finsteren Vollzieher von Thiers’ Rache im Mai 1871, 
zusammengefunden habe, und überhaupt ganz allgcmein darüber, 
daß er cin Amt in einem bürgerlichen Kabinett angenommen 
habe. Auf der anderen Seite meinten die Broussisten und Unab- 
hängigen, eine Erfahrung dieser Art könne nur von Nutzen sein; 
die Hand, die der Sozialismus auf die öffentlichen Dinge ja nur 
teilweise gelegt habe, werde nicht verfehlen, seiner Ausbreitung 
förderlich zu sein. 

Der Kampf entspann sich über cinem Manifest des parti 
ouvrier français, des parti socialiste révolutionnaire und der 
alliance communiste (einer dissidierenden Fraktion des parti ou- 
vrier socialiste révolutionnaire); darin wurde die angeblich sozia- 
listische Politik der Kompromisse und Abwege energisch verur- 
teilt: »Wir sind und bleiben Oppositionspartci, in die Parlamente 
und die sonstigen Wahlkörper schicken wir die Unsern nur als 
Feinde, als Bekämpfer der gegnerischen Klasse und ihrer poli- 
tischen Vertretung. « 

Die Debatte nahm an Gereiztheit zu. Später berief man 
zur Beschlußfassung über den Fall Millerand und die sich daran 
knüpfende allgemein theoretische Frage cinen Kongreß nach 
Paris, ins Gymnasium Japy, Dezember 1899. Hier wurden 
nach heftiger Debatte zwei Beschlüsse gefaßt. Der erste, mit 818 
gegen 654 Stimmen angenommen, hielt dafür, daß das Prinzip 
des Klassenkampfes einem Sozialisten den Eintritt in ein bürger- 


liches Kabinett verbietet. Der zweite, der 1140 gegen 245 Stim- 
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men auf sich vereinigte, hielt daran fest, daß nur die durch Wahl 
zu erlangenden Aemter erobert würden, gab aber andererseits 
Ausnahmefälle zu, in denen die Partei die Beteiligung von So- 
zialisten am bürgerlichen Regiment auf ihre Zulässigkeit erst zu 
prüfen habe. — Hierauf beschloß man, die Einigung vorzuneh- 
men ; es wurde ein Generalkomitee mit folgender Zusammensetzung 
konstituiert: 15 parti ouvrier français, 7 parti socialiste révolu- 
tionnaire, 6 Unabhängige, 4 Allemanisten, 3 Broussisten, 4 Dele- 
gierte der Syndikate, ı Delegierter der Genossenschaften, 7 Dele- 
gierte der autonomen Föderationen. 

Dieser Versuch sollte alsbald scheitern. Schon der nationale 
Kongreß zu Paris 1900 erlebte, als die niemals geschlossene Dis- 
kussion über die politische Taktik wieder aufgenommen wurde, 
die Abtrennung des parti ouvrier français, der mächtigsten aller 
vertretenen Parteien. Im nächsten Jahre zu Lyon erklärten die 
Blanquisten (parti socialiste révolutionnaire) ihrerseits den Aus- 
tritt aus dem Generalkomitee. Seitdem gab es zwei Gruppen, die 
gegeneinander Front machten; zu allem Ueberfluß zögerten 
auch die Allemanisten nicht, sich bis zu völliger Isolierung weiter 
zu entwickeln. 

Die »sozialistische Partei Frankreichs« (parti socialiste de 
France), die den parti ouvrier, den parti socialiste révolutionnaire 
und die alliance communiste umfaßte, schloß sich im Mai 1901 
in Ivry zusammen. Ihr Ziel war die politische und wirtschaft- 
liche Organisation des Proletariats als Klassenpartei. Weiter hieß 
es in der grundlegenden Erklärung : Eine Partei der Revolution, 
des Gegensatzes zum bürgerlichen Staat muß zwar die Pflicht 
haben, alle und jede Reform, die die Kampfbedingungen der Ar- 
beiterklasse zu verbessern geeignet ist, zu erstreben; unter keinen 
Umständen aber darf sie durch Beteiligung an der Zentralgewalt, 
durch Budgetbewilligung, durch Bündnisse mit bürgerlichen Par- 
teien der feindlichen Klasse die Mittel liefern, ihre Herrschaft zu 
verlängern. 

Die »französische sozialistische Partei« (parti socialiste fran- 
cais), der Sammelpunkt der reformistischen Elemente, hielt mehrere 
Kongresse ab (Tours, Mai 1902; Bordeaux, April 1903), auf 
welchen immer wieder der Fall Millerand erörtert wurde. In 
Bordeaux wäre Millerand fast unterlegen: 109 Stimmen waren 
für, 89 gegen ihn, bei 15 Enthaltungen. 

Ein weiteres Eingehen auf die inneren Arbeiten der beiden 
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Parteien (parti socialiste de France und parti socialiste frangais) 
erübrigt sich. In der Presse fochten ihre Vertreter heftige Kämpfe 
aus; der Zank in den Versammlungen nahm teilweise rüde For- 
men an. Die Sozialisten beider Richtungen führten die gegen- 
seitige Bekämpfung vielleicht mit mehr Schärfe als den Kampf 
gegen die Feinde des Sozialismus. Die Abstimmungen in der Kam- 
mer, aus denen die Gegensätzlichkeit der Tendenzen klar hervor- 
ging, gaben Anlaß zu unaufhörlichen Debatten, die nur allzu oft 
rein persönliche Färbung hatten. 

Die ununterbrochenen Kämpfe, die das französische Proletariat 
durchwühlten, gefährdeten den sozialistischen Nachwuchs, und es war 
geboten, dem unfruchtbaren Gezänk ein Ende zu machen und durch 
Vertrauensmänncer beider Richtungen eine Annäherung ins Werk zu 
setzen. Nirgends fehlten Männer, denen am Frieden, an einer Bes- 
serung der Beziehungen, an fruchtbarer Zusammenarbeit gelegen 
war. Sie hielten dafür, daß die Zeit ganz von selbst eine Auslese 
bewirken werde, welche die falschen Sozialisten ausmerzen und die 
Partei in ihrer Eigenschaft als wahre Vertreterin der Arbeiterklasse 
wiederherstellen würde. Die Idee der Versöhnung fand langsam 
ihren Weg in die Geister, gerade in dem Augenblick, als der inter- 
nationale Kongreß sich anschickte, über die kämpfenden Fraktionen 
zu Gericht zu sitzen. 


Ill. Der Amsterdamer Beschluß. 


Der am 14. August 1904 in Amsterdam eröffnete internationale 
Kongreß hatte über die Frage des politischen Verhaltens, die den 
französischen Sozialismus trennte, direkt zu beschließen. An dem 
Redeturnier, worin die beiden fraglichen Standpunkte ausführlich 
dargelegt wurden, auf das wir aber nichtnäher eingchen, beteiligten 
sich Guesde, Vaillant, Jaurès. Allem Anschein nach war die behan- 
delte Frage von internationaler Bedeutung; — wo war das Problem 
des Verhältnisses zur Demokratie, die Alternative zwischen strengem 
Abschluß und Beteiligung an der Regierungsgewalt noch nicht aut- 
setaucht? — Tatsächlich aber hatte der Kongreß in der Hauptsache 
Stellung zu nehmen zu der von den beiden großen französischen 
Gruppen eingenommenen Haltung : Der reine Reformismus wurde 
trotz aller seiner Anstrengungen geschlagen. 

Der Kongreß nahm mit 25 gegen 5 Stimmen bei 12 Enthal- 
tungen (der parti socialiste de France war in der Mehrheit, der 
parti socialiste francais in der Minderheit) die Dresdner Resolution 
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in amendierter Form an. Diese verurteilte auf das entschiedenste 
»die revisionistischen Versuche, die darauf hinzielen, die bewährte 
und ruhmreiche Taktik des Klassenkampfs zu durchbrechen und 
eine Politik der Zugeständnisse an die bestehende Ordnung ein- 
zuschlagen, statt in strikter Bekämpfung der Bourgeoisie die Er- 
oberung der politischen Macht zu erstreben.« 

Der Kongreß erklärte: »1. Die Partei lehnt unter den politi- 
schen und wirtschaftlichen Bedingungen der kapitalistischen Pro- 
duktion jede Verantwortung ab; sie kann daher nichts billigen, 
was die herrschende Klasse an der Macht erhält. 2. Gemäß der 
Tagesordnung Kautsky auf dem Internationalen Kongreß zu Paris 
1900, kann die sozialistische Demokratie eine Beteiligung an der 
Regierung der bürgerlichen Gesellschaft nicht übernehmen. « 

Nach dieser Zurückweisung revisionistischer oder reformisti- 
scher Tendenzen wollte der Kongreß doch auch der Annäherung 
zwischen den kämpfenden sozialistischen Fraktionen die Were 
ebnen. Um alle Länder zu berücksichtigen, die der Einheit noch 
entbehrten, wurde der Text von Bebel, Ansecle, Adler, Ferri usw. 
ausgearbeitet; trotzdem bezog er sich in erster Linie auf den 
französischen Sozialismus, der schärfere Gegensätze als jeder an- 
dere aufwies. 

Folgende Fassung wurde einstimmig durch Akklamation an- 
genommen : 

»Der Kongreß erklärt: »Um der Arbeiterklasse im Kampfe 
gegen den Kapitalismus die ungebrochene Stoßkraft zu wahren, 
ist es unerläßlich, daß gegenüber den bürgerlichen Parteien in 
allen Ländern nur eine sozialistische Partci besteht, wie es ja 
auch nur ein Proletariat gibt. 

»Demgemäß haben alle Parteiangehörigen, alle Fraktionen 
und Organisationen, die sich zum Sozialismus bekennen, die ge- 
bieterische Pflicht, mit aller Kraft auf die Herstellung der sozia- 
listischen Einheit hinzuwirken, auf Grund der von den internatio- 
nalen Kongressen aufgestellten Prinzipien und im Interesse des 
internationalen Proletariats, dem sie bei Fortführung ihrer Strei- 
tigkeiten für die unheilvollen Folgen verantwortlich sind. 

»Um dieses Ziel zu erreichen, bieten ihnen das internationale 
Bureau und alle Nationalitäten mit einheitlicher Partei ihre guten 
Dienste an.« | 

Die beiden bestehenden Richtungen hatten sich auf diesen 
Antrag geeinigt, nicht allein durch ihre Stimme, sondern auch 
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durch ausdrückliche Erklärung. Somit waren sie zur Herstellung 
der Einheit verpflichtet. 


IV. Die Verhandlungen und das Programm (Charte). 


Vielerlei Momente drängten auf eine Annäherung hin. Die 
radikale Partei, die im Ministerium Combes am Ruder war, um- 
faßte mehrere Fraktionen, von den fortgeschrittenen Sozialistisch- 
Radikalen unter Berteaux und Pelletan bis zu den Republikanern 
der Linken, den ehemaligen Hauptstützen der Kombination Wald- 
eck-Rousseau (1899—1902), die nunmehr von ihrem Opportunis- 
mus geheilt waren. Wenn nun die Sozialistisch-Radikalen sich 
über den Einfluß beschwerten, den die reformistischen Sozialisten, 
besonders Jaures, an sich gebracht hatten, so beklagten anderer- 
seits die Republikaner der Linken nachdrücklich die kollektivisti- 
sche Vormundschaft. Die radikale Demokratie als Ganzes zeigte 
die Anfänge der Entwicklung, die sie vier Jahre später zu einem 
Kampf bis aufs Messer mit dem politischen Sozialismus und dem 
»Arbeitsbund«e (Confédération Generale du Travail [C. G. T.]) 
führen sollte. Keine Gelegenheit ließ sie vorübergehen, um die 
kollektivistiischen Lehren abzuweisen. Dazu vervielfachten sich 
die Zusammenstöße zwischen Unternehmern und Arbeitern zu- 
sehends, der bestehende Klassengegensatz trat stärker hervor; die 
eingegangenen Bündnisse waren ganz erfolglos geblieben. Die 
Kluft zwischen Radikalismus und reformistischem Sozialismus ver- 
größerte sich von Tag zu Tag. Letzterer wurde dadurch zur 
Fühlungnahme mit dem revolutionären Sozialismus gedrängt und 
schlug ihm eine Verständigung vor, wozu der Amsterdamer Kon- 
ereß ja schon die Formel geliefert hatte. 

Aber weiter: der parti socialiste francais wie der parti so- 
cialiste der France kamen zu der Erkenntnis, daß sie bei Fort- 
führung ihrer Diskussionen alles zu verlieren und nichts zu ge- 
winnen hatten. Die Arbeiter wiesen es von sich, auf die aufge- 
worfenen Fragen überhaupt einzugehen; wurden sie doch nicht 
immer mit der nötigen Kaltblütigkeit behandelt, und mußten die 
leidenschaftlichsten persönlichen Angriffe die theoretischen Argu- 
mente unterstützen, wo nicht gar ersetzen. Die Quelle sozia- 
listischen Denkens schien versicgt. 

Endlich konnten beide Gegner auch die Werbekraft des Syn- 
dikalismus, die sich im ganzen Lande bewundernswert kräftig 
oftenbarte, nicht ignorieren. Die Confédération du Travail, lange 
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Zeit nach außen untätig und mit dem Aufbau ihrer Organe be- 
schäftigt, trat plötzlich wieder hervor als lebendige Aeußerung 
proletarischen Kraftgefühls.. Wenn der politische Sozialismus mit 
ihr Schritt halten, seine eigentliche Aufgabe erfüllen, seine Ver- 
drängung und seinen Ruin verhindern wollte, mußte er seinerseits 
zum einheitlichen Angriff auf die soziale Ordnung vorgehen. In 
dem Maße wie der Syndikalismus zunahm, schwand der parla- 
mentarische Reformismus. Der parti socialiste frangais lief, wenn 
er die von 1902—04 beobachtete Haltung fortsetzte, Gefahr, jede 
Berührung mit der organisierten Arbeiterklasse zu verlieren. Der 
parti socialiste de France andererseits konnte, wenn er die Spaltung 
verewigte, den politischen Sozialismus für unabsehbare Zeit zum 
Stillstand bringen. Viele Gründe also mußten die beiden Frak- 
tionen bestimmen, in Unterhandlungen einzutreten: dies geschah 
nach dem Kongreß, wenn auch nicht ohne einiges Zögern. 

Am 30. August 1904, zehn Tage nach Schließung des Kon- 
gresses, veröffentlichte das Exekutivkomitee des parti socialiste 
de France folgenden Auszug aus seinem Protokoll: 

»Der Zentralrat, soviel an ihm liegt, ist entschlossen, dem 
(Einheits-)Beschluß von Amsterdam unverzüglich Folge zu geben. 

»Der parti socialiste de France erklärt sich bereit, seiner 
Pflicht in allen Stücken nachzukommen und die sozialistische 
Einigung auf Grund der von den internationalen Kongressen auf- 
gestellten Prinzipien herbeizuführen. 

»Diese Erklärung, die in möglichst großem Umfang zur öffent- 
lichen Kenntnis gelangen soll, wird dem internationalen Bureau 
zu Brüssel, sowie den leitenden Ausschüssen der verschiedenen 
in Amsterdam vertretenen sozialistischen Fraktionen, mitgeteilt 
werden.« 

Wenn auch schon im parti socialiste frangais Stimmen laut 
wurden, die empfahlen, den Wünschen der Internationale je eher 
desto besser zu entsprechen, so war doch vorerst der Widerstand 
zu stark. Hauptsächlich ging er von Abgeordneten aus, die 
den liebgewordenen parlamentarischen Sitten nicht entsagen, und 
aus der Regierungsmehrheit nicht ausscheiden wollten; sie hätten 
sonst die für ihre Wiederwahl nötigen Stimmen verscherzen 
können. Diese Abgeordneten und ihre Umgebung waren stark 
genug, um die unumgängliche Fusion zu verzögern. Ja, im parti 
socialiste frangais bemühten sich einige reformistische Theoretiker 
trotz dem offenbaren Widersinn des Unternehmens, den Ausgang 
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der großen Amsterdamer Debatte auf ihren Standpunkt umzu- 
deuten; solches Bremsen des parti frangais erregte scharfe Kampf- 
stimmung und neuen persönlichen Zank. 

Um die Gegner zu der angebahnten Versöhnung zu zwingen, 
eröffnete der parti de France einen Versammlungsfeldzug, durch 
den er die Anordnungen der Internationale in gehöriges Licht 
setzte ; die bedeutendste Veranstaltung für Paris war die im Lac 
Saint Fargeau. Auch der parti frangais eröffnete eine Reihe von 
Versammlungen, in welchen glücklicherweise die Verfechter der 
Verständigung das Feld behielten. Statt den Konflikt zu ver- 
schärfen, wie man hätte fürchten können, trugen diese Redec- 
schlachten zu rascher Lösung bei. 

Am 4. Oktober 1904 faßte das Iixckutivkomitee des parti 
socialiste de France folgende interessante Resolution: 

»In dem Wunsche, der Erklärung vom 30. August Folge zu 
geben, nimmt der Zentralrat befriedigt zur Kenntnis, daß in der 
ursprünglich der Dresdener Resolution feindlichen französischen 
Sektion die Zahl der Organisationen im Wachsen begriffen ist, 
die erkannt haben, daß die Wiedererlangung der Autonomie hin- 
sichtlich aller bürgerlichen Parteien die erste Bedingung der in 
Amsterdam befohlenen Einigung ist, um für die eigentliche Klas- 
senpolitik die Hände frei zu behalten. 

»Er hält es für unnötig zu betonen, daß die Einigung mit 
Hilfe eines sogenannten Verständigungskomitees unmöglich ist, 
da letzteres, indem es sowohl die verschiedenen Organisationen 
wie die in Amsterdam verworfene Taktik bestehen läßt, von den 
Kongreßbeschlüssen nichts übrig lassen würde. 

»Und, entschlossen, mit allen denjenigen, die bereit sind, dem 
Appell der Internationale Folge zu leisten, ohne Rücksicht auf 
ihre Herkunft möglichst bald einen sozialistischen Block zu for- 
mieren : | 

»Beschließßt er, noch heute eine Delegation zu bilden als 
ersten Schritt zu einem KEinigungsausschuß, dem wiederum die 
cinzige Aufgabe zufällt, die Mittel und Wege einer organischen 
l:iinigung der Partei aufzufinden, einer Einigung auf dem Boden 
des Klassenkampfes, der in Amsterdam als Grundlage nicht nur 
jeder sozialistischen Lehre, sondern auch jeder sozialistischen Tak- 
tik festgehalten worden ist. 

»Bis zur nächsten Plenarsitzung wird die Delegation vorläufig 
die 15 Mitglieder des Exekutivkomitces umfassen, die von der 
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Partei selbst auf dem nationalen Kongreß zu Lille gewählt wor- 
den sind. 

»Diese Tagesordnung ist dem Sekretariat der Scktion, die 
mit uns in Amsterdam die französische Nationalität vertrat, mit- 
zuteilen; sie wird an das Internationale Bureau in Brüssel ge- 
sandt werden, auf dessen gute Dienste — gemäß dem erhaltenen 
Auftrag, alle Anstrengungen zu fördern und zu unterstützen, die 
auf Erringung der Einheit unter den vom organisierten Proleta- 
riat aller Länder einstimmig beschlossenen Bedingungen gerichtet 
sind — der parti socialiste de France rechnet.« 

Dieser Ruf sollte nicht fruchtlos bleiben. Bald verlangten 
die Abgeordneten des parti socialiste français, manchem Wider- 
stande zum Trotz, selbst die Designierung von Delegierten zu den 
Einigungsverhandlungen, und 15 Vertreter wurden gewählt, um 
sich mit denjenigen des parti socialiste de France in Verbindung 
zu setzen. 

Dieser sandte nun dem Sekretär des parti francais am 25. Ok- 
tober 1904 ein Schreiben, worin er seiner Befriedigung über den 
gefaßten Entschluß Ausdruck gab und um eine möglichst baldige 
Unterredung ersuchte. Die Zeitung -Le Socialiste«, das offizielle 
Organ des parti socialiste de France, brachte in ihrer Nummer 
vom 23. bis 30. Oktober einen Artikel mit der Ueberschrift: » Auf 
dem Wege« (En route), welcher mit den Worten begann: »Wir 
gehen der Einheit entgegen.« 

Dies bedeutete einen großen Schritt vorwärts. 

Bald darauf wählte auch der parti ouvrier socialiste révolu- 
tionnaire sein Delegierten, desgleichen die autonomen l’öderationen 
von la Somme, l'Yonne usw. 

Am 15. November hielten die Delegierten des parti socialiste 
français und des parti socialiste de France eine vorbereitende 
Sitzung ab, welche beschloß, die Mitgliederzahl des Einigungsaus- 
schusses zu reduzieren. Jede der folgenden Organisationen sollte 
7 Sitze haben: parti socialiste de France, partisocialiste francais, 
parti ouvrier socialistc-revolutionnaire; während jede autonome 
Föderation einen Sitz haben sollte. 

In diesem Augenblick bewilligten mehrere Abgeordnete des 
parti socialiste français, um ihr Vertrauen in das Kabinett Com- 
bes zu bezeugen, dem Ministerium des Innern den Geheimfonds; 
alles war in Frage gestellt. 

Am 27. November nahm der Zentralrat des parti socialiste 
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de France in einer Generalsitzung folgenden Antrag an: 

»Der Zentralrat . . . billigt es, daß das Exekutivkomitee sich 
über höchst berechtigte Bedenken hinweggesetzt und nicht gezö- 
gert hat, die Initiative (der Einigung) zu ergreifen, wie dies dem 
einstimmigen Wunsch aller sozialistischen Parteien der Erde ent- 
sprach. 

»Er beschließt, trotzdem die Abgeordneten einer auf diesem 
Kongreß vertretenen Fraktion wiederum das Aergernis der Be- 
willigung des Geheimfonds gegeben haben, daß er bereit ist, die 
Einheit in Frankreich herzustellen unter folgenden Bedingungen 
— die auf den letzten Internationalen Kongreß zurückgehen und 
ohne die es weder Sozialismus noch Einheit gibt: 

»1. Da die auf dem Boden des Klassenkampfs geeinigte 
Partei nicht die Reform der gegenwärtigen Gesellschaft, sondern 
die möglichst schleunige Ueberführung der bürgerlichen in die 
sozialistische Gesellschaft zum Ziel hat, so ist ihr Mittel die Erobe- 
rung der politischen Gewalt unter strikter Bekämpfung der Bour- 
geoisie; 

»2. Die Partei beaufsichtigt ihre parlamentarische Vertretung, 
die eine gegensätzliche Stellung zu allen bürgerlichen Parteien 
einnimmt (unter Austritt aus dem Block und aus der Delegation 
der Linken); die nichts billigt, was die herrschende Klasse an 
‘der Macht zu erhalten geeignet ist (Budgets, militärische und ko- 
loniale Forderungen, Geheimfonds usw.); die sowohl auf das End- 
ziel des Sozialismus hinarbeitet, die politische Freiheit verteidigt 
und ausdehnt, wie im allgemeinen jede Reform betreibt, die die 
Kampfbedingungen der Arbeiterklasse zu verbessern geeignet er- 
scheint; | 

»3. Die sich zur Partei rechnende Presse steht unter Kon- 
trolle der Partei, ausgeübt durch ihren Vorstand und ihre Or- 
canisationen; 

»4. Die parlamentarische Fraktion als solche wird von der 
Parteileitung ausgeschlossen; letztere liegt vielmehr in den Hän- 
den der alljährlichen nationalen Kongresse. 

»Dics ist die notwendige Grundlage für cine nationale und 
lokale Zusammenfassung der sozialistischen Kräfte. 

»Die Delegierten der Partei sind beauftragt, sofort mit allen 
denjenigen Gruppen die Einigung abzuschließen, die die neuesten 
Beschlüsse der Arbeiterinternationale als bindend anerkennen; es 
wird erwartet, da die Mittel und Wege dieser Einigung sobald 
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als möglich einem Kongreß vorgelegt werden, in welchem die 
vertragschließenden Organisationen nach dem Verhältnis ihrer 
beitragleistenden Mitglieder seit dem Amsterdamer Kongreß ver- 
treten sinde«. 

Zu gleicher Zeit ernannte der Zentralrat die sieben neuen 
Delegierten für den Einigungsausschuß, und dieser konnte bald 
darauf seine Arbeiten aufnehmen. Die verschiedenen Fraktionen 
legten ihre Auffassung in entsprechenden Resolutionen nieder. 
Der parti socialiste frangais schlug folgende Grundsätze vor: 

»I. Die sozialistische Partei ist eine Klassenpartei .. . . Sie 
ist nicht eine Partei der Reform, sondern der Revolution. Ein 
Bündnis zwischen ihr und irgend einer Partei der kapitalistischen 
Klasse ist daher unmöglich. Wenn in Ausnahmefällen eine Koa- 
lition notwendig erscheinen sollte, so hat sich die Partei an die 
Resolution des Internationalen Kongresses zu Paris 1900 zu 
halten. 

»2. Die Abgeordneten der Partei bilden ım Parlament eine 
einzige Gruppe, die sich von den Gruppen der bürgerlichen Par- 
teien fernhält. Sie müssen alles ablehnen, was die Herrschaft 
der Bourgeoisie sichert und sie an der Macht erhält. Sie be- 
willigen weder das Gesamtbudget, noch das Kriegs- und Marine- 
budget, noch die Kolonialforderungen und die Gcheimfonds. 

»Die Budgetverweigerung ist eine Aeußerung der Opposition 
.... Die allgemeine politische Lage, sowie im Budget enthaltene 
für Organisation und Entwicklung des Proletariats bedeutungsvolle 
Reformen können Ausnahmen rechtfertigen. 

»3. Der parti socialiste frangais hält es für unerläßlich, Or- 
ganisation, Agitation und parlamentarische Tätigkeit einander 
gleichzusetzen. Aus diesem Grunde kann er den absoluten Aus- 
schluß der Parlamentsfraktion von der allvcmeinen politischen 
Leitung nicht billigen.« 

Der parti ouvrier socialiste révolutionnaire forderte die An- 
erkennung des »imperativen Mandats«; d. h. es sei dem Abgc- 
ordneten ein formelles Mandat erteilt, bei dessen Verletzung die 
Qualifikation als Abgeordneter erlösche; weiter forderte er Be- 
steuerung der Abgcordnetendiäten, sowie Ausschluß der Abge- 
ordneten vom Zentralkomitee. 

Die autonome Föderation von l'Hérault sah den Ilauptpunkt 
im Austritt aus der Delegation der Linken. Die Föderation von 
l'Yonne betonte, die Partei solle den Kollektivismus nicht nur in 
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ihr radikales Programm schreiben, sic solle nicht aufgehen in 
Wahl- und Parlamentsarbeit, sie solle vor allem wieder organisa- 
torisch unter städtischen und ländlichen Arbeitern vorgehen, sie 
solle eine Partei prinzipieller und revolutionärer Agitation werden. 
Die Föderation bezeugte ihre Sympathien für die Anarcho-Kom- 
munisten und die rein syndikalistischen Organisationen. 

Nach Vergleichung aller Texte übergab der Einigungsaus- 
schuß diese einer Unterkommission, in der jede nationale Orga- 
nisation zwei, die Gesamtheit der autonomen Föderationen eben- 
falls zwei Sitze hatten. 

In der Sitzung vom 30. Dezember nahm der Einigungsaus- 
schuß eine gemeinsame Erklärung an, welche in Anbetracht ihrer 
Bedeutung hier in extenso wiedergegeben wird: 

»Die Delegierten der französischen sozialistischen Organisa- 
tionen, des parti ouvrier socialiste-r@volutionnaire, des parti so- 
cialiste de France, des parti socialiste français, der fédérations 
autonomes des Bouches du Rhönc, de Bretagne, de l'Hérault, du 
Nord, de la Somme und de l'Yonne, von ihren Parteien resp. 
Föderationen beauftragt, die Einheit auf der vom Amsterdamer 
Internationalen Kongreß geschaffenen Grundlage herzustellen, er- 
klären, daß die Tätigkeit der geeinigten Partei von den Prinzipien 
vcleitet werden muß, welche die internationalen Kongresse, ins- 
besondere die letzten zu Paris 1900 und zu Amsterdam 1904, 
aufgestellt haben. 

»Sic stellen fest, daß die Verschiedenheit der Standpunkte 
und der taktischen Auffassungen, welche sich bis in die jüngste 
Zeit geltend gemacht hat, in der Hauptsache auf besondere fran- 
zösische Zustände und auf den Mangel ciner allgemeinen Orga- 
nisation zurückzuführen ist. 

»Sie geben dem gemeinsamen Wunsche Ausdruck, eime Par- 
tei des Klassenkampfs zu gründen, die, selbst wenn sie die sc- 
kundären Konflikte zwischen den Besitzenden zum Vorteil der 
Arbeiterklasse ausnützt, selbst wenn sie sich zur Verteidigung 
der Rechte und Interessen des Prolctariats gelegentlich mit einer 
politischen Partci zusammenfindet, immer eine Partei grundsätz- 
licher und unentwegter Opposition bleibt gegen die Gesamtheit 
der bürgerlichen Klasse und gegen ihr Instrument, den Staat. 

»Demgemäß erklären die Delegierten, daß ihre Organisationen 
bereit sind, unverzüglich die Arbeit für das Einigungswerk der 
sozialistischen Kräfte aufzunehmen; unter allgemeiner Zustimmung 
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sind hierzu folgende Grundlinien gezogen: 

>I. Die sozialistische Partei ist eine Klassenpartei, deren Ziel 
die Sozialisierung der Produktions- und Verkehrsmittel, d. h. die 
Ueberführung der kapitalistischen Gesellschaft in eine kollekti- 
vistiische oder kommunistische Gesellschaft ist, und deren Mittel 
die wirtschaftliche und politische Organisation des Proletariats 
ist. Ihr Ziel, ihr Ideal, ihre Mittel machen die sozialistische Par- 
tei, wenn sie auch die der Arbeiterklasse notwendigen sofor- 
tigen Reformen erstrebt, zu mehr als einer Partei der Reform, 
zu einer Partei des Klassenkampfs und der Revolution. 

»2. Die Abgeordneten der Partei bilden im Parlament eine 
einzige Gruppe gegenüber allen bürgerlichen politischen Frakti- 
onen. Die sozialistische Gruppe des Parlaments hat der Regie- 
rung alle Mittel zu verweigern, die die Herrschaft der Bourgeoisie 
sichern und sie an der Macht erhalten, demgemäß hat sie abzu- 
lehnen die militärischen und Kolonialforderungen, die Geheim- 
fonds und das Gesamtbudget. 

»Selbst in Ausnahmefällen dürfen die Abgeordneten nur mit 
Zustimmung der Partei in deren Namen handeln. 

»Im Parlament hat die sozialistische Gruppe die politischen 
Freiheiten und die Rechte der Arbeiter zu verteidigen und zu er- 
weitern, sowie Reformen zu betreiben, die die Lebens- und Kampt- 
bedingungen der Arbeiterklasse verbessern. 

»Die Deputierten, wie überhaupt alle Gewählten, haben sich 
der Partei zur Verfügung zu stellen, sowohl für ihre praktische 
Tätigkeit, wie für die allgemeine Agitation hinsichtlich der Or- 
ganisation des Proletariats und des sozialistischen Endziels. 

»3. Der Gewählte unterliegt wie jeder Parteiangehörige der 
Kontrolle seiner Föderation. 

»Die Gesamtheit der Gewählten als Ganzes unterliegt der 
Kontrolle des Zentralorgans. In allen Berufungsfällen ist der 
Kongress letzte Instanz. 

»4. Die Presse hat volle Diskussionsfreiheit in Fragen der 
Theorie und Methode; was die Taktik anlangt, so müssen sich die 
sozialistischen Blätter genau an die Entscheidungen der Kongresse 
halten, die vom Zentralorgan der Partei auszulegen sind. 

»Die Blätter, die Eigentum der Gesamtpartei oder ihrer Fö- 
derationen sind oder werden, unterliegen selbstverständlich der 
Kontrolle und dem Einfluß des ständigen Organs der Partei resp. 
der Föderation. 
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»Die Blätter, die nicht Eigentum der Partei sind, sich aber 
zum Sozialismus rechnen, müssen sich in taktischer Hinsicht gc- 
nau an die Entscheidungen der Kongresse halten, die vom Födera- 
tions- oder Zentralorgan der Partei ausgelegt werden; die partei- 
offiziellen Mitteilungen sind von diesen Blättern aufzunehmen. 

»Das Zentralorgan kann diese Blätter zur Innehaltung der 
Parteipolitik anhalten und nötigenfalls dem Kongress vorschlagen, 
alle Beziehungen zwischen denselben und der Partei für gelöst zu 
erklären. 

»5. Die parlamentarischen Vertreter können nicht in eigener 
Person zum Zentralorgan delegiert werden; sie werden darin durch 
eine Kollektivdelegation vertreten, deren Zahl ein Zehntel der 
Delegierten, keinesfalls aber unter 5 beträgt. Einem etwa beste- 
henden Exekutivkomitee dürfen die Abgcordneten nicht ange- 
hören. 

»Dic Föderationen können als Vertreter im Zentralorgan nur 
solche ihrer Mitglieder bestimmen, die im Bezirk der Föderation 
ihren Wohnsitz haben. 

»6. Die Partei wird durch geeignete Maßnahmen die Abge- 
ordneten zur Anerkennung des imperativen Mandats veranlassen. 
Auch wird sie deren obligatorischen Beitrag festsetzen. 

»7. Ein Kongreß zur definitiven Konstituierung der Partei 
wird in kürzester Frist einberufen werden; die Vertretung der 
sozialistischen Kräfte ist proportional ihrer ziffermäßigen Stärke 
seit dem Amsterdamer Kongreß und berechnet sich einerseits 
nach der Zahl der Beitrag leistenden Mitglieder, andrerseits nach 
der Zahl der bei den allgemeinen legislativen Wahlen 1902 im 
ersten Gange erhaltenen Stimmen; die Mandate für die Wähler- 
stimmen können jedoch ein Fünftel aller Mandate nicht über- 
steigen. 

»Den Föderationen wird ein Mandat für die Wählerstimmen 
nur zugebilligt bei mindestens 1000 erhaltenen Stimmen; die Zahl 
der weiteren Mandate wird degressiv festgesetzt. 

ə Dieser Text erlangt Endgültigkeit erst, nachdem er im Eini- 
gungsausschuß durch die Delegierten im Namen der betr. Or- 
ganisationen angenommen ist.« 

Am ı. Januar 1905 ratifizierten dann alle alten Organisatio- 
nen diese Grunderklärung, welche das Internationale Sozialisti- 
sche Bureau zu Brüssel alsbald zur Kenntnis nahm; der Eini- 
sungsausschuß verwandelte sich in eine Kommission zur Vorbe- 
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reitung des Kongresses. 

Ohne Reibungen und Widerstand war es bei diesen Beschlüs- 
sen aber keineswegs abgegangen. So wollten die Deputierten 
des parti socialiste frangais, den ausdrücklichen Befehlen der In- 
ternationale zum Trotz, in der Delegation der Linken verbleiben 
und faßten mit 19 gegen 4 Stimmen einen entsprechenden Be- 
schluß. Mit der Partei, die soeben aus den Verhandlungen her- 
vorgegangen war, und an deren Existenz die Zeitschrift »Le So- 
cialiste« sie erinnerte, ja, mit dem Nationalrat ihrer eigenen Par- 
tei nahmen sie den Kampf auf. Sie wollten nicht allein den 
Block der Linken aufrecht halten, zehn von ihnen bewilligten gar 
im März das Budget. Der in Rouen abgehaltene Kongreß des 
parti socialiste frangais ratifizierte einstimmig die schon gefaßten 
Einigungsbeschlüsse, worauf alsbald zwei Deputierte, deren einer 
inzwischen die diplomatische Laufbahn cingeschlagen hat, Nor- 
mand und Deville, ihr Mandat niederlegten. 

Mittlerweile hatte die Kommission das Statut der neuen Par- 
tei ausgearbeitet; am 23. April wurde im Salle du Globe zu Pa- 
ris, unter Beteiligung von 80 Departements, der erste Kongreß 
der Einheit eröffnet. 

Zunächst erfolgte die Verlesung des »organischen Partceipro- 
gramms« (Charte organique du parti), dann wurde die Fassung 
der Statuten, sowie die auf unverzügliche Einigung gerichteten 
Schritte gebilligt. Der Kongress ernannte die ständige Verwal- 
tungskommission von 22 Mitgliedern und beschloß, parallel mit 
der Confedcration generale du Travail eine energische Bewegung 
zugunsten des Achtstundentages einzuleiten. 

Eine Analyse der 63 Artikel der Statuten würde zu weit 
führen; wir geben nur die wesentlichsten Punkte wieder. Der 
Name der Partei lautet: »Sozialistische Partei, französische Sck- 
tion der Arbeiter-Internationale« (Parti Socialiste, Section fran- 
çaise de l'International Ouvricre). Der jährlich an die Zentralkasse 
zu zahlende Beitrag beträgt für die Karte 25 Cent, für die mo- 
natliche Marke 5 Cent. Der nationale Kongreß versammelt sich 
jährlich. Für die Zwischenzeit liegt die Verwaltung in Händen 
des Nationalrats, welcher aus den Delegierten der Föderationen, 
aus der Delegation der sozialistischen Parlamentsfraktion und 
aus der ständigen, vom Nationalkongreß gewählten Verwaltungs- 
kommission von 22 Mitgliedern besteht. Der Nationalrat ver- 
sammelt sich mindestens alle zwei Monate. Er vollzieht die Be- 
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schlüsse des Kongresses, übt die Aufsicht über die Parteimitglie- 
der, die Deputierten und die Presse, und ergreift alle durch die 
Umstände gebotenen Maßnahmen, selbst in Ausnahmefällen. 

Nach dem Statut von 1905 zahlte jedes Mitglied der Parla- 
mentsfraktion einen Beitrag von 10 Fr. monatlich in die Partei- 
kasse. 

Als Kandidat für die legislativen Wahlen konnte nur aufge- 
stellt werden, wer der Partei mindestens 3 Jahre angehört hatte. 
Zur Schlichtung etwaiger Streitfälle setzte das Statut die nötigen 
Icntscheidungsinstanzen ein. 

Titel 8 handelt von der ə» Aufsicht über die Pressee, der erste 
Art. desselben, Art. 58 bestimmt: »Die Presse hat vollkommene 
Diskussionsfreiheit in allen Fragen der Theorie und Methode; 
hinsichtlich der Taktik dagegen haben sich alle sozialistischen 
Zeitschriften und Zeitungen an die Beschlüsse der nationalen und 
internationalen Kongresse zu halten, die vom nationalen Partei- 
gelegt werden. « 


> 


kongreß aus 


V. Die Tätigkeit der Einheitspartei. 

Die Tätigkeit der nunmehr geeinigeten sozialistischen Partei 
charakterisiert sich durch den endgültigen Bruch mit der radikalen 
Demokratie. Diese Erscheinung ist nicht auf Frankreich be- 
schränkt, hat sich dort jedoch schärfer als anderwärts ausge- 
prägt. 

Lange Jahre hatten bürgerliche Demokratie und sozialistische 
Partei an einem gemeinsamen Werke zusammengearbeitet. Dies 
Zusammenarbeiten erklärt sich aus der historischen Entwicklung 
selbst. Das Proletariat hatte die Republik gründen helfen, hatte 
sie durch die Kommune von 1871 besiegelt, trotz der Niederlage 
und der grausamen Maitare. Später hatte das Proletariat mit 
dem gemäßigten oder radikalen Republikanismus zusammen 
den Neuansturm der unterlegenen Parteien, der unter verschie- 
denen Namen koalierten Royalisten und Zäsaristen zurückgewiesen; 
hatte bei der Befestigung der weltlichen Ordnung im Unterrichts- 
wesen oder anderen Gebieten mitgewirkt, und der Antiklerikalis- 
mus, der seit der ersten Revolution jedem französischen Arbeiter 
im Blute liegt, hatte es nicht gleichgültig gelassen. Die Schei- 
dung mufte umso heftiger sein, je länger die Ehe gedauert hatte; 
waren doch selbst diejenigen Sozialisten, die den Verbleib im 
Block der Linken bekämpften, oft die Stützen der radikalen Mi- 
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nister gewesen: wie erinnerlich, haben Guesde und seine Freunde 
durchaus kein Bedenken getragen, dem Kabinett Bourgeois (1895 
bis 1896) ihre Hilfe zu gewähren. Für unsere Periode dagegen 
war ein vollständiger Umschwung der Verhältnisse eingetreten. 

In allen Ländern ist seit Anfang des 20. Jahrhunderts eine 
der wichtigsten politisch-sozialen Entwicklungen, die die Geschichte 
kennt, vor sich gegangen. Es ist der Uebergang der politischen 
Gewalt an den Mittelstand. Lange pendelte diese Klasse, wenn 
man so sagen darf, zwischen Großbourgeoisie und Proletariat hin 
und her; bald nahm sie Partei gegen die Arbeiterklasse, wie in 
Frankreich alsbald nach den Junitagen 1848, wo ihr der Schrecken 
vor dem Gespenst der sozialen Revolution in die Glieder gefah- 
ren war; bald verbündete sie sich mit dem Proletariat, weil sie 
von der kapitalistischen Konzentration aufgesogen und ruiniert 
zu werden fürchtete. 

In den letzten Jahren hat nun der Mittelstand seine Haltung 
endgültig eingenommen. Nicht mehr allein durch die Konkurrenz 
der industriellen und kommerziellen Großbourgeoisie, sondern auch 
durch den Ansturm des Proletariats in den Grundlagen seiner 
Existenz bedroht, hat er gegen das letztere scharf Stellung ge- 
nommen und ist als Hüter der sozialen Ordnung aufgetreten; 
und zwar nicht nur in Frankreich, sondern auch in Deutschland, 
in der Schweiz und in Italien. Ganz besonders ausgeprägt aber 
zeigt er dies Gesicht in Frankreich. Warum konnte er diese 
Stellung einnehmen, warum zur Macht gelangen? 

Solange das Kleinbürgertum nur die Großbourgeoisie sich 
gegenüber sah, hat es kein Bedenken getragen, mit allen Kräften 
die Pläne der sozialen Reglementierung zu unterstützen, womit 
die Regierung dic Arbeiterschaft ködern und den Sozialismus 
täuschen oder entwaffnen wollte. Es war lange des Glaubens, 
die Beschränkung der Arbeitszeit, die hygienischen und Siche- 
rungsvorschriften, die Versicherungsgesetze würden nur in die 
Großindustrie eingreifen und sie zu allem Vorteil lähmen. So- 
bald sie aber bemerkte, daß die Gesetzgebung von der Großin- 
dustrie auf das Kleingewerbe, das Nahrungsmittel- und Ilandels- 
sewerbe, übergriff, änderte sie ihr Verhalten und bekämpfte den 
Interventionismus. 

Wir betrachten nur Frankreich: und hier liegt es auf der 
Hand, daß die Arbeitersesetze neueren Datums den Mittelstand 


wenn nicht ausschließlich so doch hauptsächlich getroffen haben. 
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Dem organischen Gesetz von 1898 über die Berufsunfälle, welches 
sich auf die Industrie bezog, war er noch im großen ganzen ent- 
schlüpft; das Ergänzungsgescetz über die Handelsbetriebe traf ihn 
unmittelbar. Im allgemeinen sind alle Reglementationen der Han- 
delsgewerbe für ihn besonders lästig, weil die Konzentration im 
Bereiche des Austausches weniger vorgeschritten, weniger ausge- 
sprochen ist als im Bereich der Produktion. Der Mittelstand ist 
getroffen worden von dem Gesetz, das die Gewerbegerichtsbar- 
keit auf die Handelsangestellten ausdehnt, sowie von dem Gesetz 
über die Sonntagsruhe. Das letztere hat ihn ganz besonders auf- 
gebracht, da es seinen geschäftlichen Gewohnheiten entgegen ist. 
Die Großbourgeoisie ist der Entwicklung viel eher fähig als das 
Kleinbürgertum. 

Andererseits ist der Mlittelstand durch die syndikalistische 
Welle in Schrecken versetzt worden; solange diese nur die Groß- 
industrie bewegte, die Bergwerks-, Hütten-, Textil- und Verkehrs- 
gewerbe, unterstützte und begünstigte er sie. Sobald aber diese 
Welle, von Tag zu Tag um sich greifend, das Nahrungsmittel- 
gscwerbe erfaßte in den Bäckern, Köchen usw. machte er schleu- 
nigst Kehrt und erklärte sich gegen den Syndikalismus. Aus 
laß gegen die organisierten Arbeitergruppen gebärdet er sich 
konservativ und redet der Unterdrückung das Wort. 

Einmal zur Reaktion entschlossen, hatte er keine Mühe die 
Macht zu erobern. Hierin waren ihm mehrere Momente günstig. 
Zunächst hatte er die Zahl für sich; die kapitalistische Konzen- 
tration war in Frankreich nicht in gleichem Maße wie in Deutsch- 
land und den Vereinigten Staaten vorgeschritten; Kleinhandel 
und Kleinindustrie hatten eine Bedeutung bewahrt, die sie ander- 
wärts eingcbüßt hatten. Andererseits überließ ihm die Großin- 
dustrie gerne die Ausübung der politischen Gewalt; der Mittel- 
stand, der sich mehr mit dem Volk berührte, hatte weit größere 
Aussicht, den sozialistischen und syndikalistischen Gedanken zu- 
rückzudrängen. 

Der Bruch zwischen Sozialismus und Radikalismus, den wir 
auf allen Gebieten der Politik feststellen, ist nicht allein bei den 
Wahlen und im parlamentarischen Leben wirksam geworden. 
Der Gegensatz zwischen den beiden Partcien, oder vielmehr zwi- 
schen der sozialen Auffassung beider Richtungen, hat sich bis in 
die paritätischen Vereine hincin geltend gemacht, die sie so lange 
Zeit brüderlich zusammengchalten hatten. 
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Unter diesen Verbänden nenne ich in erster Linie die Fre i- 
maurerlogen. Dieser weitreichende Bund, der scheinbar 
gegenseitige Liebe pflegte und sich dem selbstlosen Studium der 
höchsten philosophischen Fragen widmete, hat sich in Wahrheit 
den Parteikämpfen gegenüber niemals gleichgültig verhalten. Er 
hatte nun unter den Einwirkungen des Streites zwischen Sozia- 
listen und Radikalen zu leiden, indem die einen ihre vollständige 
Autonomie und ihre Gegensätzlichkeit gegen alle und jede bür- 
gerliche Fraktion betonten, die anderen sich als Hüter der be- 
stehenden Ordnung aufspielten. 

Trotzdem in den französischen Logen die sozialen Probleme 
erörtert wurden, trotzdem diese Logen im Gegensatz zu den deut- 
schen, englischen und amerikanischen erklärten, die kollektivisti- 
sche oder kommunistische Lösung nicht von vornherein ablehnen 
zu wollen, mußten sie doch die Folgen ihrer ungleichmäßigen 
Zusammensetzung spüren. Ihre Anhänger rekrutierten sich aus 
der Großbourgeoisie, hauptsächlich aber aus dem Mittelstand und 
den Oberbeamten der Verwaltung, dann aus den freien Berufen, 
die Arbeiter stellten nur ein mäßiges Kontingent. 

Der Kampf gegen die Klerikalen, die Monarchisten, die lauen 
Republikaner, die mit dem Katholizismus paktieren wollten, fand 
die Freimaurer einig. Radikale und Sozialisten gingen in dem 
Streben nach Herstellung der weltlichen Freiheit zusammen. Die 
Kabinette Waldeck-Rousseau und Combes, die mit mehr oder 
weniger Energie dies Unternehmen in Angriff nahmen, konnten 
die Logen zu ihren treuesten Anhängern zählen; von inneren 
Meinungsgegensätzen waren die Logen damals durchaus frei. 

Dies alles änderte sich in dem Augenblick, wo einerseits die 
Sozialisten unter der Wirkung der Einheit die traditionellen Bande 
zu lösen anfıingen und andererseits die zur Macht gelangten Ra- 
dikalen hauptsächlich darauf sannen, den proletarischen Ansturm 
zu brechen. Die Freimaurerei, zwischen der radikalen Mehrheit 
der Beamten und Beamtenanwärter, der Handeltreibenden, Ad- 
vokaten, Aerzte und der Minderheit der sozialistischen Arbeiter 
und Intellektuellen anfangs schwankend, zögerte nicht, sich auf 
die Seite der großen Zahl zu schlagen, die überdies die wirt- 
schaftliche Ucberlegenheit für sich hatte. So drang auch in die 
letzte Stätte, wo Mittelstand und Arbeiterklasse Seite an Seite 
hatten stehen können, die Antinntelligenz cin — der Klassenkampf. 
Die Logen sind Kampfplätze, welche die Proletarier aufzusuchen 
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um so mehr müde werden, je stärker dort die rückschritt- 
lichen Tendenzen hervortreten. Einer der letzten Kongresse der 
sozialistischen Partei war nahe daran, seinen Mitgliedern den Bei- 
tritt zu untersagen; ein künftiger Kongreß kann dies Verbot sehr 
leicht Tatsache werden lassen. 

So bewirkte die Proklamation der Einheit durch die Gewalt 
der Tatsachen und dank den günstigen Umständen eine allmäh- 
liche Lösung aller Beziehungen zwischen den sozialistischen Ar- 
beitern und der bürgerlichen Demokratie. 

Die nunmehr geschwundene Eintracht zwischen Radikalen 
und den Sozialisten des parti socialiste frangais hatte unter dem 
Ministerium Combes ein besonderes Symbol gehabt: die Delega- 
tion der Linken. Diese überlebte die »Einheit« nicht, zumindest 
nicht in ihrer ursprünglichen Form, in ihrer ursprünglichen Zu- 
sammensetzung. 

1902—1905 war sie es gewesen, die im Palais Bourbon das 
parlamentarische Leben tatsächlich regierte; sie hatte der Regie- 
rung eine feste und dauernde Grundlage geboten, durch fortwäh- 
rendes Verhandeln die Gewitterstürme beseitigt, die sich zu er- 
heben drohten. Sie war die Stätte programmatischer Verwirrung, 
die Stätte des Kuhhandels zwischen den Doktrinen und der per- 
sönlichen Kapitulationen. Mehrmals hatten in ihr die reformisti- 
schen Sozialisten dank ihrer rednerischen und taktischen Geschick- 
lichkeit eine hervorragende Rolle gespielt. Das Kabinett Combes 
machte im Januar 1905 dem Kabinett Rouvier Platz. Die De- 
putierten des parti socialiste frangais schwankten, Briand aber 
brachte mehrere von ihnen dazu, eine Tagesordnung zugunsten 
des Verbleibes in der Delegation anzunehmen. Die neugegründete 
sozialistische Einheitspartei ließ sich nicht darin vertreten und 
verlor dadurch die Deputierten, die mit dem republikanischen 
Block nicht brechen wollten: Augagneur, Colliard, Paschal, Grous- 
set, Gérault Richard. 

Die Delegation der Linken, in die zurückzukehren später 
einige Mitslieder der sozialistischen Parlamentsfraktion raten 
konnten, wurde zu einer Kriegsmaschine gegen den Sozialismus. 
Nachdem sie einige Jahre lang den Puffer, oder wenn man will, 
das Band zwischen Mittelstand und Proletariat abgegeben hatte, 
wurde sie nunmehr der Herd der Angriffe auf die Arbeiterschaft. 
Mit dem sozialistischen Element war die äußerste Linke ver- 
schwunden, und dies gab der Rechten unter den Ministerien Rou- 
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vier, Sarrien usw. das Uebergewicht; ein Gegengewicht war nicht 
vorhanden, und das hatte dazu geführt, daß die konservativen 
Republikaner, die sich 1899—1905 von den Mehrheitsbildungen 
Waldeck-Rousseau und Combes ausgeschlossen hatten, herbeige- 
rufen wurden. 

Manch einer behauptete, daß die Sozialisten durch ihren Aus- 
tritt aus der Delegation einen taktischen Fehler gemacht und 
ihren eigenen Interessen zuwidergehandelt hätten. Dies konnte 
nur ein Urteil der Kurzsichtigkeit sein: denn der Bruch zwischen 
Mittelstand und Arbeiterklasse war, von den individuellen Wün- 
schen unabhängig, eine notwendige Folge der wirtschaftlichen, 
politischen und sozialen Entwicklung, von der Frankreich er- 
griffen war. Durch den Austritt aus der Delegation der Linken 
gewannen die Sozialisten vielmehr an Bewegungsfreiheit für den 
Tageskampf. 

Um die verschiedene Beurteilung, die die Haltung der sozia- 
listischen Partei nach der Einigung sowohl inner- wie außerhalb 
der Kammer fand, voll zu würdigen, ist es am Platze, das Re- 
gierungsprogramm der radikalen Partei vorzuführen. 

Diese war lange Oppositionspartei gewesen; als solche hatte 
sie der Wählerschaft Reformen versprochen, die sie dann in dem 
Maße aus ihrem Programm zu streichen suchen mußte, als sie 
dem vollkommenen Besitz der Regierungsgewalt näher kam. 

Ursprünglich hatte der Radikalismus sich damit gebrüstet, 
daß er die politische Verfassung Frankreichs ändern werde, daß 
er den Senat und die Präsidentenwürde abschaffen und den Kle- 
rikalismus durch Trennung von Staat und Kirchen vernichten 
werde. Die Revision der Verfassung hatte er lange vergessen, 
einmal weil der Boulangismus diese Forderung durch zäsaristische 
Reminiszenzen kompromittiert, zum andern, weil das radikale Ele- 
ment nach und nach die Pforten des Luxemburg gesprengt und 
dort eine ansehnliche Anhängerschar gesammelt hatte. 

Fs blieb die Trennung: man weiß wie sie 1905 bewirkt 
wurde, weniger aus dem Willen der Regierenden heraus als unter 
dem Druck der Ereignisse und dank der Ungeschicklichkeit des 
Vatikans. Als die Abschaffung des Konkordats endgültig be- 
schlossen war, zeigte sich der Radikalismus etwas hilflos: er war 
sich vollkommen klar darüber, daß die eigentlichen sozialen Re- 
formen von nun an im unbestrittenen Vordergrund stehen würden. 

Auf seinen Kongressen beschäftigte er sich mit der Ausar- 
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beitung eines Programms, das einerseits bei den Arbeitern Stim- 
menfang ermöglichte, andcrerseits seine eigentlichen Wähler aus 
dem Kleinbürgertum befriedigte. An erster Stelle faßte er eine 
Steuerreform ins Auge: Ersetzung der 4 alten direkten Steuern 
(Grund-, Mobiliarvermögens-, Gewerbe-, Tür- und Fenstersteuer) 
durch eine progressive Einkommensteuer; ferner Ankauf des Eisen- 
bahnnetzes l'Ouest durch den Staat (dies wurde besonders schlecht 
verwaltet und wies häufige Unfälle auf); dann Reform der Kriegs- 
gerichte und schließlich Einführung der Arbeiterversicherung. 

Obgleich die Sozialisten, was die praktisch-ökonomische Seite 
der Reformen anbetraf, in verschiedenen Punkten nicht mit den 
Radikalen übereinstimmten und obgleich ihre Forderungen be- 
deutend weiter gingen, sctzten sie der Behandlung dieser Fragen 
keinen Widerstand entgegen. Die Umgestaltung der direkten 
Steuern interessiert nur in sehr schwachem Maße das Proletariat, 
dessen Beschwerden sich hauptsächlich gegen die Unmenge indi- 
rekter Steuern richten; aber sic entspricht der Gerechtigkeit. Der Ei- 
senbahnankauf, der einer großen Finanzgesellschaft das Monopol ent- 
zog, bot Gelegenheit zu nützlichen Erfahrungen. Die Verbesse- 
rung, leider nicht Beseitigung, der Kriegsgerichte drängte den mi- 
litärischen Geist immerhin zurück. Die Einführung der Versiche- 
rung hatte, bci aller Gegnerschaft vieler Sozialisten und der Syn- 
dikate gegen einen Beitrag der Arbeiter, den Vorteil, daß damit 
im Prinzip das Recht des Arbeiters an die Gemeinschaft aner- 
kannt war. Daher war es trotz aller Vorsätze, sobald als mög- 
lich die vorgelegten Gesetze zu verbessern, Pflicht der sozialisti- 
schen Partei, zur Ausführung dieses positiven Programms anzu- 
treiben. Damit stand die unentwegt oppositionelle Haltung nicht 
im Widerspruch. 

Nachdem wir die Voraussetzungen, den Rahmen kennen ge- 
lernt haben, in welchem sich der geeinigte Sozialismus bewegte, 
können wir zur Betrachtung seiner Tätigkeit übergehen. 

Die sozialistische Partei erstrebt die Eroberung der öffent- 
lichen Gewalt. Diese Eroberung kann auf verschiedenem Wege 
bewerkstellist werden. Noch keine Fraktion der Arbeiterinter- 
nationale hat den Weg der Beteiligung an den Wahlen zu bc- 
schreiten von sich gewiesen. Kurz nach der Einigung hatte der 
französische Sozialismus die Arbeiten zu den allgemeinen Wahlen, 
die ım Mai 1906 stattfinden sollten, aufzunehmen. 

Bei dieser Gelegenheit veröffentlichte er von Januar ab einen 
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Aufruf, der seinen Standpunkt zusammenfaßte : 

Zunächst wies er darauf hin, daß die Wahlen dem Prole- 
tarier Gelegenheit gäben, seinen Willen nach vollständiger Be- 
freiung kundzutun. 

»Diese Befreiung ist nur möglich durch Herbeiführung des 
Sozialeigentums. Solange die Produktionsmittel in der Hand einer 
Klasse sind, solange diese Kapitalistenklasse als Herrin der gros- 
sen Fabriken und Ländereien die Arbeit beherrscht und ausbeutet, 
wird es für Euch weder Freiheit noch Sicherheit noch Wohlfahrt 
geben. Ihr rackert Euch ab, um dem Kapital seine Rente, seinen 
Miet- und Pachtzins, seine Dividende, seine vielen und gehäuften 
Einkünfte zu sichern. Ihr schafft den Reichtum eurer Herren; 
ihr gebt ihnen durch eure Passivität ihre Kraft! 

= »Es gibt nur ein Mittel euch zu befreien: die Ersetzung des 
kapitalistischen Eigentums durch kollektivistisches Eigentum, da- 
von und für Euch betrieben, aus Euch modernen Sklaven der 
I.ohnarbeit zusammenwirkende und freie Produzenten machen 
wird.« 

Weiter betonte das Manifest die Rolle der sozialistischen 
Partei: »Diese Partei seid Ihr selbst, es ist Eure selbstbewußte 
Klasse, die endlich aus der Resignation erwacht und ihre For- 
derungen stellt! 

»Alle anderen Parteien bekämpfen Euch oder treiben ihr 
Spiel mit Euch. Entweder versuchen sie Euch die mühsam er- 
oberte Freiheit wieder zu entreißen und Euch in Knechtschaft 
und Finsternis zurückzustoßen; oder sie schläfern Euch ein und 
täuschen Euch mit illusorischen Programmen.... 

»Ihr seid republikanisch gesinnt und entschlossen, die allzu 
spärlichen politischen Rechte des Proletariats gegen jedes reak- 
tionäre Streben zu verteidigen, und ihr werdet verlangen, daß die 
politische durch die ökonomische Republik ergänzt werde, von 
dem Gedanken geleitet, daß die volle Freiheit des Bürgers nur 
da gesichert ist, wo dic Freiheit des Produzenten gewährleistet 
Steria 

» Als freiheitlich gesinnte Menschen seid ihr entschlossen, die 
menschliche Gesellschaft von jeder klerikalen Vormundschaft, die 
Geister von jeder dogmatischen Tyrannei zu befreien; ihr werdet 
immer daran erinnern, daß die Gedankerfreiheit in Wahrheit unter- 
drückt ist in einer Gesellschaft, die das Gewissen der Prolctarier 
in die Hände der Besitzenden überliefert, und die den zu pas- 
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siven Produktionsinstrumenten erniedrigten Arbeitern den täglichen 
Gebrauch ihrer geistigen Kräfte verwehrt. 

»Als Männer der Tat seid Ihr entschlossen, dem Staate durch 
die Macht Eurer politischen und gewerkschaftlichen Organisation 
alle Reformen abzuzwingen, die Eure Leiden etwas mindern, Eure 
Bewegungsfreiheit steigern können; Ihr werdet es laut verkünden, 
daß die unmittelbaren Reformen: 

Beschränkung des Arbeitstages auf acht Stunden: 

Ausdehnung des Koalitionsrechts auf alle Staats-, Departe- 

ments- und Gemeindebeamten ; 

Sozialversicherung gegen alle Gefahren, gegen Arbeitslosig- 

keit und Krankheit; 

Progressive Einkommen- und Erbschaftssteuer ; 

Rückgabe der Monopole, dieser ergiebigsten Bereicherungs- 

quellen des Kapitals, an die Nation; 

Listenwahl mit proportioneller Vertretung ; 
nur das Mittel sind, Eure Macht zu steigern, um Eure Forderun- 
gen durchzusctzen und dem Kapitalismus Schanze nach Schanze 
zu entreißen. Ihr werdet Euch also alle, Fabrik- wie Landarbeiter, 
zu einer großen Klassenpartei zusammenschließen, zu einer so- 
zialistischen Partei, die für alle Produzenten das Gemeineigentum 
der Produktionsmittel herbeiführt. 

»Bürger! Wie allein der Sozialismus unter den Menschen 
die Gerechtigkeit aufrichten kann, so kann auch nur er Gerech- 
tigkeit und Frieden unter den Nationen aufrichten. Wenn die 
dunklen Kombinationen der Diplomaten und die Begehrlichkeit 
der besitzenden Klasse die Kriegsgefahr steigern, werdet Ihr Euch 
nicht darauf beschränken, allen Regierenden und Besitzenden Eure 
Abneigung gegen den Krieg kundzutun, der nur ein verbrecheri- 
sches Ablenkungsmittel für die mit dem Tode ringenden Klassen 
und ihre bedrohten Privilegien wäre; Ihr werdet den Krieg un- 
möglich machen, indem Ihr diejenigen, die daran cin Interesse 
haben, aus der Regierung entfernt und Kure eigene Klasse in 
die Macht einsetzte. 

Das Manifest schloß: »Geht mit Kraft und Vertrauen in die 
Schlacht. Die nächsten Wahlen können und müssen für uns, für 
die Republik der Arbeit, einen großen Sieg bedeuten ! 

Der Nationalrat vom 11. März verzeichnete bereits 309 Kan- 
didaturen bei 591 französischen Wahlkreisen; bis Mai waren noch 
36 hinzugetreten. Ueberall wurde die Wahlagitation mit einer 
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bisher nie beobachteten theoretischen Klarheit und Ehrlichkeit 
geführt, und überall zogen die Parteikandidaten eine scharfe Liniec 
zwischen sich und den Radikalen, indem sie die kollektivistische 
Lehre in aller Reinheit vertraten. 

Der erste Wahlgang ergab 33 endgültig Gewählte bei rund 
894000 Stimmen. Das bedeutete den vorigen Wahlen gegen- 
über ein Mehr von 250000 Stimmen — einen vollen Erfolg. Das 
Departement Seine hatte fast 200 000, das Departement Nord 
mehr als 100000 Stimmen aufgebracht. 28 Kandidaten standen 
in Stichwahl. 

Nach dem zweiten Wahlgang zählte die Partei 54 Deputierte, 
darunter sämtliche hervorragenden Parteigenossen, die sich nun- 
mehr zum ersten Mal einträchtig im Palais Bourbon zusammen- 
fanden. Der Sieg Guesdes in Roubaix erschien als besonders 
bedeutsam; auch die bürgerliche Presse konnte das nicht leugnen. 

Sofort nahm die sozialistische Partei der nunmehr inaugu- 
rierten Gesetzgebung gegenüber Stellung. Der Nationalrat betonte 
in einem Beschluß vom 3. Juni 1906 die politische Unabhängig- 
keit der sozialistischen Parlamentsfraktion. 

»Der Rat erklärt, daß das Anschwellen der Partei mehr als 
je die gebieterische Pflicht begründet, die Eigentumsfrage als die 
Hauptfrage in den Vordergrund zu stellen. Um die Arbeiterbe- 
wegung bis zum vollen Befreiungswerk durchzuführen, wird die 
Partei die Aktionsfreiheit der Arbeiter und ihrer Syndikate leiden- 
schaftlich verteidigen .... Der Rat erblickt in dem Gelangen 
der radikalen und radikal-sozialistischen Partei an die Herrschaft 
das Charakteristikum der durch die Wahlen geschaffenen Situa- 
tion.... Unermüdlich die Radikalen zur Ausführung ihres eige- 
nen Programms anzutreiben, ist Pflicht der Partei. Erfüllen sic 
dasselbe nicht, so zeigen sie ihre vollkommene Ohnmacht; erfüllen 
sie es, so wird das Proletariat dadurch eine Erweiterung seiner 
Freiheit, eine Ergänzung seiner Kraft erlangen, wird aber zugleich 
aus den Tatsachen die entscheidende Lehre ziehen, daß jedes 
vom kollektivistischen oder kommunistischen Sozialismus verschie- 
dene Programm unfähig ist, die Wohlfahrt und Freiheit der Ar- 
beiterklasse im vollen Masse zu sichern.« 

Sofort entspann sich der Kampf zwischen der sozialistischen 
Partei und der Regierung. Er ist bis zur Stunde nicht beendet, 
hat sich vielmehr in dem Masse verschärft, als die Spannung zwi- 
schen der herrschenden Klasse und der Arbeiterklasse wuchs, 
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deren gewerkschaftliche Bewegung verfolgt und gehemmt wurde. 
Das vom Nationalrat aufgestellte Programm wurde in der Kammer 
treulich eingehalten. Die Partei unterstützte alle Reformen und 
bemühte sich, deren Rahmen zu erweitern; gleichzeitig aber be- 
tonte sie die Geringfügickeit der vom Radikalismus geplanten Re- 
formen und wies auf die ständige Bedrohung des Proletariats 
durch den Radikalismus hin. 

Nach Wiederaufnahme der parlamentarischen Arbeiten im 
Juni 1906 sprachen Vaillant und Jaurès für die sozialistische Gruppe 
in der großen Debatte über die allgemeine Politik. Aber die von 
ihnen eingebrachte Tagesordnung erhielt nur 52 (lauter sozialisti- 
sche) gegen 486 Stimmen. Bei aller Bereitwilligkeit der Unter- 
zeichner an den demokratischen Reformen mitzuwirken, zeigte 
diese Tagesordnung, daß es eine soziale Gerechtigkeit nur bei 
lörsetzung des kapitalistischen Eigentums durch Kollektiveigentum 
gebe. Die Tagesordnung wurde später als Manifest an die fran- 
zösischen Arbeiter veröffentlicht. 

Das war nur ein Vorpostengefecht im Kampf zwischen Ra- 
dikalen und Sozialisten. Im Juli wurde ein Antrag des Abgeord- 
neten Constans, die organisierten Postbeamten, die am Streik teil- 
genommen hatten, zu amnestieren, mit 300 : 127 Stimmen ver- 
worfen; zur Strafe für dies Vorgchen schloß die Mehrheit aus 
der Budgetkommission für 1907 die Sozialisten aus. 

Der nationale Kongress zu Limoges (1.—4. Nov. 1906) rati- 
fizierte die Erklärung, die der Nationalrat einige Monate vorher 
erlassen hatte; indem er das Proletariat auch vor dem vorge- 
schrittensten Programm der bürgerlichen Demokratie warnte, 
schärfte er der Parlamentsvertretung ein, unermüdlich gegenüber 
allen nur zu oft illusorischen Teilprogrammen für die Wirklichkeit 
und Reinheit des sozialistischen Ideals einzutreten. 

Unter dem Kabinett Clémenceau, welches das Kabinett Sar- 
rien ersetzt hatte, dauerte der Kampf fort und wurde um so er- 
bitterter, Je mehr die neue Regierung ihre gewaltsame Politik ent- 
hüllte. Jine der ersten Taten derselben war die Erhöhung der 
Abgeordnetendiäten von 9000 aut 15000 Fr., cine Massnahme, die 
berechtigterweise durchaus unpopulär war. Als die sozialistische 
Gruppe, die diese Stimmung wohl kannte, die Herstellung des 
alten Zustandes beantragte, mußte sie es erleben, daß aus ihrer 
Mitte 7 Abgeordnete hiergegen stimmten und 5 sich der Stimme 
enthielten. 
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Die Pariser kommunalen Teilerneuerungswahlen im Mai 1907 
zeigten, daß der Bruch zwischen Radikalen und Sozialisten prak- 
tisch geworden war. Sie waren das Vorspiel zu den allgemeinen 
Wahlen von 1908 und ließen ahnen, wie im Lande die Scheidung 
wirken werde. Die parlamentarische Tätigkeit, die mit wenigen 
Ausnahmen sich durch Charakterfestigkeit und Energie auszeich- 
nete, stand ganz unter dem Einfluß der Parteitätigkeit, eine für 
die letzten zwei Jahre eigentümliche Erscheinung. Mehr und mehr 
werden die Abgeordneten nur Mandatare, die einen kollektiven 
Beschluß ausführen. In Befolgung der Parteibeschlüsse verteidi- 
gen sie das Koalitionsrecht der Beamten, protestieren sie gegen 
die Metzeleien im Süden im Juli 1907. Die Streiks von Fougère 
im Herbst 1907 u. a. werden von der französischen Sektion der 
Arbeiter-Internationalce und von den sozialistischen Abgeordneten 
mit epochemachender Hartnäckigkeit verteidigt. 

Das Parteimanifest, das im Januar 1908 zur Vorbereitung 
der allgemeinen Wahlen in die 36000 Gemeinden geworfen wurde, 
kennzeichnete die feindliche Haltung der regierenden Partei oder 
vielmehr gegen die regierende Klasse in ihrer vollen Schärfe. Es 
forderte das Proletariat auf, den feindlichen Parteien die Stadt- 
verwaltungen zu entreißen und wies den Wert solcher Eroberun- 
gen nach. Dem Prinzip des kapitalistischen Eigentums müsse 
man die Souveränität der Arbeit entgegensetzen. 

Diese wenigen Andeutungen beweisen, daß die allgemeine 
Orientierung der sozialistischen Einheitspartei den Grundsätzen 
des Amsterdamer Internationalen Kongresses und des ihm folgen- 
den Einigungskongresses entsprach. Wir müssen nun mehrere 
Punkte von verschiedener Bedeutung betrachten, Punkte einer- 
seits theoretischen, andererseits taktischen oder organisatorischen 
Inhalts. Die Stellung der französischen sozialistischen Partei ge- 
genüber gewissen brennenden Problemen muß gekennzeichnet 
werden; insbesondere interessieren uns die Beschlüsse, die sie 
ihren Beziehungen zum Syndikalismus gewidmet hat. Zunächst 
aber ist nicht zu vergessen, daß der Schauplatz für die Tätigkeit 
der Partei das Parlament ist, daß manche Kongressresolutionen 
auf das Verhalten der Parlamentsmitglieder gegenüber der öffent- 
lichen Gewalt und gegenüber einer Aufforderung zur Beteiligung 
an der Regierung Bezug haben; che wir uns vielleicht umfassen- 
deren Fragen zuwenden, müssen wir deshalb erörtern: 

I. die Budgetbewilligung, 
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2. den Eintritt sozialistischer Parteimitglieder in ein bürger- 

liches Kabinett. 

Beides war seitens der gceinigten Partei streng verboten. 

Im ganzen hat die Mehrheit der sozialistischen Gruppe im 
Parlament, oder vielmehr in der Kammer (da die Partei trotz 
Aufstellung von Kandidaten noch nicht in den Senat eingedrun- 
gen ist) die von den verschiedenen Kabinetten gestellten Forde- 
rungen korrekt abgewiesen. Die meisten Abgeordneten lehnten 
das Budget für 1906 ab; 11 zogen Stimmenthaltung der formellen 
Ablehnung vor, und dies muß betont werden, denn die Budget- 
frage ist seitdem nicht von der Tagesordnung verschwunden. 

Als der Finanzctat für 1908 der Gesamtabstimmung unter- 
worfen wurde (8. Dezember 1907), fanden sich drei sozialistische 
Deputierte Breton, Pastre, Devezc, die ihm zustimmten; und nicht 
allein bewilligten sie, den gefaßten Beschlüssen zuwider, die Kre- 
dite, sie glaubten auch ihre Handlungsweise auf der Tribüne er- 
klären und rechtfertigen zu müssen und zu können; 12 andere 
Deputierte übten Stimmenthaltung. Dieser Ungehorsam einer 
Minderheit, der in den Parteiinstanzen heftige Kämpfe hervorricf, 
wurde von der Mehrheit streng verurteilt. 

Das Problem des Eintritts eines Sozialisten in das Ministe- 
rium, das den französischen Sozialismus angesichts des Falles 
Millerand 1899--1904 gespalten und zu empfindlichen Streitig- 
keiten geführt hatte, ist nach der Einigung zweimal wieder bren- 
nend geworden. 

Es ist eine charakteristische Erscheinung der letzten neun 
Jahre, daß der Radikalismus, so erbittert er die Forderungen des 
Proletariats bekämpfte, sich doch um die Gunst einiger sozialisti- 
scher Persönlichkeiten bemüht hat. Er scheint dabei das Beispiel 
der revolutionären Regierung von 1848 vor Augen gehabt zu 
haben, die dem damals einflußreichen Publizisten Louis Blanc 
einen Teil der Autorität einräumte und durch seinen Einfluß den 
Sozialismus selbst zu entwaffnen suchte. Waldeck - Rousseaus 
Taktık war drei Jahre lang erfolgreich gewesen, von ihr hatte 
noch Combes profitiert. Der politisch organisierten Arbeiterschaft 
war cs durch ihre Spaltung unmöglich gewesen, selbst ihre In- 
teressen zu verteidigen. Die Versöhnung aber, die 1905 zustande 
gekommen war, war wahrhaftig zu aufrichtie, als daß das Kabi- 
nett Clemenceau-Sarrien mit dem im März 1906 versuchten Man- 
növer dieselben Aussichten auf Erfolg gehabt hätte Die Er- 
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ziehung der Partei war vollendet, wenn selbst das vor einigen 
Monaten gegebene Wort hätte vergessen werden können. 

Sarrien hatte Briand berufen, der durch die Befürwortung 
des Gencralstreiks und des praktischen Antimilitarismus einiges 
Anschen in der Arbeiterschaft genoß. Ein talentvoller Redner, 
chemaliger Generalsekretär des parti socialisté français, hatte der 
Abgeordnete des Loirebezirks in der Kammer großes Anschen 
erworben als Berichterstatter über den Gesetzentwurf betr. Tren- 
nung von Staat und Kirche. Zwei Gründe machten ihn den 
Radikalen notwendig: einmal war in diesem Augenblick (März 
1906) die Trennungsfrage immer noch in höchster Aktualität, an- 
dererseits hofften die Radikalen durch Briand von den Sozialisten 
cine gewerkschaftliche Fraktion abzuspalten: Vielleicht schmei- 
chelten sie sich auch, die sozialistische Partei aufs neue in Ver- 
wirrung stürzen zu können. Es kam anders: Als die Ernennung 
Briands zum Minister des öffentlichen Unterrichts offiziell bekannt- 
gemacht wurde (11. März 1906), hielt der Nationalrat gerade eine 
Sitzung ab. Sofort wurde der Beschluß gefaßt, der Deputierte 
des L.oirebezirks habe sich ausserhalb der Partei gestellt — also 
bedingungslos ausgeschlossen! Die Ucbernahme des ncugeschaf- 
fenen Arbeitsministeriums durch Viviani — der übrigens von An- 
fang an der Einigung ohne große Begeisterung gegenübergestan- 
den hatte -— führte dann glatt und ohne weitere Erregung zum 
Ausschluß des Abtrünnigen. Die Parteimaschine funktionierte 
durchaus normal: die vertragsbrüchigen Mitglieder schieden gleich- 
sam automatisch aus. 

Die sozialistische Partei hat im Lauf der letzten Jahre bei 
allen Arbeiterangelegenheiten ihre Stimme erhoben. 

Eine frühere, in dieser Zeitschrift (Bd. XXVI, p. 362) von mir 
veröffentlichte Studie zeigt die Lücken der Sozialgesetzgebung in 
Frankreich, und diese mußte der Sozialismus nach dem Maße seiner 
Kräfte auszufüllen bestrebt sein. Manchmal wird auch in seinen 
eigenen Reihen die Meinung laut, daß er eine entschiedenere Hal- 
tung hätte einnehmen, eine wirksame, großzügige Agitation hätte 
entfalten können, um die Reformen zu erreichen; dadurch hätte er 
die Annäherung zum Syndikalismus, der bei der heutigen Lage 
als Notwendigkeit ersten Ranges erscheint, in die Wege leiten 
können. 

Und es ist wahr, von diesem Gesichtspunkt aus hat die Tätig- 
keit der Partei nicht immer die Selbstbestimmtheit gebabt, die zu 
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wünschen gewesen wäre. Allzuoft hat sie sich, anstatt das Pro- 
blem selbst zu stellen, darauf beschränkt, die Dinge zu nehmen, 
wie sie sich boten. Sie hat zu Unrecht die Defensive der Offen- 
sive vorgezogen. Man darf gleichwohl nicht verkennen, daß sie 
unter den besonderen Umständen ihre volle Pflicht getan hat. 

Wenn es bedauerlich ist, daß sie eine einheitliche Formel 
hinsichtlich der Arbeiterversicherung nicht hat finden können, da 
die einen die Kapitalisierung und Lohnabzüge zulassen, andere 
alle Ausgaben dem Budget auferlegen wollen, wenn man hätte 
wünschen können, daß sic dem Radikalismus wegen seiner Un- 
fähigkeit, eine versprochene und geforderte Reform durchzufüh- 
ren, wirksam auf den Leib rücke, so hat sie dafür nichts ver- 
nachlässigt, um die tatsächliche Durchführung der Sonntagsruhe 
zu erreichen. | 

Bekanntlich war es der französischen Arbeiterklasse nach 
vielen Anstrengungen in Versammlungs- und Straßenagitation gce- 
lungen, am 15. Juli 1906 ein Gesetz betr. die Sonntagsruhe zur 
Annahme zu bringen. Dies Gesetz, das sich von denen anderer 
Länder über denselben Gegenstand nicht erheblich unterschied, 
konnte den Besitzenden nicht genehm sein. Kaum veröffentlicht 
fand es erbitterten Widerstand bei den Handcltreibenden. Diese 
erwirkten zunächst unerklärliche Ausnahmebestimmungen, indem 
die Vorschriften des Gesetzes eine Zeit lang suspendiert wurden; 
dann gingen sie zu offenem Widerstand über, den sie sich fast 
straflos erlauben konnten, da die erhobenen Beschwerden kein 
Gehör fanden. Die sozialistische Partei jedoch bewies durch ihre 
Intervention im Parlament, ihre Teilnahme an den Versammlun- 
ven ihre Entschlossenheit in dieser Sache. Sie war nicht stark 
genug, um überall die Durchführung des Gesetzes zu erzwingen, 
es gelang ihr aber immerhin, gewisse Revisionsentwürfe, die den 
Geltungsbereich des Gesctzes erheblich eingeschränkt hätten, zu 
beseitigen, und sogar einen Regierungsentwurf, der weder Unter- 
nchmer noch Arbeiter befriedigte, zu Fall zu bringen. 

In zahlreichen anderen die Arbeiterschaft berührenden Fra- 
sen ergriff die Parlamentstraktion die Initiative zu Vorschlägen, 
deren mehrere ein lebhaftes Interesse bieten. Sie forderte Ein- 
führung des Achtstundentages und cines Lohnminimums, Aus- 
dehnung der Gewerbegerichte, Ausdehnung des Unfallgesetzes 
auf das Militär, Schutz der Schwangeren und Wöchnerinnen. Sie 
griff aktiv in die Debatte über die Aenderung des Berggesetzes 
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und die Unterdrückung der Fabrikläden (&conomats) ein. Gleich- 
wohl ist es bedauerlich, dass sie eine prinzipielle Diskussion über 
die Lücken der Sozialgesetzgebung nicht eröffnet hat, und daß 
sie sich, während die Syndikate den Achtstundentag forderten 
(Mai 1906) auf die Einbringung eines Gesetzentwurfs beschränkt 
und es versäumt hat, sich in einem umfassenden Kampf mit den 
Gegnern des Proletariats zu messen. 

Eines der schwersten Probleme, welche die Partei nach der 
Einigung beschäftigten, war das Verhältnis zum Syndikalismus. 

Es ist allseitig anerkannt, wie sehr diese mächtige Klassen- 
bewegung, deren Tendenzen denen des englischen Tradeunionis- 
mus gerade entgegengesetzt sind, seit 5—6 Jahren an Bedeutung 
gewonnen hat. 

Sie hat gewiß dasselbe Ziel wie der Sozialismus: die Unter- 
drückung der kapitalistischen Klasse; ihre Methode aber ist grund- 
verschieden, sie lehnt jede eigentlich politische Tätigkeit ab. Ein 
für Sozialismus wie Syndikalismus gleich bedrohlicher Konkurrenz- 
kampf, der zu vollkommener Trennung führen konnte, bestand 
von Anfang an. Einerseits sprachen viele Sozialisten dem Gene- 
ralstreik die Wirksamkeit und Durchführbarkeit ab. Anderseits 
wiesen viele Syndikalisten, vor allem die hervorragendsten Mit- 
glieder der C.G.T. auf die Ohnmacht des Sozialismus hin, dem 
die Eroberung der politischen Gewalt auf dem bisher eingeschla- 
senen Wege nicht gelingen wolle. 

Die französische Sektion der Arbeiter-Internationale erkannte 
bald die Gefahr, die einerseits ihr selbst mit dem Abfall der Ar- 
beitermassen, andererseits dem Syndikalismus drohte, dessen Ver- 
werfung der politischen Tätigkeit dazu führen konnte, daß er das 
Gefühl für die allgemeinen Zusammenhänge verlor und zu einer 
rein beruflichen Bewegung degenerierte. Nun trat aber die er- 
wartete Spaltung gar nicht ein; die Umstände stellten zwischen 
den beiden großen Organisationen, der Partei und der Confedc- 
ration einen modus vivendi her; waren doch viele Leute pflicht- 
treue Mitglieder in beiden zugleich. 

Die besitzende Klasse und die aufeinander folgenden Kabi- 
nette haben in den letzten Jahren die Mitglieder der Syndikate, 
mit wachsender Strenge verfolgt. Die Leiter der Confédération 
der union des syndicats de la Scine, der großen Industrieverbände 
(Fédérations d'industrie) wurden mehrmals verhaftet, und man 
schien zu Zwangsauflösungen, ja zu einer Revision der Syndikats- 


450 PaulLouis, 


und Streikgesetze geneigt. Bei dieser Gelegenheit, wie auch nach 
den blutigen Kämpfen zwischen Polizei oder Armee und den Ar- 
beitern, fanden sich Sozialisten und Syndikalisten zu gemeinsamer 
Aktion zusammen: dies Zusammenwirken brachte jedesmal viele 
Vorurteile beiderseits zu Fall. 

Indes: die Masse der Syndikalisten verwirft unentwegt jede 
Beteiligung an den Wahlen als unfruchtbar; und innerhalb der 
geeinigten sozialistischen Partei hat sich eine starke Minderheit 
besonders aus früheren Anhängern des parti ouvrier frangais ge- 
funden, die die Haltung und Tätigkeit der C.G.T. tadeln. 

Die Situation kennzeichnen drei Kongreßbeschlüsse: zwei da- 
von sind auf einem nationalen, einer auf dem internationalen Kon- 
gresse gefaßt. 

Dem nationalen Kongreß zu Limoges (November 1906) 
waren zwei Anträge unterbreitet worden: 

Der erste (Antrag Dumas) nahm implicite den Tendenzen 
der C.G.T. gegenüber eine kritische Stellung ein. 

»In Erwägung, daß dieselbe Klasse, dasselbe Prolctariat einer- 
seits auf beruflichem Gebiet in Syndikaten, andererseits auf po- 
litischem Gebiet in der sozialistischen Partei sich organisiert und 
handelt, sich organisieren und handeln muß; 

»Daß, wenn zwar diese beiden Organisations- und Aktions- 
formen einer und dersclben Klasse nicht vermengt werden dürfen, 
da sie dem Ziele wie den Mitteln nach verschieden sind und 
bleiben müssen, sie sich doch nicht übersehen, aus dem Wege 
schen, geschweige denn bekämpfen können, ohne das Proletariat 
tödlich gegen sich selbst zu richten und es zum Befreiungswerk 
unfähig zu machen; 

»Erklärt der Kongreß: 

»Es ist Sorge zu tragen, dafs die syndikalistische und die po- 
litische Bewegung der Arbeiter unter Berücksichtigung der be- 
sonderen Umstände sich verständigen und zusammenwirken.« 

Der zweite Antrag ging von der Federation du Tarn aus, 
deren Vertreter in der Kammer Jaurès ist: 

»In der Ücberzeugung, daß die Arbeiterklasse sich nur durch 
die vereinigte Kraft der politischen und der syndikalistischen Be- 
wegung voll befreien kann, durch das äusserste Mittel des Syn- 
dikalısmus: den Generalstreik einerseits und die Eroberung der 
politischen Macht zum Zweck der allgemeinen Expropriierung des 
Kapitalismus andererseits; 
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»In der Ueberzeugung, daß diese doppelte Bewegung umso 
wirksamer sein wird, je größer die Selbständigkeit des politischen 
Organismus und des wirtschaftlichen Organismus ist; Kenntnis 
nehmend von der Resolution des Kongresses zu Amiens (Kon- 
greß der C.G.T. 1906), welche die Unabhängigkeit des Syndika- 
lismus von jeder politischen Partei betont und gleichzeitig dem 
Syndikalismus ein Ziel setzt, das der Sozialismus als einzige po- 
litische Partei anerkennt und verfolgt; 

»In Erwägung, daß diese grundlegende Uebereinstimmung 
der politischen mit der wirtschaftlichen Bewegung des Proleta- 
riats notwendigerweise ein freies Zusammenwirken, ohne Ver- 
mengung, Unterordnung oder Mißtrauen, herbeiführen muß; 

»Fordert der Kongreß die Parteimitglieder auf, nach besten 
Kräften an der Beseitigung aller Mißverständnisse zwischen der 
C.G.T. und der sozialistischen Partei mitzuwirken. « 

Die Fassung Tarn erhielt 148, die Fassung Dumas 130 Stim- 
men bei ọ Stimmenthaltungen. Bemerkenswert ist es, daß der 
Antrag Dumas hauptsächlich bei jenen Föderationen Zustimmung 
fand, in welchen der Einfluß des alten parti ouvrier francais vor- 
herrschte: der Norden gab ihr seine 42 Stimmen. 

Die Frage erhob sich im August 1907 vor dem nationalen 
Kongreß zu Nancy von neuem mit umso größerer Schärfe, als 
der Kongreß über die Stellung der französischen Delegierten auf 
dem kommenden internationalen Kongreß zu Stuttgart zu bestim- 
men hatte. 

Zwei Anträge lagen vor; nur unwesentliche Aeußerlichkeiten 
unterschieden sie von den Anträgen 1906. Der eine (Antrag de 
la Dordogne) entsprach dem Antrag Dumas, der andere (Antrag 
du Cher) dem Antrag du Tarn. 

Es wurde mit 167 gegen 141 Stimmen beschlossen, den An- 
trag du Cher im Namen der französischen Sektion dem interna- 
tionalen Kongreß vorzulegen. Der Stuttgarter Kongreß aber ent- 
schied im entgegengesetzten Sinne. Er forderte mit 222!/, gegen 
180!1/, Stimmen die Verständigung der Partei mit den Gewerk- 
schaften und gegenseitiges Zusammenwirken. Er erklärte, es liege 
im Interesse der Arbeiterklasse, daß in allen Ländern enge Be- 
ziehungen zwischen den Syndikaten und der Partei geschaffen 
und ständig unterhalten würden. Das hieß die Bedenken und 
das Mißtrauen des französischen Syndikalismus bedeutend unter- 
schätzen. 
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Frankreich hatte 11 Stimmen gegen, 9 für den Antrag ge- 
stellt. Im Namen der Mehrheit verlas der Deputierte Sembat fol- 
gende Erklärung: 

»Die Mehrheit der französischen Delegation erklärt, daß in 
Frankreich die Beziehungen zwischen den syndikalistischen und 
politischen Organisationen der Arbeiterklasse eine wechselvolle 
Entwicklung durchgemacht haben; daß die gegenseitige Unab- 
hängigkeit und die Autonomie der sozialistischen Partei und der 
C.G.T. eine notwendige Bedingung ihrer Entwicklung und Tätig- 
keit, sowie der späteren Möglichkeit einer freiwilligen Annähe- 
rung ist.« 

Seitdem ist der Status quo in Frankreich nicht geändert wor- 
den, und obgleich mehrmals die Beziehungen der Partei zu den 
Syndikaten auf die Tagesordnung des nationalen Kongresses ge- 
setzt worden sind, wurden sie niemals direkt behandelt. 

Dies schwere Problem stand mit einem anderen im engsten 
Zusammenhang: Der Syndikalismus hat im Laufe der letzten Jahre 
nicht allein die Masse der Arbeiter in Industrie und Handel an 
sich gezogen, er ist auch mit Riesenschritten in die staatliche Ver- 
waltung eingedrungen. Die unteren Beamten schlossen sich zu- 
sammen, nicht allein, um gegen die Günstlingswirtschaft, gegen 
die skandalösen Bevorzugungen zu protestieren; sondern auch 
deshalb, weil sie die Gemeinsamkeit ihrer Interessen untereinan- 
der und mit dem Fabrikproletariat erkannten. Sie protestierten 
gegen die alte Auffassung, daß der Staat ihnen gegenüber ein- 
fach ein Arbeitgeber, und häufig gar ein schlechter Arbeitgeber 
sei; sie wendeten sich gegen die Geschäftsführung und forderten 
vollkommene Neugestaltung der Instanzen. Zum weiteren Ein- 
gehen auf diese wichtige Bewegung ist hier nicht der Ort. Als 
die Briefträger das erstemal streikten und die sich organisierenden 
Lehrer ihren Platz in den Arbeitsbörsen einnehmen wollten, wurde 
der Staat nervös. Die Minister sahen in dieser stets wachsenden 
Bewegung das Vorspiel der sozialen Zersetzung, und schritten 
gegen die syndikalistischen Beamten ein; das Gewerkschaftsgesetz 
von 1854 finde auf die Beamten, da diese mit einer gewissen Au- 
torität begabt seien, keine Anwendung. Man fragte sich verge- 
bens, welches denn die Autorität eines Briefträgers oder Lehrers 
sei. Die Frage war theoretisch so dunkel, daß das Parlament 
sie bisher nicht hat gründlich untersuchen wollen. Praktisch aber 
suchten die vom Kabinett Clémenceau ergriffenen strengen Maß- 
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nahmen sie zu lösen, jedoch die Beamten ließen sich nicht ein- 
schüchtern, so daß alles beim alten blieb; die sozialistische Partei 
ihrerseits ruhte nicht, durch Interpellationen in der Kammer, durch 
zahlreich einberufene Versammlungen, durch Manifeste, die ge- 
werkschaftliche Freiheit in ihrem ganzen Umfange auch für die 
Lohnarbeiter der staatlichen Gewalt in Anspruch zu nehmen; 
diese Agitation, ein Ausfluß ihrer Prinzipien, warb ihr in der 
Lehrerwelt unzählige Anhänger. Daraufhin wurde von einer ra- 
dikalen Fraktion und von sämtlichen Republikanern, die bis da- 
hin nur Versprechungen und Lachen für die Lehrerschaft gehabt 
hatten, auf die der Schule drohende Gefahr hingewiesen; die 
Klerikalen, die Gegner von gestern, fanden daran neue Waffen. 

Auch der Antimilitarismus ist von dem Syndikalismus nicht 
zu trennen, denn im syndikalistischen Lager, oder wenigstens in 
gewissen syndikalistischen Kreisen ist die neue Formel des Anti- 
militarismus geschaffen worden. Ich erinnere kurz an die Tat- 
sachen. Die Gegnerschaft des internationalen Sozialismus gegen 
die militärischen Rüstungen, gegen die Kriegstorheit, gegen die 
kostspieligen Budgets, und besonders gegen das Eingreifen der 
Truppen in die Streiks ist alt. Wenn man die Kongreßverhand- 
lungen der letzten zwanzig Jahre durchnähme, würde man über 
diesen Punkt Einstimmigkeit vorfinden, das konnte auch gar 
nicht anders sein. Nicht allein belastet der Militarismus die Ar- 
beit jährlich mit Milliarden (nach neuen Feststellungen eines eng- 
lischen Ministers 12!/ Milliarden), sondern er stellt auch die ein- 
zige Schutzwehr des kapitalistischen Regiments gegen einen mäch- 
tigen Ansturm der Arbeiterschaft dar, und wenn die Regierung 
— nach ständiger französischer Praxis — in einen Streik mit In- 
fanterie und Kavallerie eingreift, so sind die Kampfbedingungen 
zwischen Kapital und Arbeit gebrochen. 

In den vier oder fünf letzten Jahren ist der Konflikt zwischen 
Besitzenden oder Nichtbesitzenden in Frankreich besonders scharf 
geworden: erzwungene verabredete Arbeitsunterbrechungen, das 
Anwachsen des Syndikalismus, das Eindringen der anarchistischen 
Tendenzen, dies Aufeinanderfolgen blutiger Zusammenstöße zeigen 
es. Zugleich lastete eine schwere Krise über Europa, und die 
Marokkopolitik hätte fast Westeuropa in Flammen gesetzt. Unter 
dem Einfluß dieser Ereignisse erwachte die antimilitaristische 
Agitation Hervés und der Arbeitsbörsen, die nicht bei theoreti- 
schen Versicherungen stehen blieb, sondern Mittel wie die Massen- 
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desertion empfahl. 

Die sozialistische Partei hatte die Pflicht, dazu Stellung zu 
nehmen. Zunächst schwankte sie: einerseits hatten die interna- 
tionalen Kongresse, u. a. der von Zürich, trotz der Einsprache 
von Domela Nieuwenhuis die gemeinschaftliche Desertion als 
für das Proletariat gefährlich verworfen; andererseits war man 
sich klar, da das Aufeinanderstoßen der kapitalistischen Inter- 
essen einen Krieg hervorrufen könne, demgegenüber die Macht 
und das energische Veto der Arbeiterklasse kundgetan werden 
müsse. Auch hier stehen wir vor einer sehr komplizierten Frage, 
die umfassender Betrachtungen und allzu reichlicher Erklärungen 
bedürfen würde. Es genüge zu sagen, daß vier Tendenzen sich 
zeigten. Die erste derselben billigte schlechtweg den Feldzug 
der Arbeitsbörsen, deren hervorragende Anhänger wegen anar- 
chistischer Schriften und Aufreizung zur Gesctzesübertretung an- 
geklagt und verurteilt worden waren. Die zweite fand ihren Aus- 
druck in dem Satz des Deputicrten Vaillant: -Eher Aufstand als 
Krieg!« Die dritte hielt sich an die alten Formeln des Sozialis- 
mus: »Der mit dem kapitalistischen Regiment verbundene Mili- 
tarismus wird nur mit demselben verschwinden und der Antimili- 
tarismus stellt daher einen gefährlichen Abweg dar.« Die vierte, 
unter den dem republikanischen Block freundlich gesinnten Ab- 
geordneten verbreitet, verkündete laut die patriotische Pflicht des 
Sozialismus und sprach ihm in dieser Hinsicht jedes Recht der 
Diskussion ab. 

Dem Kongreß zu Limoges (1906) wurden vorgelegt: 

I. Antrag l'Yonne, der dem Gedanken des extremen Anti- 
militarismus Ausdruck gab. 

2. Antrag la Seine: >»Eine Regierung, die die Unabhängig- 
keit einer fremden Nation bedroht, begeht ein Attentat gegen 
diese Nation, deren Arbeiterklasse und überhaupt gegen die ge- 
samte Arbeiterklasse. Die bedrohte Nation und ihre Arbeiter- 
klasse haben die Pflicht, ihre Unabhängigkeit gegen dies Atten- 
tat zu schützen, und das Recht auf Unterstützung der Arbeiter- 
schaft aller anderen Länder. Dic sozialistische Partei muß die 
militärische Entwaffnung der Bourgeoisie, und die Bewaffnung 
der Arbeiterklasse durch allgemeine Volksbewaffnung erstreben. 
Das Proletariat hat die Pflicht, den Krieg mit allen Mitteln, von 
parlamentarischer Intervention, öffentlicher Agitation und Volks- 
kundgebungen bis zum Genceralstreik der Arbeiterschaft und 
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offenem Aufstand, zu verhindern.« 

3. Antrag du Nord: »Der Kongreß erinnert alle Arbeiter da- 
ran, daß sie besseres zu tun haben, als eine Kriegserklärung ab- 
zuwarten und erst dann zur zögernden und problematischen In- 
surrektion zu greifen. Sie haben dem Feinde, der kapitalistischen 
Bourgeoisie, für welche der Krieg von großem Vorteil sein kann, 
nicht die Regierung zu überlassen, die von ihnen, ihrer Zahl und 
Macht, abhängt; sie haben vielmehr die politische Macht für ihre 
Klasse zu erobern. 

eh Die einzige Bewegung für den Frieden und gegen 
den Militarısmus, die sich nicht zum Wohl des Militarismus und 
des Krieges wendet, ist die sozialistische Bewegung, welche die 
Arbeiterschaft der ganzen Welt organisiert zur Vernichtung des 
Kapitalismus; gegenwärtig muß die sozialistische Partei ihre inter- 
nationale Mission erblicken in der international zu regelnden Be- 
schränkung der militärischen Dienstzeit, in der gleichzeitigen Ab- 
lehnung aller Kriegs-, Marine- und Kolonialforderungen und in 
der allgemeinen Volksbewaffnung anstelle des stehenden Heeres. < 

Der Antrag l'Yonne erhielt 31, der von le Nord 92, der von 
la Seine 153 Stimmen. 

Kurz vor dem internationalen Kongreß kam es in Nancy 1907 
dann wieder zur Debatte. Wiederum wurden drei Anträge ein- 
gebracht: 

I. Yonne: Verwerfung des bürgerlichen Patriotismus; es sei 
Pflicht der Sozialisten, nur zur Verteidigung des kollektivistischen 
oder kommunistischen Regiments in die Schlacht zu ziehen; auf 
jede Kriegserklärung, woher sie auch komme, solle man mit Streik, 
Militärstreik und Insurrektion antworten. 

Der Antrag von l'Yonne wurde mit 251 gegen 41 Stimmen 
bei 12 Enthaltungen abgelchnt. 

2. Antrag von la Dordogne: »Der Militarismus ist der na- 
türliche Ausfluß des kapitalistischen Regiments; indem man die 
Anstrengungen der Arbeiter auf die Bekämpfung des Militarismus 
innerhalb der bestehenden Gesellschaft konzentriert, wirkt man, 
ob man will oder nicht, als Erhalter der sozialen Ordnung, indem 
man die Arbeiterklasse von ihrem einzigen Ziele: der Eroberung 
der politischen Macht durch Expropriierung des Kapitalismus und 
Aneignung der Produktionsmittel, abwendet.« Der Schluß war 
derselbe wie der des Antrages von le Nord 1906. 

3. Stimmt mit dem 1906 in Limoges angenommenen Antrag 
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überein. 

Der dritte Antrag wurde mit 188 gegen 16 Stimmen bei 
100 Enthaltungen angenommen. 

Genau genommen, wurde diese ernste Frage auch dem Stutt- 
garter internationalen Kongreß vorgelegt. Derselbe schnitt sie ab, 
indem er die Arbeiter aufforderte, den Krieg mit allen Mitteln zu 
verhindern, die am gceignetsten dazu erscheinen, und die natür- 
lich je nach der Schärfe des Klassenkampfes und der allgemeinen 
politischen Lage verschieden sind. Bricht trotz alledem ein Krieg 
aus, so haben sie die Pflicht, seine sofortige Beendigung durch ihr 
Eingreifen herbeizuführen, und die wirtschaftliche und politische 
Krise, die dem Kriege folgt, nach allen Kräften auszunutzen, um 
die untersten Volksschichten in Bewegung zu bringen und den 
Sturz der kapitalistischen Herrschaft zu beschleunigen. 

Wenn man nun die von der französischen sozialistischen Par- 
tei befolgte praktische Politik betrachtet, so findet man, daß sie 
in allen großen internationalen Fragen die Entscheidungen des 
internationalen Bureaus in Brüssel treulich befolgt hat. 

Als die deutsch-französische Marokkokrise ausbrach, berief 
ste öffentliche Versammlungen ein, um dem Volk die Gefahr 
eines Konfliktes klarzumachen. Bei der Weiterentwicklung der 
Sache des Scherifenreiches enthüllte sie in Versammlungen oder 
in der Kammer die rein kapitalistischen Unterlagen der Marokko- 
Affäre; sie trug sicherlich dazu bei, daß eine regelrechte Expe- 
dition nicht stattfand. Mehr als ein jedes andere Moment hat 
der Widerstand des organisierten Proletariats die koloniale und 
Afrikaner-Partei davon abgehalten, Frankreich in ein neues 
Mexiko-Abenteuer zu stürzen, und die zahlreichen Interpellationen 
von Jaurès in der Kammer übten größere Wirkung als es auf 
den ersten Blick schien. 

Der russischen Revolution gegenüber erfüllte der Sozialismus 
was er für seine strikte Pflicht hielt: er feierte in unzähligen Ver- 
sammlungen dieses große Weltereignis, indem er gegen jedes dem 
Zarismus gewährte Darlehen protestierte und die Ausweisung der 
Flüchtigen verhinderte. So hat er unermüdlich gehandelt, um 
den Frieden zu erhalten, den gewalttätigen »Kolonialismus« zu 
lähmen und jede auch indirekte Unterstützung der russischen Re- 
gierung zu vereiteln. 


VI. Das Anwachsen der Partei. 


Wir haben noch den ziffermäßigen Fortschritt der sozialisti- 
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schen Partei seit ihrer Einigung vorzuführen. Wenn die statisti- 
schen Daten, die wir wiedergeben, vielleicht nur einen unvoll- 
ständigen Begriff von ihrem Vordringen zu machen geeignet sind, 
können sie doch von Nutzen sein. 

Zur Zeit der Einigung zählte man in den verschiedenen so- 
zialistischen Verbänden etwas weniger als 35 000 beitragleistende 
Mitglieder. Auf dem Kongreß zu Chälons, welcher sechs Monate 
nach dem Kongreß, der die verschiedenen Fraktionen endgültig 
zusammengeführt hatte, im Oktober 1905 stattfand, zählte man 
65 Departementsverbände, 2000 Vereine, 40000 Mitglieder. Die 
Partei wurde von 38 Abgeordneten in der Kammer, von IOO in 
den Departementsversammlungen, von 1500—2000 in den städti- 
schen Körperschaften vertreten. 

Im folgenden Jahre, September 1906, kurz vor Eröffnung des 
Kongresses zu Limoges, verzeichnete der Bericht des Sekretariats 
43462 Mitglieder, die auf 75 Verbände in Frankreich und den 
Kolonien verteilt waren, An der Spitze stand le Nord mit 8 300 
Karten ; es folgte la Seine mit 6967, le Gard mit 2210 Karten. 
La Gironde, l’Herault, Seine et Oise, les Bouches du Rhône, 
l'Aube umfaßten 1200—2000 Mitglieder. 52 Abgeordnete unter- 
zeichneten die Parteimanifeste. 

Im Juli 1907 konnte der Bericht des Sekretariats weiteren 
Gewinn melden. Es gab 76 Verbände mit 48237 Mitgliedern. 
Im ganzen waren ın 28 Monaten 13 000 Mitglieder oder ungefähr 
ein Drittel zugewachsen. Le Nord wies 8700 Mitglieder auf, la 
Seine 6500: le Pas de Calais sprang in einem Jahre von 932 auf 
1920, la Haute Vienne von 563 auf 1084. Allerdings traten meh- 
rere Abgeordnete aus, mit der antiopportunistischen und rein 
doktrinären Haltung der Partei unzufrieden. 

Von 1905 bis 1906 waren die wirklichen Einnahmen des 
Parteikassierers an Beiträgen und verkauften Karten, die für jedes 
Mitglied obligatorisch waren, von 29015 auf 30621 Fr. gestiegen. 
Dies aber waren keineswegs die einzigen Quellen der Partei, das 
Budget für 1908 wies 131 060 Fr. Einnahmen und 108 300 Fr. Aus- 
gaben nach. Als Aktivposten figurierten die Beiträge der Parla- 
mentsvertreter mit 61 200 Fr. (1200 pro Kopf und Jahr), Karten- 
und Markenverkauf erbrachte 34800 Fr., die Zeitschrift »Le So- 
cialiste«e 14 500 Fr, und die Buchhandlung 11000 Fr. Einige un- 
bedeutende Posten vervollständigten die Aktion. 

Als wichtige Ausgabeposten figurierten der Beitrag an die 
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Internationale mit 1505 Fr., Miete und Generalkosten der Zen- 
tralverwaltung mit 2600 Fr., die Besoldung des Personals dieser 
Verwaltung mit 16 800 Fr.; die Agitationskosten, insbesondere 
die Besoldung der drei ständigen Delegierten betrugen 13590, 
die Kosten der Kongresse und der erstatteten Berichte 5000, 
FEisenbahndiäten an die Föderationsdelerierten zum Nationalrat: 
14 000 Fr. usw. 

Wohlverstanden handelt es sich hier nur um das Budget der 
Zentralorganisation. Jedes Mitglied zahlt, wie man sieht, bedeu- 
tend weniger als I Fr., während bei den Vereinen oder Sektionen 
der Beitrag bis 6,50 Fr. jährlich steigt. Auch die Besteuerung 
der Abgeordnetendiäten steigt unter Einschluß der löderations- 
anteile bis 3000 Fr. 

Die sozialistische Partei verfügt über ein offizielles Organ, 
»Le Socialiste«, eine Wochenschrift, deren Auflage bis 4000 Expl. 
beträgt. Die Pariser »Flumanitd« und etwa 40 Provinzblätter 
unterliegen ihrer Aufsicht. Von den letzteren erscheinen die be- 
deutendsten in Lille, Limoges, Bourges, Grenoble, Dragnignan, 
Nimes. 


VI. Innere Kämpfe. 


Der Artikel wäre unvollkommen, wenn ich nicht mindestens 
eine Aufzählung der verschiedenen Tendenzen hinzufügte, die ın 
der französischen sozialistischen Partei wirksam sind. 

Es gibt keine sozialistische Partei auf der Erde, die sich ab- 
soluter Homogenität rühmen könnte, die von widerstrebenden, 
entgegengesetzten Tendenzen frei wäre. Diese Meinungsverschie- 
denheiten sind fatal; wenn sie sich dagegen nur in inneren De- 
batten äußern und nicht in tatsächlichen Verhältnissen begründet 
sind, so erscheinen sie als Bedingung des Lebens und Fortschritts. 
Bei der deutschen Sozialdemokratie ist das ständige Vorhanden- 
sein der beiden großen Strömunsen, der marxistischen und der 
revisionistischen, zu beobachten. In Italien liefern sich die Re- 
formisten, die Integralisten und die Syndikalisten auf jedem Kon- 
greß ihre Schlachten. Mehr als jede andere war die geeinigte 
sozialistische Partei Frankreichs, deren Fraktionen sich erst nach 
langen Kämpfen zusammengefunden hatten, inneren Kämpfen und 
heißen Kontroversen ausgesetzt. Diese Kontroversen mußten sich 
um so eher verewigen, als die politischen Zustände in Frankreich 
ganz besondere waren, als der Sozialismus dort lange Jahre der 
mehr oder weniger aufrichtige und bewufßite Helfer des Radikalis- 
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mus gewesen war, und als die sozialistische Wählerschaft sich in 
einer Anzahl von Wahlkreisen kaum von der radikalen Wähler- 
schaft abhob. Auch ein weiterer Umstand beeinflußte die Schei- 
dung der Parteigenossen: die streng revolutionäre Haltung der 
C.G.T., welche die neuerdings von der äußersten demokratischen 
Linken herübergekommenen Parteimitglieder in Schrecken setzte. 

Nach alledem aber bleibt doch übrig, daß — und das ist 
die Hauptsache — die sozialistische Einheit alle Streitigkeiten 
überlebt hat, so lebhaft auch hin und wieder die Stürme waren; 
ja, sie hat sich von Jahr zu Jahr gefestigt, indem die heterogenen 
Elemente von selbst ausschieden. Es ist bemerkenswert, daß, als 
mehrere Deputierte, sei es nach eigenem Entschluß, sei es weil 
ihre Haltung den Ausschluß automatisch nach sich zog (Verwei- 
gerung der Beitragszahlung, Annahme eines Ministerportefeuilles), 
aus der Partei austraten, ihr eigener Bezirk ihnen mit verschwin- 
denden Ausnahmen die Gefolgschaft versagte und der Partei 
treu blieb. 

Was die Verschiedenheit der Tendenzen innerhalb der Partei 
zu charakterisieren geeignet ist, ist das Erscheinen von drei Zeit- 
schriften, die ihrer Kontrolle nicht unterliegen, trotzdem sie von 
ihren Mitgliedern geleitet und redigiert werden. Alle drei ent- 
standen sie in der Periode des Aufkommens der syndikalistischen 
und antimilitaristischen Strömung. Ich meine hier weder »La 
Voix du Peuplee, ein ausschließlich syndikalistisches Organ, noch 
»L’Action Directe«, die im Laufe des Jahres 1908 erschien und 
sowohl Parteimitglieder als Syndikalisten zu Mitarbeitern zählt. 

Gleich nach der Einigung gründeten mehrere Mitglieder der 
äußersten Linken des Sozialismus, die mit Begeisterung die neue 
syndikalistische Bewegung begrüßten, ohne doch zu wünschen, 
daß sie den Sozialismus ganz und gar aufsauge, die Zeitschrift 
»L'Avant Gardes. Dies Organ hatte nur kurzen Bestand. Es 
folgte »La Guerre Sociale« von Hervé und anderen, die der so- 
zialistischen Partei nicht alle angehören. Diese Zeitschrift ent- 
wickelt hauptsächlich die antipatriotischen Gedankengänge und 
kritisiert den Parlamentarismus scharf. Sie hatte besonders unter 
den Verfolgungen der Regierung zu leiden. 

Fast gleichzeitig, im November 1907, kurz nach dem Amster- 
damer Kongreß, erschienen dann »Le Socialisme« von Guesde 
und »Le Proletaire«e von Brousse. Der erstere wollte die Partei 
zur rein marxistischen Lehre, oder mindestens zu seiner Auslegung 
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derselben zurückführen ; besonders lebhaft bekämpfte er die anti- 
militaristische Propaganda und den Syndikalismus der Arbeits- 
börsen. Der letztere predigte die Rückkehr zum Bündnis mit der 
Demokratie: er war das Organ der Gruppe von Deputierten, die 
das Budget bewilligen, den Block der Linken wiederherstellen 
und dem reinen Reformismus huldigen wollten. Genau genom- 
men zählt man also in der Partei die folgenden vier Tendenzen: 
Antipatriotisch und antiparlamentarisch. 

Antimilitaristisch und sozialistisch-syndikalistisch. 
Sozialistisch, nicht syndikalistisch ; Gegner jedes Bündnisses, 
unentwegt in der Politik. 

4. Reformistisch und zu Bündnissen mit dem Radikalismus 
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geneigt. 

Nur die letzte hat eigentlich auf den Nationalkongressen lei- 
denschaftliche Debatten hervorgerufen, weil sie allein als zer- 
setzendes Element empfunden wurde und mit dem Einigungsver- 
trag von 1907 in Widerspruch stand. Diese Strömung ist ver- 
schiedentlich hervorgetreten: Ihre Anhänger haben das Budget 
bewilligt, der Deputierte Breton verlas bei dieser Gelegenheit am 
8. Dezember 1907 in der Kammer eine entsprechende Erklärung; 
endlich veröffentlichten am 25. Oktober 1907 18 Deputierte und 
6 Stadtverordnete eine Erklärung, die ihre reformistische Gesin- 
nung durch Bekämpfung des Herveismus dartun sollte; noch 
mehr: 6 Deputierte unterzeichneten das Manifest des republika- 
nischen Blocks zu den Gemeindewahlen 1908. Daraufhin haben 
mehrere Föderationen, die von Cöte d’Or an der Spitze bean- 
tragt, die Politik der großen sozialistischen Fraktion vor 1905 
wiederaufzunchmen, die enge Fühlung mit der republikanischen 
Mehrheit gesucht hatte. 

Demgegenüber sind die Schritte des Nationalrats bisher nur 
die folgenden: am 1I. November 1907 sprach er den 18 Depu- 
tierten und 6 Stadtverordneten seine Mißbilligung aus; am 19. Ja- 
nuar 1908 schloß er mit 77 gegen 45 Stimmen den Deputierten 
Breton aus der Partei aus, verwies die Sache aber zur endgöülti- 
gen Entscheidung an den Kongreß. 

Ich wiederhole: Diese Meinungsverschiedenheiten dürfen sich 
nicht verschärfen. Sie sind an einige parlamentarische Größen 
gebunden, während die Masse der französischen Sozialisten dem 
Örganisationsstatut von 1907, wie auch den Kongreßbeschlüssen 
treu bleibt. Die Disziplin ist endlich durchgeführt worden, dank 
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ihrer hat die Aktion unterhalten und fruchtbar gemacht werden 
können. 


Nachschrift. 

Dieser Artikel war bereits vollendet, als sich der nationale 
Kongreß für 1908 in Toulouse versammelte. Die Debatten drehten 
sich sämtlich um Politik und allgemeine Taktik der Partei. Die 
verschiedenen Auffassungen, vom reinen oder fast reinen Syndi- 
kalismus bis zum zahmsten Reformismus, traten sich gegenüber. 
Schließlich nahm der Kongreß einstimmig nachstehende Reso- 
lution an, die zwischen den vielen Tendenzen mit solchem Erfolg 
zu vermitteln gesucht hat, daß die Einigkeit im französischen So- 
zıalismus wiederum gewahrt und gefestigt worden ist: 


Erklärung. 

»Die sozialistische Partei, die Partei der Arbeiterklasse und 
der sozialen Revolution, erstrebt die Eroberung der politischen 
Gewalt, um das kapitalistische Regiment und die Klassenschei- 
dung zu beseitigen und so die Befreiung der Proletarier herbei- 
zuführen. 

Sie erinnert das Proletariat durch unermüdliche Agitation 
daran, daß es Wohlfahrt und vollkommene Befreiung nur in kol- 
lektivistischer oder kommunistischer Ordnung finden wird: die 
Agitation trägt sie in alle Kreise, um überall den Geist des Be- 
gehrens und Kampfes zu wecken. Sie treibt die Arbeiterklasse 
zu täglich erneuter Anstrengung und Tätigkeit an, um ihre Le- 
bens-, Arbeits- und Kampfbedingungen zu verbessern, um neue 
Garantien, neue Aktionsmittel zu gewinnen, eben in ihrer Eigen- 
schaft als Partei der Revolution, und weil sie sich in ihren nie- 
mals befriedigten Forderungen nicht aufhalten läßt durch das in 
ihren Augen verjährte Recht des kapitalistischen Eigentums. 

Sie ist die eigentlichste und wirksamste Reformpartei, die 
einzige, die jeder Arbeiterforderung volle Wirksamkeit verleiht, 
die einzige, die jede Reform, jede Eroberung zum Ausgangs- und 
Stützpunkt für weitergehende Forderungen und kühnere Erobe- 
rungen machen kann; und wenn sie der Arbeiterklasse mit der 
Nützlichkeit, der Notwendigkeit, der Wohltat jeder Reform auch 
die Grenzen, die das kapitalistische Regiment bedingt, nachweist, 
so geschieht das nicht, um sie von den Anstrengungen auf deren 
unmittelbare Einführung abzuhalten, sondern um sie zur Erobe- 
rung neuer Reformen anzutreiben und ihr immer wieder die Not- 
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wendigkeit vollständiger Reform und entscheidender Umgestal- 
tung der Eigentumsordnung klar und fühlbar zu machen, um so 
in ihr das unaufhörliche Streben nach Verbesserung zu wecken. 

Diese Umgestaltung ist durch die Entwicklung der Produk- 
tivkräfte vorbereitet; die Entfaltung der kapitalistischen Produk- 
tionsweise, ihre Ausbreitung über alle Weltteile, die Akkumulation 
und Konzentration des Kapitals, die Fortschritte in Maschinen- 
wesen und Technik, die der Menschheit Produktivkräfte in die 
Hand geben, die allen Bedürfnissen vorauseilen, machen die Be- 
freiung der Lohnarbeiterklasse möglich durch Inbesitznalime aller 
Produktions- und Verkehrsmittel, die gegenwärtig für den Profit 
einer kleinen Minderheit von Individuen tätig sind und die als- 
dann kollektiv zur Befriedigung der Bedürfnisse der Gesamtheit 
betrieben werden. 

Parallel mit dieser Bewegung der Produktivkräfte muß eine 
ungeheure erzieherische und organisatorische Tätigkeit im Prole- 
tariat gehen. 

In diesem Sinne anerkennt die sozialistische Partei die we- 
sentliche Bedeutung der Kampf- und Kollektivorganisationen der 
Arbeiter (Syndikate, Genossenschaften usw.). In den Kämpfen 
und Eroberungen bedeuten sie notwendige Faktoren sozialer Um- 
gestaltung. Indem sie die Anwendung derselben, auch den über- 
legten Willen eines stark organisierten Proletariats regelt, wendet 
die sozialistische Partei alle ihr zu Gebote stehenden Aktions- 
mittel an. 

Das Proletariat dringt vor und befreit sich durch seine direkte 
Anstrengung, durch seine kollektive und organisierte »action di- 
recte« gegen Unternehmertum und öffentliche Gewalt; diese 
»action directex geht bis zum Generalstreik zur Verteidigung der 
bedrohten Freiheit der Arbeiter, zur Erreichung großer Arbeiter- 
forderungen und zu jeder Gesamtanstrengung des organisierten 
Proletariats, die auf Expropriierung des Kapitalismus gerichtet ist. 

Wie alle ausgebeuteten Klassen der Geschichte, nimmt das 
Proletariat das Recht der Insurrektion für den äußersten Fall in 
Anspruch, verwechselt aber nicht mit umfassenden Kollektivbe- 
wegungen, die aus der allgemeinen und tiefen Erregung des Prole- 
tarıats entspringen, die Abenteuer, in welche sich die Arbeiter 
bei einem Unternehmen gegen alle Kräfte des bürgerlichen Staates 
stürzen würden. 

Das Proletariat verwendet überlegte, ständige Mühe auf die 
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Eroberung der politischen Gewalt, es stellt allen bürgerlichen 
Parteien mit ihren teils reaktionären, teils verschwommenen, teils 
halben Programmen die reine kollektivistische und kommunisti- 
sche Lehre gegenüber, den unerschöpflichen Freiheitsdrang des 
organisierten Proletariats; sie sieht es als eine wesentliche Pflicht 
ihrer Anhänger an, für die Wahlen zu arbeiten und die parla- 
mentarische und legislative Macht des Sozialismus zu stärken.« 
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Der englische Gesetzentwurf zur Regelung der 
Schwitzgewerbe*). 


Von 
ROBERT SCHACHNER. 
u 


»Das Eingreifen des Staates in die Räder der Industrie ist durch 
diesen Gesetzentwurf in bedenklichem Umfang verwirklicht, enthält er 
doch den Keim des gefährlichen Prinzips in sich, dafl die Löhne unter 
gewissen Umständen vom Staat bestimmt werden sollen.« 

Mit diesen unfreundlichen Worten begrüßte die Londoner Times 
vom 22. Februar 1908 den Gesetzentwurf, der am 3. Februar Ig908 
eingebracht worden war und bereits am 21. Februar zur Beratung stand. 

Mitglieder der liberalen Partei und der Arbeiterpartei und ein Na- 
tionalist haben diesen Schritt gewagt, der als so verhängnisvoll be- 
zeichnet wird; der liberale Abgeordnete Toulmin von Bury-Lancashire 
hatte mit ıı anderen |Alden (lib.), Barnes (Arbeiterpartei), Chiozza 
Money (lib.), Charles Dilke (lib), Enoch Edwards (Arbeiterpartei), 
Fenwick (Arbeiterpartei), Artur Henderson (Arbeiterpartei), Russell Rea 
(lib.), William Redmond (Nationalıst), Shackleton (Arbeiterpartei) und 
Tennant (lib.)] den Entwurf eingebracht; konservative Unterzeichner 
fehlen, nicht als ob nicht Mitglieder dieser Partei dazu bereit gewesen 
wären, im Gegenteil, der Abgeordnete Goulding beschwerte sich sogar 
darüber, daf man scine Partei an der Unterzeichnung des Gesetzent- 
wurfes nicht teilnehmen liek. Alle Parteien wollten an der großen Tat, 
die bei der Wahl Werbekraft haben wird, teilnehmen und auch die 
Regierung stellte sich sehr wohlwollend. Die allgemeine Zustimmung 
erklärte die Times in ihrer Weise: »das Haus beliebte die Frage mehr 
als die Regelung eines Einzelfalles, denn als Verkörperung eines Prin- 
zips zu betrachten. Es handelte sich darum, Arbeiterklassen, die aus 


*) Sweated Industries Bill. A bill to improve the conditions of Employment, 
including the establishment of a legal minimum wage of persons employed in 


certain industries. 


R. Schachner, Der engl. Gesetzentwurf z. Regelung d. Schwitzgewerbe. 465 


verschiedenen Gründen sich selbst nicht zu schützen vermögen, gesetz- 
lichen Schutz angedeihen zu lassen.<e Unter dieser gezwungenen und 
gewundenen Verbergung des eigentlichen Charakters der Maßregel 
konnten sich auch im Parlament Leute dafür erklären, denen das in 
der Tat doch vorliegende Prinzip in der Verallgemeinerung unrichtig 
schien. 

Der Inhalt dieses prinzipiell verworfenen, in seiner speziellen Ab- 
sicht begrüßten Gesetzes erschöpft sich in ı2 dürftigen Ziffern. Sie 
sollten vom ı. Januar 1909 ihre Herrschaft antreten: Das Memorandum, 
das dem Entwurf vorangeht, kündet uns sein Ziel: 

»Zweck diescs Gesetzentwurfes, ist Ausschüsse ins Leben zu rufen, 
die für gewisse Erwerbszweige (trades) !) den niedersten Lohn der Ar- 
beiter festsetzen. Das Gesetz soll zunächst nur für einzelne besondere 
Gewerbe gelten (im Zusatz zum Gesetz sind Herren- und Frauenkleider- 
und Hemdenschneiderei genannt), doch hat der Home Secretary die 
Befugnis, die Ausdehnung des Gesetzes auf andere Gewerbe anzuord- 
nen; ohne Zweifel wird er von diesem Recht zunächst nur Gebrauch 
machen, wo es sich um Schwitzgewerbe (sweated industries) handelt, 
das sind Gewerbe, in denen vornchmlich Außsenarbeiter beschäftigt 
sind und wo die Entlohnung eine niedere ist. Der Lohnausschuß hat 
die Befugnis, eine Mindestentlohnung für jede einzelne Art einer Bc- 
schäftigung festzustellen, wobei die weiteste Freiheit in der Feststellung 
von Zeit- oder Stücklöhnen und in der unterschiedlichen Gestaltung 
des Mindestlohnes je nach Ort, Art der Beschäftigung und je nach der 
Art der beschäftigten Personen zusteht. Der Gesetzentwurf sieht vor, 
daf3 der Lohnausschuf aus Vertretern der Arbeitgeber und Vertretern 
der Arbeitnehmer in gleicher Zahl mit einem Vorsitzenden, der ent- 
weder von den Mitgliedern erwählt oder vom Home Secretary ernannt 
werden soll, besteht. Es wird vorgeschlagen, die Ucberwachung der 
Zahlung der Mindestlöhne Fabrikinspektoren zu übertragen.« 

Das ist der Rahmen des Gesetzes, in dem sich die Einzelheiten 
einbauen: Diese I,ohnausschüsse sollen nur für den geographischen 
Bezirk dienen, für den sie bestellt sind (Ziff. I). Ihre Bestellung kann 
von jedem Gewerkvcrein oder Gewerkvereinsverband (trades council), 
dessen Mitglieder in dem betreffenden Bezirke im Gewerbe tätig sind 
oder von einer Gruppe von 6 im Gewerbe lokal beteiligten Unter- 
nehmern oder Arbeitern angeregt werden (Sektion 2). Daraufhin hält 
der Staatssekretär Erhebungen über die Erwünschbarkeit einer Lohn- 
behörde und kann sich hiezu des eingehenden Erhebungsapparates be- 
dienen, der für Unfälle im Kohlenbergbau im Coal Mines Regulation 
Act von 1887 besteht. Die Zahl der Beisitzer jeder Partei kann von 








1) Trade umfaßt nach der Definition in Ziffer ro des Gesetzes jede Fabrikation, 


Jeden Arbeitsprozeß, jedes Gewerbe oder Geschift. 
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ihm auf 6—10 bestimmt werden, die Regelung ihrer Wahl obliegt dem 
Staatssekretär; dieser bestellt auch, wo die Parteien ıhre Vertreter zu 
wählen unterlassen oder sıch über die Wahl des Vorsitzenden inner- 
halb 14 Tagen nicht einigen können, diese durch Ernennung, ebenso 
wenn die Parteien über die Besetzung einer vakanten Stelle nicht inner- 
halb 14 Tagen zu einer Wahlentscheidung kommen. Er bestimmt auch 
die Amtsdauer der Lohnausschüsse, für die 2 bis 5 Jahre vorgesehen 
sind. (Ziffer 3 u. 4.) 

Die Entscheidungen werden von der Majorität getroffen, als 
Quorum ist die Hälfte der Berufenen bestimmt, gleichviel ob jede der 
beiden Parteien dabei vertreten ist oder nicht. (Ziffer 7.) 

Neben diesen organisatorischen und prozessualen Vorschriften steht 
die wichtigste materielle Vorschrift in Ziffer 5: 

>I. Der niederste Lohn, der von einem Lohnausschußl festgesetzt 
wird, soll entweder nach der Zeit oder nach Stückarbeit festgesetzt 
werden oder so, da dem Arbeitgeber die Wahl gegeben ist, entweder 
nach der Zeit oder nach der Stückarbeit zu zahlen, ausgenommen in 
dem Fall, wo Arbeit außerhalb der Fabrik, der Werkstatt oder ähnlichem 
Platz zur Fertigstellung vergeben wird, hier soll der Lohn nur nach 
dem Stück festgesetzt werden. 

2. Der niederste Lohn soll für jede Art oder alle Arten von Ar- 
beiten in einem Erwerbszweig festgesetzt werden, darf aber je nach 
dem Ermessen des Lohnausschusses verschieden für die verschiedenen 
Arten von Arbeiten sein und für die verschiedenen Teile des geogra- 
phischen Bezirks gestaltet werden. 

3. Der niederste Lohn soll in einem Erwerbszweige für jede Klasse 
oder alle Klassen von Personen festgesetzt werden und kann je nach 
dem Ermessen des Lohnausschusses unterschiedlich für die verschie- 
denen Klassen der Personen aufgestellt werden. 

Den Beginn der Wirksamkeit seiner Entscheidungen bestimmt — 
Ziffer 6 zufolge — der Lohnausschufß3 durch besondere Vorschriften; 
sie bleiben in Kraft, bis sie von den Lohnausschüssen oder ıhren Nach- 
folgern aufgehoben werden. 

Ziffer 8 enthält die Strafbestimmungen: 

Wo ein Mindestlohn in irgend einem Bezirk für irgend eine Klasse 
von Personen irgend eines Erwerbszweiges festgesetzt ist, macht sich 
jede Person, die in dem Distrikt ein Geschäft betreibt, und irgend eine 
Person dieser Klasse, die bei ihm in der Arbeitsgattung jenes regulier- 
ten Erwerbszweiges beschäftigt ist, Löhne zahlt oder anbietet oder 
zahlen oder anbieten läßt, die niederer sind als jener geringste Satz, 
einer Üecbertretung des Gesetzes schuldig. 

2. Wenn Zeitlöhne gezahlt oder angeboten werden, wo Mindest- 
löhne für Stückarbeit angesetzt sind, oder wenn Löhne für Stückarbeit 
gezahlt oder angeboten werden, wo der mindeste Lohn nach der Zeit 
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veranschlagt ist, so sollen diese Löhne als unter dem Mindestsatze ge- 
zahlt oder angeboten gelten. 

3. Jede Person, die einer Uebertretung dieses Gesetzes sich schul- 
dig macht, soll nach summarischem Verfahren im Fall der ersten Ver- 
urteilung zu einer Strafe von 1—5 £ für jedes Vergehen, im Fall einer 
zweiten oder weiteren Verurteilung, die innerhalb 2 Jahren nach der 
vorangegangenen erfolgt, zu einer Strafe von nicht weniger als 2 £ und 
nicht mehr als 20 £ für jede Ucbertretung verurteilt werden. 

4. Wenn eine Person niederen Lohn gezahlt erhalten hat, als er 
in seinem Mindestsatze diesem Gesctze zufolge festgesetzt ist und ihr 
zukommt, so soll sie berechtigt sein, den Fehlbetrag einzutreiben. 

In den Verhandlungen des Unterhauses am 21. Februar 1908 cr- 
griffen gegen 20 Redner aller Parteien das Wort, verurteilten oder 
lobten, erklärten sich einverstanden oder kritisierten. Das ungünstigste 
Urteil fällte der konservative Abgeordnete Sir F. Bunbury von London 
City: ertadelte, dal der Staat überhaupt Löhne festsetze, er bezweifelte, 
da das Gesetz seinen Zweck erfülle und widersprach der Uebertragung 
so weitgehender Befugnisse an einen Minister. Er sah aus der Fest- 
stellung von Mindestlöhnen eine große Beschäftigungslosirkeit erstehen, 
die für das ganze Land verhängnisvoll werden müsse. >»Es wäre völlig 
unmöglich anzunehmen, dafs Kapitalisten ihr Geld in einem Land an- 
legen würden, wo für sie, ungleich anderen Ländern, der Staat die 
Löhne festsetze. Das müsse das Land an den Abgrund bringen. Sein 
nächstfolgender Genosse in der Opposition war Captain Craig von der 
gleichen Partcı, der etwas pauschaliter vorging und das Gesetz nicht 
die Druckerschwärze wert hielt; diesem trat ein Liberaler zur Seite, 
Wedgwood, er sah wie Bunbury nicht nur cine verhängnisvolle Arbeits- 
losigkeit entstehen, da die Unternehmer jene Löhne nicht zahlen wür- 
den, sondern er befürchtete einen Lohndruck für weite Erwerbsrebicte, 
da die hier brotlos Gewordenen dort Einstand suchen würden und 
durch ihr Angebot den Arbeitsmarkt und die Lohngestaltung ungünstig 
beeinflussen müßten. 

Butcher, der konservative Vertreter der Universität Cambridge 
nahm Anstoß an dem [leberwachungssystem: solche Fabrikinspektoren 
seien eine Institution für bureaukratische Staaten wie Deutschland; ın 
England aber widerspreche es der Geschichte, den Instinkten und der 
Erziehung des Volkes, jedes Detail des häuslichen Lebens von einer 
umständlichen hochnotpeinlichen Inspektion bewacht zu sehen. Mit 
solchem Mittel könnten die Ziele, die dieser Gesetzentwurf anstrebe, 
nie erreicht werden. 

Diesen Anklagen trat der Konservative Lytteltons mit ruhig ab- 
wägenden sachlichen Ausführungen gegenüber, er wies darauf hin, dafs 
schon vor 70 Jahren selbst die Manchester-Schule es hinsichtlich der 
Löhne fur berechtigt erklärt hat, mit der Freiheit des Kontrakts zu 
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brechen. Er mahnte aber zur äufsersten Behutsamkeit, riet, es erst 
einmal nur mit einem Gewerbe zu versuchen und jede weitere Aus- 
dehnung dem Parlament zu überlassen. Er bezeichnete es als einen 
anerkennenswerten Fortschritt, daß der Gesetzentwurf Arbeitgeber und 
Arbeiter gegenüber stelle da durch persönliche Verhandlungen der 
Grund zu gutem Einvernehmen und zur Beseitirung von Mifsverständ- 
nissen gelegt werde. Er wies die Furcht zurück, daß die Arbeiter die 
Löhne so hoch schrauben würden, daf sie damit ihre Industrie töten 
würden. Der eigentliche Zweck des Gesetzes sei, in nicht organisierte 
Gewerbe jene wirksame und erfolgreiche Verhandlungstätirkeit (effective 
power of negotiating) einzuführen, deren sich besser organisierte Ge- 
werbe erfreuen. 

Die Betonung des Momentes der Förderung tarifarischer Verab- 
redungen, die wie bei Gewerben mit Gewerkvereinen, nunmehr auch 
bei solchen ohne diese Verbände sich vollziehen werde, findet sich in 
den Debatten immer wieder als erstrebenswerter Fortschritt betont. 
»Es ist nichts Neues an unserem Gesctz«, meinte Toulmin, »es ist das 
gleiche, wie bei der Vereinbarung der Meister mit den Gewerkvereinen 
über die Löhne, es gelte aber hier in jene Regionen hinabzuleuchten, 
wo die Atome keine Anziehungskraft haben, wo jeder des anderen 
Feind sei und der Unternehmer sıch dessen freue, indem er von den 
verzweifelten Angeboten, mit denen einer den anderen zu unterbieten 
sucht, seinen Vorteil wahrnimmt.< Anderen freilich drängte sich die 
wichtige Rolle des Vorsitzenden auf, der jene Verhandlungen mafigebend 
zu überschatten geeignet ist; einige begrüfßten dies, da auf die Unter- 
nehmer ein Zwang ausrceübt werden müsse, die heutigen Lohnverhält- 
nisse zu bessern, und indem sie die Wichtigkeit der Rolle des Unpar- 
teiischen erkannten, sprachen sie schlechthin von »staatlich festge- 
stellten Löhnen. Diese dürften der Tatsache näher gekommen sein 
als die, welche eim Analogon mit friedlichen Tarifverhandlungen zwi- 
schen Arbeiter- und Arbeitgeberverbänden in jener Einrichtung sahen. 

Ueber den bedenklichen Umfang der Schwitzindustrie war man ja 
einer Meinung; nicht nur in Erwerbszweigen mit billigen Masscnartikeln, 
sondern auch bei der Herstellung wertvollster Stickcreien hat sie ihr 
verhängnisvolles Machtgebiect. Alden erzählte, da auf der Konferenz 
über einen zum Unterhalt genüsenden Lohn -— conference on a living 
wage — in der Guildhall im Oktober 1906 behauptet wurde, dafs nicht 
einer von 2o Marineoffizieren in Portsmouth Uniformen trage, die unter 
angemessenen Ärbeitsbedingungen hergestellt seien. 

Selbst Leute wie Lupton — cin Liberaler — der in dem Gesetz- 
entwurf bedenkliche Prinzipien verkörpert sah, befreundeten sich mit 
ihm, soweit es den Versuch galt, in den unter dem Schwitzsystem leiden- 
den Erwerbszweigen gesündere Verhältnisse einzuführen. (Auch die 
Times, die jede Ausdehnung des Gesetzes auf Industrien, deren Arbeiter 
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sich selbst helfen können, bekämpfte, stimmte dem Entwurf als Mafi- 
nahme gegen die Schwitzindustrie zu.) 

Während viele Redner die folgenschwere Gefährdung des Unter- 
nehmertums an die Wand malten, gab es andere, die das Interesse 
des Unternehmers mit dem des Arbeiters gewahrt sahen, noch mehr 
aber in dem Gesetz einen Schutz des anständigen Arbeitgebers er- 
blickten. 

Alden und Craig wiesen darauf hin, dall in Viktoria diese Lohn- 
ausschüsse sogar dirckt auf Veranlassung der Unternchmer bestellt 
worden seien. Der Chloratfabrikant Mond betonte die der Masse deut- 
scher Industrieller immer noch nicht einleuchtende Erfahrungstatsache, 
dali niemals unangemessen niedere Löhne für den Unternehmer Ge- 
winne bringen. In seiner Fabrikationstätigkeit weise England mit 
8 Stunden die kürzeste Arbeitszeit auf und habe zu gleicher Zeit die 
höchsten Löhne, Russland die längste Arbeitszeit und die niedersten 
Löhne und doch fabriziere England billiger als andere Länder, Russ- 
land teuerer als alle anderen Länder. 

Toulmin meinte, das hätte sich in allen Industrien erwiesen, dass 
bessere Löhnung bessere Leistung bedeuten und wo selbst die Preise 
für das Produkt steigen, bekomme der Käufer eine bessere Qualität, 
die den höheren Preis wettmache. Von einer Becinträchtigung der 
industriellen Leistungsfähigkeit auf dem Weltmarkt könne nie und 
nimmer die Rede sein. 

Chiozzo-Moncy unterstützte dies mit dem Hinweis, dass im un- 
günstigsten Fall dadurch der Uebergang zur maschinellen Tätigkeit 
beschleunigt werde und dafs es besser sei, wenn weniger Leute an der 
Maschine gute Verdienste hätten, als wenn viele ın emsiger Handarbeit 
so schlecht sich stünden, dafs sie die Hälfte ihres Lebensunterhaltes 
aus der Armenkasse bezögen. Heute seien tatsächlich viele Industrien 
auf die Armenkassen basiert, die einen Teil des zum Leben not- 
wendigen Einkommens trügen. Die meisten Redner, so besonders 
Toulmin, betonten außerdem, daß durch diese Gesetzgebung verhindert 
werde, dafl der ehrlose Unternehmer den anständigen unterbietet und 
damit die Lage der Arbeiter herabdrückt, daf also das ehrbare Unter- 
nehmertum von dem Alp der gewissenlosen nunmehr befreit werde. 

Der Arbeiterführer Henderson meinte, dafs es gerundlos sei, eine 
künstliche Steigerung der Löhne zu fürchten, sie würden nur auf jenen 
Stand gehoben, der heute schon vom anständigen Unternehmer, der 
angemessen und zureichend entlonne, gezahlt werde. Es sei also das 
Gesetz nichts anderes als ein Akt der Gerechtigkeit gegenüber dem 
ehrenhaften Geschäftsmann. 

Curran meinte: die Lohnänderung werde nur die Art der Pro- 
duktion ändern, indem sie dazu helfe, den Mittelmann auszuschalten, 


der heute eine fette Sinekure habe, er tue nichts, als das Material zur 
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Arbeit hinauszugeben und mäste sich an dem, was aus dem Unter- 
schied der von ihm bezahlten und den ihm gewährten Stückpreisen sich 
ergibt. 

Schließlich meinte Alden: man dürfe auch nach den Erfahrungen 
in Viktoria nicht fürchten, dafs diese Mindestlöhne die Höchstlöhne 
würden. Während die meisten liberalen Abgeordneten sich aus arbeiter- 
freundlichen Gründen für die Mafinahmen erklärten und Richardson 
namens der gesamten Arbeiterpartei seine Freude und Zustimmung zu 
den gesetzlichen Mafiregeln kundgab, waren die Konservativen und 
Unionisten in verschiedene Gruppen zersplittert und es zcigte sich, 
daß ihre Freundschaft eine wenig aufrichtise, uneigennützige und ar- 
beiterfreundliche war. Es schien ihnen vielmehr ein willkommenes 
Mittel zu handelspolitischen Zwecken, so an den Haaren herbeigezogen 
das auch dem unbefangenen Beobachter erscheinen möchte. Goulding, 
der sein Bedauern ausdrückte, dafs der Gesetzentwurf nicht den Namen 
eines konservativen Abgeordneten trug, meinte im gleichen Atemzug, 
dal dieser Gesetzentwurf ein bedeutender Schritt vorwärts zur Zoll- 
tarifreform sei. Denn man könne doch nicht das Schwitzsystem ım 
cigenen Lande unterdrücken und dann hierunter gefertigte ausländische 
Waren einführen, die Schwitzlöhne hier stünden unter dem Einfluß} und 
im Zusammenhang mit den Schwitzlöhnen anderwärts. Sein Partei- 
venosse Hunt assistierte ihm mit der Forderung der gleichzeitigen 
Finführung tarifpolitischen Schutzes gegen unbilligen Wettbewerb von 
Artikeln aus dem Ausland. 

Die bedeutendste Rede hielt Gladstone, der erst seine persönliche 
Ansicht, dann die der Regierung aussprach. Er wandte sich zunächst 
gegen diese tarifpolitische Argumentation und führte an, dass das 
Schwitzsystem in Freihandels- und Schutzzoullstaaten in gleicher Weise 
herrsche. Dann kritisierte er eingchend eine Reihe einzelner Bestim- 
mungen! er beanstandete die Belastung des Home Secretary, der heute 
schon täglich 200 Dokumente abzufertigen habe, meinte, dafs die Aus- 
dehnung der Gesetzesgültiekeit auf andre Gewerbe wie in Viktoria dem 
Parlament übertragen werden müsse und daf cine Berufungsinstanz 
wie dort bestehen müsse. Er vermifst die Klarheit, ob das Gesetz nur 
für Fabriken oder auch für die Heimindustrie gelte, wünschte genaue 
Bestimmungen über den Umfang der einzelnen Gewerbe, bessere Rce- 
gelung der Erzwingbarkeit der Entscheidungen und sorgsame Feststel- 
lung der Berufungsmörlichkeit. Als das hohe Ziel begrüßte er, daf 
der Vorteil der Organisation auch den nicht Organisierten zugänglich 
gemacht werde. 

Im Namen der Regierung erklärte er dann sehr zurückhaltend, 
daR sich diese heute noch auf keine Prinzipien festlegen könne; die 
Untersuchungen, die besonders auch zu Erhebungen in Australien ge- 
führt hätten, seien noch nicht abgeschlossen, die Frage der Zwangs- 
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mindestlöhne sei noch ein Problem, das heute von der Regierung noch 
unentschieden bleiben müsse; für die Zwecke und Ziele dieses Ge- 
setzes aber halte sie solche Maßregel für angemessen und stehe des- 
halb dem Gesetzentwurf sympathisch gegenüber. 

Die große Mehrheit hatte zu Gunsten des Gesetzentwurfes ge- 
sprochen, nur Banbury wollte ihn auf 6 Monate d. i. ad graecas calen- 
das vertagt wissen; er wurde der Spezialkommission für die heimische 
Industrie zur weiteren Bearbeitung zugeleitet. 

Das Neue an dem Gesetz ist, wie Toulmin in seinen Eingangs- 
worten zutreffend hervorhob: dafs der Staat zu Lohnvereinbarungen 
seine Bestätigung erteile und dafs die Gewährung geringeren Lohnes, 
als des festgesetzten Mindestlohnes als strafbares Vorgehen sich dar- 
stelle. 

Die Anerkennung dieses Prinzips einer öftentlich-rechtlichen Re- 
gelung des Arbeitsvertrages nach seiner Lohnscite hin ist in Wirklich- 
keit die große Tat dieses Gesetzes. Gerade was von vielen Seiten 
sorgsam verdunkelt, ja zu leugnen gesucht wurde, um den Gesetzent- 
wurf partcipolitisch schmackhafter zu machen, ıst das Verdienstvolle 
des gescetzgcberischen Beginnens. Das ist der Kern jener Kraft, durch 
die die Freiheit des Arbeitsvertrages weiterhin immer mehr beschnitten 
werden wird, um die Machtverhältnisse von Arbeitgeber und Arbeit- 
nchmer mehr auszugleichen. 

Um diese große Idee, die in Australien schon gereift ist und nun 
in England geweckt ist, müssen wir Deutsche die Engländer beneiden. 

Wir werden freilich heute durch die Kirchhofstille, die im Kon- 
fektionsgewerbe seit 1896 herrschte, nicht aus unserer Sorglosigkeit 
aufscschreckt. Man scheint sich in Deutschland mit der Niederlage 
der ärmsten Lohnarbeiter Berlins, für die damals Regierung und Parla- 
ment, Öffentliche Meinung und Presse eintraten, definitiv abgefunden zu 
haben. Die Anmafßung des Herrngeistes, dessen Diktate das deutsche 
Volk damals hinnahm, obwohl in Australien der Ausweg bereits gce- 
zeichnet war, wird nun in England bekämpft werden, das Geburtsland 
des Manchestertums übertlügelt wieder einmal das von »Sozialpolitik 
tricfende« Deutschland. 

Freilich ist es in England auch nur die Empfängnis der großen 
Idee, die unsere Änerkennung findet, seine sesetzgeberische Äusgestal- 
tung ist wenig glücklich. 

Die Australier, die jene sozialpolitischen Gedanken längst zur ge- 
setzgeberischen Verwirklichung gebracht haben, werden über diese küm- 
merliche Nachahmung ıhrer Vorbilder?) spotten. 








2) Das Viktorianische Gesetz ist nach der vom Fabrikoberinspektor Harrison 
Ord vollzogenen Zusammenstellung zitiert: The law relating to Factories, Work- 


rooms and shops in Victoria containing l’actories and shops Act 1905 Nr. 1975, 
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Es ist schwer zu verstehen, daß bei der offenkundigen Nachfolge 
auf australische Fährten sich so gar nichts von jenen Gesetzen, die auf 
12 Jahre Erfahrungen zurückblicken, in diesen ergänzt und vervollkomm- 
net wurden, herübergenommen findet. Obwohl die australischen Gesetze 
sehr sorgsam formuliert und gewortet sind, hat das englische Gesetz völlig 
eigene Fassung gewählt und zeigt bei weitem nicht jene präzise Aus- 
drucksweise, die jenen Gesetzen in manchen Paragraphen erst nach 
trüben Erfahrungen und schweren Kämpfen zuteil wurde. Der eng- 
lische Gesetzentwurf macht einen flüchtigen Eindruck, er scheint ohne 
viel Matcrialstudien hingeworfen und eingebracht worden zu sein —; 
Gladstone hat dies mit Recht getadelt. Wenn das Gesetz so in das 
Gesetzbuch eingetragen werden würde, wie es heute steht, liefe es Gc- 
fahr, völlig wirkungslos zu sein und nichts von dem zu erreichen, was 
es bezielt. Bei den Reden der liberalen Parlamentarier möchte man 
doch glauben, da sie in der Tat arbeiterfreundliche Maßregeln zu 
schaffen gedachten, vielleicht, um der Arbeiterpartei etwas Wind aus 
den Segeln zu nehmen, bci näherer Betrachtung des Gesetzes liegt 
aber der Gedanke nicht fern, daf sie sich mit diesen Maßregeln vor- 
gedrängt hatten, um Wirksameres zu verhindern und doch dabei den 
Ruhm, daf3 sie etwas getan hätten, zu ernten. 

Die Berufung der Lohnausschüsse knüpft an ein vorangehendes 
Gesuch von Gewerkvereinsscite oder von 6 Arbeitgebern oder Arbeit- 
nchmern?°); nun ist hinlänglich bekannt und auch bei den Parlaments- 
verhandlungen dargelegt worden, wie wenig willenskundgabefähig in den 
vom Gesetz zunächst berührten Erwerbszweigen die Arbeiter sind. 
Nicht nur, dafs Gewerkschaften nicht entstehen, es werden sich, aus 
Furcht vor Kennzeichnung als Rädelsführer mit all dem Elend der dar- 
aus folgenden Arbeitslosigkeit in vielen Gewerben keine 6 finden, die für 
die anderen sich opfern wollen. Deshalb wäre es zweckmäßig gewesen, 
die Bestellung auch ex officio vorzunehmen, wie das in Australien sich 
findet. In Viktoria kann der Governor mit dem Kabinett, »Governor 
in Council«e in Südaustralien der Governor allein, der aber natürlich 
immer nur auf Ansuchen der Minister handeln wird solche Lohnaus- 
schüsse berufen. 


Factories and shops Act 1905 (Nr. 2) Nr. 2008. — Das neueste südaustralische 
Gesetz über Lohnausschüsse ist The Factories Act Amendment Act 1906. 

3) Hier findet sich eine Unstimmigkeit des Gesetzes, auf die auch Gladstone 
hinwies, insofern man nicht erkennen kann, ob bei Bestellung von allen Lohnaus- 
schüssen das Ermessen des Staatssekretärs gilt oder ob die Bestellung für jene im 
Anfang genannten 3 Erwerbszweige mandatorisch ist. Ziffer 2 läßt die Vermutung 
zu, daf es in allen Fällen der besonderen Anrufung des Staatssekretärs bedarf. 
Das Gesetz wird wohl für diese grundlegenden Fragen klarere Fassung finden 


müssen. 
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Wenn dem Ausschuß in Australien 4 bis 10 Mitglieder angehören 
gegenüber 6 bis Io in England, so gibt das englische Gesetz dem 
Wunsch nach mehrköpfiger Ausschußbestellung, die in Australien tat- 
sächlich erfolgt, Ausdruck. Wenn in Australien die Amtsdauer der 
Ausschußmitglieder auf 3 Jahre festgesetzt ist, während in England) 
ein Spielraum von 2 bis 5 Jahren besteht, so dürfte ım Interesse 
ciner konstanten Geschäftsführung das dreijährige Minimum vorzichens- 
wert erscheinen. 

Das Seltsamste und Mangelhafteste in dem Gesetz ist indessen, 
daß es nur die Feststellung des Lohnes befiehlt, ihn aber nicht zu der 
Arbeitsleistung in Beziehung bringt. Es ist ganz logischer Weise in dem 
australischen Gesetze mit der Feststellung des Lohnes auch die Fest- 
stellung der Arbeitsdauer in Verbindung gebracht; denn was soll bei 
Zeitlöhnen die Feststellung eines Tagelohnes, wo die Leistung nicht 
gleichzeitig umschrieben ist; anderseits ist die lange Arbeitszeit ein 
nicht minder schädliches Charakteristikum der Schwitzindustrie »als dic 
niedere Löhnung«. 

Die Höhe dieses Mindestlohnes ist völlig dem Ausschuß anheim- 
gestellt; da die beiden Parteien gerade in diesen Erwerbszweigen sich 
schwer einigen, so fällt schließlich die Entscheidung dem Vorsitzenden 
zu, wie das bei den Lohnentscheidungen der bezeichneten Gewerbe in 
Südaustralien stets eintrat. Dieser Vorsitzende wird nun der Diener 
seiner Regierung sein, es ist ihm in keiner Weise irgend eine richter- 
liche Stellungsgarantie gegeben, er wird im Sinne seiner Besteller 
handeln, er kann ja ein ausgesprochener Anhänger der Anschauung 
sein, dass hohe Löhne immer den Ruin der Industrie oder der An- 
schauung, daß sie immer den Vorteil der Industrie bedeuten, wie man 
ähnliches in Australien erlebte, er kann als Konservativer die Interessen 
der Arbeitgeber, als Arbeiterfreund die Interessen der Arbeiter mehr 
ins Auge fassen, da wäre es doch äufierst wünschenswert, wenn im Ge- 
sctz irgend ein Anhaltspunkt gegeben wäre, wie der Mindestlohn fest- 
gesetzt werden soll. 

Die Bestimmungen im Viktorianischen Lohngesetz sind ja in der 
neuesten Irvineschen Fassung recht wenig glücklich, aber sie geben 
immerhin doch einige Richtpunkte an, die dahin gehen, dass bei der 
L.ohnfeststellung der Durchschnittslohn der bestzahlenden Unternch- 





4) Die Fassung des Gesetzes über die Gültigkeitsdauer der Entscheidungen 
und Existenzdauer der Boards muß übrigens als recht mangelhaft erscheinen. Man 
kann weder aus Ziffer 4 noch 6 erkennen, ob nach dem Ablauf der 2—5jJährigen 
Dauer des wages board ein neuer an seine Stelle tritt oder ob er nachfolgelos er- 
lischt. Was Ziffer 6 unter »successor of the wages boarde versteht, ist gleichfalls 
unaufgeklärt. Da hätte man besser nach australischein Vorbild sich gerichtet, wo 


die wages boards selbst bleiben, nur die Mitglieder wechseln. 
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mer maßgebend beachtet werden soll, anderseits der Mindestlohn ein 
unterhaltgewährender Lohn (living wage) sein soll’) (Ziff. 83. 122 des 
Viktorianischen Fabrikgesetzes). 

Solcher Anhaltspunkt muß bestchen, ja die Feststellung eines li- 
ving wage ist unbedingt als Ziel der Gesetzgebung zu betrachten, wie 
dies wohl auch jenes Parlamentsmitglied ausdrückte, das die Unter- 
haltung der Arbeiter auf Armenkassekosten beanstandete.. Welchen 
Schwierigkeiten muß sich ein Ausschuß gegenübersehen, der gar keine 
Normen für seine Tätigkeit hat und welchen Anfechtungen der Vor- 
sitzende, der bei seinen Entscheidungen sowohl über Verhältnis 
von Lohn zu Arbeitszeit, als von Lohn zu Lebensunterhalt sich nicht 
auf das Gesetz zu stützen vermag. Es werden sich selbst nach 
Einführung dieser Richtpunkte noch wie in Australien Entscheidungs- 
schwierigkeiten in Menge ergeben. 

Bei den Verhandlungen sprach man wohl von der gesonderten 
Festsetzung der Löhne für alte Arbeiter, das Gesetz enthält den Hin- 
weis auf sie aber nur in der allgemeinen Fassung der besonderen Lohn- 
festsetzung für besondere Gruppen von Arbeitern. Schließt das nun 
auch das Recht ein, für alle Altersstufen besondere Löhne festzusetzen, 
besondere Frauenlöhne zu normieren, Lehrlingslöhne einzuführen oder, 
wie das in Viktoria auf Drängen der Unternehmerpartci unter Irvine 
eingesetzt wurde, auch eine besondere Gruppe von »langsamen Arbei- 
tern« festzustellen? Solche Einzelheiten müssen im Gesetze enthalten 
sein, denn bei der in England herrschenden intensiven Interpretation 
ist zu fürchten, daf, wenn Rechte nicht im Gesetze festgesetzt sind, sie 
auch in der Praxis nicht zuerkannt werden; die Motive der Gesetze, 
die in den Parlamentsverhandlungen gefunden werden könnten, finden 
in der englischen Rechtsfindung bekanntlich keine Beachtung. 

Besteht bei diesen einschneidenden Fragen völlige Unklarheit, so sind 
andere wichtige Befugnisse, die zur Lohnfrage im engsten Zusammen- 
hang stehen, nicht in das Gesctz aufgenommen. So hat das australische 
Gesetz logischer Weise aus der Festsetzung von Arbeitszeit und Min- 
destlohn auch die Notwendigkeit gefolgert, Ueberstundenlöhne festzu- 
setzen. Für eine Berechtigung hiezu ist nun im englischen Gesetz auch 
nicht der leiseste Anhalt gegeben. Eine andere Lücke ist die völlige 
Außerachtlassung der Regelung der L.chrlingsarbeit. Es besteht ohne 
Zweifel die Gefahr, daß gewissenlose Unternehmer, wenn die Löhne 
höher werden, ihre Arbeiten mit Lehrlingen zu machen suchen, die sie, 
wenn selbst Lohnstufen für sie vorgeschrieben sollten werden können, 
was nach dem Gesctzeswortlaut zweifelhaft ist, weit unter der Entloh- 
nung der gewöhnlichen erwachsenen Arbeiter sich halten können. Die 


5) Siehe näheres oben in dem Aufsatz: »Schiedsgerichte und Lohnausschüsse 


in Australien Band 27 S. r ff. und S, 317 ff. und Band 28 S. ıSı ff. 


Der englische Gesetzentwurf zur Regelung der Schwitzgewerbe. 475 


australischen Gesetze Viktorias und Südaustraliens geben genaue Vor- 
schriften über den Begriff der Lehrlinge und lassen als solche nur gel- 
ten: Leute unter 21 Jahren, die durch besonderen mindestens drei- 
jährigen Lehrlingsbrief, der jene bindet, den Herrn zur Unterweisung 
verpflichtet, gebunden sind. Mag das auch eine ungenügende Be- 
schränkung sein und mit Recht eine Begrenzung der Lehrlingszahl im 
Verhältnis zu der Zahl der Vollarbeiter gefordert werden®), so ist doch 
wenigstens ein kleines Hindernis gegen die Verbilligung der Arbeits- 
leistungen durch Verwendung von Lehrlingen gegeben, am meisten frei- 
lich damit, dafs Leute, die weder unter 21 Jahren sind, noch durch 
Lehrbrief gebunden sind, nicht als Lehrlinge, sondern als Helfer (im- 
provers) gelten und in dieser Eigenschaft einer Begrenzung ihrer Zahl 
zu der der Vollarbeiter unterworfen sind. 

Als den schwächsten Punkt des Gesctzes bezeichnete Gladstone 
die unzureichende Gewährleistung der Erzwingbarkeit der Entscheidun- 
een dieser Ausschüsse. 

Eine viel bessere Sicherung ist freilich auch in Australien nicht 
gefunden worden, die Verfolgungen gehen auf Anzeigen von seiten der 
Arbeiter oder der von Konkurrenten unterbotenen Unternehmer zurück. 
Freilich sind die Strafbestimmungen erheblich schärfer: so ist im vik- 
torianiıschen und südaustralischen Gesetz beim ersten Vergehen der 
Strafrahmen bis zu 1o £ gesteckt, beim zweiten von 5 bis 25 £, beim 
dritten oder weiterfolgenden Vergehen von 5o bis 100 £; in England 
wird die höchste Strafe hinter der australischen für Zweitvergchen zu- 
rückbleiben, wenn sie dem Entwurf zufolge von 2 bis 20 £ sich be- 
wegt, wobei das weitere Vergehen inncrhalb 2 Jahren nach dem ersten 
folgen muß. Freilich hat Mond bereits im Parlament die Notwendig- 
keit schärferer Strafbestimmung eindrucksvoll hervorgchoben. 

Jene australischen Gesetze haben als weitere Androhung, daß jc- 
dem, der zum dritten Mal bestraft wird, vom Fabrikinspektor die Ein- 
tragung seiner Fabrik oder Werkstätte in das Amtsregister gelöscht 
wird, womit die Fortführung des Betriebes aufhört. England hätte diese 
australische Bestimmungen aufzunehmen, um scine Strafbestimmungen 
wirksam zu bekrönen. 

Die Befolgung des Gesetzes würde schließlich auch besser ge- 
sichert, wenn den zivilrechtlichen Ansprüchen (Ziff. x) eine besondere Gel- 
tendmachungsform eingeräumt wäre, denn man weih, welchen Kosten die 
Klagen bei englischen Gerichten begegnen, so daß diese, wie der süd- 

8) Bekanntlich verdankt auch die Fassung dieser Bestimmung im heutigen Ge- 
setz Viktorias seine Existenz dem reaktionären Ministerpräsidenten Irvine. Das 
erste viktorianische Gesetz hatte sie ebensowenig wie das erste südaustralische, 
beide forderten die proportionale Verhältniszahl von Leehrlingen zu Vollarbeitern 


(südaustralisches Gesetz von 1894, Ziffer 19). 
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australische Gewerbeinspektor zutreffend sagte, dem Arbeiter den Rechts- 
weg unmöglich machen können. 

Gladstone hat weiterhin einige Forderungen aufgestellt, mit denen 
er mit dem australischen Reaktionär Irvine in eine Linie fällt und wo- 
durch dieser den Arbeiterklassen die Freude an dem Mindestlohn ge- 
nommen hat. 

So geschieht dies in der Forderung ciner Berufung, die als eine 
der schlimmsten Hemmnisse der Funktion der Lohnausschüsse sich dar- 
stellt, da durch solche Berufungen die oft drängenden Entscheidungen 
verzögert werden und die unteren Klassen sich der Gefahr ausgesetzt 
sehen, daß die im Lohnausschufs festgesetzten Löhne von irgend einem 
grundehrlichen, aber hochkonservativen Richter korrigiert werden. 

Auch die Bestellung aller Ausschüsse, außer den für Herren-, Frauen- 
kleider — und Hemdenschneiderei, an Parlamentszustimmung zu binden, 
die Gladstone und andere vertraten, ist Irvinescher Reaktionarismus; 
wenn beide Parlamentshäuser zustimmen müssen, wird es eine arge 
Verzögerung, ja Verhinderung geben; denn das House of Lords wird 
wohl solcher Gesetzgebung nicht weniger Widerstand entgegensetzen, 
als das plutokratische viktorianische und südaustralische Oberhaus. 
Das ist um so bedauerlicher als die vom Gesetz zunächst herange- 
zogenen Schwitzindustrien sehr willkürlich gewählt sind und zahlreiche 
(sewerbe solchen Charakter nicht weniger besitzen und ebenso nach 
Abhilfe schreien, als jene drei im Anhang des Gesetzes genannten 
Gewerbe. 

Schon das südaustralische Gesetz vom Jahre 1900, das der Min- 
destlohngesetzgebung nur ein ganz kleines Geltungsgebiet geben wollte, 
erachtete es für notwendig, neben jenen im englischen Gesetz angc- 
führten notorischen Schwitzgewerben noch Möbelschreiner, Bäckerci 
und Schuhmacherei in den Bereich der regulierbaren Erwerbszweige 
aufzunehmen. Deshalb ist es schlimm, dass der Ausdehnung für 
das so eng begrenzte englische Gesctz so schwere Bedingungen 
gestellt werden sollen, wo es unter liberaler, wie konservativer 
Herrschaft doch immer geraume Zeit dauern dürfte. bis auch nur der 
Staatssekretär die Bestellung eines neuen Lohnausschusses anordnen 
würde. 

Für die Verhandlungen vor dem Lohnausschuf sind keine Bestim- 
mungen gegeben. Die Abnahme von Eiden bedurfte, wenn gestattet, 
doch der ausdrücklichen Erwähnung im Gesetz, ebenso das Recht, die 
Vorlage von Urkunden, Geschäftsbüchern u. a. m. zu verlangen. 

Das völlige Schweigen darüber ist umso auffallender, als das Ge- 
setz einen sehr weitgehenden Apparat zur Verfügung stellt, wo es sich 
um Erhebungen über das Wünschenswerte der Einrichtung eines sol- 
chen Ausschusses handelt (Ziff. 2); denn die Sektion 45 des Coal Mines 
Regulation Act von 1887 gibt schr weitgchende Befugnisse; darnach 
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kann der Staatssekretär besonders sachverständige Personen mit der 
Untersuchung beauftragen, die das Recht haben, Zeugen vorzuladen, 
die Vorlage von allen Geschäftsbüchern, Dokumenten und sonstigen 
Papieren, die für die Zwecke des Verfahrens nötig sind, zu fordern, Eide 
abzunehmen — und das alles bei öffentlicher Verhandlung. Ungehor- 
sam gegenüber dem Untersuchungsbeamten oder sonstige Erschwerung 
ihrer Befugnisse ist mit Geldstrafe bis zu 10 £, die Weigerung, ein 
Dokument vorzulegen, ist mit Strafe von Io £ täglich bedroht. 

Nichts von diesen wichtigen Rechten finden wir merkwürdiger- 
weise bei dem Verfahren vor den Lohnausschüssen gegeben, natürlich 
wäre der Weg offen, durch jene weitbefugten Einleitungsverhandlungen 
das Material für die Entscheidungen im vornhinein zu schaffen. 

Wenn sich freiheitliebende Engländer schon gegen die Einfüh- 
rung von Organen zur Ueberwachung wehren, wie umso mehr werden 
sie sich sträuben in ihre intimsten Geschäftsgcheimnisse aus rein so- 
zialpolitischem Grunde heraus andere hineinblicken zu lassen. Denn 
es dünkt doch vielen ein anderes Ding ein menschenmordendes Berg- 
werksunglück in seinen Ursachen aufzuhellen, als Lohnverhältnisse und 
Geschäftsbedingungen aufzudecken, mögen sie freilich auch menschen- 
mordend sein. 

Ein Rückblick auf all die offensichtlichen Fehler und Lücken, die 
prozessualrechtlichen Mängel, die Umgehbarkeit wichtiger Bestimmun- 
gen und das Unzureichende anderer läßt uns von dem Gesetz wenig 
hoffen, wenn es nicht ganz verändert aus der Kommission aufsteigt. 
Der ganze Inhalt des bestehenden Gesetzes kann ruhig zu Asche ver- 
brennen, wenn nur der Grundgedanke bleibt und in neuer Vollkommen- 
heit aus ihr aufsteigt und das ist die grofe Idee, daß der Staat die 
Vertragsfreiheit auch in der Lohnfestsetzung beseitigen darf und hier 
mit in das Gesetz von Angebot und Nachfrage seinen Willen tragen 
kann; denn die Forderung, daß die Löhne unter gewissen Umständen 
vom Staat bestimmt werden sollen, die sich in dem vorliegenden Ge- 
setzentwurf verkörpert, ist der Keim solch wohltätigen, die Times 
nannte cs gefahrbringenden, Prinzips. 
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I. Salomon Alice, Die Ursachen der ungleichen Entlohnung 
von Männer- und Frauenarbeit (Staats- und sozialw. Forschungen Heft 
122). Duncker u. Humblot, Leipzig 1906. VII u. 132 S. 

2. Bosenick Alfred, Dr., Ucber die Arbeitsleistung im Stein- 
kohlenbergbau in Preußen (Münchener Volkswirtschaftliche Studien 
75. Stück). Cotta, Stuttgart u. Berlin 1906. (IX u. 170 S.) 

3. Uhde Kurt, Dr, Die Produktions-Bedingungen des deutschen 
und englischen Steinkohlenbergbaues (Thünen-Archiv zweites Erg.-Heft) 
Fischer, Jena 1907. (XI u. 216 Sò 

4. Herbig, Dr. jur. et phil. Bergassessor, Das Verhältnis des Lohnes 
zur Leistung unter besonderer Berücksichtigung des Bergbaues. Schmol- 
lers Jahrb. f. Ges. u. Verw. XXXII. Jahrg. S. 621-—648. 

5. Ders., Schwierigkeiten des Lohnwesens im Bergbau. Soz. 
Praxis XVII. Jahrg. Sp. 217—223. 

Eine Untersuchung, deren Inangriffnahme längst von jedem Lohn- 
theoretiker gewünscht worden sein dürfte ist die erweiterte Doktor- 
Dissertation des Fräuleins Alice Salomon über die ungleiche 
Entlohnung von Männer- und Fraucnarbeit (I). Was 
man allerdings zumeist vermutet hat, was gewiß auch in Kollegien 
und Seminarvorübungen oft und oft behauptet worden sein wird, das tritt 
uns nun als Ergebnis einer tüchtigen, vorwiegend induktiv gehaltenen 
Studie entgegen. Aber es sind doch auch manche neue Gesichtspunkte 
selbständig erfaßt und mit guter Kritik gewürdigt, so daß sich die Arbeit 
abgeschen von manchen zum Teil ermüdenden Wiederholungen als 
schr lesenswert einschätzen läft. 

Die Verfasserin hält von allem Anfang daran fest, daß nicht nur 
die Hebung der Löhne einer größeren Zahl von Frauen an und für 





*) Vgl. Bd. XXIII, S. 622. 
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sich anzustreben sei, sondern dafs cs gelte, bedeutsame Verschiebungen 
auf dem Arbeıtsmarkte in geordnete Bahnen zu lenken, den Konkurrenz- 
kampf von Mann und Frau auf eine gesunde Basis zu stellen und 
einem künstlichen Darniederhalten aller Arbeitslöhne ebenso sehr im 
Interesse der Frauen wie der Männer ein Ende zu bereiten. Davon 
ausgehend hält sie es für die erste wichtige Aufgabe, festzustellen, in 
welchem Verhältnisse die Frauenlöhne zu den Männerlöhnen stehen, und 
für die zweite die Prüfung, ob eine ungleiche Bezahlung gleicher 
Leistungen, sofern eine solche tatsächlich festgestellt werden kann, 
und ebenso ob eine der Leistungsdifterenz nicht proportionale Entloh- 
nungsdifferenz auf willkürliche Ungerechtigkeit von Unternehmern zu- 
rückzuführen sei, beziehungsweise welche tieferen und allgemeineren 
Ursachen diesen Erscheinungen zugrunde liegen. Nach dieser Problem- 
stellung untersucht Alice Salomon die l.ohnunterschiede für Männer- 
und Frauenarbeit 1. in der Industric, 2. in der Landwirtschaft, 3. im 
Handelsrewerbe und zwar gesondert für »Bureauangestellte« und für 
»\crkäufer«e, 4. bei Postangestellten, 5. endlich im L.ehrerstande. Ganz 
überwiegend ist die Lohnhöhe, die von den Ancchörisen der beiden 
Geschlechter erzielt wird, zu Ungunsten der Frau differenziert. Eine 
Ausnahme bilden die Dienstboten (S. 59) und das Burcaupersonal (be- 
sonders gilt das von Stenographinnen S. 75 f.). 

Die Ungleichheit der Löhne ist, wenn auch nicht für alle die 
unterschiedenen Arbeitskategorien gleichmätfig, so doch immerhin in 
einem gewissen Ausma auf den verschiedenen Leistungswert 
zurückzuführen. Dabei ıst es wichtig, sich vor Augen zu halten, dafs 
ein spezifischer Wettbewerb auf demselben engsten Arbeitsgebiet 
zwischen den beiden Geschlechtern genau genommen nur in wenigen 
Fällen beobachtet werden kann; möglich sei der Vergleich z. B. ın der 
Industrie von Lancashire (nach B. u. S. Webb S. 29 u. 55). »Zumeist 
aber pflegen Berufe oder Berufszweige, die von Frauen ebensogut aus- 
geübt werden können, von den Männern verlassen zu werden. Die 
Leistungsunterschiede führen also zu einer Differenzierung in der Ver- 
wendung, die auf die verschiedene Konstitution zurückgeht, die aber 
für die Frau schon dadurch ungünstiger ist, daß der Charakter der 
Frauenarbeit weniger qualifiziert ist, so dafs die Frau in ihrer Arbeit 
leichter ersetzbar erscheint. Ferner wirken mit das niedrige Alter 
der arbeitenden Frau in Verbindung mit der kurzen Dauer der 
berufsarbeit, weshalb gröfsere Geschicklichkeit u. dgl. schon von 
vornherein nicht erwartet werden kann, beziehungsweise i. d. R. deren 
allmähliche Erwerbung ausgeschlossen scheint. Und damit ist für die 
große Menge der arbeitenden Frauen die Ersetzbarkeit?), cin für 








1) Man gelangt aus diesem Zusammenhang zur paradoxen These, daß, wo die 
Männer hohe Löhne beziehen, sich die Differenz zwischen Frauen- und Männer- 
Iöhnen vermindert. 
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ihre ökonomische Stellung besonders ungünstiser Bestimmungsgrund, 
in Permanenz erklärt. Mangelnde Fähigkeit zur Organisation unter 
dem Einfluß des provisorischen Charakters der Berufsarbeit ist nament- 
lich bei den Industriearbeiterinnen von Belang, ist aber selbst wieder 
ein sekundäres Element, aus dem Mangel an Mitteln, an Kraft und 
Zeit, aber auch an Opferfähigkeit zu erklären. (S. 52.) 

Die so wichtige Frage nun, ob die Lohnverschiedenheit der 
Leistungsdifferenz entspreche, ist nach der Verfasserin in der Haupt- 
sache zu verneinen. Es besteht über das durch die mindere Leistungs- 
fähigkeit begründete Minus hinaus noch cine Differenz, die einer 
anderen Erklärung bedarf. Und diese Erklärung sei zu finden in dem 
seringeren Klassenbedarf, der der Gruppe »Frau« eigen- 
tümlich ist. »Der gewohnte Klassenbedarf führt zu einer geringeren 
Preisforderung der Frauen, weil es ihnen an einem Familienbe- 
darf fehlt, den der Mann fast immer zur Grundlage machen muß.. 
Dazu komme, daß dieser Individualbedarf, der für die Frauenlohnbildung 
die Grundlage bilden soll, noch herabgedrückt wird: durch das Heer 
der nebenberuflich tätisen Frauen, deren Verlangen nur auf die Er- 
werbung cines Zuschusses zu einem Familienunterhalt gerichtet ist, 
durch den provisorischen Charakter der Frauenarbeit, der das Streben 
nach einem vollen Individualverdienst nicht aufkommen läßt, durch 
den Umstand, daß die Frau in ihrem »I.ebensplan« selbst der Berufs- 
stellung nur den Charakter einer Ücbergangsperiode beimißt. Die erst 
spät erlöschende Hoffnung auf Verheiratung lähmt die Energie für die 
Ausgestaltung des Individualbedarfs zu kämpfen, selbst wo solch ein 
Kampf Aussicht auf Erfolg hätte. Auch die Schwerbeweglichkeit in 
Hinsicht des Wohnsitz-Wechsels steigert die ungünstige Lage, hemmt 
die Ausnützung günstiger Konjunkturen. Nicht der letzte bedeutsame 
Faktor ist der an sich geringere individuelle Bedürfnisstand der Frau, 
der auch abgesehen vom Alkohol- und Tabakkonsum des Mannes ım 
allgemeinen zu beobachten ist. Wohl mit Recht erblickt S. in diesen 
Umständen nicht nur unmittelbar lohndrückende Faktoren, sondern auch 
mittelbar in dieser Richtung wirkende, indem auf sie der Tiefstand 
der Berufsausbildung mitzurückzuführen ist. — Da diese Umstände bis 
zu ciner gewissen, durch physiologische Momente bedingten Grenze 
dem menschlichen planmäßigen Einfluß unterliegen, so hält die Ver- 
fasserin an der Leberzeugung fest, dafs die Kausalität dieser Löhnungs- 
differenz beseitigt werden könne und mit geringen Ausnahmen ein und 
derselbe Matfsstab für die Bezahlung von Frauen- und Männerarbeit 
zur Anwendung gelangen könne. 

Auf diesem Boden der übrigens hypothetischen Zukunftsgestaltung, 
der Erörterung der Entwicklunesmöglichkeit will ich der Autorin nicht 
weiter folgen und nur bemerken, daf allen bezüglichen Gedankengängen 
die ernste Grundlegung nicht abzusprechen ist; sie sieht durchaus nicht 
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schlechthin optimistisch. Nur in einem Punkt scheint etwas zu viel 
Optimismus und gleichzeitig ein Mangel an zwingender Kraft des öko- 
nomischen Kausalnexus zu bestehen, den ich nicht unwidersprochen 
lassen will. Von der gründlicheren Vorbereitung und Ausbildung er- 
wartet sich Alice Salomon eine Besserung der Zahlungsverhältnisse. 
Dem muß aber entgegengestellt werden, daß der gesellschaftliche Pro- 
duktionsverlauf heute noch so viel minder qualifizierte Arbeit fordert, 
die auch von Individuen geleistet werden kann, welche nur vorüber- 
gehend erwerbstätig sein wollen oder können. Wozu also alle diese weib- 
lichen Arbeitskräfte mit Schulung und Ausbildung plagen, wenn ihre 
minderwertige Leistungsfähigkeit im Wirtschaftsorganismus Genüge 
leistet? Wenn zudem die Dauer beruflicher Erwerbsstellung nur etwa 
3 Lebensjahre währt? Die Frage, die darauf von mancher Frau cin- 
gewendet werden möchte, warum soll gerade die Frau sich mit dieser 
Minderwertigkeit begnügen, ist vom Standpunkt des Geschlechts-Stolzes 
erklärlich, aber unwissenschaftlich. Die Natur hat die Differenzierung 
der Arbeitskräfte zu Ungunsten der Frau unverkennbar einigermaßen 
vorbereitet. Das gibt die Autorin selbst zu. Warum also die Natur 
korrigieren wollen mit großem Kraftaufwand, wo sie mit ihren Ein- 
richtungen zweckentsprechend scheint? Die Wertschätzung der Waren 
und Leistungen bildet die obere Grenze für die Lohnbildung. Nach dem 
wahrscheinlichen Produktionserlös (Einheitspreis >< verkaufte Menge) 
einerseits, Produktionskosten anderseits richtet sich die Unternehmertätig- 
keit, also die Nachfrage nach Arbeit. Weder auf das eine noch auf das 
andere übt die Ausbildung der Arbeitskräfte, die nicht auch dem Be- 
darf entspricht, einen Einfluß. In dem Rahmen diescs Berichtes kann 
dieser Gedankengang nicht weiter verfolgt werden’). 


2) In einem gewissen Zusammenhang mit diesem Gegensatz steht es, wenn Alice 
Salomon gegen meine Auffassung polemisiert, daß die herkömmliche Lebenshaltung 
gegenüber dem herkömmlichen Lohn als das sekundäre Element anzusehen 
sei. In letzter Linie, so meint sie, fmde man doch das Existenzbedürfnis des Ar- 
beiters als das ausschlaggebende Glied in der Kette der Lohnforderungsgründe und 
der Lohnbestimmungsgründe, gerade auch wenn man den Ursachen des herkömm- 
lichen Lohnes nachgeht. Denn der Geldlohn sei in einer Jahrhundertelangen Um- 
bildung aus dem Naturallohn hervorgegangen, der doch weit mehr den Charakter 
ausreichender Bedürfnisbefriedigung als des Entgeltes für Einsatz der Arbeitskraft 
hatte. Zum Teil obwaltet hier ein Mißverständnis, denn es lag mir ganz fern, mit 
der Hervorhebung der Gewalt des Herkommens in Abrede zu stellen, daß beim 
Uebergang vom Natural- zum Geldlohn das Maf der bisher befriedigten Bedürf- 
nisse und deren Kosten Berücksichtigung findet und bestimmend wirkt. Aber das 
ändert nichts an der nicht einmal, sondern tausendmal leicht zu beobachtenden 
Tatsache, daß ein Unternehmer bei der Einstellung von Arbeitern den jeweilig 


herrschenden Lohnsatz anbietet und nicht-koalierten Arbeitern gegenüber auch mit 
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Die Meinung der Verfasserin, da Bildungskosten- und Bedürf- 
nisse die Aufrückung der Frauen in höhere Lohnklassen zur Folge 
haben müßten, ist wohl ebenso anzuzwcifeln wie ihre ganze Auffassung 
von dem FEintlußs des Bedarfs auf die Lohngestaltung, bezüglich 
deren sie sich übrigens selbst widerspricht: »Der Bedarf beeinflufst 
das Streben, das Angebot der Arbeitskraft einer dem Bedarf ent- 
sprechenden Berufs- und Lohnklasse cinzugliedern. Aber auch die Zu- 
gehörigkeit zu einer bestimmten Lohnklasse wirkt auf den Bedarf ein.« 
Das ist gewifs richtig, würde zweckmäfsiger Weise aber anders ausge- 
drückt werden. Es steht nun aufer Zweifel, dafs das Streben nach 
einer Ausgestaltung und mindestens einer Festhaltung der einmal ecr- 
reichten Lebensführung eine der Kraft-Komponenten des Kraft-Paralle- 
losramms für die Resultierende »Lohnhöhc«e bildet, aber ein „sT37,% 
275, ist, was wir auf S. 37 lesen: »Gleiche Bedarfsgruppen pflegen 
sich möglichst gleichen Berufszweisen zuzuwenden und daher eine ge- 
meinsame Lohnklasse zu bilden«. Nein, so liegen die Dinge nicht. 
Gleichartige natürliche und Erziehungsanlasen, sowie Besitzverhältnisse 
bringen gleichartige Berufswahl; aber dafs der pommersche Bauerssohn 
Hermann Rhote, der es als Bedürfnis empfindet, Fleisch statt Kartoffeln 
zu essen, täglich 8 Liter Bier zu trinken und 5o Ciyaretten zu rauchen 
deshalb Monteur in München in einer Konstruktionswerkstätte wurde 3), 
weil er dort 5—6 Mk. und mehr täglich verdienen und deshalb diesen 
Bedarf befriedigen kann, wird die Verfasserin wohl kaum erweisen 
können oder wollen. 

Und das gilt auch bei der Berufswahl weiblicher Arbeitskräfte. 
Ein Landmäcdchen, das das Unglück hat, für uneheliche Kinder oder 
kranke Eltern sorgen zu müssen, würde gewiß, vom Standpunkt seines 
»Bedarfse aus Verkäuferin in einem Juwelierladen werden wollen, aber 
es wird ihr kaum gelingen. Damit soll nicht in Äbrede gestellt scın, 
dal der niedrigere Individualbedarf der Frau in dem gegenüber dem 
Mann niedrigeren Lohn als Ursache mit wirksam ist, aber überwiegend 
diesem Angebot Erfolg hat. Nichts anderes ist es, wenn die Arbeitskräfte vom 
Lande nach den Industrieorten abwandern, einfach nur der höheren Lohnziffer nach, 
die sie besticht, ohne dafs sie dabei die damit erkaufbare Lebensführung in Be- 
tracht nehmen. Diese Ziffer stellt ein schwankendes Maf von Kaufkraft dar, in 
der die Lebensführung, d. h. der reelle Bedürfnisstand hineingezwängt wird. (Zu 
vergl. übrigens das weitere oben im Text gesagte.) Seltsam genug muß gerade 
bei der Gestaltung der Frauenlöhne die Verfasserin die Bedeutung des Herkommens 
zugestehen. N. 42 Note I. 

3) Ich hebe diese Charakteristica des »Bedarfse in einem mir kürzlich un- 
mittelbar bekannt gewordenen Fall hervor. Es liegt wie so oft ausschließlich cin 
init steigendem Einkommen parallel gehendes, aber sekundäres Steigen des 
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nur mittelbar, insofern der geringere Bedarf die Energie der Frau in . 
dem Eintreten für höhere Lohnforderungen beeinträchtigt. Ich kann 
nicht finden, daß die Verfasserin den Beweis erbracht hat, daß der 
»Klassenbedarf der Bedarfsgruppce« eine primäre Größe und entschei- 
dender Lohnbestimmungsgrund ist. Vielmehr bleibe ich dabei, daß 
der dem ehernen Lohngesetz entgegengesetzte Zusammenhang in der 
Wirklichkeit besteht, daß die Arbeiterschaft die Neigung erkennen läßt 
ungemein rasch in die Kaufkraft eines gegebenen Lohnes hineinzuleben, 
also ihre Lebensführung anzuschmiegen oder hineinzuwachsen. 

Wenn dem Gesagten zufolge ein theoretischer Grundfehler die 
Kausalzusammenhänge der vorliegenden Arbeit trübt, so ist es der, dafs 
die Verfasserin der Kostenerhöhung eine zwingende Wirkung in der 
Richtung der Preiserhöhung zuschreibt. 

Eine Studie aus der Betriebsgeschichte cines kapitalistischen Unter- 
nehmungszweiges nennt Bosenick seine Untersuchung, wobei er 
sich aber mit wirklich wissenschaftlicher Vertiefung nur auf ein ganz 
spezielles, aber freilich aufjerordentlich wichtiges Problem der Betriebs- 
Oekonomik beschränkt, auf das Verhältnis von Arbeitslohn und Arbeits- 
zeit zur Arbeitsleistung. Die Arbeit stellt eine wertvolle Kritik der 
üblichen Argumentation aus den durchschnittlichen Leistungsziffern der 
Bergarbeiter schlechthin auf die Entwicklung der Arbeitsenergie der 
Beschäftigten dar und es ist ein unbestreitbares Verdienst, hier einmal 
in Einzelheiten gezeigt zu haben, welche Fehler gemacht werden, 
wenn in üblicher Weise diese Durchschnitsziffern, die die Statistik bietet, 
kritiklos zu Beweisführungen in der Richtung des eben angedeuteten 
Problems verwendet werden. Solche Ziffern sind ja vor allem wohl gegen 
Brentano wiederholt ins Feld geführt worden. B. zeigt nun, daß von einer 
Erschütterung der Brentanoischen Lehre durch die Betriebsverhältnisse 
und ihre Entwicklung im Steinkohlenbergbaue nicht geredet werden 
kann. Von Einfluß auf die Höhe der Arbeitsleistung waren, wie B. 
zusammenfaßt: 1. die von der Natur ein für allemal gegebenen natür- 
lichen Verhältnisse der Kohlenflötze, 2. die angewandte Abbautechnik, 
3. die Leistungsfähigkeit des Arbeiters. Im Verlaufe der Arbeit hat 
der Verf. aber noch besonders auf einen weiteren Zusammenhang hin- 
gewiesen, den die statistischen Daten über Arbeitsleistung doch auch 
erkennen lassen und der in dem erwähnten Beweisthema eine sehr be- 
redte Sprache führen kann, wenn die treibenden Kräfte in ihre Einzel- 
heiten verfolgt werden. Ein Agens par excellence in der Gestaltung 
der Förderziffer ist die Konjunktur; sie wirkt namentlich bestimmend 
auf die jeweilige Dirigierung der Arbeitskräfte ein, insbesondere darauf, 
ob die Gruppe der mit der eigentlichen Abbauarbeit unterirdisch bce- 
schäftigten Bergarbeiter oder jene der mit unterirdischen Nebenarbeiten 
Beschäftigten stärker gehalten wird. (Vgl. S. 72 u. 100 ff.) Bei besserer 


Konjunktur wird eine größere Zahl Arbeiter beim Abbau, bei der 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXVIII. 2. 32 
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Förderung, Aus- und Vorrichtungen verwendet, nach der Hausse werden 
die Arbeitskräfte wicder der ursprünglichen Beschäftigung der Neben- 
arbeiten zugeführt. Bei längerer Dauer der Hausse freilich nimmt 
wieder der Anteil der mit unterirdischen Nebenarbeiten beschäftigten 
Arbeiter zu, schließlich dürfen eben doch auch diese Arbeiten nicht 
zurückbleiben. Damit ändert sich aber eben selbstverständlich wieder 
die Förderziffer pro Kopf. 

Die Statistik operiert also hier mit Durchschnitten, die wegen der 
konträren ja geradezu komplementären Bewegung zweier Häufungs- 
punkte nicht etwa nur bedeutungslos, sondern geradezu irreführend 
sind, wenigstens es sein können. 

Vermag man sich von der von Bosenick in den Ziffern gefundenen 
Harmonie oder Disharmonie auch nicht immer zu überzeugen (so z. B. 
nicht von dem Parallelismus zwischen Schichtzahl und Leistungsfähig- 
keit S. 47, 50, 73) so muß man seiner gründlichen, namentlich aber die 
Details der Betriebstechnik berücksichtigenden Beweisführung im großen 
und ganzen zustimmen. Sie wirkt überzeugend. 

Dem Buche Dr. Uhdes (3) fehlt vor allem eines, was Bosenicks Arbeit 
auszeichnet: Klarheit und selbstverständlicher, logischer Aufbau; die Ar- 
beit wird geschädigt durch eine merkwürdig gesuchte, bis zur Unver- 
ständlichkeit geschraubte Ausdrucksweise und durch eine auffallende 
Sprunghaftigkeit in der Gedankenfolge. Und das ist sehr bedauerlich, 
denn das Problem ist äußerst interessant und könnte zu einer Reihe prak- 
tisch wertvoller Perspektiven führen. Es fehlt dem Autor auch durch- 
aus nicht an dem erforderlichen theoretischen Scharfsinn; man kann 
solchen in verschiedenen Ausführungen entdecken. Aber die Unter- 
suchungen hätten doch nach verschiedenen Richtungen verticft werden 
müssen. Die Aufgabe, deren Lösung der Titel erwarten läßt, ist in 
scwissem Sinn kaum halb gelöst. Ueber die englischen Kohlenbergbau- 
Bedingungen erfährt man doch zu wenig; fast alles was über diese 
ecsaut wird, ist auf 17 Seiten zusammengefaßt. Gegliedert ist die Ar- 
beit in drei Teile; ein erster Teil erörtert die »natürlichen« Pro- 
duktionsverhältnisse , ganz überwiegend die in Deutschland, er bringt 
cine Menge aber wenig glücklich angeordnete statistische Zusammen- 
stellungen und abgesehen davon nichts neues. Der zweite Teil »die 
Napitalverhältnisse«, bringt cinige ganz interessante Details, so nament- 
lich solche zu der Frage nach dem Vorhandensein eines Parallelismus 
zwischen Leistung und Reingewinn, wobei Aktiensesellschaften und 
Gewerkschaften noch besonders auseinandergehalten sind. Aber auch 
da wäre manches anders zu machen gewesen und wieder bedauert 
man die Schwächen, vor allem die Unübersichtlichkeit der Dar- 
stellung, die auch durch die äußere Gliederung der Materie betreffend 
den deutschen Kohlenbergbau nach den wichtigeren Kohlenproduktions- 
gebieten nicht überwunden wird. Der dritte Teil behandelt die 
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Arbeitsverhältnisse;, er enthält Ansätze zur Untersuchung derselben 
Frage, der Bosenick seine Arbeit gewidmet hat. Auch hier fehlt es 
nicht an lehrreichen Zusammenstellungen, aber die Untersuchung reicht 
entfernt nicht an die Vertiefung heran, die Boscnicks Arbeit erkennen 
läßt. Der zweite Exkurs »volkswirtschaftliche Probleme« bringt Aus- 
einandersetzungen dogmenkritischen Charakters mit Bosenick, Marx 
und Böhm Bawerk, neben manchem absonderlichen einige recht gute 
Bemerkungen. Der Verfasser hat eine stark theorctische Ader und des- 
halb wäre es der nunmehr publizierten Untersuchung besser bekommen, 
wenn er sich in England an Ort und Stelle Einblick in die konkreten 
Verhältnisse verschafft hätte, über die ihm die Literatur offenbar unzu- 
länglich Aufschluß gegeben hat. Weniger Studierstubenluft und mehr 
Kohlenstaub, das ist der Wunsch, mit dem man das Buch aus der 
Hand legt. 

Die beiden Aufsätze des königl. Berginspektors Herbig in 
Saarbrücken, die, wie gleich vorausgeschickt sei, weitestzehende Be- 
achtung verdienen, sind in erster Linie veranlaßt durch die seinerzeit 
hier besprochene Arbeit Piepers*t) und die oben genannte Unter- 
suchung Bosenicks. Ohne diese beiden Abhandlungen soweit sie 
das Verhältnis von Arbeitslohn zur Leistung betreffen, schlechthin zu 
befehden, zielt Herbig doch darauf ab, die Unvollständigkcit des Syl- 
logismus in beider genannten Autoren Arbeiten aufzuzeigen. Er fafst 
die Ergebnisse seiner Untersuchungen ungefähr in folgende Sätze: 

I. Eine Lohnerhöhung, die eine Erhöhung der Lohnsätze be- 
dingt, kann in rückständigen Betrieben mit zahlreichen Arbeitskräften, 
deren Ersatz durch Maschinen möglich ist, eine Verbesserung der ob- 
jektiven Leistungs möglichkeit und damit auch dann des Leistungs- 
ertrages bewirken. Die Lohnerhöhung zwingt den Unternehmer 
zu technisch rationcellerer Betricebseinrichtung. Im modernen deutschen 
Steinkohlenberebau sei solche Wirkung nicht zu erwarten. 

2. Die Wirkung der Lohnerhöhung auf die Lebenshaltung bewirke 
zwar eine größere Leistungsfähigkeit, die Wirkung sei aber umso 
geringer, je höher die Stufe der Lebenshaltung ist und die Umsetzung 
der erhöhten Leistungsfähigkeit in die Tat, d. h. in höheren Leistungs- 
ertrag sei unabhängig von dem Verhältnis zwischen Lohn und 
Leistung, viclmehr nur dann zu erwarten, wenn der Arbeiter weitere 
Lohnerhöhung nicht auf anderem Wege erreichen kann. Das zeige 
gerade der Bergbau. 

3. Höhere Löhne können den Leistungsertrag nicht auf die Schicht, 
aber auf den Monat, das Jahr durch cine herabgesetzte Leistungs- 
williskeit vermindern, dic sich ın einer Einschränkung der ver- 
fahrenen Schichten äußert. 


#) Archiv f. Sozialw. und Sozialpol. Bd. XX S. 212 f. 





>} 
td 
* 


486 Otto v. Zwiedineck-Südenhorst, 


4. Höhere Akkordlohnsätze können in Betrieben mit nicht wohl 
durchsichtigem Lohnwesen durch Einfluß auf die Leistungsfähigkeit ein 
unmittelbar eintretendes Sinken des Leistungsertrages herbeiführen, das 
sich erst allmählich wieder ausgleicht. Bei durchsichtigem Lohnwesen 
kommt diese Wirkung nicht vor; sie kann umso eher eintreten, je durch- 
sichtiger ein Lohnwesen ist. 

Herbig legt seinen Ausführungen das Schema sozusagen der Funk- 
tionalbeziehungen des Leistungsertrages zu Grunde: Leistungsertrag 
ist abhängig von der für den Arbeiter in der Hauptsache objektiven 
Leistungsmöglichkeit und vom Leistungsaufwand und dieser ist eine 
Funktion von Leistungsfähigkeit und Leistungswilligkeit. Aus dieser 
grundlegenden Kausalität zwischen Willigkeit des Arbeiters und tat- 
sächlichem Leistungsertrag (Ertrag zunächst natürlich rein technisch 
gemeint) deduziert Herbig und kommt auf diesem Wege gewiß scharf- 
sinniger Deduktion zu der These, daß eine Lohnerhöhung gerade dic 
entgegengesetzte Wirkung haben könne als jene, die Brentano lehrt. 
Jedenfalls seien die Auffassungen einerseits »höherer Lohn — höhere 
Leistung«, anderseits »höherer Lohn — niedrigere Leistungs keine 
unversöhnlichen Gegensätze; beide hätten einen berechtigten Kern und 
das Wahrscheinliche für den Bergbau (als einen schwer kontrollierbaren 
Betrieb) liege in der Mitte: unmittelbare Folge der Lohnsatzerhöhung 
werde Leistungsertrags-\Minderung, spätere Folge eine Steigerung sein. 
Das entspricht schließlich doch dem, was Schmoller in einer Re- 
daktionsbemerkung einwendet: die Brentanoische Schule sei durch 
Herbig doch nicht widerlegt; für die großzügige historische Betrach- 
tung, die Brentano im Auge habe, treten diejenigen Kräfte, die die 
unmittelbar einer Lohncrhöhung folgenden Symptome verminderter 
Arbeitswilligkeit auslösen, zurück. 

Was mir bedenklich erscheint, ist der ausgesprochen deduktive 
Charakter der Herbigschen Argumentation: der Praktiker dedu- 
ziert! Und in dieser Deduktion spielen natürlich rein psychologische 
Faktoren die Hauptrolle ; vor allem gilt die Prämisse von der Herrschaft 
des Mißtrauens. Vom Praktiker erwartet man jedoch vor allem eine 
Beobachtung darüber, wie weit derartige Prämissen zutreffen). 
Das gilt ferner ebenso von der individuellen Steigerungsmöglichkeit 
des Akkordverdienstes, da ja der Bestand einer Akkordgrenze gleich- 
falls ein unentbehrliches Glied in H.s Schlufkette ist. Auch hat H. 
seine eigenen Beobachtungen fast unterdrückt, denn er formuliert S. 634 
den Satz: Die Wirkungen der Lohnhöhe auf die Leistungswilligkeit 
zeige sich umso stärker, je undurchsichtiger ein Lohnwesen ist, weil 
dann die schwierigere Kontrolle der Leistungswilligkeit einen größeren 


5) Die Funktionalbeziehungen des Leistungsertrages hat die Theorie aufzu- 


klären (vgl. meine Beiträge zur Lehre von den Lohnformen S. 63). 
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Spielraum gewährt. Sind nun diese Wirkungen für den Leistungsertrag 
günstige, dann sind sie doch offenbar auch im Bergbau stärkere und 
dann können Lohnerhöhungen auch erhebliche Steigerungen des Er- 
trages bringen. Alles in allem: Herbig hat auf Möglichkeiten 
anderer Zusammenhänge, als wie sie Brentano und seine Schüler be- 
haupten, aufmerksam gemacht, aber von eincm strikten Beweis für 
einen zwingenden Kausalncxus kann keine Rede scin, der ist deduk- 
tiv wohl überhaupt kaum zu erbringen, zumal die Möglichkeit das Lohn- 
Einkommen durch Erhöhung des Leistungsaufwandes zu steigern wohl 
mindestens ebenso häufig ihre Wirkung auf die Leistungsfähigkeit 
haben dürfte, wie das sich-begnügen mit dem bisher erreichten Monats- 
verdienst u. dgl. 

Und zum Schluß noch eines: der Verf. betont die Schwierigkeit 
der Akkordfestsetzung in unübersichtlichen Betrieben (davon handelt 
speziell der zweite oben genannnte Aufsatz). Das zu beurteilen ist 
Sache des Praktikers und seine Erfahrungen müssen auch für jedwede 
theoretische Schlußfolgerung maßgebend sein. Aber etwas anderes 
ist es doch, ob die Akkordgrenze — Höchstbetrag für den gesamten 
Durchschnittslohn einer Arbeiterkategorie — eine solche starre Größe 
sein muß. Das im Bergbau so stark das Arbeitsverhältnis beherrschende 
Mißtrauen der beiden Partcien könnte vielleicht doch auf beiden Sciten 
wesentlich abgeschwächt werden, wenn der Arbeiter von dem drohen- 
den Gespenst der Gedingeherabsetzung befreit würde und dann seinem 
Erwerbstricb und seiner Arbeitsamkeit frei folgen dürfte. 

Man steht vor einer Alternative: entweder Möglichkeit unbe- 
schränkter Steigerung des Lohneinkommens durch Steigerung des 
Leistungsaufwandes, also Abschaffung der Akkordgrenze und Erhöhung 
der Wahrscheinlichkeit intensivster Arbeitskraftausnützung oder aber 
Akkordgrenze und extensive Ausnützung der Arbeitskraft durch Zurück- 
haltung des Leistungsaufwandes. Herbig hat bei scınen Ausführungen 
nur den zweiten Fall im Auge und deshalb wirken diese (insbes. 
S. 637—639) nicht überzeugend genug. Zu erwägen wäre aber denn 
doch, ob nicht die Einschlagung eines Mittelweges, wie sie in dem 
gleichfalls »undurchsichtigen« Arbeitsverhältnis des Maschinenbaues ge- 
funden wurde Zeitprämienlöhne) auch für den Bergbau in Frage 
kommen könnte. 


III. Ueber Löhnungsmethoden. 


ı. Bernhard Ludwig Dr., Handbuch der Löhnungsmethoden. 
Eine Bearbeitung von David F. Schloss Metkods of industrial remmne- 
ration. Duncker u. Humblot. Leipzig 1906. XLIV und 234 S. u. Tafeln. 

2. Die Lohnsysteme der Marineverwaltung und 
Versuche zu ihrer Fortentwicklung. Berlin 1905. 32 S. u. 
Tabellen. 
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3. PreussEduard, Reform der militärischen Fabriken in Preus- 
sen. Mit Anhang: Ueber die Lohnordnung. Berlin 1904. 27 S. 

4. Untersuchungen über die Entlöhnungsmetho- 
den in der deutschen Eisen- und Maschinenindustrie. Herausgegeben 
im Namen des Zentralvereins für das Wohl der arbeitenden Klassen 
von G. Schmoller, L. Bernhard, V. Böhmert, E. Francke, Th. Harms, 
G. Zacher. Bisher erschienen: 7 Hefte 1906 bis 1907. Verlag v. L. 
Simion, Berlin. 

Heft 1. Bosselmann O, Die Entlöhnungsmethoden in der süd- 
westdeutsch-luxemburgischen Eisenindustrie XV u. 268 S. 

Heft 2. Schulte Fritz Dr., Die Entlöhnungsmethoden in der 
Berliner Maschinenindustrie 114 S. 

Heft 3. Timmermann W. Dr., Die Entlöhnungsmethoden in der 
Hannoverschen Eisenindustrie 133 S. 

Heft 4. Reichelt H. Dr., Die Arbeitsverhältnisse in einem Ber- 
liner Großbetrieb der Maschinenindustrie. VIII u. 143 S. 

Heft 5. Simmersbach Br., Die Entlöhnungsmethoden in der 
Eisenindustrie Schlesiens und Sachsens. oo S. 

Heft 6. Jeidels O. Dr., Die Methoden der Arbeiterentlöhnung 
in der rheinisch-westfälischen Eisenindustrie. 332 S. 

Heft 7. Günther E. Dr., Die Entlöhnungsmethoden in der baye- 
rischen Eisen- und Maschinenindustrie. VII u. 230 S. 

Mit der wissenschaftlichen Vertiefung der sozialpolitischen Probleme 
auf dem Gebiete der Lohnfragen ist auch dem Problem der Lohnbe- 
messungsmethoden, die man lange Zeit irrig mit den Lohnformen unter 
einen Begriff subsumicrte, gröfsere Aufmerksamkeit zuteil geworden. 
Die Literatur weist nach dieser Seite in den letzten Jahren in dieser 
Richtung wertvolle Beiträge auf, nach denen lange schon Bedürfnis 
vorhanden war. 

Auch das Bernhardsche Handbuch der Löhnungsmetho- 
den (MI. 1) kommt unleugbar einem Bedürfnis entgegen, einem Be- 
dürfnis wenigstens aller jener, die die englische Grundlage dieses Hand- 
buches, das ausgezeichnete Buch von David Schloss Methods of 
industrial remuneration nicht benützen können. Ist das deutsche Hand- 
buch aber wirklich so gleichartig dem englischen Original? Ja und nein. 
Ja, denn mit 15 Kapiteln ist es fast ausschließlich eine UÜecbersetzung 
des Schloßjischen Buches und nein, denn von dem Schloßsischen Buch 
ists nur ein Teil wogegen vieles andere aufgenommen worden ist. Die 
Ucbersetzung ist cine gute Arbeit des Herrn L. Katzenstein, die 
übrigens verdient hätte an weniger unscheinbarer Stelle hervorgehoben 
zu werden. Die Kapitel 16 bis 24 sind nicht mehr einbezogen, sie be- 
treffen die Gewinnbeteiligungs- und die genossenschaftliche Produk- 
tionsorganisation unter der englischen Arbeiterschaft und gehören nach 
Bernhards Auffassung nicht streng zu den L.öhnungsmethoden. Ein 


e. 
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scechzehntes Kapitel hat der in der Lohnliteratur schon bekannte Geh. 
Admiralitätsrat Harms verfaßt. Es ist eine zusammenfassende Be- 
trachtung über die hauptsächlichen Löhnungsmethoden, in der Haupt- 
sache eine teilweise Wiedergabe des Inhalts der (unter III. 2) oben genann- 
ten Schrift. Ein Zusatz zum sechsten Kapitel des Schlossischen Textes 
ist vom Fabrikbesitzer A. Bernhard geliefert und behandelt die 
Wirkung der Stücklöhnung auf Arbeitsleistung und Arbeitslohn. Die Be- 
obachtungen, die der Verfasser aus seiner demnächst selbständig er- 
scheinenden Schrift im voraus mitteilt, betreffen ausschließlich Arbei- 
ten bei Eisenkonstruktionen. Das wertvolle Element der Leistungs- 
löhnung liegt darin, da System, Methode und Organisation der Arbeit 
von den Arbeitern selbst am zweckmäßigsten vervollkommt werden, 
so daß die erzichliche Wirkung der Lohnbemessungsweise in den 
Vordergrund der Vorteile gerückt wird. Die spezifische Psychologie 
des Unternehmers tritt aus der Argumentation entgegen, die »die ver- 
haften Verdienstschwankungen beim Akkorde als einen erheblichen 
Vorteil dieses elastischen Systems« darstellen soll. Nicht nur vom 
Unternehmerstandpunkt, sondern allgemein gerechtfertigt, ist die Ver- 
dienst-Differenzierung innerhalb der Arbeiterschaft, die nach Leistung ent- 
lohnt wird. Aber daß der Verdienst eines Arbeiters im Leistungslohn- 
system von Woche zu Woche erheblich schwankt, erscheint doch wohl 
mehr als ein notwendiges Uebel denn als Vorteil. Der Fabrikbesitzer 
gewinnt dieser Erscheinung aber doch eine gute Seite ab; er glaubt 
beobachtet zu haben, daß in Zeiten schlechter Konjunktur für die In- 
dustrie der Wochenverdienst des Akkordarbeiters nur wenig über den 
des Zeitarbeiters sıch stelle, bei lebhafter Tätigkeit, wenn der Arbeiter 
merke, daf3 immer noch neue Arbeit für ihn vorhanden sei, erhebe sich 
der Leistungslohnverdienst bedeutend über den Zeitlohnverdienst. Lei- 
stungslohnbemessung sei ein Schutzventil für die Arbeiterschaft gegen 
die Gefahr der Arbeitslosigkeit. Diese Erscheinung, deren Vorkommen 
auch von anderer Seite schon bestätigt worden ist, ist in der Tat von 
den grundsätzlichen Gegnern der Leistungslöhnung unberücksichtigt 
gelassen. Ihr kommt aber Bedeutung zu. Nur fragt es sich, wie weit 
dieser Ausgleichungsfunktion Allgemeingültigkeit zukommt. Und ferner, 
wie steht es bei Betrieben, deren Arbeitspensum gleichmäßig, d. h. 
ohne Konjunktur-Einfluß fortläuft; z. B. Staatsbahnwerkstätten? Offen- 
bar wirkt cine ungünstige Marktlage in der Maschinenindustrie auch 
auf die Leistungslohnarbeiter in einem solchen Betrieb. 

Zum Schlu noch Eines über diesen Beitrag des Praktikers. Er 
schreibt über die ın der Industrie so häufis vorkommende Herabsctz- 
ung einmal vereinbarter Leistungslohnsätze, sobald bei steigender Lei- 
stung der Arbeiter, deren Verdienst besonders auffallend steigt, und 
meint, der Unternehmer befinde sich da im Dilemma entweder Löhne 
zu ersparen oder sich den guten Willen der Arbeiter zu erhalten. Aus 
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diesem Zwiespalt habe man noch keinen sicheren klaren Weg gefun- 
den, der Zwiespalt sei der tiefste Kern aller Lohnschwierigkeiten und 
Differenzen in der deutschen Grofiindustrie. Die Entscheidung aus 
diesem Dilemma, glaubt Fabrikant Bernhard, werde im einzelnen Fall 
ökonomischerweise im wesentlichen von der Höhe der Generalunkosten 
abhängen: in einem Betricb mit geringen Generalunkosten (scil. vor 
allem Anlagekapital) werde man die Löhne drücken, sobald aber wert- 
volle Maschinen im Betrieb stecken, teure Grundstücke benutzt wer- 
den, sobald also jede Beschleunigung der Arbeit einer erheblichen Er- 
sparnis der Generalunkosten gleichkommt, werde man dem Lohnsystem 
freieren Spielraum gewähren. Dieses offene Wort des Praktikers ist 
nur ein neuer Beweis dafür, da die Entwicklung des konstanten Ka- 
pitals geradezu der kapitalistischen Funktion der investierten Werte 
und namentlich der Steigerung der Mehrwertrate hemmend gegenüber 
treten kann. 

Der Rest des Buches endlich ıst von Professor Dr. Ludwig Bern- 
hard: ein Vorwort, eine Einführung, da und dort eine kleine Einschal- 
tung (z. B. über das System Schiller S. 93) und das siebzehnte Schluß- 
kapitel. Im Vorwort verspricht der Verfasser eine Theorie der Löh- 
nungsmethoden versuchsweise zu entwerfen. Tatsächlich lautet auch 
die Ueberschrift des zweiten Abschnittes der Einführung: Theorie der 
T.öhnungsmethoden. Der erste Abschnitt dieser Einführung behandelt 
»die Verwendung mathematischer Ausdruckformen in der Nationalöko- 
nomie«. Man tritt beiden Abschnitten mit begreiflicher Gespanntheit 
gegenüber, wird aber leider sehr enttäuscht. Der Nachweis, weshalb 
den methodologischen Aperçus — dic Frage der mathematischen Form 
für nationalökonomische Darstellung überhaupt wird auf nicht einmal 
9 Seiten erledigt — des Verf. keine Anerkennung zu zollen ist, fällt 
außerhalb des Rahmens dieses Referates. Aber fast noch mehr ent- 
täuscht die Theorie der Löhnungsmethoden. Die volltönige Bezeich- 
nung »T'heorie« ist ganz unglücklich gewählt. Was auf 22 Seiten gce- 
‚boten wird, ist eine recht im allgemeinen gehaltene Besprechung eini- 
ger Eigenheiten der verschiedenen Lohnbemessungsmethoden an der 
Hand von Kurven. Das einzige, was allenfalls den Anspruch erheben 
könnte, als neu bezeichnet zu werden, ist die sehr verunglückte Syste- 
matik, insofern die bekannten neuen Prämiensysteme als Teilungssysteme 
und als vereinfachte Teilungssysteme den bekannten alten Kategorien 
angereiht werden. Im übrigen bietet das 16. Kapitel des Admiralitäts- 
rates Harms weit mehr. 

Das letzte Kapitel des Buches endlich will einen Ausblick auf die 
Zukunft der Löhnungsmethoden geben. Auch hier wissenschaftlich 
nichts neues! Weshalb von der Gewinnbeteiligung die Lösung der Lohn- 
frage und gar des Problems der Lohnbemessungsmethode nicht er- 
wartet werden kann, ist wiederholt ungleich gründlicher dargelegt wor- 
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den®). Bernhard weist den Glauben an den schliefjlichen Sieg des 
Zeitlohnsystems zurück, meint, dass die Teilungsmethoden, wenn man 
die Erwartungen nicht zu hoch spannt, manchen Nutzen bringen wer- 
den, daß im übrigen aber »die Zukunft der Löhnungsmethoden im we- 
sentlichen von der Entwicklung des Akkordsystems abhängig ist, da 
dies nicht nur die herrschende Methode ist, sondern auch die funda- 
mentale, die allen höheren Formen zur Basis diente. Soll mit solchen 
Thesen etwas geleistet sein? Für die Theorie muß das in Abrede ge- 
stellt werden, aber auch für die Praxis scheint es zum wenigsten nicht 
durchsichtig. 

Es darf endlich nicht unerwähnt bleiben, daß der Titel des Bu- 
ches mindestens eine recht bedenkliche Flüchtigkeit in der Erfassung 
des Umfanges des ganzen Problems beweist, denn es gibt sehr inter- 
essante Fragen der Lohnmethode auch auf anderen Gebieten als dem 
der industriellen Arbeit, das allein im Buche berücksichtigt ist. Es ist 
daher durch den Inhalt des Buches nicht gerechtfertigt, daß statt des 
engeren aber eben deshalb auch verläfßlichen Titels des englischen 
Originals der anmafßende Titel »Handbuch« gewählt wurde. 

Ein interessantes, freilich schon sehr spezialisiertes Problem be- 
handelt die kleine Schrift »Die Lohnsysteme der Marine- 
verwaltung«. Sie dankt ihren Ursprung dem Umstande, daß in 
der Maschinenbauwerkstätte des Torpedoressorts fast nur schlecht ab- 
schätzbare Reparaturarbeiten ausgeführt werden. Es ergab sich daraus 
das dringende Bedürfnis nach einem Prämiensystem für diese Repara- 
turarbeiten. Als geeignetes System erkannte man das Rowansche Prä- 
mien- oder nach Bernhard Teilungssystem. In der Marineverwal- 
tung bestand jedoch zum Unterschied von den englischen Fabriken, wo 
das Rowansche System verbreitet ist,. die Notwendigkeit, vom bestchen- 
den Leistungslohnsystem (Akkord) zum Rowansystem überzugehen, ein 
Uebergang, den Rowan selbst seinerzeit für kaum möglich erklärt hatte. 
Man erkannte als eine Voraussetzung für die glatte Vollziehung des- 
selben, daf das neue System so gestaltet werden muß, daß der als zulässig 
erachtete Akkordüberverdienst — in den Marinewerkstätten durchschnitt- 
lich 40°/o des Zeitlohns — bei beiden Systemen, dem alten wie dem neuen 
nach gleicher Arbeitsdauer erreicht wird. Der Verfasser gibt sodann in sehr 
anschaulicher Form an der Hand der bekannten Kurven die Wege be- 
kannt, auf denen man rechnerisch zu jener notwendigen Korrektur 


8) Geradezu rückständig ist die Erörterung der behandelten Probleme, insofern 
die juristische Seite vollständig unbeachtet bleibt. Die Arbeiten von Lotmar und 
Crome bei einer »Theorice der Löhnungsmethoden« gar nicht zu berühren, heißt 
die Aufgabe, die hier vorliegt, gar nicht erfassen. Was B. über die Gewinnbeteili- 
gung als Löhnungsmeihode sagt, habe ich in meiner Lohnpelitik und in meinen 


Beiträgen zur Lehre von den Lohnformen schon dargelegt. 
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des Rowanprinzipes gelangen kann, und insbesondere jenen Weg, den 
das Marincamt eingeschlagen hat, um von scinem Leistungslohnsystem 
zum Rowanschen übergehen zu können. Es geschah dies, wie hier nur 
kurz bemerkt werden kann, durch entsprechende Verlängerung der 
‚veranschlagten« Arbeitsdauer. Auch für jeden Leistungslohnsatz (Ak- 
kord) bildet ja die als wahrscheinlich notwendig veranschlagte Zeit die 
Grundlage der Lohnfestsetzung. War man nun z. B. von der Annahme 
einer 25stündigen Dauer der Akkordarbeit ausgegangen und hatte man 
dabei schon berücksichtigt, daß die Arbeiter auf etwa 40% Ueberver- 
dienst kommen sollten, d. h. daß sie tatsächlich etwa nur 17—18 Stun- 
den brauchen würden, so richtete man eben das Prämiensystem so ein, 
daf durch Verlängerung der veranschlagten Zeit (um ca. 20%) dieselbe 
Prämienhöhe wie vorher auch dann erreicht wird, wenn die Arbeit in 
17—18 Stunden erledigt wurde. 

Ich muß bekennen, dafl ich bei meiner Verurteilung dieser Lohn- 
bemessungssysteme) die Möglichkeit so überaus weitgehender Irrtümer 
in der Veranschlagung der erforderlichen Arbeitszeit nicht in Erwägung 
gezogen hatte. Die Harmsischen Darlegungen haben mich davon über- 
zeugt, daß das absolute Leistungslohnsystem schlechthin unsinnig wir- 
ken kann. Auch verdanke ich den Betricbsleitern von Staatsbahnwerk- 
stätten einschlägige Mitteilungen, die mich gleichfalls erkennen ließen, 
da bei einer Handhabung des Rowansystems in solcher Weise, wie 
sie in der Marineverwaltung eingeleitet ist, die schwerwiegenden Be- 
denken, die ich gegen das System erheben zu müssen glaubte, gerade- 
zu gegenstandslos werden. 

Im Anschlu an einige Auseinandersetzungen, die gegen die zu 
teuere Arbeit und einige andere damit in Zusammenhang stehende 
Mängel der Verwaltung militärischer Fabriken gemacht sind, kritisiert 
Hauptmann a. D. Preuss auch die Lohnordnung und erblickt ihre 
Schwäche hauptsächlich darin, dafs neben der Einteilung in Arbeiter 
I. und IT. Klasse eine zweite Einteilung in Arbeiten mehrerer Klassen 
besteht. Der Arbeiter II. Klasse empfindet es als Beeinträchtigung, so 
und so rangiert zu werden und doch Arbeiten I. Klasse ausführen zu 
müssen, während der Arbeiter I. Klasse Arbeiten II. und III. Klasse 
verrichtet. Der Verf. tritt dafür ein, daf lediglich die Arbeit in Klassen 
eingeteilt und dementsprechend bezahlt werde. Ein Höchst-Verdienst 
solle nicht überschritten werden. 

Ungleich gröfsere Bedeutung als den bisher besprochenen Arbeiten 
über Löhnungsmethoden kommt dem Unternehmer des Zentralvereins 
für das Wohl der arbeitenden Klassen zu. In den oben genannten 


7) In den Beiträgen zur Lehre von den Lohnformen, Tübingen 1904, insbes. 
S. 63 ff. Im übrigen vgl, über die Inferiorität des Systems gegenüber der Akkord- 


Iöhnung das unten S. 499 Gesarte. 


Neuere Literatur über die Lohnfrage. 493 


Publikationen ist ein Grundstein für eine systematische Erschließung 
des hier erörterten Fragenkomplexes gewonnen. Und eine solche Er- 
schließung mußte in der Tat erst vorgenommen werden, darüber kann 
nach dem jetzt vorliegenden Material kein Zweifel mehr sein. Die ver- 
öffentlichten Arbeiten (III. 4) entwickeln die Lohnfestsetzung, die Lohn- 
berechnung, die Lohnauszahlung, die Verdienstschwankungen, die Zu- 
sammenhänge zwischen Lohnmethode und Arbeitsleistung, zwischen 
Lohnhöhe und Lohneinkommen unter dem Einflusse der Lohnmethode 
einerseits, von Alter und Dienstzeit anderseits, die Machtstellung des 
Meisters, die Akkordbegrenzung u. s. f. als eine Reihe höchst bedeu- 
tungsvoller Spezialprobleme, die nun auch auf anderen Industricege- 
bieten dringend der Bearbeitung harren. 

Der vereinigte Vorstand und Ausschuß des oben genannten Ver- 
eins hat 1903 eine Kommission eingesetzt, welche Erhebungen und Be- 
arbeitungen auf dem Gebiete der Entlöhnungsmethoden zunächst der 
Eisenindustrie in die Wege leiten sollte. Diese Kommission hat es als 
ihre Hauptaufgabe bei den anzustellenden Untersuchungen angeschen: 
nicht eine Sammlung, Statistik und Bearbeitung der Lohnhöhe, son- 
dern die Schilderung der Lohnmethoden und ihre Wirkung einerseits 
auf die Unternehmung und ihren Reinertrag, andererseits auf dic Ar- 
beiter«e. Die Entlöhnungsmethode ist, wie der Einleitungsbericht der 
herausgebenden Kommission mit guter Begründung hervorhebt, ein 
Haupt-Iixperimentierfeld in der jetztzeitigen Grofsindustrie und weder 
auf Seite der Arbeitgeber, noch auf der der Arbeiter ist man zu einem 
abschließenden Urteil über die grössere Zweckmäfligkeit oder die höhere 
Gerechtigkeit der cinen oder der andern Lohnbemessungsmethode ge- 
kommen. 

Ein großes Verdienst fällt den Herausgebern schon insoweit zu, 
als es notwendig ıst, über die vielen Erfahrungen, die überwiegend 
nicht über die Schwelle des einzelnen Fabrikbetriebes hinauszudringen 
pflegen, endlich die weitesten Kreise zu informieren. 

Die Arbeiten sind, abgesehen von der Reicheltschen, durchweg 
Darstellungen auf Grund der Erhebungen in ciner Mehrheit von Be- 
trieben. Bosselmann erörtert die Verhältnisse im Eisenhüttenbetrieb 
in Lothringen-Luxemburg und an der Saar in einem ersten Teil, der 
zweite Teil seiner Arbeit schildert die einschlärigen Zustände in der 
hauptsächlich im Ober-Elsaf5 heimischen Maschinenbau-Industrie und in 
der Werkzeug- und Kleineisenindustrie des Unterelsaß. Timmermann 
hat Hütten-, Stahl-Walzwerke und Masehinenfabriken, u. z. große und 
mittlere Betricbe in seine Untersuchung einbezogen, Schulte alle in 
Berlin vertretenen Kategorien von Maschinenbau-Unternehmungen, wäh- 
rend Simmersbach blof die Grof-Eisenindustrie einer Besprechung 
unterzieht, aber gleichfalls neben Hütten-, Stahl- und Walzwerken Kon- 
struktionswerkstätten berücksichtigend. Jeidels erörtert das Problem 
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ausser für die Hüttenindustrie, der Gief3erei, für die Maschinenfabrikation 
in der Eisenverarbeitung und für die Maschinenindustrie Rheinland- 
Westfalens, auch für die märkische Kleineisenindustrie, die bergische 
Stahlindustrie und für einen Staatsbetrieb. Die Günthersche Arbeit 
endlich berücksichtigt die bayrischen, württembergischen, badischen 
und südwestpreussischen Fabriken der Eisen- und Maschinenindustrie. 
Bei besonderer Bevorzugung der Großindustrie im Maschinenbau und 
der Hüttenindustrie ist territorial eine möglichst umfassende Darstel- 
lung offenbar angestrebt gewesen. Sie ist insofern nicht erreicht wor- 
den, als die Arbeit über Schlesien und Sachsen gegenüber den übrigen 
als unzulänglich bezeichnet werden muß. 

Abgesehen davon ist aber recht wertvolles ja z. T. geradezu ausge- 
zeichnetes erreicht worden. Obgleich der Standpunkt der einzelnen 
Bearbeiter mitunter unverkennbar cin ausgesprochen arbeiterfreund- 
licher, in anderen Fällen ein den Unternehmer-Interessen näherliegen- 
der ist, so kann doch das bisherige Ergebnis der Untersuchungen ob- 
jektiv in den wichtigsten Beziehungen befriedigen und wenn das ganze 
Unternehmen mit einer schr guten Note versehen werden kann, so ist 
es besonders Verdienst der Bearbeiter der beiden zuletzt erschienenen 
Hefte Jeidels und Günthers, deren Arbeiten eine Fülle interes- 
santer Beziehungen und Kausalzusammenhänge aufdecken. Welche Menge 
von Kleinarbeit in der Organisation des inneren Dienstes eines Groß- 
betriebes gewinnt da Bedeutung und wird in den Bereich sozialpoliti- 
scher Betätigung gerückt! Freilich, man wird nicht allen Anregungen 
der Bearbeiter gleiche Wichtigkeit beimessen dürfen, in vielen stellt 
sich das Urteil eines Bearbeiters gerade im Zusammenhalte mit Beob- 
achtungen und Feststellungen der anderen Bearbeiter als einseitig durch 
konkrete Eindrücke ausgelöst als zu sehr generalisiert dar und gar 
mancher der Entwicklungsvorgänge erweist sich, weil aus dem Bedürf- 
nis nach höchster Zweckmätßsigkeit schlechthin (nicht etwa bloß dem 
Unternehmerinteresse) entspringend, als unabwendbar und damit die 
sozialpolitische Ingerenz als überflüssige. Besonders instruktiv in dieser 
Richtung sind die eingehenden Darlegungen Jeidels über den »papiere- 
nen Apparat« (S. 190 ff.). 

In die Einzelheiten der Darstellungen kann hier nicht eingegangen 
werden, nur ein paar orientierende Bemerkungen über die wichtigsten 
Arbeiten. 

BRosselmann hat sich ziemlich streng an den Arbeitsplan ge- 
halten und es zeichnet sich seine Arbeit durch das Bestreben aus, den 
Zusammenhang zwischen den Lohnmethoden und der Technik klarzu- 
stellen. Er schildert anschaulich die einzelnen Arbeiter und deren 
Entlöhnungsarten im Hochofenbetricb, Stahlwerks- und Puddel-, Walz- 
werks- und Greßsereibetrieb, endlich (II. Abschn.) im Maschinen- und 
Kleineisenbetricb. Die gewiße gute Zusammenfassung der für die Be- 
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urteilung der Löhnungsmethoden maßgebenden Gesichtspunkte kommt 
nicht allzuviel über bekanntes hinaus. Der Verf. glaubt auch fort- 
dauernden langsamen Uebergang von der Zeit- zur Akkordlöhnung in 
der Maschinenindustrie behaupten zu dürfen, eine Annahme, die mit 
den Beobachtungen anderer Bearbeiter auch nicht ganz in Einklang 
steht. Dasselbe gilt bezüglich seiner Anschauung, die Natur des Ma- 
schinenbaues bringe es mit sich, daß der Einzelakkord vorherrsche. 
Das soll meinerseits selbstverständlich nicht Widerspruch bedeuten. 
Ich hebe es aber hervor, B. scheint unter diesem Eindruck gestanden 
zu sein, ebenso wie cs interessant ist, daß er das Akkordmeistersystem 
als den häufigsten Typus des Gruppenakkordes bezeichnet, während 
aus Jeidels’ und Günthers, auch den Berliner Arbeiten sich solches 
nicht ergibt. Es scheint der von B. mehrfach betonte Gegensatz zwi- 
schen älteren und jüngeren Werken (S. 116, 130, 138, 142) wie auch 
der zwischen kleineren und größeren Betrieben geradezu auch regio- 
nale Verschiedenheiten in dem Vorherrschen einer bestimmten Methode 
zu bewirken. 

B. bringt ferner eine Reihe wichtiger Beobachtungen, so über den 
Einfluß neu entstehender Unternehmungen auf die Lohnhöhe, über ver- 
hältnismäflig geringes Schwanken der Löhne, vorbildliche Wirkung des 
staatlichen Betriebes u. a. m. leider ohne sie derart zu belegen wic cs 
wissenschaftlich geboten wäre. Darin bekundet sich des Verfassers Nei- 
gung zu sehr in allgemeinen Wendungen (so z. B. S. 144 über die 
Wirkung des Akkords auf die Leistungsfähigkeit) stecken zu bleiben, 
die die erste Hälfte des Buches beeinträchtigt. Der II. Teil (Maschi- 
nen- und Kleineisenindustrie) ist entschieden besser geglückt und ich 
möchte nur beispielsweise auf die interessanten Bemerkungen (S. 156 ff.) 
über die Wirkungen der Bedürfnislosigkeit hinsichtlich der ganzen be- 
ruflichen Gestaltungen aufmerksam machen. — B. schließt mit einem 
Ausblick auf die zu gewärtigende Entwicklung, die seiner Ueberzeugung 
nach zur Gewinnbeteiligung führt. Von der rückständigen Arbeiter- 
schaft, die mit Wohlfahrtseinrichtungen bezahlt werden müsse, gehe die 
Entwicklung über die höher bar und nur unmittelbar nach dem tech- 
nischen Erfolg entlohnten Arbeiter mit Tarifverträgen zur ökonomisch 
und sozial reifen Berufsarbeiterschaft mit Gewinnbeteiligung. 

Timmermann ist bestrebt, auch anderes, was außer Lohnhöhe 
und Arbeitszeit Einfluß auf die Gestaltung des Arbeitsverhältnisses 
hat, darzustellen und wie seine Ausführungen zeigen, mit Recht, denn 
aus ihnen tritt die Relativität der Berechtigung aller Löhnungsprinzi- 
pien deutlich hervor. T. erkennt einen nicht zu unterschätzenden Ein- 
fluß der genaueren Kalkulation auf die Löhne, einerseits durch Beein- 
trächtigung der sog. Meisterwirtschaft und anderseits durch Gewinnung 
scnauerer Unterlagen für die Akkordfestsetzung. Hervorgchoben seien 
die Darstellung der Lohnvereinbarung (Kap. V) und die Erörterungen 
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über die natürliche und die künstliche Akkordgrenze (Kap. XL). Be- 
sonderes Gewicht legt der Verfasser auf eine gewisse Konstanz einer 
Löhnungsmethode. Dics lasse sich wohl abändern, nicht aber ohne 
weiteres die allgemeinen Umstände, nach denen sich in den meisten 
Fällen die praktische Handhabung der Methode regle (z. B. Arbeiter- 
angebot usw.). 

Die beiden Berliner Arbeiten (Heft 5 und 7), die nur die Maschi- 
nenindustrie behandeln, berühren sich inhaltlich mehrfach mit den 
Untersuchungen über Rheinland-Westfalen und über die bayrischen Ver- 
hältnısse. Für den Stand der Dinge ist es charakteristisch, daß sogar 
in Berlin die Machtstellung der Werkmeister bei der Vereinbarung und 
Berechnung der Akkordlöhne durchaus nicht überall schon so weit 
zurückgedrängt ist, als man das nach der regen Fühlung, in der die 
Arbeiterschaft dort mit den Führern der Organisation wie mit den 
Emanzipationsbestrebungen überhaupt steht, erwarten konnte. Schul- 
tes Schilderung weist darauf hin, daß zwar sogar die Ermittlung des 
l.ohnes durch den Meister noch vorkomnit (S. 32), daß aber in Bezug 
auf die Lohnvereinbarung die Unterwerfung des Meisters unter eine 
fortlaufende Kontrolle zu den Prinzipien der Fabrikorganisation der 
modernen Maschinenfabrik gehört. Reichelt zeigt, daß der Einfluß des 
Meisters in der Schmiede am größten, in der Maschinenbau- und Werk- 
zeugabteilung am geringsten ist. Je größer der Machtbereich des Meisters 
umso mehr wird es zutreffen, daf3 die Vorzüge des vortrefflichsten in 
einer Fabrik eingerichteten Systems der Lohnvereinbarung, Arbeitskon- 
trolle und Lohnzahlung durch schlechte Handhabung in ihr Gegenteil 
verkehrt werden können. Die Leitung des Betricbes, den Reichelt 
schildert, räumt den Meistern cine noch vollständigere Stellung ein, 
aber es ıst ınteressant, daf3 diese Vormacht der Meister mit dem Um- 
stande zusammenhängen soll, dafs bei Gründung des Unternehmens 
auf cine weitgehende Selbständigkeit der Meister nicht verzichtet wer- 
den konnte, da an ihnen zum großen Teil der Erfolg hing. Im Laufe 
der Entwicklung tritt die Ucberwindung dieser Selbständigkeit unter 
gleichzeitiger Entwicklung eines Zentralorgans, des Lohnbüros, ein. 
Namentlich Reichelt betont cs, daß eines der schwerwiegenden 
Nachteile des Akkordsystems eben diese Abhängigkeit der Arbeiter 
von den Meistern sei (S. 62). Es kann als Trost gelten, daß die 
Stellung der Zwischenmeister mit dem Alter einer Industrie an Macht 
und Einfluß einbüßt (S. 47). Mit dieser Demokratisierung der Fabrik- 
verfassung mußaber eben, wie es scheint, cine gewisse Zentralisierung 
Hand in Hand schen, die in der von Jeidels ausgezeichnet darge- 
stellten Funktion des Lohnbüros eine konkrete Gestalt gewinnt. 

Aus Schultes Arbeit seien hervorgehoben die Beobachtung, daß 
die Akkordmethode an den Mehrkosten, die sie verursacht, eine Schranke 
findet, ferner die ziemlich eingehende Erörterung der Akkord-Hcrab- 
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setzung (S. 53 ff.), endlich Mitteilungen über die Rolle der Gewerk- 
schaft und über die Entwicklung der Streikbewegung, die dem Ver- 
fasser Gelegenheit geben, die günstige Einwirkung des Berliner Ge- 
werbegerichtes als Einigungsamt rühmend hervorzuheben. Dem Tarif- 
vertrag scheint Sch. in der Maschinenindustrie nicht allzu viel Ver- 
trauen entgegenzubringen, er meint, zu einem einheitlichen Lohntarif 
werde cs schwerlich kommen (S. gr). 

Ich möchte nicht unerwähnt lassen, dafs das Zeit-Prämien-System 
nach den Beobachtungen Timmermanns (S. 103) wie Schultes (S. 65) 
sich nicht zu entwickeln vermochte. Auch Reichelt bestätigt dies 
(S. 51), dessen Darstellung sich insbesondere auch insofern als gute 
Ergänzung der Schulteschen erweist, als sie nach mancher Richtung 
Ansätze zu einer Schilderung jener Vorgänge und Tatsachen zeigt, die 
kurz als Auslese und Anpassung der Arbeiter ım Berufe bezeichnet 
werden. 

Im Rahmen dieses Literaturberichtes ist ein Eingehen auf Einzel- 
heiten bei der Besprechung der beiden letzten Arbeiten (Heft 6 und 7) 
kaum angängig. Jeidels (6), der mit guter kritischer Begabung 
starke Abstraktionsfähigkeit verbindet, vertieft die Arbeit durch Ein- 
sehen in die Details und man gewinnt doch ein lebendiges Bild und 
Ueberblick über die Masse von Gesichtspunkten, die bei der Wahl 
der Bemessungsmethode wie bei der Wertung ihres Funktionierens Bc- 
deutung gewinnen. Er veranschaulicht sehr faßlich eine Reihe von 
Sonderproblemen, die von den anderen Bearbeitern gar nicht oder nur 
sehr flüchtig berührt sind, z. B. die Behandlung der Ausschuß-Produktion 
(S. 25, Schulte S. 63), die Schwicrigkeiten eines Akkordtarifes, d. h. 
einer richtigen Abstufung der Akkordsätze für gleichartige aber doch 
verschiedene Leistungen (z. B. im Röhrenwalzwerk die Abstufung nach 
Länge und Dicke der Röhren), die Aufteilung des Akkordes innerhalb 
der Kolonnen u. dergl. m. Namentlich Jeidels Beobachtungen lassen dic 
ganze Tragweite einer Abnahme der Meister-Selbständigkeit gut ermessen. 
In der Verschiebung der Instanzen, die den Akkord festzusctzen haben, 
äußert sich geradezu die Entwicklung der Löhnungsmethoden (S. 96 
bis 106), der Einfluß des Meisters auf die Lohnbestimmung sci in Rhein- 
land-Westfalen überall zu finden, wo das patriarchalische Arbeitsver- 
hältnıs noch vorherrscht. Aber die fortschreitende industrielle Ent- 
wicklung bringe eine Einschränkung dieser Meisterschaft zu Wege: wo 
Massenfabrikation und Tarife bestehen, wird das Akkordbuch des 
Meisters bloß noch zum Ausweis der verarbeiteten Zeit und der fer- 
tigen Produktion gebraucht, die Akkordsätze weiß das Lohnbüro (S. 197 f). 
Die Gründe dieser Umgestaltung sind freilich keine sozialpolitischen, 
sondern betricbstechnische £), wobei auch mitspielt, dafi die Unfallver- 
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sicherung die Aufzeichnung der Jahreslöhne der Arbeiter, die dem 
Büro obliegt, notwendig macht. 

Jeidels entwickelt die Gegensätzlichkeit der Vorbedingungen für 
die Massenfabrikation in der Eisenfabrikation einerseits (z. B. Fahr- 
radbestandteil-Erzeugung), für den Maschinenbau i. e. S., Eisenkonstruk- 
tionen, Waggonbau anderseits. In der ersteren existiert das Problem 
des Zeit- und Stücklohns überhaupt nicht: der Einzelakkord mit Lohn- 
bemessung nach Stück oder Gewicht herrscht vor (S. 60). Für den 
Maschinenbau liegen die Dinge schon nicht so einheitlich: Schmiede, 
Dreherei, Schlosserei, die sehr verschiedenartigen Montagearbeiten, 
alle diese Gruppen weisen ihre Besondcrheiten auf. Die Ausführungen 
darüber sind vom ersten bis zum letzten Wort lehrreich. Eine ganze 
Reihe neuer Erscheinungen und Motive lernen wir kennen; daß die 
Entwicklung der Maschine die I.ohnmethode mitbestimmt, ist bekannt, 
aber es ist, soweit ich sche, bisher nicht beobachtet worden, daß die 
Akkordmethode Anwendung findet, um die vorsichtige Behandlung der 
Maschine zu bewirken, da hiedurch Minderleistungen durch Repara- 
turen vermieden werden können, ein Zusammenhang, der namentlich 
bei automatischen Maschinen aktuell ist. Aus demselben Motiv der 
Maschinen-Schonung heraus entstehtaber auch ein besonderer Gruppen- 
akkord mit dem Zwecke gegenseitiger Ueberwachung der an der Gruppe 
Betciligten: eine eigenartige, nach J. aber die einzige Fortbildung des 
Einzelakkordes in der Masscnfabrikation (S. 61). 

Die Jeidelsische Arbeit, die schon dadurch besonderes Interesse 
gewinnt, dafs sie die Verhältnisse im Krupp’schen Riesenorganismus 
mit erfat, bietet eine fortgesetzte Reihe von Belegen dafür, daß die 
Entlöhnungsmethode unter der Herrschaft des ökonomischen Prinzips 
steht; das Grundgesetz der großindustriellen Entlöhnungsmethode ist: 
den Arbeiter dazu zu bringen, das Acufserste zu leisten und den Ak- 
kordsatz diesem Leistungsniveau anzupassen (253). Daß das Walten 
des ökonomischen Prinzips volkswirtschaftlich, sozialökonomisch nutz- 
bringend ist, wird in vielen Beziehungen durch Details der Darstellung 
bestätigt, aber wenn ich einen Mangel der Jeidelsischen Untersuchung 
nicht verschweigen kann, so ist es das Fehlen einer eingehenderen 
Erörterung der Frage, wie weit der allzu scharf gespannte Bogen der 
Leistungssteigerung sich mit der Erhaltung eines gesunden kräftigen 
Arbeiterstammes, ohne den die Maschinenfabrik z. B. dreimal so teuer 
arbeiten soll (S. 231), verträgt, wie weit das ökonomische Prinzip wirk- 
lich gewahrt wird, wenn mit der Zentralisierung der Lohnfestsetzung 
die Gefahr der zu weit gehenden Vernachlässigung der Individuali- 
sierung auftaucht. J. selbst berührt diese Dinge in der Besprechung 
Problem der Akkorderenze, die aus einer schematischen zur systematischen wird 
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der Beschwerden der Arbeiter. Ich verkenne nicht, daß J. nach man- 
chen Richtungen die hier gemeinte Frage streift (so S. 276 f.), aber 
die Bemerkungen stehen nicht in richtigem Verhältnisse zu der sonstigen 
Vertiefung der Probleme. Daß die Qualität »Gerechtigkeit« zurücktritt 
gegenüber der Zweckmäßigkeit der Löhnungsmethode, hebt J. gut her- 
aus. Ueberzeugend hat er dargelegt, daß der Akkordsatz, nicht der 
Verdienst sich nach der Leistung richtet und daß die grundlegende 
Vorstellung, die in Fragen der Löhnungsmethode die Fabriken be- 
herrscht, der marktmäfsige Lohn ist, gleichgültig wie immer er Aus- 
druck findet. »Zeitmaß, Leistung oder die Verbindung von beiden 
sind nur die Herstellung einer Beziehung zwischen der imaginären 
l,ohnhöhe und dem Arbeitsprozef3... Das theoretisch Wesentliche 
ist die historische Bedingtheit dieser Auffassung der Entlöhnungsme- 
thode« : wo die Leistung und ihr Preis stabil sind und die höher be- 
zahlten Arbeiter nicht durch gleich leistungsfähige aber Niedrigerent- 
lohnte verdrängt werden, herrscht Lohnung nach Leistung, Ge- 
rechtigkeits-Prinzip, Akkordsystem, wo die Lcistung fort- 
erhöht,dieAkkordpreiseimselbenTempo gedrückt, 
teurere durch billigere Arbeitskräfte verdrängt werden, da ist der A k- 
kord nur Bemessungsmcethode wie in der modernen Groß- 
industrie. 

Die Entlöhnungsmethode wird unter die Gewalt des Trägheitsge- 
setzes der Preisbildung gedrückt, die durch das Akkordsystem ge- 
botene Möglichkeit ciner vielleicht sprunghaften Durchbrechung dieses 
Trägheitsgesctzes wird durch andere Kräfte, die in der modernen Groll- 
industrie wirken, aufgehoben. 

Günthers Arbeit (Heft 7) bietet als die zuletzt erschienene in- 
sofern schon besonderes Interesse als sie die Berliner Arbeiten als 
Hintergrund zur Verfügung hat und manche Verschiedenheit fest- 
stellen kann, nach denen sich die Behauptungen der Bearbeiter für 
Berlin als zu allycmein gefafst darstellen. Geradezu korrigiert werden 
die Angaben über die Verbreitung des Akkordlohnes unter den ge- 
lernten Arbeitern, insofern bei ihnen Zeitlohn weit stärker verbreitet 
ist, als nach Reichelt anzunehmen wäre. Im allgemeinen steht nach 
G. die Anwendung bestimmter Lohnmethoden nicht so wenig unter 
dem Einfluß persönlicher Umstände, als man nach Reichelt glauben 
möchte. 

Ob dagegen die Voraussetzungen, die G. für das Akkord-System 
aufstellt (S. 25—30) durchaus verallgemeinert werden dürfen, scheint 
mir freilich insbesondere im Hinblicke auf Feststellungen Jeidels’ recht 
zweifelhaft. Im übrigen finden sich bei G. viele Beobachtungen Jeidels’ be- 
stätigt, so z. B. betreffs Veberhandnehmen des Bürokratismus (S. 5ı) in der 
Akkordbemessung. Aber es scheint, als ob der Charakter des Fabrik- 
Regimes in dem von G. bearbeiteten Süddeutschland doch nicht uner- 
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hebliche Wirkungen habe, die eine stärkere Differenz z. B. gerade im 
Einfluß des Meisters gegenüber Rheinland-Westfalen erklären. G. meint 
die Kompliziertheit des Mechanismus einer modernen GrofSunternehmung 
sei so sehr auf den guten Willen der Arbeiter angewiesen, dafè 
das Streben diesen guten Willen zu erhalten an sich bestimmte Prin- 
zipien für das Verhalten der Unternehmer nach sich ziehe. So legt er 
denn auch großes Gewicht auf die Mitwirkung der Arbeiter bei der 
Akkordvereinbarung und man gewinnt den Eindruck aus G.s Darstel- 
lung, daß jenes emsige Verfolgen der kleinsten Rentabilitätssteige- 
rungs-Möglichkeit, wie cs sich in der Jeidelsschen Darstellung für Rhein- 
land-Westfalen spiegelt, gegenüber dem anderen Naturell der doch 
wesentlich in einer anderen Luft grol gewordenen Arbeitermasse 
Bayerns sehr wenig am Platze wäre. Der Gegensatz zwischen 
Nord und Süd, der sich doch selbst in der straffen Organisation 
der sozialdlemokratischen Partei nicht überwinden läßt, kommt also 
offenbar auch bei dem Organisieren der Arbeit zu mächtiger Geltung. 
Die Ent-Individualisierung der Löhnungsmethode scheint vorläufig 
wenigstens in Süddeutschland doch mit einer weniger absoluten Ver- 
fassung erkauft werden zu müssen (S. 52, 60). 

Besonders beachtenswert ıst, was G. mehrfach hervorhebt: der 
große Sprung im Verdienst vom Hilfsarbeiter und Taglöhner zum an- 
gelernten Arbeiter, dem Hobler, Fräser, Bohrer u. s. f. sei nicht mit 
einer plötzlichen Wertsteigerung der betreffenden Arbeitskraft zu er- 
klären, sondern mit der durch die andere Löhnungsmethode verbun- 
denen Intensivierung der Arbeitskraft-Nutzung. Den Mehrverdienst im 
Werklohn gegenüber der Verdingung im Zeitlohn veranschlagt G. auf 
Grund sehr vorsichtiger Berechnungen auf 20—30°jo(S. 76). Ueber- 
haupt ist cine Stärke der G.schen Darstellung die statistische Fundic- 
rung der statistisch zu behandelnden Probleme. Das gilt z. B. auch 
von der Untersuchung der Verdienstschwankungen (S. 80 ff.). Gegen 
Timmermann polemisierend scheint G. den Wert der Gleichmäßigkeit 
der Lohneinnahmen zu unterschätzen, aber es ist zuzugeben, daß die 
Sache ihre zwei Sciten hat und da Beschwerden doch auch über- 
tricben werden. Die Spannung gegenüber den Zeitlöhnen muß sicher 
auch bestehen und das praktische Problem liegt in der Hauptsache 
darin, dafs die ÄAbschlagszahlunsen dem Akkordmehrverdienst auch 
etwas entsprechen sollten. G. verlangt mit Recht von der Elite der 
Arleiterschaft, daß sie wenigstens ihre kleine Hauswirtschaft in Ord- 
nung halten, auch wenn die Einnahmen von Woche zu Woche schwan- 
ken. Meiner Erfahrung nach sind die bezüglichen Klagen von Timmer- 
mann zu tragisch genommen worden. Ein anderes ist es freilich da- 
mit, daß die Akkordlöhner von den Konjunkturschwankungen, also 
von Schwankungen in großen Perioden schwerer betroffen werden als 
Zeitlöhner. Und bezüglich dieser Schwankungen ist G.s Auffassung 
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(S. 108) allerdings stark optimistisch. 

Wirklich schönes Material über die Verdienstverhältnisse nach 
Altersklassen ist gediegen verarbeitet durch graphische Darstellungen 
gut veranschaulicht. Für eine Lokomotivfabrik ergibt cine Betrachtung 
des Zeitraumes ı886--1906 eine entschiedene Verbesserung in der 
Richtung, daß mit zunehmendem Alter die Verdienstbeträge nicht 
schlechtere werden: waren vor 20 Jahren die 35—4ojährigen Schlosser 
die Höchstverdiener, so beziehen jetzt die alten Leute über 5o Jahre 
den höchsten Lohn und selbst nach dem 60. Jahre ist noch kein Ab- 
fall zu merken (S. 131). Vielleicht liegt aber doch auch hier eine zu 
optimistische Generalisierung einer singulären Erscheinung vor, was 
ich auch bezüglich G.s Bemerkung annehmen möchte, auch im Akkord- 
system lebe der reine Kapitalismus nur in der Idee. Zu der Verwirk- 
lıchung des kapitalistischen Prinzips, daß die Leistung der Gegen- 
leistung entsprechen müsse, brauche man Menschen, die aber daneben 
doch stets anderen Regungen Raum geben (143). Und wenn G. meint, 
die praktischen Unvollkommenheiten des Akkordsystems milderten 
manche Mängel, die hervortreten würden, wenn es allen theoretischen 
(recte: kapitalistischen!) Anforderungen entspräche: so ist damit doch 
eine Schwäche des Systems einbekannt, die dort, wo das kapitalistische 
Prinzip vollkommener d. h. unpersönlicher herrscht, vielleicht doch schon 
recht bedenklich bemerkbar wird. Leider berichtet Jeidels darüber 
nichts näheres. 

Ein hohes Niveau kritischer Urteilskraft bekundet G. mit der 
ethischen Würdigung des Gruppenakkordes, von dessen Verallgemeine- 
rung er sich eine namhafte Hebung der sittlichen Beziehung zwischen 
den Arbeitern verspricht (S. 154 f). Auch die Ausführungen über die 
Kausalität zwischen Entlöhnungsmethode und Arbeitsleistung enthalten 
manchen guten, beherzigenswerten Gedanken (S. 185 ff.). 

So ergänzt die Güntherische Untersuchung namentlich die Jeidelsische 
in vicien Beziehungen, aber ich kann den Wunsch nicht unausgesprochen 
lassen, daß bei einer Fortsetzung der Untersuchungen die Bearbeiter 
dazu veranlaßt werden mögen, besonderes Augenmerk auf jene Ge- 
sichtspunkte zu lenken, die nur in einer der beiden Darstellungen be- 
rücksichtigt sind, bezüglich deren aber, u. z. gerade im Hinblicke auf 
das Hereinspielen völkerpsychologischer Einflüsse, die Möglichkeit 
wesentlich anderer Zustände vorliegt. Nach den Ergebnissen der Unter- 
suchungen kann es keinem Zweifel unterlicgen, daf Jeidels Recht hat, 
wenn er sagt: die Wirksamkeit der Entlöhnungsmethoden wird durch 
die allgemeine Erfassung der Verhältnisse des Arbeiters garantiert 
(231). Von diesem Zusammenhang aus ist auf die Charakterisierung 
des ganzen Arbeitsverhältnisses, wie sie Jeidels gibt (Reichelt zeigt nur 
ungenügende Ansätze, nur Material, keine Durchdringung) das größte 
Gewicht zu legen. Fine Fortsetzung des Unternehmens des Zentral- 
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IV. Ueber Gewinnbeteiligung. 

I. Freese, Heinrich. Die Gewinnbeteiligung der Angestell- 
ten. Gotha, Perthes 1905. Kl. 8°. 7o S. 

2. Stiel, Wilhelm. Diplomingenieur. Die Gewinnbeteiligung 
der Arbeit. Ihre soziale Bedeutung und Durchführbarkeit. Dresden, 
Böhmert 1905. 8°. VII u. 114 S. 

3. Heissner, W. Die Gewinnbeteiligung der Arbeiter in 
Deutschland in Jg. 1907 der Annalen des Deutschen Reichs. 

4. Brandt, Hans. Gewinnbeteiligung und Ertragslohn. Bei- 
träge zur Geschichte und Kritik der Theorien über die Teilnahme der 
Arbeiter am Reingsewinn. Dresden, Böhmert 1907. 8°. z19 S. 

In dem auf dem 15. evang.-sozialen Kongreß in Göttingen gehal- 
tenen Vortrag, der in dem oben genannten Büchlein (IV. 1) Freescs 
veröffentlicht ist, hat er eine Fortsetzung seiner vorausgegangenen 
Veröffentlichungen (insbesondere Fabrikantenglück) gegeben. Er seht 
darın insbesondere den Ursachen nach, die der Verbreitung des Ge- 
winnbeteiligungssystems im Wege stehen. Aus seinen Bemerkungen 
über die von theoretischer Scite geltend gemachten Bedenken sei cine 
kurze, aber zutreffende Zurückweisung der Zurechnungstheorie hervor- 
gchoben, von der ja die Theorie leider überwiegend sich noch be- 
herrschen läßt. \Wertvoll ist ferner, dafs Freese mit voller Klarheit 
das Prinzip verficht: Ohne Tarifvertrag keine Gewinnbeteiligung. Die 
(rewinnbeteiligung ist eben keine Lösung des Lohnproblems. Aus diesem 
Prinzip folgert er mit Recht die weitere Norm, dafs die Gewinnbe- 
teiligung nicht unter Verminderung der festen Zeitlöhne eingeführt 
werden dürfe. Freese zeigt in der weiteren Darstellung insbesondere 
sein eigenes Verfahren und Fehler, die an den Mitserfolgen, die man 
mit dem System da und dort gehabt, die Schuld trügen. 

Auch aus diesen wie aus den anderen Schriften Freeses spricht 
die starke Persönlichkeit mit ihrer Begeisterung für die Sache. Das 
erklärt aber auch, dafs er die Zukunft des Systems nicht von dem 
Verhalten der Arbeiter abhängig glaubt und daß er gegen Beck 
polemistert, der diese Auffassung vertritt. Das Erfahrungsmaterial, das 
die Grundlage für die Beurteilung des Systems bildet, läßt m. E. keinen 
Zweifel darüber aufkommen, dafs es ganz überwiegend die Persönlich- 
keit des Unternehmers ist, die über das Schicksal einer Gewinnbetceı- 
ligung entscheidet. Es ist ein guter Zug der Stiel’schen Studie 
(VI. 2), dal er der Bedeutung der psychologischen Grundlagen des 
Systems gerecht wird, was namentlich in dem umfangreichsten Ab- 
schnitte (Kapitel 8) zur Geltung kommt, in dem er die seitens der 
Unternehmer und scitens der Arbeiter geltend gemachten Einwendungen 
gegen das System erörtert und an Hand derselben die Durchführbar- 
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keit desselben untersucht. 

Der Verfasser definiert die Gewinnbeteiligung als eine aus mehreren 
einfachen Lohnsystemen kombinierte Entlöhnungsmethode, die dadurch 
charakterisiert sci, dał der gewöhnliche feste Lohn durch einen den 
Reingewinn des Unternehmens proportinalen, schwankenden Teil er- 
gänzt wird. Das System werde von drei Gesichtspunkten aus beur- 
teilt: 1. als Wohlfahrtseinrichtung, 2. als Lohnsystem, 3. als Mafiregel 
sozialer Gerechtigkeit. Die erste Auffassung sei zulässig, jedoch streng 
darauf zu achten, daß die Beteiligung am Gewinn sich nicht den 
anderen wirklichen Wohlfahrtseinrichtungen derart assimiliert, daf der 
Name das einzige ist, was von ihr übrig bleibt. Das Wesen der G. 
werde durch die Betrachtung als Wohlfahrtseinrichtung nicht erschöpft: 
Gegenüber der zweiten Auffassung gelangt St. zu dem Resultat, dafs 
die G. niemals zu einem Lohnsystem in Widerstreit trete, aber auch 
nicht selbst als Lohnsystem auftreten könne. Auf dem Lohn habe 
sich die Lebenshaltung des Arbeiters aufzubauen, die Gewinnanteile 
seien ein erwünschter Zuschußl. Die G. erscheine aber — zu diesem 
Schlusse gelangt St. -— als Forderung ausgleichender soziafer Gerech- 
tigkeit, sie vermöge, richtig durchgeführt, die Lohnsvsteme vorteilhaft 
zu ergänzen und wirke als Erziehungsmittel so, daß auch die Be- 
ziehungen zwischen Arbeiter und Arbeitgeber bessere werden. Im 
festen Lohn werde die produktive Arbeits-, im Gewinnanteil die speku- 
lative Unternehmungstätigkeit des Arbeiters vergütet. Die Einführung 
der G. habe, solange sie vom Unternehmer abhänge, soziale Bildung 
und soziales Gewissen dieses zur Voraussetzung, zumal das Verständ- 
nis für die Einrichtung bei den Arbeitern in der Regel erst geweckt 
werden müsse. Diese Thesen entsprechen der nüchternen Auffassung, 
die das Stielsche Büchlein auszeichnet. Die theoretischen Ausführungen 
stehen allerdings nicht auf einem gefestigten Boden. Um nur eines 
hervorzuheben, spricht St. von einem Einflusse des Arbeiters auf den 
Wert des Produktes und meint damit — die Stelle (S. 48) ist wohl 
nicht sehr glücklich stilisiert — die Möglichkeit, durch die Art der 
Arbeit, Sorgfalt u. dgl. Kosten zu ersparen. Einfluß auf den Wert 
des Produktes und Einfluß auf den Geschäftserfolg, den der Autor im 
Auge hat, sind aber doch etwas stark verschiedene Dinge. 

Das Originelle an St.s Arbeit ist seine Rechtfertigung der G. Es 
ist ihm kein leerer Schall, wenn er die G. als Forderung sozialer Ge- 
rechtigkeit bezeichnet, denn der Gewinnantcil des Arbeiters ist 
Entschädigung für eine spezifische Unternchmertätigkeit des Arbeiters. 
St. entwickelt eine ziemlich weitgehende Analogie zwischen der Pro- 
duktionsfunktion des Kapitalisten und der des Arbeiters. Der Arbeiter 
suche für seine Arbeitskraft ebenso wie der Kapitalist für sein Kapital 
die ihm am meisten oder am sichersten Erfolg versprechende Ver- 
wertung. Für beide werde zunächst eine feste Vergütung gezahlt, Zins 
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und Lohn; »wenn dann später cin Gewinn erzielt ist, so wird der Zins 
wie der Lohn durch einen Gewinnanteil ergänzt, resp. ist durch einen 
solchen zu ergänzen«. Beim Kapital sei die Trennung verhältnismäßig 
selten äußerlich erkennbar, sei aber vorhanden und feststellbar z B. 
bei Superdividenden. Wie das Kapital trete also auch die Arbeit 
durch ihre Betätigung unternehmend auf und sei aus diesem Grund 
anteilsberechtigt am Unternehmergewinn. »Dancben« zeitige die G. eine 
Reihe schr günstiger Nebenwirkungen, die ihre Anwendung oft auch 
denen richtig erscheinen lasse, die sie als Forderung der Gerechtig- 
keit nicht gelten lassen wollen. 

Dieser Grundgedanke St.s geht davon aus, dal} jede Verwendung 
eines Produktivmittels einen Entschluß des Besitzers voraussetzt, der 
mehr oder minder glückliche ökonomische Wirkungen besitzt, dafl also 
cine Art von Risiko auch der Arbeitskraft-Besitzer durch und mit der 
Wahl seines Berufes oder seiner Arbeitsstelle eingeht. Allein der Ver-. 
fasser übersieht, da jedes verkehrsmäflig erzielte Einkommen, auch 
das spekulative, aus einem oder aus ciner Vielheit von Preisbildungen 
resultiert und dafs diese Preisbildung schr verschiedenartig sich voll- 
zieht. Niemand wird bestreiten, daft der Arbeiter wie der Kapitalist 
ein Geschäftsverhältnis in dem Sinne eingehen kann, daß er als Preis 
ein bestimmtes Entgelt fordert, darüber hinaus aber, von dem Erfolg 
des Unternehmens abhängig, noch Quoten des Reinertrages, also einer 
Differenz aus Preisen. Aber es ist vollständig unangebracht, von einem 
Postulat sozialer Gerechtigkeit zu sprechen. Mit gleicher Notwendig- 
keit wäre cin solcher sozial-kategorischer Imperativ auch für den 
Prioritätengläubiger oder sonstige Kapitalschuld-Gläubiger gegenüber 
Ertrag anstrebenden Unternehmungen geltend zu machen. 

Diese Grundlegung ist also nicht haltbar und überdies umsomehr 
zu bekämpfen, als eine Verwendung des Begriffes Unternehmergewinn 
dabei Platz greift, die die ohnehin der Klärung noch sehr bedürftige 
Terminologie nur noch weiter zu verwirren geeignet ist. Weitere 
Thesen, die speziell aus diesem Argument des Verfassers sich ergeben, 
fallen mit diesem. 

Eine bemerkenswerte kritische Studie über das Gewinnbeteiligungs- 
Problem ist der Aufsatz Heissners (VI 9. Der Verf. gibt im 
ersten Abschnitte eine übersichtliche Analyse des Begriffes G. und 
sciner Determinatoren, im zweiten sichtet er das in der Böhmertischen 
Enquête von ı901 gesammelte Material zwecks Verwendung für eine 
Prüfung der Bedeutung und des Erfolges der bisherigen Gewinnbe- 
teiligungsversuche, und im dritten Abschnitte skizziert er die für diese 
Prüfung geeigneten Fälle, freilich nur 14 von den insgesamt 42, die 
Böhmert in seiner Zusammenstellung endgültig aufgenommen hat. 
Abgeschen von dem Fall der Firma Zeiss, der eine Sonderstellung ein- 
nimmt, sind es aber, wie H. zeigt, nur 5 Firmen, die mit der G. wirk- 
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lich günstige Erfolge aufzuweisen haben. Allerdings eine etwas dürf- 
tige Grundlage für die doch immerhin auf Allgemeingültigkeit abzielende 
Aufstellung gewisser Wirkungen der G. für die beiden Arbeitsvertrags- 
parteien. Diese Dürftigkeit ist H. insbesondere von Brandt (vgl. 
oben IV Nr. 4) zum Vorwurf gemacht worden, u. z. dem ersten An- 
schein nach mit Recht. Allein H. ist es bei der den vierten Abschnitt 
erfüllenden kritischen Erörterung offenbar vor allem um cine syste- 
matische Klarlegung der theoretisch möglichen Wirkungen der G. zu 
tun, wobei er allerdings in erster Linie auf das verwendbare neuere 
deutsche Beobachtungsmaterial exemplifizierend sich stützt und so die 
theoretischen Möglichkeiten aus den Tatsachen gewissermaßen 
kontrolliert. Selbstverständlich ist es, daß der Verf. hiebei auch die 
Voraussetzungen einer vorteilhaften Wirksamkeit des ganzen Systems 
erörtert, was ıhm aber gleichfalls von Brandt vorgeworfen wird, da er 
zu dem m. E. ganz richtigen Schluß kommt, da die Vorteile der G. 
stets auf einen engen Kreis von Unternehmungen beschränkt sein 
werden, in denen die Unternehmer den hohen Anforderungen 
dieses Betriebssystems entsprechen, aber auch die Arbeiter sich der 
inneren und äußeren Wandlung unterwerfen, die allein den Erfolg des 
Systems erwarten lassen. 

Wenn man H. vorwirft, er erblicke zu sehr in der Produktivität- 
steigerung der Arbeit durch die G. den gewollten Erfolg derselben, 
so mul} dem widersprochen werden. Seine Ausführungen rechtfertigen 
diesen Vorwurf durchaus nicht. Soweit kann auch den Anhängern 
der G. eine Unzulänglichkeit des Beweismaterials nachgesagt werden. 
Denn das können diese selbst wohl nicht in Äbrede stellen, daß die 
Zahl der G.-Fälle mit Mißerfolgen schon recht ansehnlich ist und außer 
Betracht lassen kann man solche Mißerfolge wie bei Zimmermeister 
Nieß in Braunschweig eben doch auch nicht. H.s Kritik weist doch 
auch die voreingenommene Verurteilung der G. wie z. B. jene der 
Josefine Braun zurück, weil für eine solche weder in den Tatsachen 
noch in psychologischen Voraussetzungen eine Grundlage besteht. 
Brandt urteilt ja in seinen, freilich der Widersprüche nicht entbehrenden 
Ausführungen ganz im Sinne des Resultates, zu dem Heissner gelangt, 
wenn er feststellt, dafs der Typus des Anteilsystems umso reiner und voll- 
kommener hervortritt, je höher das Niveau sozialen Verständnisses ist, auf 
dem Unternehmer und Arbeiter stehen. Ein gut fundiertes G.-System wird 
mit fortschreitender Besserung des Verhältnisses zwischen den Arbeits- 
vertragsparteien, mit fortschreitender Abschwächung der Klassengegen- 
sätze an Boden gewinnen, und es wird dann schr erfolgreich wirken 
können, daran zweifelt auch H. nicht, aber es ist ein zweckloses Theo- 
Tetisieren, eine wirtschaftspolitische Mafinahme nach ihren »immanenten 
Zweckideen« zu beurteilen, wie Brandt fordert, wenn, wie H. eben klar 
zeigt, die Voraussetzungen für die Wirklichwerdung des Bezweckten, 
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die eben doch in anderen Verhältnissen und Vorgängen zu erkennen 
sind, so spärlich erfüllt sind. Und nun zu Brandt selbst. 

Die umfangreiche Arbeit Brandts zerfällt in zwei Teile, denen 
cin dritter folgen soll. Der erste bringt eine Geschichte der Theorien 
über die Teilnahme der Arbeiter am Reingewinn, der zweite sozusagen 
positive Teil ist überschrieben: Zur Theorie der Gewinnbcteilisung. 
Dem dritten Teil bleibt vorbehalten eine Erörterung der »praktischen 
Organisation von Betriebseinrichtungen auf Grund des Anteilsystems-, 
ihre Ziele und Erfolge. Von den 319 Seiten des Buches entfallen 
231 auf den dogmenkritischen Teil der natürlich vor allem durch die 
Wiedergabe der für und wider die Gewinnbeteiligung vorliegenden 
Anschauungen so stattlich geworden ist. Es werden in diesem Teil 
der Reihe nach kapitelweise crörtert: 

t. Das Anteilsystem Thünens und seine Theorie des naturgemäfsen 
Arbeitslohnes; 2: die Begründung der landwirtschaftlichen Gewinnbe- 
teilisung in Deutschland, insbesondere Schumachers, von der Goltzens 
und Mohls einschlägige Schriften; 3. die Engelsche Theorie der Ar- 
beiterbeteiligung, ihre Ergebnisse und ihre Gegner, insbesondere Scheel 
und Prince-Smith; 4. die Gutachten von Plener und Weigert für den 
Verein für Sozialpolitik; 5. die »grundlegende Theorie des Anteil- 
systemse von Böhmert; 6. die kritischen Untersuchungen des Anteil- 
sytems von Frommer, Wirminghaus, Steinbrenner und Einhauser; 7. die 
Anschauungen Brentanos und Schmollers; 8. Aeufserungen deutscher 
Unternehmer u. z. Vorster, Abbe, Freese, Epstein; g. die Beurteilung 
des Systems seitens der deutschen Sozialdemokratie, wobei Jos. Braun, 
Heissner, Schippel, Bernstein, v. Elm zu Wort kommen; 10. das Pro- 
blem der Ertragsbeteiligung nach neueren kritischen Untersuchungen, 
u. z. von Beck, Stiel, wieder Heissner, Dichl und Hasbach. 

Erweckt schon diese Gliederung naheliegende Bedenken bezüg- 
lich der UVebersichtlichkeit der Darstellung, so tritt der Mangel dieser 
Darstellungsweise der Literatur auch in den vielfachen Wiederholungen 
zutage und wenn der Verf. gegen eine systematische Frörterung ein- 
wendet, sie seci unfruchtbar und ermüdend, so hat er doch keinesfalls 
erreicht, dafs seine Darstellung von diesen Schwächen frei geblieben 
ist. Schließlich konnte B. die Heranziehung schon crörterter Auffas- 
sungen ın seinem theoretischen Teil doch nicht vermeiden und es 
verfällt seine Gesamt-Darstellung dem Eindruck einer gewissen Zer- 
rissenheit. 

Dazu trägt auch der Aufbau im zweiten Teil wesentlich bei. Er 
zerfällt in zwei Paragraphe: $ 1. Wesen und Voraussetzungen der Ge- 
winnbeteilligung S. 235 -265. § 2. Die Gestaltung von Unternehmer- 
gewinn und Arbeitseinkommen unter dem Einfluß der Tirtragsteilung. 
Man sollte nun — um nur cines hervorzuheben — doch meinen, dafs 
die Bemessung des Arbeitsentgeltes nach dem Arbeitsertrag zur Vor- 
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aussetzung hat, daf3 man den Arbeitsertrag als solchen rein feststellen 
kann. Davon ist aber bei den Voraussetzungen der G. nicht die Rede, 
sondern in $ 2 wird ganz zufällig im Anschlusse an die Erörterung 
des Roeslerschen Anteilsystems (Feinsteingutfabrik Roesler in Rodach) 
auch von der Möglichkeit einer Begrenzung des Unternehmergewinnes 
schandelt. Von einer logischen Reihe in der Gliederung des Stoffes 
ist keine Spur zu finden und das beeinträchtigt den Wert der Dar- 
stellung, in der manche gute Ansätze zu finden sind, ganz erheblich 
von vornherein. 

Freilich nur Ansätze! -- Und damit komme ich auf den Inhalt 
selbst. Leider ist für das Referat eine dem Umfange des Buches pro- 
portionale Ausdehnung nicht zu rechtfertigen, das ergibt sich aus der 
Fehlerhaftigkeit der theorctischen Grundlagen der Brandtischen Ge- 
dankengänge. Wie schon der Titel des Buches sagt, soll mit dem 
Buche für einen dem Ertrage der Arbeit entsprechenden Arbeitslohn 
eingetreten werden. Der Lohn sei nach dem bisherigen Gebrauch Er- 
tragsbeteiligung mit festem Durchschnittssatze; dadurch werde das 
Risiko des Arbeiters ausgeschlossen, das dadurch entstehen könnte, 
daß die Unternehmung weniger abwirft, als an Löhnen gezahlt wird. 
Aber der Arbeiter trage dennoch ein Risiko, auch innerhalb der Sphäre 
des festen Lohnes: Reduktion der Arbeitszeit, Arbeitslosigkeit u.s. w., 
bedingt durch den Erfolg des Unternehmens und das begründe den 
Anspruch des Arbeiters auf entsprechende individuclle Gewinnbeteili- 
vung. Würde das allgemeine Lohnnivcau so weit gesteigert, daR es 
einen Zuschlag für etwaige Lohnausfälle resp. zur Sicherung gegen Ar- 
beitslosigkeit enthält, dann würde ein Anspruch auf individuelle Gc- 
winnbetciligung insoweit wenigstens ausgeschlossen sein. Das ist ı. 
d. R. nicht der Fall, also sei variable oder feste Ergänzung des Lohnes 
anzustreben. 

Tatsächlich schwanke der Lohn nach dem durchschnittlichen Rein- 
ertragsniveau der Arbeitgeber nach dem generellen Reincrtrag des 
Produktionszweiges. Aber das entspreche noch nicht einem wirklichen 
Arbeitsertrage, es sei dabei noch eliminiert, was der Unternehmer durch 
cine vom Durchschnitt abweichende Tüchtigkeit oder Untüchtigkeit 
mehr oder weniger erzielt als der Durchschnitt seiner Konkurrenten, 
ferner ob er besser oder schlechter mit Kapital ausgestattet ist als 
diese. Die ökonomische Lage der KEinzelunternehmung könne also für 
die Lohn höhe nicht mafigebend sein. »Demnach ist anzunchmen, 
daß der Lohn seinem Wesen nach niemals dem vollen konkreten Ar- 
beitsertag in der einzelnen Unternehmung gleichkommee. Sofern der 
Arbeitsertrag über den durchschnittlich erzielten Arbeitserfolg der 
Branche hinausgeht, könne der Lohn keine Vergütung für »diese Mehr- 
leistung der Arbeiter« (D (S. 240) bieten. Für diese Mechrleistungen 
habe der Unternehmer besondere Formen des Arbeitsentgeltes zu 
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schaffen, natürlich nur in jenen Jahren, »wo sein Betrieb eine über- 
durchschnittliche Rentabilität aufzuweisen hat«. Was er dazu verwen- 
det, hänge ab von dem Maße, wie die Arbeiter zu seinem Reingewinne 
beitragen. Es gibt verschiedene Formen; eine der Formen ist die 
(sewinnbeteiligung. Sofern also der individuelle Reinertrag einer 
Unternehmung über die in den Schwankungen der Konjunktur, teil- 
wcise auch des Lohnes sich ausdrückende Bewegung der allgemeinen 
(seschäftslage hinausgeht, rechtfertige sich eine besondere Vergütung 
für die Arbeiter. 

Der objektive Erfolg der Arbeit für den Gesamtertrag ist die bec- 
grenzende Gröfse für das Arbeitseinkommen. »\Was nach Abzug des 
l.ohnes vom Arbeitsertrage übrig bleibt, bezeichnet gewissermaßen den 
Spielraum der Gewinnbeteiligung«. 

Zeigen schon diese Thesen einen bedenklichen Mangel an Klar- 
heit der Begriffe und an einfacher logischer Gedankenfolge (ich ver- 
weise z. B. auf die eben zitierte Stelle S. 240), so verwirrt der Verf. 
seinen Gedankengang auch durch ein vollständiges Abgehen vom Prin- 
zip des Ertraglohnes, so z. B. wenn er S. 251 von einer Steigerung 
des Arbeitsertrages durch Maschinenverbesserung, Vervollkommnung 
der Organisation der Arbeit u. s. w. spricht, durch die die Aufrechter- 
haltung des das Änteilsystem rcchtfertigenden Gewinnes erreicht wer- 
den soll. 

Aber der Grundfchler in den theoretischen Auseinandersetzungen 
B.s liegt in einem absoluten Festhalten an der Ertragszurechnung auf 
die einzelnen Produktionsfaktoren. Er zieht speziell die Pierstorffische 
Formulierung der Ablehnung jeder Zurechnungsthcorie heran, in der 
darauf hingewiesen wird, daß es sich um die Lösung einer Gleichung 
mit mehreren Unbekannten handelt. B.s Widerlegung ist so nichts- 
sagend als nur möglich (S. 302 ff.), sie fällt von ciner Axiombchaup- 
tung in die andere, um schließlich bei einer das Beweisthema gar 
nicht treffenden Behauptung eines »Prinzips des Parallelismus« zu 
landen. Wie bei allen Beweisführungen so auch hier ein großer An- 
lauf, um neben dem Hindernis vorbeizulaufen. 

Neben der Zurechnungstheorie geht die Vorstellung von einer 
(renzproduktivität der einzelnen Produktionsfaktoren einher, durch die 
der Wert der Arbeit und des Kapitals, durch die Lohn und Zins be- 
stimmt werden, eine Vorstellung, zu der der Verf. vor allem wohl 
durch die berechtigte, aber zu gläubige Begeisterung für Thünen gce- 
langt ist. Ich habe in meinem letzten Referate gegen diese "Theorie 
anläßlich der Besprechung des Clarkschen Buches »Distribution of 
wealth«*”) eingehend Stellung genommen und kann mich hier darauf be- 
schränken, auch diese Grundlage der theoretischen Rechtfertigung des 
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Ertragslohnes festzustellen. 

Dem theoretischen Teil ist daher leider keine nennenswerte Be- 
deutung für die Fortbildung der Lehre von der Gewinnbeteiligung bei- 
zumessen. Vieles ist nicht neu und, was neu ist, steht auf kranken 
Füßen. Der große Fleiß und die Belesenheit des Autors soll dabei 
anerkannt bleiben. Der dogmenkritische Teil verrät natürlich auch 
die theoretischen Schwächen des Autors, ist aber immerhin, nament- 
lich durch die Zusammenfassung der älteren mit der neueren Literatur 
eine dankenswerte T.eistung. 
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1. Die sozialen Ursachen der Säuelingssterblichkeit. Von Gustav 
Temme, Buchverlag der Hilfe. Berlin-Schöneberg 1908. 

2. Probleme der Fürsorge. Abhandlungen der Zentrale für private 
Fürsorge in Frankfurt a. M. Zweiter Band. — Dr. OÖ. Spann. Unter- 
suchungen über die uneheliche Bevölkerung in Frankfurt a. M. Dres- 
den 1905. Verlag von O. V. Böhmert. 

3. Die Bedeutung der Berufsvormundschatt für den Schutz der 
unehelichen Kinder. Eine Denkschrift für den internationalen Kongref 
für Erziehung und Kinderschutz in Lüttich. Von Dr. Ch. J]. Klum- 
ker und Dr. O. Spann. Dresden 1905. Verlag von O. V. Böhmert. 

4. Mitteilungen des Bremischen Statistischen Amts Nr. 2. 1906. 
Die Sterblichkeit der Kinder von weniger als 5 Jahren ım Bremischen 
Staatsgebiet ın den Jahren 1901—1905 mit besonderer Berücksichtigung 
der unchelichen Kinder. Bearbeitet von Dr. C. O. Berendt. 

5. KR,nöpfel. Die Säuglingssterblichkeit im GrofSherzogtum Hessen. 
Mitteilungen der Grofsherzoglich Ilessischen Zentralstelle für Landes- 
statistik Nr. 800. Februar 1903. 

6. Knöpfel. Ueber die Ursachen der hohen Säuglingssterblich- 
keit in den Gemeinden Lampertheim, Lorsch, Bürstadt und Biblis im 
Zeitraum 1891I--1900. Ebenda Nr. 864. April 1908. 

7. Statistische Mitteilungen veröffentlicht vom Statistischen Amt 
der Stadt Amsterdam. Nr. 19. Die Kindersterblichkeit besonders in 
den Niederlanden, bearbeitet von Saltet und Falkenburg. Amster- 
dam 1907. 

8. Die Bevölkerungsbewegung in der Stadt Zürich 1899 -1903 mit 
besonderer Berücksichtigung der Wanderungen. Statistik der Stadt 
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Zürich. Nr. 4. 1907. 

9. Arbeitsort und Wohnort. Eine wanderungs- und steuerstatistische 
Untersuchung der nicht an ihrem Wohnort erwerbstätigen Personen für 
Zürich und Umgebung im Dezember 1900. Statistik der Stadt Zürich. 
Nr. 9. 1908. 

10. Die Altersverhältnisse der Mütter der ehelich und unehelich 
neugeborenen Kinder. Von Ludwig Marten. Diss. Flensburg 1906. 

11. L. Marten. Drei Untersuchungen in der Geburten-Statistik. 
Ueber die eheliche Fruchtbarkeit nach dem Älter der Mutter. Die un- 
ehelich Geborenen der Mütter unter zo Jahren. Tin Wort zur ehelichen 
Iruchtbarkeitsmessung. Flensburg 1907. 

12. Abstammung, Beruf und Heeresersatz in ihren gesetzlichen Zu- 
sammenhängen. Von Dr. Erich Wellmann - Leipzig. Dunker u. 
Humblot 1907. 

13. O. R. Roller. Die Einwohnerschaft der Stadt Durlach im 
18. Jahrhundert in ihren wirtschaftlichen und kulturgeschichtlichen Ver- 
hältnissen dargestellt aus ihren Stammtafeln. Karlsruhe i. B. G. Braun- 
sche Hofbuchdruckerci 1907. 

14. Jüdische Statistik. Herausgegeben vom Verein für jüdische 
Statistik unter der Redaktion von Dr. A. Nossig. Berlin 1903. Jü- 
discher Verlag. 

Die letzten Jahre haben in besonders hohem Mafe das Problem 
der Säuglingssterblichkeit gerade auch in Deutschland in den 
Vordergrund gerückt. Zum Teil sind es aufklärende Schriften, die sich 
an ein größeres Publikum wenden um die groge Bedeutung darzulegen, 
welche diese hohe Säuglingssterblichkeit für unsere ganze Entwicklung 
hat, zum Teil sind es Spezialuntersuchungen, vor allem von Seiten 
statistischer Aemter, welche ganz bestimmten Problemen, die bei der 
Betrachtung der Säuglingssterblichkeit auftauchen, nachgehen. 

Die zahlreichen Hinweise darauf in diesen Arbeiten zeigen, dafs 
man der Säuglingssterblichkeit vor allem deshalb solche Beachtung 
schenkt, weil die seit mehr als 25 Jahren rückläufige Geburtenziffer 
Deutschlands wohl ın nicht allzu langer Zeit eine Abnahme unserer Be- 
völkerungszunahme herbeiführen wird, wenn es nicht gelingt, durch eine 
weitere starke Ilerabminderung unserer Sterblichkeit ein geeignetes 
Gegengewicht zu schaffen. Da der Abnahme der Sterblichkeit in den 
höheren Altersstufen bestimmte Grenzen gezogen sind, so richtet sich 
der Blick dabei zunächst auf die Altersklassen, deren Sterblichkeit ın 
Deutschland ım Vergleich mit anderen Staaten ganz besonders hoch 
ist und deren Sterblichkeit in den letzten Jahrzehnten trotz groter 
hyevienischer und sozialer Fortschritte nur in äußerst geringem Mafe 
abzsenommen hat. Denn die Abnahme der Gesamtsterblichkeit in 
Deutschland ist nicht zurückzuführen auf die Abnahme derselben im 
Säuglingsalter, sondern auf diejenige in den höheren Altersstufen. Dieser 
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Gesichtspunkt ist es, der heute bei uns die Entwicklung der Säuglings- 
sterblichkeit zu einer so überaus wichtigen macht. 

Die kleine Schrift von Gustav Temme will, wie aus ihrer ganzen 
Anlage sich deutlich ergibt, als Aufklärungsschrift wirken, sie will in 
weitere Kreise dringen, um dort die Einsicht von den grofsen Gefahren 
zu verbreiten, denen der Säugling ausgesetzt ist und um auf die Mittel 
hinzuweisen, viele Tausende, die durch Unvernunft und soziale Not elend 
in den ersten Monaten ihres Lebens zu Grunde gchen müssen, vor so 
frühem Untergang zu bewahren. Diese Aufgabe, als Aufklärungsschritt 
zu wirken, erfüllt das kleine Buch, dem deshalb auch die weiteste Ver- 
breitung zu wünschen ist, vortrefflich. In einem ersten Abschnitt unter 
dem Titel »Die Tatsachen der Säuglingssterblichkeit«, zeigen eine ganze 
Reihe sehr instruktiver Zusammenstellungen, wie grof die Sterblichkeit 
der Säuglinge ist, um wie wenig sie sich gemindert hat und welch un- 
günstige beschämende Stellung Deutschland hierbei im Vergleich zu 
anderen Staaten einnimmt. Zwar laufen dem Verfasser hierbei mitunter 
einige kleinere Irrtümer unter —- es ist z. B. nicht richtig, dafs nur 
Rufsland eine höhere Geburtenziffer wie Deutschland hat - -, es ist auch 
nicht immer deutlich zu schen, ob sich scine Ziffern auf das ganze 
Reich oder auf Preußen beziehen, aber im ganzen sind seine diesbe- 
züglichen statistischen Aufstellungen ganz einwandfrei. Ein zweiter Ab- 
schnitt behandelt sodann die Ursachen der Säuglingssterblichkeit, ein 
dritter den sozialen Kampf gegen dieselbe. 

Trotz der Kürze der Schrift wird in diesen beiden Abschnitten das 
Problem von allen Seiten beleuchtet; es sind vor allem drei Ursachen, 
auf die Temme als auf die Hauptursachen der groen Säuglingssterb- 
lichkeit hinweist! auf die Gefahren der künstlichen Ernährung, auf die 
Milch als Krankhcitsträger und die Ursachen sozialer Art, z. B. Fabrik- 
arbeit von Frauen, die schlechten Verhältnisse in der Heimarbeit, die 
Wohnungsart der Grofistädte und den so weit verbreiteten Alkoholis- 
mus. Im Anschlufs daran stellt dann der Vf. bestimmte Forderungen 
auf, um die Säuglingssterblichkeit zu bekämpfen. Aeufserst wohltuend 
berührt bei der Lektüre der kleinen Schrift das warme soziale Em- 
pfinden, das den Verfasser durchdringt und der grote durchaus be- 
rechtigte Optimismus, von dem er sich bei seinen Vorschlägen zur Be- 
kämpfung der Säuglingssterblichkeit tragen läßt. 

Speziell der Untersuchung der unehelichen Bevölkerung 
ist die Arbeit von Spann gewidmet; in ihr wird weniger die Sterb- 
lichkeit derselben behandelt, als der durchaus geglückte Versuch ge- 
macht, die Lebensverhältnisse dieser Bevölkerungskategorie möglichst 
imfassend, auch in den höheren Lebensaltern, darzustellen. Eine kurze 
Voruntersuchung analysiert zunächst die verschiedenen Arten, auf welche 
das uneheliche Kind heranwachsen kann; hier kommen die verschie- 
densten Fälle vor, wie die Gemeinschaft von Mutter und Kind, die An- 
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staltserziehung, Pflege in anderen Familien, oder in der sog. Stiefvater- 
familie, wenn das Kind eine Stiefmutter oder was weit häufiger der Fall 
ist, cinen Stiefvater bekommt. Von sozialen Gesichtspunkten aus können 
sich so dic Verhältnisse des Kindes ganz verschieden gestalten, seine 
Erziehungs- und Entwicklungsbedingungen sind jedenfalls keine gleich- 
artigen. In einer Reihe statistischer Einzeluntersuchungen rein deskrip- 
tiven Charakters werden dann diese Zusammenhänge des näheren ver- 
folgt. Vor allem eingehend werden die Tauglichkeitsverhältnisse, Be- 
rufs-, Kriminalitäts- und Bildungsverhältnisse auf Grund der Militär- 
Stammrolle behandelt; ferner werden dann auf Grund einer eigenen 
Erhebung die Verhältnisse der Unchelichen im schulpflichtigen Alter 
betrachtet. Im einzelnen können mancherlei Aufstellungen und Schlüsse 
Bedenken nach der Seite hin hervorrufen, ob nicht doch das zu Grunde 
liegende Zahlenmaterial ein zu kleines war, um so weitgehende Zer- 
legungen desselben zu rechtfertigen, wie es mitunter geschehen ist, Be- 
denken, die dem Verfasser mitunter auch selbst gekommen sind; aber 
davon abgesehen, ist anzuerkennen, daß wir es mit einer äußerst ver- 
dienstvollen Arbeit zu tun haben, die unsere Kenntnis der Unehelich- 
keitserscheinung nach vielen Seiten hin erweitert hat’). Wir sehen, 
wie auch noch ın höheren Lebensaltern die unehelichen nach den 
mannigfachsten Seiten hin ungünstiger dastehen wie die ehelichen, wir 
schen ferner, von wie großem Einfluß auf den ganzen Lebensgang es 
für das uneheliche Kind ist, ob es in der öffentlichen Waisenpflege oder 
in ciner Stiefvaterfamilie aufwächst, oder ob lediglich die Mutter die 
Fürsorge für dasselbe hat, die ungünstigste Form in der sich Pflege und 
Erziehung des Kindes vollziehen kann, so ungünstig, daß Spann zu dem 
Ergebnis kommt, dafs es für die unehclichen Kinder besser ist, ihre 
Mutter stirbt, als sie bleibt am Leben ohne sich zu verehelichen. 

Die unter Nr. 3 genannte Schrift von Klumker und Spann, 
eine Denkschrift für den internationalen Kongreß für Erziehung und 
Kinderschutz in Lüttich, behandelt in etwas allgcmeinerer Form die 
Verhältnisse der unchelichen Kinder, auch die Sterblichkeit derselben; 
für die höheren Lebensalter werden deren weitere Schicksale auf Grund 
der Ergebnisse der eben besprochenen Arbeit :Spanns und der bekann- 
ten Untersuchung von H. Neumann »Die jugendlichen Berliner unehe- 
licher Herkunft?) dargestellt. Dic Schrift ist ungemein anschaulich 
gchalten und bespricht in sehr kurzer klarer Form die Hauptprobleme, 

'!) Ergänzungen und Erweiterungen dieser Arbeit finden sich in 2 Aufsätzen 
des gleichen Verfassers, die im Jahre 1904 in der »Zeitschrift für Sozialwissen- 
schafte erschienen sind: »Die geschlechtlich sittlichen Verhältnisse im Dienstboten- 
und Arbeiterinnenstand« und -»Die Stiefvater- Familien unehelichen Ursprungs«e, 
letztere Schrift auch bei G. Reimer, Berlin, als Sonderabdruck erschienen. 


2) Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, 1894, Rd. II. 
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welche bei der Betrachtung der Unehelichkeitserscheinung, in Frage 
kommen. 

Die Veröftentlichung des Bremischen Statistischen Amtes 
erstreckt sich auf die Jahre 1901—1905 und berücksichtigt nicht nur die 
Säuglingssterblichkeit, also die der Kinder im Alter von unter 
einem Jahre, sondern die sog. Kindersterblichkeit, d. h. die- 
jenige im Alter von unter 5 Jahren. Dabei werden die unehelichen Kinder 
besonders berücksichtigt. Auch sie beginnt mit der bekannten Klage, 
die uns aus fast jeder deutschen Untersuchung über diese Verhältnisse 
entgegentritt, dal Deutschland den traurigen Ruhm für sich in Anspruch 
nchmen darf in Bezug auf Kindersterblichkeit eine der ersten Stellen 
unter den europäischen Staaten einzunehmen. Mit Recht wird darauf 
hingewiesen, dafs der Verlust von etwa 400000 Kindern vor Vollendung 
der ersten Lebensjahre bei der starken Abnahme unserer Geburtenziffer 
doppelte Beachtung verdient. 

Beachtenswert ist zunächst eine Aufstellung in der für Bremen seit 
dem Jahre 1876 die Zahl der Totgeburten, sowie der gestorbenen unter 
einem und unter fünf Jahren mitgeteilt werden. Man sicht, wie gering 
die Fortschritte in diesem Zeitraum selbst in einer so aufblühenden 
Stadt wie Bremen gewesen sind. Die Zahl der Totgeburten ist nur 
unwesentlich zurückgegangen, die Säuglingssterblichkeit ist eher ge- 
stiegen als gesunken, und die Sterblichkeit der Kinder unter 5 Jahren 
zeigt einen starken Rückgang. Weitere Zusammenstellungen geben die 
Höhe der Sterblichkeit, getrennt für cheliche und uncheliche Kinder, 
für die unter ein Jahr alten nach Monaten, für die bis 4 Jahre alten 
nach Jahren an. Wir schen, dafs die Sterblichkeit der unchelichen 
Kinder bis zu diesem Alter — eine ja bekannte Tatsache — nahezu 
doppelt so groß ist, wie die der chelichen. Besonders groß ist der 
Unterschied in den ersten Lebensmonaten. Weitere Tabellen, welche 
die Todesursachen zum Gegenstande haben. gehen dann den Ursachen 
dieser Erscheinung nach. Man sieht, dat bestimmte Todesursachen be- 
sondershäufigbei unchelichen Kindern vorkommen, während wiederandere, 
wie Lungenentzündung in höherem Make bei ehelichen Kindern als 
Todesursachen auftreten. Ganz besondere Beachtung verdient cine 
weitere Aufstellung, in der der Zusammenhang der Sterblichkeit der 
Unehelichen mit der Berufstätigkeit der Mutter untersucht wird; man 
erkennt, wie gerade in einzelnen Berufen (Dienstboten, Schankgewerbe 
uncheliche Geburten besonders oft vorkommen. Auch der Einfluß des 
Berufs der Mutter auf die Sterblichkeit der Unehclichen hat eine eim- 
gehende Behandlung erfahren; hierbei zeigt sich, daf dort, wo die 
Mütter in selbständiger Stellung tätig sind, die Sterblichkeit geringer 
ist als dort, wo die Mutter sich in abhängiger Stellung befindet und dafs 
es vor allem die Arbeiterinnen der Textilindustrie, im Bekleidungs- und 
Reinigungssewerbe sind, bei denen die Sterblichkeit der Unchelichen mit 
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47,2 und 45,5°/o ganz besonders hoch ist. 

Sehr interessant vor allem auch nach der methodischen Seite hin sind 
die beiden Arbeiten Knöpfels für Hessen. Die oben an erster Stelle 
genannte gibt eine allgemeine Uebersicht über die Entwicklung der Säug- 
lingssterblichkeit in Hessen und einen Vergleich mit den entsprechen- 
den Verhältnissen einiger anderer Staaten; es werden hier mehr die 
Tatsachen festgestellt. Dagegen macht die an zweiter Stelle genannte 
Untersuchung den m. E. durchaus gelungenen Versuch für einen 
geographisch enger abgegrenzten Bezirk den Ursachen der dort sehr 
hohen Säuglingssterblichkeit nachzugehen. Als ursächliche Momente 
hierfür werden in Betracht gezogen und geprüft: die geographische 
Lage, die Geburtenhäufigkeit, die Zahl der unehelichen Geburten, der 
Beruf der Eltern und schließlich die Ernährungsart der Säuglinge; eine 
genaue Scheidung der Sterblichkeit nach Lebensmonaten in den ver- 
schiedenen Jahreszeiten und nach Todesursachen ermöglicht es dann, 
den Ursachen der ganz besonders hohen Säuglingssterblichkeit in den 
sog. Riedorten auf den Grund zu kommen. Die Tatsache, daß dort 
dieselbe in den Sommermonaten ganz besonders hoch ist (42%), daß 
sie besonders in den ersten Lebensmonaten besonders stark auftritt, 
daß es vor allem Magen- und Darmerkrankungen sind, die als Todes- 
ursachen auftreten und daß die große Mehrzahl der Säuglinge nur 
künstliche Ernährung erhalten, schließt jeden Zweifel darüber aus, daß 
dieser letztgenannte Faktor, wie man neuerdings immer mehr und mehr 
erkennt, in der Hauptsache diese hohe Säuglingssterblichkeit verschul- 
det. Die Untersuchung schließt mit einer Uebersicht über die haupt- 
sächlichsten Wege, die sich zur Bekämpfung der hohen Säuglings- 
sterblichkeit eignen und die zum Teil schon mit Erfolg beschritten wor- 
den sind. 

Die Veröffentlichung des statistischen Amtes der Stadt Amster- 
dam ist ebenfalls recht beachtenswert. Sie zerfällt in zwei Teile. 
In einer umfangreichen Einleitung werden zunächst auf Grund der bis- 
her darüber erschienenen Literatur einige der wichtigsten Probleme der 
Säuglingssterblichkeit besprochen: Der Einfluß der Größe der Familie 
darauf, sodann der Einfluß der Ernährung; weitere Abschnitte behan- 
deln dann den Einfluß des Wohlstandes und die Verteilung der Säug- 
lingssterblichkeit auf die einzelnen Monate des Jahres. Man sieht, daß 
gerade die wichtigsten Fragen hier behandelt werden. Diesen Be- 
trachtungen selbst geht eine Uebersicht über die Höhe der Säuglings- 
sterblichkeit in geographischer und zeitlicher Hinsicht voraus. 

Hier in dieser Uebersicht werden zunächst 2 interessante Theorien 
über die Ursachen der Säuglingssterblichkeit kritisch besprochen. Die 
eine Anschauung ist die, daß die Anzahl der Todesfälle einen bestım- 
menden Einfluß auf die Zahl der Geburten ausübt, die zweite diese, 
daß eine Säuglingssterblichkeit einem Volke zum Vorteil gereiche, da 
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sie im Sinne einer fortwährenden Auslese zu beurteilen sei und so einen 
günstigen Einfluß auf den Gesundheitszustand eines Volkes ausüben 
müsse. Beide Theorien werden nach eingehender Besprechung als un- 
richtig abgelehnt und durchaus mit Recht, da auch diejenigen, von 
denen sie ausgingen, keinerlei einwandfreie Tatsachen zu ihrer Stütze 
vorzubringen gewußt haben. Nur an einer Stelle scheint den Verfas- 
sern der interessanten Arbeit ein Irrtum unterlaufen zu sein. Der Satz 
»Bleibt der Geburtenüberschuß gleich, so bedeutet dieses auf die 
Dauer den Stillstand der Bevölkerung« (S. 3) dürfte doch nicht zu- 
treffend sein. 

Bei Betrachtung des Einflusses der Größe der Familie auf die 
Säuglingssterblichkeit ergibt sich, daß diese mit der Zahl der Geschwi- 
ster steigt; es ist jedoch nicht ohne weiteres ersichtlich, ob der Zu- 
sammenhang lediglich nach der Seite hin liegt, daß die größere Kinder- 
zahlen an sich schon erhöhend auf die Säuglingssterblichkeit einwirkt oder 
ob es doch nicht, wie auch die Untersuchung andeutet, letzten Endes 
soziale Momente sind, die hier mitspielen; so die Tatsache, daß in den 
ärmeren Schichten die Geburtenzahl eine höhere ist, daß also die 
größere Zahl der Geschwister häufig nur ein Merkmal ticferer sozialer 
Stellung ist und daß ferner in kinderreichen Familien auch ceteris pa- 
ribus den einzelnen weniger Sorgfalt nach allen Seiten hin zugewandt 
werden kann, als in wenig kinderreichen. 

Auch die Gruppierung nach Wohlstandsgruppen kann vor allem 
für den letztgenannten Punkt kaum den Einblick erleichtern. 

Um vieles deutlicher lassen sich dann die Zusammenhänge zwischen 
Säuglingssterblichkeit und Ernährung aufzeigen, Zusammenhänge, die 
ja seit den bekannten Untersuchungen Böckhs Gemeingut der Bevölke- 
rungsstatistik geworden sind; an der Hand zahlreicher Arbeiten über 
diesen Gegenstand wird in der vorliegenden Untersuchung dieser ver- 
derbliche Einfluß der künstlichen Ernährung mit großem Nachdruck 
hervorgehoben. Diese verheerende Wirkung der künstlichen Ernährung 
verschärft sich noch dadurch, daß hierbei vor allem die ökonomische 
und soziale Lage der Eltern eine große Rolle spielt, weil hier aus 
naheliegenden Gründen mit geringerem Wohlstand die Sterblichkeit 
steigt, während, was ganz besonders hervorgehoben werden muß, der 
Unterschied in der Sterblichkeit der Brustkinder, deren Väter mehr 
oder weniger wohlhabend waren, so geringfügig ist, daß man annehmen 
darf, daß die größere Wohlfahrt nahezu keinen Einfluß ausübt, wenn 
nur die Kinder gestillt werden. 

Besonders bei künstlicher Ernährung sind die Aussichten des Kin- 
des armer Eltern schlechter als bei wohlhabenden Eltern, während beı 
natürlicher Ernährung also dieser Unterschied kaum zu Tage tritt. Damit 
hängt es denn auch zusammen, wenn ärmere Länder häufig eine weit 
günstigere Sterblichkeit der Säuglinge haben, wie reichere Länder. 
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Sonst ist ja der Zusammenhang zwischen Wohlstand und Säuglings- 
sterblichkeit, wie die Amsterdamer Untersuchung nochmals zeigt, auf 
der Hand liegend. Eine Betrachtung der Kindersterblichkeit nach den 
Monaten schließt dann diese durch ihre reichhaltige Literaturbearbei- 
tung so wertvolle Einleitung. 

Man weiß, daß es bei der Säuglingssterblichkeit 2 Höhepunkte 
gibt; der eine im Sommer in den Monaten Juli, August oder Septem- 
ber, der andere im Winter, im Februar oder März. 

An diese Einleitung schließt sich dann eine besondere Unter- 
suchung über die Säuglingssterblichkeit in den Niederlanden an. Die 
Zahl der unehelichen Geburten ist dort eine so geringe, daß sie bei 
den allgemeinen Uebersichten ganz vernachlässigt werden kann; wäh- 
rend in Deutschland auf ıooo Geburten überhaupt im Jahre 1904 84 
uneheliche kamen, waren es in den Niederlanden im gleichen Jahre 
nur 25. Bei der Untersuchung über die Säuglingssterblichkeit in den 
Niederlanden selbst wird in allererster Linie dem Zusammenhang zwi- 
schen der Höhe jener und den Temperaturschwankungen nachgegangen 
und zwar wird die Betrachtung in äußerst gewissenhafter und ein- 
gehender Weise für Stadt und Land getrennt durchgeführt. Das Er- 
gebnis wird dann in einer Reihe graphischer Darstellungen dargestellt, 
die leider zu klein und in der Unterscheidung der Linien nicht aus- 
drucksvoll genug sind, um dasselbe deutlich zu zeigen. Im allgemeinen 
ergibt sich ja, daß in den Sommermonaten die Sterblichkeit ihren 
Höhepunkt erreicht; aber weiter geht der Zusammenhang nicht; im 
besonderen ergibt sich nicht, daß die Gegenden mit hohen Sommer- 
tempcraturen auch eine besonders hohe Säuglingssterblichkeit aufwei- 
sen, ebensowenig wie sich beobachten ließ, daß ım Verlauf der Jahre 
1881—1905 die wärmsten Jahre diejenigen mit den meisten Sterbefällen 
gewesen sind. 

Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, daß es nicht die Höhe 
der Temperatur ist, welche die Sterblichkeit beherrscht, daß es viel- 
mehr die Temperaturveränderungen des Sommers sind, welche den un- 
günstigen Einfluß ausüben; es fehlt jedoch an Tatsachenmaterial, um 
diesem Zusammenhang genauer nachzugehen. 

Sehr übersichtlich gibt die unter N. 8 genannte Publikation des 
statistischen Amtes der Stadt Zürich ein Bild von der Bevölke- 
rungsbewegung in dem Jahrfünft 1899—1903, wie überhaupt Zürich zu 
den Städten gehört, die in den letzten Jahren ihre Statistik in be- 
achtenswerter Weise ausgebaut haben. Es sei nur an das seit einigen 
Jahren erscheinende statistische Jahrbuch erinnert. In der vorliegenden 
Veröffentlichung werden Eheschließungen, Geburten und Sterbefälle 
recht kurz behandelt — hier wäre cs wohl zweckmäßig gewesen, ver- 
gleichsweise auch die entsprechenden Zahlen noch früherer Jahre an- 
zuführen, um die Entwicklung in einem längeren Zeitraume vor sich 
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zu haben —, eine ganz eingehende und gründliche Bearbeitung er- 
fährt dagegen die Wanderungsbewegung in dem genannten Zeitraume. 
Die Darlegungen über die Bevölkerungsbewegung sind deshalb von so 
ganz besonderem auch allgemein wissenschaftlichen Interesse, weil die 
entsprechenden Zahlen getrennt nach Heimatsgruppen gegeben werden 
und da die Eingewanderten bestimmten sozialen Kreisen und Berufs- 
gruppen angehören, so ein Einblick in die verschiedenen Eheschließungs-, 
Geburten- und Sterbeverhältnisse bestimmter Bevölkerungsgruppen ge- 
währt wird. Die Stadt selbst hat eine schr starke Zuwanderung; von 
ihrer Gesamtbevölkerung gehört heute nur ein Fünftel zur Stadt- 
bürgerschaft. 

Da die stadtgebürtige Bevölkerung nur eine halb so große Ge- 
burtenziffer hat als die auswärts geborene, so wächst die Bevölkerung 
fast nur durch die Wanderungsgewinne. Bei den Stadtgeborenen tra- 
fen z. B. im Jahre 1903 auf roo Sterbefälle nur 88 Lebendgeborene, 
bei den kantonsfremden Schweizern dagegen 234 und bei den Aus- 
ländern gar 258. 

Die Geburtenziffer ist vor allem bei der stadtgeborenen Bevölke- 
rung in starkem Rückgang begriffen. Unter diesen Verhältnissen spielt 
die Wanderungsbewegung für die Stadt und ihre Entwicklung eine 
ganz besonders wichtige Rolle. In dem Jahrfünft 1899/1903 kamen auf 
1o00 der mittleren Wohnbevölkerung 22ı Zuzüge und 228 Wegzüge, 
also hat ein durch die Krise hervorgerufener Verlust durch Abwande- 
rung stattgefunden. Anders lagen die Verhältnisse vor 1895 und nach 
1903, wo sich z. T. bedeutende Wanderungsgewinne zeigten. In sehr 
eindringender Weise wird nun der Umfang und der Charakter dieser 
Wanderungsbewegung für die Jahre 1899—1903 untersucht; so die 
Wanderungen nach Monaten, nach Herkunfts- und Wegzugsgebieten, 
Zuzug und Wegzug nach der Ortsgröße, das Alter der Wandernden, 
ihre Verteilung nach Geschlechtern und ihre Berufsverhältnisse. Auf 
die einzelnen Ergebnisse kann aus Raumgründen an dieser Stelle 
nicht genauer eingegangen werden; es sei hierfür auf die Veröffent- 
lichung selbst verwiesen, in der am Schlusse auf wenigen Seiten die 
Hauptergebnisse in wenigen prägnanten Sätzen zusammengefaßt sind. 

In engem Zusammenhang mit dem hier besprochenen Problem steht 
auch die oben weiterhin genannte Veröffentlichung des statistischen 
Amtes der Stadt Zürich über Arbeitsort und Wohnort« Auf 
Grund der Ergebnisse der Volkszählung vom Dezember 1900, also auf 
Grund eines leider ziemlich weit zurückliegenden Materials ist diese 
Frage bearbeitet. Da es der Zweck der Untersuchung ist, die Grund- 
lagen für einen Steuerausgleich zwischen Zentral- und Vororten ab- 
zugeben, so geht sie über die rein bevölkerungsstatistischen Tatsachen 
hinaus, indem sie aufserdem noch reichhaltige Angaben über Steuer- 
leistungen und Steuerkapitalien dieser Wanderarbeiter und ihrer Ange- 
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hörigen gibt. An dieser Stelle sei nur ganz kurz auf die ersteren ein- 
gegangen. Bekanntlich haben auch einige deutsche Staaten bei der 
Volkszählung des gleichen Jahres diese Fragen nach Arbeitsort und 
Wohnort gestellt, so daß wir auch teilweise für Deutschland diese 
wichtige Seite der Binnenwanderung kennen°). Auch steuerpolitisch 
liegt das Problem ähnlich wie in der Schweiz, wo auch diese Art der 
Wanderung gewisse Unstimmigkeiten in steuerlicher Beziehung hervor- 
gerufen zu haben scheint. Nach einer Seite hin ist ja bei uns diese 
Frage gesetzlich geregelt, in dem bekanntlich § 53 des preußischen 
Kommunalabgabengesetzes bestimmt, daß die Gemeinden, welchen durch 
die Niederlassung von Arbeitern und Beamten der industriellen Werke 
anderer Gemeinden erhebliche und überbürdende Schul- und Armen- 
lasten entstehen, beanspruchen können, von den Betriebsgemeinden einen 
angemessenen Zuschuß zu diesen Ausgaben zu erhalten. Das tiefe Ein- 
dringen in die beruflichen und wirtschaftlichen Verhältnisse dieser 
Gattung von Wanderarbeitern, bei denen Arbeits- und Wohnort getrennt 
sind, macht diese Züricher Untersuchung auch unter den Gesichtspunk- 
ten der Arbeiterfrage wertvoll. Denn die Veröffentlichung begnügt 
sich nicht mit der bloßen zahlenmäßigen Feststellung, der in Zürich 
arbeitenden und auswärts wohnenden, und der dort wohnenden und 
auswärts erwerbstätigen, sondern sie erstreckt sich auch auf Ge- 
schlecht, Alter und Familienstand, Beruf und Angehörige dieser Wan- 
dernden, so daß wir ein ziemlich vollständiges Bild der sozialen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse dieser Schichten erhalten. Beide Schriften 
bilden einen äußerst wertvollen Beitrag zur Kenntnis des Wachstums 
und Wesens unserer Großstädte. 

Die beiden Arbeiten von Marten tragen ein etwas eigenartiges 
Gepräge; sie stellen unstreitig sehr fleißßige und beachtenswerte Leistungen 
dar und bringen auch nach manchen Seiten hin positiv neues. Das 
eigenartige Gepräge liegt in der ganzen Abfassung, die mit einer mit- 
unter zu weit gehenden Kürze der Ausdrucksweise vor allem auch bei 
den Tabellen die Lektüre nicht immer gerade leicht und angenehm ge- 
staltet. Die erstgenannte Schrift über die Altersverhältnisse der Mütter 
der ehelich und unehelich neugeborenen Kinder, eine Göttinger Disser- 
tation, stellt einerseits einen Versuch dar, auf mathematischer Grund- 
lage gewisse typische Wahrscheinlichkeitsgröfßen aufzufinden und nach- 


3) Vgl. dazu Arbeitart und Wohnart der Bevölkerung in den Großstädten und 
einigen Industriebezirken Preußens am 1. Dezember 1900, Von Dr. M. Broesike. 
Zeitschrift des Kgl. Preuß. Statist. Bureaus, 1904. Jahrg. 44. — Fuchs: Die 
Verhältnisse der Industriearbeiter in 17 Landgemeinden bei Karlsruhe. Karlsruhe, 
1904. — Walli: Die Dezentralisation der Industrie und der Arbeiterschaft im 
Großherzogtum Baden. Volkswirtschaftl. Abhandl. der badischen Hochschulen. 


Bd. VIII. 4. Ergänzungsheft, Karlsruhe i. B. 1906. 
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zuprüfen und andererseits gibt sie im Anschluf3 daran in geographisch 
sehr umfassender Weise eine Darstellung über die Veränderungen, 
welche sich in den Altersverhältnissen der Mütter ehelicher und unehe- 
licher Kinder in den letzten Jahrzehnten in einer Reihe von Ländern 
und Städten gezeigt haben. 

Die Ergebnisse sind recht interessante. Bei den ehelichen Geburten 
zeigt sich, daß dabei der Anteil der jüngeren Altersklassen der Mütter zu- 
genommen hat, eine Erscheinung, die, worauf der Vf. mit Recht hinweist, 
im engsten Zusammenhang mit der Abnahme des Heiratsalters steht; 
auf eine andere Ursache, die dem Vf. entgangen ist, komme ich weiter 
unten noch zurück. Auch bei den unehelichen Geburten ist diese Zu- 
nahme in den jüngeren Altersklassen zu beobachten, vor allem auch 
in der Altersklasse von unter 20 Jahren, eine moralstatistisch sehr be- 
achtenswerte Erscheinung. 

In der zweiten oben genannten Schrift Martens, die in 3 Teile zerfällt, 
wird in dem ersten noch einmal die ehcliche Fruchtbarkeit nach dem 
Alter der Mutter dargestellt; da hier nicht die Entwicklung in den einzelnen 
Jahren betrachtet wird, sondern diese in 3jährige Perioden zusammen- 
gezogen sind, wird hier die oben hervorgehobene Beobachtung der Zu- 
nahme der ehelichen Geburten in den jugendlichen Altersklassen noch 
deutlicher. Auf die eine Ursache, die Abnahme des Heiratsalters hat 
Martens selbst hingewiesen, auf eine andere sei hier ganz kurz einge- 
gangen. Der starke Rückgang der ehelichen Geburten, auf den auch 
Martens mehrfach hinweist, ist ja bekannt. Mit Sicherheit ist anzunch- 
men, daß diese in den meisten Ländern, in Land wie in Stadt beobach- 
tete Erscheinung, auf den bewufßtten Willen der Eltern zurückzuführen 
ist, ein zu groß werden der Familie zu verhüten; in dem Maße, in dem 
dieses der Fall ist, wird die Kinderzahl in den einzelnen Familien ge- 
ringer werden, die Mutter wird weniger Kinder zur Welt bringen, die 
Zahl der Mütter, die also noch in späterem Lebensalter gebären, wird 
sinken, damit muß aber naturgemäß der Prozentsatz der in jüngerem 
Alter gebärenden, wie auch aus den eingehenden Untersuchungen von 
Martens hervorgeht, zunehmen. Umgekehrt ergibt sich aber auch mit 
einer gewissen Sicherheit, daß die Abnahme der Geburten auf die oben 
angegebenen Ursachen zurückzuführen ist; denn wenn, wie mitunter 
auch angenommen wird, die Ursache der Abnahme hauptsächlich in 
einem Rückgang der physiologischen Fruchtbarkeit z. B. als Folge einer 
Zunahme der Geschlechtskrankheiten, also auch einer starken Zunahme 
der kinderlosen Ehen läge, so ist nicht einzuschen, wieso dann, wenn man 
von dem Sinken des Heiratsalters als Ursache der Zunahme der ım 
jüngeren Alter Gebärenden absieht, sich diese Abnahme in den 
höheren Altersklassen erklären sollte. Der zweite Teil der letztgenann- 
ten Untersuchung trägt einen rein moralstatistischen Charakter, in dem 
hier auf die überaus bedenkliche Erscheinung hingewiesen wird, daß 
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bei den unehelich Geborenen die Zahl der Mütter unter 2o Jahren fast 
allerorts in starker Zunahme begriffen ist. Der letzte Abschnitt be- 
schäftigt sich mit der ehelichen Fruchtbarkeitsmessung, die diesbezüg- 
lichen Ausführungen sind jedoch so knapp und auch zum Teil so wenig 
klar gehalten, daß sich ein näheres Eingehen darauf an dieser Stelle 
erübrigt. 

Wellmann will in seiner Schrift »Abstammung, Beruf 
und Heeresersatz« von neuem diese seit Jahren so heiß um- 
strittene Frage untersuchen. Er schlägt dabei ganz neue Wege ein, die 
seine Schrift sowohl in ihrer ganzen Anlage wie in ihren Ergebnissen 
äußerst lesenswert machen. 

Die Grundlagen seiner Untersuchung hat er sich dabei durch eine 
umfassende Enquete innerhalb der Berliner Arbeiterschaft selbst ge- 
schaffen und in der fleißigen eindringenden Bearbeitung der auf diesem 
Wege erhaltenen Fragebogen liegt der Hauptwert der Arbeit. 

Die Ergebnisse der Erhebung und ihre Besprechung findet sich in 
den Kap. 2. und 3. 

Die Einleitung jedoch, in der die Bedeutung der allgemeinen Wehr- 
pflicht dargestellt wird, erscheint ganz überflüssig und ist ebenso dürftig 
wie der in Kap. I gegebene geschichtliche Abriß des Streites um die 
Militärtauglichkeit. 

Im zweiten Kapitel werden sodann der Verlauf der Erhebung und 
ihre Ergebnisse zur Darstellung gebracht, im dritten Kapitel werden 
diese Ergebnisse besprochen. 

Die Erhebung erstreckt sich über o Berliner industrielle und einen 
landwirtschaftlichen Großbetrieb in der Umgebung von Berlin mit einer 
befragten Arbeiterschaft von 2943 Köpfen. 

Ganz sicher bedeutet es nun für einen Einzelnen eine beachtens- 
werte Leistung, eine solche Erhebung durchzuführen und in ihren 
Einzelheiten zu bearbeiten, wie es Wellmann getan hat; eine ganz andere 
Frage ist es jedoch, ob eine Erhebung, die sich auf 2943 Personen be- 
zieht, eine genügend breite Basis abgibt um daraus Schlüsse von sol- 
cher Tragweite zu ziehen, wie es der Verfasser tut, ob die Untersuchung 
breit genug fundiert ist um deren Ergebnisse, wie es an verschiedenen 
Stellen geschieht (z. B. S. 27, 34, 51 und auch im Titel der Arbeit) als 
gesetzmäfsige anzusprechen und von gesetzlichen Zusammenhängen 
zu reden. 

Für die Berechtigung dies tun zu dürfen hat der Vf. den Nachweis 
nicht erbracht. An sich ist schon derartigen Problemen gegenüber die 
Zahl von 3000 befragten Personen recht gering; zieht man aber dann 
noch in Betracht, daß durch die Betrachtung dersclben, nach Alter, 
Gebürtigkeit, Beruf u. s. f. diese an sich nicht sehr große Beobachtungs- 
masse häufig in kleinere Gruppen zerlegt wird, die dann wiederum als 
Grundlage zu recht weittragenden Schlußfolgerungen dienen müssen, 
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so kann man sich der Meinung nicht verschließen, daß den Ergeb- 
nissen dieser Untersuchung doch nicht die Allgemeingültigkeit zukommt, 
daß ihnen der Verfasser den doch recht anspruchsvollen und stolzen 
Namen von »gesetzlichen« »gesetzmäßligen« geben darf. Denn die Be- 
merkungen, die Wellmann S. 36 macht, genügen doch wohl nicht, um 
zu zeigen, dafs seine Untersuchung den Gesetzen der großen Zahl 
entspricht. 

Sein Satz »Das Heraustreten ganz bestimmter gesetzlicher Ver- 
änderungen in den einzelnen Zahlenmassen beweist, daß eine genügende 
Anzahl von Leuten befragt worden ist« kann doch wohl nicht als Kri- 
terium dafür gelten, daß diesem wichtigen Gesetz genügt worden ist. 

Der Autor fällt hier vielmehr einer petitio principii zum Opfer; 
denn erst, wenn der Nachweis erbracht ist, daß eine Untersuchung dem 
Gesetze der großen Zahl genügt, kann man die gefundenen Zusammen- 
hänge als »gesetzliche« ansprechen, nicht umgekehrt von »gesetzlichen« 
Zusammenhängen reden, und damit dann begründen, daß diesem Ge- 
setz genügt sei. 

In einem dritten Kapitel werden sodann die Ergebnisse der Er- 
hebung einer eingehenden Besprechung unterzogen und zunächst Alter 
und Gebürtigkeit der befragten Arbeiter betrachtet. Hierbei zeigen 
sich bereits einige interessante Zusammenhänge, die Wellmann in fol- 
gende beiden Sätze zusammenfaßt: 

I. »Je gröber das Handwerk und je tiefer der Mann in dem von 
uns angenommenen Berufsaufbau steht, um so größer ist der Anteil 
der Landgeborenen, um so länger dauert der Aufenthalt auf dem plat- 
ten Lande während der Schul- und Lehrzeit. 2. Je feiner das Hand- 
werk und je höher der Mann in seiner sozialen Stellung steht, um 
so höher der Anteil der geborenen Berliner und Grofßsstädter, um so 
länger dauert der Aufenthalt in diesen Orten während der Schul- und 
Lehrzeit.« 

Der daran anschließende Abschnitt behandelt dann die Beziehungen 
zwischen der Berufswahl des Arbeiters und dem Beruf der Eltern. 
Auch hier zeigt sich ein ähnlicher Zusammenhang wie der oben ge- 
nannte, dafs die Beschäftigung in den groben Gewerben, vor allem die 
ungelernte Arbeit, die Gebicte sind, denen sich die vom Lande zu- 
wandernden zuerst und in der Hauptsache zuwenden und dafl mit der 
Entfernung von der Landwirtschaft — im Hinblick auf die Abstam- 
mung — die Beschäftigung in den feineren Gewerben zunimmt. Es 
gelingt nämlich dem Verfasser zu zeigen, daß je gröber das Handwerk 
und je tiefer die Stellung der befragten Arbeiterschaft in dem von 
ihm gewählten Berufsschema ist, in um so zahlreicheren Fällen die 
Eltern in der Landwirtschaft beruflich tätig gewesen waren, und um- 
gekehrt. 

Sodann folgen die Ergebnisse der Untersuchung über den Zu- 
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sammenhang zwischen Beruf, Abstammung und Tauglichkeit, die im 
Mittelpunkt der ganzen Arbeit stehen. In zwei graphischen Darstel- 
lungen wird dieser Zusammenhang vorgeführt. Wellmann findet dabei 
folgendes: 

I. Gebürtigkeit und Beruf sind zwei eng miteinander verkörperte 

Begriffe ; 

2. Die Berufswahl ist abhängig: 
a) von der Gesamtabstammung d. h. 
ı. Gebürtigkeit der Eltern; 
2. Gebürtigkeit der Wählenden; 
3. Aufenthaltsort während der Jugend und 

b) von dem Beruf der Eltern; 

3. Die Tauglichkeitsergebnisse sind stark von diesen Vorgängen 
abhängig; 

a) Grobe Gewerbe mit landwirtschaftlichen Abkömmlingen weisen 
hohe Ziffern; 

b) Grobe Gewerbe (Klempner, Tischler, Sattler) mit städtischen 
Abkömmlingen und Feingewerbe, Kopfarbeiter mit Großstadt- 
kindern ergeben geringe Resultate. 

Was zu diesem so gefundenen »Gesetz« wie Wellmann seine Er- 
gebnisse bezeichnet, allgemein zu sagen ist, wurde oben bereits her- 
vorgehoben; der Beweis fehlt, daß wir es hier durchweg mit gesctz- 
lichen Vorgängen zu tun haben. 

Wellmann macht es auch dem Leser keineswegs leicht, sich ein 
Urteil über die zahlenmäßjigen Grundlagen seiner Untersuchung zu 
bilden und in cine Nachprüfung seiner Aufstellungen nach der genannten 
Seite hin einzutreten. Es wäre sehr wünschenswert gewesen, daß er 
gerade die so wichtigen Ergebnisse über den Zusammenhang zwischen 
Abstammung, Beruf nnd Tauglichkeit, die er selbst als das Haupt- 
problem sciner Untersuchung bezeichnet, in anderer als nur in 
graphischer Form gegeben hätte. Es muß als große Lücke der Arbeit 
bezeichnet werden, daß die Zahlenreihen, auf Grund deren diese 
graphischen Darstellungen konstruiert wurden, nicht zusammenfassend 
mitgeteilt sind. 

Die graphische Darstellung ist etwas recht schönes, um als Er- 
gänzung der Zahlenreihen selbst einen bestimmten Zusammenhang 
noch besonders deutlich und in die Augen fallend darzustellen, aber 
sie ist durchaus ungeeignet diese Zahlenreihen selbst zu ersetzen. Ueber- 
haupt, das sei an dieser Stelle eingeschoben, sind eine Reihe der 
Tabellen in ihrem ganzen Aufbau nicht klar und deutlich genug ge- 
halten. 

Wellmann hat also nun gefunden, daß landwirtschaftliche Abkömm- 
linge, solche die unmittelbar zugewandert sind, oder doch von auf dem 
Lande geborenen Eltern abstammen, besonders gute Taurlichkeitser- 
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gebnisse aufweisen. Nun ist aber bekannt, daf es vor allem die tüch- 
tigsten und gesundheitlich und physisch am höchsten stehenden 
Elemente sind, die vom Lande nach der Stadt wandern; daß also die 
ländlichen Zuwanderer dem Durchschnitt der Landbevölkerung 
gegenüber in gesundheitlicher und physischer Bezichung eine Auslese 
darstellen. Setzt sich doch ein großer Teil der männlichen Zuwanderer 
aus Rekruten zusammen, die dorthin vom Lande eingezogen wor- 
den sind. 

Wellmann (S. 52) führt selbst eine Stelle aus einer Arbeit Broess- 
lings an, in der gesagt wird, »daf durchschnittlich 70 % von den aus 
jeder Provinz in die Städte eingezogenen Rekruten dort bleiben«. 
Wenn also ein großer Teil der Zuwanderer aus dem genannten Grunde 
gediente Soldaten sind, und nun die landgeborene männliche Bevöl- 
kerung der Städte bessere Tauglichkeitsergebnisse aufweist als die 
stadtgeborene und in der Stadt wohnende Bevölkerung, so scheint dies 
mir nicht verwunderlich zu sein. Vergleicht man nämlich die Taug- 
lichkeitsergebnisse der land- und stadtgeborenen Arbeiter in Berlin, so 
vergleicht man eben eine Auslese der ländlichen Bevölkerung mit dem 
Durchschnitt der stadtgeborenen und in Berlin wohnenden Bevölkerung. 
Der gleiche Gesichtspunkt spielt natürlich auch eine Rolle, wo man 
den Geburtsort der Eltern in Rücksicht zieht, wie es Wellmann tut. 
Es mag der Fall sein, eine Frage, deren Untersuchung nicht in den 
Rahmen dieses Referates gehört, daß auch ceteris paribus, denn darum 
handelt es sich, die landwirtschaftlichen Abkömmlinge die besseren 
Tauglichkeitsergebnisse aufweisen, aus der Wellmann’schen Untersuchung 
kann aber diese Folgerung nicht gezogen werden, da cben, wie ge- 
zeigt, das »ceteris paribus« fehlt. Es sci im übrigen anerkannt, daf 
es für Wellmann nicht möglich gewesen ist, diesen Gesichtspunkt bei 
seiner Erhebung mit zu berücksichtigen ; ich sehe selbst im Augenblick 
keinen Weg, auf dem er dies hätte tun können. Das darf aber nicht 
daran hindern es auszusprechen, daß seine Ergebnisse nicht so schlüs- 
sige sind, wie er es annimmt. 

Auch nach anderen Seiten hin sucht Wellmann dann die Er- 
gebnisse seiner fleifßigen Erhebung zu verwerten, in dem er aber, 
auch wieder mit besonderer Rücksicht auf die Frage der Tauglich- 
keitsergebnisse, den Zusammenhängen zwischen »Berufsgliederung und 
Volksvermehrung«e nachgeht. Zunächst wird die Frage der Heirats- 
frequenz behandelt und als Ergebnis in Einklang mit allen bisherigen 
Erfahrungen auf diesem Gebiete festgestellt, daß die Ehehäufigkeit 
ın den Schichten der ungelernten und angelernten Arbeiter größer ist, 
als bei den gelernten und den den feineren Gewerben Angehörigen. 
Am höchsten ist sie bei den Landarbeitern. Was die Ursachen der 
Kinderlosigkeit und des Kinderreichtums anlangt, so stellt Wellmann 
ebenfalls in Uebereinstimmung mit anderen Untersuchungen fest, dafs 
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bei den ungelernten Arbeitern und den Angehörigen der groben Ge- 
werbe, sich die größere Kinderzahl vorfindet, während bei den feineren 
Berufen und den Kopfarbeitern die eheliche Fruchtbarkeit eine ge- 
ringere ist. 

Wellmann macht aber noch auf eine weitere Erscheinung auf- 
merksam, die sich aus seiner Untersuchung ergibt. 

Bei den feineren Gewerben ist nämlich die Zahl der Ehefrauen, 
die älter sind als ihre Männer, geringer als bei den gröberen Gewerben; 
er führt dies darauf zurück, daß die ungelernten und den gröberen 
Gewerben angehörigen Arbeiter sehr bald ihren Höchstverdienst erreichen 
und demgemäß in recht frühem Alter heiraten; dies bringt es mit 
sich, daß diese Arbeiter sich häufiger ältere Frauen wählen, schon 
allein auch deshalb, weil diese besser geeignet zum Tragen der gemein- 
samen ehelichen Lasten sind, als ein noch nicht vollkommen ent- 
wickeltes Mädchen im Alter von 16—18 Jahren. Demgegenüber heiraten 
dann die gelernten und den feineren Berufen angehörigen Arbeiter in 
höherem Alter und in der Regel jüngere Frauen als sie selbst sind. 

Wie dann Wellmann, gestützt auf Auslassungen Hegers ausführt, 
bietet dieses höhere Lebensalter der Frau eine größere Wahrschein- 
lichkeit dafür, daß ihre Konzeptions- und Gebärfähigkeit während der 
Dauer der Ehe eine ungeschwächtere ist, als bei jüngeren Frauen, so 
daß jene Ehen, wo die Frau bei der Eheschließung nicht mehr so 
ganz jung ist, mehr Aussichten auf eine größere Kinderzahl haben. 

Damit will Wellmann erklären, warum dort, wie seine Unter- 
suchung zeigt, der Kinderreichtum am größten ist, die Kinderlosigkeit 
am seltensten vorkommt, wo die Männer mit älteren Frauen verheiratet 
sind. Dieser Erklärungsversuch steht aber auf zu schwachen Füßen; 
die genannte Erscheinung läßt sich auch aus anderen Ursachen heraus 
erklären. | 

Zur eingehenden Prüfung dieser Frage müßte nicht nur das gegen- 
seitige Alter der Ehegatten, sondern auch die Ehedauer mit berück- 
sichtigt werden. Auch der von Wellmann angelegte Maßstab zur Fest- 
stellung der ehelichen Fruchtbarkeit, die durchschnittliche Kinderan- 
zahl auf Ioo Ehen, genügt nicht, um ein solch’ diffiziles Problem zu 
untersuchen. Um hier zu einwandfreien Resultaten zu kommen, müßten 
weit genauere Messungsmethoden zur Anwendung gelangen. 

Einleuchtender ist schon das Argument, das sich auch bei Well- 
mann findet, daß das frühere Heiratsalter des Mannes vor außerche- 
lichem Verkehr mit seinen die Fortpflanzungsfähigkeit beeinträchtigen- 
den Folgen bewahrt, und daß sich damit zum Teil erklären läßt 
warum bei den im früheren Alter heiratenden Arbeitern der Kinder- 
reichtum größer ist. 

Mit diesen Ausführungen, daß bei den Landarbeitern und den 
Angehörigen der gröberen Gewerbe die lleiratsfrequenz und der Kinder- 
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reichtum größer ist, als bei den Angehörigen der feineren Gewerbe 
und den Kopfarbeitern, will Wellmann dartun, daß die Landbevölkerung 
oder die davon Abstammenden mehr zur Bevölkerungszunahme beitragen 
als die Bevölkerung der Städte. 

Auf Grund dieses Ergebnisses sucht er sich gegen Brentano zu wen- 
den, der bekanntlich die Auffassung vertreten hat, daß die relative 
Tauglichkeit der einzelnen Berufsgruppen an Bedeutung zurücktritt 
hinter der Rolle, welche die absolute Größe der Bevölkerung und deren 
Zunahme für die Aushebungsergebnisse spielen. Mit den genannten 
Ausführungen glaubt Wellmann nämlich dargetan zu haben, daß bei der 
Zunahme der Bevölkerung überhaupt, auch der ländlichen Bevölkerung 
die Hauptrolle zukomme, daß also auch die absolute Tauglichkeits- 
ziffer in ihrer Höhe, von den Verhältnissen jener entscheidend beein- 
flußt werde. 

Es ist richtig, auch schon lange bekannt, dafs die ländliche Be- 
völkerung eine größere Fruchtbarkeit aufweist, als die städtische und 
die ungelernte Arbeiterschaft eine höhere als die gelernte und den 
feineren Gewerben angehörige. 

Wellmann legt aber der ihm ja zweifellos bekannten Tatsache nicht 
genügend Bedeutung bei, daß auch noch andere Faktoren wie Sterb- 
lichkeit, Auswanderung, eine wichtige Rolle spielen bei der Zunahme 
der Bevölkerung und dalil diese Faktoren in Deutschland in den letzten 
2 Jahrzehnten sogar die entscheidende Rolle gespielt haben. Die 
Sterblichkeit ist in den Städten, wo sic ja auch höher war wie auf dem 
flachen Lande, stärker gesunken als hier und zwar ist dies im engsten 
Zusammenhang mit dem wirtschaftlichen und kulturellen Aufschwung 
geschehen, mit der glänzenden Entwicklung, welche Gewerbe und Han- 
del in der gleichen Zeit bei uns durchgemacht haben; daß es auf die 
gleichen Ursachen zurückzuführen ist, wenn in den letzten Jahren die 
Auswanderung bei uns so sehr zurückgegangen ist, daß in den letzten 
10o Jahren Deutschland sogar aus cinem Auswanderungs- ein Einwan- 
derungsland geworden ist, bedarf keines weiteren Nachweises. Daraus 
ergibt sich aber, da noch ganz andere Faktoren bei der Bevölke- 
rungszunahme bei uns in Frage kommen, also auch die absoluten Taug- 
lichkeitsergebnisse mitbestimmen, als die Verhältnisse der ländlichen 
Bevölkerung. Dieser Einwand gegen Brentano ist also nichts weniger 
als stichhaltig. Die Bevölkerungszunahme Deutschlands ist heute bei 
niedrigen Geburtenziffern weit größer dank des Sinkens der Sterblich- 
keit und der Abnahme der Auswanderung als in den früheren Jahr- 
zehnten, wo die Zahl der Geburten relativ größer gewesen ist. 

Trotz alledem wird man aber Wellmann durchaus darin recht ge- 
ben, da die zukünftige Entwicklung Deutschlands in sehr hohem Maße 
von derjenigen der ländlichen Bevölkerung abhängt, daß auch die In- 
dustrie ein großes Interesse daran hat, daß der Zustrom vom Lande 
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auch in Zukunft ihr neue Kräfte zuzuführen in der Lage ist, daß uns 
also eine breite Basis von Landarbeitern und Kleinbesitzern erhalten 
bleibt; ebenso ist ihm darin zuzustimmen, daß es wünschenswert ist, 
durch »die Pflege der Landarbeiterschaft und die Bauernkolonisation« 
der zunehmenden Abwanderung vom Lande entgegenzutreten. 

Man braucht die Bedeutung der ländlichen Bevölkerung für unsere 
wirtschaftliche und politische Zukunft noch lange nicht gering zu 
schätzen, um trotzdem anzuerkennen, welch große Bedeutung auch Ge- 
werbe und Handel, für unserer ganzen industriellen Entwicklung, in 
speziellem auch für unsere Bevölkerungsverhältnisse zukommt. 

Trotzdem an so manchen und nicht unwichtigen Punkten den von 
Wellmann geäußerten Ansichten entgegengetreten werden mußte, so 
soll noch einmal nachdrücklich hervorgehoben werden, daß wir es mit 
einer äußerst beachtenswerten Arbeit zu tun haben. Wenn es dem Vf. 
nicht gelungen ist, alle die Fragen zweifelsfrei zu lösen, die sich 
ihm aus seiner Untersuchung ergeben haben, so darf er sich damit 
trösten, daß er eine Reihe interessanter Fragen angeregt und durch die 
Eigenart seiner Untersuchung der Forschung auf diesen Gebieten neue 
Wege gewiesen hat. 

Das Buch Rollers über de Einwohnerschaft der Stadt 
Durlach stellt eine in ihrer Art einzigartige Leistung dar. In um- 
fassendster Weise wird auf Grund der als Quellen benutzten Kirchen- 
bücher die genealogische Methode zur Anwendung gebracht; es ist 
also die Massenbeobachtung von Stammbäumen, welche der Verfasser 
zur Grundlage sciner Untersuchung macht. Dabei werden nicht nur 
die rein bevölkerungsstatistischen Tatsachen vorgeführt, sondern es wird 
auch in umfassendster Weise der wirtschaftliche und kulturgeschicht- 
liche Hintergrund dargestellt, auf dem sich die geschilderten Bevölke- 
rungsvorgänge abspielen. Die Untersuchung gliedert sich dabei in 
folgende Hauptabschnitte: Die Stadt Durlach bis zum Ausgange des 
17. Jahrhunderts, die Bevölkerungsbewegung, Zahl und Gliederung der 
Bevölkerung, die Berufsarten und die Stände; ein nahczu 300 Seiten 
umfassender Tabellenanhang bildet den Schluß. Die Durcharbeitung 
des Zahlenmaterials ist dabei bis in seine kleinsten Einzelheiten erfolgt, 
soweit nicht die Rücksicht auf das Gesetz der großen Zahl einer zu 
weitgehenden Zerlegung der an sich schon häufig recht kleinen Grund- 
zahlen im Wege gestanden ist. Wenn auch an einer Rcihe von Stellen 
auf sehr schmaler Grundlage Relativzahlen berechnet worden sind, aus 
denen dann der Versuch gemacht wird, eine gewisse Entwicklung her- 
auszulesen, wo vielleicht bei den kleinen Grundzahlen auch der Zufall 
mitgespielt haben mag, so ist demgegenüber doch hervorzuheben, dafs 
der Verfasser diese Bedenken selbst oft genug hervorhebt und immer 
wieder betont, daß etwaige Schlufßfolgerungen nur mit Vorsicht gce- 
zogen werden dürfen, und derartige Schlufifolgerungen liegen bei ihm 
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sehr nahe, wo er doch die Bevölkerungsvorgänge in ihrem Zusammen- 
hang mit den wirtschaftlichen und geschichtlichen Geschehnissen be- 
trachtet*). So sehr nach dieser Seite hin die statistische Methode mit 
großer Vorsicht und Sachkenntnis angewandt worden ist, — auch die 
durchgängige Berücksichtigung des Altersaufbaues bei der Betrachtung 
der Bevölkerungsbewegung gehört hierher — so hat sich doch der 
Verfasser an anderen Punkten wieder verleiten lassen bei der Bearbei- 
tung des Zahlenmaterials Methoden zur Anwendung zu bringen, die 
einer Kritik nicht standhalten. Hierbei sind in erster Linie seine sog. 
»Individualzahlen« gemeint, ein von ihm zur Messung der Heirats- und 
Geburtenhäufigkeit angewandter Maßstab. 

Auch die Bearbeitung des Materials verliert sich mitunter zu sehr 
in Einzelheiten, ohne dafi man den Ergebnissen größeren allgemeinen 
Wert zuerkennen könnte. Beispielsweise sei hier nur an die Bearbei- 
tung des Altersaufbaues der gewaltsam ums Leben gekommenen er- 
innert. 

Was die Ergebnisse der Untersuchung selbst anlangt, so kann ich, 
da ich an anderer Stelle noch eingehender darauf einzugehen habe, 
hier nur weniges Ällgemcines hervorheben. Nach den verschieden- 
artigsten Seiten hin bringt die Arbeit neue und beachtenswerte Tat- 
sachen. Hier sci im Rahmen dieser Besprechung nur auf die bevölke- 
rungsstatistische Seite eingegangen. 

Schon die Abschnitte über Ein- und Abwanderung zeigen, wie 
schon manch ältere Untersuchungen, wie schr man irrt, wenn man die 
heutige Flüssigkeit der Bevölkerung als ein Zeichen der Neuzeit be- 
trachtet und annimmt, daß dieselbe in früheren Jahrhunderten so viel 
scßhhafter gewesen sei. Denn in Anbetracht der so viel erschwerteren 
Verkehrsvcerhältnisse, der weit größeren Unsicherheit in der Beurtei- 
lung der wirtschaftlichen Verhältnisse lagen auch relativ kleinere Zah- 
len, als wir es bei unserer heutigen Wanderung gewohnt sind, deut- 
liches Zeugnis von dem Wandertricb der damaligen Zeit ab. Wie groß 
dieser Wandertrieb sein mußte, wie gering die Aussicht am Ziel der 
Wanderung eine Existenzmöglichkeit zu finden, zeigt die große Zahl 
derjenigen, die wieder fortziehen mußten, ohne daß ihnen dieses ge- 
glückt wäre. In der Periode von 1710—1800 sind 71,07% aller nach 
Durlach gezogenen Familien wieder weggewandert; von 1290 Familien, 
welche so nur durchwanderten, haben 767, also mehr als die Hälfte, 
sich weniger als 3 Jahre dort aufgchalten. Ueberhaupt ist es sehr ver- 
lockend im Zusammenhang mit den Ergebnissen des Rollerschen Bu- 
ches die neuere Entwicklung der Bevölkerung zu betrachten; ein sol- 

4) Vgl. z. B. dazu das nach dieser Richtung hin recht anfechtbare Buch von 
Bungers, Beiträge zur mittelalterlichen Topographie, Rechtsgeschichte und Sozial- 
statistik der Stadt Köln. 1897. 
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cher Vergleich wird manches interessante zutage fördern. Ich er- 
innere hier nur beispielsweise an das Heiratsalter, den Familienstand 
der Eheschließenden, die Ehedauer u. s. f. 

Es sei nur hervorgehoben, daß die Dauer von 2192 Ehen in Durlach 
im 18. Jahrhundert trotz der damals weit größeren Sterblichkeit kaum 
geringer war, als die Ehedauer durchschnittlich heute ist, oder daß bei 
beiden Geschlechtern zwischen damals und heute kaum ein Unterschied 
im Heiratsalter vorhanden ist. Nach anderen Seiten hin ergeben sich dann 
auch wieder ganz unerwartete Verschiedenheiten. 

Ein weiterer Teil des Buches behandelt dann Zahl und Gliederung 
der Bevölkerung. Es wäre wohl zweckmäßiger gewesen, diesen Punkt 
vor den Fragen der Bevölkerungsbewegung zu behandeln; die ganze 
Darstellung wäre wohl dadurch etwas anschaulicher geworden, wenn 
man vor der Besprechung der Bevölkerungsbewegung ein genaueres 
Bild von deren Größe, Altersaufbau u. s. f. gehabt hätte. Denn erst 
aus dem Altersaufbau selbst erklären sich gewisse Eigenheiten der Be- 
völkerungsbewegung. Besondere Beachtung in diesem Abschnitte ver- 
dienen des Verfassers Aeusserungen über die älteren Volkszählungen 
in Durlach, die nichts weniger als zuverlässige gewesen sind. 

Zwei weitere Abschnitte, die aber nur ganz stellenweise auf be- 
völkerungsstatistische Probleme eingehen, sondern einen ausgesprochen 
sozialgeschichtlichen Charakter tragen, behandeln dann noch die Be- 
rufsarten und die Stände. Das Buch Rollers ist keine leichte Lektüre, 
wenn es auch der Verfasser verstanden hat, durch an zahlreichen 
Stellen eingestreute lebensvolle Bilder aus den damaligen Verhältnissen 
und dem damaligen Leben manche Partien seines Buches sehr an- 
schaulich zu gestalten. Der von ihm behandelte Stoff, vor allem in den 
ersten in den vorangegangenen etwas ausführlicher behandelten Ab- 
schnitten ist eben ein sehr spröder. Niemand aber wird das Buch 
aus der Hand legen ohne nach zahlreichen Seiten hin mannigfache 
Belehrung und Anregung empfangen zu haben. 

Zum Schlusse sei auf die von Dr. Nossig herausgegebene »jü- 
dische Statistik« kurz verwiesen, aus welcher die Bevölkerungs- 
statistik manche wichtige Kenntnis schöpfen kann, vor allem nach der 
Seite hin, daß es sich bei der jüdischen Bevölkerung in manchen Ge- 
bieten um wirtschaftlich besser gestellte Kreise handelt, so daß man 
es bei ihnen in dieser Hinsicht mit sog. ausgewählten Bevölkerungs- 
beständen im Sinne G. v. Mayrs zu tun hat. Da in dem Buche die 
Bevölkerungsbewegung der Juden in den verschiedensten Ländern dar- 
gestellt wird, in Ländern, in denen sie wirtschaftlich gut gestellt sind 
und in solchen, in denen sie nach dieser Richtung hin nicht über dem 
Durchschnitt der sonstigen Bevölkerung, oft sogar unter diesem, stehen, 
so ist auf dieser Grundlage die Möglichkeit geboten die Frage zu prü- 
fen, ob bestimmte Eigentümlichkeiten der Bevölkerungsbewegung bci 
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den Juden, wie z. B. ıhre geringe eheliche Fruchtbarkeit, auf Eigen- 
tümlichkeiten der Rasse oder nur in ihrer besseren wirtschaftlichen 
Lage, ihre Ursachen haben’). 

5) Dazu vgl. auch Ruppin, »Die Juden der Gegenwart«, Berlin 1904, und 
die seit einigen Jahren in Berlin erscheinende Zeitschrift für Demographie und 
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15. Schnapper-Arndt, Sozialstatistik. Vorlesungen über Be- 
völkerungslehre, Wirtschafts- und Moralstatistik. Ein Lesebuch fur 
Gebildete insbes. f. Studierende herausgegeben von Dr. Leon Zeitlin 
10 Abb. und 22 Tafeln. IN, 642 Leipzig, Verlag Dr. Werner Klink- 
hardt, 1908. 

16. Paul Mombert, Studien zur Bevölkerungsbewegung in Deutsch- 
land in den letzten Jahrzenten mit besonderer Berücksichtigung der 
ehelichen Fruchtbarkeit. 8° 280 S. Karlsruhe, Braun, 1907. 

17. Pr. Wilhelm Feld, Die Mittelstadte Altpreufsens in ihrer 
Bevölkerungsentwicklung zwischen 1858 und 1900. 8°, 125 S. Dresden, 
3ohmert 1900. 

Das Buch Schnapper-AÄrndts besteht aus den nachgelassenen 
Vorlesungsmanuskripten des leider so plötzlich und früh verstorbenen 
Gelehrten. Es ist schon dadurch, dat es neben ciner zusammen- 
lassenden Darstellung der Bevölkerungsstatistik auch cine solche der 
Wirtschafts- und Moralstatistik enthält -— für diese beiden Disziplinen 
tehlen ja neuere Zusammenfassungen — von besonderem Interesse. 
Aber auch der Umstand, da es sich um das Werk eines so ausge- 
zeichneten Forschers und besonders gründlichen Kenncers statistischer 
Materien handelt, wie Schn.-A. es war, berechtigt zu ganz besonderen 
Erwartungen. Indessen haben wir hier Vorlesungen vor uns, die wegen 
ihres Zuhörerkreises vorzugsweise einführender und elementarer Natur 
waren. Von diesem Standpunkt aus betrachtet, erscheint das Werk, 
das im Ganzen eigentlich für den Druck nicht bestimmt war, als be- 
deutende Leistung. Es ist bei aller Gründlichkeit leicht, abwechslungs- 
reich, lebensfrisch gehalten, nie unselbständig und führt gleich mitten 
in die Probleme und Hauptphänomene der behandelten Gebiete cin. 
Besonders geschlossen ist die Bevölkerungsstatistik bearbeitet, in der 
die treffliche und selbständige Art der Behandlung der Lchre von der 
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Sterblichkeit besonders zu rühmen ist. Aber auch sonst tritt uns stets 
der selbständige Denker entgegen, der seinen Stoff gründlich beherrscht 
und oftmals überdacht hat. Nur an schr wenigen Stellen ist das Buch 
Exzerpt. Das Gleiche gilt von der Wirtschaftsstatistik, obzwar hier 
die systematische ımethodologische) Behandlung und Gestaltung ange- 
fochten werden kann. Daß die Vollständigkeit und Geschlossenheit 
hier in stärkerem Matse fehlt (z. B. ist die Preisstatistik, Produktions- 
und Verkehrsstatistik u. a. nicht behandelt, während in der Bevölkerunvs- 
statistik im wesentlichen nur die inneren Wanderungen fehlen), hängt 
eben mit dem Vorlesungscharakter des Werkes zusammen: die Zeit des 
Vortrages hat für die Behandlung aller dieser Gebiete nicht mehr gc- 
reicht. Weit vollständiger ist wieder die Moralstatistik, wenn sie doch 
auch, wie die beiden andeın Vorlesungen, an dem Mangel leidet, dafs 
die zuerst vorgenommenen Themen ausführlicher, die späteren kürzer 
abgehandelt wurden. Die umfassende Verarbeitung namentlich auch 
ausländischer Literatur verleiht dieser wie den andern Vorlesungen 
einen besonderen Wert. 

Diese Betonung des Vorlesungscharakters dieser Arbeit, welcher 
mit dem eines Buches nicht immer vereinbar ist, kann natürlich keinen 
Tadel des verstorbenen Autors enthalten, sondern vielmehr die volle 
Entschuldigung und Rechtfertigung für alles das, was an dem Buche 
unbefriedigend wirken könnte. 

is war ganz richtig, dafs sich unter solchen Umständen die Tätig- 
keit des Herausgebers in den bescheidensten Grenzen gehalten hat. 
Ucberhaupt ist nicht zu verkennen, wie überaus schwierig und heikel 
die Aufsabe der Herausgabe dieser Manuskripte war. Trotz der pein- 
lichen Sorgfalt, mit der sie ausgearbeitet waren, waren sie ceben doch 
nur als Grundlage für den lebendigen, mündlichen Vortrag gedacht 
(Schnapper-Arndt pflegte frei zu sprechen und nicht für den Druck. 
So enthalten sie manches zu viel, manches zu wenig. 

Man konnte freilich kaum sachliche Darleeungen irgendwie ver- 
andern, hingegen hätte man, m. E., das Uncrläfsliche tun und alles das, 
was offenbar nur zur Belebung des Vortrases, man möchte fast 
sagen, zur Erheiterung der Gemüter der Zuhörer und Zuhörerinnen 
bestimmt war, reduzieren müssen. So füllen z. B. die Angaben über 
fabelhafte Langlebiskeiten (u. derel.) 11/2 Seiten (151 f.), nachdem schon 
früher die Sache cine biologische Behandlung erfahren hatte; und die 
über zweifelhafte Beobachtungen wrofßer Lebensdauer 4!/a Seiten 
(153-157). In solchen und anderen Fällen hätte doch wohl mafsgebend 
sein müssen, dafs das gedruckte Wort mehr Konzentration verlangt 
als die gesprochene Rede. So ist denn auch das Buch unverhältnis- 
mäßig dickleibig und teuer geworden. — Als unzweifelhafter Fehler 
der Heraussabe erscheint es mir, daß die Literaturangaben, zumal für 
ein »Lescebuch für Sturlierendex, zu spärlich und zu wenig planmatig 
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sind; es sind meist nicht cınmal jene Werke, die im Text durch ihren 
Verfasser und Gegenstand genannt werden, mit ihrem wirklichen 
bibliographischen Titel, der dem Leser die Anschaffung und das weitere 
Studium ermöglichte, vom Herausgeber hinzugefügt worden. Neuc 
literatur wurde überhaupt kaum benützt und auch die Zusätze der 
‚neuesten Zahlen« lassen, was fachkundige Auswahl und Quellen anbe- 
langt, zu wünschen übrig. Dies ist um so bedaucrlicher, als cs gerade 
bei diesem Buche nötig gewesen wäre, da der Herausgeber durch 
Zusätze und Anmerkungen das schulmäßige Rüstzeug für den 
Studierenden, das der Bestimmung dieser Vorlesungen nach zu gering ist, 
vervollständigt hätte. — Unangenehm empfunden wird es sodann, dafi 
die fremdsprachlichen Zitate und Ausdrücke viel zu reichlich gebraucht 
sind. Schn.-A. hat sich die betreffenden Stellen wohl nur der Ein- 
fachheit halber in fremder Sprache notiert und sie gewiß in der Vor- 
lesung verdeutscht. Jedenfalls erscheint es für ein einführendes Werk 
nicht zulässig, da große Tabellen (die graphischen meist ohne Er- 
läuterung!) und ganze Sciten (z.B. S. 389) in fremder Sprache gedruckt 
werden S. 537 sind z. B. 41 weibliche Berufsarten in französischer 
Sprache angeführt. — S. 572 ist ein Irrtum unterlaufen: Es wird dort 
eine Tabelle als »nach Hoppes gegeben bezeichnet, während Hoppe 
die betreffenden Daten gar nicht so ausführlich bringt, sondern sogar 
auf die Urquelle (Siegfried) selber nur mittelbar und zwar durch Baer 
hinweist. (Vergl. Hoppe, Alkoholismus und Kriminalität, 1906, S. 37). — 
Seite 506 heift es: schließlich sei, wenn auch nur andeutungsweise, 
einer Methode Ertels gedacht (usw.); diese Andeutung, die Schn.-.\. 
wahrscheinlich mündlich gegeben hat - - es handelt sich um die Entwick- 
lung einer Formel zur Messung der Unehelichkeit — erfolgt aber dann 
im Text nicht; der Herausgeber hätte nun entweder über jene Methode 
wirklich etwas mitteilen oder ihre Ankündigung streichen müssen. — Noch 
in manchen anderen Punkten wären der Edition Mängel nachzusagen. 
So muf die Bemerkung »rechter Unsinn< auf S. 505 für indiskret gc- 
halten werden, zumal sie sachlich nicht einmal berechtigt ist und mir 
serade hier Schn.-A. nicht das wesentliche zu treffen scheint. Jeden- 
falls ist, was hinter geschlossenen Türen und durch die Rede gemildert 
möglich ist, noch nicht für den Druck geeignet. — Schließlich sei noch 
darauf hingewiesen, dafs auch das Sachregister ciner \V'ervollkommnung 
fähig wäre z. B. sind die Schlagworte »Männerüberschuf« (640) und 
‚Sexualproportions (64r) ohne Verweis (unabhängig) angeführt, trotz- 
dem S. rrr im Text selbst auf später verwiesen ist. 

Diese Bemängclunsen der Edition möchten in keiner Weise das 
schöne und nützliche Werk selber treffen sondern nur Verbesserungen, 
die es noch wertvoller machen sollen, anregen. 

Der Grundgedanke des bedeutsamen Werkes von Mombert ist 
der, dafs die ganze Entwicklung der Bevölkerung in Deutschland im 
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letzten Menschenalter — nämlich: Sinken des Heiratsalters, Steigen der 
Ehedauer, somit Verschiebungen im Altersaufbau der Verheirateten 
zugunsten der jüngern Elemente, und Rückgang der Sterblichkeit - - 
darauf hindrängte, eine Vermehrung der Geburtenzahl herbeizuführen; 
dafs aber statt dessen ein bedeutender Rückgang in der Geburtenzahl 
stattgefunden habe. Die Ursachen hierfür findet M. in der Zunahme 
des Wohlstandes und der Bildung. Und den Nachweis für das Bestehen 
dieses Zusammenhanges von Wohlstand und Fruchtbarkeit sucht M. in 
vierfacher Weise zu führen: r. durch Zusammenfassung der bisherigen 
diesbezüglichen Untersuchungen (S. 129—1401; 2. durch Nachweis dieses 
Zusammenhanges auf Grund der Wohnungsverhältnisse in 7 deutschen 
Großstädten (S. 146- 103); 3. durch regionale Vergleichung von Frucht- 
barkeit und Spartattrkeit (S. 171-191); 4. desgl. durch zeitliche Ver- 
gleichung (191195) — Ob hierdurch dem Verfasser der Nachweis 
gelungen ist, dafs steigender Wohlstand und soyar schon geringe Ver- 
schtiedenheit in den Wohlstandsverhältnissen, notwendig und direkt eine 
geburtenvermindernde Wirkung habe, scheint mir zweifelhaft. Meines Erm. 
ist gerade der wichtigste Beweis M.s, des Zusammenhanges von Spar- 
tätiekeit und Fruchtbarkeit, am wenigsten zwingend. Oldenberg 
hat ganz richtig eingewendet, dafs dieses Verhältnis auch grade ent- 
segengesetzt sein kann, indem kinderarme Familien leichter sparen 


können als kinderreiche. Auch ist die Zahl der Sparkassenbücher auf 


100 Einwohner ein äußerst ungenauer Ausdruck, Spartätigkeit und 
Sparkassenbuch sind noch lange nicht gleichbedeutend, und ebenso ist 
die Spartätigkeit ein höchst ungleichmätstiger Ausdruck wirtschaftlichen 
Wohlstandes, oder gar höherer Bildung, was M. übrigens selbst feststellt. 

Als die wesentliche Ursache dieser, die Fruchtbarkeit und Ge- 
burtenzahl herabmindernde Wirkung des Wohlstandes sieht M. die be- 
wufste Verhütung der Befruchtung an, 

Dak cin Zusammenhang zwischen Wohlstand und geringer Kinder- 
zahl (oder genauer: bewußiter Verhinderung der Konzeption) im allge- 
meinen besteht, dürfte ja allerdings außer Zweifel sein, ich glaube aber 
nicht, da er so durchgängig, vor allem nicht so direkt ist, wie M. 
trotz mancher Einschränkungen schliefNich doch behauptet. Wenn 
nämlich konzeptionsverbindernde Mittel einmal bekannt sind und an- 
gewendet werden, dann kann die Abnahme der Fruchtbarkeit nicht mehr 
allmählıg sein, sich nicht stufenweise mit dem Wohlstandsgrad 
heben oder senken, sondern müßte sprungshafter von der Bildung, 
oder noch schärfer, von der Aufreklärtheit über diese Sache, zur Un- 
wissenheit sich zeigen! Gerade das also, was M. so sehr hervorhebt, 
dafs sich schon bei geringen Wohlstandsverschiedenheiten die ent- 
sprechenden Abstufungen der Fruchtbarkeit zeigen, lait seine Kausal- 
erklärung wieder zweifelhaft erscheinen. M. selbst betont zwar anderer- 
seits, dak die Höhe der Fruchtbarkeit nicht als eine direkte Funktion 
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von Wohlstand und Kultur anzusehen sei; sondern daß sich dieser Zu- 
sammenhang nur so denken lasse, vdal bei einer gewissen Höhe der 
Kultur] diejenigen wirtschaftlichen Erwägungen zur Herrschaft gc- 
langen, welche eine geburtenmindernde Wirkung zur Folge haben: 
(207). Auf diese Weise ist es also doch ein ectappenweiser Zusammen- 
hang, den M. hier annimmt; der aber offenbar seinem Schluß auf die 
letzte Ursache, die absichtliche Verhinderung der Befruchtung, wider- 
spricht. Denn diese Absicht, oder die Kenntnis der Mittel zu 
ihrer Ausführung, ist von Wohlstand und »Kulture bei dem 
in Deutschland herrschenden Bildungsgrad wohl nur in 
geringstem Malse abhängig. Die Kinderzahl würde man auch 
in den niedrigsen Ständen beschränken, wenn die Mittel der Verhütung 
der Konzeption bekannt wären. 

Wie die Abnahme der Fruchtbarkeit, die M. im Ganzen wohl 
unzweifelhaft festgestellt hat, zu erklären scı, scheint mir sonach selbst 
nach diesen umfassenden Untersuchungen, noch nicht exakt klargestellt, 
denn die Inbeziehungsetzung von Wohlstand und Fruchtbarkeit, scheint 
mir nicht das Problem zu erschöpfen und das eigentliche Moment 
nicht zu treffen. Dieses muf im wesentlichen (neben Heiratsalter und 
Ehedauer) freilich immer die absichtliche (künstliche) Beschränkung 
der Kinderzahl sein, aber es fragt sich: in welcher Weise diese Ursache 
eigentlich wirkt, in welchen Bevölkerungsgruppen, unter welchen 
Umständen sie sıch geltend macht und machen kann? Daf man 
das Problem in dieser scharfen Weise festhalte, scheint mir das wichtigste. 
Denn nur dann wird die Untersuchung des statistischen Materiales 
unter möglichst scharf abgegrenzte Gesichtspunkte gestellt. - Die An- 
sicht, dafè die Bevölkerungsagglomeration das ausschlaggebende 
Moment sei, d. h. der städtische, namentlich der grofßsstädtische 
Charakter des Zusammenwohnens, scheint m. E. dieser Problemstellung 
am meisten zu entsprechen. (Auch Öldenberg hat M. die geringe 
Fruchtbarkeit der grofsstädtischen Bevölkerung entgegengchalten und 
Most hat bei seiner Betonung des volkspsychologischen Charakters 
dieser Frage wohl ähnliches im Auge gehabt). Denn worauf es in 
erster Linie ankommt, kann wohl nur die Kenntnis jener Mittel der 
Konzeptionsverhinderung sein; die Anwendung wird von Wohlstand 
und Bildung nur im kleinsten Mate abhängen. 

Auf die rein statistische Seite der Untersuchungen M.'s einzugehen, 
scheint mir weniger notwendir, da Oldenberg (Zeitschr. f. d. ges. 
Staatswissensch. 1907, S. 562 ff.) und Most (Kritische Blätter 1907 
S. 303 ff.) sich in ausführlichen Rezensionen mannigfach und in aus- 
gezeichneter Weise damit beschäftigt haben; hingegen dürfte eine Er- 
örterung der bevölkerungstheorctischen Schlufsfolgerungen M.s hier am 
Platze sein. 

M. will in Bezug auf die Bevölkerundstheorie nachweisen, dafs der 
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dritte Satz von Malthusens Lehre — wonach alle Hemmnisse, welche die 
Ucbervölkerung verhindern, sich in sittliche Enthaltsamkeit, Laster und 
Elend auflösen lassen — unhaltbar sei. Es seien nämlich neben diese 
Hemmnisse noch andere getreten: »Einmal ... . physiologische, welche 
die Fortpflanzungsfähigkeit des Menschen beeinträchtigen und dann 
psychologische, die bewußt die Zeugung vom Geschlechtstrieb trennen. 
Beide neue Ilemmnisse wachsen mit steigendem Wohlstand an Bedcu- 
tung« (275). Von dem ersteren, von Spencer her sattsam bekannten 
Hemmnis zu sprechen, scheint mir gänzlich unberechtigt; das zweite 
aber scheint mir als absichtliches Hemmnis neben andern auf das 
gleiche Ziel hinzielende Absichten (z. B. Hinausschieben der Heirat) zu 
rangieren und somit nicht prinzipiell sondern nur äufserlich jenen 
Satz zu variieren. Was aber M. daraus folgert, nämlich da des- 
wegen die Malthusische Lehre förmlich umzukehren sci, kann in keiner 
Weise zugegeben werden. M. sagt: »Nicht die soziale Frage hat letzten 
Endes ihre Ursache im Bevölkerungsproblem, wie Malthus geglaubt hat, 
sondern dasselbe wurzelt in Problemen, die wir als soziale Frage be- 
zeichnen«. Er argumentiert also so: wirtschaftliches Elend ist nicht 
so sehr die Wirkung der Ucbervölkerung als vielmehr ihre Ursache, 
denn der kulturelle Tiefstand ist ja die vornehmste Ursache grofßser 
(seburtenzahl. M. will somit sasen, da das Primäre die Verclen- 
dung ist und dak diese erst Üebervölkerung hervorruft. 

Ich glaube, dafi diese Umkehrung unbercechtigt ist. Das geht 
schon daraus hervor, dafs sie zu einem wahren circulus vitiosus 
führt und sich so selbst schlägt: wenn der Druck der Ucbervölkerung 
zwar verelendet, die Verelendung aber übervölkert — wo endet denn 
dieser Kreis? Offenbar nirgends. Es ist eben überhaupt damit nichts 
sesagt, als dass Wechselwirkung zwischen beiden Faktoren herrscht, 
was allerdings ohne weiters zuzugeben ist, aber für den Primat des 
einen oder andern Faktors nichts besagt. Und für das Prin- 
zipielle der Malthusischen "Theorie kann daraus dann offenbar gar 
nichts folgen. Die Frage was das Primäre sei: Die soziale Frage Elend) 
oder die Tendenz zur Vebervölkerung muk von einem anderen Ge- 
sichtspunkte her entschieden werden und, wie ich glaube, zweifellos 
zu Gunsten der Uebervölkerungstendenz:! denn diese muf logisch zu- 
erst da sein, nicht das Elend - - sofern beide in Zusammenhang stehen. 

Trotz der mannigfachen und wesentlichen Einwendungen, die hier- 
mit gegen die Schlüsse und Ergebnisse M.'s erhoben wurden, verdient 
sein Werk vom Standpunkte der statistischen Untersuchung aus die 
vollste Anerkennung. Es ist ein überaus grofßses Material zusammen- 
getragen und bewältigt; aber die Analyse zeist neben dem wohl- 
unterrichteten auch den methodisch-kritischen Statistiker. So ist das 
Buch, wie man auch seine Ergebnisse hinnchme, das umfassendste auf 
diesem Gebiete und eine gelehrte und gründliche Arbeit, wie wir nur 
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wenige haben. 

Das Buch Felds stellt einen sehr wertvollen Beitrag zur Statistik der 
Binnenwanderungen dar. Das Verständnis und Interesse für diese ist im 
Gegensatz zu dem für die Auswanderungen erst neueren Datums. Zu- 
nächst knüpfte es wohl an die Erscheinung des plötzlichen Anschwel- 
lens und Entstehens groer Bevölkerungsagglomerationen an und man 
versuchte mit einigem Staunen, über den Umfang dieser Bewegung sich 
klar zu werden. Es machte sich aber neben dem Zug zur Stadt auch die 
Kehrseite: die Abwanderung vom Lande fühlbar. Man stritt für und 
wider die moderne Mobilisierung der Bevölkerung, bis sich allmählich 
das Verständnis dafür Bahn brach, daß wir in der Zeit einer neuen 
räumlichen Verteilung der Bevölkerung stehen. Damit mufte sich 
naturgemäfs das Interesse von dem Wachstum unserer Grofistädte aus- 
dehnen auf die Erscheinungen der Binnenwanderungen überhaupt. 

Freilich, die meiste Aufmerksamkeit finden auch jetzt noch die 
(srofßstädte. Immerhin haben wir auch schon seit längerer Zeit einige 
allgemeinere Untersuchungen, so zum Beispiel für Bayern und Olden- 
burg auf Grund der Gebürtigkcitsstatistik. Einen andern Weg schlägt 
die Schrift Telds cin, -welche ı5 cinzelne Mittelstädte einer ein- 
gehenden Untersuchung unterzieht. Es ist zwar auch hier die Be- 
völkerungsbewegung anderer Ortskategorien, besonders der Großstädte 
und des platten Landes, herangezogen und dem Verf. sind dabei an 
einigen Stellen interessante Vergleiche gelungen. Indessen liegt in 
diesen vergleichenden Betrachtungen wohl nicht das Schwergewicht der 
Arbeit. Dagegen ist für die Mittelstädte selbst die Bevölkerungsent- 
wicklung während der ro Volkszählungsperioden von ıI858 bis 1900 
mit ziemlicher Vollständigkeit erfat: auf der einen Seite der physi- 
sche Bevölkerungswechsel durch Geburten und Sterbefälle und sein 


Ergebnis, der Geburtenüberschußß? — leider ohne Eingehen auf die 
Alters- und Familienstandsgliederung — daneben die Wanderbewegung, 


sowohl auf Grund der Bevölkerungsbilanzrechnung (»Wandergewinn:) 
als nach der Gebürtigkeitsstatistik (Gegensatz von Auswärts- und Orts- 
veborenen!. In dem Versuche des Verfassers, all’ diese Beobach- 
tungen der natürlichen und räumlichen Bevölkerunes- 
bewegung miteinander in Beziehung zu setzen, liegt 
m. E. ein besonderer Wert seiner Studie. 

So ergibt z. B ein Vergleich der Zahlen des Wandergewinns mit 
denen der Gebürtigkeitsstatistik, >da die Städte nach der Größe Ihres 
Wandergewinns eine ganz andere Reihenfolge einnehmen, als es sich 
nach dem Grade des Hervortretens der Zugewanderten vermuten läft 
(S. 122). Als Gradmesser für die Stärke der Wanderbewegung ist also 
die Gebürtigkeitszifter viel weniger geeignet, als meist angenommen 
wird. Ein Blick auf die Stärke der natürlichen Bevölkerungsvermeh- 
rung lehrt denn auch, wie hohe Ortsgebürtiskeit durch starken Ge- 
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burtenüberschuss bestimmt wird. Bestätigt wird dies durch das ver- 
schiedene Verhalten der beiden Geschlechter. In den untersuchten 
Mittelstädteen vermehrt sich die weibliche ortsgeborene 
Bevölkerung stärker als die männliche und so mut 
ceteris paribus die weibliche Bevölkerung stärker mit cingeborenen 
Elementen durchsetzt sein als die männliche. Daraus erklärt der Vert. 
auch (außer durch die vermutete größere Sefshaftizkeit der städtischen 
Frauen) die zunächst auftallende Erscheinung, dafs der Anteil der Zu- 
sewanderten bei den Frauen merklich geringer ist als bei den 
Männern, trotzdem die Frauen den eröfleren Wandergewinn haben 
(S. 119). 

Uebrisens ist die Tatsache des größeren weiblichen Wanderüber- 
schusses auch bemerkenswert gegenüber der häufig auftretenden Be- 
hauptung, dafi ganz allgemein die Männer stärker wandern als die 
Frauen, eine Behauptung, die durchaus einer gründlichen Prüfung be- 
darf. Ueber die verschiedene Beteiligung der Männer und Frauen an 
den gesamten Binnenwanderungen (nämlich zwischen Stadt und Land, 
zwischen den einzelnen Landgemeinden; zwischen den Städten unter- 
einander) wird auf S. 127 ff. eine Hypothese angedeutet, welche die 
mitgeteilten Beobachtungen widerspruchslos zu erklären vermöchte, 
freilich hinreichender zahlenmäfsiger Belege noch entbehrt. Die Frage 
des verschiedenen Verhaltens der beiden Geschlechter ist ja bis- 
her in der Erforschung der Binnenwanderunsen merkwürdig vernach- 
lässigt worden, trotzdem gerade sie, wie die vorliegenden Untersuch- 
ungen zeigen, cine Bearbeitung sehr lohnt. Die getrennte Beobach- 
tung der Geschlechter bedeutet cine der einfachsten und häufig dank- 
barsten Isolierungzen innerhalb sozialer Massenerscheinungen. 

Es sei noch bemerkt, dafs der Verf. die Aufmerksamkeit auch auf 
die Frage richtet: ob sich der Wanderstrom in cine Stadt nach den 
Abstoßungstendenzen der Bevölkerung des umliegenden Landes richtet 
oder nach dem Aufnahmebedürfnisse der Stadt selber? (S. ı22). Er 
führt einige seiner statistischen Ergebnisse zugunsten der letzteren Aut- 
fassung an, anscheinend aber, ohne sich dadurch für dieselbe ent- 
scheiden zu wollen. 

Neben der Darstellung der mittelstädtischen Bevölkerungsentwick- 
lung und neben den theoretischen Erwägungen allgemeinerer Natur 
finden sıch durch die ganze Arbeit verstreut methodische Ausführungen, 
insbesondere kritische Bemerkungen über die Verfahrensweisen andrer 
Autoren (Bücher, Zahn, v. Fircks, v. Mayr, Kuczynski, Ammon, Brück- 
ner, Lang‘. Hervorzuheben sind etwa wegen ıbres allgemeineren In- 
teresses die Bemerkungen über das Wachstum der Städte nach Gröfsen- 
klassen (S. 12 f.). 

Seine Arbeitsweise hat Feld selbst folgendermatsen charakterisiert: 
«In Bezug auf die Methode glaubte ich so vorgehen zu müssen, dat 
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ich nicht vorgefasste Meinungen über die Gestaltung der zu unter- 
suchenden Verhältnisse nachträglich durch gecignete Kombination der 
Zahlen zu belegen suchte, sondern dafs ich vielmehr aus den gegebenen 
Zahlen heraus Tendenzen bestimmter Bewegungsrichtungen zu ermitteln 
mich bestrebte. Dabei sollte immer zunächst auf die rein mathemati- 
sche Bedingtheit der Zahlen geachtet werden, damit für solche zahlen- 
mäfsige Erscheinungen, die lediglich durch die Art ihrer Berechnung 
begründet sind, nicht nach tiefer liegenden demologischen Ursachen 
gesucht werde:, 

Es ist für dieses ausgezeichnete Buch schade, dafs der Verfasser 
nicht eine kurze Zusammenfassung sciner wichtigeren Ergebnisse ge- 
macht hat. So wird wohl mancher vor der stellenweise, namentlich 
im 1. Teile, etwas trockenen Darstellung zurückschrecken. 
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Verlag. Berlin 1900. 
ber Tatbestand der vorliegenden Studie steht geradezu im schroffen 


Gegensatz ZU dem historischen Zusammenhang, der vom Verfasser -Ber- 
iinei Arbeiterbewegungs (siehe unten) festgestellt wurde. Dort werden 
die Kämpfe der sewerbetreibenden Massen um die Teilnahme an den 
staatspolitischen Geschäften, an dem Parlament geschildert, hier dagegen 
tritt die systematische Gegnerschaft der politisch aufgeweckten Volks- 
schichten und ihrer Fürsprecher seit der englischen Revolution der 
indirekten Volksvertretung gegenüber zum Vorschein. Der hier obwal- 
tende Widerspruch erfordert eine genaue wissenschaftliche Erklärung. 
Per Autor geht cinmal von der  soziolowischen Ansicht aus, 
nach der jede Erweiterung eines Gremeinwesens und die Vermehrung 
seiner öffentlichen Angelegenheiten den, Üebergang von der direkten 
Gesetzgebung und Selbstregierung zum KRepräsentativ-System beein- 
tuft und bestimmt. Hier haben wir es offenbar mit einer arıthmetischen 
Abkürzung zu tun! Der Multphkator ersetzt die Addition. Dieser 
Proze der Abkürzung vollzieht sich tagtäglich und wir können ihn 
+. B. an den Gewerkschaften der Arbeiter verfolgen, die fast durch- 
gängig mit weitgchender direkter Gesetzgebung und Regierung be- 
vinnen, um in dem Mafe, als sie an Mitgliederzahl zunehmen und 
ihren Aufgabenkreis wachsen schen, immer mehr zu Repräsentativein- 
richtungen und der Einsetzung von Beamten übergehen (S. 34). Allein, 
dieser rein arithmetische Grund scheint auch Bernstein nicht ganz be- 
friedizen zu wollen und an anderen Stellen sucht er das Reprä- 
sentativsystem Im Staatswesen durch die großkapitalistische Wirtschafts- 
ordnung plausibel zu machen. Der Parlamentarismus erscheint ihm 
nach marxistischer Tradition als -das spezifische Regierungssystem 
des besitzenden Bürgertuns .. 
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Es mag schon richtig sein, daß das moderne Staatswesen der na- 
tional-kapitalistischen Zivilisation innewohnt, allein die systematische und 
andauernde Begeisterung der proletarischen Massen für den Parlamenta- 
rismus in der 2ten Hälfte des vorigen Jahrhunderts sowie und in der 
Gegenwart findet darin keine genügende Erklärung. Sonst müßten 
wir die Konfusion erleben, daf das Streben der Massen nach dem 
allgemeinen Wahlrecht als cin ausschließliches Resultat der aus dem 
Bürgertum stammenden sog. Agitatoren erschiene. Der Ausweg aus die- 
sem Dilemma ist nun leicht gefunden, sobald man aufhört, die 
proletarischen L,ohnarbeiter als eine rein demokratische, d. h. mit 
innerer Notwendigkeit für Selbstregierung und Autonomie der Person 
plädierende soziale Schicht zu betrachten und sobald man der Fun- 
dlamentaltatsache gedenkt, dał das industrielle Proletariat, wenn 
auch nicht in gleichem Mafie wie das Bürgertum, vom aristokratisch- 
herrschaftlichen Wollen durchdrungen ist und es seiner sozialen Stellung 
nach auch sein muß. Das Repräsentativsystem aber ist wesentlich 
nichts anderes als cin erweitertes Organ der aristokratischen Bewäl- 
tisung des sozialen Lebens. Das allgemeine Wahlrecht, im historischen 
Zusammenhange gesehen, stellt sich als Kryptogamie der aristokra- 
tischen und demokratischen Lebenspositionen auf moderner sozial- 
wirtschaftlicher Grundlage. Es bedeutet einen Kompromifß zwischen 
der demokratischen Selbstregierung und der extrem-aristokratischen 
Bevormundung. Das zum Bewußtsein seiner aristokratischen Stellung 
gelangte Bürgertum müßte gerade kein allzu freundliches Verhältnis 
zum allgemeinen Wahlrecht, das ja das Repräsentativsystem Allen gleich 
nahe bringt, bewahren. Ks liegt auch in der Natur der Sache, dafs 
die Volksschichten, die sich lokal und in verhältnismäßig abgesonderter 
Kleinwirtschaft betätigen oder die so schwach in der sozialen Ordnung 
wurzeln, dafs sie leicht von der ihnen unmittelbar zur Verfügung stehen- 
den Gewalt Gebrauch machen können, keine sonderliche Initiative für 
das gesamte politische Getriebe aufweisen. Allein das aristokratische 
Wollen gehört mit zur sozialen Grundäusserung aller Gesellschafts- 
glieder und heutzutage, wo dasselbe durch die gesamte Lebenstendenz 
aufs äußerste geschärft ist, sucht es ein Betätigungsfeld auch im Be- 
reiche des Staates und nicht im geringen Mafe durch die Vermitte- 
lung des Parlamentarismus. Kurz, bei der Beurteilung sozial- 
willentlicher Kundgebungen verschiedener Volksschichten — in unserem 
Falle bei der Erklärung des Strebens nach Teilnahme am staatlichen 
Repräsentativsystem -- muf auf die Positionen zurückgegriffen werden, 
die dieselben im gesellschaftlichen Leben inne haben. 

Der Verfasser wirft am Schlusse die Frage auf, ob nicht mit der 
Abnahme der Klassengliederung auch der Parlamentarismus abnehmen 
wird? -— und gibt eine bejahende Antwort auf diese Frage. Leider 
muß ich auch dieser Ansicht entgegentreten. Denn im Grunde kann 
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es sich in der Zukunft lediglich um cine qualitative Auswahl bei der 
Besetzung von parlanwntarischen Stellen und auch um die Dezentrali- 
sation der Staatsangelegenheiten (teilweise Kommunalisierung, Ein- 
schreiten beruflicher Verbände usw., was auch dem Verfasser vor- 
leuchtet) handeln, aber keineswegs um die Beseitigung des Repräsen- 
tatıysystems als solches. Das letztere bleibt immer als eine wohltuende 
Gewähr sowohl gegen das mechanisterend wirkende burcaukratische 
Regieren wie gegen die blinde Macht der Unwissenden bestehen. Auch 
in der Zukunft wird regiert. Und die Erweiterung der Staatssphären 
auf ciner Seite, das Wachstum der »aristokratischen« Bedürfnisse des 
Volkes, auf der andern, fordern obendrein und mit Notwendigkeit 
das arıistokratisch-demokratische Repräsentativsvstem. 

Die verdienstvolle Studie geht auch gelegentlich auf die soziali- 
stische Literatur cin, in der die Opposition gegen das repräsentative 
System zum Ausdruck gelangt. Von den Deutschen, die sich zu aller- 
erst für eine direkte Gesetzgebung durch das Volk aussprachen, werden 
M. Rittinghausen und Bürkli genannt. Leider sind aber die sog. wahren 
Sozialisten übergangen worden, die nach alter revolutionär-demokra- 
tischer Gepflogenheit sogar die politische Verfassung als einen Verrat 
an den ursprünglichen Voiksinteressen ansahen. In diesem Zusammen- 
hang sei mir gestattet, cine Stelle aus Karl Grüns »Politik und So- 
zaalısmus=« anzuführen, die die betreffende Ansicht drastisch zum Aus- 
druck bringt. Als nämlich nach dem bekannten schlesischen Weber- 
Aufstand die Nachricht verbreitet wurde, der preußische König habe 
mit dem Ritter Bunsen die Frage ciner Konstitution erörtert, schrieb 
Grün »Hlätte das schlesische Proletariat ein Bewußtsein und entspräche 
diesem Bewußtsein cin bestehendes Recht, so müßte es gegen die 
Konstitution petitionieren. Das Proletariat hat dazu weder Bewußtsein 
noch Recht, wir handeln also in seinem Namen. Wir protestieren 
(siehe m eine Vorgeschichte des philosophischen Sozialismus in Deutsch- 
land, 1901 S. 229). Achnlichen antiparlamentarischen Tendenzen be- 
gegnen wir bei den Sozialisten anderer Länder und in allerjüngester 
Zeit im sog. Syndikalismus. Hier wie dort werden die Ideale emes 
Naturdemokratismus auf Kosten der berechtigten aristokratischen und 
gemeinschaftlichen Interessen des Volkes in den Vordergrund ge- 
schoben. — 

2. Der Streik, sein Wesen und sein Wirken. (Die Gesellschaft 
Bd. IV. Herausgegeben von Martin Huber.) Literarische Anstalt, 
Frankfurt a. M. 119 Seiten. — 

Würde man nach viclen Jahrzehnten die beinahe klassisch anmu- 
tende, in abgeklärter Form verfakte Monographie Bernsteins durch- 
blättern, so würde man wohl cine Einsicht in die Formen, Zwecke, 
Waffen und wirtschaftliche Wirkungen des Streiks finden können, allein 
die Schwierigkeiten, die das Streikproblem unserer Zeit verursacht, 
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würde man nicht verstehen. Wir erfahren nämlich nichts von den 
Streiksformen der kleinen Pächter, der l.andarbeiter, Staatsbeamten 
und Aerzte und überhaupt derjenigen Kategorien, deren Tätigkeit aufs 
engste mit dem Gemeinwohl verbunden ist. Auch bleibt das Problem 
des nationalen Krieges und des Streikes unerwähnt. Es wäre aber von 
Wichtigkeit, wenn gerade Bernstein sich über diese heikle Materie ver- 
nehmen ließe. 

Der Verfasser hat dagegen die rein sozial-wirtschaftliche Seite des 
Streiks zum Mittelpunkt seiner Abhandlung gemacht. Auf Grund von zu- 
verlässigen Ausrechnungen gelangt er zum Ergebnis, ein beliebiger Feier- 
tag bedeute cinen größeren Verlust für die nationale Wirtschaft, als 
all die Riesenstreiks, von denen die Industrie heimgesucht wird; auch 
sci der Prozentsatz der Streikenden ein geringer. Dem ist entgegen- 
zuhalten, was ja auch der Verfasser zugeben wird, dall die 10—ı5 °/o 
der Streikenden einer Branche immer als Pioniere für die Verbesse- 
rung des Loses der Arbeiter des gesamten betreffenden Industriezweiges 
angesehen werden müssen und dafs z. B. cinem Ruhetag wie dem Buf- 
tag bei weitem nicht der soziale Effekt zukommt, den ein beliebiger 
Streik auslöst. Und dieser Effekt zieht in wirtschaftlich-rechtlicher 
Beziehung unabsehbare Folgen nach sich. Steht er doch im Zusammen- 
hang mit dem freiwilligen systematischen Massen-Kampf gegen den 
Vertrag, d. h. gegen die Secle der modernen Wirtschaftsverfassung. 
In diesem Punkte ist auch das Wesen des Streiks zu suchen. 

De facto, wenn auch nicht vom formell-rechtlichen Standpunkt 
bleibt der Streik und das »Recht« der Gewerkschaften, einen Streik in 
Szene zu setzen, eine revolutionäre Acusserung, die der moderne Staat 
sich gezwungen sieht, zu legitimieren. Allein, so ein »Recht« zeigt an, 
daß es mit der geltenden Wirtschaftsordnung nicht gut bestellt ist. 

Bernstein streift gelegentlich den Kampf der Lohnarbeiter gegen 
die technische Einrichtung der Produktion, (der Kampf gegen die 
Maschinen) und meint, dieses Verfahren gehöre der Vergangenheit 
an. Auch diese von allen Ockonomen geteilte Meinung ist geeignet, 
Widerspruch hervorzurufen. Es liegt im Wesen der sozialen Dialektik, 
dafs nach der Periode, wo der Streik sich gegen die Vertragsart wen- 
det, wieder eine andauernde Periode der Streiks für technische Re- 
organisation der Arbeitsmittel eintreten wird. Am Anfang! Kampf 
gegen die Einführung von Maschinen, am Ende aber der Kampf für 
ihre Neugestaltung,. cin hygienischer und künstlerischer zu gleicher 
Zeit. Dem gewerblichen Streik eröffnen sich so neue Betätigungsarten. 
Es wird jedoch vom angehäuften Reichtum abhängen, ob es dem plan- 
mäfsigen Streik gelingen wird, auf den Gang der Technik, auf die 
»Organisation der Arbeit- einzuwirken. In bejahendem Falle wird er 
aus einem separatistischen Kampfmittel zu ciınem ceminenten Kultur- 
faktor. Die im Werden begriffenen Tarifvereinbarungen bedeuten noch 
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keinen Tod für die Ausdehnung des Streiks. Es erwarten so die Ge- 
werkschaften, die als vornchmliches Organ des Streikführens bezeichnet 
werden, auch positive Kulturaufgaben, die weit über die ausschliefslichen 
Interessen der Lohnproletarier hinausgehen. 

3. Geschichte der Berliner Arbeiterbewegung. Ein 
Kapitel zur Geschichte der deutschen Sozialdemokratie. Buchhandlung 
-Vorwärtsse Hans Weber, Berlin 1907 1. Band 404 S.; II. Band 359 S. 

In der sozialen Bewegung der Gegenwart, der die proletarische 
l.ohnarbeiterschaft einen cigenen Charakter aufzudrücken vermochte, 
stehen sich zur Zeit vornehmlich zwei entgegengesetzte Auffassungen 
schroff gegenüber. Die cine sucht den gegebenen Inhalt des sozial- 
kulturellen Daseins unter einen überlieferten, abstrakten Begriff des 
Kapitalismus zu bringen, und auch beanspruchen ihr zufolge ernst- 
liche Beachtung nur solche Aktienen und Reformvorschläge, die sich 
gegen den summarischen Begriff des fungierten »Kapitalismuse wen- 
den. Diese an den inaugurierten Kapitalismus-Begrift gebundene Rich- 
tung kennt folgerichtig keine andere ‚Praxis‘, als die der summarischen 
sog. sozialen Revolution. Das totale Uebel habe von einer totalen 
Aktion beseitigt zu werden. Allein, auch die sozialpolitischen und sitt- 
lichen Reformen scien zulässig, sobald diese sich als nützlich erweisen, 
den Gesamtkörper der Lohnarbeiterschaft für den -letzten Rampfe zu 
stählen und zu erziehen. Das tastägliche Arbeiterleben nimmt so in 
den Augen der Verfechter dieser »klassischen« Auflassung die Vor- 
stellung eines unausgesetzten Kampfes auf dem Schlachtfelde des Ka- 
pitalismus an; und in dem einzelnen Arbeiter schen sie immer blof 
einen im Felde stehenden Krieger oder wenigstens einen Rekruten 
des antikapitalistischen Emanzipationskrieges. Mit dieser Beurteilung 
der Arbeiterbewegung hängt natürlicherweise ihre allgemeine Seelen- 
verfassung, ja ihr Schreib- und Redestil aufs innigste zusammen. -- 
So ist es im großen und ganzen mit der einen These und ihren Fol- 
ocrungen innerhalb der antikapitalistischen Arbeiterbewegung bestellt, 
der eine zweite, die sog. revisionistische die Wage zu halten sucht. 

Die Position der revisionistischen Richtung ist gerade dadurch ge- 
geben, dafs ihr der starre Begriff des das AI wiederspiegelnden Kapi- 
talismus als cin unfafsbar-metaphvsischer und veralteter gilt. Den 
Ausgangspunkt machen da die vielfältigen, real gegebenen Lebensver- 
hältnissce und Kämpfe des arbeitenden Volkes aus, die der Revisionis- 
mus zu einem Zwecke zu vereinigen trachtet. Ist jene Richtung kon- 
zentrisch, so ist diese zentrifugal: wohnt jener ein prästabiliertes Ziel 
ohne cine rechte kontinuierliche Bewegungs-Linie, die zum Ziele führt, 
inne, so knüpft diese an die konkrete Mannigfaltigkeit der historischen 
Tatsächlichkeit an, in der sie erst ein summarisches Ziel zu entdecken 
strebt. Sie kennt lediglich Erscheinungen des Kapitalismus und Kein 
kapitalistisches :Selbst«. Ihre Vorschläge gehen folgerichtig von den 
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tausendfachen Einzelerscheinungen der kapitalistischen Zivilisation aus 
und ihre Aktionen wollen nun als teilrevolutionäre Aktionen gelten. 
In einem, wenn auch negativen Ziele sind beide einig: es gilt nämlich 
das kapitalistische Eigentumsrecht zu bekämpfen und von Grund 
aus zu reformieren. Zu einer Auseinandersetzung mit der mechani- 
sierenden und durchweg rationalisierenden kapitalistischen Arbeits- 
weise und Produktionstechnik ist allerdings das sozialistische Denken 
beider gekennzeichneten Strömungen noch nicht gelangt. Allen schwebt, 
wie ich mich ausdrücken möchte, ein kollcktivistischer resp. gesell- 
schaftlicher Kapitalismus an Stelle des gegenwärtigen feudal-individua- 
listischen, aristokratischen als höchstes soziales Ideal vor. Ihre kapi- 
talistische Gegnerschaft ist so ım Grunde rein staatsrechtlicher Na- 
tur und keineswegs reicht sie infolgedessen bis zur privatwirtschaft- 
lichen und auch ästhetischen Bekämpfung des kapitalistischen Systems 
aus. Die moderne Arbeiterbewegung, wie diese von den zwei aus- 
schlaggebenden Auffassungen formuliert wird, trägt somit einen durch- 
weg politischen Charakter. Im Kampfe um die rechtlich-politische 
Gleichstellung erschöpft sich ihr gesamter Inhalt. Sie ist und bleibt 
ein großer Ausschnitt aus der neuzeitlichen staatspolitischen Bewegung: 
Darin kommt ihre Stärke zum Ausdruck, darin aber äufsert sich ihre 
völlige Unoriginalität. Allein mit der Reformbewegung, die auch recht- 
licher Natur ist, die in Deutschland, theoretisch gesehen, mit dem 
Namen Lujo Brentanos verbunden ist, und bekanntlich cinem fricd- 
lichen Gleichgewicht der sozialen Klassen auf allgemeiner individua- 
lıstisch-kapitalistischer Grundlage zustrebt, hat der »Revisionismus« 
nicht weniger gemein, denn die sogenannte Orthodoxie. Werden doch 
die Träger beider Richtungen in ihrem Handeln von dem gleichen 
Motiv geleitet, wenn auch ihre Denk- und Willensrichtung eine ver- 
schiedene ist und fortan bleibt. Wo die »klassische« Richtung nur ein 
einziges Problem sicht, dort wittert die kritizistisch-revisionistische eine 
schier unfafibare Menge von Fragen und Schwierigkeiten. Allein an 
den tatsächlichen typischen Verhaltungsformen der Menschen zu cin- 
ander, des Menschen zur Natur und zu sich selbst gehen beide unbe- 
achtet vorbei; beide überschen die Quellen, wo das vielverzweigte 
Leben seinen Anfang nimmt: die einen infolge der durchweg kriege- 
rischen Richtung ihres Geistes, die andern kraft ihres Hanges zum 
\tomismus, Historismus und Kritizismus. Der Revisionismus hat je- 
loch vor dem »Klassizismus« voraus, da er zeitgemäfler, dem mo- 
lernen Leben verwandter erscheint. Ist jener von einem unbiegesamen, 
finster-kriegerischen Moralismus durchdrungen, so huldigt dieser in allen 
seinen Kundgebungen ciner mehr ästhetischen anschaulichen Lebens- 
auftassung. In der »Orthodoxiex, wie in ihrem Begründer Karl Marx, 
waltet der großzügige, Kälte verbreitende, mosaisch-kalvinistische Geist, 
die »Kritik- dagegen nimmt ihre Zuflucht zu den Potenzen der Spann- 
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kraft und zu den Machtanwandlungen des Augenblicks; und dabei geht 
sie in ihrem Handeln milder, fröhlicher, ja etwas hellenistisch vor. Sie ist 
eben modern, und darin liegt ihre Werbekraft, aber zugleich ihre 
Schwäche. Daß man sich auf die Dauer mit beiden Richtungen nicht 
zufrieden geben kann, das wissen die tiefer Blickenden unter den »Revisio- 
nisten» selbst, und wenn nicht alle Zeichen trügen, bemächtigt sich der 
sozialistischen Welt ın allen Ländern die schaffende Sehnsucht nach 
einem positiven, das ganze Leben umfassenden Bildungssystem. Und 
nicht minder intensiv sucht der zeitgenössische Gedanke nach einer 
Kulturform, wo auch die intimsten Erlebnisse des Menschen mit dem 
Sozialismus in Einklang gebracht werden könnten. Ich meine, das 
Streben nach einer Heimat, wo das Wachsen eines neuen Menschen 
und nicht nur eines industriellen Kriegers in Wahrheit vor sich gehen 
würde. Vor einer solchen Aufgabe wird der Sozialismus notwendiger- 
weise gestellt, soll er nicht blot zu einer rein politischen Aktionspartei, 
wie es schon bei der Sozialdemokratie der Fall ist, herabsinken. -- 

Es scheint mir durchaus notwendig, die typischen, im Schofse der anti- 
kapitalistischen Sozialbewegung schlummernden geistigen Gegensätze her- 
vorzuhcben, wenn es sich um die richtige Beurteilung von Publikationen 
sozialistischer Observanz handelt. Um so mehr ist ein solches Verfahren 
angebracht, wenn dieselben Eduard Bernstein zum Verfasser haben, der 
nicht nur seinen praktischen Bemühungen und theoretischen Versuchen. 
sondern seiner ganzen Natur nach als der eigentliche Urheber der kritizi- 
stisch-revisionistischen These auf deutschem Boden angesprochen werden 
darf. Diese aber ist dem empirischen Leben der Arbeiter entsprungen. Die 
Arbeiterwelt in ihrem tagtäglichen Dasein wird cher in der Prosa der revi- 
sionistischen Literatur, als in den Schlacht-Epen der Orthodoxie treu wic- 
dersevcben. Und es erscheint allzu natürlich, wenn diese >Prosa- Früchte 
trägt, wenn die gesamte Arbeiterwelt in diesem oder jenem Grade von 
ihr durehsäuert wird! Diese Prosa bedeutet ja die freien Impulse und 
Resunsen des Lebens selbst, beim »l.eben= aber, wie es wirklich, 
natürlich erscheint, bleibt es nie stehen. Das Leben sucht sich näm- 
lich ständig in Geistern und Domen zu verkörpern, zu denen es dann 
auch emporschauen könnte Zu diesem Behufe gehören allerdings 
innerliche und sozial-äufiere Erschütterungen und Erhebungen, für die 
das unmittelbar gegebene Dasein und die -Prosas allein nicht aus- 
reichen. Wie dem auch sei, jedes Wort, das Bernstein zu Papier 
bringt, jede von ihm geäufterte Meinung und Anschauung atmen dieses 
real-wahre, konkrete, falsbare Leben der Arbeiterwelt, drücken ihre 
momentanen Träume und spielenden Möglichkeiten aus, und enthal- 
ten cebensovicl Höhen und Tiefen als ceben diese Arbeiterwelt ihrer 
zeitlichen Erscheinung nach zu ertragen und vielleicht auch zu vertragen 
vermag. »Das Lebensgesetz, das Leben der antikapitalistischen Arbei- 
terbewegung, wie es dem Erdschlamme entspriefst, sind wir selbste -— 
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könnten Bernstein und seine Gesinnungsgenossen cher als die Anhänger 
der Orthodoxie von sich sagen und dies trotz der Resolutionen, die in 
den Reihen ihrer eigenen Parteigänger, ihnen gegenüber dekretiert 
werden. Und weil Bernstein mit dem »l.eben« auch Schritt zu halten 
sucht und weil dieses noch formlose Urleben der monistischen Schab- 
lone entbehrt und fortwährend Sprünge nach rechts und links macht, 
so sehen wir ihn auch, da als Stürmer und Dränger auftreten, dort 
als weise und besonnen Suchenden, oder gar als gelassen Dastehenden 
und Abwartenden. Nach »Kanossa« führte sein Weg nie. Die ihm 
eivene vorncehme Ruhe wurde von seinen Gegnern iIrrtümlicherweise 
als Schwäche und Unentschlossenheit ausgelegt. Ganz im Gegenteil! 
Der Intensitätsgrad des nationalen Arbeiterlebens gelangte hier viel- 
mehr zum Ausdruck. Bei jedem Schritt werfen nun die Revisionisten 
unwillkürlich einen Blick auf die Arbeiterwelt, in der ja der Schwerpunkt 
ihres Gewissens liegt, zurück: Die Interessen der Massen, die tatsäch- 
lich und potentiell von den Gewerkschaften vertreten werden, dic in- 
dustrielle Arbeit als solche, bestimmen ihre politischen Wünsche. Sie 
sind deshalb nicht mit den Alillerandisten, -Reformisten- und der- 
souvernementalen Sozialismus das Wort reden. — 

Die Vertrauensmänner der sozialdemokratischen Partei Berlins wur- 
den wahrlich von cinem unmittelbaren Arbeiterinstinkt gelcitet, als sie 
gerade Bernstein, dem Aristides ihrer Partei, den Auftrag gaben, der 
Geschichte ihres Drängens und Strebens einen Ausdruck zu verleihen. 
Denn er vermochte dies nur in seinem (reiste zu tun, der zugleich ihr 
eigener Geist ist. Er brauchte seine Jugend, die Freuden und Leiden 
der vom sozialen Strom mitgerissenen Arbeiterschicht Berlins, das 
Wachsen dieses Berlins, dessen Zeuge er selbst war, in Erinnerung zu 


sleichen zu verwechseln, die aus Motiven ganz anderer Natur dem sog. 


bringen, um eine Chronik voll dramatischen, greifbaren Lebens zu 
schaffen, an der jeder sein Gefallen haben kann. Schritt für Schritt, 
mit peinlicher Objektivität schildert er den Prolog der Arbeiterbe- 
wegung im Jahre 1845 und die Arbeiterschaft unter der Führerschaft 
der Fortschrittspartei, dann sehen wir den »Berliner Arbeiter zwischen 
Fortschrittspartei und Lassalle« wandeln - -, in politischer Hinsicht die 
wichtigste Partie des I. Bandes, — ferner die Arbeiter im Strudel der 
Meinungsverschiedenheiten und Parteikämpfe im Schoe der antıkapi- 
talistischen Bewegung selbst bis sic sich zu einer imponierenden Macht- 
bewegung durchringen, der nun die Regierung den Garaus zu 
machen suchte. Die eigentliche dramatische Spannung des Vorganges, 
‚Berliner Arbeiterbewegung« genannt, erreicht da ihren Höhepunkt. 
Es braucht nur an Bismarcks Auftreten und die »Acra Tessendorfz, 
an die ersten großen Wahlsiege der Sozialdemokratie, an den Krieg von 
1871 und an »die zwei Attentate auf Wilhelm I. und die tausend Atten- 
tate auf das Recht, die das bekannte Ausnahmegesetz gegen den 
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Sozialismus vorbereiteten, erinnert zu werden, um zu verstehen, was 
ich hier unter dem dramatischen Spiel der Gesellschaftskräfte verstan- 
den haben will. Indes mein Sinn wird mehr von dem Nebensäch- 
lichen im Buche und von der Atmosphäre, die darin herrscht, in An- 
spruch genommen. Ich habe die abgedruckten Reden der Arbeiter, 
die Karrikaturen, Titelblätter ihrer Zeitungen und dergl. mehr, die die 
Geschichte versinnbildlichen, im Auge. Man sieht da den kleinen Mann 
aus dem Volke seine ersten Reden halten, man sieht seine Schrift und sein 
Wort mit einander im Kampfe und dann wie er lacht und ausgelacht 
wird, wie er in Zorn gerät und von Wehmut crfatit wird, wie er sich der 
Hoffnung hingibt und dem Indifferentismus anheimfällt und wic er end- 
lich aussicht, ja ausschen will und wie er sich auf der Straße bewegt. 
Denn dic vielen Porträts der ÄArbeiterführer, mit denen Bernstein sein 
Werk schmückte, geben viel zu denken. Die meisten von ihnen haben 
etwas vom edlen Biedermaierstil an sich. Die hinaufstrebende Ar- 
beiterintelligenz lebte noch unter dem direkten Eindruck der Ge- 
bildeten. Und die Gebildeten selbst standen im Dienste des beflügeln- 
den Kulturgeistes, und das grofe Leiden des Volkes und der Völker 
sprachen sie heilig. Sie waren frei von der Götzendicnerei der Jetztzeit 
und ihr hoher uneigennütziger Dienst blieb nicht ohne Einfluß auf ihr 
gesamtes Aussehen, auf Tracht, Geberden und Blick. Dal es heute 
anders geworden ist, braucht kaum ausgeführt zu werden. Heutzu- 
tage formt die rücksichtslose, aristokratisch-herrschaftliche und krie- 
gerische Lebensrichtung die Gesichter, — und dies ist in allen Volks- 
schichten der Fall. 

Bernsteins Buch ist so eine kulturhistorische Schrift im wahren 
Sinne des Ausdruckes und dabei plastisch geformt und von Stille um- 
weht. Und dies ist ein großer Vorzug, wenn man bedenkt, daß der 
Verfasser nur die »Bewesung«e des Berliner Arbeiters und seiner 
Peripherie, d. h. die Geschicke seines öffentlichen Auftretens und nicht 
zugleich auch den Epos seines tagtäglichen Lebens in der Familie, 
in der Werkstatt, in der Wirtschaft, auf dem Polizeibureau und im Ge- 
richtssaal, bei seinen Festen und auf seinen Ausflügen und in seinen 
Gesprächen, die der Natur, den Menschen und Gott gelten, geben 
wollte. Was nun, gemäß der Aufgabe des Darstellers selbst, zu ver- 
missen ist, ist das Fehlen des Rechtsbewufßitseins und des Rechtsge- 
haltes, die mit der Arbeiterbewegung und im Schofße ihrer Organisa- 
tionen geboren und gewachsen ist. Allein dem vorliegenden Band, wo 
gezeigt wird, wie das »Ringen der Arbeiter nach politischer und so- 
zialer Verselbständigung« von den ersten Erfolgen gekrönt wird, habe ein 
zweiter zu folgen, der sich vielleicht für die Aufnahme des Arbeiter- 
rechts besser eignen wird. 

Nur noch an einem Beispiel aus dem Bereiche des »Nebensäch- 
lichene will ich andeuten, wie Bernstein sich seiner Aufgabe entledigt. 


Neuere Schriften von Eduard Bernstein. 549 


Der Verfasser sucht allen führenden Persönlichkeiten, aus welchem 
Lager sie auch kommen, — aber zugleich auch den tatsächlichen Be- 
gebenheiten gerecht zu werden. In dieser Hinsicht ist cs belehrend, 
wie der Autor Ferdinand I.assalles Auftreten in Berlin schildert. 
Auf Grund von sorgfältigen (Quellenstudien stellt sich nämlich 
heraus, da Lassalle bei weitem nicht das Vertrauen und den Ruhm 
genoßs, die ihm nachgesagt werden, ja es geht hervor, daß der geniale 
Agitator ziemlich allein stand und dafs er lange bei den Ar- 
beitern selbst gar als »Rcaktionär« verschrien wurde. Bernstein läft 
seinen Gerechtigkeitssinn unbeschränkt walten, allein die Persönlichkeit 
I.assalles büßt an Bedeutung und Gewalt nicht cin. Der Ver- 
fasser unternimmt keine »Rettunge des Arbeiterhelden — und 
doch bleibt Lassalle in seiner Größe unbeanstandet. Ja, scine Tat 
wird anzichender und nimmt an Teilnahme zu. Es verschwinden die 
Märchen und Legenden, die um Lassalles Leben gewunden wurden, 
aber um so tragischer erscheint sein Geschick. Lasalle steht ziem- 
lich allein, und seinen Reden, die auf der einsamen Höhe erschallen, 
schenkt Deutschland, ja Europa Gehör, und die Bewunderung für 
den Mann pflanzt sich noch in den nachfolgenden Generationen fort. 
Man erkennt, daß Lassalles Lebenserfolg nicht in dem zufälligen 
Spiel der Ereignisse lag und fühlt, daß man es mit einem Manne zu 
tun hat, dem ein eigenes Schicksal zur Seite stand. Trotz der historischen 
Gerechtigkeit, die von Bernstein gehandhabt wird, oder, richtiger, kraft 
dieser wird keineswegs Lassalles Größe Abbruch getan. Er bleibt der 
Schicksals-Mann, wie er es nun cinmal war. 

Und nun zum Schluß. Das in Betracht kommende Buch gilt der 
Aktionsgeschichte eines beträchtlichen Teiles der Bevölkerung einer 
modernen Großstadt und obendrein der Reichshauptstadt. Man möchte 
erfahren, ob der spezifische Stadtgeist Berlins herbeigeschworen und 
zur Rede gestellt wurde ; man möchte nämlich gern wissen, ob die Ar- 
beiterschaft auch zu den bekannten Stadtgöttern — und als solche 
sind: die eng utilitarische Arbeit, die industriellen und dynastischen 
Krieger und die Geringschätzung des Geistes -- betet oder ob in den 
Tiefen der Arbeiterbewegung cin neuer Stil und namentlich auch ein 
eigenes Ideal des tagtärlichen Lebens gebildet und herausgearbeitet 
wird. Wir sind berechtigt, eine Antwort auf diese Frage zu cr- 
warten, da die Arbeiterwelt zum großen Teil über die reine, aus- 
schließliche »Bewegung« hinausgewachsen ist und der Entwicklung und 
dem Wachsen entgegensieht. 

Allein der Autor stellt noch zwei Bände in Aussicht, wo der Ber- 
liner Arbeiterepos seine Fortsetzung und den Abschluß finden soll. 

Der zweite Teil der »Geschichte der Berliner Ar- 
beiterbewegung- ist der »Geschichte «des Sozialistengesetzes in 
Berlin« gewidmet und beschäftigt sich mit der »heroischen Periode: der 
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Sozialdemokratie. Für die Arbeiterbewegung galt es, sich als poli- 
tische Partei zu behaupten. Schritt für Schritt weist der Autor nach, 
wie die Partei von einem Heer von Namenlosen zusammengehalten wurde 
und nur dank den Opfern und Taten des kleinen Mannes ist diese 
im Kampfe mit dem bei weitem besser gestellten Gegner grofigezogen 
worden. Die zwölf Jahre des Sozialistengescetzes bedeuteten für die So- 
zialdemokratie eine gut bestandene Feuerprobe. Für die Wissenschaft 
aber bietet Bernsteins Werk ein Muster demokratischer Geschichts- 
schreibung, mit allen Vorzügen und Mängeln solcher Hlistoriographie. 
Die Ziele und Motive der Gegenpartei, die gesamte Bismarcksche Ar- 
beiterpolitik bleibt unverständlich; sie erscheint als cin Elementarer- 
eignis, und so entbehrt das groRzügige historische Bild der Vollständig- 
keit: es bleibt ein Gleichnis mit einem einzigen bekannten Glied. Das 
zweite Glied des Gleichnisses erkennen wir blofs mittelbar, an der 
lland der polizeilichen Veberschreitungen und staatlichen Mafiregeln, 
die von oben in Anwendung gebracht wurden. Wir bleiben mitten drinn, 
ineiner Art partei-zentrischen Geschichtsauffassung stecken. 
Und dies ist sicherlich vom Uebel. Denn um den wichtigsten Punkt 
des in Betracht gezogenen Themas, das »\erlöschen des Ausnahme- 
gesetzes: zu verstehen, genügt es keineswegs, wenn man auf die Bc- 
harrungskräfte der kämpfenden Massen hinweist. lier gilt es vielmehr, 
die konkrete Reaktionsweise kennen zu lernen, die der Widerstand 
auf die Gegenpartei ausübte und dann vor allem die inneren Wider- 


sprüche, von denen der Gegner selbst behaftet war. Ohne die 
Kluft, die Ursachen ganz anderer Natur zwischen Wilhelm Il. und Bis- 
marck gegraben haben, -—— was hier ganz kurz angedeutet wird - - wäre 


es kaum zu der Aufhebung des Sozialistengesetzes, wie wir sic aus der 
(Geschichte kennen, gekommen. Die politische Beschaffenheit und Au- 
torität Bismarcks bürgt dafür. Kine noch so starke Regierung ist wohl 
auf die Dauer nicht im Stande, die Entstehung von Gebilden, die sich 
unmittelbar an das sozial-wirtschaftliche Leben einschliefsen, in diesem 
Falle der Gewerkvereine, zu verhindern, vermag aber sehr gut einer 
rein politischen Organisation den Garaus zu machen. Zur Zeit des 
Sozialistengesetzes war aber die deutsche Gewerkschaftsbewegung zu 
schwach, um auf eigene Hand eimen politischen Feldzug zu inszenie- 
ren oder mindestens den Resenanzboden für den politischen Rechtsstreit 
abzugeben. 

Allein der Schwerpunkt der Bernsteinschen Arbeitergeschichte liegt 
in der Massenbeschreibung, in der Bevorzugung all der kleinen Orga- 
nisationen und Ärbeiterführer, die den Körper der Parteibewegung aus- 
machten. Und diese übertriebene Demokratisierung der Ge- 
schichtdarstellung geht sogar soweit, dafs die Inspiratoren und Beherrscher 
der historischen Wandlung (und so auch der Autor selbst, der eine 
der wichtigsten Rollen in jener »heroischen Periode- der deutschen 
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Sozialdemokratie inne hatte) weit zurücktreten, und oft wird man un- 
willkürlich vor die Frage gestellt, wo denn der Partei-Wille, das imma- 
nente Ziel, das »Substrat« der Bewegung, dem der kleine Mann in 
seinem Kampfe folgte, stecken geblicben ist? Im Interesse der Kultur- 
bewegung unserer Tage und zum Verständnis der in Frage stehenden 
Phase wäre cs auch von Wichtigkeit, den Ausgang, den der soziale 
Sturm und Drang der Intellektucllen in den achtziger Jahren genommen 
hat, des näheren zu verfolgen. Wie ist es zum Bruch gekommen, wer 
spielte den Enttäuschten und wer von beiden, der Arbeiter oder der 
Intellektuclle hat die Treue gebrochen? 

Das mit Bildern und Dokumenten aus der Zeit reichlich belegte 
und illustrierte Bernsteinsche Werk dient jedoch noch einem andern. 
spezifischen Zwecke. Indem es auf die äußerst schwierige, sorg- 
fältige Herausarbeitung der Alltäglichkeit der politischen Arbeiterbe- 
wegung (die Alltärlichkeit bedeutet keineswegs das Triviale!) bedacht 
ist, wird es für die Lohnarbeiter zu einem Erziehungswerk ım wahren 
Sinne des Wortes. Der Proletarier wächst in die Geschichte hincın, 
beginnt kulturelle Traditionen zu schätzen und lernt den alltäglichen, 
unausgesetzten Heroismus seines Daseins zu lieben und zu bewundern. 
Sein konkreter Bewufßstseinshorizont erfährt eine beträchtliche Erwei- 
terung. Dem Sozialwissenschaftler aber wird hiermit die Möglichkeit 
geboten, den modernen I.ohnarbeiter bei seinem emotional-politischen 
Leben zu belauschen. Die jedermann geläufigen kollektiven und enthu- 
siastischen Kundgebungen der Arbeiterbewegung bieten ja nur die 
Sonntagsseite derselben. 


Die Spekulation im neuzeitlichen Städtebau *). 


Besprochen von 


EMIL LEDERER. 
u 

Ein ganzes Buch als Kritik gegen ein Buch! Diese etwas neu- 
artige Erscheinung rechtfertigt der Verfasser, der sich in einem 220 
Seiten starken Bande gegen das Werk »Kleinbau und Mietkaserne. 
von Andreas Voigt, Professor an der Akademie für Sozialwissenschaften 
in Frankfurt a. M. und Paul Geldner, Bauführer der von Direktor 
Emil Geldner geleiteten Berlin-Schöncberger Baugesellschaft (324 und 
XVI S. Berlin 19053 bei Julius Springer) wendet, damit, dafs er selbst 
in dem eben genannten Werke nicht nur sachlich, sondern auch per- 
sönlich angegriffen wurde, was cine eingehende Widerlegung erfordere. 
Wir wollen hier nicht dazu Stellung nehmen, ob und inwieweit die 
heftige, oft leidenschaftliche Sprache beider Bücher die Geltendmachung 
und Durchsetzung der verfochtenen Ansichten unterstützt oder fördert. 
Jedenfalls sei festgestellt, daß Eberstadt der angevrifftene Teil und daf 
ihm vielfach von Voigt und Geldner in einer Weise begegnet wurde, 
die — wenn überhaupt- - eine sehr energische Erwiderung er- 
fordert. Auch wollen wir nicht leugnen, dafs Eberstadt in seiner Ent- 
gegnung trotzdem in der Regel den Rahmen einer Kritik nicht über- 
schreitet und nur hie und da, dann aber mit viel Ironie, das Gebiet 
des Persönlichen betritt. 

Es ist nicht unsere Aufgabe, zu der Polemik als solcher und um 
ihrer selbst willen, neuerdings einen Beitrag zu liefern, sondern wir 
benützen die Gelegenheit, da Eberstadt im Rahmen seines Buches 
eine neucrliche Darlegung seiner Theorien gegeben hat, um zu den- 
selben den Standpunkt einzunehmen, «den wir aus einer vorsichtigen 
Vergleichung österreichischer und deutscher Verhältnisse und emer 
Analyse des Wohnungsmarktes gefunden haben?). 


*, Eberstadt, Dr. Rud., Die Spekulation im neuzeitlichen Städtebau. Eine 
Untersuchung der Grundlagen des städtischen Wohnungswesens. Zugleich eine 
Abwehr der gegen die systematische Wohnungsteform gerichteten Angriffe. Jena, 
Gustay Fischer, 1907. 

1) Vergl. meinen Artikel »Bodenspekulation und Wohnungsfragexz im No- 
wemberhefte (10907) des Archivs (Bd. XXV, S. 613). 
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Bei einer ausführlichen Darlegung der Theorien Eberstadts zu 
verweilen ist wohl nicht erforderlich. Es sei nur kurz rekapituliert: 

Eberstadt geht davon aus, dafs die Bodenspekulation, durch mannig- 
fache Verwaltungseinrichtungen unterstützt -— ursprünglich stellte er 
Bebauungsplan und Bauordnung, später das llypothekenwesen in den 
Vordergrund — imstande war, durch Erhöhung ihrer Forderungen ein 
unzesundes System von Mietskasernen zu erzwingen, das letzten Endes 
eine ständige Steigerung aller Mietpreise hervorgerufen habe. So 
wird die neuzeitliche Bodenspekulation, gestützt auf die oben genannten 
Verwaltungseinrichtungen, dafür verantwortlich gemacht, dafs die Wohn- 
verhältnisse der Mehrzahl der deutschen Bevölkerung im Laufe der 
letzten Jahrzehnte auffallend schlecht, unzureichend, unhyyienisch ge- 
worden sind. 

Ohne die Bodenspekulation und die sich daran anschließende, 
durch sie hervorgerufene Bauspekulation, mufs man folsern, wären die 
Mietpreise niedriger, die Wohnungen gesunder, komfortabler, die Bau- 
weise zweckentsprechender und hygienischer. Eberstadt steht nicht, 
wie die deutschen Bodenreformer, auf dem Standpunkt, dafs irgend 
eine Steuer, sei es auch eine sehr radikale Wertzuwachssteuer, oder 
Besteuerung nach dem gemeinen Werte, die Bodenpreise und implicite 
die Mietpreise und AMlietverhältnisse zum Vorteile der Konsumenten 
verändern wird, sondern ist ebenso wie wir der Anschauung, dafs nur 
eine weitreichende und -ausschauende Verwaltungstätigkeit — dieselbe 
müfste unserer Ansicht nach sich besonders der Organisation des Pro- 
duktionsprozesses annehmen — eine befriedigende Lösung des Wohnungs- 
problems ermöglichen würde. Dabei darf nie vergessen werden, dafs 
das Wohnungsproblem sehr verschiedenartige Fragen in sich begreift. 

In erster Linie steht die Preisfrage: Die Höhe der Mietzinse wird 
drückend empfunden, die Zusammenpferchung ungcheuerer Menschen- 
massen in beschränkte Quartiere mit Recht als Uebel angesehen. Da- 
neben aber bezeichnet man auch die Bauweise als solche, das System 
der Mietkaserne als ein verfehltes und weist auf die weiträumige Be- 
bauung in England und Amerika hin. Ferner richtet sich die Kritik 
gegen die schleuderhafte Ausführung der meisten Wohnhäuser, die 
mangelhafte Beschaffenheit der Gebäude, die nicht geeignet waren, den 
Bewohnern ein komfortables Heim zu bieten. Ks wird darauf verwiesen, 
dab nicht bloß die Quartiere des Proletariats, sondern auch die Woh- 
nungen des zahlungskräftigen Mittelstandes ganz im Gegensatz zu der 
in Holland, England, Amerika üblichen Beschaftenheit, als durchaus 
minderwertig bezeichnet werden müssen. Wobei nach stillschweigen- 
dem Ucbereinkommen dieser letzte Vorwurf hauptsächlich bezüglich 
der Wohnungen in Grotiistädten erhoben wird. 

Diesen ganzen Komplex der Wohnungsfrage glaubt Eberstadt, wie 
schon erwähnt, nur durch eine überaus cinschneidende und weitgret- 
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fende Verwaltungstätigkeit lösen zu können. 

Wir wollen ihm darin nicht widersprechen. Was unsere Kritik 
herausfordert, ist vielmehr die theoretische Seite seiner Erörterungen: 
seine Anschauung von der Entwicklung der Zustände im Wohnungs- 
wesen, seine Behauptungen über die Ursachen der Wohnungsnot 
und des Wohnungselends. 

Die Meinung Eberstadts geht dahin, da die Bodenspekulation, 
von außen nach innen vorschreitend, durch Ausnutzung des Bodens an 
der Peripherie, durch Ausnutzung der natürlichen Bodenknappheit, die 
Preise -— begünstigt durch Verwaltungseinrichtungen, wie Bebauungs- 
plan und Bauordnung — allmählich zu einer Höhe getrieben habe, die 
den Bau von Zinskasernen erzwinge, und all’ die mißlichen Zu- 
stände im Wohnungswesen, die sie herbeigeführt habe, perpetuicre. 

Das begreift aber zugleich die Behauptung in sich, dafs eine Unter- 
drückung der Bodenspekulation, sei es durch Steuern, sei es durch die 
Bauordnung, den Bebauungsplan oder irgendwelche andere Mafinahmen 
(z. B. Expropriation sämtlichen Baugeländes durch die Kommune und 
Veräußerung zu mäfsigen Preisen an Baulustige) die Folge haben müßte, 
die Mietpreise niedrig zu halten oder mindestens cin weiteres Änsteigen 
derselben zu verhindern. Es nötigt weiterhin zu dem Schluß, daf 
auch gegenwärtig die Verwirklichung radıkaler bodenreformerischer 
Pläne wenigstens den Effekt haben müfste, das weitere Änsteigen der 
Mieten zu verhindern, und so durch die wachsende Kaufkraft der Be- 
völkerung die drückende Höhe der Zinse allmählich weniger drückend 
erscheinen zu lassen. Und so schen wir uns zu der Anschauung gedrängt, 
dafs Eberstadt durch eine konsequente Weiterbildung seiner cigenen 
theoretischen Ansichten eigentlich genötigt wäre, den Standpunkt der 
Bodenreformer einzunchmen, die ganz folgerichtig aus der überragenden 
Bedeutung der Bodenspekulation schließen, dafs eine Unterdrückung 
der Spekulation die Lösung des Wohnungsproblems in sich birgt. 
Denn, wenn auch Eberstadt hervorhebt, »daf jede Neubelastung der 
Grundstückspekulation nach den oben gezeichneten Verkettungen durch 
\Weiterdruck abgewälzt werden würde«, so gilt das doch nicht so all- 
gemein. Es gibt Belastungen der Bodenspekulation, die eine Depres- 
sion der Grundwerte zur Folge haben. (In Wien z. B. zeigte sich dies 
bereits von Fall zu Fall bei einer strengeren Kontrolle der Bauhand- 
werker über den Bauunternehmer.) 

Jedenfalls wird auch eine minder weitgehende Belastung der Speku- 
lation den Effekt haben, die Bodenpreise wenigstens einigermaßen zu 
drücken und die Spekulation zu hemmen. Wir sind also der Anschau- 
ung, daB Eberstadts Voraussetzungen zu Konsequenzen führen müßten, 
die er selbst in richtiger Beurteilung der Sachlage ablehnt. Er müfste 
annehmen, daR bodenreformerische Pläne, insbesondere auch Steuer- 
mafsnahmen, zur Verwirklichung gebracht, einen weit größeren Effekt 
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haben, als er selbst zugibt. 

Und so müßte Eberstadt, von der richtigen Erkenntnis der tat- 
sächlichen Verhältnisse geleitet, dazu gelangen, seine Theorie in einigen, 
und zwar gerade den wesentlichen Punkten, zu korrigieren. 

Unserer Meinung nach sind die Mietpreise das wesentlichste Moment 
in der Entwicklung. Sie sind die primäre Ursache für alle Folgeer- 
scheinungen auf dem Wohnungsmarkte. Aus der eigentümlichen Gestal- 
tung des Wohnungsmarktes (insbesondere aus der Spaltung des Mark- 
tes, der unzureichenden Konkurrenz der Vermieter und der Unteilbar- 
keit des Wohnungsbedürfnisses) folgt, daß bei rascher, städtischer 
Agglomeration, auch wenn die Nachfrage nach Wohnungen schneller 
und vollkommener hätte befriedigt werden können, als es in den deut- 
schen und österreichischen Großstädten der Fall war, die Mietpreise 
ganz allgemein einen absolut hohen Stand erklimmen müssen. Diese 
Mietpreise ergeben dann, kapitalisiert, einen beträchtlichen Ücberschußs, 
der entweder (wie in Oesterreich) ein imaginäres Deckungskapital 
darstellt, aus dem die Steucrn bezahlt werden, und dessen Realität bci 
einer Steueraufhebung oder Ermäßigung als Wertsteigerung in die Er- 
scheinung treten würde, oder (wie in Deutschland‘ die Basis für eine 
lukrative und mächtige Bodenspekulation geschaffen hat. Aus dieser 
Anschauung aber ergibt sich als unmittelbare Konsequenz, dal ein 
Herumkorrigieren an einer Folseerscheinung, z. B. der Bodenspeku- 
lation, keinen Effekt auf die Mietpreise haben könnte: diese würden, 
von vorneherein gegeben, die Basis für einen ebenso grofen wirtschaft- 
lichen Wert bilden. Blofs die Personenklassen, die ihn wirtschaftlich 
nutzen, wären andere: das Baugewerbe in erster Linie und der Haus- 
besitz würde mit größeren Gewinnen arbeiten. Das würde natürlich 
bloß dort eintreten, wo die Spekulation ausgeschaltet würde ohne 
weitere Belastung des Realbesitzes, z. B. bei Expropriation und billigem 
Verkauf des Geländes durch die Gemeinde. 

Wo jedoch eine neue Steuer die Spekulation belastet, dort ver- 
sröfßert sich nicht der Anteil der übrigen am Hausbau beteiligten Fak- 
toren, sondern profitiert blof der Fiskus. Die Wohnungsfrage bleibt 
nach wie vor in dem einen wie in dem anderen Falle bestehen, sie 
hat ihren Grund in den speziellen Verhältnissen des Wohnungsmarktes. 

Ein Umstand allerdings ist noch in Betracht zu ziehen, der den 
Blick täuscht, und zur Annahme verleitet, als ob die Spekulation 
die treibende Ursache aller mifßlichen Entwicklung wäre: die 
eigentümliche Gestaltung des Produktionsprozesses im Hläuserbau. 

Mannigfache Gründe haben es mit sich gebracht, dafs das Bauge- 
werbe als Ganzes in seiner ökonomischen Organisation außerordentlich 
zurückgeblieben ist, und infolgedessen eine sehr untergeordnete Rolle 
spielt. Nach der österreichischen Betriebszählung entfielen von den 
in den Erzeusungssewerben beschäftigten 28324 000 Personen 307 000 
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(ca. 11%) auf das Baugewerbe. Gröfsere Beschäftigungsziffern weisen 
blo auf das Bekleidungsgewerbe, die Textilindustrie, und die Industrie 
für Nahrungs- und Genufsmittel. Dabei aber ist das Baugewerbe in 
seiner technischen Organisation unentwickelter als irgend eine andere 
sewerbliche Tätigkeit. Maschinen kommen nahezu keine zur Anwen- 
dung und die Arbeiter haben tatsächlich noch die Stellung von Bau- 
handwerkern in des Wortes primärster Bedeutung. 

Dadurch wurde auch die Konzentration im Baugewerbe bisher ge- 
hindert und die Regelung der Absatzverhältnisse, Preispolitik, feste 
Zahlungskonditionen usw. sind mangels einer geeigneten Organisation 
der Gewerbetreibenden bisher nicht durchzusetzen gewesen. 

Das hat aber besondere Konsequenzen gezeitigt: am Häuserbau 
sind außer den Bauhandwerkern noch beteiligt: der Grundverkäufer, 
der Bauunternehmer und die Materiallicferanten. Der Eigentümer des 
Baugrundes hat das Interesse, seinen Platz so teuer als möglich zu 
veräußern. Die schwache Stellung der Gewerbetreibenden nun sctzt 
ihn in den Stand, einen höheren Preis für seinen Grund zu erhalten. 
Die seit Jahrzehnten erhobenen Klagen der Bauhandwerker, dafs sic, 
insbesondere durch die Institution des Grundbuches geschädigt, nicht 
zu ciner vollkommenen Befriedigung ihrer Ansprüche kommen können, 
beweisen, dafs die Grundbesitzer imstande waren, einen beträchtlichen 
Teil des üblichen Geschäftsgewinnes, in konkreten Fällen auch einen 
Teil des Entgeltes für ihre sachlichen Aufwendungen, in Form eines 
erhöhten Preises der Grundstücke an sich zu ziehen. Erscheinungen, 
die man ın gleicher Weise auch in Wien beobachten kann, vielleicht 
in letzterer Stadt umsomehr, als eine hohe Steuerbelastung die wirt- 
schaftlich möglichen Grundpreise schr drückt und das Bestreben der 
Girundeigentümer, höhere Preise zu erzielen, steigert. 

Die Lieferanten von Ziegeln, Holz, Zement, Traversen usw. sind 
oröfstenteils kartelliert; ihre Forderungen sind fest und müssen berich- 
tist werden. So stehen bei der Erbauung des Hauses bloß die viel- 
fach zersplitterten, und materiell schwachen Bauhandwerker unorgani- 
siert den Spekulanten gegenüber, die bauen wollen, trotz ihres schlechten 
Rufes stets Leute finden, welche ihnen ihre Arbeit zur Verfügung stellen 
und durch die, für sie ungünstige, Rechtslage selbst von ihren unmittel- 
baren Auftraggebern auf das Schwerste geschädigt werden können. 
Auf diese Weise sind in Ocsterreich trotz der hohen Steuerbelastung 
Grundpreise möglich, die cine, alierdings im Verhältnis zu Deutschland 
sehr geringfügige, Bodenspekulation alımentieren. Die Grundrente, Dbe- 
sonders an der Peripherie, ist also in den Großstädten Ocsterreichs 
nicht das Resultat der von «er Spekulation in die Höhe getriebenen 
Mieten, sondern zum großen Teile eine Folge der Schädigung der Bau- 
handwerker. Da auch in Deutschland die Baukosten 60°/o der Her- 
stellungskosten des Hauses ausmachen, so ist klar, dafs umsomehr in 
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Oesterreich, wo die Grundpreise viel niedriger sind, die Baukosten also 
70—80°;o der Herstellungskosten ausmachen dürften, ein Abstrich an 
den Forderungen der Bauhandwerker den Grundpreis perzentuell stark 
beeinflussen muß. Eberstadt hingegen, der diese Verhältnisse genau 
kennt und beschrieben hat, spricht in seinem letzten Buche vorwiegend 
von der Preisbildung der Bodenwerte. Er führt aus, dafs der Bauunter- 
nehmer kein gleichwertiger Kontrahent gegenüber dem Grundeigen- 
tümer sei. Der Bauunternehmer sci eine Kreatur des Spekulanten, ein 
Strohmann, der jeden Preis für den Boden bewillige, d. h. es sich gc- 
fallen lassen müsse, den Boden, mit einer hohen Hypothek belastet, zu 
übernehmen. 

All dies wollen wir nicht in Äbrede stellen. Was aber Eberstadt 
daraus folgert, da der infolge der Vermögenslosigkeit der Bauunter- 
nehmer konzedierte hohe Bodenpreis unmittelbar eine Erhöhung der 
Micten bedinge, können wir nicht in dieser Allgemeinheit gelten lassen. 
Denn es wurde oben gezeigt, und wurde wiederholt von Eberstadt 
selbst ausgeführt, dafs ein solcher schwindelhaft hoher Preis nur haltbar 
sei bei einer Schädigung der Bauhandwerker und einer schleuderhaften 
Ausführung der Bauarbeiten. Das Haus wird billiger hergestellt und 
der Erzeugungspreis nicht voll bezahlt. Infolgedessen kann der Boden- 
preis höher sein. Es handelt sich also hier um einen anderen Ver- 
teilungsmodus (gewiß um einen ganz unsoliden), aber doch nur um 
einen anderen Verteilungsmodus cin und derselben Summe 
(nämlich der kapitalisierten Miete, die ziemlich feststeht) an die beim 
Hausbau beteilirsten Personen. 

Belastet werden durch die Spekulation und deren präponderante 
Stellung auf dem Markte (Berlin), oder deren heimtückische, schwindel- 
halte Geschäftsgebarung (Wien) entweder die Bauhandwerker oder der 
künftige Hausbesitzer, oder beide. Erstere arbeiten ohne Verdienst 
oder sogar mit Verlust, letztere erhalten ein baulich schr minderwertiges 
Objekt, das in Hinkunft grofe Reparaturen und kostspielige Investitionen 
erfordern wird. Eine Erhöhung der Mieten selbst jedoch ist von vorn- 
herein aus der dominierenden Stellung der Grundverkäufer nicht zu 
folvern. 

Das Schema zu diesen Vorgängen findet sich in der Volkswirtschaft 
sehr häufig; überall dort, wo ein Kartell oder mächtiger Stand von 
Halbfabrikateproduzenten einer großen Mehrzahl zersplitterter, schwacher 
Produzenten von Endprodukten gesenübersteht. 

Auch hier löst sich häufig cine Erhöhung in den Preisen der Halb- 
fabrikate nicht in der Preissteigerung der Endprodukte, sondern der 
Verkürzung der Gewinnmarge der Produzenten der Endprodukte aus. 
Dies wird besonders in zwei Fällen sich ereisnen!: nämlich wenn die 
Verkäufer des Endproduktes absolut unorganisiert und verhältnismäfsie 
zahlreich am Markte sind, oder aber wenn die Kaufkraft der Konsu- 
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menten schon vollkommen ausgeschöpft ist. 

Mannigfache Umstände auf dem Wohnungsmarkte, die oben flüchtig 
erörtert wurden und in meinem zitierten Aufsatz ausführlicher wieder- 
gegeben sind, haben es mit sich gebracht, daf5 die Kaufkraft der Be- 
völkerung zu jedem Zeitpunkt von den Wohnungspreisen relativ auler- 
ordentlich in Anspruch genommen ist. Daher können neue Forderungen 
der Bodenspekulation gegenüber den Bauunternehmern nicht die Ur- 
sache neucerlicher und fortgesetzter Preissteigerungen bilden. Auch die 
Bodenspekulanten kalkulieren und müssen mit festen Mietsätzen kalku- 
heren: eine höhere Forderung ihrerseits hat also zur Voraussetzung, 
dak die Forderungen der Handwerker verkürzt werden, oder die Aus- 
führung mangelhafter erfolgt, als sie gewöhnlich zu erfolgen pflegt. 

Unsere Meinung geht also, wie schon aus dem Gesagten ersichtlich 
ist, dahin, dafs die jeweils in einer Großstadt bestehenden Wohnungs- 
preise aus den lokalgegebenen Verhältnissen mit Notwendigkeit resul- 
tieren. Ebenso wie der Markt, sowohl was das Angebot, als die Nach- 
frage betrifft, ein lokaler ist, sind auch die Preise im Wesentlichen blofs 
von lokalen Faktoren bestimmt. Nur in sehr weitem Sinne wirken 
landesübliche Preise und allgemcine Faktoren auf die Wohnungs- 
preise ein. So z. B. wenn allzu hohe Mieten die Anlage von Fabriken 
hindern und infolgedessen den Zuzug der Bevölkerung hemmen, oder 
aber umgekehrt, wenn auffallend niedrige Mietpreise und UeberflußS an 
Wohnungen Fabrikeründungen begünstigen. Im wesentlichen aber 
geben lokale Faktoren den Ausschlag und bestimmen die Höhe der 
Micten. Als solche lokale Faktoren kommen insbesondere in Betracht: 
die Raschheit der Agglomeration und die Zahlungskraft der Bevölkerung. 
Beide muß man jedoch für verschiedene Bevölkerungsschichten 
gesondert betrachten, denn der Wohnungsmarkt ist in ebenso viele Teile 
gespalten, als es Käuferklassen gibt. Jeder Nachfragegruppe entspricht 
auch eine Klasse von Wohnungen mit ihrer speziellen Beschaffenheit, 
Ausstattung usw. Und die Preise derselben Wohnungen werden 
in verschiedenen Städten und Stadtteilen dementsprechend, je nach der 
Zahlungskraft der Mieter und dem Verhältnis der Nachfrage zum An- 
gebot, (das wiederum von der mehr oder weniger raschen Agglomera- 
tion abhängen wird) verschiedene sein. — Diese speziellen, von Ort zu 
Ort schwankenden Preisverhältnisse werden die Basıs abgeben, auf der 
sich cine Bodenspekulation in größerem oder geringerem Umfange, mit 
größerem oder geringerem Erfolge wird entwickeln können. Nur die 
Glleichartigkeit der Verhältnisse in vielen deutschen Grofsstädten er- 
weckt den Anschein, als ob hier eine, mit den allgemeinen Gesetzen 
der Preisbildung im Widerspruch stehende, von der Bodenspekulation 
verursachte Entwicklung vorliege. Unserer Meinung nach aber, die 
sich besonders auf die Beobachtung österreichischer Verhältnisse grün- 
det, sind die Mietpreise die primäre Erscheinung, bestimmt durch die 
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eigenartige Beschaffenheit des Wohnungsmarktes, lokal durchaus ver- 
schieden. Und erst auf Basis der Wohnungspreise ergibt sich unter 
Berücksichtigung der ortsüblichen Baukosten und der Profite der Bau- 
unternehmer die Möglichkeit, eine mehr oder minder rentable oder be- 
engte Spekulation zu betreiben. 

So stellt sich von unserem Gesichtspunkte aus die Spekulation 
nicht als die treibende Ursache dar, welche das ganze folgende Ge- 
schehen hervorgerufen hat, aufrecht erhält und weiter entwickelt — 
zum Schaden weitester Bevölkerungsklassen, zum Nutzen weniger Mono- 
polisten — sondern als eines der Glieder in der Kette der Erschei- 
nungen, die alle unmittelbar mit der Tatsache der durch die neuzeit- 
liche Entwicklung selbständig gegebenen hohen und ständig ansteigen- 
den Wohnungspreise zusammenhängen. 

Und von diesem Gesichtspunkt aus, allerdings aber nicht von dem 
Fberstadts, wie wir oben zu zeigen versuchten -- ist eine Lösung der 
auch von uns nicht gelcugneten, brennenden Wohnungsfrage nur durch 
eine weitreichende Verwaltungstätigkeit anzubahnen. Da die materielle 
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wenigsten aber durch Belastung eines der beim Hausbau beteilisten 
Faktoren, wie die Bodenreformer mcinen, erreicht werden kann, ist 
es nur eine weitgehende Beeinflussung des Wohnungsmarktes, eine 
vom Staate oder der Gemeinde planmätsig betriebene Baupolitik, die 
Abhilfe schaffen kann. 

Allerdings verschlictien wir uns nicht der Einsicht, dafs infolge 
einer weiteren, oben nicht berührten Eigentümlichkeit des Wohnungs- 
marktes, --- daR alle bisher erzeugten, wirtschaftlich noch in Be- 
tracht kommenden Produkte den im Laufe eines Jahres oder mehrerer 
Jahre produzierten Wohnungen gegenüber in der Ueberzahl sind, — 
eine selbst ausgedehnte, planmäfsige gemeinnützige Bautätigkeit auf 
den Wohnungsmarkt nur geringen Einfluß nchmen kann. Dieselbe 
muüfste überdies die Erzeugung von Wohnungen sehr verschiedener 
Kategorien und zwar in den meisten Stadtvierteln zum Gegenstande 
haben, um überall auf die Preise einwirken zu können. Schon aus 
diesem Grunde wird der Einfluß ciner auch ausgedehnten Bautätigkeit 
auf lange hinaus cin sehr geringer sein. 

Auch ist in vielen Teilen der modernen Grofistädte schon aus Raum- 
mangel cine wirksame Konkurrenz nicht leicht möglich und die an der 
Peripherie zur Erbauung welangenden Häuser bilden trotz grölseren 
Komforts infolge der heutzutage noch immer ziemlich hohen Fahrt- 
kosten für Wohnungen im Zentrum oder den inneren Bezirken keine hin- 
reichende Konkurrenz. Es müßten, sollte dies der Fall sein, die Preise 
so niedrig erstellt werden, dafs eine Verzinsung der bei unseren strengen 
Bauvorschriften (dieselben gehen viel weiter als diejenigen in Deutsch- 
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land) sehr hohen Baukosten schwerlich erreicht werden könnte. Auch 
ist cs gerade für cinen Staat wie Oesterreich —, der aus dem Real- 
besitz so große Einkünfte zieht, und dessen Erträgnisse aus der Haus- 
zinssteuer nur zum Teile als indirekte Steuer bezeichnet werden können, 
während man annehmen muß, daß sie in überwierrendem Maße cin den 
Hausbesitzern entgangener Gewinn sind, — etwas mißlich, eine Bau- 
tätiekeit in großem Stile zu Inaugurieren, die nur unter Verzicht auf 
die Steuer für die zu errichtenden Häuser prosperieren kann und 
implicite den Steuercrtrag der übrigen Häuser herabmindert. 

So sind die Schwierigkeiten einer tiefgreifenden Reform auf dem 
Gebiete des Wohnungswesens in Oesterreich, wiederum durch die Ent- 
wicklung unserer cigenartigen Steuergesetzgebung, sehr vielfältige. 
Zum Teile sind sie von anderer Art, als in Deutschland. Sie zeigen hier 
wie dort immer wieder die Vielseitigkeit des Problems, besser gesagt, 
der Probleme, und ihre Durchführung wird nicht nur für die Verwal- 
tung eine aufserordentlich schwierige, sondern auch kostspielige sein. 
Darüber mufi man sich klar werden. Nichtsdestoweniger aber muf 
die Lösung dcs Problems so schnell als möglich angestrebt werden. 
Denn niemals wären die Uebelstände so grol geworden, hätte man 
nicht der ganzen Entwicklung vollständig tatenlos zugesehen. 
Ein weiteres Abwarten jedoch kann die Verhältnisse mit der steigen- 
den Bevölkerung bloß proportional schlechter werden lassen. 

Wenn wir unseren Standpunkt nochmals kurz präzisieren, kommen 
wir zu folgendem Resume: 

Wir billigen vollkommen die volkswirtschaftlich-politischen Änsich- 
ten Eberstadts. Seine Entrüstung über die Angriffe auf eine plan- 
mäfsige Wohnungsreform, seine Zurückweisung vieler auf unrichtigen 
Voraussetzungen beruhenden Argumentationen von Voigt und Geldner, 
seine Bekämpfung der Mietskasernen, besonders der damit verbundenen 
Uebel, halten wir für durchaus berechtigt. Doch können wir uns mit 
seinen theoretischen Anschauungen nicht einverstanden erklären. Deren 
Unhaltbarkeit erhellt schon daraus, dal Eberstadt in konsequenter 
Weiterentwicklung seiner Grundprinzipien zu Folgerungen kommen 
müfste, die er, mit Recht, aus einer richtigen Erfassung des Tatsäch- 
lichen, verwirft. Wir sind, gleich ihm, der Meinung, daf} nur eine aus- 
gedehnte Verwaltungstätigkeit — eine der schwierigsten Aufgaben, die 
den modernen Regicrungen der Industriestaaten noch bevorstcht — 
des Wohnungsproblems Herr zu werden vermag. Von Eberstadt trennt 
uns bloß die thcoretische Anschauungsweise, die jedoch deshalb von 
überragender Wichtigkeit ist, weil nur aus einer richtigen Erkennt- 
nis des Scienden eine klar begründete Anschauung über die Mittel 
zur Abhilfe der Uebelstände gewonnen werden kann. 
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1. Bibliographien, Sammelwerke., 


Glaser, Friedrich, Wirtschaftspolitische Annalen. Ein Kalendarium 
der Wirtschafts-, Sozial- und Finanzpolitik der Kulturstaaten, ıhrer 
Kolonien und Dependenzen. 2. Jahrg. 1907. J. G. Cotta Nachf. 
Stuttgart und Berlin 1908. XXXVI + 500 S., geb. M. 8.—. 


Die Annalen betrachten es als ihre Aufgabe, neben einer chrono- 
logischen Aufzeichnung der wichtigsten Geschehnisse auf dem Gebiete 
der wirtschaftlichen, sozialen und finanziellen Gesetzgebung cine Ücber- 
sicht über die Fortentwicklung der verschiedenen Wirtschafts-Organı- 
sationen zu geben. Des weiteren ist auch den internationalen Be- 
zichungen auf diesen Gebieten große Aufmerksamkeit geschenkt wor- 
den. Die Brauchbarkeit des Buches ist dadurch erhöht worden, dafs 
zu dem systematischen Inhaltsverzeichnis und der nach Staaten geord- 
neten Inhaltsübersicht ein Namen- und Sachregister hinzugekommen 
ist. Als weitere Neuerung ist noch zu erwähnen, dail man dazu über- 
gegangen ist, wiederholt die Darstellung durch Literatur- und Quellen- 
angaben zu ergänzen. (M.) 
Kultur und Fortschritt. Neue Folge der Sammlung »Sozialer Fortschritt. 

Hefte für Volkswirtschaft, Sozialpolitik, Frauenfrage, Rechtspflege und 
Kulturinteressen. Felix Dietrich, Leipzig 1908; jede Nummer etwa 
14—16 S. zu 25 Pf. 
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Heft 191: -Die hygienischen Mindestanforderungen an die Be- 
schäffenheit von Arbeiterwohnungen. (Nach cinem im Karlsruher Ar- 
beiterdiskussionsklub gehaltenen Vortrag.) Von Dr. med. A. Fischer 
(Karlsruhe 1. B.). (25 Pr. ) -—- Heft 192: »Freiheitliche Beamtenpolitik«. 
Von A. Falkenberg. (25 Pf) — Heft 193/94: »Die Bevölkerungs- 
frage in weiblicher Beurteilung«. II. Staat und Gesellschaft in ihrem 
Verhalten inbezug auf die Volksveimehrung. III. Die Vorbeugungs- 
mittel gegen Empfängnis, nn Bekämpfung und Befürwortung. Von 
Gisela v. Streitberg. (so Pf.) — Heft 195/96: -Die Mittelstands- 
bewegung und Konsumv a Von Dr. Herm. Ortloff. (so Pf.) 
— Heft 197/08: Die rerlementierte Prostitution vom feministischen 
(esichtspunkte«. Einzig autorisierte Ucbertragung aus dem Schwedi- 
schen von Henny Bock-Neumann. Von Fr. Steenhof (Harold Gote). 


(50 Pf.) —- Heft 199: >Zwei Musterarbeitgeber«e. Von Berta und 
Leop. Katscher. (25 Pf.) — Ileft 200: »Der Eem Ze \Woh- 
nungsbaus. Von W.v. Nalckstein (Bremen). (25 Pf.) — Heft 201: 


‚Strafe und Strafaufschub-. Von Ph. Stauff En eiler). (25 Pf.) — 
lieft 202: »Staatlicher Mutterschutz für die Gebärende:. Bericht über 
die aufserordentliche Tagung des »Deutschen Bundes für Mutterschutz- 
zur Hebammenfrage, abgehalten in Berlin am 16. Februar 1908. Mit 
einem \nhang: Studienmaterial und Verhandlungen im Preuis. Abgce- 
ordnetenhausce. Im Auftrage des Vorstandes verfaßt von Carolina Goyke. 
2. Tausend. (25 Pf.) — Ileft 203/4: »Still-Stuben«e. Im Auftrage des 
Deutschen Bundes für Mutterschutz. Von Clara Lınzen-Ernst. 
(so Pf) — Heft 205;6: -Die Bevölkerungsfrage in weiblicher Beur- 
teılunge. IV. Das Verhalten von Staat und er gegen die 
Mütter. Von Gräfin Gisela v. Streitberg. (50 Pf.) — Heft 2079: 

Der Karlsruher Arbeiterdiskussionsklub, eine neutrale V ereinigung zur 
Aussprache zwischen Arbeitern und Höhergehildeten«. Von Dr. Al- 
fons Fischer. (75 Pf — Heft 210: -Zweck und Bedeutung der 
Sozialwissenschaften-. Eine Einführung mit Litcraturanhang. Von Dr. 
Oskar Stillich, Dozent an der Humboldt- Akademie ın Berlin. 


2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Petersen, Peter, Der Entwicklungsgedanke in der Philosophie N undts. 
(Beiträge zur Kultur- u. Universalgeschichte.) G. Voigtländer, Leip- 
zig 1008. 130 S. M. 4.40. 

Die vorliegende Schrift will untersuchen, welchen Gewinn die Psy- 
chologie und Philosophie Wundts für die moderne Geschichtswissen- 
schaft liefern, wenn man ihre Prinzipien einführt. Diese Betrachtung 
schließt sich an cine Untersuchung des Entwicklungsgedankens an, der 
gerade für die moderne Geschichtswissenschaft von eminenter Bedeu- 
tung geworden ist. Sie verfolgt diesen Gedanken durch alle von Wundt 
behandelten Gebiete: organische und geistige Entwicklung, Erkenntnis- 
theorie, Völkerpsycholorie, Sitte und "Geschichte, sucht die verschie- 
dene Art der Durchführung, vor allem aber die allen Gebieten gemein- 
same Tendenz (Stellung des Willens) aufzudecken und sodann die Be- 
trachtung für die Geschichtswissenschaft zu verwerten. — Seitdem die 
Psychologie als Grundlage der Geschichte hingestellt, scitdem von 
Lamprecht in seiner -Deutschen Geschichte diese Erkenntnis durch- 
zuführen versucht worden ist, hat sich zugleich cine neue Streitfrage 
erhoben: welche Psychologie denn nun am erfolgreichsten zur Grund- 
lage genommen werden sol: Lamprecht hat bereits, wie dem Verf. 
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scheint, eine Entwicklung vom Wundtschen Voluntarismus zum Th. 
Lippschen Intellektualismus durchgemacht (Was ist Kulturgeschichte ? 
1896 — Moderne Geschichtswissenschaft, 1906) und diese Wandlung 
hält der Verfasser nicht für günstig. Er wendet sich gegen jeden ein- 
seitigen Intellektualismus und betont die Notwendigkeit, die primäre 
Stellung der Willensvorgänge, in aller Entwicklung, so auch in der 
Geschichte zu wahren. Vor allem aber wendet er sich gegen Lam- 
prechts Forderung einer rein kausalen Geschichtsbetrachtung und ver- 
langt die offene Anerkennung teleologischer Prinzipien. Die Notwen- 
digkeit des Teleologischen wird zuletzt durch eine Betrachtung der 
Idcenlchre zu erweitern gesucht, die der Verfasser psychologisch, eben 
aus dem alles menschliche Geschehen beherrschenden teleologischen 
Prinzip der Heterogonie der Zwecke neu zu erklären unternimmt. 


3. Soziologie. 


/Issaieff, A. d, Prof., Individualität und Sozialismus. Webersetzt 
von Karl Kuhls. Hermann Walther, Berlin 1909. 89 S. M. 1.50. 
Der Verfasser beantwortet die Frage, ob der Mensch mit zuneh- 
mender Sozialisierung schwächer geworden ist, im verneinenden Sinne; 
er vertritt den Standpunkt, daf3 der moderne Mensch, was seine Indi- 
vidualität anbetrifft, seine Vorfahren überragt. Durch die Macht, die 
die genossenschaftlich organisierte Arbeit gibt, hat sich ein neuer Men- 
schentypus herausgebildet, dessen hervorstechenden Merkmale sind: 
Reichtum an Initiative, geschwächter Autoritätsglaube und unbesieg- 
barer Freiheitsdrange. Fine radikale schnelle Reform der Gesellschaft, 
welche die Verge sellschaftung der Produktionsmittecl und durch Fest- 
setzung einer einheitlichen Entschädigung für alle Arbeiten von Ar- 
beitern zum Ziele hat, wird keine bleibenden Resultate zeitigen, da die 
Menschen, deren Egoismus, wie der Verfasser ın einem besonderen 
Kapitel anführt, heute das herrschende Motiv für die meisten 
menschlichen Handlungen ist, sich ihrem Grundwesen nach nur sehr 
langsam ändern. Eine sozialistische Weltordnung läßt sich aber nach 
Issaicffs Meinung auch ohne Metamorphose der menschlichen Seele 
einführen, man möge das Privatcigentum am Produktionsmittel besei- 
tigen, aber unter Berücksichtigung der individuellen Verschiedenheit 
das Individuum nach seiner Leistung entlohnen. Der Ucbergang von 
der gegenwärtigen Gcsellschaftsform wird nach Ansicht des Verfassers 
auf friedlichem Wege durch eine lange Kette von gesetzgeberischen 
Mafinahmen stattfinden, und zwar dort zuerst, wo das kapitalistische 
System seine höchste Entw ickelungsstufe erreicht hat: in Nordamerika, 
Belgien und Deutschland. (M.) 


Reyer, Prof. Dr. E., Kraft. Oekonomische, technische und kultur- 
geschichtliche Studien über die Machtentfaltung der Staaten. Mit 
257 Figuren. W. Engelmann, Leipzig 1908. XVI u. 380 S. M. 6.—. 

Das Buch stellt einen sehr wichtigen und interessanten Beitrag zur 

Literatur des technisch - ökonomischen Grenzeebietes dar. Der Verf. 

geht von dem Standpunkte aus, dafs die Entfaltung und Entwickelung 

der Betricbskräfte einen Maßstab für die Kultur und die wirtschaftliche 

Macht eines Staates bilden. An der Hand von reichem statistischem 

Material zeigt er, wie der Kraftaufwand in Bergbau, Industrie, Land- 

wirtschaft und Verkehr der Ilauptstaaten, insbesondere der Vereinigten 

Staaten von Amerika sich mit zunehmender Kultur gesteigert hat; um 

auch dem mit der Behandlung von umfangreichem Zahlenmaterial weni- 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXVIII. 2. 37 


564 Literatur-Anzeiger. 


ser vertrauten Leser eine klare Uebersicht zu geben, kommt hierbei 
in weitgchendem Maße die Methode der graphischen Darstellung zur 
Anwendung. Der Verfasser unterläfst es nicht, auf die Bedeutung der 
Beschäftigungsdauer bei der Beurteilung der Motorenkräfte, ferner auf 
die Verschiedenheit der Kategorien Nutzeffekt und Oekonomie einer 
Maschine hinzuweisen. Auch die sozialen Momente bleiben nicht un- 
berücksichtigt; schr eingehend werden die Bedingungen untersucht, 
unter denen die Maschine »Menschearbeitet. Als Aufgabe des Staates 
wird bezeichnet, durch eine verständige Sozialpolitik die Kraft der 
Volksmassen zu erhalten und zu steigern. (M.) 


Spann, Dr. Othmar, Wirtschaft und Gesellschaft. Eine Dogmen- 
kritische Untersuchung. (Bd. I der »Untersuchungen über den Ge- 
sellschaftsbegriff zur Einleitung in die Soziologie.) Böhmert, Dresden 
1907. 229 S. 

In dem Buche wird das Verhältnis der Wirtschaft zu den übrigen 
Sphären des gesellschaftlichen Lebens (Recht, Staat, Familie etc.) wie 
es in der Sozialökonomie, den Staatswissenschaften, der Völkerpsycho- 
logie und Philosophie aufgefalst wurde, einer dogmenkritischen Unter- 
suchung unterzogen. Es gelangen die betr. Lehren von Roscher, Knies, 
der jüngeren historischen und abstrakten Richtung, Schäffle, Dilthey, 
.L. v. Stein, Lazarus, Steinthal, Wundt, Avenarius u.a. zur Besprechung. 
Ferner werden die formalen Begriffe von Gesellschaft, die überhaupt 
gebildet wurden, eingehend untersucht: der teleologische Stammlers 
und Natorps und der realistisch-psychologistische (am Beispiele Simmels‘. 

In den »Abschließenden Bemerkungen« versucht der Verf. seine Auf- 
fassung, dall die formale Natur des Sozialen im funktionellen 
Aufbau seiner Phänomene beschlossen liegt, darzulegen. Die einzelnen 
Sphären des gesellschaftlichen Lebens sind darnach als funktionelle 
Teilsysteme eines Gesamtsystems zu betrachten, die Natur aller sozial- 
wissenschaftlichen Begriffe die von Funktionsbegriffen, so daß z. B. die 
psychologischen Erkenntnisse nur den Charakter von Hilfsbegriffen, 
niemals aber von sozialwissenschaftlichen Begriffen selbst erlangen 
können. 

Von einem deutschen Soldaten. Zur Psychologie des Militarismus. Otto 
Wigand, G. m. b. H., Leipzig, 1908. 86 S. M. 2.50. 

Die Schrift ist keine Tendenzbroschüre. Der anonyme Verfasser 
beleuchtet die persönlichkeitsfeindlichen Tendenzen des modernen Mili- 
tarısmus unter dem Gesichtspunkt ihrer psychologischen Wirkung. Im 
ersten Teile wird zunächst auf Grund persönlicher Erfahrungen die 
Einwirkung militärischen Zwanges auf das Seelenleben des Soldaten 
geschildert, im zweiten sodann die Entindividualisierung des Waffen- 
handwerks dargestellt, und im letzten Teile endlich der tragische Kon- 
flikt, der sich aus dem Streben des modernen Menschen nach Ver- 
persönlichung einerscits und der entindividualisierenden Tendenz des 
Militarismus andrerseits ergibt, beleuchtet. Der Verfasser kommt zu 
dem Schluß, da dem Mhlitarısmus eine naturgegebene Notwendigkeit 
innewohnt, einer äußeren Reform des Militarismus steht er skeptisch 
gegenüber; dagegen hält er cs für möglich, den tragischen Konflikt 
von innen heraus durch die Erkenntnis seiner Notwendigkeit zu lösen. 

M.) 
4. Sozialismus. 

Barday, Dr. jur. Curt, und Dr. phil. Zrich Max, Was wil die 

Zeit? Der soziale Gedanke. (Leitsätze aus den Schriften der Be- 
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gründer des Sozialismus.) Herausgegeben von Eduard Bern- 
stein. Soziales Erkennen, Berlin, Dresden, Leipzig, 1908. 304 S. 
M. 1.80, in Leinen M. 3.—. 


Dem Titel gemäß gibt das Buch eine Sammlung charakteristischer 
Sätze und Satzstücke aus den Hauptwerken von Karl Marx, Friedr. 
Engels, Ferdinand Lassalle, Karl Rodbertus, Rob. Owen, 
Henry Graf Saint Simon, Charles Fouricr, Pierre Jos. Proud- 
hon, sowie, als Anhang, die für die Geschichte des modernen Sozia- 
lismus bedeutungsvolle Erklärung der kommunistischen Lehre des 
Frangois Babbeuf. Die Sätze der erstgenannten 8 Sozialisten sind 
nicht dem Inhalte nach gruppiert. Jedem Verfasser ist ein besonderer, 
durch eine kurze biographische Notiz eingeleiteter Abschnitt gewidmet, 
und innerhalb dieser Abschnitte folgen die Sätze nach der Zeitfolge 
der Werke, denen sie entnommen sind. Bestimmend für diese Ein- 
teilung war der Wunsch, innerlich Zusammengehöriges nicht trennen 
zu müssen. Dem Bedürfnisse nach Orientierung in Bezug auf den In- 
halt kommen Randauszeichnungen und ein Sachregister ent- 
gegen. Dem Ganzen geht cin Vorwort der Herausgeber voran, worin 
der Zweck des Buches entwickelt wird. Es soll die Leser mit der 
Gedankenwelt des Sozialismus »ın einer Form bekannt machen, die 
nicht sowohl zum Nachlesen als vielmehr zum Nachdenken 
anregte. 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


Brettauer, Guido, Beiträge zu einer Dogmengeschichte der Begriffe 
Angebot und Nachfrage. Münchner Inaugural-Diss. 1908. 


Die Abhandlung unterscheidet unter den Theorien, die mit der 
Formel »Angebot und Nachfrage« den Preis erklären, einerseits die 
Lehren, die diese Formel ohne systematische Analyse aller bei der 
Preisbildung wirksamen Faktoren gebrauchen, andrerseits diejenigen, 
die gerade in dieser Analyse ihre Hauptaufgabe sehen. Zunächst ge- 
langen die Anfänge beider Auffassungen auf der einen Seite vor 
allem Locke, auf der andern J. Steuart — zur Darstellung. Dann wird 
der Entwicklungsgang der an Locke sich anschließenden Lehre ver- 
folgt, es werden die verschiedenartigen Modifikationen aufgezeigt, die 
ihr durch die Klassiker zu teil werden, bis sie schließlich bei J. St. 
Mill ihren Höhepunkt und Umschlag zugleich erreicht. Ihren Höhe- 
punkt, was die Präzision der Formulierung anlangt, ihren Umschlag, 
indem in ihr das unbewußßte Zugeständnis liegt, daf3 sie nicht über eine 
Beschreibung der äufseren Vorgänge der Preisbildung herauskommt. 
Wie sich die Erkenntnis von diesem wahren Charakter der Lehre 
durchsetzt, schildert der Schlutsteil, während die Darstellung der Weiter- 
bildung der anderen Auffassung ciner besonderen Schrift vorbehalten 
bleibt. 


Cohen, F. B., Hoofdlijnen der Staathnishondkunde (Grundzüge der 
Volkswirtschäaftsichre.) III. Aufl. P. Noordhoff, Groningen 1908. 
188 S. fl. 1.25. 

Das Handbuch ist für den Unterricht an holländischen höheren 
Bürgerschulen bestimmt, in deren Lehrplan die Volkswirtschaftsichre 
schon seit einer Reihe von Jahren als obligatorisches Fach aufgenom- 
men ist. Die Behandlung des Stoffes ist dem Verständnis der Schüler 
angepaßt. Es kommen zur Behandlung die Wertlehre, die Produktion 
und Distribution, und die Umlaufsmittel. In dem Schlufkapitel werden 
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einzelne wichtige Streitfragen (Protektionismus, Sozialismus, Kooperativ- 
senossenschaft, Bevölkerungsfrage) kurz besprochen. M.) 


Damaschke, A., Vorsitzender des Bundes deutscher Bodenreformer. 
Karl Friedrichs von Baden Abriß der Nationalökonomie. Buchhand- 
lung Bodcenreform, Berlin, 1908. 35 S. Preis 50 Pf. 


Karl Friedrich, der Gründer des modernen Badens, ist als Ver- 
treter der physiokratischen Schule in Deutschland bekannt. Seinen Brief- 
wechsel mit den Führern der Schule, Mirabeau und Du Pont, hat Karl 
Knies 1892 herausgegeben. Die vorliegende Schrift ist eine Zusammen- 
fassung seiner Grundsätze, die zunächst für den Unterricht des Erb- 
prinzen bestimmt waren. Sie erschienen in dem Organ der französi- 
schen Physiokraten, in den »Ephemerides du Citoyen«, Jahrg. 1772, 
1. Heft, unter dem Titel: »Abrege des principes de l'économie poli- 
tique«. 

D. hat sie nach dieser Ausgabe übersetzt und neu herausge- 
geben, einmal um des großen historischen Interesses willen, das diese 
Schrift als die einzige systematische volkswirtschaftliche Arbeit eines 
regierenden deutschen Fürsten hat, dann aber auch, weil ihm eine Be- 
tonung des grundlegenden Charakters der Bodenfrage für alle sozialen 
Gestaltungen auch für unsere Zeit noch für überaus wichtig erscheint. 


Steinitzer, Pr. Erwin, Ockonomische Theorte der Aktiengesellschaft. 
Duncker u. Humblot, Leipzig 19068. XVI + 192 S. M. 5—. 
Gegenstand der Unternehmung ıst das ökonomische Phänomen 
der Aktiengesellschaft. Der Verfasser hat sich das Ziel gesetzt, aus 
der formal-juristischen Hülle den ökonomischen Kern herauszuscheiden 
und kritisch zu untersuchen. Nachdem im ersten Kapitel einleitend 
die historische Entwicklung der Aktiengesellschaft in knappen Um- 
rissen geschildert ist, wird ım folgenden Abschnitt, dem Hauptstück 
der ganzen Abhandlung, das Wesen und die treibenden Kräfte dieser 
Unternehmungsform untersucht. Das ökonomische Kriterium der 
A.-G. erblickt Stceinitzer in der Aufhebung der Identität der Interessen 
von Unternehmungsleitern und den nicht an der Leitung beteiligten 
direkten Interessenten. Der regierenden, gut organisierten Minorität 
der Großaktionäre steht die große Masse de r regierungsunfähigen Klein- 
aktionäre gegenüber. Diese der A.-G. eigentümlichen Macht- und Herr- 
schaftsverhältnisse werden vom Verfasser analytisch und genetisch zu 
erfassen gesucht und die aus ihnen unter Umständen entspringenden 
technischen Probleme eingehend behandelt. In den folgenden Ab- 
schnitten wird dann noch die Politik der A.-G., ihre Organisation und 
ihr Recht untersucht. (M.) 


Zisek, Dr. Frans, Die statistischen Mittelverte. Tine methodologi- 
sche Untersuchung. Duncker u. Humblot, Leipzig 1908. 444 S 
M. 9.—. 

Der Verfasser untersucht das Wesen der statistischen Mittelwerte, 
ihre Bedeutung für die Statistik und die Voraussetzungen und Grenzen 
ihrer Anwendbarkeit. Der erste Teil des Buches behandelt die Mittel- 
werte im allgemeinen, der zweite die verschiedenen Arten von Mittel- 
werten, und zwar insbesondere das einfache und das gewogene arith- 
metische Mittel, das geometrische Mittel, den Zentralwert oder Median 
und den dichtesten Wert. Im dritten Teil wird die für die methodo- 
logische Bedeutung der Mittelwerte mafsgebende Dispersion der sta- 
tistischen Reihen um ihre Mittelwerte untersucht. Das Buch zeigt, dafs 
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die meisten Probleme der statistischen Methodik in das grofse, zentrale 
Problem der Mittelwerte münden. Der Verfasser hat es auch unter- 
nommen, eine auch dem Nichtmathematiker verständliche, zusammen- 
fassende Darstellung des Ideenganges und der Methoden der mathe- 
matischen Statistiker zu geben zur Information der staatswissenschaft- 
lich und nicht mathematisch gebildeten Mehrzahl der Statistiker. 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 


Bergengrün, Alexander, Staatsminister August Frhr. von der 
Heydt. S. Hirzel, Leipzig 1908. VIII, 386 S. M. 8.—. 

Diese Biographie stützt sich auf den Nachlaf3 von der Heydts, so- 
wie auf archivalisches Material wie die Gemeinderatsprotokolle der 
Stadt Elberfeld, das Geh. Staatsarchiv, das Kgl. Hausarchiv und die 
Registraturen der Ministerien der öffentlichen Arbeiten und des Han- 
dels. Da in der Igoı erschienenen Biographie David Hansemanns von 
Bergengrün und neuerdings besonders in der Biographie Mevissens von 
Hansen die allgemeinen wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse 
der Rheinlande bis 1848 eingehend geschildert worden sind, hat sich 
der Verf. hier darauf beschränkt, den zeitgeschichtlichen Hintergrund 
für das Lebensbild von der Heydts nur so weit zu malen, als er für 
das Verständnis des Entwicklungsganges und der kommunalen sowie 
politischen Tätigkeit von der Heydts in dieser Zeit unbedingt erforder- 
lich ist. Im Vordergrund steht zunächst von der Heydts verdienst- 
volles Wirken für seine Vaterstadt Elberfeld, insbesondere für ihr Schul- 
wesen und für ihren Anschlu an das entstehende preußische Eisen- 
bahnnetz. Ausführlich wird dann scine Tätigkeit als einer der Wort- 
führer des rheinischen Liberalismus auf den Provinziallandtagen und 
im Vereinigten Landtag sowie seine Haltung während der Revolutions- 
zeit geschildert, in der er sich als streitbarer Kämpe gegen die radi- 
kale Demokratie in Elberfeld hervortat. Ende 1848 wurde er Handels- 
minister. Seine Verdienste um die preußische Volkswirtschaft, die För- 
derung der Industrie, des Bergbaus, des Post- und Eisenbahnwesens, 
namentlich aber die allen Widerständen zum Trotz durchgeführte Staats- 
bahnpolitik werden in besonderen Kapiteln gewürdigt. Auf die Ge- 
schichte der Ministerkrisen von 1858 und 1862 wirft Bergengrüns Dar- 
stellung durch Mitteilung bisher unbekannter Tatsachen teilweise neues 
Licht. Die politisch bedeutsamste Tat von der- Heydts war die Ueber- 
nahme des Finanzministeriums beim Ausbruch des Kricges von 1866 
und die Beschaffung der Mittel für die Kriegfübrung, ohne daß der 
Regierung außerordentliche Kredite bewilligt waren. Die Finanzierung 
des Krieges wird hier zum erstenmal dargestellt. Die Verschlechte- 
rung der Finanzlage Preußens in den Jahren 1867—69 und Meinungs- 
verschiedenheiten über die Behandlung des Defizits führten zu einem 
heftigen Konflikt von der Heydts mit Bismarck, infolge dessen von der 
Heydt Ende 1869 scin Amt nicderlegte. 

Böhtlingk, Arth., Bismarck als Nationalökonom (Wirtschafts- und 
Sozialpolitiker). Fritz Eckardt, Leipzig 1908. 215 S. Gebunden 
M. 4.—. 

Eine umfassende, in sich abgeschlossene Darstellung Bismarcks als 
Wirtschafts- und Sozialpolitiker fehlte bisher. Böhtlingk bringt den 
ganzen Bismarck von dem Landwirt zum Deichhauptmann in der 
Mark und seinem politischen Auftreten als Parlamentarier im Ersten 
Verein. Preuß. Landtage 11847) bis nach seiner Entlassung (1890), Etappe 
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für Etappe, in allen scinen Wandlungen und Betätigungen, als politischer 
Volkswirt nach genctischer Methode. Am drastischsten springt in die Au- 
gen, wie Bismarck von vornherein darauf bedacht gewesen ist, den wirt- 
schaftlich Schwachen mittelst der staatlichen Autorität aufzuhelfen. 
Wie er gleich eingangs sich vor allem des Handwerkers und des Fa- 
brik-Proletariats annimmt, so krönt er seine Laufbahn mit den staat- 
lichen Versicherungen gegen Unfall und Krankheit, Invalidität und 
Alter. Zu Anfang der sechziger Jahre, als preußischer Ministerpräsi- 
dent, tritt er nicht nur mit Lassalle in Verbindung, sondern fordert ein 
Gutachten sogar von Eug. Dühring ein. Nicht weniger folgerecht und 
ausdauernd ist er darauf bedacht gewesen, den Verkehr zu erleich- 
tern und zu fördern. Schr anschaulich wird u. a., wie er den preußisch- 
deutschen Zollverein wiederholt erneuert und ausgestaltet hat, bis die- 
ser restlos in der Reichsverfassung aufging u. dgl. mehr. Wie schon 
das Inhaltsverzeichnis erkennen läßt, ist der überreiche Stoff in chrono- 
logischer Folge in möglichst kleine Abschnitte gesondert und dadurch 
übersichtlich gemacht. Bismarck sei ständig darauf bedacht gewcsen: 
mit dem Wohlstande die Macht und mittels der Macht den Wohlstand 
des Reiches zu fördern. »Nur keine theoretische Verranntheit! Politik 
ist Praxis. Das Wesentliche. Das Mögliche. Nicht Lehrsatz, son- 
dern Tat!« schließt Böhtlingk sein Schlufßwort. 


Caro, Georg, Die Sozial- und Wirtschaftsgeschichte der Juden im 
Mittelalter und der Neuzeit. G. Fock, Berlin 1908. 514 S. M. 7.—. 
Die Einleitung sucht im Hinblick auf den Gesamtverlauf der jüdi- 
schen Geschichte darzulegen, welche Aufgaben einer Wirtschaftsge- 
schichte der Juden zufallen. Die Darstellung nimmt ihren Ausgang 
vom späteren Ältertum, in dem als charakteristisch die Abwesenheit 
wirtschaftlicher Unterschiede zwischen den Juden und anderen Bevölke- 
rungsklassen hervortritt. Daran hat die von religiös-politischen Ge- 
sichtspunkten bedingte Gesetzgebung der christlichen Kaiser wenig ge- 
ändert, sodaß in den aus der "Völkerwanderung hervorgegangenen ger- 
manischen Staaten, wic im byzantinischen Reich und im Orient nur 
schr allmählich sich Abweichungen herausbildeten. Auch für die Stel- 
lung der Juden ım Reiche der Chalifen war das religiöse Moment 
maßgebend. Nur im fränkischen Gallien tritt bereits zur Merowinger- 
zeit die kommerzielle Tätigkeit von Juden in den Vordergrund ; jedoch 
waren die innen erteilten Schutzbriefe der Karolinger keineswegs reine 
Handelsprivilegien, sondern gewährleisteten zugleich ihren Grundbesitz 
und hinderten Uebergriffe der Kirche. Als Kaufleute vermittelten sie 
damals den Verkehr zwischen Abend- und Morgenland. In der frühe- 
ren deutschen Kaiserzeit wird zuerst die Ansäfsigkeit jüdischer Gc- 
meinden in den rheinischen Stadten, den Handelsplätzen Ostsachsens 
und an der Donau deutlich erkennbar. 

Die Verfolgungen bei Beginn des ersten Kreuzzugs sind aus reli- 
wiösen Motiven hervorgegangen. Vom Wucher der Juden ist zum ersten- 
mal unmittelbar vor dem zweiten Kreuzzuse die Rede, aber nicht in 
Deutschland, sondern in Nordfrankreich. Daf es sich hierbei um eine 
lokale Erscheinung handelt, zeigt der Reisebericht des Benjamin von 
Tudela, aus dem unter anderem die gewerbliche Beschäftigung der Ju- 
den Untceritaliens und des byzantinischen Reichs mit Färberei und Seiden- 
weberei sich ergibt, während ihre Beteiligung am Levantchandel ge- 
ring erscheint und kein eieentümliches Gepräge trägt. Für die Juden 
des Abendlands wurden die Maßnahmen Papst Innozenz II. und die 
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auf seinen Anschauungen beruhende kirchliche Doktrin um so verhäng- 
nisvoller, als der Versuch, die kanonische Wucherlehre ım Wirtschafts- 
leben durchzuführen, ihrer Abwendung vom Warenhandel Vorschub 
leistete. In England allerdings, wo Juden erst seit der normannischen 
Eroberung fest ansäßig wurden, trieben sie von vornherein Geldhandel. 
Der ihnen gewährte Königsschutz sicherte die Exekution der Schuld- 
verschreibungen und machte eine Pfandbestellung überflüssig. In Frank- 
reich standen die Juden nicht unter Königsschutz, sondern waren Un- 
tertanen der Landes- und Gerichtsherrn, gleichwie Knechte nach der 
Ausdrucksweise des 13. Jahrhunderts. Die Kapctinger ließen sich in 
ihrem Verhalten zu den Juden vorwiegend durch kirchliche Gesichts- 
punkte leiten, aus deren Gegensatz zu den weltlichen Interessen die 
wechselvolle Politik Philipps II. erklärlich wird. Seine Nachfolger, vor 
allem Ludwig der Heilige, suchten das Wucherverbot gerade den Juden 
aufzuerlegen. Für Deutschland ergab sich aus der Zugehörigkeit der 
Juden zur kaiserlichen Kammer, die Friedrich I. in Anspruch nahm, 
und ihrer Knechtschaft, nach der Lehre Papst Innozenz III., die unter 
Friedrich II. auftauchende Kammerknechtschaft, ohne daß freilich das 
Judenregal vollständig zur Durchführung gelangte. Geldhandel grös- 
seren Mafistabs erscheint noch für die spätere Stauferzcit ausgeschlos- 
sen, weil Darlehen nur gegen Faustp’and geschehen konnten, erst das 
österreichische Privileg von 1244 ermöglichte die Ausstellung von 
Schuldbriefen. Indem gegen Ende der Epoche das Wucherverbot für 
Christen Eingang fand und der kirchliche Einfluß sich verstärkte, be- 
reiteten sich die späteren Katastrophen vor. 


Doering, Ernst Friedrich, Studien zur Verfassungsgeschichte 
von Leicester. Ein Beitrag zur Geschichte englischer Stadtverfassung 
bis in die Zeit König Edwards des Ersten. Clauß und Feddersen, 
Hanau 1908. 78 + XVII S. M. 2.—. 

Der Leser wird zuerst mit den Quellen und der Literatur, sodann 
mit der Geschichte der Stadt bis in die Zeit Eduards I. bekannt ge- 
macht. Des weiteren wird die Organisation und das Verfahren des 
Portmanmoot, des städtischen Gerichtshofes von Leicester, geschildert, 
sodann die Entstehung der Kaufmannsgilde, ihre Organisation, Zweck 
und Wesen und das Gildegericht dargestellt. Die Beteiligung von 
Gilde und Portmanmoot an der Verfassung der Stadt wird im Schlufs- 
kapitel behandelt. Die von Groß aufgestellte These, daf} die Gilde 
von Anfang an ein Verwaltungsorgan gewesen sei, wird vom Verfasser 
bekämpft. Sie ist nach seiner Ansicht in erster Linie Handelsgemcin- 
schaft gewesen, für die der Einfluß auf die Verwaltung der Stadt nur 
Mittel zum Zweck war. Im Anhang teilt der Verfasser ungedruckte 
Urkunden, den Eintrag über Leicester im Domesday Book und die In- 
schrift eines römischen Meilensteines mit. (M.) 
Falk, Dr. Franz, Die Ehe am Anuseange des Mittelalters. Eine 

kirchen- und kulturhistorische Studie. Herdersche Verlagshandlung, 
Freiburg i. B. 1908. VIH und 96 S. M. 2.60. 

Der Verfasser will in seiner Streitschrift den Vorwurf verschiede- 
ner nichtkatholischer Theologen, die Kirche des Mittelalters sei der 
Bedeutung der Ehe nicht gerecht geworden, widerlegen. Zu diesem 
Zwecke wird die Stellung der mittelalterlichen Theologie zur Ehe in 
den ersten acht Kapiteln eingehend behandelt. Im Schlufskapitel tritt 
der Verfasser der von protestantischer Seite vertretenen Ansicht, dafs 
durch die Reformation die Ehe gehoben worden sei, entgegen; er 
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sucht den Nachweis dafür zu erbringen, daß die Reformation weder in 
der Theorie noch in der Praxis eine Besserung ın dieser Richtung 
sondern cher noch eine Verschlechterung hervorgebracht hat. (M.) 


Geschichte des deutschen Buchhandels. Im Auftrage des Börsenvercins 
der deutschen Buchhändler herausgegeben v. d. historischen Kom- 
mission desselben. Geschäftsstelle des Börsenvereins der deutschen 
Buchhändler, Leipzig 1909. — 3. Bd. Goldfriedrich, Joh.: Ge- 
schichte des deutschen Buchhandels vom Beginn der klassischen 
Literaturperiode bis zum Beginn der Fremdherrschaft (1740—1804, 
IX, 673 S. M. ı2.---, für Mitgl. des Börsenvereins und Angestellte 
M. 7.50. 

Eine Inhaltsangabe des Buches ist leider nicht möglich, da die 
Geschäftsstelle des Börsenvereins d. dtsch. Buchhändler die Einsendg. 
eines Rezensionsexemplares mit der Begründung verweigerte, »dafß sie 
nicht glaube, aufserhalb des Buchhandels Interessenten für dies teure 
Werk zu finden«. 

Der Börsenverein d. dtschen. Buchhändler scheint demnach nicht 
zu wissen, da die Besprechung eines derartigen Werkes in einer 
wissenschaftlichen Zeitschrift andere Zwecke verfolgt, als die Ge- 
winnung von Käufern im Interesse des Verlages. (Red.) 


Hampe, K., Deutsche Kaisergeschichte in der Zeit der Salier und Stau- 
Jer. (Bibliothek der Geschichtswissenschaft.) Quelle und Meyer. 
Leipzig 1909, VIII, 269 S. geb. M. 4.—. 

Scit der Neugründung des deutschen Kaiserreichs und dem Ab- 
flauen des Kulturkampfes” ist das aktuelle Interesse an der deutschen 
Kaisergeschichte des Mittelalters in weiteren Kreisen geschwunden 
Um so gründlicher und unbeirrter konnte die Forschung im einzelnen 
den Stoff durcharbeiten; aber die schwere und oft trockene Gelehr- 
samkeit trug nicht eben dazu bei, ihn der Latenwelt wieder näher zu 
bringen. 

Das vorliegende Büchlein, das erste einer geplanten, die ganze Gc- 
schichtswissenschaft umfassenden Reihe, sucht aus den Forschungen 
der letzten Jahrzehnte ın knappster Form die Ergebnisse zu ziehen, zu 
den noch unausgsetragenen Streitfiagen selbständig Stellung zu nehmen, 
vor allem aber die ferne und vielfach fremdgewordene Vergangenheit 
zu Anschaulichkeit und Leben wiederzuerwecken. Die im einzelnen 
von so manchen Zufällen beherrschte Notwendigkeit der Gesamtent- 
wickcelung, die gerade in dieser Epoche so ungemein starke Einwir- 
kung der groten, richtunggebenden Persönlichkeiten, die Grundlegung 
von Verhältnissen, die wie die Verquickung von Staat und Kirche auch 
der Gegenwart noch schwierige Probleme stellen, dürfte auch dem mo- 
dernen Laienleser noch viel zu sagen haben. 

Langenbeck, Wa Prof. Dr. phil. Breslau. Geschichte des deutschen 
Handels. (Aus Natur und Geisteswelt Bd. 237.) B. G. Teubner, Leip- 
71g 1909. 183 S. M. 1,25. 

Wall in kurzer, übersichtlicher Darstellung an der Hand der neueren 
Forschungen den Entwicklungsgang des deutschen Handels darstellen. 
Für die Zeit des Mittelalters wird die auf der Eigenart der Stadtwirt- 
schaft beruhende Organisation des städtischen Marktes betont, und auf 
die mannısfachen Schwierigkeiten des Binnenhandels hingewiesen. Ein- 
schender wird Deutschlands Anteil an den beiden Gebieten des mittel- 
alterlichen Welthandels behandelt und dabei auch die Entwicklung der 
wichtigsten ITandelsstrafßsen skizziert. Die Ursachen für die allmähliche 
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Verdrängung Deutschlands von den wichtigsten Welthandelsgebieten, die 
UVeberwindung der Hemmnisse des Binnenhandels, die allmähliche Ent- 
wicklung einer territorialen Wirtschaftspolitik kommen in den ersten 
Kapiteln des zweiten, der Neuzeit gewidmeten Abschnittes zur Dar- 
stellung. In kürzerer Uebersicht ist dann der Uebergang zur nationa- 
len Entfaltung des Handels und dessen Aufschwung im neuen deutschen 
Reiche behandelt. 


Lappe, Dr, Josef, Bauernschaften der Stadt Geseke. M. und II. 
Marcus, Breslau 1908, 171 S. M. 5,60. 

Die Untersuchung gibt einen Beitrag zur Geschichte der Sonder- 
gemeinden in den deutschen Städten. Die Gescker Feldmark war ur- 
sprünglich von elf Siedelungen bedeckt, die sechs Markgenossenschaf- 
ten bildeten. In der Mitte entstand neben einer Grundherrschaft 
(Frauenkloster) und der Pfarrkirche dieser Gegend in einer karolingi- 
schen Festung allmählich eine Marktgemeinde, die um 1200 zur Stadt 
erhoben wurde. Im Laufe des ı3. Jahrh. wurden die erwähnten Siede- 
lungen in die Stadt gezogen. Da die Bürger der Stadt das Recht er- 
hielten, mit den früheren Markgenossen zusammen die Gemeinweide 
zu nutzen, entstanden ın der Stadt sechs Weidegenossenschaften, die 
sich von den ursprünglichen Markgenossenschaften loslösten und als 
>Hudene alle markgenossenschaftlichen Rechte und Pflichten über den 
ihnen aus der Almende ausgeschiedenen Weidebezirk besaßen. Die 
übrige Almende behielten die Bauernschaften. Diese wurden von den 
in der betr. Mark liegenden Hufen resp. Hufenbesitzern gebildet und 
blieben bis in die neueste Zeit durchaus selbständige, von der Stadt 
Geseke unabhängige Agrargenossenschaften. Auf Grund eines sehr 
umfangreichen Qucllenmaterials werden eingehend behandelt: Die Mit- 
glieder, Beamten, Versammlungen, Flurgerichte, Almendenutzung, Fi- 
nanzwesen der Bauernschaften und besonders ihre Beziehung zu der 
Stadt Geseke dargelegt. Ein Schlufkapitel behandelt die Aufhebung 
im Anfang des 19. Jahrhunderts. Zwei Karten sind beigefügt. 


c. Meier, Ernst. Der Minister v. Stein, die französische Revolution 
und der preußische Adel. Eine Streitschrift gegen Max Lehmann. 
Duncker und Humblot, Leipzig 1908 .72 S. M. 1,50. 

Im 2. Bande seines Werkes »Französische Einflüsse auf die Staats- 
und Rechtsentwickelung Preufens im 19. Jahrh.«e wendet sich E. x 
Meier gegen die Behauptungen Lehmanns in seiner Steinbiographie, 
dals Steins Reformwerk von den Ideen der französischen Revolution 
becinflußt worden sci und Stein im Gegensatz zum preußischen Adel 
gehandelt habe. Diese Ausführungen hat Lehmann in einem Artikel 
im Maiheft der Preufsischen Jahrbücher von 1908 sehr heftig bekämpft, 
was den Verfasser wiederum veranlafst hat, in der vorliegenden Streit- 
schrift gegen die in diesem Artikel gegen ihn erhobenen Vorwürfe 
Stellung zu nehmen und seinen Standpunkt nochmals eingehend zu be- 
gründen. Er macht einerseits Lehmann den Vorwurf, Tatsachen, die 
mit seiner Auffassung im Widerspruch stehen, verheimlicht und Tatbe- 
stinde tendenziös verschleiert zu haben. (\.) 
Memminger, Dr. Aug, Zur Geschichte der Bauernlasten, mit bc- 

sonderer Besichung auf Franken und Bayern. Dritte, völlig umescar- 
beitete und vermehrte Auflage. Memmingers Verlags- Anstalt Würzburg. 
212 S. M. 2,50. 

Der Verfasser schildert in semeinverständlicher Weise die Entsteh- 

ung und Ausgestaltung der bäuerlichen Abgaben und Dienste, die Ver- 
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quickung Öffentlichrechtlicher und privatrechtlicher Leistungen, die Be- 

drückung der fränkischen bezw. bayerischen Bauern mit "landesherr- 

lichen Steuern und Aufschlägen, ferner die im 18. Jahrhundert ein- 
setzende Bewegung zur Befreiung des Grund und Bodens von den feu- 
dalherrlichen Fesseln und die gewaltige Opposition der Verfechter des 

‚alten Systems« in Bayern, besonders des Klerus, gegen die Bescitigunv 

der veralteten bäucrlichen Lasten, von denen heute noch eine stattliche 

Anzahl, teils in Natura, teils in Gestalt der Bodenzinse besteht. Die 

Schrift betont die Notwendigkeit der baldigen Beseitigung dieser un- 

zeitgemäßen, vielfach durch List und Gewalt entstandenen und erwei- 

terten Reichnisse. 

‚Müller, Lconhard, Dr. phil, Die Breslauer politische Presse von 
1742-1861. Nebst einem Ueberblick über die Dekade 1861 bis 
1871. (Von der Universität Breslau preisgekrönte Arbeit.) Goer- 
lich u. Coch, Breslau 1908. 443 S. M. 10.— 

An der Hand ausführlichen, bisher unbekannten Aktenmaterials 
gibt Verf. im 1. Teil zunächst einen Ueberblick über das Breslauer 
Zeitungswesen zur friderizianischen Zeit und während der Frciheitskriege, 
wendet sich sodann im 2. Teil der Geschichte der Breslauer Presse 
während der Jahre 1820--1ı861 zu und sucht hier in einer Reihe von 
Einzeldarstellungen neues Material zur Geschichte der Zensur und der 
Prefibeschränkungen unter dem Ministerium Mauteuffel beizubringen. 
Besondere Aufmerksamkeit hat er dabei den Bestrebungen der Regie- 
rung, eine sich gefüge Presse zu verschaffen, an der Hand interessanter 
Papiere zugewandt. Im 3. Teil legt der Verfasser die in den Leitar- 
tikcln der Schlesischen wie Breslauer Ztg. zum Ausdruck kommende 
politische Gesinnung der Parteien in Schlesien während der Jahre 1861 
bis 1871 nieder, wobei er in einem Exkurs auf eine interessante Fäl- 
schung des Benedekschen Armecbefchls vom 18. Juni 1866 des näheren 
eingeht. In dem 4. Teil wird dann auf die übrige Breslauer Presse 
während der Dekade 1861—1871 eingegangen, dabei fällt insonderheit 
auf die Geschichte der Konservativen und der Zentrumspartei manches 
neue Schlaglicht. Ein Aktenanhang mit manchem für die Geschichte 
des Sozialismus bemerkenswertem Material bildet den Beschluß des 
Werkes. 


Penzler, Johannes, Graf FPosadvwskv als Finanz-, Sosial- und 
Handelspolitiker an der lland nv iner Reden dargestellt. Bd. I 1882 
bis 1898. Bd. II 1898- -1902. J. J. Weber, Leipzig 1907, 1908. Bd. I 
XIX u. 706 S. Bd. II VHI u. "647 S. Kart. jed. Bd. 30 M. 


Für das Verständnis der finanziellen, wirtschaftlichen und sozialen 
Lage Deutschlands während der letzten Jahre ist die Kenntnis des 
\Wirkens Graf Posadowskys unerläfflich. Die in den stenographischen 
Berichten des Parlaments verstreuten Reden, wichtige protokollarische 
Erklärungen aus den Kommissionsberatungen und eine größere Anzahl 
von wichtigen, nichtparlamentarischen Reden, die von ” dem Staatsse- 
kretär aut Handelstasen, Kongressen und bei festlichen Gelegenheiten 
schalten wurden, sind mit großem Flei gesammelt und leicht benutz- 
bar gestaltet." Umfangreiche Personen- und Sachregister tragen wesent- 
lich dazu bei, die Ücbersichtlichkeit des gewaltigen Materials zu steigern. 
Kine knapp gehaltene Yrklärung der Situation geht den Reden, die 
chronologisch geordnet sind, meist voraus. 

Der I. Band umfat die Tätigkeit Posadowskys als Abgeordneter 
im preußischen Landtage in der IT. u. I. ordentlichen Generalsynodt, 


Literatur-Anzeiger. 573 


als Reichsschatzsekretär in der I. bis IV. Session und als Staatssekre- 
tär des Innern in der V. Session der 9. Legislatur-Periode des Reichs- 
tages während der Jahre 1882—1898. Der II. Band umfaßt die I. u. II. 
Session der 10. Reichstagslegislaturperiode 1898— 1902. (M.) 


Posthumus, Dr. N. W., De Geschiedenis van de Leidsche Lakenin- 
dustrie. I. De Middeleeuwen. (Veertiende tot Zestiende Eeuv). 
Martinus Nijhoff's, Gravenhage, 1908. XI u. 452 S., M. 7.50. 

(Die Geschichte der Leidenschen Tuchindustrie. I. Mittelalter, 

14.—16. Jahrh.) 

Das Werk stellt einen wichtigen Beitrag zur Wirtschaftsgeschichte 
der Niederlande im allgemeinen und der Stadt Leiden im besonderen 
dar. Erst in der Mitte des 13. Jahrh. entwickelte sich in Holland eine 
Tuchindustrie von größerer Bedeutung. Ihr Mittelpunkt war die Stadt 
Leiden, deren Produkte wegen ihrer Güte über die Grenze Hollands 
hinaus bekannt waren. Ihre höchste Blüte erreichte die Leidener Tuch- 
industrie um die Wende des 16. jahrhunderts, um dann binnen weniger 
Jahrzehnte hauptsächlich infolge der überstarken englischen Konkurrenz 
zur Bedeutungslosigkeit herabzusinken. Der Verfasser hat den Stoff 
in folgender Weise gegliedert: I. Die Entwicklung der Tuchindustrie 
in Holland bis zum Ende des 14. Jahrh. II. Der technische Prozeß. 
III. Vorschriften über Betrieb und Technik. IV. Der Handel mit Roh- 
wolle und Tuchen. Die Handelspolitik. V. Die sozialen Verhältnisse. 
VI. Die Korporationen. VII. Allgemeine Uebersicht. 

Der Verfasser kommt zu dem Resultat, daß in Leiden eine »Stadt- 
wirtschaft«< im Sinne Büchers schon im 14. Jahrh. nicht mehr vorhan- 
den war. Wie die von ihm für das Jahr 1498 aufgestellte Vermögens- 
und Berufsstatistik zeigt, entfallen bei insgesamt 1484 Personen in 197 
Berufen auf die Gruppe Textilindustrie allein 516 Personen. Der Wohl- 
stand verteilt sich nicht gleichmäßig auf alle Berufe, sondern ist in den 
Händen der Textilindustriellen konzentriert. Leiden ist damals schon 
eine für Massenexport arbeitende Industriestadt. Die einzelnen schein- 
bar selbständigen Handwerker, die Wollwäscher, Kämmer, Spinner, 
Weber etc. sind nichts anderes als hausindustrielle Teilarbeiter, die 
sich in ökonomischer Abhängigkeit vom Leiter des Arbeitsprozesses, 
dem »Drapcnier«, cinem kapitalistischen Verleger, befinden. (M.) 


7. Bevölkerungswesen. 


Huber, Dr. Lorens, Studien über sosiale und wirtschaftliche Ver- 
haltnisse der Gegend um Rosenheim. |]. Bd.: Die Bevölkerung und 
die öffentliche Fürsorge. Selbstverlag, Rosenheim 1908. 150 S, 
M. 4.50. 

Die Monographie behandelt an erster Stelle Stand, Bewegung und 
die gesundheitlichen Verhältnisse eines die Bezirksämter Rosenheim und 
Aibling, sowie die unmittelbare Stadt Rosenheim umfassenden engeren 
Gebietes. Der zweite Teil ist die Schilderung des öffentlichen und 
privaten Versicherungswesens, der Armenpflege, dem Unterrichtswesen 
und Stiftungswesen etc. gewidmet. 

Ruppin, Dr. Arthur, Die Juden in Rumänien. (Veröftentlichungen 
des Bureaus für Statistik der Juden. Heft 5.) Louis Lamm, Berlin 
1908. 40 S. 

Die Publikation ist die Fortsetzung der vom Bureau für Statistik 
der Juden herausgegebenen Monographien der Juden in den wichtigsten 
Ländern, von denen bisher Rußland und Oesterreich erschienen sind. 
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Der Verfasser stellt zuerst Zahl und Dichtiekeit der jüdischen Bevöl- 
kerung fest. Nach der Volkszählung nehmen die Juden mit 266 652 Sec- 
len — 448% der Ge samtbevölkerung) die zweite Stelle unter den Kon- 
fessionen ein. Sie haben sich in der Zeit von 1850—1899 um 98,44 % 
vermehrt, während die Vermehrung der nichtjüdischen Bevölkerung nur 
52,52 % betrug. Nur !/s aller Juden wohnt in den Dörfern. Der Mehr- 
zahl von ihnen wird entgegen den Bestimmungen des Berliner Ver- 
trages die rumänische Staatsangehörigkeit noch vorenthalten. Die jü- 
dische Bevölkerung zeichnet sich durch eine hohe Geburtenziffer, niedrige 
Heirats- und Scheidungsziffer und gering relative Sterblichkeit aus, in- 
folgedessen ist der Geburtenüberse hul außerordentlich grof (7,6 % der 
gesamten natürlichen Bevölkerungszunahme). Was die Berufsgliederung 
anbetrifft, so widmet sich die groe Mehrzahl der Juden dem Handel 
und der Industrie. 21°, aller Handceltreibenden sind Juden, in cein- 
zelnen Departements steigt der prozentuale Anteil auf 75%; in der 
Großindustrie betrug der Anteil der jüdischen Unternehmer 19,5 %, 
im Handwerk und der Mittelindustrie 18,3 %. Auffallend groß ist der 
Anteil der Juden am Handwerk, er ist ca. 412 mal so gro als der- 
jenige der Gesamtbevölkerung. (M.) 


8. Statistik. 


Iengelbrecht, TA., Die geographische Verteilung der Getreidepreise 
in Indien von 1861 bis 1905. P. Parey, Berlin 1908. 112 S. M. §5.—. 


Das nach einer in Kalkutta herausgegebenen speziellen Statistik 
bearbeitete Buch, welches die Getreidepreise in den verschiedenen 
Landesteilen Indiens von 1861 bis 1905 behandelt, bildet den 2. Teil 
eines grösseren Werkes über »die geographische Verteilung der Ge- 
treideprceisee, dessen vor einigen Jahren veröffentlichter 1. Teil sich auf 
Nordamerika bezicht und dessen weitere Fortsetzung auf die europäi- 
schen Staaten in Vorbereitung ist. Der bisher üblichen Geschichte 
der Preise, die in der Hauptsache die Preisentwickelung in den grofsen 
Verkehrmittelpunkten ins Auge falt, tritt damit eine Darstellung der 
Preise vom geographischen Standpunkte aus ergänzend zur Seite, unter- 
stützt durch Isotimenkarten, die einen UÜcberblick über die Verbreitung 
der Preise in grossen L.ändergebieten geben. Mit den wenig bekann- 
ten Produktionsbedingungen der indischen Feldfrüchte in engste Be- 
zichung gebracht, gibt die Darstellung der dortigen Kornpreise Auf- 
schluts über die Unterlagen der Volkserni ihrung in dem grotsen und 
dicht bevölkerten Tropenlande, welches ın den letzten Jahrzehnten 
mehrfach schwer durch Hungersnot zu leiden hatte. Von besonderem 
Interesse ist es zu beobachten, wie die gewissermafsen mittelalterliche 
Preisgestaltung des Getreides in enebegrenzten und abgeschlossenen 
Verkehrsgebieten durch den Ausbau des indischen Eisenbahnnetzes 
im Laufe der Jahrzehnte einer allmählichen Aussleichung der Preise 
Platz macht. Trotzdem bleibt immer noch ein starker Kontrast vegen- 
über den ungewöhnlich regelmässigen Isotimenkarten Nordamerikas, 
welche die Einwirkung der modernen Verkehrsmittet in der reinsten 
Form erkennen lassen. Ein näherer Vergleich der Isotimenkarten der 
beiden Länder führt im Schlusskapitel zu einer Erörterung der ent- 
scheidenden Faktoren, mit Ausblicken auf wichtige Probleme der 
Wirtschaftslehre. 

V.ohnstatistik, Bericht an das Schweizerische Industriedepartement vom 
Schweiz. Arbeitersekretartat. r. Heft. Einleitung: Wandlungen, Ent- 
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wicklung der nationalen Wirtschaft und ihr derzeitiger Bestand. 
Zürich 1908. VIII u. 152 S. M. 2.--. 

In den Jahren 1905 und 1906 wurden vom AÄrbeitersekretariat im 
Auftrage des Schweizerischen Industriedepartements lohnstatistische 
Erhebungen veranstaltet. Da aus bestimmten Gründen die Veröffent- 
lichung der Ergebnisse nur eine blosse Materialsammlung mit den 
dürftiesten Textbeigaben darstellen konnte, so entschloss man sich, 
dem Bericht die vorliegende Einlcitung voranzuschicken, die sowohl 
eine Lücke in der Erkenntnis der wirtschaftlichen Entwicklung des 
Schweizerlandes ausfüllen als auch dem besseren Verständnis der spezi- 
ellen Lohnstatistik vorarbeiten soll. 32 im Texte eingehend erläuterte 
Zahlentabellen, die durch 22 sehr anschauliche zeichnerische Darstel- 
lungen ergänzt werden, geben einen TUeberblick über die Entwicklung 
der schweizerischen Volkswirtschaft. Aus dem. reichen Inhalt heben 
wir besonders hervor die Abschnitte über die Zunahme des National- 
reichtums und über den Anteil der einzelnen Bevölkerungsschichten 
an demselben. (M.) 


Silbergleit, H., Beschäftigungserad und Arbeitsmarkt. Deutsch. 
Städteverl., Berlin 1908. 31 S. M. 1.—. 

Auf Grund eines vom Verfasser der Berliner städtischen Deputation 
für Statistik erstatteten Gutachtens wird eine systematisch kritische 
Darlegung der Methoden der Statistik des Beschäftigungsgrades wie 
des Arbeitsmarktes geboten. Die in Frage kommenden Begriffe wer- 
den festgestellt. Ausscr der Behandlung bereits angewandter Methoden 
werden neue Hinweise gegeben, insbesondere für die Durchbildung der 
Statistik des Beschäftigungsgrades durch Einführung betriebsindividueller 
Nachweisungen bei den Krankenkassen. Im Anhang wird der Plan 
einer grosszügigen Behandlung des gesamten Problems entwickelt. 


Statist. Amt der Stadt Leipzig. Statistisches Notizbuch für die Stadt 
Leipzig, Dunker u. Humblot, Leipzig 1908. 69 S. M. --.30. 

Das Büchlein gibt auf 69 Seiten zusammengedrängt Tabellen über 
die geographischen und Witterungsverhältnisse Leipzigs, über Fläche 
und Bevölkerung der Erde, Europas, Deutschlands und der Schutzgc- 
biete, im einzelnen dann Sachsens und Leipzigs, über Grundstücke und 
Wohnungen (Mictpreise) in Leipzig. Ferner aus der Wirtschattsstatistik 
kurze Mitteilungen über die städtischen Betriebe der Stadt, Tabellen 
über Handel und Gewerbe, Verkehr, Versicherung, Finanzen, Viehhal- 
tung, Preise und Konsum, endlich einige Notizen über Heer und Marine 
und über die Reichstagswahlergebnisse in den Leipziger Wahlkreisen 
seit dem Bestehen des Reichstags. 


9. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


Bucer, Dr. H. C., Dozent a. d. landw. Akademie, Bonn-Poppelsdorf, 
MHeimstättenzersicherung, eine soziale Einrichtung zur Bekämpfung der 
L.andflucht. Carl Georgi, Bonn 1908. 136 S. M. 2.50. 

Der Verfasser sagt im Vorwort der Schrift: »Ein grundentsprossener 
vrundverwachsener Arbeiterstand auf freier Hufe angesessen, bildet 
die beste Stütze der Landwirtschaft zur Erfüllung ihrer hohen wirt- 
schaftlichen und nationalen Aufgaben«. Dementsprechend betrachtet 
die Schrift die planmäfsige Ansiedlung von Landarbeitern als die Grund- 
lage aller zur Verbesserung der Landarbeiterverhältnisse zu ergreifen- 
den Massnahmen. Gestützt auf die Ergebnisse ciner bei Mitgliedern 
der L.andwirtschaftskammer und landw irtschaftlic her Vereine angestellte n 
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Erhebung kommt Dr. Buer zu dem Urteil, dass die Ansiedelung nament- 

lich in industriell durchsetzten Provinzen allein nicht genügt, um eine 

umfangreiche SefßShaftmachung der Landarbeiter und die dauernde Er- 
haltung ihrer Arbeitskräfte für die Landwirtschaft zu gewährleisten. 

Es wird daher vorgeschlagen, in Verbindung mit der Ansıedelung eine 

besondere Versicherung, eine sogenannte Heimstättenversicherung, zu 

Gunsten der Landarbeiter zu schaffen. Dieselbe soll in Verbindung 

mit der Änsiedelung zunächst einen entsprechenden Ausgleich zwischen 

den Einkommensverhältnissen der ländlichen und gewerblichen Ar- 
beiter herbeiführen. Dabei wird durch die Versicherung dem Land- 
arbeiter zugleich die Gewähr für sein wirtschaftliches Fortkommen 
durch Sicherstellung einer eigenen schuldenfreien Heimstätte geboten, 
und ihm so ein Aufsteigen zu höherer Gesellschaftsklasse ermöglicht. 

Der in der Schrift entwickelte Versicherungsplan bietet ein neues Bild 

auf dem Gebiete des sozialen Versicherungswesens. Die Versicherungs- 

anstalt soll, wenn auch als selbständige juristische Person begründet, 

sich an die landwirtschaftlichen Berufsvertretungen angliedern. Im 

Gegensatz zu der reichsgesetzlichen Arbeiterversicherung will die in 

der Schrift vorgeschlagene Heimstättenversicherung den Landarbeiter 

zu wirtschaftlicher Selbständigkeit führen, indem sie ihn zum Eigen- 
tümer einer cigenen freien Scholle macht, deren Erträge ihm einen 
wirtschaftlichen Rückhalt für die Schicksalsschläge des Lebens bieten 
und zugleich die höheren baren Bezüge der gewerblichen Arbeiter 
wirksam ausgleichen. Durch Darbictung wirtschaftlicher Vorteile soll 
also der Landarbeiter für die Arbeit in der Landwirtschaft dauernd 
gewonnen werden, der durch die Abwanderung zur Stadt entstehende 

Verlust dieser Vorteile soll ihn davon abhalten, der Landwirtschaft 

den Rücken zu kehren. Mit Recht sagt der Verfasser: »Nur hierdurch 

kann man einen nachhaltigen Erfolg erwarten, nicht aber durch Zwangs- 
massrereln oder Beschneidung der persönlichen Freiheit, da in unserer 

Zeit der Wunsch nach persönlicher Freiheit und Selbständigkeit in 

allen Schichten des Volkes mächtiger denn je hervortritt. Von den 

Kosten der Versicherung wolle nach dem Willen des Verfassers die 

Landwirtschaft tunlichst befreit werden. Es wird daher für die Durch- 

führung der Versicherung angesichts der hohen sozialen und nationalen 

Bedeutung der Landarbeitertrage die Unterstützung des Staates gce- 

fordert. 

Dilock, Prinzwon Siam, Dr. d. Staatsw., Die Landwirtschaft in 
Sram. Eim Beitrag zur Wirtschaftsseschichte des Königreichs Siam. 
C. L. Hirschfeld, Leipzig 1908. XI u. 215 S. M. 6.—. 

Der Verfasser hat sich die dankenswerte Aufgabe gestellt, die 
cigenartige Landwirtschaft seines Vaterlandes, über die bisher noch 
keine Monographie vorhanden war, aus cigener Anschauung heraus 
und gestützt auf amtliches Material systematisch zu behandeln. In den 
beiden ersten Kapiteln wird einleitend ein kurzer Ueberblick über die 
Geschichte des Königreichs gegeben und die klimatischen, geographi- 
schen, geognostischen und ethnologischen Verhältnisse des Landes 
sowie die rechtliche Gliederung seiner Bevölkerung geschildert. In 
den beiden folgenden Kapiteln behandelt der Verfasser die allgemeine 
Lage der Landwirtschaft sowie die Erwerbs- und Einkommensver- 
haltnısse der Landwirte. Siam wird auch in Zukunft ein reiner Agrar- 
staat bleiben, da alle natürlichen Vorbedingungen für die Entfaltung 
ciner Industrie fehlen. Zwar ist infolge der Aufhebung der Reisaus- 
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fuhrverbote und der staatlichen Verkaufsmonopole sowie verschiedener 
anderer liberaler Reformen in den letzten 5o Jahren ein gewaltiger Auf- 
schwung des Landes eingetreten, doch nimmt es nach der Verfassers 
Ansicht auf dem Weltmarkte noch nicht den ihm gebührenden Platz 
ein. Siam besitzt alle natürlichen Eigenschaften, um sich zu einem 
der konkurrenzfähigsten Agrarexportstaaten entwickeln zu können, 
vorausgesetzt, dass man sich entschliesst, verschiedene in der Mono- 
graphie eingehend behandelte Mängel und Hindernisse zu beseitigen. 
Kulturfähiges herrenloses Land ist noch im Ueberfluss vorhanden. 
Jeder Siamese erhält von der Regierung, der Eigentümerin alles Bodens, 
gegen Entrichtung einer Grundsteuer ein Stück Land zur landwirt- 
schaftlichen Bebauung. Der bäuerliche Kleinbetrieb mit sehr extensiver, 
irrationeller Bewirtschaftungsweise dominiert; die buddhistische Religions- 
lehre wirkt dem Streben nach wirtschaftlichem Fortschritt entgegen. Im 
Schlusskapitel gibt der Verfasser die Richtlinie für die staatliche Agrar- 
politik Siams an. Zur Erhöhung der Exportfähigkeit fordert er: bessere 
landwirtschaftliche Schulung der Bauern, Erleichterung des Verkehrs 
durch Ausbau der Eisenbahn und des Wasserstrassennetzes, Hebung 
der Viehzucht durch veterinär-polizeiliche Massnahmen, Verbesserung 
des landwirtschaftlichen Kreditwesens und Förderung und Ausbreitung 
des Vereins- und Genossenschaftswesens. (M.) 


Ehrenberg, Dr. Richard, Prof. a. d. Universität Rostock, Zand- 
arbeit und Kleinbesitz. Heft 5. Carl Poldt'sche Hofbuchdruckerei 
Rostock 1908. 369 S. M. 2.—. 

Amtmann Feusch-Bützow erörtert in diesem Heft die Bedeu- 
tung der Mecklenbg. Büdner (Kleinbauern) für die 
Einschränkung des Arbeiter-Mangels aufdem Lande. 
Die Büdner sind allerdings selbst meist nicht mehr Lohnarbeiter ; aber 
ihre Kinder fangen zum grossen Teil als Lohnarbeiter an. Die Büdner 
sind besonders sesshafte Elemente. Auch vergrössern sie ihre Betriebe 
nur bis zur »Selbstbearbeitungsgrenze«. — Ferner enthält das Heft 
eine vom Herausgeber herrührende Studie betreffend die Bevölke- 
rungsabnahme im Gebiete der Mecklenbg. Ritter- 
schaft. Sie ist so stark gewesen, dass es jetzt in Deutschland nur 
cin ebenso dünn bevölkertes Gebiet gibt: Die Lüneburger Heide. 
Aber auf den einzelnen Gütern war die Entwicklung eine sehr ver- 
schiedene. Das Gut Tellow z. B. hat, dank der bekannten Arbeiter- 
fürsorge der Familie von Thünen, auffallend lange über reichliche 
Arbeitskräfte verfügt. 


Kehrl!, Konr., Regierungsassessor. Das Dorf Schlalach (Kreis Zauch- 
Belzig), seine Büdner und ihre landwirtschaftlichen Verhältnisse. 
Duncker u. Humblot, Leipzig 1998. 154 S. M. 5.—. 

Die Arbeit schildert die äussere und innere Entwicklung des märki- 
schen Dorfes Schlalach unter besonderer Berücksichtigung der Entwick- 
lung derjenigen Bedingungen, die zur Bildung und Gestaltung der 
Büdnerwirtschaften daselbst beigetragen haben, wie die des Bodens 
(Wald, Wasser), Verkehrs, der Gemarkungseinteilung und -Grenzen 
und der gutsherrlich- bäuerlichen Verhältnisse. Sie geht dann auf die 
Geschichte der Buüdner und die Bildung ihrer Wirtschaften selbst ein 
und beschreibt schliesslich die Form und die Betricbsweise der Büdner- 
wirtschaften, von der sie durch möglichst genaue rechnerische Dar- 
stellung von 5 typischen Wirtschaften, ihrer Reinerträse und der Ein- 
kommen ein Bild zu geben sucht. Hierbei wird die Bewertung der 
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Arbeit der mitarbeitenden Besitzerfamilie einer genaueren Erörterung 

unterzogen. 

Ergebnis: Die Büdnerwirtschaften leisten im allgemeinen für die 
Volkswirtschaft ungefähr dasselbe, was die Bauern- und Kossäten- 
wirtschaften, an deren Stelle sie getreten sind, geleistet haben. 

4 Karten: Liebersichtskarte über die Ortslage, Verbreitung der 
4 Kulturarten in 4 Perioden, Besitzverteilung vor der Separation, das 
Dort selbst. 

Mauer, Hermann, Das landschaftliche Kreditwesen Preußens, agrar- 
geschichtlich und volkswirtschaftlich betrachtet. (Ein Beitrag zur 
Geschichte der Bodenkreditpolitik des Preußischen Staates.) Karl 
J. Trübner, Stralburg 1907. VHI, 206 S. M. 5.50. 

Die vorliegende Arbeit schildert, gestützt auf ein umfangreiches 
Aktenmaterial, die Wirkungen des landschaftlichen Kreditsystems aut 
die Agrarverfassung und auf die Entwicklung der Landwirtschaft in den 
älteren Teilen Preußens. Die viclumstrittene Frage, ob die auf ständi- 
scher Grundlage aufgebaute landschaftliche Kreditorganisation die Grois- 
erundbesitzbildung gefördert hat, wird bejahend entschieden und nach- 
gewiesen, dal bei fast allen Grundbesitzverschiebungen vom Ausgange 
des 18 Jahrhunderts an bis zur Mitte des 1ọ. Jahrhunderts die Land- 
schaften direkt oder indirekt die Hand im Spiele hatten. 

Die Bauernbefreiung wird im Anschluß an G. F. Knapps klassische 
Darstellung in neue Beleuchtung gerückt und aus den Landschaftsakten 
mancher bisher noch ungeklärte Vorgang aufgedeckt. In dem dritten 
Teil des Buches wird gezeigt, in welcher Weise der Landschaftskredit 

nach und nach auch in den Kreisen des bäuerlichen Grundbesitzes 

l.ingang gefunden hat. 

In den beigegebenen Tabellen wird die Bedeutung der Land- 
schaften nach einer neuen Methode ziffernmäfßsig veranschaulicht, indem 
die Zahl der landschaftlich beliehenen Güter auf die verschiedenen 
(srößenklassen verteilt und an der Gesamtzahl der vorhandenen Grund- 
stücke gemessen wird. Hierbei ergibt sich, daf in den östlichen Pro- 
vinzen etwa 75°, aller Grundstücke von mehr als ıoo ha landschaft- 
lich beliehen sind, während die entsprechende Zahl ın der Grölsen- 
klasse 20--ı00 ha nur 27'/2 9%% und bei den Grundstücken von 5— 20 ha 
sogar nur 7 ®, beträgt. 

In einem Anhange zur Schrift wird sodann noch die Entschul- 
dungsfrage, soweit die Landschaften in Betracht kommen, erörtert und 
dargelegt, dak die Amortisation, wie sic bisher bei den Landschaften 
in Ücbung stand, keineswegs in erster Linie der Entschuldung dienen 
sollte, sondern zur Ansammlung von Sicherheitsfonds für die Land- 
schaften und Schaffung einer Reserve für die Schuldner bestimmt war. 


Schauenburg, Dr. G. Frhr. va Der säddeutsche Werinbauer. (Bd. I. 
Geschichte der südd. Weinbauern u. die süddeutsche Weinbaupolitik.) 
Moritz Schauenburg, Lahr 1908. 170 S. M. 3.20. 

Nach Ansicht des Verf. findet im Weinbau der mitbetciliste herrschende 
Stand nur in der Organisation jeweils das Mittel, diese intensive Boden- 
kultur zu halten und zu fördern (Grundherrschaft, Zunft, Polizeistaat). 
Das Bringen, der Ausbau, die Verfeinerung der Rebkultur geschieht durch- 
aus durch Elemente, die aufserhalb er Rebleutkreise "stehen Nach- 
dem der Winzer um 1700 in den Besitz eigener Reben gekommen, 
sorgt die »Herrschaft« noch bis 1800 für den Rebbau TRebschän, 
Herbstordnung, Rebanlage und -Rodung), wie für die Pflege und den 
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Verkauf des Weines (Weinschlag). Ab 1800 (Individualismus) läßt die 
»Herrschaft<e den bisher überwachten gegängelten Rebbauer zur Zeit 
größter und gefährlichster Umwälzungen (Zehntabschaffung, Agrarreform, 
Kapitalwirtschaft) allein, ohne Fässer, Keller und Kenntnisse im Wein- 
handel. Völligster Stillstand oder gar Rückschritt im Rebbau. Die 
Rebbesitzflächen zersplittern sich. Das Elend der kleinen Rebbauern 
wächst. (Kunstwein, Auslandwein) Ergebnis: Der Rebbauer ist 
aus inneren Gründen ständig in Gefahr, in jedem Gemeinwesen in 
die unterste Schicht zu sinken. In der Neuorganisation, die den 
Winzer immer wieder vor dem unmittelbar drohenden Ruin rettet, be- 
steht im Grund die ganze Geschichte des Weinbaus. Grund: Die 
Ware des Winzers, der Wein, reizt durch ihren Wert die Habgier der 
herrschenden Klasse, der klügsten Köpfe. Infolge des Urverhältnisses 
zwischen dem Wert der Ware und dem Scharfsinn, der Bildung ihrer 
Pfleger gelingt der Versuch, sich die Früchte des Wcinbaus billig 
anzueignen (Weinmostpreis 1484—1907). Dieses gefährliche Urverhält- 
nis kann heute nur die moderne Winzer-Genossenschaft heben. 


10. Gewerbliche Technik und Gewerbepolitik. 


Drösser, Dr. Ellinor, Die technische Entwicklung der Schwefel- 
säureindustrie und ihre volkswirtschaftliche Bedeutung. (IV. Bd. der 
technisch - volkswirtschaftlichen Monographien, herausgegeben von L. 
Sinzheimer). Dr. W. Klinkhardt, Leipzig 1908. VII, 220 S. M. 4.50. 

Hiermit ist wohl zum erstenmal von national-ökonomischer Seite 
der Versuch gemacht worden, einen einzelnen Zweig der chemischen 
Industrie einer eingehenden Bearbeitung zu unterziehen. Die Schwefel- 
. säure-Industrie empfiehlt sich hierfür in besonderem Mafe, weil ihr 
Produkt die Grundlage fast allen chemisch-technischen Arbeitens ist 
und sich hier zuerst Anfänge und Entwicklung der gewerbsmäfßligen 
Herstellung eines chemischen Stoffes zeigen. 

Entsprechend den Grundsätzen der Sammlung wird das technische 
Wesen der Produktion zum Ausgang genommen, und seine Wirkung 
auf die sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse geprüft. 

Von den Ergebnissen scien hier nur erwähnt, zunächst in 
sozialer Hinsicht, daß in der Schwefelsäure-Industrie, entgegen 
der allgemeinen Ausdehnung von Beschäftigungsweisen in der chemi- 
schen Industrie, sich (ualitätsarbeiter finden, — eine Tendenz, die 
durch die modernsten technischen Fortschritte noch verstärkt zu wer- 
den scheint. In wirtschaftlicher Hinsicht werden die eigen- 
tümlichen Marktverhältnisse von besonderem Intcresse sein; sic ent- 
stehen durch dic deutsche Frachttarifpolitik und durch die Tatsache, 
daß notwendige gewerbepolizeiliche Vorschriften bei den Zink-, Eisen-, 
Kupfer-, Bleihütten zu einer nicht vom volkswirtschaftlichen Bedürfnis 
diktierten Produktion von Schwefelsäure führen. 

Das Gesamtresultat ist wohl: technischer Fortschritt ist eng ver- 
knüpft mit wirtschaftlichem und hygienischem, dieser Verlauf kann 
aber durch kurzsichtige Mafjnahmen gestört werden und wird es oft. 
(Gerstner, Dr. Panl, Die Entwickelung der Pforzheimer Bijouterie- 

Industrie von 17067 bis 1907. W. Klocres, Tübingen 1908 2x4 S. 
M. 7.-. 

Der Verfasser schildert die Entwicklung der zweitgrößten badi- 

schen Industrie, der Pforzheimer Bijouterie-Industrie in der Zeit von 
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1767 bis 1907. Im 1. Teile der Arbeit wird gezeigt, wie sich die Bi- 
jouterie Industrie aus einem staatlichen Betriebe heraus trotz zahlreicher 
wirtschaftlicher und politischer Krisen zu ihrer heutigen Größe von 
1200 Betrieben mit ca. 27 ooo Arbeitern (1907) entfaltete. Eingehend 
behandelt der Verfasser besonders die jüngste Epoche der Entwick- 
lung seit der großen Krisis von 1873. Gelegentlich der Untersuchung 
der Entwicklung zum Grofibetriebe und der Verschiebung der Betriebs- 
formen und Betriebsgröfsen tritt der Verfasser der von Wernsdorf auf- 
gestellten These, dal} das kapitalistische Konzentrationsgesctz die all- 
einige Ursache der modernen Entwicklung in der Pforzheimer Bijou- 
terie-Industrie sci, entgegen. Das Schwergewicht der Industrie liegt 
infolge der Bedeutung der manuellen Kunstfertigkeit trotz des Vor- 
dringens der Großbetriebe auch heute noch in den Klein- und Mittel- 
betrieben, in welchen hauptsächlich Edelmetallwaren hergestellt werden. 
Zum Grofibetrieb mit maschineller Fabrikation eignen sich nur die 
Betricbe, welche Doublé- und Unedelmetallwaren herstellen. Dies 
waren 1905 nur 32 = 5,5 % gegenüber 543 Klein- und Mittelbetrieben. 
Im 2. Teile behandelt der Verfasser, gestützt auf die Veröffentlichungen 
der badischen Fabrikinspektion und auf eigene Untersuchungen die 
soziale Lage der Pforzheimer Bijouterie -Arbeiter und -Angestellten. 
Der 3. Teil behandelt die schwierige soziale Frage, ob es jenen Per- 
sonen möglich sei, die wirtschaftliche und gewerbliche Selbständigkeit 
als Unternehmer (Fabrikant) zu erringen. Ausgehend von der Tat- 
sache, dall ca. 75 % aller heutigen Bijouteriefabrikanten chemalige Ar- 
beiter sind, kommt der Verfasser zu dem Schluß, daß zwar infolge 
größerer Kapitalinanspruchnahme heute das Selbständigwerden mit 
größeren Schwierigkeiten verbunden sei, aber trotzdem dem geschick- 
ten und tüchtigen "Bijouterietechniker und kaufmännischen Angestellten 
der Weg zur Selbständigkeit noch offen stehe. Hierbei spiele neben 
der manuellen Kunstfertigkeit auch der in Pforzheim stark vertretene 
Personalkredit eine grofe Rolle. 





(Großmann, Dr. Robert, Die technische Entwicklung der Glasindu- 
strie in hier wirtschaftlichen Bedeutung. (Technisch-volkswirtschaftl. 
Monographien Bd. IH.) Dr. W. Klinkhardt, Leipzig 1908. IV, 121 S. 
M. 3.50. 

Das Problem des Zusammenhangs von technischer und wirtschaft- 
lich-sozialer Entwicklung ist es, welches in diesem Buche behandelt 
wird. In einer gewaltigen Steigerung der Produktivität mit gleich- 
zeitieer V erminderung der Produktionskosten, so äußert sich zunächst 
wirtschaftlich der technische Fortschritt der Industrie. Aber seine Wir- 
kungen gehen viel weiter. Unter dem Einflusse der Technik vollzieht 
sich” die Verlegung der Gasfabrikation aus den Wäldern in die Nähe 
der Kohlenlaver, die Technik ist es, welche einen der Hauptfaktoren 
für den Sıeg les Grofisbetriebs darstellt. Staunenswert ist die Preis- 
verbilligung, welche die technische Entwicklung mit sich bringt, nicht 
minder die Steigerung des Absatzes ın quantitativer und qualitativer 
Beziehung. Am schwie rigsten ist wohl die Fraye nach den Wechsel- 
beziehungen zwischen technischer und sozialer Entwicklung. Plötzliche 
Acnderungen der Technik haben oft hunderte von Glasarbeitern brot- 
los gemacht, sie ermöglichten späterhin aber auch eine Verkürzung der 
Arbeitszeit und eine Steigerung der Löhne. Ob der technische Fort- 
schritt günstig oder ungünstig wirkt, hängt eben von den verschieden- 
sten Momenten wirtschaftlicher Natur (Arbeiterorganisation usw.) ab. 
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Bei freier Konkurrenz kommt die durch die Technik gesteigerte Pro- 
duktivität in erster Linie den Konsumenten, in zweiter den Unter- 
nehmern, am wenigsten aber den in der Industrie beschäftigten Ar- 
beitern zugute. 


Pfleghart, A. Rechtsanwalt in Zürich, Die schweizerische Uhren- 
industrie, ihre geschichtliche Entwicklung und Organisation. (Staats- 
und sozialwissenschaftliche Forschungen. Heft 133.) Duncker u. Hum- 
blot, Leipzig 1908. XII u. 203 S. M. 5.—. 

Der Inhalt des Buches ist in 3 Teile gegliedert. Im 1., geschicht- 
lichen Teile gibt der Verfasser einen Ueberblick über die Begründung 
und Entwicklung der schweizerischen Taschenuhrenindustrie bis zum 
Jahre 1876. Der Gewerbezweig ist gegen Ende des 16. Jahrh. durch 
cingewanderte Franzosen in Genf und etwa ein Jahrhundert später im 
Waadtland eingeführt worden. Die blühende Industrie in den Tälern 
des Nceuenburger Juras verdankt dagegen dem Genie eines heimischen 
Bergbewohners, Daniel Jean Richard, ıhre Existenz. Während in Genf 
und dem Waadtlande infolge des Zunftzwanges noch lange der alte 
handwerksmäflige Betrieb vorherrschend blieb, machte im Fürstentum 
Neuenburg, wo die bestehende Gewerbefreiheit die Einführung einer 
weitgehenden Arbeitszerlegung und Spezialisierung gestattete, die Indu- 
strie schon sehr früh wesentliche Fortschritte. Die Leitung der Pro- 
duktion und der Vertricb der Erzeugnisse wurde in den Händen der 
kapitalistischen Verleger, der »Etablisseure« vereinigt. Infolge seiner 
wirtschaftlichen Ücberlegenheit verdrängte gegen Ende des 18. Jahrh. 
das Verlagssystem die handwerksmäßige Herstellung der Uhren voll- 
kommen. Zu Anfang des ıg. Jahrh. wurde dann zunächst die fabrik- 
mäßige Herstellung der sog. Rohwerke durchgeführt, nach einiger Zeit 
schloß sich daran auch die maschinelle Fabrikation der Lauf- oder 
Räderwerke, der Federn, Hemmungen etc. Die infolge der überlegenen 
Konkurrenz der amerikanischen Uhrenfabrikation in der Mitte der 70er 
Jahre hervorgerufenen Krisen zwingen die Schweizer Uhrenindustrie, 
die im Lauf des ı9. Jahrh. auch in die Kantone Bern, Freiburg, Solo- 
thurn, Basel, Schaffhausen und Tessin verpflanzt worden war, neben 
die hausindustrielle Produktion den fabrıkmäfsigen Großbetricb treten 
zu lassen. Die Entwicklung der Uhrenfabriken, die meist aus den Fa- 
briken für Uhrenbestandteile hervorgehen, und die hierdurch hervor- 
gerufene Veränderung der Arbeitsverhältnisse schildert der II. Teil des 
Buches, während der III. Teil den Leser mit dem veralteten System 
der Etablissage bekannt macht. Die Fabrik erweist sich nach Änsicht 
des Verfassers dem Verlage überlegen, weniger durch die Qualität 
ihrer Produkte als durch die Form, in welcher sie diese auf dem Markt 
anbietet. Wenn die Etablissage heute noch nicht vollkommen durch 
die mechanische Fabrikation verdrängt ist und voraussichtlich noch 
lange weiter bestchen wird, so ıst dieses vor allem darauf zurückzu- 
führen, daf sie eine grölsere Anpassungsfähirkeit gegenüber den Lau- 
nen und Liebhabercien bestimmter Kategorien von Käufern und bei 
der innerhalb kleiner (Juantitäten sich bewegenden Produktion von 
Spezialitäten eine gewisse Ucberlegenheit besitzt. (M.) 
Rehe, C, Die deutsche Schuhgroßindustrie. G. Fischer, Jena 1908. 

rio S. M. 3.—. 

Der Verfasser gibt im ersten Teile seiner Arbeit eine Geschichte 
der Schuhmoden und der Schuhtechnik, legt die allgemeinen Entwick- 
lungstendenzen ım Schuhgewerbe an Hand der Reichsstatistik dar und 
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zeigt, wie in einzelnen der bedeutendsten Schuhzentren eine GroRindu- 
strie entstanden ist. Im zweiten Teile wird die fabrikmäßige Schuh- 
herstellung, die Leistungsfähigkeit der Fabrik gegenüber dem Hand- 
werksbetrieb, der Binnen- und der Weltschuhhandel sowie die zahl- 
reichen sich hieran knüpfenden Fragen eingehend besprochen. Der 
dritte Teil schildert die Lage der Schuharbeiter früher und hcute, so- 
wie die Organisationen in der Schuhgroflindustrie und ihre Geschichte. 

Im vierten Teile schlicßlich wird die Fachausbildung und die Stellung 

des Handwerks und der übrigen Betricebsformen im Schuhgewerbe be- 

handelt. 

Für den geschichtlichen Teil hat der Verfasser die älteren Arbei- 
ten von Schöne, Francke und Rumpf, die sonstige Fach- und Gewerk- 
schaftsliteratur, sowie die Akten verschiedener Archive benutzt und 
stützt seine Angaben über die heutigen Verhältnisse auf ein reiches 
Material, welches ihm auf Grund zahlreicher Fragebogen von den Poli- 
zeiverwaltungen der grofsen Schuhzentren, von Schuhfabrikanten und 
von Schuhhändlern zuging, sowie auf cingehende Untersuchungen in 
der Erfurter Schuhfabrikation. 

Der Verfasser stellt sich in Gegensatz zu Francke, indem er bei 
dem Vergleiche der Produktionskosten ım Handwerk und der Fabrik 
zum erstenmale die Kosten des für die Fabrik uncrläßlichen Zwischen- 
handels mit in Betracht zicht und auf verschiedene Unkosten der Fa- 
brıken hinweist, die Francke bei seiner Rechnung unberücksichtigt ge- 
lassen hat. Im Gegensatz zu Rumpf weist ferner Rehe nach, dafl auch 
im Schuhgewerbe im Anfang des 19. Jahrhunderts der Verlag der Vor- 
läufer der Fabrik war und an Hand ciner neuen Methode der Ver- 
gleichung des Reallohnes kommt der Verfasser zu dem überraschenden 
Ergebnis, dafs 1850 bei 6 M. Wochenlohn die Lage des Schuharbeiters 
günstiger war, als 1890 bei 12,50 M. Wochenlohn. 

Szujski, Ritter v. Dr. Wiad, Die galisische Rohölindustrie, ihre 
Gegenwart und ihre Zukunft. Berliner Union, Verlagsgesellschaft m. 
b. H. Berlin 1908. 31r S. 

Die Broschüre bezweckt die Darstellung der jetzigen kritischen 
Lage der galizischen Rohölindustrie und die Ursachen derselben und 
zeigt den Weg der Sanierung durch Einführung folgender Monopole : 

I. Enteignung der Transport- und Magazinierungs-Gesellschaften ; 

I. Einführung des Landes - Rohöl - Kommıissionsverkaufsmonopols; 

III. Einführen des alleinigen Rechtes des Landes zur kommissions- 
weisen Veräußerung der bis zu einem bestimmten Präklusivtermin nicht 
in die Exploitation übernommenen Terrains. 

Seine Vorschläge hat der Verfasser auf der am 18. und 19. Dez. 
1908 im Ministerium für öffentliche Arbeiten in Wien tagenden Enquête 
vorgetragen und wurden dieselben die legislativen Kommissionen zur 
Bearbeitung zugewiesen. 


11. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 


Denkschrift über das Kartellücsen. Bearbeitet im Reichsamt des Innern. 
IV. Teil. C. Heymann, Berlin 1908. 223 S. M. 4.—. 

Die Denkschrift gibt cine Uebersicht über das ausländische Kar- 
tellrecht auf Grund von Berichten der deutschen Vertreter 1m Auslande 
und unter tunlichster Verwertung der cinschlägisen Literatur. Berück- 
sichtigt sind nur diejenigen Staaten, deren wirtschaftliche Verhältnisse 
den deutschen ähnlich sind und für welche Kartellsesetze oder Ent- 
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würfe zu solchen vorliegen: Oesterreich, Ungarn, Frankreich, Belgien, 
Italien, Rumänien, Rußland, Großbritannien, Australien, Kanada, Kap- 
kolonie und Ver. Staaten von Amerika. 

Als Aufgabe der Denkschrift wird bezeichnet, eine Ucbersicht über 
die Maßnahmen zu bieten, welche in anderen Ländern zur Regelung 
des Kartellwesens getroffen und vorgeschlagen sind, um hierdurch eine 
Grundlage für die künftige deutsche Kartellgesetzgebung zu schaffen. 

Im Anhange werden die betr. Gesetze und Entwürfe im Wortlaut 
oder in Uebersctzung mitgeteilt. (M.) 


Kaff, Sigmund, Di Unternehmervcerbände in Oesterreich. Verlag 
des österreichischen Metallarbeiterverbandes, Wien 1908. 97 S. 
Kr. 1.—. 


Die Broschüre gibt Aufschlüsse über die Industriellen - Organi- 
sationen, ihre Bedeutung und Politik den Arbeitern gegenüber, vom 
Standpunkte der letzteren gibt. Nach einer kurzen Aufzählung der 
offiziellen Interessenvertretungen bespricht der Verfasser die freien 
Vereinigungen, aus welchen sich in den letzten Jahren die Arbeit- 
geberorganisationen im engeren und eigentlichen Sinne des Wortes 
bildeten. Sodann folgt ein "Kapitel über die Ziele und Bestrebungen 
und ein weiteres über die Kampfmittel der Arbeitgeberverbände, die 
sich in dieser Beziehung ganz an das reichsdeutsche Vorbild anlehnen. 
Die von dem Verfasser geübte Kritik ist eine schr scharfe und kommt 
zu dem Schlusse, daß das von den Industriellen angestrebte Ziel, wenn 
es auch bestritten werde, zu einer Beeinträchtigung der Gewerkschaften 
führen müsse, in Oesterreich aber im Hinblick auf die nationale und 
soziale Zerklüftung weder wünschenswert noch möglich sei. 
Preyer, Dr., W. D., Die russische Zuckerindustrie. Ein Beitrag zur 

Lehre von den Syndikaten. (Staats- und sozialwiss. Forschungen, 
Heft 135.) Duncker u. Humblot, Leipzig 1908. 215 S. M. 5.50. 


In einem kurzen cinleitenden Abschnitt wird eine Uebersicht über 
die Ausdehnung der Kartellbewegung in Rußland gegeben, sowie über 
ihre zivil- und strafrechtliche Stellung. Letztere ist insofern eigenartig, 
als gewißße Kartellverabredungen mit Gefänenisstrafe bedroht sind und 
infolgedessen verschiedentlich von den Gerichten auch die Ungültig- 
keit der zivilrechtlichen Syndikatsverträge ausgesprochen wurde. 

Nach einem kurzen Ueberblick über die Entwicklung der Zucker- 
industrie wird auf das von 1887—1894 bestehende Syndikat einge- 
gangen; dies beruhte auf Beschränkung der Produktion und Ausfuhr 
des über eine bestimmte Norm hinaus produzierten Zuckers. 

Das Syndikat zerfiel und im Jahre 1895 wurde die Industrie durch 
Gesetze reguliert. Alle russischen Zuckerproduzenten sind zu cinem 
Zwangskartell zusammengefaßt, dessen Grundlage die alljährliche Kon- 
tingentierung des Angebots auf dem inneren Markte und die Fest- 
setzung der Ilöchstpreise durch das Finanzministerium bildete. Durch 
ein genau beschriebenes Verfahren wird die Gesamtmenge des auf den 
Markt zu brinzenden Zuckers auf die einzelnen Fabriken verteilt. In- 
folge dieser Regelung und cines hohen Zollschutzes befindet sich die 
Zuckerindustrie in einem Zustande sehr guter Rentabilität, was an 
dem Ertrage von 100 willkürlich gewählten Fabriken n: ıchgewiesen wird. 

Infolge der Brüsseler Konvention vom Jahre 1902, der sich Ruf- 
land nicht anschloß, fand eine neue Gesetzgebung statt, die die Grund- 
lagen der alten unverändert ließ, im Einzelnen aber verschiedene 
Neuerungen brachte. Nach der Erläuterung und Beurteilung dieses 
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Gesetzes wird die Brüsseler Konvention in ihren Folgen für Rufsland 
besprochen und die Gründe, aus denen es im Jahre 1907 der neucn 
Vereinbarung beitrat, sowie eine auf der Zwangskartcllierung aller 
Produzenten aufgebaute lose Kartellverabredung der Raffınerieen, die 
auf freiwilliger Beschrankung des staatlicherseits zulässigen Angebots 
beruht. 

Zum Schlufse folgen noch Betrachtungen über dic Verflechtung 
der Zuckerindustrie in den Volks- und Staatshaushalt, in erster Linie 
über ıhre Bedeutung für die Landwirtschaft, wegen welcher im letzten 
Grunde die Regulierung überhaupt erfolgte. Sodann über die Arbeiter- 
frage, die Produktionskosten, die Preispolitik des Ministeriums, die 
darauf hinausgeht, den Zuckerpreis fortgesetzt zu erniedrigen, wodurch 
der Konsum andauernd steigt und ferner die Organisation des Kredits, 
die eine ganz einzigartige ist infolge der Vorschusse der Raffıncricen 
an die Sandzuckerfabriken. Zuckerhandel, sowie die Geschichte der 
Zuckersteuer und des -Zolles werden zum Schlusse dargestellt. 


ı2. Gewerbl. Arbeiterfrage. 


Oertzsen, Dietrich v, Von Wichern bis Posadocwwsky. Zur Ge- 
schichte der Sozialreform und der christlichen Arbeiterbewegung. 
Im Auftrage der kırchlich-sozialen Konferenz herausgegeben. II. Auf- 
lage. Agentur des Rauhen Hauses. Hamburg 1908. 232S. M. 2.20. 

Der Verfasser behandelt vom sozialkonservativen Standpunkt aus 
in Form einer Chronik die Geschichte der Sozialreform und der poli- 
tischen wie wirtschaftlichen christlichen Arbeiterbewegung der letzten 
so Jahre. Das Buch ist für die christlichen Arbeiter geschrieben, welche 
zur Mitarbeit in der Standesbewerung herangezogen werden sollen. Es 
behandelt unter anderen sehr eingehend die politische Tätigkeit Stöckers 
und will die Beziehungen der christlich-sozialen Bewegung zu den 
übrigen Parteien, insbesondere zu den Konservativen, klarstellen. Der 

Verfasser bezeichnet als Zweck des Buches »den falschen Kampf der 

jüdisch geführten Sozialdemokratie und den rechten Kampf des christ- 

lichen und deutschen Arbeiters so einander gegenüber zu stellen, daß 
nicht zweifelhaft bleiben kann, wo die Mittel liegen, um... die Arbeiter- 
bewegung in die bestehende Gesellschaft einzuordnens. Der wissen- 
schaftliche Wert des Werkes wird durch den Mangel an Objektivität 
sehr ungünstig beeimflußst: blinder Haft gegen Liberalismus, Judentum 
und Sozialdemokratie trüben das Urteil des Verfassers. M.) 


13. Arbeiterschutz. 





14. Arbeiterversicherung. 


Das Deutsche Reichs-Versicherungsamt und die internationalen Arbeiter- 
versicherungs-Kongresse. (Vin Beitrag des Reichs- Versicherungsamts 
zu dem VIH. Internationalen Arbeiterversicherungs-Kongre in Rom 
1908). Behrend u. Co, Berlin 1908. 34 5. M. 1.—. 

Die Abhandlung gibt einen Ucberbliek über die Beziehungen des 
Reichs-Versicherungsamtes zu den Internationalen Arbeiterversicherungs- 
Kongressen. Des weiteren wird die Stellungnahme der deutschen Ge- 
setzeebung und der Rechtsprechung und Verwaltung des Reichs-Ver- 
sicherungsamts zu den auf dem letzten Kongresse behandelten Fragen 
beleuchtet. (M.) 
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Kirchner, H, lin Ratgeber in der sozialen Unfallversicherung. Selbst- 
verlag H. Kirchner, Gießen (Hessen) 1908. (2. Auflage 1909). 15 S. 
M. 0.10. 

Die kl. Schrift enthält eine Aufklärung über Entstehung und Ver- 
hütung von Unfällen. Sie zeigt dem Versicherten, wie er sich beim 
Eintritt eines Unfalls zu verhalten hat, auf welchem Wege der Ver- 
letzte bezw. dessen Angehörigen die Ansprüche der Berufsgenossen- 
schaft gegenüber geltend macht, (eventuell mit Hilfe der beigefügten 
Muster für Gesuche etc.).. Auch klärt die Schrift darüber auf, was die 
Unfallversicherung dem Versicherten gewährt. 

Krupp, Friedrich, Aktiengesellschaft, Zum Streit um die Werks- 
pensionskassen. Darlegungen und Aktenstücke. Essen/Ruhr 1908. 
106 S. 


Die Prozesse gegen die Firma Friedr. Krupp A.-G. auf Rückzah- 
lung der Pensionskassenbeiträge ausgeschiedener Arbeiter hat Anlafs 
zu heftigen Angriffen gegen die Kruppschen Arbeiterpensionskassen 
gegeben. Als Zweck der vorliegenden Schrift wird es bezeichnet, diese 
Angriffe abzuwehren und die Oeffentlichkeit durch Publizierung des 
umfangreichen Materials über die Verhältnisse der Kruppschen Pen- 
sionskassen aufzuklären. Im ı. Teile der Schrift werden zuerst die 
Satzungen und Leistungen der beiden Kassen mitgeteilt und in An- 
schlutf3 daran die Frage des Beitragsverfalles eingehend diskutiert. 
Gegen die Durchführung der Beitragserstattung werden wirtschaftliche 
und versicherungstechnische Gründe ins Feld geführt: die Beiträge der 
Arbeiter würden nur nominell von diesen, in Wirklichkeit vom Unter- 
nehmer bezahlt. Die Ilöhe der in Verlust geratenen Arbeiterbeiträge 
würde stark überschätzt, da 81% der Austretenden schon im ersten 
Jahre die Arbeit wieder aufgeben. Teilweise oder vollständige Rück- 
zahlung der Beiträge sei mit dem Wesen der Versicherungsprämie un- 
vereinbar und würde den Arbeiterwechsel vermehren, eine gewisse Be- 
schränkung der Freizügigkeit läge aber auch im Interesse der Arbeiter ; 
eine bedingte Rückzahlung in der Weise, daß die Rückzahlung bei 
freiwilligem Austritt ausgeschlossen sei, würde die Bewegungsfreiheit 
nicht vergrößern, sondern höchstens einen bedenklichen Einfluß auf 
die notwendige Disziplin ausüben, die Einführung einer Abrangsver- 
gütung müsse durch Herabsetzung der Pensionen oder Heraufsetzungen 
der Beiträge kompensiert werden. Im 2. Teile werden eine gröfsere 
Anzahl von Rechtsgutachten namhafter Gelehrter und die gerichtlichen 
Urteile aus den gegen die Firma Krupp geführten oben erwähnten 
Prozessen im Wortlaut mitgeteilt. (Mo 


15. Gewerkvereine und Tarifwesen. 

Gärtner, Georg, Die Nürnberger Arbeiterbewegung 1808--1908. 
Fränkische Verlagsanstalt und Buchdruckerei, Nürnberg 1908. 2205. 
M. 2.50. 

Die den Nürnberger Parteisenossen und dem Nürnberger Partei- 
tage gewidmete Schrift will keine hıstorisch-kritische Abhandlung, son- 
dern eine Chronik der örtlichen Parteicreienisse sein. Die Stadt Nürn- 
berg hat von jeher in der politischen und wirtschaftlichen, deutschen 
Arbeiterbewegung eine ausschlaggebende, hervorragende Stellung ein- 
genommen. Hier fand i. J. 1849 der erste bayrische Arbeiterkongreh 
statt, der den Versuch machte, eine politische Organisation zu schaften. 
Hier wurde i. J. 1868 jener denkwürdige Vereinstag der deutschen Ar- 
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beitervereine abgehalten, auf dem sich die Arbeiter von der bürger- 
lichen Demokratie lossagten und zur Internationale übergingen. Von 
Nürnberg aus nahm die gewerkschaftliche Organisierung vieler Branchen 
ihren Ausgang, hier wurde auch 18994 das erste Arbeitersekre- 
tariat gegründet, das allen anderen zum Vorbilde gedient hat. Nach- 
dem einleitend die politische Stellung der Arbeiter von der 1848er 
Revolution bis zu ihrer Loslösung von der Fortschrittspartei geschildert 
ist, beschäftigt sich der folgende Äbschnitt mit den Entwicklungskämpfen 
der Jungen Partei und den Anfängen der Gewerkschaftsbewegung bis 
zur Erlassung des Sozialistengesetzes, dessen Wirkung im weiteren er- 
örtert wird. Der letzte Abschnitt endlich gibt ein Bild von den großen 
Erfolgen, welche die politische und wirtschaftliche Arbeiterbewegung 
nach Aufhebung des Sozialistengesetzes in Nürnberg aufzuweisen hat. 
Die Stadt kann jetzt mit Recht als eine Hochburg der Sozialdemokratie 
bezeichnet werden; die Zahl der frei gewerkschaftlich organisierten 
Arbeiter beträgt z. Z. 40000 gegenüber 11600 i. J. 1898. (M.) 


Imbusch H, Arbeitsverhältnis und Arbeiter-Organisationen im deutschen 
Bergbau. Eine geschichtliche Darstellung. Verlag des Gewerk- 
vereins Christl. Bergarbeiter. Kommissionsverlag und Auslieferung 
für den Buchhandel Fredebeul u. Koenen, Essen-Ruhr 1908. XVI u. 
720 S. M. ı0.—. 

Der erste Teil des Buches behandelt kurz die Entwickelung des 
deutschen Bergbaues im letzten Jahrhundert sowie dessen Rechtsver- 
hältnisse — Entstehung des älteren deutschen Bergrechts, dessen große 
Zersplitterung und besonders die seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
erfolgten Aenderungen — und bringt dann eine ausführliche Darstellung 
der Arbeiterverhältnisse vor und nach der Einführung der neueren 
Berggesetzgebung. Arbeitsvertrag, Regelung der Arbeitszeit, Lohnfest- 
setzung und -Auszahlung usw. werden in besonderen Abschnitten be- 
handelt. Die Darstellung beschränkt sich vorwiegend auf Preußen »weil 
der Bergbau in den anderen deutschen Staaten eine weniger große Be- 
deutung hat und die Arbeiterverhältnisse dort mit denen in Preußen 
cine grofe Achnlichkeit haben«. Es wird nachgewiesen, daß bei der 
um die Mitte des vorigen Jahrhunderts erfolgenden Aenderung der 
Berrgesetzgebung die bis dahin bestehenden zahlreichen und weitgehen- 
den Be stimmungen zum Schutze der Arbeiter radıkal beseitigt und die 
Bergarbeiter durch die wirtschaftliche Entwickelung und die Aenderung 
der Berggesetzgebung in das Proletariat hinabgedrückt wurden, das 
Kapıtal dann die Bergleute i in oft zügelloser Weise ausbeutete und unsere 
Gesetzgebung dieser zügellosen Ausbeutung und den zahlreich be- 
stehenden Mißsständen jahrzehntelang ruhig zusah. Eine Aenderung der 
Gesetzgebung habe immer erst durch grofse Streiks erzwungen werden 
müssen. Als naturnotwendive Folge der wirtschaftlichen und gesetz- 
lichen Entwickelung bezeic hnet das Werk die Entstehung dauernder 
Vereinigungen der Be :rgarbeiter. Der zweite Teil der Schrift bringt 
eine eingehende Darstellung der Kämpfe und Organisationsbestrebungen 
der Bergarbeiter. 

Jahrbuch der christlichen Gewerkschaften für Igoy. 11. Jahrg. Heraus- 
gegeben durch das Gencralsekretariat des Gesamtverbandes der christ- 
lichen Gewerkschaften Deutse hlands. Christlicher Gewerkschaftsverlag, 
Köln 1908. 178 S.M. 1. -. 

Während der 1. Jahrgang des Jahrbuches in der Hauptsache über 
die wichtigsten Daten aus der Geschichte der christlichen Gewerk- 
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schaftsbewegung orientieren wollte, ist dem vorliegenden Jahrgange dic 
Form eines Taschenkalenders und Nachschlagebuches für die Ver- 
trauensleute der Organisationen gegeben worden. Aus dem Inhalte 
sind folgende Artikel hervorzuheben: Die christlichen Gewerkschaften 
1907. Der Internationale Arbeiterschutz-Kongreß in Zürich und sein 
Einfluß auf christliche Arbeiterbewegung in Deutschland. Die Gewerk- 
schaftsfrage in der evangelischen Arbeiterbewegung. (M.) 


Aletallarbeiter-Notiz-Kalender für das Jahr 1909. Herausgegeben vom 
Vorstand des deutschen Metallarbeiter-Verbandes. Alexander Schlicke 
u. Cie., Stuttgart 1908. ısı S. 

Das vorzüglich ausgestattete Taschenbuch gibt u. a. Auskunft über 
die Entwickelung aller groen deutschen Gewerkschaften des Metall- 
arbeiterverbandes i. J. 1907/08. Neben einer Zusammenfassung der 
wichtigsten wirtschaftsstatistischen Zahlen enthält das Büchlein einige 
kleinere Aufsätze, sowic ein kleines Lexikon des gewerblichen Rechtes. 

(M.) 

Netallarbeiter-Verband, Der Deutsche, i. J. 1907. , Jahr- u. Handbuch f. 
Verbandsmitglieder. Herausgeg. vom Vorstand. Selbstverlag des Ver- 
bandes, Stuttgart 1908. 4ıı S. 

Das Jahrbuch gewährt einen guten Einblick in den Geschäftsbe- 
trieb der größten deutschen Gewerkschaft und gibt detaillierte Aus- 
kunft über Mitgliederbewegung, Lohnkämpfe und Finanzgebarung der 
Organisation. Die Zahl der Mitglieder nahm von 335075 1. J. 1907 
auf 362204 zu, die Fluktuation war größer wie je zuvor, 83,09% des 
Mitgliederzuganges schieden wieder aus. 109203 Verbandsmitglieder 
waren an 1067 Lohnbewegungen beteiligt, von denen 67,7% ohne Streik 
erledigt wurden. Der durchschnittliche Jahresbeitrag betrug 48,18 Mk. 
gegenüber 48,75 im Vorjahre; die Jahresausgabe betrug pro Mitglied 
24,32 Mk. wovon auf persönliche Unterstützungen 11,15 Mk., auf Streik- 
unterstützung 5,07 Mk. und auf Verwaltungskosten 0,55 Mk. entfielen. 
Aus dem reichhaltigen Inhalt heben wir ferner die sehr interessante 
Mitteilungen über die Fortschritte des Tarifvertragswesens in der Mc- 
tallindustrie hervor. Es bestanden im Berichtsjahre 389 Tarifverträge 
für 100457 Personen in 11 436 Betrieben. Wenn auch die kollektiven 
Arbeitsverträge in ihrer groen Mehrzahl in Handwerkerbetricben ver- 
breitet sind, so kann doch konstatiert werden, dafs sie sich auch in 
mittleren Fabrikbetrieben immer mehr Eingang verschafften. (M.) 


16. Allgemeine Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 


Mahir A. Großh. Revisor, Sekretär des Verbandes deutscher Ge- 
werbevercine. Zusammenstellung der Ergebnisse der Erhebungen bei 
den Innungen, Gewerbe- und Handwerkervereinen, Fachvereinigsungen 
usw. Herausgegeben von dem Vorstand des Verbandes deutscher 
Gewerbevereine, Darmstadt 1908. 14 S. 7 Tabellen. 

Die Denkschrift ist cine Ergänzung der anfangs März 1908 von 
der Reichsregierung veröffentlichten Statistik über die Wirkung des 
Handwerkergesctzes von 1897, welch letztere aber kein zutreffendes 
Bild über die Durchführung dieses Gesetzes geben kann, weil in ihr 
die deutschen Gewerbe- und Handwerkervereine usw. nicht mit berück- 
sichtigt worden sind. Die Grundlage der Denkschritt, welche sich an 
die amtliche Statistik anlehnt, bilden 7 grofe Tabellen, in welchen die 
Ergebnisse der Erhebungen der Reichsbehörde bei den Innungen und 
die im Jahre 1906 von dem Verbande deutscher Grewerbevereine ver- 
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öffentlichten Ergebnisse der im Einverständnis mit den Bundesregic- 
rungen und dem Reichsamte des Innern bei den Gewerbe- und Hand- 
werkervereinen usw. veranstalteten Erhebungen nebeneinander darge- 
stellt sind, um so in neuer Form cine Vervleichung der in den einzelnen 
sundesstaaten des Deutschen Reiches verschiedenartiv gelagerten Ver- 
hältnisse der Ilandwerkerorranisationen, ihrer Einrichtungen und der 
dafür gemachten Aufwendungen zu ermöglichen. Dabei wurden die 
EKrsebnisse aus der Reichsstatistik für die einzelnen Handwerks- und 
(sewerbekammerbezirke nach den einzelnen Staaten und Gebictsteilen 
zusammengefaßt und denselben jeweils die Ergebnisse der Erhebung 
bei den freien gewerblichen Vereinigungen in dem betreffenden Ge- 
biete gegenübergestellt. Hierdurch wurde nicht nur ein übersichtliches 
Bild über die verschiedenen Ergebnisse bei den Innungen und Ge- 
werbevereinen in den einzelnen Staaten und Gebietsteilen gegeben, 
sondern auch eine zweckmäßige Vergleichung und Gegenüberstellung 
der beiden Organisationen nach ihrer Stärke und Bedeutung für die 
Handwerks- und Gewerbeförderung ermöglicht. Den Tabellen ist ein 
ausführlicher Text mit vielen Ucbersichten und zahlenmäfsigen Gegen- 
überstellungen der bezüglichen Verhaltnisse in Nord- und Süddeutsch- 
land beigegeben. 


17. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


Behrend Dr., Magdeburg. Zngquite über die weiblichen Handlungsan- 
gestellten. Heinrichshofensche Buchhandlung, Magdeburg 1907. 265. 
Die Enquête bringt u. a. Tabellen über die Magdeburger Firmen 
nach der Zahl der von ihnen beschäftigten weiblichen Handlungsange- 
stellten ; über die weiblichen Handlungsangestellten nach dem Alter 
und der Art ihrer Beschäftieung; über die Schulvorbildung und Be- 
schäftigungsart speziell der im fortbildungsschulpflichtigen Alter stehen- 
den wablie hen Handlungsangestellten, über die Dauer der Lehrzeit; 
über den Stellenwechsel : übcr die Beschäftigung, die zwischen Schule 
und Lehrzeit liegt. --- 

Die Ilauptergebnisse der Tabellen sind kritisch dargestellt, wobei 
auch anderes Zahlenmaterial wie beispielsweise cine frühere Enquete 
der Handelskammer und eine Lohnstatistik der Magdeburger Orts- 
krankenkasse herangezogen wurde. 


P’rivatbeamten, Die, und die Versicherungsgesetsgebung. (Schriften der 
(sesellschaft für soz1ale Reform. Heft 25.) Gustav Fischer, Jena 
1908. 117 S. M. 

Die Gesellse haft f für soziale Reform hat durch Beschluß des Aus- 
schusses vom 19. März 1907 neben der Arbeiterfrage im engeren Sinne 
auch die soziale Frage der Privatangestellten in ihr Arbeiterprogramm 
aufsenommen, indem sie sich von der Ansicht leiten hef, dafs es wü- 
schenswert und notwendig sei, die Sozialpolitik des Reiches grundsätzlich 
zu einer Fürsorge für alle Arbeitnehmer zu erweitern. Zur Aufklärung 
der weiteren VOeffentlichkeit über die unbefriedigende gesetzliche Stel- 
lung und soziale Lage der Privatangestellten sollen eine Anzahl von 
Publikationen dienen, für die ein besonderer Privatbeamtenangestellten- 
ausschufs die Herbeischaffung und Verarbeitung des nötigen Tatsachen- 
materials übernommen hat. In dem vorliegenden Sammelwerk erörtert 
an erster Stelle Generalsekretär Dr. Sılbermann die Stellung der Pri- 
vatangestellten und die Reform des Krankenversicherungsgesetzes. Er 
fordert: Ausdehnung der Krankenversicherungspflicht auf alle gegen 
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Lohn oder Gchalt angestellten Personen bis zu einem Jahresverdienst 
von 5000 Mark, Erhöhung des Höchstlohncs von 5 auf ıo Mark, Zen- 
tralisation der Ortskrankenkassen, Abschaffung der Gemeindekranken- 
versicherung und der Innungskrankenkassen, Beschränkung der Betriebs- 
krankenkassen, Beibehaltung der freien Hilfskassen. Des weiteren be- 
handelt der bekannte Vorkämpfer der Pensionsversicherungsbewegung 
Ingenieur A. Ennesch die Beziehungen der Privatbeamten zu der In- 
valıdenversicherung. Im I. Teile führt er aus, daß die Auffassungen 
der Sachverständigen dahin gehen, daß § 5 des I1.V.G. tatsächlich 
bereits einen differenzierten Invaliditätsbegriff, eine weitgehende Be- 
rufsinvalidität zugunsten der geistigen Arbeiter enthält, wenn auch die 
Verbesserungsbedürttigkeit der Formulierung zugegeben wird. Die gc- 
setzlichen Leistungen der Invalidenversicherung stehen, obwohl sie im 
Verhältnis zur Gegenleistung außerordentlich hoch sind, nicht im Ein- 
klang mit der sozialen Lebenshaltung der Angestellten, die Forderung 
einer Pensionsversicherung ist daher gerechtfertigt. Im II. Teile nimmt 
er zu der ersten amtlichen Denkschrift über die wirtschaftliche Lage 
und die Pensionsversicherung der Privatbeamten Stellung. (Die Er- 
gsänzungsdenkschrift lag dem Verfasser noch nicht vor.) Er vertritt 
den Standpunkt der Minderheit im Hauptausschuß und fordert An- 
gliederung der Pensionsversicherung an die Invalidenversicherung Hand 
in Hand mit einer durchgreifenden Reform der letzteren. 


Zum Schluß behandelt endlich C. Eichler die Unfallversicherung 
der Angestellten. Er macht folgende Reformvorschläge: Ausdehnung 
der Versicherung auf alle Angestellten, besonders auf diejenigen des 
Handels etc. ohne Rücksicht auf das Jahresgehalt, angemessene Ver- 
tretung der Angestellten in dem Organ der Berufsgenossenschaften und 
der Unfallversicherung, Uebernahme der Kosten der Heilbehandlung 
nicht krankenkassenversicherungspflichtiger Angestellten seitens der 
Träger der Unfallversicherung. (M.) 


Der Dienstvertrag der Privatangestellten. (Schriften der Gesellschaft f. so- 
ziale Reform, Heft 26 und 27.) G. Fischer, Jena 1908. 175 und 
142 S. M. 1.10 u. —.90. 

Inhalt: Heft 26: I. Der Dienstvertrax der kaufmännischen An- 
gestellten, von Rechtsanwalt Dr. Baum, Berlin. II. Der Dienstvertrag 
der Techniker in Betrieben, die nicht der Gewerbeordnung unter- 
stehen (Bergbau, Verkehrsgewerbe, landwirtschaftliche Nebenbetricbe), 
von Magıstratsrat P. Wölbling, Berlin. HI. Die Rechtsverhältnisse der 
Güterbeamten, von A. Trampe, Güterdircktor, Berlin. IV. Die Kon- 
kurrenzklausel im Dienstvertrage, von Jos. Reif, Verwaltungsmitrlieed 
d. Verb. Deutsch. Handlungsgeh., Leipzig. 

Heft 27: V. Der Dienstvertrag der techn. Angestellten in gewerb- 
lichen Betrieben, von Oberbürgermeister Cuno, M. d. R., Hagen i. W. 
VI. Der Dienstvertrag der Bürobeamten d. Rechtsanwälte, von Rechts- 
anwalt Ad. Fuld, Frankfurt a. M. VII Der Erfinderschutz der tech- 
nischen Privatangestellten, von Redakteur Karl Sohlich, Sekr. d. Bundes 
d. techn.-ınd. Beamten, Berlin. VHI. Finhcitliches Privatbeamtenrecht, 
von Dr. Heinz Potthoff, M. d. R., Syndikus d. deutsch. Werkmeister- 
verbandes, Düsseldorf. 

Heft 26 der Schriften der Gesellschaft für soziale Reform dient 
zur Vorbereitung der für Anfang März 1909 in Frankfurt a. Main ge- 
planten Gencralversammlung der Gesellschaft und enthält zwecks Vor- 
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bereitung einer Reform für Vereinheitlichung des Privatbeamtenrcchtes 

Monographien über den Dienstvertrag der Handlungsgchilfen, der nicht 

der Gewerbeordnung unterstehenden Werkmeister und Techniker und 

der Güterbeamten, sowie über die Konkurrenzklausel. 

Das Heft legt die bestehenden tatsächlichen Rechtsverhältnisse und 
dic Wünsche der gesamten Technikerkatcegorien dar und empfiehlt u. a. 
folgende Reformen: 

A. Ausdehnung der Arbeiterstatistik und der Berichte der Fabrikin- 
spektoren auf alle Technikerarten. 

B. 1. Neue Bestimmungen der Gew.-Ordg. über Konkurrenzklauseln, 
Krankheiten, militär. Uebungen, obligatorische Gehaltszahlungstermine, 
Dienstzeugnis, Beamtenausschüsse, Fabrikinspcktion in Bergbau, Ver- 
tretung in der Arbeitskammer, Koalitionsrecht. 2. Regelung der Tarif- 
verträge. 3. Bestechungsverbot. 4. Unterstellung aller Techniker mit 
Ausnahme der scefahrtbeflissenen unter die Gew.-Ordg., mit Bestim- 
mungen über die Qualifikation der Aufsichtsbeamten im Bergbau, Be- 
strafung verbotener Anweisungen an das Aufsichtspersonal, besondere 
Kündigungsgründe für Bergbautechniker. 5. Reformen des Heuerver- 
trages der sceschiffahrtbeflissenen Techniker. 6. Arbeitsnachweise der 
Seemannsämter. 7. Ausdehnung der Zuständiskeit der Gewerbegerichte. 

Heft 27 bringt weitere Aufsätze über die Rechtsverhältnisse der 
technischen Angestellten in gewerblichen Betrieben und der Bureaube- 
amten, über den Erfinderschutz der Techniker, sowie eine zusammen- 
fassende Arbeit von Dr. Potthoff über einheitliches Privatbeamtenrecht. 

Dieser Schlufjaufsatz weist eingehend die beispiellose Zersplitterung 
des jetzigen Rechtes nach, stellt ein Programm für ein einheitliches und 
fortschrittliches soziales Recht des Arbeitervertrages auf, ergänzt durch 
ein Privatbeamtengescetz und zeigt die Wege, auf denen das Ziel er- 
reicht werden kann. Seine Erörterungen fußen auf einer Definition 
des Begriffes »sozial« als sdes Vorrechts des lebendigen Menschen vor 
allen Gütern und Einrichtungen dieser Erde«. Soziales Recht ist Per- 
sonenrecht im Gegensatze zu unserem heutigen Gesetze, das noch vor- 
wiegend Vermögensrecht ist. 

Jahrbuch für die soziale Bewegung der Industricbeamten. 2. Jahrg. 1908. 
Herausgeg. vom Bund der technisch-industriellen Beamten. K. Sohlich, 
Berlin 1908. 4 Hefte aM 1.50. 

Das Jahrbuch verfolgt hauptsächlich den Zweck, die technischen 
Privatbeamten über ihre Stellung im Wirtschaftsleben aufzuklären und 
ihnen die für sie so überaus wertvollen sozialökonomischen Kenntnisse 
zu übermitteln. Es bietet Raum für die wissenschaftliche Erörterung 
der verschiedenen Probleme der Privatbeamtenbewegung und stellt ein 
wertvolles Nachschlagebuch für alle diejenigen dar, welche sich mit 
diesem Zweige der Arbeiterfrage beschäftigen. Der vorliegende Jahrgang 
weist sowohl dem äußeren Umf ange wic “dem Inhalte nach wesentliche 
Erwciterungen auf. Er enthält cine groe Anzahl von wertvollen Ab- 
handlungen aus der Feder namhafter Sozialökonomen ; ferner werden 
alle die Privatbeamtenbewesung berührenden Parlamentsberichte, Gesetze 
und Gesetzentwürfe mitgeteilt und unter der Rubrik »Soziale Rund- 
schau« die wichtigsten sozialpolitischen Ereignisse registriert.  (M.) 


18. Handel und Verkehr. 


Bericht über Handel und Industrie der Schweiz im Jahr 1907. Erstattet 
vom Vorort des Schweizerischen Handels- und Industrie-Vereins. 
Zürich 1908. 250 S. Fr. 3.—. 
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Der Bericht, welcher vom Sekretariat des Vereins in Zürich be- 
zogen werden kann, enthält neben einer kurzen allgemein-statistischen 
Einleitung über die wirtschaftlichen Verhältnisse der Schweiz eine 
große Anzahl von Einzelberichten der bedeutenderen Industrie- und 
Gewerbezweige und gibt einen guten Ueberblick über die Entwicklung 
der schweizerischen Volkswirtschaft i. J. 1907. Die Einzelberichte 
enthalten reichhaltiges statistisches Material über den Außenhandel, 
Preisbewegung etc. Für den deutschen Leser werden von besonderem 
Interesse die Berichte über die Textilindustrien, Getreidehandel und 
Müllerei, Kohlenhandel, Geld- und Kreditwesen sein. (M.) 


Brunhuber, Dr. Rob, Das Deutsche Zeitungswesen. (Sammlung 
Göschen.) Göschen, Leipzig 1908. 172 S. geb. M. —.8o. 

Im Anschluss an sein in der gleichen Sammlung erschienenes 
‚System der Zeitungslehre« untersucht der Verfasser an Hand von 
einzelnen konkreten Beispielen die Einwirkung der deutschen Presse 
auf die Geistesverfassung des deutschen Volkes. Im I., einleitenden 
Teile wird eine kurze Uebersicht über die Verbreitung und die ver- 
schiedenen Gattungen der deutschen Presse gegeben, die Organisation 
der Nachrichtenvermittelung beschrieben und endlich die matcrielle, 
soziale und geistige Stellung des Journalisten beleuchtet. Zur Hebung 
des Standes schlägt der Verfasser Beseitigung der Anonymität und 
Schaffung einer gewerkschaftlichen Organisation der Journalisten vor. 
Von dem Uebergreifen des Kapitalismus in das geistige Gebiet der 
Zeitung drohe der modernen Presse die größte Gefahr. Im I. Teile 
prüft Brunhuber sodann den EinfluB der deutschen Presse auf Politik 
und Volkswirtschaft, auf die Entwicklung des Rechts und die Fort- 
bildung von Kunst und Wissenschaft und kommt zu dem Schlusse, 
daß dieser im allgemeinen ein günstiger gewesen ist. (M.) 


Eckert, M. Leitfaden der Handelsgeographie (Wirtschafts- und Ver- 
kehrsgeographie) mit besonderer Berücksichtigung Deutschlands. 
Zweite, verbesserte und erweiterte Auflage. Mit 53 Karten und 213 
Diagrammen. G. J. Göschensche Verlagshandlung, Leipzig 1908, 
300 S. geb. M. 3.60. 

Auf rund dreihundert Sciten ist eine riesige Menge Stoff bewältigt 
worden, dabei alles knapp, klar und allgemein verständlich. Das Buch 
bringt in einem ersten Teil das wichtigste aus der allgemeinen Wirt- 
schafts- und Verkehrsgeographie und in einem zweiten und längern 
Teil die Wirtschafts- und Verkehrsgeographic der einzelnen Erdteile 
und Länder, wobei das Schwergewicht außer auf das Deutsche Reich 
auf die deutschen Kolonien gelegt ist. Bei den einzelnen Ländern 
werden die Hauptzüge der physikalischen Gestaltung wiedergegeben, 
um aus ihrem Verständnis auf das der wirtschaftlichen Tatsachen über- 
zuleiten. Trotz der systematischen Gliederung, ohne die ein Leitfaden 
nicht auskommen kann, erkennt man bei der Behandlung der einzelnen 
Seiten eines Wirtschaftsreiches die vielen innern Zusammenhänge des 
weitschichtigen Stoffes. Einen besonderen Wert erhält die vorliegende 
Auflage durch die zahlreichen Diagramme und Karten, die einen Han- 
dels- und Wirtschaftsatlas gradezu überflüssig erscheinen lassen. Die 
kartographischen Bilder veranschaulichen die Verbreitung der wichtig- 
sten Erzeugnisse der Pllanzen-, Tier- und Minceralwelt möglichst einzeln; 
dadurch unterscheiden sich die Kärtchen vorteilhaft von den Karten 
der jetzt üblichen wirtschaftsgeographischen Atlanten, worin zu Vieler- 
lei, oft gar nicht Zusammengehöriges, auf einem Kartenblatt darge- 
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stellt ist. Zu den Diagrammen über Produktionsverhältnisse wurde 
eine Art Längenmafß3stab gewählt, der die Uebersicht über die ein- 
zelnen Anteile schneller und klarer vermittelt als die sonst übliche 
Kreisform mit Segmenten. In den Diagrammen zur Ein- und Ausfuhr, 
zur Kohlen- und Eisenproduktion etc. wird ein zehn- und mehr- 
jähriger Entwickelungsgang gezeigt, und so vertritt Eckert auch im 
Bilde, was er schon seit Jahren immer wieder betont hat, daß die 
statistische Zahl an sich keinen Wert hat, nur im Vergleich der ver- 
schiedenen gleichzeitigen Tatsachen, aber auch der historischen Ent- 
wicklungstatsachen. 


Kühlmann, Dr. Carl v. Der Terminhandel in nordamerikanischer 
Baumwolle. A. Deichertsche Verlagsbuchhandlung Nachf., Leipzig 
1909. IV u. gı S. M. 2.40. 

Der Verfasser will die charakteristischen Merkmale und Erschei- 
nungen eines stark spekulativen Weltterminmarktes an einem typischen 
Beispiel darstellen und zugleich den volkswirtschaftlichen Wert des 
Terminhandels überhaupt kritisch untersuchen. Er gibt zuerst einen 
Ueberblick über die Geschichte und Technik des Baumwollterminhandels, 
die Usancen der verschiedenen Baumwollterminbörsen, untersucht die 
theoretische Struktur des Terminmarktes, scine Beziehungen zum effek- 
tiven Markt, den Einflul3 von Spekulation und Manipulation auf die 
Preisbildung u. a. Er kommt zu dem Ergebnis, dafs das Institut des 
Terminhandels für eine gesunde Preisbildung gewisser Artikel unbe- 
dingt notwendig ist und wünschenswerte Ergänzung des effektiven 
Handels darstellt. Die Spekulation darf und kann nicht ausgeschaltet 
werden, sie ist nationalökonomisch von Vorteil. Der spekulativen 
Manipulation kann es nur für kürzere Zeit gelingen, den \WVeltmarkts- 
preis ungünstig zu beeinflussen. Zum Schluß nimmt der Verfasser 
noch zur Frage der Errichtung einer Baumwollterminbörse in Bremen 
im befürwortendem Sinne Stellung. (M.) 


Schneider, Dr. Alfred, Karlsruhe, Zrsenbahn und Landwirtschaft 
im Großherzogtum Baden. G. Braunsche Hofbuchdruckerei, Karls- 
ruhe 1908 098 S. M. 2.40. 

Die vorliegende Arbeit zerfällt in zwei Hauptabschnitte. In einen 
statistischen Teil, in welchem der Anteil der landwirtschafttreibenden 
Bevölkerung an der Frequenz und den Einnahmen der badischen 
Staatseisenbahnen sowie der Verkehr der in den Betrieben der badi- 
schen Landwirtschaft erzeugten Gütermengen auf der badischen Staats- 
eisenbahn dargestellt wird. Daran anschliefjend unternimmt es dann 
der Verfasser in cinem wirtschaftpolitischen Teil zu untersuchen, ob 
und inwieweit die badische Staatsbahnverwaltung imstande ist, den 
Interessen der badischen Landwirtschaft Rechnung zu tragen. Zum 
Schlufs kommt der Autor dann zu dem Ergebnis, dall es die Eisen- 
bahn mit in erster Linie gewesen ıst, welche das Prinzip des modernen 
Kapitalismus in den Betriebsweisen der badischen Landwirtschaft ver- 
wirklicht hat. Ferner hat sie die vom sozialpolitischen und kulturellen 
Standpunkt aus so hoch bedeutsamen auf »Arbeitsvereinigung« basic- 
renden Wirtschaftsweisen auf dem Lande hervorgerufen und damit in 
ganz außerordentlicher Weise zur Hebung des Wohlstandes der Land- 
bevölkerung beigetragen. 


19. Handels- und Kolonialpolitik. 
Böhme, Dr. Karl, Mitgl. d. Reichstags. Dreifig Jahre deutscher 


Literatur-ÄAnzeirer. 593 


Schutzzollpolitik. Carl Winters Universitätsbuchhandlung, Heidelberg 
1909. 106 Seiten M. 

Das Werk gibt vom schutzzöllnerischen Standpunkt einen Ueber- 
blick über die Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft vom Jahre 
1879 ab. Die vorangegangene Zeit wird kurz in der Einlcitung berück- 
sichtigt. Es wird festgestellt, daß der industrielle Schutzzoll in erheb- 
lichem Mafe zur Wiedergesundung des darniederliegenden Wirtschafts- 
leben der siebziger Jahre beigetragen hat, gesteigerte Arbeitsgelegenheit 
und Lohnerhöhungen zur Folge gehabt hat. Die industrielle Entwick- 
lung Deutschlands wird als gesunder und günstiger bezeichnet als die 
des freihändlerischen Englands. Der landwirtschaftliche Schutzzoll hat, 
obwohl er zeitweise unzureichend war, doch hingereicht, um die Land- 
wirtschaft zu einer Steigerung der Produktivität zu befähigen, die mit 
dem Wachstum der Bevölkerung Schritt hielt, der mittlere bäuerliche 
Besitz hat an Umfang gewinnen können, während er in den europäischen 
Ländern ohne Agrarzölle zurückging. Das Weiterbestehen der Industrie- 
zölle dürfte von der Preispolitik der Kartelle abhängen, die Agrarzölle 
erscheinen für absehbare Zeit notwendig, da zwar keine Vermehrung 
aber auch keine Verminderung der überseeischen ÄAgrarkonkurrenz zu 
erwarten ist. 


Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


Bericht über die Scheck- Konferenz der Mitteleuropäischen Wirtschafts- 
wcreine in Deutschland, Oesterreich und Ungarn. (Heft V der Ver- 
öffentlichungen des Mitteleurop. Wirtschaftsvereins in Deutschland). 
Puttkammer u. Mühlbrecht, Berlin 1908. V u. 176 S. M. 2.80. 


Auf Anregung des Mitteleuropäischen Wirtschaftsvereins in Deutsch- 
land wurde am 8. u. 9. Nov. 1907 in Budapest eine Scheckkonferenz 
der Mitteleuropäischen Wirtschaftsvereine abgehalten, deren Beratungen 
das Ziel verfolgten cine im Interesse des internationalen Verkehrs 
wünschenswerte Uebereinstimmung des ungarischen und deutschen 
Scheckgesetzentwuries von 1907 mit dem bereits 1906 erlassenen öster- 
reichischen Gesetz herbeizuführen. Fine erschöpfende Beratung er- 
fuhren während der zweitägigen Debatte nur diejenigen Punkte, welche 
im internationalen Verkehr praktische Bedeutung erlangen können. 
Der Bericht enthält das stenographische Verhandlungsprotokoll, den 
Leitfaden zu den Verhandlungen und den wortgetreuen Abdruck der 
wichtigsten Scheckgesetze resp. Gresctzentwürfe. (M.) 
Hasenkamp, Adolf, Die wirtschaftliche Krisis des Jahres 1907 in 

den nn Staaten von Amerika. G. Fischer, Jena 1908. 96 S. 
M. 2 

Die Schrift gibt nach kurzer Darstellung der Bankverfassung des 

Landes zunächst den Verlauf der Krisis nebst den Hilfsmals- 
nahmen von Bankwelt und Regierung. Es folgt de Untersuchung 

der Gründe: Kapital und "Kredit waren allzustark in Anspruch ge. 
nommen, ein Rückschlag war unausbleiblich; er nahm dadurch einen 
verhängnisvollen Charakter an, daß cine Bankpanık von ungewöhn- 
lichem Umfange ausbrach und das Zahlungssystem lahmleste. Die 
Schrift beleuchtet die Hauptfaktoren der übertriebenen Anspannung 
von Kapital und Kredit, namentlich auch den Zusammenhang dieser 
Erscheinung mit der eigenartigen Gestaltung des Bankwesens; sie unter- 
sucht die psychologischen Momente, aus denen die Panik entstand, 
und legt dar, warum man ihrer nicht Herr zu werden vermochte. End- 
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lich werden die Lehren und Ergebnisse der Krisis erörtert, 
insbesondere die Vrecland-Äldrich Currency Bill vom 30. Mai 1908. 


Kaulla, Dr. Rudolf, Die Organisation des Bankwesens im Königreich 
Württemberg in ihrer geschichtlichen Entwicklung. F. Enke, Stuttgart 
1908. 60 S. M. 2.—. 

Das kleine Werkchen, eine Gelegenheitsschrift, behandelt seinen 
Gegenstand rein historisch. Es gibt eine kurze Darstellung der Ge- 
schichte des gesamten württembergischen Bankwesens von dessen ersten 
Ansätzen bis zur neucsten Zeit, mit Einschluss der genossenschaft- 
lichen Kreditinstitute und des Sparkassenwesens, sowie der hervorragend- 
sten Privatfirmen, die in die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts zurück- 
reichen. Besonders berücksichtigt ist der Zusammenhang mit dem 
Verlauf der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes, mit der Rechts- 
ordnung, sowie mit der Politik, die mitunter stark hereinspielte. Als 
interessante Schöpfung sei der »Württ. Kassenverein« hervorgehoben, 
der während der Kricgszcit 1870/71 Banknoten auf Grundlage der 
Solidarhaft der angesehensten württembergischen Handelshäuser ausgab, 
eine Einrichtung, die sich vorzüglich bewährte und auswärts nachge- 
ahmt wurde. 


Nachod, Dr. Walter, Treuhänder und Treuhandgesellschaften in 
Großbritannien, Amerika und Deutschland. (Ergänzungsheft XXVIII 
der Zeitschrift f. d. gesamte Staatswissenschaft.) H. Lauppsche Buch- 
handlung, Tübingen 1908. 149 S. M. 4.20. 

Kapitel I behandelt zunächst das Recht des Treuhänders, spez. des 
englischen Trustes d. h. des besonders qualifizierten Vermögcensver- 
walters z. G. Dritter, Bedeutung dieses Instituts, Gründe für das Vor- 
herrschen des Individualtrustes in England (S. 37 fl... Kap. II: Die 
amerikanischen Trust Companies, Entstehung (S. 48—53), Organisation 
Kapital (S. 53—64), Funktionen: A. als eigentl. Trustes (S. 64—69), 
B. als Banken (wichtig !), bes. als Depositenbanken (69— 76). Tab. I—V 
(145—149). Kapitel IH. Dritte Ausgestaltung des Treuhandprinzips, 
Schutzvereinigung z. G. der Gläubiger fremder Staaten, Prototyp: 
Council of Foreign Bondholders. Kap. IV: Die deutschen Treuhand- 
gesellschaften. Entstehung der »Deutschen T.-G.« in Berlin im J. 1800 
und ihre Entwicklung aus einer finanziellen Trustges. zum Vermögens- 
verwaltungs- und Revisionsinstitut (S. 88—97), ihre Funktionen als 
Pfandhalterin und Vertreterin seit der Krise von 1901, sowie ihre Tä- 
tigkeit als -o nach Art der engl.-amerikan. Accountants und Au- 
ditors (S. 97--132), die andern deutschen Treuhandges., Stellung der 
T.-G. als A im deutschen Wirtschaftsleben, Beurteilung 
ihrer Wirkunesmöglichke iten, ihr Verhältnis zu den Grofsbanken 
(5. T Schluß: Vergleich des Treuhandwesens in den drei 
Ländern. 

Obst, Dr. Georg, Dozent an der Handelshochschule Berlin. Geir-, 
Bank- und Borsenwesen. (Ein Handbuch für Bankbeamte, Juristen, 
Kaufleute und Kapitalisten, sowie für den akademischen Gebrauch.) 
5. Aufl. Carl Ernst Poeschel, Leipzig 1908, XII und 340 S. M. 4.20. 

Die zahlreichen Aenderungen in der Bank- und Börsengesetzge- 
bung haben eine vollständige Umarbeitung des Lehrbuches notwendig 
gemacht, bei welcher Gelegenheit Ziffern und Daten bis auf die neuste 
Zeit ergänzt worden sind. Wice in den früheren Auflagen werden auch 
in der Neuauflage zuerst Geld und Geldsurrogate eingehend behandelt, 
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sodann die Geschichte und Organisation der Banken erörtert und 
schließlich die Börse und Börsengeschäfte besprochen. (M.) 


Schär, Dr., Joh. Friedrich, Prof. an der Handelshochschule 
Berlin. Die Bank im Dienste des Kaufmanns. (2. Band der Handels- 
hochschulbibliothek.) G. A. Glöckner, Leipzig 1909. 196 S. M. 4,50. 


Genauer Titel: Die Bank im Dienste des Kaufmanns mit beson- 
derer Berücksichtigung der Normen und Nuancen im Kontokorrentver- 
kehr auf Grund einer Enquête, ein Wegweiser für Geschäftsleute, Kapi- 
talisten, Bankbeamte und Studierende der Handelshochschule. 

In Abweichung von den zahlreichen Werken über das Bankgeschäft 
bietet der Verfasser aus dem Gebiete der praktischen Handelsbetriebs- 
lehre etwas durchaus neues, indem er dem Kaufmann in sciner Eigen- 
schaft als Bankkunden einen umfassenden Einblick gibt in die Dienste, 
die ihm die Bank leisten kann, die Prinzipien der Bankverwaltung, 
die Form, in welcher er seine Geschäfte mit der Bank abwickeln muß, 
wie er ferner dabei seine Interessen zu wahren hat, um sich vor un- 
billiger Behandlung und Uebervorteilung zu schützen. Im Mittelpunkt 
steht das Bankkontokorrent: Normalvertrag, Zinsfuß, Provision, Valu- 
tierung, Abschluß, Methoden, alles auf Grund einer umfassenden 
Enquête. 

Hauptabschnitte: Die Bank und ihre Kundschaft. Nuancen und 
Normen im Kontokorrentverkehr; praktische Anwendung derselben; 
besondere Formen des Kontokorrentverkcehrs über Börsengeschäfte. 


Schär, Dr., Joh. Friedrich, Prof. a. d. Handelshochschule Berlin. 
Zahlungsbilanz und Diskont, ihre Beziehungen zum internationalen 
Geld- und Kreditverkehr unter besonderer Berücksichtigung Deutsch- 
lands. Verlag für Sprach- und Handelswissenschaft von S. Simon, 
Berlin 1908. 140 S. M. 2.—. 

Das Werk verdient hauptsächlich deswegen Beachtung, weil es 
nicht nur den Begriff und die Elemente der Zahlungsbilanz, ihre große 
Bedeutung für die nationale Wirtschaft, ihr Verhältnis zum Landes- 
diskont in umfassenderweise behandelt, sondern auch eine neuc Me- 
thode zur Feststellung der Zahlungsbilanz entwickelt. Ucberdies ent- 
hält es eine beachtenswerte Studie über die letzte Geldteuerung und 
cine praktische Darstellung der Bewegung der Zinssätze in den letzten 
5o Jahren. 

Hauptteile des Inhalts I: Die Zahlungsbilanz: das Problem; die 
Elemente der Zahlungsbilanz; ihr Maßstab; die Methode zur Berech- 
nung der Z.-B. Diskont und Wechselkurs. Bedeutung und Beeinflus- 
sung der Zahlungsbilanz. Oeffentliche Diskussion über die Schärsche 
Methode. 

Il. Teil: Geldteuerung und ihre wahren Ursachen: Bewegung des 
Diskonts seit 1850. Begriff und Wirkung der Geldteuerung. Unrichtige 
Erklärungen; die wahren Ursachen; falsche und schädliche Heilmittel; 
richtige Heilmittel gegen die Geldteuerung. 

Verslag aan de Koningin betrekkeligk den dienst der Rıjkspostspaarbank 
in Nederland over 1907. (Bericht an die Königin über den Dienst 
der niederländischen Reichspostsparbank im Jahre 1907.) 82 S. 

Der Bericht gibt eine gute Uebersicht über die Entwickelung der 
Postsparkasse in den Jahren 1881--1907. Die Zahlen, welche nicht nur 
für die einzelnen Landesteile, sondern auch für die einzelnen Gemeinden 
resp. Gemeindegruppen getrennt angegeben werden, lassen die stei- 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXVII. 2. 39 
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gende Bedeutung des Instituts klar erkennen. Die Zahl der Sparer 
nahm von ı 259 681 im Jahre 1906 auf ı 336 846 zu, ihr Guthaben be- 
trug fl. 145 495 651 (gegenüber fl. 139 683 286 im Jahre 1906); auf Iooo 
Einwohner kamen 232,6 Sparkassenbücher (1906: 222,1). Auf jeden 
Sparer entfiel ein durchschnittliches Guthaben von fl. 108,83 ; fl. 69 201 667 
Einzahlungen standen fl. 66980 429 Rückzahlungen gegenüber. Zur 
Illustrierung der angeführten Zahlenreihen sind dem Bericht 7 graphi- 
sche Darstellungen beigegeben. (M.) 


21. Genossenschaftswesen. 


Crüger, Dr, Hans, Grundriß des deutschen Genossenschaftswesens. 
(Handelshochschulbibliothek Bd. 3.) G. A. Glöckner, Leipzig 1908. 
130 S. M. 3.40. 

Während ich an meiner »Einführung in das deutsche Genossen- 
schaftswesen« (J. Guttentag, Berlin 1907) arbeitete, ersuchte mich der 
Herausgeber der Handelshochschulbibliothek, Herr Prof. Dr. Max Apt, 
den Band über das Genossenschaftswesen zu übernehmen. Die »Ein- 
führung« war hierfür zu umfangreich, denn das Buch sollte nur wenige 
Druckbogen umfassen, sowohl zum Selbststudium bestimmt sein, wie 
den Lehrern über Genossenschaftslehre an Handelshoch- und sonstigen 
Schulen als Leitfaden dienen. Das Buch sollte gleichzeitig einen Ab- 
ri der Geschichte des Genossenschaftswesens bieten, eine kurze Dar- 
stellung des Genossenschaftsgesetzes enthalten, mit der Eigenart der 
wichtigsten Genossenschaftsarten bekannt machen und einiges statisti- 
sches Material über die geschäftliche Entwicklung des Genossenschafts- 
wesens bringen. Das war viel für einen auf wenige Bogen beschränk 
ten »Grundriß«, zumal dabei noch eine ganze Anzahl Kontroversen wenig- 
stens berührt werden mußten und der Leser über alle Genossenschaftsarten 
doch soweit unterrichtet werden sollte, da er in die Lage kommt, 
selbständig den einzelnen wirtschaftlichen, rechtlichen und organisatori- 
schen Fragen nachzuforschen. Schwer war auch die Auswahl der Lite 
ratur, die dem Zweck des Buches entsprechend nur die wichtigsten 
literarischen Werke nachweisen durfte, gleichzeitig aber auch die ver- 
schiedenen Systeme und alle Genossenschaftsarten nach Möglichkeit zu 
berücksichtigen hatte. (Dr. Hans Crüger.) 


Jahrbuch des Reichseerbandes der deutschen landwirtschaftlichen Genossen- 
schaften für 1907. Darmstadt 1908. sıo S. M. 6.—. 

Das Jahrbuch bringt in seinem ersten Teil den Jahresbericht des 
Generalanwaltes für 1907. Dieser Abschnitt schildert Stand und Bewegung 
der ländlichen Genossenschaften im Allgemeinen, sowie die Geschäfts- 
tätigkeit des Reichsverbandes der deutschen landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaften und die Geschäftsergebnisse seiner Zentralgenossen- 
schaften im Besonderen. Hervorhebung verdient hierbei der Jahres- 
bericht der deutschen landwirtschaftlichen Genossenschaftsschule, einer 
Fachanstalt für Ausbildung von Verbands- und Genossenschaftsbeamten. 

Der zweite Teil gibt die Verhandlungen des Genossenschaftstages 
des Reichsverbandes der deutschen landwirtschaftlichen Genossenschaf- 
ten zu Münster am g. und 9. August 1907 wieder. 

Am umfangreichsten ist der dritte Teil, der über 350 Seiten ent- 
hält. Hier findet sich eine eingehende Statistik der Geschäftsergebnisse 
für 1906 von 15875 zum Reichsverband gehörigen ländlichen Genossen- 
schaften. Das umfassende Zahlenmatcrial gewährt einen guten Einblick 
in die geschäftliche Lage und die geschäftlichen Erfolge der ländlichen 
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Genossenschaften. Aus den Ziffern sci hervorgehoben, daß 11373 
Spar- und Darlehnskassen des Reichsverbandes mit einem Betriebs- 
kapital von 1425 Millionen Mark, hierunter 1107 Millionen Mark Spar- 
einlagen, 150 Millionen Mark Einlagen in laufender Rechnung arbeiten. 
Sie hatten 1158 Millionen Mark als Darlehen auf feste Frist, sowie in 
laufender Rechnung ausgeliehen. 1815 Bezugsgenossenschaften bezogen 
im Jahre 1907 für 76 Millionen Mark landw. Bedarfsartikel, 1634 Mol- 
kereigenossenschaften des Reichsverbandes verarbeiteten bezw. setzten 
als Frischmilch 1881 Millionen Liter Milch ab. Im Vergleich zu den 
Vorjahren entrollen diese Ziffern eine Vorstellung von dem steten 
Fortgang der landw. Genossenschaftsbewegung. 


Staudinger, Prof. Dr. phi. Franz, Die Konsumgenossenschaft. 
(Aus Natur und Geisteswelt, Bd. 222.) B. G. Teubner, Leipzig 1908. 
145 S. M. 1.25. . 

Der Verfasser gibt in gemeinverständlicher Form eine knappe, 
aber alle Hauptgesichtspunkte umfassende Uebersicht der geschicht- 
lichen Entwicklung, des Wesens, der Bedeutung, der Physiologie und 
endlich auch der Pathologie der Konsumgenossenschaft, unter starker 
Hervorkehrung ihrer antikapitalistischen Tendenz; er verfolgt das Ziel, 
das angesichts der heutigen Entwicklung so überaus wichtige Verständ- 
nis des Wesens und des inneren Zusammenhanges der verschiedenen 
Genossenschaftsarten zu fördern und damit die Vorurteile, welchen die 
Konsumgenossenschaft heute noch begegnet, zu zerstreuen. Möglichst 
viele Mitglieder zu sammeln und diesen ihre Bedarfsgegenstände in 
umfassendem Maße in bester Beschaffenheit und in vorteilhaftester 
Weise zu beschaffen, ist der alleinige Zweck der Konsumgenossenschaft, 
der bis zu letztmöglichsten Konsequenzen (Uebergang zur Eigenpro- 
duktion) verfolgt werden soll. Die Rückvergütung ist zugunsten der 
Ansammlung leistungsfähigen Eigenvermögens einzuschränken. Die Be- 
deutung der Konsumgenossenschaft erblickt Staudinger darin, daß sie 
der Monopolbildung entgegenwirkt, für den wirtschaftlich schwachen 
Konsumenten Ersparnisse erzielt, seine Kaufkraft steigert und dadurch 
auf die nationale Produktion vorwärtstreibend einwirkt. (M.) 


22. Finanz- und Steuerwesen. 


Bendixen, Dr, Friedrich, Direktor der Hypothekenbank in 
Hamburg. Die BE u A ein nationalökonomisches Problem. 
Gesammelte Tagesaufsätze. Lucas Gräfe und Sillem (Edmund Sillem). 
Hamburg 1909. 48 S. M. 1.—. 

Von den 8 Aufsätzen, die diese Schrift umfaßt, sind 5 aus Anlaß 
der gegenwärtigen, 3 aus Anlaß früherer Versuche und Reform der 
Reichsfinanzen im Hamburgischen Korrespondenten erschienen. Die 
im Augenblick aktuellen beschäftigen sich mit: ı. Finanzbedürfnisse 
und Schuldenwirtschaft. 2. Kapital und Konsum. 3. Konsumsteuern 
und Kapitalbildung. 4. Freisinn und Finanzreform. 5. Sozialpolitik 
und Nationalökonomie. Die älteren Aufsätze behandeln: 6. Reichs- 
steuern und Liberalismus. 7. Der Streit um das Steuerideal. 8. Der 
soziale Gedanke und seine Uebertreibung. 

Der Grundgedanke dieses Büchleins ist die Frage: Soll der Kon- 
sum besteuert werden oder die Kapitalbildung. Nach der Meinung 
des Verfassers wird die nationalökonomische Seite der Wirkung von 
Steuern unterschätzt und stets nur die Frage nach der sozialen Gerech- 
tigkeit, nie nach dem Einfluß auf den nationalen Wohlstand in Deutsch- 
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land gestellt. Es handele sich, — auch im Interesse der Arbeiter- 
schaft — darum, die spezifisch nationalöükonomische Seite der Reichs- 
finanzreform zu beachten und deshalb im Reich die Verbrauchssteuern 
heranzuzichen und dirckte Steuern zu vermeiden, nur die Kapitalbil- 
dung im Interesse der Gesamtheit nicht einzuschränken, sondern lieber 
den Massenkonsum von Luxusartikeln. In den Aufsätzen, durch die 
dieser Gedanke sich wie ein roter Faden zicht, wird der richtige Ge- 
danke vom Einfluß der Steuern auf die Kapitalbildung allzu einfach 
und absolut behandelt. Der Verfasser übersieht die Wirkungen der 
Verbrauchsabgaben vielfach und behandelt entgegengesetzte Meinungen 
allzuschr als parteipolitische Verirrungen. Die Aufsätze sind flott 
geschrieben und mit einzelnen Problemen, die der Verfasser aber doch 
schließlich nur andeutet, wird sich die Kritik noch zu befassen haben. 
—n. 
Fitz, Hermann, Die Weinstener vom Standpunkt der Gerechtig- 
keit, des Finanzbedarfes und des fürdernden Schutzes von Produktion 
und rcellem Handel. Julius Springer, Berlin ıgog. IV, 205 S. 
M. 1.80. 


Die zurzeit durch die Reichsfinanzreform so aktuelle Weinsteuer- 
frage wird in dieser Abhandlung neuen Gesichtspunkten besonders in- 
sofern unterstellt, als die finanzpolitischen Erwägungen in engste Be- 
zichung mit der volkswirtschaftlichen Frage der dringlichen Schutzbe- 
dürftigkeit der Reellität in Weinproduktion und Weinhandel gesetzt 
werden. Es wird zu diesem Zwecke zunächst die Theorie der Wein- 
steuer hinsichtlich ihrer Berechtigung, Höhe, Ueberwälzung, ihren Er- 
hebungsformen, Schwierigkeiten und leitenden Grundsätzen für eine 
befriedigende Durchführung einer eingehenden Besprechung unterzogen. 
Darauf wird an der Hand eines Ueberblickes über den schon Jahrzehnte 
lang hin und her wogenden Kampf um den Verkehr mit Wein und seinem 
gesetzlichen Niederschlag zwingend zu begründen versucht, daß jeder 
Versuch einer befriedigenden Lösung der Weinfrage durch ein alleiniges 
Weinverkehrsgssesetz, so auch durch das gegenwärtig im Reichstag in Be- 
ratung befindliche, ein unvollständiges Stückwerk bleibt. Denn die 
Erfüllung der wichtigsten Forderung zur Besserung der trostlosen Lage 
der reellen Weinbranche, eine in ganz Deutschland gleichmäßig strenge 
Kcellerkontrolle läkt, sich in erfolgversprechender Weise nur durch das 
Mittel der Weinsteuer erwarten. Diese allein ermöglicht weiterhin die 
kaum minder nötige steuerliche Verteuerung des Zuckerwasserzusatzes, 
um dadurch den verlockenden Anreiz zu der so gewinnbringenden un- 
lauteren Weinvermehrung zu benehmen, ohne aber eine rationelle 
Weinverbesserung unrentabel zu machen. 

Auf der Grundlage der im früheren gewonnenen Ergebnisse ist 
als Schlufsabschnitt ein Entwurf eines Reichsweinsteuergesetzes mit 
detaillierter Begründung und Berechnung des mutmatßslichen Steuerertrags 
ausgearbeitet. Insbesonders durch die Verknüpfung einer niedrigen 
Handelsverkehrssteuer mit einer höheren Konsumtionsverkehrs-, bezw. 
Schanksteuer, die prozentual vom Wert erhoben werden, und durch 
deren Ergänzung durch eine \Weinzuckersteucer und ausführliche Kontroll- 
maßresceln, soll die Weinsteucer einerseits für das Reich zu einer guten 
Einnahmequelle und andererseits für die reelle Weinbranche nicht nur 
zu einer annehmbaren Last, sondern sogar zu einer höchst wünschens- 
werten schützenden Förderung ausgestaltet werden. 


(rottstein, Dr, Leo, Dividendenswuer, Industrie und Ausland. Ge- 
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danken zur Sozial- und Finanzreform. A. Deichertsche Verlags- 
buchhandlung Nachf. (Georg Böhme). Leipzig 1908. 55 S. M. 1.—. 


Der Gedanke, daß vielfach bei der Beurteilung der Dividenden 
nur das Nominalkapital, nicht das ganze arbeitende Kapital betrachtet 
und daher die Rentabilität der Industrie überschätzt wird, dafß ferner 
die Kapitalbeschaffung vielfach durch hohe Agiozahlungen erfolgen, führt 
den Verfasser zu sehr weitgehenden Schlüssen. Er erblickt darin die 
Ursache schwerer sozialer und politischer Folgen; denn das falsche Bild 
einer glänzenden Lage führt zur Unzufriedenheit der Arbeiter, zur ver- 
stärkten Spekulation, zur Beeinträchtigung des Absatzes Öffentlicher 
Anleihen, zum Gründungsfieber und damit zur Krise. Dem soll nun 
eine Dividendensteuer in Verbindung mit einer veränderten Kapitali- 
sierungsweise entgegenwirken, und zwar wird eine reelle sechsprozentige 
Verzinsung als steuerfreie Dividende vorgesehen. Den Gesellschaften, 
die ihr Aktienkapital zu einem Teil höher als mit Ioo Prozent ein- 
zahlten, sei zu gestatten, für diese Beträge, die sich leicht nachweisen 
lassen, neue Aktien auszugeben. Auch Reserven über das gesetzliche 
Maß, bezw. übernormale Abschreibungen und Rücklagen, seien in 
Aktien umzuwandeln und den Aktionären im Verhältnis ihres Aktien- 


besitzes zuzuteilen. — Auf diese Weise würde die Dividende der Ren- 
tabilität entsprechen. Von der dann 6 Prozent übersteigenden Divi- 
dende seien 25 Prozent als Steuer abzuführen. — Indem der Industrie 


durch diese Art und Weise der Kapitalisierung »der ihr von der Agio- 
wirtschaft ums Haupt gewobene trügerische Strahlenkranz« genommen 
werde, wird sie nach des Verfassers Meinung, (der selbst Industrieller 
ist), in vernünftigere Bahnen gelenkt; die Steuer aber hält er für 
durchaus nicht unergiebig. Auch wer sich nicht zu der Begeisterung 
des Verfassers, der hicrin ein Allheilmittel sieht, hinreissen läßt, wird 
einen nicht ganz unrichtigen Gedankenkern in des Verfassers Ueber- 
treibungen zugeben müssen. — In einem Nachtrag tritt Gottstein für 
eine Besteuerung der Geheimmittel- und Luxustoiletten-Gegenstände 
und gegen eine Kollektivitätssteuer auf. In einem zweiten Nachtrag 
kritisiert er den während der Drucklegung seiner Schrift erschienenen 
Entwurf der preussischen Gesellschaftssteuer. —n. 


Köppe, Dr., Hans, Professor a. d. Universität Marburg, dm Vor- 
abend der neuen Reichsfinanzreform. Dunker u. Humblot, Leipzig 
19068. ı19 S. M. 2.—. 


Das Buch, des bereits mehrfach mit finanzwissenschaftlichen Arbeiten 
hervorgetretenen Autors ist vor der Veröffentlichung der zur Zeit zur 
Beratung stehenden Vorlagen zur Reichsfinanzreform abgeschlossen wor- 
den. Es enthält nach der einen Seite mehr als man erwartet, nämlich 
eine Menge allgemeiner in bilderreicher Sprache vorgetragener zum Teil 
ansprechender Betrachtungen, nach der anderen Seite weniger, da es 
neuere Gesichtspunkte oder durchgeführte Programmvorschläge ver- 
missen läßt. — Wenn der »psychologischen Seite des Problemse, der 
ungenügenden Erziehung und Vorbereitung für die Staats- und Reichs- 
bürgerpflichten ein so wichtiger Teil der Wurzeln der Reichsfinanznot 
zugesprochen wird, so sind die in diesem Kapitel vorgebrachten 
Wünsche zum Teil durchaus berechtigt. Aber schließlich steht die 
staatsbürgerliche Erziehung in anderen Staaten durchaus nicht höher 
als in Deutschland, ohne dall eine Finanznot eingetreten ist. Das 
zweite Kapitel behandelt Reichsdefizit, Reichsschulden, Matrikularbeiträge 
und Ueberweisungen, zeigt die historisch zutage getretenen Mifßstände 
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der Reichsfinanzwirtschaft und tritt für Schaffung eines wirklichen beweg- 
lichen Faktors ein, eine Forderung für die der Verfasser aber doch 
nur eine ungenügende Antwort hat, wenn er am Schluß als Ausblick 
- Reichsmonopol befürwortet und dabei z. B. an bewegliche Zündholz- 
preise denkt. Seine Stellungnahme zu den »direkten Reichssteuern und 
Reichseinkommensteuern« (Kap. 3) ist im wesentlichen mit den von 
Laband formulierten Argumenten identisch. Sie ist auch hier eigent- 
lich eine enge Auffassung einer Reichsfinanzreform, die Halt macht 
vor allem Bestehenden und dem Reich nur zugesteht, was die anderen 
übrig gelassen haben. Wenn auch nach K. die Reichsfinanzreform »keinen 
destruktiven Charakter« haben soll, sondern »aufbauen«, so kann das 
nicht darin bestehen, die unbefriedigenden Zustände des Gesamtsteuer- 
systems in Staat und Gemeinde einfach anzuerkennen, sondern muß 
diese tatsächlich so umgestalten, daß eben dann nicht mehr von einem 
blossen »Aufpfropfen« auf dieses die Rede sein kann. Solange das 
aber nicht geschieht und aus der Steuerkraft des Volkes systemlos 
geschöpft wird, solange sind auch bewegliche Reichssteuern auf das 
Einkommen nicht durchführbar. — Daß eine wirkliche Reform nicht 
imstande wäre eine Unifizicrung der deutschen Einkommensteuer zu 
bewirken und Zuschläge für das Reich mit ausreichendem Ertrag für 
eine als beweglicher Faktor dienende Steuer zu erzielen, bleibt auch 
hier unbewiesen. Die Behandlung der »Reichsvermögenssteuer« ist 
ebenfalls eine ablehnende (Kap. IV), von einer »Veredlung der Matri- 
kularbeiträge« verspricht sich der Autor nichts (Kap. VI) und tritt 
dann für die »indirekten Reichssteuern«e in der Verbindung mit Besitz- 
steuern in dem Sinne ein, wie er jetzt auch in den Regierungsvorlagen 
zum Ausdruck gekommen ist. Die Besteuerung des Tabaks wird nach 
Lissnerschen Begründungen, ferner ein Branntweinzwischenhandels- 
monopol empfohlen, die Biersteuer wird von ihrer Ueberwälzbarkeit ab- 
hängig gemacht, Weinsteuer angeraten, die damals gerüchtweise ge- 
nannte Gas- und Elektrizitätssteucr wird von dem Autor nicht gerade 
befürwortet. Als Ausgleich der nach unten progressiven Verbrauchs- 
steuern wird die Reichserbschaftssteuer in ihrer Ausdehnung auf Kinder 
und Ehegatten, sowie das Erbrecht des Staates empfohlen. Die Gründe 
sind die bekannten (Kap. VII). Der Ausblick (Kap. VIII) empfiehlt 
die Reklame- bezw. Inseratensteuer, die ja auch dem Programm der 
Regierung angehört, und will auch das Reich zur Besteuerung des 
»unverdienten Wertzuwachses« auffordern. Man vermiflt auch hier das 
Bewußtsein von der Notwendigkeit der grundlegenden Auseinander- 
setzung der steuerberechtigten Körperschaften; hier findet sich auch 
die erwähnte Lösung des Verlangens nach dem beweglichen Faktor 


durch Schaffung von Monopolen mit beweglichen Preisen. — K.s Buch 
deutet die Probleme an, informiert über die gegenwärtigen Fragen, aber 
löst sie nicht. —n. 


Lissner, Dr, Julius, Zur Klärung tabakstenerlicher Streitfragen. 
A. Deichertsche Verlagsbuchhandlung (Georg Böhme), Leipzig 1908. 
66 S. M. 1.40. 

Die Schrift ist eine Äuseinandersetzung mit neueren Anschauungen 
über die Tabaksteuer und die ihr zugrunde liegenden Tatsachen. Sie 
stellt cine gewisse Ergänzung des Verfassers Deutscher Tabaksteuer- 
frage (Leipzig 1907) dar und befaßt sich daher besonders auch mit 
den Kritiken, die diese gefunden hat. — Erörtert werden vor allem: 
die Frage über die Folgen des Gesetzes von 1879, das Problem des 
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Standorts der Tabakindustrie, die zahlenmäßige Entwicklung des Geld- 
aufwands für den Rauchgenuß in Deutschland, die Wertklassen in der 
Besteuerung, das Heimarbeitsproblem, die Formen der Tabaksteuer, 
die Betriebsstatistik, die amerikanische Besteuerung u. a. Ganz ver- 
ständlich ist die Schrift nur im Zusammenhang mit des Verfassers 
früherer Arbeit, da hier ohne besondere Systematik nur Einzelpunkte 
gestreift sind. Sn 


Lissner, Dr., Julius, Die Reichsfinanzreform. A. Deichertsche 
Verlagsbuchhandlung Nachf. (Georg Böhme), Leipzig 1908. 51 S. 
80 Pf. 

Die Schrift ist der Inhalt eines Vortrages, den der Verfasser der 
letzthin oftgenannten »deutschen Tabaksteuerfrage« in der Schlesischen 
Gesellschaft für Vaterländische Kultur in Breslau im Februar 1908 ge- 
halten hat. Den historischen Betrachtungen der Ursache der Reichs- 
finanznot folgt die Befürwortung der erweiterten Erbschaftsbesteuerung 
als eines nobile officium der besitzenden Klassen, sowie die der Tabak- 
banderole, als gerechtesten Steuerform für den Tabak und schließlich 
einer starken Branntweinbesteuerung. —n. 


Reventlow, Ernst Graf zu, Die Reichsfinanzreform eine nationale 
Frage. (lm Auftrage des Alldeutschen Verbandes verfaßt.) Verlag 
Deutsche Zukunft, G. m. b. H., Leipzig 1908. 28 S. 30 Pf. 


Die Schrift fordert die Reform der Reichsfinanzen vor allem im 
Interesse der deutschen Wehrkraft und des Ansehens Deutschlands im 
Ausland. Die volkswirtschaftlichen und finanzpolitischen Probleme sind 
nur angedeutet, von Steuern werden nur die auf alkoholische Getränke 
und Tabak erwähnt und gefordert. Den »nationalen Gedanken leuchten 
lassen vor Europa« ist nach der Ansicht des Verfassers jetzt die Auf- 
gabe für das deutsche Volk. —n. 


Schwarz, O., Geh. Oberfinanzrat in Berlin, Dre Stenersysteme des 
Auslandes. (Sammlung Göschen Nr. 426.) G. J. Göschensche Verlags- 
buchhandlung, Leipzig 1908. 162 S. 8o Pf. 


Der dem preußischen Finanzministerium angehörende, als Finanz- 
schriftsteller bekannte Verfasser, hat mit diesem Büchlein eine gerade 
für die gegenwärtigen Fragen wertvolle Arbeit geleistet. Die Schrift 
gibt eine sehr übersichtliche Zusammenstellung der Steuersysteme des 
Auslandes, und zwar in der Art, daß zuerst die Steuersysteme bundes- 
staatlicher Länder, dann die der größeren Einheitsstaaten, darauf der 
kleineren europäischen Staaten und schließlich die kommunalen Steuer- 
systeme der wichtigsten Staaten behandelt werden. Der Verfasser, der 
allein das englische Steuersystem mit seiner »Einfachheit, Großzügig- 
keit, Ergiebigkeit, seiner Rücksichtnahme auf wirtschaftliche Freiheit 
und seiner starken Betonung des sozialen Gedankens als ein im allge- 
meinen höherwertiges als das deutsche« anerkennt, erhofft, daß der 
Leser den Blick auf die Finanzen fremder Länder nicht zu den ein- 
heimischen zurücklenken wird, ohne den bevorstehenden Regicrungsvor- 
lagen eine wohlwollendere und in der Kritik gemäßigtere Beurteilung zu 
teil werden zu lassen, als wenn er ohne Kenntnis anderer Verhältnisse 
rein theoretische Idealforderungen stellen würde. — Gewiß enthalten 
diese Vergleiche sehr viel Lehrreiches, aber man darf sie gegenüber 
den individuellen Verhältnissen eines jeden Staates auch nicht über- 
schätzen. —n. 
Speck, Hermann, Dr. jur. et rer. pol, Die finanzrechtlichen Bezie- 
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hungen zwischen Reich und Staaten. (Abhandlungen aus dem Staats- 
und Verwaltungsrecht mit Einschluß des Kolonialrechts herausge- 
geben von Dr. Siegfried Brie, ord. Professor an der Universität 
Breslau und Dr. Max Fleischmann, Universitäts-Professor in Halle) 
M. u. H. Marcus, Breslau 1908. XX und 231 S. M. 7.20. 


Das Buch ist durch die Fülle des in ihm verarbeiteten gesetz- 
geberischen und literarischen Materials überaus wertvoll. Es ist wahr, 
daß die Frage der Finanzbeziehungen des Reiches zu den Bundes- 
staaten im vollen Umfang des geltenden Rechtszustandes und seiner 
Entwicklung noch nicht genügend behandelt ist. An die Seite zahl- 
reicher Spezialarbeiten tritt diese Schrift nun mit ihrem vorwiegend in- 
formatorischen Charakter und füllt damit eine Lücke aus. Nach einer 
geschichtlichen Einleitung und der Uebersicht über die Rechtsquellen, 
folgt das 2. Kapitel »Die Grundlagen des geltenden Rechtszustandes«, 
worin die rechtliche Natur des Reiches und seiner Finanzwirtschaft, 
das Gebiet, der Grundsatz der Verkehrsfreiheit, die einheitliche Gesetz- 
gebung, die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Reichssteuern 
behandelt wird. Kapitel 3: »Die finanzrechtlichen Beziehungen in Hin- 
sicht auf den Gegenstand«, behandelt Vermögen, Einnahmen, Ausgaben 
und Schulden, Kapitel 4: »Wechselseitige Abhängigkeit in etatsmäfßiger 
Hinsicht«e das Budget, Reformversuche, das Abrechnungsverhältnis und 
die Einwirkung des Systems der Matrikularbeiträge und Ueberweisungen 
auf das Abrechnungsverhältnis. Das letzte Kapitel zeigt »die Bezie- 
hungen in der finanzwirtschaftlichen Organisation«, in der Reichskontrolle. 
— An diese Ausführungen schließen sich finanzstatistische Tabellen, 
ein sehr nützliches Literaturverzeichnis und ein Sachregister an. Das 
Buch ist gerade im Augenblick eine besonders angenehme Quelle der 
Information, da es in scinen Ausführungen bis in die neueste Zeit und 
Literatur greift. —n 


Wagner, Professor Dr., Adolf, Die Reichsfinanznot und die Pflichten 
des deutschen Volks wie seiner politischen. Parteien. Ein Mahnwort 
eines alten Mannes. Puttkammer u. Mühlbrecht, Berlin 1908. 42 S. 
M. —.60. 

Die kleine Schrift ist aus Aufsätzen hervorgegangen, die der Alt- 
meister deutscher Finanzwissenschaft in der »Woche« veröffentlicht hat. 
Sie stellen den leidenschaftlichen Appell des deutschen Patrioten und 
nationalen Politikers an die große Masse der Bevölkerung dar und 
sind von dem Pathos getragen, mit dem Adolf Wagner noch als Sicb- 
ziger zu sprechen vermag und zu sprechen liebt. Wagner erklärt, wie 
die Reichsfinanznot entstanden und wer sie verschuldet hat. Er er- 
kennt formell in der ungenügenden Ausbildung des Reichssteuersystems 
und der törichten Frankensteinschen Klausel, materiell im Parteigetriebe 
und den Fehlern aller Parteien die Ursache der Finanzmisere. Zu 
heilen ist die Finanznot nach ihm nur durch stärkere Heranziehung 
der Verbrauchsbesteucrung, vor allem der alkoholischen Getränke. Da 
diese und vor allem die neuen Zölle besonders auf die Nahrungsmittel, 
wie das Getreide, die unteren Klassen besonders belasten, so sei als 
Ausgleich neben den bisherigen Mafiregeln noch weiteres nötig. — Eine 
Beschränkung der Reichssteuern auf Zölle, indirekte innere Verbrauchs- 
steuern und einige Verkehrssteuern erscheint Wagner etwas »finanzpoli- 
tisch und sozialpolitisch Bedenkliches«e. Dal Wagner auch hier die 
Lanze für die Monopolform bricht, ist natürlich. Er hält aber aus jenen 
Ausgleichsgründen an einer direkten oder doch dieser ähnlich wirken- 
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den Steucr im Reich fest und spricht seine Ucberzeugung aus, daß 
‚auf die Dauer die beste Form der direkten Besteuerung, die moderne 
personale Einkommen- und Vermögensbesteuerung im Reich nicht aus- 
bleiben kanne. Seinen bekannten Plan betreffend reichsgesectzlicher 
Unifizierung der Landeseinkommensteuer zur Veredlung der Matrikular- 
beiträge vertritt Wagner auch hier aufs Neue. und mit Leidenschaft 
tritt er für die Ausdehnung der Reichserbschaftssteuer auf die ab- 
steigende Linie ein. Hier findet er bittere Worte für die ihm sonst 
nahestehenden politischen Parteien der Rechten, denen er Engherzi.s- 
keit und Phrasenhaftigkeit in bezug auf die von ihnen vorgebrachten 
Argumente vorwirft. Sein Appell richtet sich an die oberen Klassen, 
denen er diese Steuer als cine Ehrensache hinstellt. —n. 


23. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


(reisser, Alberto, Le industrie dello Stato e dei Municipi. (Osser- 
vazioni ed esempi.) Versione dall’ inglese di Lord Avebury (John 
Lubbock) con note ed aggiunte. — Esame critico della Legge 
Italiana 29 marzo 1903 sull’ assunzione diretta dei servizi publici 
da parte dei Comuni. Roma 1908. Società Editrice Laziale. (Biblio- 
teca della Rivista »Minerva«, Nr. 22.) 335 S. Lire 3.50. 


Die italienische Uebersetzung eines englischen Buches bietet an 
und für sich für deutsche Leser kein sonderliches Interesse. Das obige 
Werk jedoch hat durch Zusätze und Anmerkungen des Uebersetzers, 
cines hervorragenden Kenners aller kommunalen Fragen und äufserst 
tätigem Mitglied des Consiglio Comunale von Turin, so starke Erwei- 
terungen erfahren — selbst abgeschen von dem letzten, vollständig aus 
der Feder des italienischen Gelehrten stammenden, 62 Seiten umfas- 
senden Teile des Buches, welcher der Kritik des neuen italienischen 
Munizipalisierungsgesetzes gewidmet ist, betragen die Anmerkungen und 
Anfügungen von Geisser etwa ein Viertel der Lubbockschen Studie —, 
daf3 es nicht nur durch die Uebertragung in die italicnische Sprache, 
sondern zumal gerade eben durch diese Anfügungen so viel von dem 
persönlichen Geistesgepräge des Uebersetzers angenommen hat, daß 
man es fast als ein italienisches Originalwerk betrachten könnte. Die 
englische Schrift gibt dem italienischen Oekonomisten gleichsam nur 
den Anstoß zur Entwicklung seiner Ideen. Sie wird von ihm dem 
italienischen Publikum durch seine UVebersetzung zugänglich gemacht, 
um als Beleg für seine civenen Ansichten zu dienen. 

Geisser ist ein eingefleischter Feind aller städtischen Betriebe mit 
mehr oder weniger auszreprästem industriellen Charakter. Die Errich- 
tung städtischer Wasserwerke, Schlachthäuser, Waschhäuser, Badean- 
stalten und Friedhöfe und deren Betrieb in eigener Regie läßt er aus 
hygienischen und erzieherischen Gründen gelten, die Verwaltung und 
der Betrieb städtischer Märkte erscheint ihm aus sanitären und tradi- 
tionellen Gründen gerechtfertigt, da die Ausübung der Marktuerechtig- 
keit und die Regelung des Marktwesens in Italien, im Gegensatz zu 
England, von jeher als Obliesenheit der Kommunalverwaltung selbst 
betrachtet worden sci, sowohl wegen der Erleichterung der Nahrungs- 
mittelkontrolle als auch wegen der bequemen Einnahmequelle, die der 
städtische Marktbetrieb für den Stadtsäckel bildete }). 

Selbst die in neuester Zeit in Italien vielfach kommunalisierten 
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Plakatanstalten finden Gnade vor Geissers Augen, da sie seiner Mei- 
nung nach in »rceichlichem Mafe gerechtfertigt werden durch die Wahr- 
nehmung und den Schutz der Aesthetik und der Moral und durch die 
Verteidigung des italienischen Inseratenwesens gegen Reklamemethoden 
nach amerikanischem Muster, die in Ländern mit altem künstlerischem 
Besitz und künstlerischen Traditionen doppelt widerlich erscheinen.«?). 
Alle diejenigen munizipalen Betriebe jedoch, mittelst deren »die öffent- 
liche Körperschaft der Stadtverwaltung den Zweck verfolgt, wirtschaft- 
liche Güter zu schaffen (Gas, Elektrizität), oder Dienste zu leisten 
(Transporte), mit welchen kommerzielle oder gewinnsüchtige Absichten 
verbunden sind, alle jene Betriebe, welche Aufgaben erfüllen sollen, 
die von privaten Unternehmungen erledigt werden können und nor- 
malerweise auch erledigt werden, und welche also, wenn sie rationell 
wirtschaften sollen, ebenso wie die privaten Betriebe dem Produktions- 
gesetz des geringsten Kraftaufwandes zur Erreichung des gröfstmög- 
lichen Erfolges sowohl in Bezug auf die Betriebsunkosten, als auch 
auf die Betriebseinkünfte unterliegen müssen«, alle solche kommunalen 
Unternehmungen werden von dem Verfasser als wirtschaftlich schäd- 
lich verdammt. Und er greift deshalb mit Freuden zu der Arbeit des 
englischen Forschers, — der es sich zur Aufgabe gemacht hat, die 
wirtschaftlichen und finanziellen Schäden der englischen Staats- und 
Munizipalbetriebe an der Hand vieler praktischer Beispiele und Daten 
darzutun — um den von den italienischen Munizipalisten aus den ver- 
schiedenen Ländern der Erde zusammengetragenen Fällen gut gelun- 
gener Kommunalisierungen einzelner Industriebetriebe ein »vollständiges 
und organisches Bild« städtischer Industrietätigkeit gegenüberzustellen, 
das bisher in der cinschlägigen italienischen Literatur noch vollständig 
fehlte. 

»Können als Beitrag zum Thema der Munizipalisierungen solche 
Beispiele, Argumente oder Vergleiche Folgcrichtigkeit und wissenschaft- 
lichen Ernst besitzen, welche den verschiedenartigsten Milieus entnom- 
men worden sind? — Boston, Chikago, San Franzisko in der riesigen 
nordamerikanischen Union, Glasgow und Roubaix, Mailand und Pa- 
lermo, Vercelli und Catania sind untereinander ebenso sehr ver- 
schieden, wie sich etwa innerhalb eines Jahrhunderts die Zivilisation, 
das moralische Milieu ein und derselben Stadt oder Gegend ver- 
ändern kann. — Diese Unteilbarkeit aller Elemente, welche einen 
gegebenen historischen oder sozialen Augenblick kennzeichnen, dieser 
organische Charakter des kollektiven Lebens ist in der offiziellen und 
in der offiziösen italienischen Literatur, welche die Munizipalisationen 
patronisiert und als Stützen ihrer Thesen heterogene Elemente zusam- 
menkoppelt, ohne auch nur im geringsten an den Grad unserer eigenen 
nationalen oder regionalen Bildung und sozialen Erziehung zu denken, 
vollständig unbekannt. — Wenn nun aber in England die Munizipali- 
sationen derartige Wirkungen gezeitigt haben, wie sie der Autor illu- 
striert, was für Früchte können und müssen wir dann vernünftiger- 
weise von ihnen voraussetzen ?« 3). 

Und in der Besorgnis, die Faktoren der städtischen Industriebe- 
triebe könnten, auf dem englischen Felde geschlagen, ihre Zuflucht zu 
den Beispielen ausgedehnter munizipaler Tätigkeit in cinzelnen Indu- 
striezweigen in Deutschland nehmen, fügt Geisser dem englischen Werk 
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ein Kapitel über die kommunalen Betriebe und über die kommunale 
Verfassung in Deutschland an®). In dem ersten Teile dieses Kapitels 
sucht er an der Hand eines Zitates aus dem gelegentlich der deutschen 
Städteausstellung in Dresden im Jahre 1903 veröffentlichten Sammel- 
werke (herausgegeben von Dr. Rob. Wuttke) und der aus dem Neefe- 
schen Jahrbuch entnommenen Ziffer des verhältnismäßig hohen Gas- 
preises in Deutschland nachzuweisen, daß auch in Deutschland die 
kommunalen Betriebe in finanzieller Hinsicht keine guten Erfolge ge- 
zeitigt hätten. Da er aber die »zahlreichen Vorteile anderer Art«, 
welche die städtischen Betriebe in Deutschland der Einwohnerschaft 
gebracht haben, nicht leugnen kann, so widmet der Verf. den zweiten 
Teil dieses Kapitels dem Nachweis, daß die administrative Struktur 
der deutschen Städte von der italienischen von Grund auf verschieden 
ist und deshalb Rückschlüsse von den deutschen auf die italienischen 
Verhältnisse nicht ohne weiteres zulässig sind. Geisser erblickt in der 
äußerst beschränkten Konstitution der Wählerschaft« in Deutschland 
und in der Tatsache, dafl »der Organismus der ausführenden Munizi- 
palgewalt in der Praxis nicht nur dem Einfluß der numerischen Majori- 
tät, sondern auch der unvermeidlichen Veränderlichkeit der Versamm- 
lungen entzogen ist«, einen kräftigen Schutzwall gegen die Gefahren 
und die Schäden, welche in den weit demokratischeren englischen und 
italienischen Gemeinden den Munizipalbetrieben seiner Meinung nach 
anhaften. Zum Schluß singt der Verfasser noch ein Loblied auf den 
deutschen Beamtenstand, seine Bildung, seine Zuverlässigkeit und seine 
Unvoreingenommenheit, die er in den rosigsten Farben schildert und hat 
sich so das Terrain vorbereitet, auf dem er seine Schlacht gegen die 
Munizipalisationen auf industriellem Gebiet in Italien schlagen will. 

Der letzte Teil des Buches ıst dieser Aufgabe im besonderen ge- 
widmet. Der Verfasser nennt ihn »Kritik< des Munizipalisierungsge- 
setzes vom Jahre 1903, und zwar fällt diese Kritik, wie es nach den 
obigen Ausführungen leicht verständlich ist, durchaus negativ aus. 
Während die Freunde der städtischen Industrietätigkeit vielfach der 
Meinung sind, daß dieses Gesetz die Munizipalisierungen nicht ge- 
nügend begünstige — ließ doch der Bürgermeister von Rom, Ernesto 
Nathan (ein bekannter nationalökonomischer Schriftsteller, seiner politi- 
schen Gesinnung nach Republikaner mit opportunistischer Färbung), 
erst kürzlich noch die Bemerkung fallen, dafs das Munizipalisierungs- 
gesetz geradezu dazu gemacht sei, um die Munizipalisierungen zu ver- 
hindern) — wirft Gcisser ihm vor, daß cs die städtischen Betriebe 
gegenüber den privaten Unternehmungen viel zu sehr begünstige. 
Und nun entwickelt er Paragraph für Paragraph die lange Liste der 
Schäden, die seiner Meinung nach eine Begünstigung der Munizipali- 
sationspolitik für Italien zur Folge haben. 

Die Schuldenlast der Gemeinden, die schon jetzt ungeheuer grof} 
sei, würde ins Ungemessene wachsen ; bereits im Jahre 1897 schlofsen 
4485 Gemeinden ihre Jahresbilanz mit einem Defizit von insgesamt 
37 Millionen Lire ab®), und so hält es Geisser für einen ernsten Fehler, 
daß man jetzt durch das Munizipalisierungsgesetz allen diesen Gemein- 
den, die sich bereits als unfähig erwiesen haben, ihre einfachsten, nor- 
malen Funktionen administrativer Art anstandslos zu erfüllen, jetzt das 
Tor zu dem industriellen Tätigkeitsfeld, das doch unvergleichlich viel 





t) p. 250—262. 5) Avanti! Nr. 4261 (5 ottobre 1908). ®) p. 279. 
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schwieriger und unsicherer sei, ohne weiteres öffne 7). Die Vergröße- 
rung der öffentlichen Schuldenlast aber übe stets insofern einen schäd- 
lichen Einfluß auf die nationale Volkswirtschaft aus, als sie »eine zu 
bequeme, quietistische Zuflucht für die Ersparnisse bietet und dazu 
beiträgt, die Initiativen des Einzelnen, den Drang zum Suchen, Stu- 
dieren, zum Schaffen fruchtbringender Kapitalanlagen einzuschläfern 8 ). 

Ferner fürchtet Geisser einen schädigenden Einfluß der Munizipali- 
sationen auf den Fortschritt der Technik 9) — während die Anhänger 
der städtischen Betriebe diese gerade herbeiwünschen, um in einzelnen 
Industriezweigen — so z. B. in Italien im Bäckergewerbe — die Er- 
rungenschaften der modernen Technik überhaupt erst einzuführen | 

Nachdem der Autor dann weiter darzutun sucht, daß die Munizi- 
palisationen nicht nur die Kapitalistenklasse numerisch reduzieren würde, 
während doch »die Existenz einer zahlreichen und blühenden Klasse 
unternehmungslustiger Kapitalisten« 1°) für den wirtschaftlichen Fort- 
schritt eines Landes ungeheuer wichtig sei, sondern auch die privat- 
kapitalistischen Betriebe, welche sich stets durch das Damoklesschwert 
der Uebernahme in städtische Regie bedroht sähen ™), in ihrer Weiter- 
entwicklung gehemmt würden, da sie naturgemäß davor zurückscheuen 
würden, kostspielige Neuanlagen zu machen und Verbesserungen ein- 
zuführen, die erst nach einer ganzen Reihe von Jahren anfangen, 
fruchtbringend zu werden, und deren Früchte eventuell also nicht 
mehr den privaten Unternehmern, sondern der Stadtverwaltung zu- 
gute kommen würden, führt er das Beispiel der in den Händen zweier 
Privat-Aktiengesellschaften liegenden Gasindustrie in Turin an'?), um 
an ihm zu beweisen, dall erstens die private Produktionsform unter 
dem Druck der Konkurrenz sehr wohl imstande sei, zu den denkbar 
niedrigsten Preisen zu fabrizieren — Turin habe das billigste Gas 
in ganz Italien —, und dafl zweitens das von den Fautoren der Munizi- 
palisationen häufig angeführte Argument falsch sei, demzufolge nämlich 
alle diejenigen Industricen, welche den städtischen Grund und Boden 
(zur Röhrenlegung, Schienenlegung oder dergl.} in Anspruch nehmen, 
unfehlbar Monopolbetriebe zeitigen müßten. 

Der von den beiden Gesellschaften in Turin praktizierte Gaspreis 
— ı2 Centesimi pro Kubikmeter — ist allerdings scheinbar ein auf- 
fallend niedriger, zumal in Anbetracht der in Italien ungemein hohen 
Kohlenpreise. Doch ist hierbei erstens zu bemerken, dass die privaten 
Konsumenten außer diesen 12 Centesimi auch die 3 Centesimi, welche 
die Stadt und die 2 Centesimi, welche der Staat pro Kubikzentimeter 
an Abgaben fordert, aus ihrer Tasche zu bezahlen haben, sodass der 
effektive Gaspreis nicht 12, sondern ı7 Centesimi pro Kubikmeter 
beträgt '3), also in Wahrheit für das Gas der Bevölkerung nicht niedri- 
ger ist, als dem soeben erschienenen zweiten Bande des italienischen 
statistischen Jahrbuchs!*) zufolge zum Beispiel in Modena und Neapel. 


1) p. 281. 8) p. 283. ”) p. 255. 19):9:-287. 

11) Das italienische Gesetz gestattet die Uebernahme eines Konzessionsbetriebes 
in städtische Regie bereits nach Io Jahren, falls ein Drittel der gesamten Zeit- 
dauer, auf welche hinaus die Konzession gemacht worden war, verflossen ist. Sind 
aber 20 Jahre nach Eröffnung des konzessionierten Betriebes verstrichen, so hat 
die Stadt in jedem Falle das Recht zu einer Uebernahme. 

12) p. 395 ff. 

13) Nur das zu industriellen Zwecken benützte Gas ist abgabenfrei. 

14) Annuario Statistico delle Città Italiane«, redatto, per inca- 
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Zweitens aber entspricht dem immerhin allerdings sehr geringen Gas- 
preise auch — das kann Schreiberin dieses leider aus eigener Erfah- 
rung bestätigen — eine sehr geringe Gasqualität. Im Laufe des ver- 
flossenen Winters war die Pression mehrere Male tagelang zu bestimm- 
ten Stunden so gering, dail es beim besten Willen nicht möglich war, 
bei dem Gaslicht zu lesen und alle Flammen ausgelöscht werden 
mußten, damit Gas genug zum Bereiten des Abendbrots vorhanden war! 
Auch gegen die zweite Behauptung Geissers lassen sich unseres 
Erachtens Einwände erheben. Die »freie Konkurrenz«e der beiden 
Turiner Gasgesellschaften ist in Wahrheit doch nur eine sehr beschränkte, 
da eine freie Wahl zwischen den beiden Gaslieferanten nur für eine 
ganz verschwindende Minderzahl der Gaskonsumenten möglich ist. 
Denn nicht nur, daß die zur Miete wohnenden Gaskonsumenten, 
die doch an und für sich schon numerisch weitaus den größten Teil 
der Bevölkerung ausmachen, gezwungen sind, ihren Gasbedarf derjeni- 
gen Gesellschaft zu entnehmen, welche der Hausbesitzer zur Liefe- 
rantin seines Hauses gewählt hat, und auch die Hausbesitzer selbst, da 
die Röhrenanlage sowie die Gasleitungen an der Außenseite des 
Hauses Eigentum der Gasgesellschaft ist, vielfach nicht imstande sind, 
ohne große Kosten und Schwierigkeiten etwa ihren Gaslieferanten zu 
wechseln, haben nicht einmal alle diejenigen Gaskonsumenten, welche 
sich selbst ein neues Haus erbauen, eine vollkommen freie Wahl zwi- 
schen den beiden Gaslieferanten. Nur in einigen Straßenvierteln Turins 
ist nämlich eine doppelte Röhrenanlage vorhanden, während die bei- 
den Gasgesellschaften für die neueren Teile der Stadt ein Abkommen 
getroffen haben, das die gegenseitigen Interessensphären ganz genau 
abgrenzt. So tritt also schon jetzt deutlich die Erscheinung zutage, 
dal je länger dic beiden privaten Gesellschaften nebeneinander be- 
stehen, desto schwächer die Konkurrenz zwischen ihnen zum Ausdruck 
kommt. Der Periode des Kampfes, welche die Gaspreise herabdrückte, 
folgt eine Periode des gegenseitigen Uebereinkommens, welche auch 
die Gaspreise langsam wieder in die Höhe treiben wird. Wir haben 
es hier also zwar nicht mit einem einzigen Monopolbetriebe zu tun, 
wohl aber mit zwei Betrieben, welche unfehlbar im Laufe weniger Jahre 
beide den Charakter von Monopolbetrieben tragen werden. So sehr 
die in fast leidenschaftlichem Tone abgefafite Streitschrift von Alberto 
Geisser gegen die städtischen Industriebetriebe an vielen Stellen zum 
Widerspruch reizt, so bildet sie doch andererseits einen wohltätigen 
Dämpfer gegen eine Munizipalisierungspolitik um jeden Preis, wie sie 
vielfach besonders in den ersten Jahren des neuen Jahrhunderts in 
italienischen Gemeinden getrieben wurde, und scine Einwände gegen 
die städtischen Betriebe geben manch nützliches Warnungssignal für 
die Klippen an denen die kommunale Industrie in Italien zwar unseres 
Erachtens nicht zerschellen wird, die sie aber stets wachsam im Auge 
behalten muß. l 
Die elegante äußere Form und der reizvolle Stil des Buches tragen 
nicht wenig dazu bei, seine Lektüre anregend zu gestalten, trotz der 
Trockenheit der Materie. (Gisela Michels.) 
Lindemann, Dr. H, und Sädekum, Dr. A, Kommunales Jahrbuch, 
I. Jahrg. 1908. Gustav Fischer, Jena 1908. 888 S. gcb. M. 15.—. 
Der erste Teil des Werkes, das einen Umfang von ca. 900 Druck- 


rico dell’ Unione Statistica delle Città Italiane, dal. prof. Ugo Giusti. Anno II, 
1907—1908. Firenze 1908. Alfani e Verturi edit. p. 84. 
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sciten hat, bictet eine Uebersicht über alle Zweige der Verwaltung der 
deutschen Gemeinden im Berichtsjahre 1907 sowie der staatlichen Ge- 
setzgebung, soweit sie für die Gemeinden in Betracht kommt, und der 
kommunalpolitischen Literatur. Behandelt sind u.a. : Städtereinigung, 
Fürsorge für die Ernährung, Badewesen, Bekämpfung der Krankheiten, 
Wohnungswesen, Bildungswesen, Schulgesundheitspflege, allgemeine und 
spezielle Arbeiterpolitik, Armenwesen, Wirtschaftspflege und Finanz- 
wesen. Der zweite Teil des Buches berichtet über die in den deut- 
schen Gemeinden mit mehr als sooo Einwohnern vorhandenen kom- 
munalen Einrichtungen aller Art und gibt überdies die Adressen der 
beamteten und ehrenamtlichen Gemeindevertreter an. 


Silbergleit, Prof. Dr. Heinrich, Direktor d. Statistischen Amtes 
d. Stadt Berlin. Preußens Städte. (Denkschrift zum 100 jährigen 
Jubiläum der Städteordnung vom ı9. November 1808.) Karl Hey- 
mann, Berlin 1908. XII u. 509 S. geb. M. 12.—. 


Eine zum ıoojährigen Jubiläum der Preußischen Städteordnung 
im Auftrage des Vorstandes des Preußischen Städtetages verfaßte Denk- 
schrift wesentlich statistischen Charakters. Die Leistungen der größe- 
ren und mittleren preußischen Städte (mit bei der letzten Volkszäh- 
lung mehr als 25 000 Einwohnern) auf allen Gebieten kommunaler Tätig- 
keit werden nach dem gegenwärtigen Stande unter Berücksichtigung des 
entwicklungsgeschichtlichen Moments zur Darstellung gebracht. 

Das Werk zerfällt in drei Hauptabschnitte. Im ersten wird der 
geschichtliche Werdegang jeder einzelnen der 110 Städte in seinen 
Grundzügen dargestellt unter möglichster Betonung der für die kom- 
munale Entwicklung beachtenswerten Vorgänge. Der zweite Abschnitt 
enthält Erläuterungen zu den den dritten Abschnitt bildenden Tabellen, 
in welchen eingehende Nachweisungen über alle Zweige der städtischen 
Verwaltung, sowie über die allgemeinen Vorgänge im Gebiet des Stan- 
des und der Bewegung der Bevölkerung, der Hygiene des Verkehrs 
usw., vielfach auf längere Zeit zurück, mitgeteilt werden. 


24. Wohnungsfrage. 


(‚retzschel, Landeswohnungsinspektor, Darmstadt, Jahresbericht des 
(roßh. hessischen Landeswohnungsinspektors, pro 1907. G. Jonghaus, 
Darmstadt 1908. IV u. 162 S. M. 1.—. 

Das Großherzogtum Hessen steht bekanntlich in der gesetzgebe- 
rischen Behandlung der Wohnungsfrage unter den deutschen Staaten 
an der Spitze. Das Anfang 1903 in Kraft getretene hessische Wohnungs- 
fürsorgeygesetz schuf gleichzeitig eine Ze ntralbehörde, der die Ausfüh- 
rung des Gesetzes obliegt und in der die staatliche Aufsicht und Mit- 
wirkung zusammengefaßt wurde: die Landeswohnungsinspektion. Der 
Leiter dieser Behörde erstattet jedes Jahr über seine Tätigkeit, sowie 
über Stand und Entwicklung der Wohnungsverhältnisse einen Bericht 
Derjenige für das Jahr 1907 ist vor einigen Monaten erschienen. Ne- 
ben Mitteilungen über die Tätigkcit der Ländeswohnungsinspektion ent- 
hält der Bericht in acht Abschnitten eine Fülle von statistischem Ma- 
terial, das für jeden Sozialpolitiker und insbesondere für die Wohnungs- 
reiormer von Interesse ist. Es bezieht sich u. a. auf die Gestaltung 
des Wohnungsangebots und der Mietsprceise, die Beschaffenheit der 
Kleinwohnungen, Geldbeschaftung für die gemeinnützige Bautätigkeit 
usw. Von besonderer Bedeutung sind die Abschnitte II und III, von 
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denen ersterer interessante Angaben über die Durchführung der Woh- 
nungsinspektion enthält, während Abschnitt III die in Hessen verhält- 
nismäßig umfangreiche Tätigkeit auf dem Gebiete der positiven Woh- 
nungsfürsorge behandelt. Zur Orientierung über die praktische 
Handhabung der auf Besserung der Wohnungsverhältnisse abzielenden 
Bestrebungen ist der Bericht besonders geeignet. 


25. Unterrichts- und Bildungswesen. 


Stein, Philipp, Prof. Dr. und Fuchs E., Pfarrer Lic. Volksbildung, 
Politik und Religion, Quelle u. Meyer, Leipzig 1908. 36 S. M. —.60. 
Im 1. Vortrage »Volksbildungswesen und seine Beziehungen zu den 
politischen Parteien, zu Gemeinde und Staat« führt der Verfasser aus, 
daß die politisch neutrale Volksbildung nicht entbehrt werden könnte, 
da in einer neutralen Organisation das »technisch Eigenartige der Bil- 
dungsarbeit ganz anders ausgebildet werden könnte wie bei politischen 
Volksbildungsorganisationen«e. Der Verband für Volksbildung erstrebt 
die Erziehung zur vollen und selbständigen Persönlichkeit unter strenger 
Wahrung der politischen Neutralität. 

Der II. Vortrag behandelt die Stellung der Volksbildung zur Re- 
ligion. Bildung kann die Frömmigkeit nicht ungünstig beeinflussen, da 
die Religion im Gemüte wurzelt und sich nur schwach vom Verstande 
bestimmen läßt. Alle wahre Religion kann vertragen, daß sich die 
Gläubigen eine selbständige Ueberzeugung bilden. (M.) 


26. Jugendfürsorge und Armenwesen. 


Szlbergleit, H., Finanzstatistik der Armenverwaltungen von 130 Städten 
von IQOI bis 1905. Duncker u. Humblot, Leipzig 1908. 53 S. 
M. 1.80. 

Die seit dem Jahre 1900 vom Deutschen Verein für Armenpflege 
und Wohltätigkeit an die größeren deutschen Städte versandten Frage- 
bogen wurden vom Verfasser erstmals für Igoo im 61. Heft der Schriften 
des genannten Vereins veröffentlicht. Die neue Arbeit stellt die Fort- 
setzung für die folgenden fünf Jahre dar und zwar für eine erheblich 
größere Zahl von Städten. Für die einzelnen der fünf Jahre werden 
nur die Hauptgruppen der Ausgaben angegeben, dafür sind für den 
Durchschnitt der Jahre ıgoı bis 1905 die Einzelposten jeder Haupt- 
gruppe berücksichtigt. Endlich werden auch die Einnahmen in ihrer 
näheren Zusammensetzung zur Vervollständigung des Zahlenbildes ver- 
öffentlicht. 


27. Kriminologie, Strafrecht. 


Friedrich, Dr. J. K. Julius, Landgerichtsrat und Privatdozent 
a. d. Univ. Gießen. Ablontalpolitik als Wissenschaft. Ein neucs 
Forschungsgebiet der Rechtsphilosophie. Dr. W. Rothschild, Berlin 
1909. 40 S. 

Verfasser begreift die auf wissenschaftlicher Basis aufgebaute Ge- 
setzespolitik als Bestandteil einer entwicklungsgeschichtlich und rechts- 
vergleichend arbeitenden Rechtsphilosophie. Daraus ergibt sich für 
den Gesetzgeber die Notwendigkeit, nicht nur die Grundprinzipien der 
Rechtsentwicklung (das Ordnungs-, Freiheits- oder Rechtspersönlichkeits- 
und das Gerechtigkeitsprinzip) zu kennen und anzuwenden sondern auch 
die für Kolonisationszwecke besonders wichtige Abgrenzung der ver- 
schiedenen Interessengebicte möglichst genau vorzunehmen. Für das 
Strafrecht der deutschen Schutzgebiete ist Berücksichtigung der Motive 
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der Eingeborenen hierbei von größtem Belang, wie an einer Reihe von 
Beispielen gezeigt wird; aber auch die Schaffung von geeigneten Rich- 
terpersönlichkeiten die diese Motive zu erkennen und die vom Gesetz- 
geber klar zu formulierenden Motive der Bestrafung als solche ihrem 
Urteil zugrunde zu legen haben, wird verlangt. Daraus folgt die For- 
derung eines Kolonialstrafgesetzes, der vollständigen Trennung von 
Justiz “und Verwaltung, prozessualer Garantieen, einer Revisionsinstanz 
zur Konsolidierung der Rechtsprechung, Einheitlichkeit der Gesctzge- 
bung. Die Deportation wird als kriminalpolitisch empfehlenswert be- 
zeichnet, bei dem gegenwärtigen Stand unserer Kolonien aber aus 
wirtschaftspolitischen und ethischen Gründen abgelehnt. 


Hocgel, Dr, Hugo, Oberstaatsanwalt und Prof. a. d. Konsular- 
akademie in Wien. Die Einteilung der Verbrecher in Klassen. (Heft 2 
der kritischen Beiträge zur Strafrechtsform, herausgegeben von Prof. 
Birkmeyer und Nagler.) Wilh. Engelmann, Leipzig 1908. IX, 201 S. 
M. 5.—. 

Der Verfasser steht auf dem Standpunkt der sogenannten klassi- 
schen Schule, verwirft im übrigen den Ausdruck Vergeltungsstrafe als 
irreführend, da kaum ein Anhänger dieser Schule den Standpunkt der 
Vergeltung im Sinne eines absoluten Strafzweckes vertrete. Die Strafe 
habe in Verfolgung der Zwecke der General- und Spezialprävention 
gerecht im Sinne der herrschenden Anschauung zu bleiben, sie dürfe 
nicht in einem Mifiverhältnisse zur Bedeutung der konkreten Tat ste- 
hen. In einer Einleitung stellt er dar, dafs die Behauptung, die Kri- 
minalität sei in einem bedrohlichen Ansteigen begriffen, teils unrichtig, 
teils übertrieben sei. Er führt den Nachweis, daß die Kriminalstatıstik 
zu irrigen Schlüssen Anlaf3 gebe, daß ein Rückschluß aus der Zahl der 
Verurteilungen auf die Größe der Straffalligkeit und Rückfälligkeit an- 
gesichts der zahlreichen Fehlerquellen vielfach gewagt und geradezu 
unzulässig sci. 


Eine »Scheidung der Straffälligen nach ihrer Gesinnung« sei mit 
Sicherheit nicht zu machen. Man könne allerdings bei einzelnen, die 
nach wiederholten Vorstrafen regelmäßig wieder rückfällig werden, 
schließen, da sie unverbesserlich seien und daß die bisherigen Strafen 
ihre Wirkung verfehlt haben, nicht aber bei der großen Masse den 
Blick in die Zukunft tun. Die theoretische Scheidung von Gelegen- 
heits-, L.eidenschafts-, Gewohnheitsverbrechern usw. sei praktisch nicht 
durchführbar, sie lade dem Richter cine zu groe Verantwortung auf. 
Ebensowenig könne man cin solches Urteil im Wege einer unbestimm- 
ten Strafe gewinnen. 

Am leichtesten zu scheiden sei die Gruppe der Jugendlichen. Zu 
warnen sci hier von übertriebener Fürsorgemaßsregeln. Die Straffällig- 
keit Jugendlicher sci in der Regel eine Alterserscheinung, die mit zu- 
nehmender Reife schwinde. Mit Entschiedenheit wendet sich der 
Verfasser gegen die Lehre vom geborenen Verbrecher, den Begriff der 
Moral Insanity und die Sonderbehandlung der Gruppe der sogenannten 
Minderwertigen. Diese seien in keiner Weise von den übrigen abzu- 
grenzen, der Begriff sei ein in jeder Richtung dehnbarer, umsomehr 
als der Typus des Normalmenschen nicht bestehe. Ein großer Teil 
dessen, was die heutige Psychiatrie als pathologisch bezeichne, sei 
psychologisch zu erklären und in den natürlichen menschlichen Trieben 
begründet. 
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Nadastiny, Franz, Strafanstalts-Oberdirektor in Garsten (Ober- 
österreich). Untermenschen. Das ius talionis im Lichte der Krimi- 
nalpsychologie. (Bd. II der Bibliothek der Menschheitsziele.) Otto 
Wigand, Leipzig. VIII u. ı9ı S. M. 6.—. 


Der Verfasser hat in seiner Eigenschaft als Strafanstaltsdirektor 
Gelegenheit gehabt, die Verhältnisse von vielen tausend Verbrechern 
während fast zwei Jahrzehnten zu untersuchen. Auf Grund seiner 
Forschungen nimmt er in seinem Buche Stellung zur Strafrechtsreform. 
Davon ausgehend, daß die Selbsterhaltung die Grundlage jeglicher 
sittlichen Rechtsordnung sein muß, bekämpft der Verfasser den über- 
triebenen Intellektualismus der modernen Strafrechtsichre. Verbrecher 
sind in ihrer überwiegenden Mehrzahl nicht Geisteskranke, sondern 
Untermenschen, d. h. Menschen, deren Gefühlsleben mangelhaft ent- 
wickelt ist. »Nicht Kalt- und Sicherstellung des Gewohnheitsverbrechers 
führen zum Zicle, sondern die Betätigung des Samariterdienstes im 
Sinne des menschlichen Ideals, des Mitleids, welches niemanden und 
nichts aufgibt, was noch zu retten ist.« Die Verhütung des mora- 
lischen Unglücks vermag nicht aus dem römischen ius talionis, sondern 
nur aus der unmittelbaren Verbindung des menschlichen Seelenlebens 
mit der Erscheinungswelt geschöpft zu werden. An die Stelle des 
heutigen Strafvollzuges will Nadastiny eine Zwangserziehung gesetzt 
sehen. Der Täter soll nicht mehr infolge seiner Schuld verurteilt, 
sondern wegen seiner schlechten Eigenschaften zu jener Sicherungs- 
fürsorge bestimmt werden, die geeignet ist, nicht nur den angerichteten 
Schaden gut zu machen, sondern ihn auch durch mehr oder minder 
intensive Erzichungsmittel dazu führt, seine Fehler abzulegen. (M.) 


28. Soziale Hyglene. 

Miller, Dr, Maximilian, Schiedsgerichtsarzt, Die Zrwerbsun- 
fähigkeit im Sinne des Invalidenversicherungsgesetses und ihre Ursachen. 
(Für Versicherungsbeamte, Beisitzer und Aerzte bearbeitet). Verlag 
der Arbeiterversorgung A. Troschel, Groß-Lichterfelde. 194 S. 


Zwei Mängel machen sich ın der Praxis der Versicherungsrechts- 
pflege mehr und mehr fühlbar: der Versicherungsbceamte 
fühlt sich in der Auflage der versicherungsrechtlichen Verwertung und 
Verarbeitung der ärztlichen Gutachten wegen der damit verbundenen 
Schwierigkeiten bei seiner Amtsbetätigung unangenehm belastet; der 
Arzt andrerseits ist infolge ungenügender oder mangelnder Unter- 
richtung in der Versicherungsgesetzgebung vielfach nicht in der Lage, 
für die Rechtsbehandlung zweckentsprechende Gutachten zu erstatten. 
Nach beiden Richtungen sucht Verfasser in scinem Werk einem fühl- 
baren Bedürfnis zu entsprechen und den Weg, bestehenden Unzuläng- 
lichkeiten zu begegnen, zu zeigen. 

Im ersten Abschnitt erfolgt in Anlehnung an bekannte Ar- 
beiten von Siefart, Weymann, Secelmann eine entsprechende 
Besprechung der Grundzüge bei Vornahme der Einschätzung von Ar- 
beitsfähiekeit und Erwerbsfähigkeit; im weiteren finden — Begriff der 
Erwerbstähiskeit im allgemeinen und im Sinne des Invalidenversiche- 
rungspesetzes — Minderung der Erwerbsfähigkeit — vorübergehende 
und dauernde Erwerbsunfähigkeit — Eintritt der dauernden Erwerbs- 
unfähigkeit —- Wiedereintritt der Erwerbsfählgkeit — ıhre Besprechung. 

Im zweiten Teil behandelt Verfasser als erster die Aetio- 
logie der Invalidität. In erster Linie erfolgt eine eingehendere 
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Besprechung der Altersinvolution, der generellsten der Invali- 
ditätsursachen und der mit dieser engverknüpften Berufs- und Ge- 
werbekrankheiten. Daran schließt sich die Behandlung der 
3 wichtigsten Volkskrankheiten, der Tuberkulose, des chroni- 
schen Alkoholismus und der Syphilis. Den Schluß bildet 
die Behandlung der Erkrankungen der einzelnen Körperorgane und 
der Verletzungen, jeweils unter Einbeziehung der Ergebnisse der Stati- 
stik und unter Beleuchtung der wesentlichen Momente an der Hand 
wichtiger und wertvoller Erfahrungen in langjähriger ausgedehntester 
versicherungsärztlicher Tätigkeit. 


29. Frauenfrage und Sexualethik. 


30. Staats- und Verwaltungsrecht. 


Fleiner, Fritz, Prof. a.d. Univ. Heidelberg, Verwaltungsrechtsfälle 
sum akademischen Gebrauch. J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), Tübingen 
1908. 64 S. M. 1.80. 

Die Sammlung (70 Fälle) bezweckt, die Studierenden zu einer 
streng juristischen Behandlung des Verwaltungsrechtes anzuleiten und 
ihnen ein juristisches Anschauungsmittel in die Hand zu geben, mit 
deren Hilfe sie die in der theoretischen Vorlesung gewonnenen Kennt- 
nisse praktisch verwenden können. Die Fälle betreffen allgemeine 
Fragen des Verwaltungsrechts; sie sind nicht auf. ein bestimmtes par- 
tikuläres Recht zugeschnitten. 

Jellincek, Walter, Der fehlerhafte Staatsakt und seine Wirkungen. 
Eine verwaltungs- und prozeßrechtliche Studie. J. C. B. Mohr (Paul 
Siebeck), Tübingen 1908. 201 S. M. 6.—. 

Das Buch gehört zum Besten, was unsere Literatur des öffentlichen 
Rechts in letzter Zeit gebracht hat. Unter einem prunklosen Titel 
verbirgt sich eine allumfassende kritisch-systematische Gedankenarbeit, 
die Arbeit eines jungen Gelchrten, der in die Fülle eines aus frischer 
Anschauung und lebendiger Erfahrung verfassten Stoffes nach eigener, 
selbstgewonnener Denkmethode neue und höchst beachtenswerte syste- 
matische Grundlinien zieht. Wohlvertraut mit der überlieferten allge- 
meinen Staatslehre, mit den allgemeinen und besonderen Lehren des 
Prozeß- und Verwaltungsrechtes, geht W. Jellinek doch ganz eigene 
Wege in der kritischen Betrachtung und der systematischen Anordnung 
cincs reichhaltigen empirischen Wissens. Das Objekt ist der Staatsakt 
und darunter begreift er alles, was der Staat tut, seine Wahrnehmungen, 
Urteile und Handlungen, all dies indes nur soweit es Aeufserungen der 
Staatsgewalt sind und dicselben für das Recht in Betracht kommen. 

Näher untersucht er nur die Akte der Verwaltung und des Pro- 
zesses, und zwar beide in paralleler Forschung und nach dem Gesichts- 
punkt ihrer möglichen und erfahrungsgemäfsen Fehlerhaftigkeit. Die 
Gesetzgebung bleibt ausgeschaltet, obgleich es in ihr an der Möglich- 
keit von Fehlern nicht gebricht. Die Fcehlerhaftigkeit der Akte der 
Verwaltung und des Prozesses ist eine so mannigfaltige, dass man eine 
erschöpfende Darstellung derselben füglich wohl nur von einem System 
des abstrakten und des positiven Rechtes erwarten kann. Wo eine 
Norm bestcht, da kann sie auch in ihrer Anwendung verfehlt werden, 
ja das Vorhandensein der Norm ist der schlagende Beweis für die 
Möglichkeit von Irrungen, denn was sie gebietet, das steht immer in 
einem Gegensatz zu etwas Andersgewolltem. Ist aber jede Norm ein 
Komplex von Fehlermöglichkeiten, so folgt, daß die Verstöße min- 
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destens so vielartig sind als die Normen selbst. Man möchte deshalb 
an der Möglichkeit eines Systems der Fehler verzweifeln oder geneigt 
sein, einfach zu sagen, das Fehlersystem sei schlechthin nichts anderes 
als die Kehrseite des Systems des positiven Rechtes und mit diesem 
sei jenes von selbst gegeben. 

Die letztere Alternative mag im allgemeinen richtig sein, daß sie 
aber der Mühe, dem positiven Rechte von dieser Kehrseite her zu Leib 
zu rücken, nicht überhebt, darüber belehrt uns W. J. auf eine neue 
und eigene Weise. Die Rechtspflege der Verwaltung und des Prozesses 
in bürgerlichen und Strafsachen übt tatsächlich das Verfahren solcher 
Kehrseitebetrachtung schon lange und es fehlt ihr auch nicht an syste- 
matisch wissenschaftlicher Kritik. Allein W. J.s Standpunkt ist in ver- 
schiedener Hinsicht ein origineller und Zukunftverheißender. Nicht nur 
die Parallelbetrachtung erweist sich als förderlich, vor allem ist die 
psychologische Grundlage, von der aus J. den Staatsakt würdigt und 
gliedert neu und höchst anziehend. Dabei ist ihm Zweierlei besonders 
gelungen. Das Tableau der Fehlermöglichkeiten wird besonders an- 
schaulich durch den Gegensatz der idealen Fehlerlosigkeit, welchen J. 
oben hinstellt. Das Idealbild aber gewinnt er durch die richtige Wür- 
digung der im Staatsakt anwendbaren psychologischen Funktionen der 
Erkenntnis, des Willens und der Tat. »Alle Akte der Justiz und der 
Verwaltung zerfallen nach den Kombinationen der psychologischen 
Tatsachen des Wahrnehmens, des Denkens und des Wollens ın drei 
Hauptabteilungen:: I. Entgegennahme von Erklärungen, II. Urteile, II. 
Handlungen«. Unter den Urteilen scheidet J. die Hauptgruppen der 
Feststellungsurteile und der Handlungsurteile und gliedert jene wieder 
als Tatsachenurteile, Zweckmäßigkeitsurteile und rechtliche Feststel- 
lungsurteile. Die Handlungen sind entweder Rechtsgeschäfte oder Hand- 
lungen im engeren Sinn. Diese Einteilung bildet sodann die Grundlage 
für die verschiedenen Forderungen des Idealbildes des fehlerlosen 
Staatsaktes jeder Gruppe, und aus ihr folgen dann im weiteren auch 
die verschiedenen Wirkungen der möglichen Fehler in jeder Gruppe. 
Das Ergebnis ist ein überwiegend befriedigendes und anzuerkennen ist 
die durch zahlreiche Beispiele aus allen Gebieten des Rechtes gebotene 
Anschaulichkeit. 

Die Arbeit ist im hohen Maße anregend und verliert an Wert 
auch nicht, wenn im einzelnen den Ergebnissen nicht überall zugestimmt 
werden kann. An jener grundlegenden Einteilung wird manches noch 
zu erwägen bleiben. Auf alle Fälle gehört W. Jellineks Schrift zu den 
wichtigsten Beiträgen, welche die allgemeine Verwaltungs- und Prozeß- 
rechtslehre in neuerer Zeit erhalten hat. (Piloty.) 


Leser, Dr. Guido, Untersuchungen über das Wahlprüfungsrecht des 
Deutschen Reichstags. (Staats- und völkerrechtliche Abhandlungen, 
herausgegeben von G. Jellinek und G. Anschütz, Band VII, Heft 2.) 
Duncker und Humblot, Leipzig 1908. XIV u. 148S. M. 3.80. 


Die Grundlage der Erörterungen in der vorliegenden Schrift bil- 
den in weitem Umfange Fälle aus der parlamentarischen Praxis. Die 
Schranken, die dem Deutschen Reichstage bei der Ausübung des Wahl- 
prüfungsrechts gezogen sind, und das Verfahren, nach welchem er die 
Prüfung vornimmt, werden eingehend besprochen (formelles Wahlprü- 
fungsrecht.. Aus dem Gebiete des materiellen Wahlprüfungsrechts, 
d. h. der Rechtsgrundsätze, die bei der Findung der Entscheidung zur 
Anwendung zu gelangen haben, wird hauptsächlich die Frage der sog. 
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amtlichen Wahlbeeinflussung dargestellt; die in neuerer Zeit hierzu er- 
gangenen Entscheidungen des Reichstags werden kritisch betrachtet. 

Daneben verfolgt die Arbeit den Zweck der Rechtsvergleichung 
und der Gesetzgebungspolitik. Sie berührt den Rechtszustand in den 
anderen Staaten, in welchen die Parlamente über die Wahlen ihrer 
Mitglieder entscheiden (bisher die Mehrzahl; typisch: Frankreich), wie 
in denen, welche diese Prüfung richterlichen Instanzen anvertraut haben 
(England, Canada, Schweden, Finnland, Bulgarien, Serbien, Japan, Un- 
garn, Elsass-Lothringen). Zum Schlusse sucht die Abhandlung — wie 
schon manche andere vor ihr — den Nachweis zu führen, daß eine 
völlige Ersetzung der parlamentarischen Wahlprüfung durch die rich- 
terliche angezeigt wäre. 


Petersilie, Dr. phil. E., Gerichtsassessor, Zntstehung und Bedeutung 
der Preußischen Städteordnung. Eine Festschrift zum 19. November 
1908. Verlag der Dürrschen Buchhandlung. Leipzig 1908. IV und 
154 S. M. 2.—. 

Der Verfasser leitet seine Festschrift, die weder eine lehrhafte ju- 
ristische Abhandlung, noch eine trocnene historische Darstellung sein 
will, mit einem kurzen historischen Rückblick auf die Zeit vor dem 
Erla der preußischen Städteordnung ein. Er entwirft zunächst ein 
Bild von der wirtschaftlichen und politischen Verfassung der mittel- 
alterlichen Städte während ihrer Blütezcit, schildert den Verfall des 
Städtewesens im 16. und 17. Jahıhundert und im Anschluf daran die 
Vernichtung der Freiheit der preußischen Städte im ı7. und 18. Jahr- 
hundert. Nachdem die Stellung der Städteordnung im Gesamtreform- 
werk beleuchtet ist, wird der Leser mit ihrer Entstehungsgeschichte 
und der Lebensgeschichte ihres Schöpfers Stein sowie seines treuen 
Gehilfen J. G. Frey bekannt gemacht. Den in der Städteordnung ver- 
wirklichten fremden Ideen ist ein besonderes Kapitel gewidmet. Zum 
Schluß betrachtet der Verfasser den Einfluß der Städteordnung auf 
die Gestaltung der anderen deutschen Städteordnungen und ihre Be- 
deutung für das gesamte politische Leben der Nation, wie für den 
wirtschaftlichen Aufschwung der Städte. Im Anhange werden die drei 
preußischen Städteordnungen, sowie ein Literaturanzeiger zum Abdruck 
gebracht. (M.) 


31. Gewerbe-, Vereins- u. s. w. Recht. 


Brant!, Dr. Maximilian, Rechtsanwalt in München, Die Sante- 
rung von Aktiengesellschaften, eine Untersuchung über ihre materiell- 
rechtlichen Voraussetzungen. Franzsche Hofbuchdruckerei, München 
1908. 49 Seiten. M. 2.—. 

Die juristische Seite der Sanierungen behandelte bisher nur das 
Werk Leists (Sanierung von Aktienges. Berlin 1905). Die vorliegende 
Schrift untersucht eingehend die Möglichkeiten und die Grenze der 
Sanierungsbeschlüsse im Rahmen des deutschen Aktienrechts ; sie ver- 
sucht nachzuweisen, da die von Leist aufgestellte »bilanzmäfsige« 
Grenze unhaltbar ıst, deckt die schädlichen Einflüsse Leists auf die 
Rechtsprechung des Reichsgerichts auf, und kommt zu dem Ergebnis, 
dafs der § 138 BGB. die einzige und genügende Handhabe bietet. 
Esters, Dr. Josef. KRechtsbesichungen zwischen Krankenkassen und 

berufsgenossenschaften nach § 25 des Gewerbe-Unfallversicherungs- 
gesetzes. J. C. B. Mohr, Tübingen 1908. X u. 144 S. M. 3.80. 
Der Verfasser untersucht die Schwicrigkeiten, welche der $ 25 des 
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Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes der Rechtsanwendung bietet. Nach 
einer kurzen historischen Einleitung wird zuerst das Verhältnis der 
Ansprüche des Versicherten gegen Krankenkasse und Berufsgenossen- 
schaft kritisch beleuchtet. Der Verfasser kommt zur Ablehnung der 
Ablösungstheorie und tritt für die Kumulationstheorie ein, wonach die 
Verpflichtung der Krankenkasse auch dann bestehen bleibt, wenn die 
Berufsgenossenschaft bereit ist, ihrerseits zu leisten und sogar dann, 
wenn sie schon begonnen, ihre Leistungen zu bewirken. Der letzte 
Abschnitt ist der Untersuchung der materiellen und formellen Voraus- 
setzungen, der Rechtsnatur des Gegenstandes und des Umfanges des 
Ersatzanspruches gewidmet. (M.) 


Ingwer, Dr. J., Das Koalitionsrecht der Arbeiter. Wiener Volksbuch- 
handlung Ig. Brand u. Co. Wien 1909. 104 S. M. 2.—. 

Inhalt: Vorwort. — Zur Geschichte des Koalitionsrechtes. — Die 
Koalitionsfreiheit. — Schranken der Koalitionsfreiheit. — Arten der 
Koalitionen. — Zweck der Koalitionen. — Rechtsunwirksamkeit der 
Koalitionen. — Der Arbeitswillige. — Mittel der Einschüchterung oder 
Gewalt. — Die Streikposten. — Sperre und Boykott. — Koalitions- 
recht und Strafgesetz. — Die Feinde des Koalitionsrechtes. — Reform 
des Koalitionsrechtes. — Diese Schrift enthält eine vollständige Dar- 
stellung des Koalitionsrechtes der Arbeiter in Oesterreich. Sie hat 
nicht nur die Aufgabe, den umfangreichen Stoff theoretisch zu behan- 
deln, sondern auch: die Ergebnisse der Praxis kritisch zu verwerten. 
Alle bemerkenswerten Entscheidungen des Kassationshofes werden hier, 
insofern sie sich mit dem Koalitionsrecht befassen, verarbeitet und 
kritisch beleuchtet. Die Schrift darf umso größeres Interesse für sich 
in Anspruch nehmen, als sie die erste umfassende und erschöpfende 
Darstellung des österreichischen Koalitionsrechtes ist. 


AÄrech, Dr. J., Das Reichsgesetz über den Unterstützungswohnsits in der 
Fassung der Novelle vom 30. Mai 1908. XI. Auflage. J. Guttentag, 
Berlin 1908. 429 S. M. 3.—. ' 

Die systematische Anordnung ist dieselbe, wie in den fünf vorher- 
gehenden Auflagen. Die Rechtsprechung des Bundesrats für das Hei- 
matwesen ist bis September 1908 berücksichtigt; ebenso die Judikatur 
der obersten Verwaltungsgerichtshöfe von Sachsen, Württemberg und 
Baden. Da für Unterstützungsfälle aus der Zeit vor dem ı. April 1909 
das bisher geltende Recht mafsgebend bleibt, ist im Kommentar auch 
die darauf bezügliche Judikatur aufgenommen und durch besondere 
Typen ersichtlich gemacht. Ein Anhang behandelt die für Armenver- 
bände wichtigsten Vorschriften des bürgerlichen Gesctzbuchs über das 
Familienrecht. 

Von demselben Verfasser ıst gleichzeitig ın der Guttentagschen 
Sammlung die VII. Auflage einer Handausgabe jenes Gesetzes erschie- 
nen, welche außerdem die Reichsgesetze über die Freizügigkeit und 
Erwerb und Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit und in einem 
Anhange die auf das Gesetz über den Unterstützungswohnsitz bezüg- 
lichen landesgesetzlichen Bestimmungen enthält. 


Leweck, Dr., Syndikus der ostpr. Landschaft, Das Gesetz über die 
Zulassung einer Verschuldungsgrenze für land- und forstwirtschaftlich 
genutzte Grundstücke vom 20. 8. 1906. J. Guttentag, Berlin 1908. 
216 S. M. 2.40. 

Enthält neben dem Gesetz die gesamten auf dieses gestützten 

Entschuldungsmafiregeln der Ostpreuflsischen Landschaft nach der Ent- 
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schuldungsvorlage des Ostpr. General-Landschafts-Direktors Dr. Kapp, 
wie sie als Nachtrag zur Ostpr. Landschaftsordnung vom 23. 3. 08 in 
Kraft getreten sind, sowie die Ausführungsbestimmungen und einschlä- 
gigen Vorschriften der in Betracht kommenden Gesetze und Verord- 
nungen. In einer ausführlichen Einleitung wird ein Ueberblick über 
die historische Entwickelung der Entschuldungsfrage gegeben und der 
Einfluß, den die Verschuldungsgrenze auf den Verkaufswert der Güter 
und die Sicherheit der Landschaft ausübt, eingehend beleuchtet. Unter 
Darlegung der Wirkung des Entschuldungsverfahrens an praktischen 
Beispielen und nach erschöpfender Erläuterung des Gesetzes und der 
landschaftlichen Entschuldungsaktion kommt der Verfasser zu dem Re- 
sultat, da das landschaftliche Entschuldungsverfahren den Besitzern 
große Vorteile bietet und geeignet ist, eine Besserung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse des Grundbesitzes herbeizuführen, daß andererseits 
mit der Gewährung der Entschuldungskredite und der Ausgabe der 
für diese auszufertigenden Pfandbriefe und Schuldverschreibungen we- 
der für die Landschaft, noch für die Erwerber der Wertpapiere ein 
Risiko verbunden ist, das nicht durch die vorhandenen Unterlagen 
volle Deckung findet. Er hält deshalb dafür, daf3 gegen die Mündel- 
sicherheit dieser Entschuldungspapiere Bedenken nicht vorliegen. 


Probst, P., Landrichter, Weingesetz, Richter und Publikum. Eine Kri- 
tik aus der Praxis. Lauppsche Buchhandlung, Tübingen 1908. 
51S. ıM. 

Die Schrift beanstandet an dem z. Zt. in der Beratung befindli- 
chen Entwurf eines deutschen Weingesetzes, dass bei seiner Vorbe- 
reitung zwar Weinbauer und Weinhändler gehört wurden, wenig aber 
nach den Interessen der Konsumenten und nach der Durchführbarkeit 
der Bestimmungen gefragt wurde. Der Konsument, der reinen Wein 
erwartet, genießt noch immer keinen Schutz gegen Uebervorteilung 
durch Streckung des Weins mit Zuckerwasser; andrerseits werden 
Maßöregeln geschaffen, die einschneidend aussehen, aber von unehrli- 
chen Produzenten leicht umgangen werden können. Auf Grund ge- 
richtlicher Praxis wird gezeigt, daf3 beim Einschreiten gegen Wein- 
fälscher der Schwerpunkt in den ersten Ermittlungen liegt, und daß 
der Mangel einer einheitlichen Weinpolizei zu einer Rechtsungleichheit 
führt. Vorgeschlagen werden außer kleineren Mitteln Deklarations- 
pflicht für gezuckerten Wein, Ausbau der Sinnenprüfung und Leitung 
der polizeilichen Ermittlungen durch Reichskontrollbeamte. Ueber 
letzteren Punkt besteht ein Konflikt zwischen Reichstagskommission 
und Regierung. 


Rohrbeck, Dr. Walter. Der Hagelversicherungsvertrag nach dem 
Reichsgesetze über den Versicherungsvertrag und einem zuge- 
hörigen Einführungsgesetze. A. Deichertsche Verlagsbuchhandlung 
Nachf. Leipzig ıgog XVIII, und 135 S. M. 3.—. 

Der Verfasser hat sich die Aufgabe gestellt, eine einheitliche Dar- 
stellung derjenigen Normen zu bieten, die aus dem neuen Versiche- 
rungsvertragsgesetze heraus in Anwendung kommen werden. Nachdem 
im I. Kapitel ein Ueberblick über die geschichtliche Entwickelung eines 
besonderen Hagelversicherungsrechtes gegeben ist, wird im folgenden 
Kapitel Begriff und Wirksamkeit des Hagelversicherungsvertrages be- 
handelt und die rechtliche Stellung des Versicherungsnehmers wie des 
Versicherers, die Verjährung und Ausschluffrist untersucht. Im Schluß- 
kapitel wird die Einwirkung des Versicherungsvertragsgesetzes auf die 


Literatur-Anzeiger. 617 


verschiedenen Hagelversicherungsunternehmungen und die bestehenden 
Versicherungsverträge besprochen. (M.) 


Vossen, Dr. Leo, Rechtsanwalt am Oberlandesgericht Düsseldorf. 
Kommentar und System des öffentl. und privaten Reichswereinigungsrechts. 
Dr. W. Rothschild, Berlin 1909. XVI und 332 S. M. 6.—. geb. M. 7.80. 

Das Buch will nicht nur einseitig das Öffentliche, sondern 
auch das private Vereinsrecht behandeln, weil beide Rechte in wich- 
tigen Beziehungen zu einander stehen und sich gegenseitig ergänzen. 

Aus analogen Gründen erschien es angemessen, den Gegenstand nicht 

nur kommentatorisch, sondern zugleich auch systematisch 

zu behandeln. Das Buch darf in der vorliegenden Gestalt daher wohl 
als kurzgefaßtes Handbuch des gesamten Vereins- 
rechtes bezeichnet werden. Da, namentlich im systematischen Teile, 
nicht nur die »Vereine« als solche, sondern auch die konkreten wirt- 
schaftlichen Assoziationsformen, in welchen die Vereinigung der Ur- 
sachen untereinander äußerlich in die Erscheinung tritt, — z. B. Be- 
rufsvereine, Kartelle, Tarifgemeinschaften, Handelsgesellschaften, In- 
nungen, geschlossene Gesellschaften u. s. f. —, je in besonderen Ka- 
piteln übersichtlich behandelt werden, so wurde anstatt der zu engen 

Begriffsbezeichnung »Vereinsrecht« die Benennung »Vereinigungs- 

recht« gewählt. 


32. Politik. 


Ciccotti, Ettore, Montecitorio. Noterelle d'uno che c'è stato. Luigi 
Montzini, Roma 1908. ı59 pp. Lire 3.—. 


Ein Büchlein, wie es in seiner Eigenart weder über das deutsche 
noch über das französische Parlament besteht. Ettore Ciccotti, ord. 
Professor der alten Geschichte an der Kgl. Universität Messina, der 
einige Jahre lang (1900—1904) als Abgeordneter der sozialistischen 
Partei in Montecitorio — der Hügel der Siebenhügelstadt, auf dem 
sich das italienische Abgeordnetenhaus befindet und nach dem der 
Volksmund das Parlament selber genannt hat — gewirkt hat, hat uns 
in diesem Büchlein ein originelles Bild von den Zuständen gegeben, 
die er dort erblickt hat. Ciccotti gibt uns eine reizvolle, wenn 
auch sehr pessimistisch gefärbte Beschreibung von dem Milieu der 
Kammer, ihren Räumen und ihren Männern. Wir befinden uns hier 
inmitten des Regimes der Demokratie. Der Deputierte kann vom 
Wähler gestürzt werden und er selber kann den Minister stürzen; aber 
er ist auch wieder vom Minister abhängig, weil nur dieser die Wün- 
sche seiner, des Abgeordneten, Wähler befriedigen kann, wodurch allein 
dieser ihm treu bleibt, während der Wähler seinerseits auch wieder vom 
Abgeordneten abhängıg ist, ohne dessen Fürsprache sich seine Son- 
derwünsche nicht befriedigen lassen. Diese Beziehungen geben einem 
ganzen Knäuel von Unzuträglichkeiten und Ungeheuerlichkeiten das 
Leben, von denen uns der Verf. sehr launig zu berichten weiß. Die 
Schrift tritt überhaupt den Beweis dafür an -- ohne daß sie sich 
bewußt dieses Ziel gesetzt hätte — daß auch die theoretisch feinstens 
atsgeklügelten Verhältnisse durch die Lässigkeiten und Egoismen die 
Menschen immer wieder zur Karikatur verzerrt und ihren ursprüng- 
lichen Zielen völlig entfremdet werden, sobald das wachsame Auge 
der Kontrolle der Presse und der öffentlichen Meinung nicht vorhan- 
den ist. Ciccotti weist zumal auf die unerzieherische Rolle hin, wel- 
cher die Presse in diesen Zusammenhängen spielt, die statt den In- 
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halt der Reden und Gesetzesbestimmungen ihren Lesern mitzuteilen 
und so ihnen wirkliches Interesse am Parlament einzutlößen, sich mit 
Vorliebe bei den Radauszenen aufhält, die haarklein wiedergegeben 
werden und auf diese Weise dem großen Publikum an den Verhand- 
lungen der Kammer überhaupt den Geschmack verderben. Er beklagt 
ferner den Mangel an ausgesprochenen politischen Parteien in Italien, 
wodurch der Gesinnungslosigkeit und einer rein persönlichen Auffas- 
sung der Politik Tor und Tür geöffnet wird (p. 56). Interessant sind 
auch die Beobachtungen des Verf. über die Bildung von Oligarchien 
innerhalb der parlamentarischen Oligarchie selber. Die bedeutendsten 
Fragen werden allmählich zum Privateigentum einiger wenigen Spezia- 
listen und Sachverständiger, in deren Gutachten die Kollegen nicht 
hineinzureden wagen. Alles in allem genommen spricht Ciccotti dem 
Parlamentarismus eine nur sehr bedingte Wirksamkeit und Nützlichkeit 
zu; seine Bedeutung bestehe lediglich in der Möglichkeit, dem Nach- 
denken über die wichtigsten Interessen des Landes einen Stimulus zu 
geben, Probleme zu divulgieren und anzuregen (p. 157). Aber auch 
diese mehr theoretische Bedeutung werde durch das auf die Alpha- 
beten beschränkte Wahlrecht, das in Italien ın Kraft ist, noch abge- 
schwächt, da das Parlament hierdurch zum Ausdruck einer Volks- 
minorität geworden sei. 

Bemerkenswert sind auch noch die mit künstlerischem Geschick 
entworfenen namenlosen Charakterskizzen der hervorragendsten Parla- 
mentarier (Giolitti, Ferri, Luzzatti, Sonnino u. s. w.), in denen Ciccotti 
sich offenbar die Caractères von Labruyere zum Vorbild genommen hat. 
Der mit der italienischen Politik Vertraute wird leicht erraten, auf wen 
die einzelnen Skizzen gemünzt sind. Uns scheint, als ob Hellmut von 
Gerlach der richtige Mann sei, das was Ciccotti für Montecitorio ge- 
leistet, uns für den deutschen Reichstag zu geben, in derselben Mi- 
schung von tiefem, sittlichen Ernst und lustiger Heiterkeit, die die 
Lektüre des italienischen Buchs so angenehm gestaltet. (R. Michels.) 


Erzberger, M. Mitglied des Reichstags. Der Kampf gegen den Ka- 
tholisismus in der Ostmark. Material zur Beurteilung der Polenfrage 
durch die deutschen Katholiken. Verlag der Germania, Berlin 1908. 
62 S. M. 0.80. 

Das Buch enthält eine Schilderung des Zustandekommens und In- 
halts der Polengesetze von 1886—1908, indem es besonders hervor- 
hebt, wie das Zentrum bei Schaffung dieser Gesetze betonte, daß diese 
(sermanisierung zur Protestantisierung führen werde. In den letzten 
Kapiteln ıst dann an der Hand des amtlichen Materiales nachgewie- 
sen, wie in der Ostmark systematische Protestantisierung vor sich geht. 
Dic Gegenmafsnahmen der Polen sind auf Grund des neuesten Bestan- 
des geschildert und den Wirkungen dieser Politik ein besonderer Ab- 
schnitt gewidmet. Die Schrift ıst die erste umfassendere Behandlung 
der Polenpolitik durch einen deutschen katholischen Autor, der dem 
Zentrum angehört. 

John, Landwirt G., PDauernpersonalismus. E. Pierson, Dresden 1908. 
102 S5. M. 2.— 

Die Abhandlung, welche wissenschaftliches Interesse nicht bean- 
spruchen kann, ist das Geistesprodukt eines von utopistischen Ideen er- 
füllten unklaren Radikalisten. Der Verfasser wendet sich gegen Junker- 
tum, Staatssozialismus, Staatsnationalismus, Militarismus, Judentum und 
Bodenreform. Unter Anlehnung an die Ideen E. v. Dührings fordert er 
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den Ausbau der Gesellschaft nach personalfreiheitlichen Gesetzen. Der 
Großgrundbesitz ist an der schlechten Lage des Bauern und des Ar- 
beiters schuld. Weder der junkerlich-feudale Gegenwartsstaat noch 
der jüdisch-sozialistische Zukunftsstaat entsprechen seinem Ideal; er 
fordert die Neuregelung staatsrechtlicher Verhältnisse auf Grundlage 
freier Staatenbildung bei freier Personenvergesellschaftung. (M.) 


Die Kampfesweise des Reichsverbandes im Lichte der Sozialdemokratie 
und wie sie in Wahrheit ist. Eine Aufklärungsschrift an das deut- 
sche Bürgertum. Reichsverbandsverlag, Berlin 1908. 52 S. M. 0.75. 


Die spzialdemokratischen Führer und ihre Presse erheben seit 
langem gegen den Reichsverband gegen die Sozialdemokratie den Vor- 
wurf unfairer Kampfesweise. Dagegen richtet sich vorliegende Schrift, 
die derartigen sozialdemokratischen Behauptungen Punkt für Punkt ent- 
gegentritt. Das Ergebnis der Untersuchung ist: Die sozialdemokrati- 
sche Partei hat nicht bewiesen und kann nicht beweisen, dass der 
Reichsverband sich anderer Waffen bedient als irgend eine politische 
Partei. 


Kasasis, Prof. Neokles, Präsident des griechischen Nationalvereins 
»Hellenismos«e. Griechen und Bulgaren im neunzehnten und zwanzig- 
sten Jahrhundert. Autorisierte Üebersetzung. B. Liebisch, Leipzig 1908. 
139 S. M. 2.—. 


Die Schrift verfolgt den Zweck, die öffentliche Meinung in Deutsch- 
land über die Natur des Rassenkampfes auf dem Balkan aufzuklären. 
Der Verfasser weist auf Grund von Urkunden und authentischen Zeug- 
nissen nach, daß der Vernichtungskampf, welcher von den bulgarischen 
Patrioten gegen das griechische Volkstum in Ostrumelien und Mace- 
donien geführt wird, die Durchführung eines zielbewußten Programmes 
der bulgarischen Regierung darstellt. Ein besonderes Kapitel behan- 
delt die großbulgarische Expansionspolitik und die Schreckensherr- 
schaft der bulgarischen Banden ın Macedonien. (M.) 
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Von 
ERNST TROELTSCH. 


Zweiter Hauptteil: Der mittelalterliche Katholizismus. 


9. Das absolute Gottes- und Naturrecht und die 
Sekten. (Schluß.) 


Darauf folgt nun aber im 14. und 15. Jahrhundert im Norden 
eine nicht minder durchgreifende Sektenbewegung, die Wiklifie 
und der Hussitismus 5). Sie haben im Unterschiede von dem 
italienischen Sektentum sich dauernd behauptet und haben mit 
verwandten allgemeinen Bewegungen dann den Boden des Prote- 
stantismus bereiten helfen. Grundlegend ist dabei die Wiklifie. 

Auch für sie war der Ausgangspunkt der Gegensatz gegen 
den päpstlichen Absolutismus und seine Einwirkungen auf die 
politischen und ökonomischen Verhältnisse des Landes wie der 
Gemeinden. Wie überall seit dem 14. Jahrhundert die Staatsge- 
walten gegen dicse kirchliche Einmischung sich wehrten, so trat 
auch das englische Königtum in eine Säkularisationspolitik großen 
Stiles ein. Hierin stellte sich Wiklif auf seine Seite. Es ist also 
in diesem Falle nicht die Reaktion der Unterschichten, sondern 
das nationale Gefühl und die politische Verselbständigung das 
erste Motiv. Aber was Wiklif hier geltend machte, war das alte 
Oppositions-Ideal der armen Kirche, der Kirche vor Sylvester 
und Konstantin, wie sie noch dem Gesctz Gottes und des Evan- 


175) Hierzu vgl. Lechler »]. v. Wiklif« (der erste Band Wiklif, der zweite Huß 
und die anderen Vorreformatoren behandelnd),;, Buddensieg, J. Wiklif und seine 
Zeit ıSS5; über das Verhältnis von Wiklif und Huf s. Loserth, Huß und Wiklif. 
Zur Genesis der Ilussitischen Lehre, 1854. Zum Kirchenbegriff bes. Gottschick, 
Huf’, Luthers und Zwinglis Lehre von der Kirche, Z. f. Kirch.-Gesch., 1886. 
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geliums entsprochen hatte. Nur eine solche Kirche stimmt zu 
dem religiösen Ideal und verträgt sich zugleich mit der Selb- 
ständigkeit der bürgerlichen Ordnung. 

Beide Interessen, das Ideal der armen Kirche und der Selb- 
ständigkeit der weltlichen Gewalt, verband nun aber Wiklif in 
einer meines Wissens ihm eigentümlichen, sehr folgereichen 
Theorie vom göttlichen Recht. Es ist eine originelle Fassung des 
patriotischen naturrechtlich-biblisch-gesetzlichen Gedankenkreises, 
in welchem von jeher mit dem Ideal der armen Kirche das ab- 
solute durch keine Kompromisse abgestumpfte Gottes- und Na- 
turgesetz verbunden war. In der neuen kunstvollen Umbildung 
dieses alten Gedankens äußert sich der gelehrte Theologe, während 
die waldensische und franziskanische Laienreligion nur einfach an 
die Bibel sich anschließt '7”%). Das göttliche Gesetz des Evan- 


176) Hier teilt Wiklif die üblichen scholastischen Lehren vom WNaturrecht und 
Gottesrecht, s. Lechler I 467 u. bes. die Stelle aus de civili dominio: »de quanto 
aliqua lex ducit propinquius ad conformitatem legis naturae, est ista perfec- 
tior. Sed lex Christi patiendi injurias propinquius ducit ad statum naturae 
quam civilis, Ergo ista cum suis regulis est lege civili perfectior«; das ist der 
alte Unterschied von absolutem und relativem Naturrecht, wobei das erstere dem 
Urstand angehört. Wenn Lechler meint, die spätere Stelle aus De veritate scrip- 
turae »in tantum quod si lex aliqua dicit caritatem aut virtutem aliquam, ipsa adeo 
est lex Christie besage ein Zurückstellen des Naturgesetzes hinter das christliche 
Gesetz, so übersieht er die grundlegende Identität des absoluten Naturgesetzes 
und des christlichen Gottesgesetzes. Wiklif macht damit nur das absolute Natur- 
gesetz gegen das relative oder zivile Gesetz geltend. Schon die ganze Bezeich- 
nung der Bibel und des Christentums als »Gottesgesetz«, die bei Wiklif alles be- 
herrscht, zeigt die Orientierung des ganzen Gedankenganges an den Begriffen des 
Gesetzes Gottes und der Natur, Lechler I 473. Auch die ganze Geltendmachung 
der Bibel als alleiniger Autorität und Quelle tür das’ Gottesgesetz ist die Geltend- 
machung des absoluten und reinen Gesetzes gegen das relative Naturrecht der geltenden 
Gesellschaftsordnung und die Kompromisse der Kirche. Erst nach und nach folgt aus 
dieser Aufstellung der Bibel als alleiniger Autorität auch die dogmatische Kritik an rein 
theologischen Lehren ; das ist ein wichtiger Unterschied von Luthers Lehre; s. de civ. 
dominio: Pure per observantiam legis Christi sine commixtione traditionis hu- 
manae crevit ecclesia celerrime, et post commixtionem fuit continue diminuta. Lechler 
I 474. Aehnlich: Lex humana est mixta multa nequitia, ut patet de regulis civili- 
bus, ex quibus pullulant multa mala; lex autem evangelica est immaculata. Lechler 
I 475. So ist die Bibel die »carta a Deo scripta et nobis donata, per quam vindi- 
cabismus regnum Deis, 476. Es ist das absolute christliche Naturrecht: die Geist- 


lichen sollen »uti pro suo regimine lege evangelica impermixte< oder »Utilius 
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geliums nämlich, das auch ihm mit dem Naturrecht identisch ist, 
bestimmt nach seiner Theorie, daß aller Besitz und alle Gewalt 
von Gott stammt und nur dem Gottes Moralgesetz der Liebe, Demut 
und Selbstbeschränkung Einhaltenden zu Recht zukommt; es ist ein 
Lehen, das nur solange dem Belehnten zusteht, als er das Ge- 
setz seines Herrn hält. Da nun aber die Kirche dieses Gesetz 
nicht hält, kommt es dem Staate zu, ihr das unrechte Gut wieder 
abzunehmen und das Ideal der armen, nur ihren geistlichen 
Zwecken lebenden Kirche wiederherzustellen. Das Besitzrecht 
der weltlichen Stände tastet Wiklif hierbei nicht an, da bei ihnen 
eine solche Verleugnung von Gottes Gesetz wie im priesterlichen 
Stande nicht vorliegt. Ihr Besitz hängt mit ihren weltlichen Funk- 
tionen rechtmäßig zusammen, während die Funktionen der Kirche 
keinen irdischen Besitz fordern, ihn vielmehr ausschließen. Diese 
offenkundig am Lehensbegriff orientierte Fassung der Lex Dei 
oder Lex Christi oder Lex naturae hat eben zunächst nur die 
Absicht das Ideal der armen Kirche wieder herzustellen, und 
der hierin an sich enthaltene soziale Radikalismus bleibt gegen- 
über den weltlichen Ordnungen ohne Anwendungen !77). Immer- 


et undique expeditius foret sibi (ecclesiae) regulari pure lege scripturae, quam quod 
traditiones humanae sunt sic commixtae cum veritatibus evangelicis ut sunt modo« 
477. Daher »Lex Christi est medulla legum ecclesiae«. »Omnis lex utilis sanctae 
matri ecclesiae dicitur explicite et implicite in scripturae. Das aber ist dann auch 
das Naturgesetz des gesellschaftlichen Gesamtlebens: »Totum corpus juris humani 
debet inniti legi evangelicae tanquam regulae essentialiter divinae«. Die ganze 
Gesellschaft soll und kann nach dem Gesetz Christi reformiert werden und zwar 
ausschließlich von ihm aus. Doch kann das erst auf die Reform der Kirche 
folgen, s. c. 44 v. Buch I, De dominio civili. Der offizielle Theologe ist für Wi- 
klif Doctor traditionis humanae et mixtim theologus, Lechler I 477, worin er un- 
zweifelhaft Recht hat. Lex autem christiana debet esse solum lex Domini et im- 
maculate convertens animas (zu der biblischen Lebensstrenge und Liebe) et per con- 
sequens recusari debet a cunctis fidelibus propter commixtionem cujuscumque attomi 
Antichristi, Lechler I 478. Wenn Lechler hierin das refermatorische Schriftprinzip 
erkennt, so ist das nur bei der Ignorierung des mittelalterlichen naturrechtlich-sozio- 
logischen Ideenkreises möglich, noch weniger denkt Buddensieg an ihn. Und doch 
ist dies der eigentliche Schlüssel zum Verständnis! Für die von der paulinischen 
Gnadenrelivion ausgehende Lehre der Reformatoren ist die Schrift Gnadenbotschaft 
und das Gegenteil einer Lex Christi. Ebendeshalb haben die Reformatoren auch 
gar keinen Sinn für den urchristlichen Radikalismus und die Reforın der weltlichen 
Ordnungen nach ihm. Das ist ihr fundamentaler Unterschied von der Wiklifie, mit 
dem dann auch die Beibehaltung des Kirchentypus zusammenfällt. 

177) Die Frage, weshalb Wiklif die radikalen Konsequenzen dieser Idee nicht 
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hin ist es aber bedeutsam, daß hier mit der strengen Fassung der 
l.ex Dei et Naturae die radikalen sozialen Konsequenzen gegen alle 
gegebene Ordnung hervortreten, auch wenn sie zunächst bloß 
gegen den kirchlichen Besitz praktisch gewendet werden; weiter- 


zieht, ist sehr wichtig für seine Lehre. Seeberg bemerkt nur: »Es ist natürlich (?) 
nicht die Meinung, daß die Gerechten sofort den ungerecht von anderen ergriffenen 
Besitz an sich bringen sollten. Vielmehr sind die positiven Pflichten des Lebens (!) 
in dem evangelischen Gesetz enthalten«, S. 168. Stellen, die diesen dunklen Satz 
erklären, sind nicht angegeben. Die Grundschrift De civili dominio (jetzt publi- 
ziert in 4 Bänden von Poole, 1885 ff.) gibt deutlichen Aufschluß. Hier wird zu- 
nächst das jus divinum oder evangelicum als das einzige absolute Recht statuiert, 
das dem Gerechten und Prädestinierten den Besitz an Gütern und Macht als Gottes- 
gabe sichert, aber ihn zugleich zu einem Gebrauch dieses Besitzes im Liebesdienst 
des Ganzen, also zum Liebeskommunismus, verpflichtet. Nur in diesem Sinne ist 
Wiklifs Kernsatz omnia bona communia für Urstand und Erlösungsstand zu ver- 
stehen; in der Geistigkeit der Liebe und dem Besitz des höchsten mystischen 
Gutes ist aller Sonderbesitz allen gemeinsam trotz aller durch die prädestinierende 
Gnade bewirkten Differenz des tatsächlichen Besitzes: dominium enim naturale 
propter sui spiritualitatem aliud non excludit I 126. Es ist überhaupt nicht im 
stoisch - rationalistisch -individualistischen Sinne verstanden, sondern in dem Sinne 
eincs alle Berufe und Aemter, allen Besitz und alle Macht im Dienst des radikalen 
Licebeskommunismus für die christliche Gesellschaft verwendenden Gemeingeistes ; 
im übrigen aber bleibt die ständisch gegliederte Gesellschaft der vulgares, saecu- 
lares domini und sacerdotes. Mit der Prädestination ist grundlegend die 
Differenz der Berufe, ministeria et officia, behauptet (Lechler I 531), nur sind 
sie in den Dienst der Liebe bedingungslos gestellt und gilt diese Forderung 
nicht bloß einem besonderen Stande, dem Mönchtum (Lechler I 582 f.), sondern 
allen Christen insgemein; von ihnen allen gilt das Franziskanerideal: pure 
naturaliter vel evangelice dominantes perfectissime dicunt atque 
verissime cum Scriptura, quod omnia bona mundi sunt singulorum nostri ordinis 
et tamen nihil habemus civiliter in proprio et sic intelligit locutiones venera- 
bilis ordinis fratrum minorum, qui sunt quasi nihil habentes secundum civilem 
solicitudinem et tamen omnia possidentes, [ 129. So werden die Unterschiede 
als (snadengaben behauptet und doch in der Liebe ausgelöscht, sogar auch 
die Unterschiede von Herr und Sklave. (Quilibet christianus debet reciproce al- 
teri ministrare, ergo et esse reciproce servus et dominus; I 75 und es ist regula 
indispensabilis christianae religionis, qua scimus quemcunque christianum, inquantum 


est donis Dei fertilior, in tantum debet esse aliis membris Christi servitute sub- 


jectior et per consequens magis servus I 77. Das gilt — abgesehen von der erst 
durch Sünde entstandenen Sklaverei — bereits vom Urstand und auch vom Er- 


lösungsstand : Jus divinum est jus a solo deo institutum, per Christum verbo 


et opere explanatum ut lex evangelica I 125, und dieses jus divinum ereatum 
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gehende Folgerungen sind unausbleiblich. AÄndrerseits aber 
wirkt dann aber auch die Messung der Kirche an der Lex 
Christi allmählich zu einer immer stärkeren Annäherung an den 
Sektentypus, worin Wiklif sich schließlich den Waldensern und 
den Grundideen der franziskanischen Bewegung nähert. 


est jus divinitus inspiratum; jus humanum (in jus canonicum und jus civile bestehend) 
est occasione peccati adinventum. Die Sache liegt an sich wie bei Thomas. 
Dieses menschliche Gesetz wird nun aber hier sehr viel geringer gewertet als in 
der thomistischen Soziallehre, es ist in Wahrheit das aus der christlichen Gesell- 
schaft zu beseitigende Uebel, besonders auf dem Gebiete des künstlich erfundenen 
kanonischen Rechts, aber auch auf dem des bürgerlichen Rechts, wo ihm nur eine 
sehr beschränkte Geltung zugeschrieben wird: Ex istis incidenter patet divisio 
inter dominium naturale vel evangelicum et civile. Dominium quidem 
naturale est dominium divinitus institutum in primo titulo justitiae fundatum, quot- 
libet divites ex aequo compatiens, sed alienationem dominantis servata justitia non 
permittens. Dominium autem civile est dominium occasione peccati hominibus 
institutum, incommunicabile singulis et ex aequo multis dominis, sed abdicabile ser- 
vata justitia S. 126 f., das heißt: das göttliche Recht bestimmt dem Gerechten und 
Prädestinierten ein ohne Verletzung der Gerechtigkeit ihm nicht abzunehmendes 
und nicht veräußerliches Figentum, das er im Dienst der Liebe schlechthin ver- 
wenden soll. Dagegen das menschliche Recht des Sündenstandes bestimmt ein 
zwangsmäßig gesichertes, nur wenigen eignendes und nicht für das Ganze be- 
stimmtes Eigentum, das er eben wegen dieser Abwesenheit der Liebesfunktion 
für das Ganze in geordneten Formen des Kaufes etc. veräußern kann und das 
ihm genommen werden kann. Dieses menschliche Recht ist aber die Aufhebung 
oder Verleugnung der Liebe und nur insoferne berechtigt, als es der sündigen 
Unordnung und Raubsucht steuert, also einen Rest von Näaturrecht in sich be- 
wahrt: unde supposito lapsu et cecitate proclivi bonis sensibilibus praecipue inni- 
tendi, necesse fuit leges et ordinationes humanas statuere, ne quilibet lapsus de 
bonis furtim caperet, quantumque voluntas indebite inclinaret I 128. Sequitur 
ergo, quod jus civile vel humanum, ut sapit justitiam, est jus ordinans idoncum 
ad custodiam temporalium pro utilitate rei publicae, ad refrenandum voluntates 
ipsam injuste dirrumpere et ad sagaciter ministrandum illa in necessitate temporum 
I 129. Es ist die alte Lehre vom relativen Naturrecht der gegebenen Ordnung als 
frenum et remedium peccati. Immerhin hält Wiklif sehr wenig von diesem Recht; 
der es bestimmende consensus populi ist ungerecht nisi praesupposita ratione, scil. quod 
persona dominans sit a Deo accepta ad illud officium; et per idem nulla principia 
juris civilis de successione hereditaria vel commutatione mutua terrenorum est justa 
nisi de quanto est legis naturae particula I 130. — All dies zeigt, daß der scho- 
lastische Begriffsapparat der Lex naturae stark zu Gunsten des absoluten Naturrechts 
verschoben ist; aber in diesem hat der Prädestinationsgedanke die Ungleichheiten 


so sehr befestigt, daß er konservativ wirken kann, solange ein Stand sein dominium 
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Seit dem Ausbruch des Schismas nämlich ging Wiklif immer mehr 
von seinem ursprünglichen, bloß patriotischen und kirchlichen Ideal 
zu einer Kritik des Kirchenbegriffes selbst und zu entsprechenden 
praktischen Versuchen über, die er gleichfalls aus dem Gesetz Gottes 
ableitete. Die Kirche ist ihm nicht mehr die durch das Schisma 
gefährdete und von der Hierarchie ausgeplünderte Anstaltskirche, 
sondern die Zahl der Prädestinierten. Hier argumentiert der gelchrte 
Theologe, die Zierde Oxfords; aber damit tritt — soviel ich weiß 
zum ersten Male 177«) — die später im Calvinismus so bedeutsame 
Wirkung des Prädestinationsbegriffs auf die soziologische Idee des 
Christentums mit voller Schärfe hervor '"). Von Wirkungen des 
Prädestinationsgedankens war bisher nur insofern die Rede ge- 
wesen, als in ihm sich der Irrationalismus des christlichen Gottes- 
gedankens verkörpert und von da aus der Individualismus sich in 
dem Sinne der wesenhaften Ungleichheit bestimmt. Nun aber tritt 
seine den Individualismus begünstigende Tendenz auch noch nach 
der anderen Seite hervor, wo er die Unmittelbarkeit des religiösen 
Verhältnisses bedeutet und den Begriff der kirchlichen Heils- 


als im wesentlichen gerecht und gottgemäß verwaltend betrachtet werden kann. 
Das nimmt Wiklif mit offenbarer englischer Selbstzufriedenheit von den weltlichen 
Ständen an, nur vom kirchlichen Stande leugnet er es, daher kehrt sich die revo- 
lutionäre Konsequenz vorerst nur gegen diesen. Im Hintergrunde aber lauert eine 
Prüfung auch des weltlichen Standes nach dem Gottesgesetz und ein christliches 
Gesellschaftsideal nach der Lex evangelii; es wird nicht individualistisch - kommu- 
nistisch sein, aber es wird ein Höchstmaß von freiwillisem Liebeskommunismus 
verlangen. Die revolutionären Konsequenzen und der radikale Gegensatz gegen die 
thomistische Sozialphilosophie liegen auf der Hand. 

177a) Doch verweist Bezold, Die Lehre von der Volkssouveränität im M.A. (hist. 
Zeitschrift 1876) auf Durandus v. Pourgain und Lull als Vorgänger 338 f,; bei 
diesen fehlt aber die Einführung des Prädestinationsbegriffs und die Begründung. 

178) Das ist ein alter augustinischer Satz, auch vom h. Thomas geteilt. Aber 
für Thomas ist die Kirche als sakramental-hierarchische Heilsanstalt das Mlittel, 
durch welches die Prädestination sich verwirklicht. Außerdem werden bei der Un- 
erkennbarkeit des Heilsstandes und bei der äußeren Ununterscheidbarkeit, ob in 
einem die Potenz des Heils aktualisiert werden könne oder nicht, die Gesamtheit 
und mit ihr auch die Nichtprädestinierten unter den Zwangseinfluß der Sakramente 
gestellt; hier wird die Scheidung erst nach dem Tode stattfinden. Auf diese Weise 
verträgt sich die Prädestinationslehre mit dem Anstaltsbegriff. Erst wenn diese 
Begrenzung wegfällt, äußert die Prädestination ihre den Kirchenbegriff auflösende 
Wirkung. S. die treffenden Bemerkungen bei Gottschick, »11uß’, Luthers und 


Zwinglis Lehre von der Kirche«, Z. f. Kirch.-Gesch., 1556, S. 352—356. 


Die Soziallehren der christlichen Kirchen. 627 


"anstalt zu zerstören beginnt. Die Prädestination macht die re- 
ligiöse Gemeinschaft aus der Wirkung eines seine Wunderkräfte 
unbegrenzt ausstrahlenden hierarchisch - anstaltlichen Einheits- 
kernes zu einer begrenzten Summe von Gläubigen, die nur an 
die Schriftgebunden sind, als an das Mittel der Auswirkung der 
Prädestination und sich äußerlich nur an der praktisch-ethischen 
Betätigung der Prädestination erkennen. Auch die erstere Wir- 
kung des Prädestinationsgedankens ist bei Wiklif deutlich erkenn- 
bar und scheidet seine christliche Sozialreform von jedem egalitär- 
demokratischen Gedanken. Aber noch stärker tritt die zweite 
Seite des Gedankens bei ihm hervor, da er mehr als an der So- 
zialreform an deren Voraussetzung, der Kirchenreform, interessiert 
ist. Sein Hauptinteresse ist daher vor allem die Entwertung aller 
anstaltlichen Elemente, die individuelle und persönliche Unmittel- 
barkeit des Gottesverhältnisses, das von Gott und nicht von der 
Kirche hervorgebracht wird und über dessen Bestand Gott und nicht 
die Kirche entscheidet; zu gleicher Zeit die Betonung der praktischen 
Bewährung, da nur an ihr die Prädestination sichtbar wird und 
nur in ihr die letztere ihren Zweck hat!??). Dabei bewegt sich die 
praktische Bewährung selbst auf der Linie des biblischen Gottes- 
gesetzes d.h. auf der Linie der Zurückhaltung von Welt und 
Besitz und der äußersten Lebensstrenge und einer in allen Aem- 
tern und Berufen der christlichen Gesellschaft dienenden, alles 
durch die Liebe zum Gemeineigentum machenden Liebesgesinnung. 
Damit aber ist das Laientum in Wahrheit als der Träger der Gemein- 
schaft proklamiert, und ihm wird daher auch von Wiklif zu selb- 
ständigem Studium und zur selbständigen Kritik der Kirche das 
große Grundgesetz der Gemeinde, die Bibel, in der Landessprache 
in die Hand gegeben. Das Priestertum bleibt wohl bestehen, aber 
Wiklif verwandelt es in Missionare nach der Vorschrift von Matth. Io, 

179) Vgl. Lechler I 534: Gegen die Gefahr der Verzweiflung am eigenen Gnaden- 
stande: »Vivat ergo homo, quam plene sufficit, conformiter legi Dei et habeat 
perseverantem voluntatem in lege illa standi in vita, defensione et publicatione; et 
tollitur occasio desperandi. 435: Quilibet debet examinare vitam propriam, quousque 
non fuerit sibi conscius de mortali peccato. [Istam ergo examinationem tractare 
diligentissime est necessarium cuilibet viatori, cum quilibet, sicut debet habere spem 
suae salvationis, ita debet credere absque formidine, quod sit in gratia gratificante. 
S. 533 Non enim supponeret, guod sint tales (d. h. erwählte Mitglieder der wahren 
Kirche) nisi evidentia capta ex opere, quo sequerentur dominum Jesum 


Christum. 


628 Ernst Troeltsch, 


die arm und mildtätig umherziehend das Gesetz Gottes verkünden 
sollten. Dieses Priestertum hat keinen Charakter indelebilis, und 
die Weihe kann schließlich auch fehlen; es hat keine Hierarchie 
und keine organisch -patriarchalische Abstufung, vor allem kein 
päpstliches Haupt. Der Herr der Kirche d. h. der Prädestinierten 
ist allein Christus. Damit aber ist der Grundpfeiler der Anstalts- 
kirche zerbrochen und durch nichts anderes ersetzt. Freilich ist 
von keiner selbständigen Neuorganisation der Kirche, sondern 
nur von einer Reformation, von keiner Nebeneinanderstellung 
des Staates und der Kirche, sondern von einer Staat und Gesell- 
schaft einschlicßenden Reform der Gesamtchristenheit die Rede. 
Aber die Christenheit selbst schwebt ihm dabei doch nicht als 
eine objektive Anstaltskirche vor, sondern als eine im praktischen 
Handeln sich betätigende, am Schriftgesetz sich selbständig orien- 
tierende und des objektiven Priestertums nicht notwendig be- 
dürfende Gemeinschaft der Prädestinierten, die die Aufgabe der 
Reform vorläufig in einzelnen Vereinen und Persönlichkeiten in 
die Hand nimmt, bis die Zeit der Gesamtreform gekommen sein 
wird. Das aber ist die Auflösung der Anstaltskirche und die An- 
bahnung des Scktentypus '#%). Von hier aus ging dann Wiklif 
schließlich in der Kritik noch weiter, indem er auch den zweiten 
Grundpfeiler, den Sakramentsbegriff, untergrub, wenn auch freilich 
nicht völlig zerstörte. Er bekämpfte in der Transsubstantiations- 
lehre bewußt das Zentrum der priesterlichen Herrscherstellung 
und machte die Eucharistie zu einem den leiblichen begleitenden 
geistlichen Genuß, wobei dem Priester nur die Ausspendung, nicht 
das Verwandlungswunder zufiel. Gleichzeitig kritisierte er nach 
dem Gesetz Christi auch die übrigen Sakramente, und beseitigte 
das Bußssakrament, die Firmelungen, die letzte Oelung. Bestehen 





180) Diese Konsequenzen mit Recht betont von Seeberg, Der Begriff der christ- 
lichen Kirche, I, 1555, S. 77 f& Dem hält Gottschick S. 77 f. aber ebenso richtig ent- 
gegen, daß diese Konsequenzen von Wiklif tatsächlich nicht gezogen werden, sondern 
eine Reform der Gesamtkirche erstrebt wird und Priester und Sakrament als An- 
staltselemente bestehen bleiben. Die Konsequenz tritt erst dann ein, »wenn auch 
die (sewißsheit der eigenen Prädestination als etwas betrachtet wird, was jedem 
zugänglich ist. Sobald diese Gewißheit erreicht ist, fällt ja allerdings die Autori- 
tät äußerer Institutionen dahine. S. 363. Nun hat aber doch in der Tat Wiklif 
die Notwendigkeit des Priestertums unsicher beurteilt und die praktische Bewährung 
als Merkmal der Prädestinierten bezeichnet. Von da aus ergibt sich der Sekten- 


typus, aber er ist allerdings nicht konsequent durchgedacht. 
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ließ er Taufe und Herrenmahl, das Ehesakrament, das eines 
Priesters an und für sich ja auch gar nicht bedurfte, und das 
sehr eingeschränkte Sakrament der Priesterweihe. Daß er bei 
dieser Kritik dann auch die zahllosen Weihen und Segnungen, 
Wallfahrten, Ablässe, Bruderschaften, Heiligendienst, Bilder und 
Reliquien, das Zölibat und die organische Gliederung der Kirche 
beseitigte, versteht sich von selbst. Eine positive Organisation 
der Prädestinierten und ihre Ausgestaltung zu einem geschlossenen 
Gemeinschaftskreise hat er nicht unternommen. Er begnügte sich 
wie der h. Franz mit der Organisation seiner Missionare, der 
l.ollharden. In dieser Hinsicht fehlt seinen Begriffen der Abschluß. 
Aber es treten doch in ihnen die charakteristischen Wirkungen 
des Rückganges auf das radikale biblische Gesetz und Naturrecht 
und auf die evangelische Laienreligion hervor. Wie überall ist 
es auch hier der Individualismus des Sektentypus und die radi- 
kale Weltablehnung oder doch ein Mindestmaß weltlichen Besitzes 
und Genusses, dagegen ein Höchstmaß des Liebeskommunismus, 
die eng verbunden dem kirchlichen Anstaltsbegriffe und der kirch- 
lichen organischen Soziallehre mit ihren Kompromissen entgegen- 
treten. 

Beide Konsequenzen, die die Wiklifie nicht gezogen hatte, 
die Gemeindeorganisation der Sekte und die sozialradikale Ord- 
nung auch der weltlichen Verhältnisse nach dem Gesetze Gottes, 
zieht der völlig auf Wiklifs Ideen beruhende Hussitismus, frei- 
lich auch er in seinen verschiedenen Zweigen auf sehr ungleiche 
Weise. Huß selbst blieb dabei hinter dem Radikalismus Wiklifs 
erheblich zurück, aber aus seinem Werke entwickelten sich die 
radikalsten Konsequenzen neben charakteristischen Kompromiß- 
formen. 

In Böhmen hatte der nationale Gegensatz der Tschechen ge- 
gen die Deutschen und die mit den allgemeinen Oppositions- 
stimmungen zusammenhängende Kritik der Hierarchie bereits 
mehrfach zu religiösen Bewegungen geführt, auch waren hier Ein- 
flüsse von Sekten mannigfach bereits verbreitet. In diese Gärung 
schlugen die Gedanken Wiklifs cin, und zu ihrem Vertreter wurde 
Huß: »Die Kirche die Gemeinschaft der Prädestinierten, gültig ın 
ihr nur das göttliche Gesetz, das Papsttum nur geschichtlich ge- 
worden und jetzt tatsächlich in Widerspruch gegen das göttliche 
Gesetz, also antichristlich, alle kirchliche Autorität davon ab- 
hängig, ob sie mit diesem Gesetz übcreinstimmt, Jedermann ver- 
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pflichtet, den falschen Autoritäten zu widerstehen; dann die bit- 
tere Kritik der Zustände namentlich im höheren Klerus und 
Mönchtum, der Schäden im Gefolge weltlichen Besitzes und welt- 
licher Herrschaft der Kirche; die Pflicht der Obrigkeit, solche 
Schäden zu bessern, das Recht der Laien, Gottes Gesetz auch 
gegen die Hierarchie zu wenden und schlechte Priester zu mei- 
den« !f!). Für diese Gedanken Wiklifs starb Huß. Aber sein Mär- 


181) Vgl. K. Müller, K.-G. II 79. Der Ausgangspunkt ist auch hier die augustini- 
sche Prädestinationslehre. >Denn eben die Prädestinationslehre des Wiklif ist es 
gewesen, die für sich allein und in ihren Folgerungen Huß vom Boden der katho- 
lischen Kirche entfernen mußte.e Loserth 59. Im übrigen treten die Konsequenzen 
des Prädestinationsbegriffes bei Huß noch weniger hervor als bei Wiklif, indem H. 
die Sakramentskritik sich nicht aneignet und auch den Priesterbegriff viel stärker 
festhält. Aehnlich wie bei Thomas ist ihm Priestertum und Sakrament das Mittel 
der Auswirkung der Prädcstination, an das bei der Unerkennbarkeit der definitiven 
Prädestination der Einzelne sich zu halten hat. S. hierüber die treffliche Abhand- 
lung von Gottschick S. 365. Bes. S. 366: »Wenn Wiklif allerdings auch erwähl- 
ten Laien, wenn Christus sie unmittelbar beruft und begabt, die Befähigung zu 
priesterlichem Tun im technischen Sinne vindiziert zu haben scheint, so ist für 
Huß ein spezifischer Unterschied von Klerus und Laien überall die Voraussetzung«, 
366. »Die von Christus beherrschte Gemeinschaft der Prädestinierten soll das 
Gottesgesetz verwirklichen, dessen Inhalt, um es mit einem Worte zu sagen, »das 
franziskanische Lebensideal« iste. S. 308. >Die Faktoren, in welchen die Kirche 
in die Erscheinung tritt, die Sakramente und die priesterliche Verwaltung, bezw. 
die Predigt des Gesetzes Jesu, sind die jenem Zweck untergeordneten Mittel«, S. 370. 
»Weit entfernt von einem subjektivistischen, von dem Einzelnen ausgehenden Ge- 
meinschaftsbegriff, hat H. bezüglich des Leibes Christi durchaus die Vorstellung, 
daß der Einzelne vom Ganzen getragen wirds, S. 370. >»Die Verbindung des 
Prädestinationsgedankens mit dem der Kirche hat für H. nicht die Entwertung der 
empirischen Kirche (d. h. der Anstalt), sondern das Bestreben zur Folge, dieselbe 
in Gemälsheit des Gesetzes Christi zu gestaltene. So haben sich nach dem Gesetz 
Christi die drei Stände der Kirche, die vulgares, die saeculares domini und die 
sacerdotes zu verhalten: »Die ersteren haben bei erlaubter Arbeit die Gebote Gottes 
zu erhalten; die zweiten haben die Zwangsgewalt oder das Schwert, das ihnen 
Gott verliehen, dem Zweck der Durchführung des Gesetzes Christi in den Dienst 
zu stellen und darum sowohl die Diener Christi zu schirmen als die Diener des 
Antichrists zu vertreiben; die dritten aber, die Stellvertreter Christi, sollen in ge- 
steigerter Nachfolge Christi, die in einem der Welt abgewandten Leben sich kund- 
gibt, der Kirche als Seele das Leben eintlößene 372f. Man sicht, auch hier hat 
mehr noch als bei Wiklif, das franziskanische Ideal des Gottespesetzes doch die 
Ständegliederung der Welt in sich aufgenommen. Die ganze Kritik wendet sich 


nur gegen die im Besitz von Macht und Rechtsansprüchen verweltlichte Hierarchie, 
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tyrertod entzündete eine sozial- und kirchengeschichtlich überaus 
folgenreiche Bewegung, die lange Zeit den ganzen Osten er- 
schütterte, den vollkommenen Sektentypus und die revolutionäre 
Durchsetzung einer absoluten christlichen Sozialordnung aus sich 
hervortrieb und mit beidem lange — vermutlich noch bis in die 
Täuferkreise des Reformationszeitalters und in die radikalen Pro- 
gramme der Bauernaufstände hinein — nachwirkte. In dieser Re- 
volution gliedern sich die Einflüsse der »evangelischen« Ideen in 
drei charakteristisch verschiedene Gruppen, deren Unterschiede 
für die soziologischen Wirkungen und die sozialen Folgen des 
Evangeliums überhaupt bedeutsam sind. 

Die erste Gruppe, die sog. Kalixtiner oder Utraquisten hal- 
ten die konservativen Grundlinien Hussens fest: werden zu einer 
schismatischen Anstaltskirche, die Priestertum und Sakrament be- 
hält, nur den Laienkelch und die Volkssprache sowie ein geistliches 
Leben der Priesterschaft nach dem Gottesgesetz fordert; der Adel 
soll ihnen die kirchliche Reform erkämpfen und schützen. Sie 
um sie in arme Diener Christi nach Matth. 10 zu verwandeln. Landeskirchen, nach 
dem Vorbild der Apostel seelsorgerlich und priesterlich versorgt, sind sein Ideal, 
»über deren Begrenzung hat H. allerdings nicht weiter reflektiert«, 393. Hiermit 
sind nun zweifellos im Priestertum, Sakrament und Abfolge von den Aposteln die 
Elemente des Anstaltsbegriffes bewahrt. Aber andererseits ist gegen Gottschick zu 
sagen, daß sie doch sehr unsicher gemacht sind und der Uebergang zum Sekten- 
typus nahe gelegt ist. Sobald nämlich das amtierende Priestertum als gegen das 
Gesetz verstoßend außerhalb der prädestinierten Kirche steht und umgekehrt der 
prädestinierte Gerechte als Exkormmunizierter außerhalb der Anstalt steht, sobald 
ferner zur Feststellung des einen wie des anderen Umstandes den Laien das Gottes- 
gesetz der Bibel in die Hand gegeben wird, um den einen als bloßen praescitus 
und den anderen als praedestinatus zu erkennen, ist die wahre Gemeinschaft eine 
durch die Laieneinsicht in das Gesetz Gottes und durch die Uebereinstimmung 
der Laien über das Gesetz Gottes zusammengebrachte; und es wird die Aufgabe, 
den Zusammenschluß dieser richtig Urteilenden zu bewirken, die sich dann zur Be- 
sorgung der priesterlichen Geschäfte einen aus der Succession stammenden, aber 
frommen Priester gewinnen mögen. Damit aber ist der Änstaltsbegriff verflüchtigt 
bis auf einen letzten Rest, daß die Gemeinde aus der Succession einen Priester 
sich besorgen muß. Das das Urteil der Laien regulierende Gotteszesetz ist aber 
in keiner Weise, wie später das »Wort«e im Luthertum, zum objektiven Produzen- 
ten der (semeinschaft gemacht, sondern diese ergibt sich aus subjektiver Erkenntnis 
und Einsicht in das Gottesgesetz. Damit aber ist — wenn freilich auch hier in- 


folge der Ausstoßung durch die Kirche 





der Weg zur Sekte betreten, und so sind 


die Dinge Ja auch wirklich gelaufen. 
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haben sich folgerichtig schließlich gegen einige Zugeständnisse 
mit der Kirche wieder versöhnt; ohne Anschluß an deren Hier- 
archie und Succession war der Anstaltsbegriff im katholischen 
Sinne eben überhaupt nicht zu behaupten. Zur Bildung eines 
neuen, den katholischen ersetzenden Anstaltsbegriff waren über- 
haupt keine Ansätze da !®?). 

Die zweite Gruppe sind die radikalen Hussiten oder Tab o- 
riten, die durch den kirchlichen Bann zur bewaffneten Revolution 
und zur selbständigen Organisation nach dem Gottesgesetz ge- 
trieben wurden. Mit der religiösen Opposition verbindet sich bei 
ihnen der nationale Haf, das Bedürfnis nach einer neuen Natio- 
nalkirche, und neben dem für das reine Gottesgesetz eintretenden 
Adel erhoben sich demokratische Strebungen der bäuerlichen und 
städtischen Unterschicht. Damit gewinnt die Bewegung ein neues 
Gesicht: »Nur das göttliche Gesetz, nichts anderes, soll gelten und 
jeder Laie hat das Recht zu urteilen und zu verkünden, was die- 
ses Gesetz sei, was ihm widerspreche. Demeemäß wird nicht 
nur die Transsubstantiation und Verehrung der Hostie verwor- 
fen, sondern auch die Heiligenverehrung, der Bilderdienst, die 
ganze Masse der kirchlichen Feiertage, Segnungen und Weihen, 
der Eid, das Fegefeuer und die Suffragien für alle Toten, die 
priesterliche Beichte und die Ablässe, die Sakramente der letzten 
Oclung und Firmung, teilweise auch der spezifische Unterschied 
von Priestern und Laien, jedenfalls die Stufen des Klerus. Ihre 
Priester werden nicht durch Bischöfe geweiht, sondern durch die 
Gemeinden eingesetzt; sie spenden Taufe und Abendmahl in den 
einfachsten Formen und überall ohne Kirchen und Altäre, ohne 
priesterliche Gewänder und Liturgie, alles in tschechischer 
Sprache« 13). Damit treten die Wirkungen des evangelischen 
Gottesgesetzes, d. h. des evangelischen Individualismus, durch 
keinen Anstaltsbegriff mehr gebändigt und das ganze katholische 
Kirchendogma mit allen Konsequenzen vernichtend, schroff zu 
Tage. Aber damit zugleich wird auch das Gottesgesetz im Sinne 
des absoluten Naturrechts und des radikalen Christusgesetzes 
auf das ganze soziale Leben übertragen und nicht mehr durch 
Fürsten und Herrn, sondern durch die Gemeinde der christ- 


182) Das ist sehr richtig von Gottschick in seinem Vergleich des hussitischen 
mit dem lutherischen Kirchenbegriff erwiesen. 
183) [ch gebe hier und weiter unten die vortrefflich knappen Formulierungen K. 


Müllers, K.-G. II 44. 
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lichen Gotteskämpfer gewaltsam der Gesellschaft auferlegt. Dieser 
Zug zur Gewalt ist etwas Neues. Es ließ sich auch aus dem 
Neuen Testament und dem Christusgesetz nicht begründen, nur 
griff man auf das alte Testament, seine Gotteskriege und die ge- 
waltsamen Reinigungen Israels durch fromme Könige, zurück. 
Vor allem aber: es ist nicht mehr das Wiklifitische Gesetz der 
Entsprechung von Recht und Macht mit der christlich-sittlichen 
Gerechtigkeit und des Liebesdienstes der Herrenstände für das 
Ganze, sondern das christliche Naturrecht der demokratischen 
Freiheit und Gleichheit. Der Prädestinationsgedanke hört auf zu 
wirken und die rationalistisch-stoisch-christliche Gleichheitslehre 
wird als im Evangelium erneuert aus dem Urstand auf die Ge- 
genwart übertragen: »die, die mit der Sünde und Welt ganz 
brechen, haben die Aufgabe, ihr eine neue Ordnung zur Seite zu 
stellen, die nicht auf Familie und Staat, Eigentum und Herrschaft, 
sondern auf die christlichen Gedanken der allgemeinen Gleichheit 
an Besitz und sozialem Verhältnis gebaut wäre... So versucht man 
jetzt, das Sondereigentum samt den Klassenunterschieden, Steuern 
und Abgaben abzuschaffen. An die Stelle des luxemburgischen tritt 
das Königtum Gottes d. h. in Wirklichkeit das des souveränen 
Volkes, das sich in allem als Gottes Werkzeug fühlt. Die Ver- 
suche sind freilich kläglich mißlungen und die Revolution hat 
schließlich nur die Herrschaft des Adels befestigt und die ande- 
ren Klassen zurückgedrängt. Aber die propagandistische Kraft 
jener Ideale blieb im Volk bestehen« !8%t). In beiden Richtungen, 
in der Herausarbeitung des Sektentypus wie in der des indivi- 
dualistisch-kommunistischen christlichen Sozialismus, vor allem in 
der Proklamation der Gewalt, und des heiligen Krieges, sind die 
Grundgedanken Wiklifs und Huß’ weit überschritten; K. Müller 
verweist mit Recht auf den Gegensatz der Independenten gegen die 
Puritaner'®®),; es ist in der Tat ein ganz ähnlicher Fall: über die 
kirchlich-anstaltlich gefaßte Idee ciner christlichen Gesellschaft 
schreitet die sektenhaft und radikal-sozial entwickelte Konsequenz 
hinaus, nachdem sie in dem kirchlichen System durch dessen 
Objektivitäten und Relativierungen zurückgehalten gewesen war. 
Fs liest daher nahe genug, nach den Einflüssen zu fragen, 
die diese Abbiegungen und Fortentwickelungen konkret veran- 
laßt haben. Hier sind nun die einen der Meinung, dafè alles sich 
O O) K, Müller, K.-G. IL 85. 
185) Ebd. II 86. 
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als Konsequenz der radikalen Fortbildung der Ideen Wiklifs be- 
greifen lasse. Andere greifen für die Erklärung der Fortbildung 
zum Sektentypus auf waldensische Gruppen zurück, die in Böh- 
men unzweifelhaft vorhanden waren, aber deren Einwirkung auf 
die Taboriten sich allerdings nicht belegen läßt. Noch schwie- 
riger und wichtiger ist die Frage nach dem Ursprung des egali- 
tären Sozialismus und des revolutionären Gewaltrechtes. Auch 
das könnte aus der freilich ganz andersartig prädestinatianisch- 
aristokratischen Idee Wiklifs sich erklären lassen, die bei der 
Entfaltung ihrer revolutionären Konsequenz aus der Herstel- 
lung der wahren Aristokratie und ihres Liebesdienstes für das 
Ganze leicht auch in radikale Demokratie umgeschlagen sein 
könnte. Immerhin ist der Unterschied grundlegend. So denken 
andre an Einflüsse der joachimitischen Eschatologie mit ihrem 
Zeitalter der Gleichheit und Freiheit, wieder andere an alt- 
slavische kommunistische Ideen oder an die Umwandlung der 
Wiklifistischen Idee in bäuerlich und städtisch-handwerkerlichen 
Kreisen zur Demokratie oder an die Wirkungen, die der natur- 
scmäße Kommunismus eines langen Heer- und Wanderlebens 
mit sich brachte !%#%). Ich kann über die Frage der Herkunft 





186) Den Sektentypus führen Preger, »Ueber das Verhältnis der Taboriten zu 
den Waldesiern des 14. Jahrh.« (Abhh. der hist. Klasse des Münchener Akad. d. 
Wiss. 1887) und Haupt, Die Sekten in Franken vor der Reformation 1882, auf 
waldensische Einflüsse zurück, die unzweifelhaft möglich sind. Ihnen schließt sich 
Volpe, September, S. 297 f. an. Dagegen behauptet Loserth in lehrreichen, für 
die Ideen Wiklifs bedeutsamen Rezensionen, Gött. Gel. Anzz. 1889, S. 475 und 
Ebd. 1891 S. 140 ff. die Unmöglichkeit, diese Einflüsse bis jetzt nachzuweisen, und 
macht wahrscheinlich, daß es sich um reine Konsequenzen der Wiklifschen Lehre 
vom Pıüfungsrecht der Prädestinierten handelt. Das ist möglich. Unmöglich scheint 
die Herleitung von Wiklif dagegen bei den individualistisch-kommunistischen Lehren. 
In ihrer Wiedergabe folge ich K. Müller, der seinerseits dem mir nicht zugäng- 
lichen F. v. Bezuld, Zur Geschichte des Hussitentums, folgt. Sind diese Angaben 
richtig, so ist eine Herleitung von der Wiklifie schwer denkbar. Hier kann Wik- 
lifs Lehre von der Bestimmung des Gottesgesetzes, auch für die weltliche Ordnung 
maßgebend zu sein (Loserth G. G. A. 1859, S. 483—492), nicht ausreichen, denn 
die Auffassung des Gotteswesetzes selbst ist eine andere. Woher diese kommt, 
vermag ich nicht zu sagen. Ich halte bei der starken Einwirkung chiliastischer 
Ideen (s. Loserths übrigens sehr dürftige Skizze, G. d. spät. Mittelalters, S. 480 f.) 
Joachimitische Einflüsse für möglich. Müller nennt altslavischen Kommunismus, was 
mir Max Weber als unmöglich bezeichnet, da dieser als Hauskommunion die Groß- 


familie bedeute und ganz anders konstruiert sei. Weber selbst denkt an Folgen 
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nichts sagen und möchte nur den sachlichen Unterschied fest- 
stellen, der zwischen der hier auftauchenden egalitären Idee des 
christlichen Naturrechts und evangelischen Gottesgesetzes gegenüber 
dem aristokratisch-prädestinatianisch gedachten Liebeskommunis- 
mus des Wiklifitischen Gesellschaftsideals ebenso wie gegenüber der 
die Naturdifferenzen aufnehmenden und organisch-patriarchalisch 
bewältigenden realistischen Sozialphilosophie des Thomas besteht. 
In Wahrheit kommt hier — durch welche Vermittelungen immer 
— die stoisch-rationalistische, egalitäire kommunistische Fassung 
des Urstandes und des evangelischen Gesetzes zum Durchbruch, 
wie sie die großen Kirchenväter des 4ten Jahrhunderts gelehrt 
haben, und an einer irgendwie bestehenden Kontinuität mit dem 
altchristlichen Radikalismus ist nicht zu zweifeln, wenn auch sicher- 
lich die Gründe dieser christlichen Revolution nicht theoretische 
Ideen, sondern in letzter Linie praktische Verhältnisse und soziale 
Strömungen gewesen sind !#°), 

Die dritte Gruppe zweigte sich allmählich von den Taboriten 
ab und kam in den »mährischen Brüdern« zu ihrem Abschluß. 
Sie bekennen mit jenen das wiklifitisch-franziskanische Idcal, 
verwerfen aber die Mittel der Gewalt als unchristlich. So ent- 
steht hier der religiöse Verein oder Konventikel mit dem Streben, 
nach innen im eigenen Kreise möglichst das Liebes- und Heilig- 
keitsideal zu verwirklichen, nach außen von Staat und Gewalt 
und weltlicher Macht sich zurückzuziehen und in freiwilliger Zu- 
sammengehörigkeit das evangelische Gottesgesetz soweit zu ver- 


des gemeinsamen Kriegs- und Wanderlebens. Die auf Palacky beruhende verhält- 
nismäßig ausführliche Skizze bei Kautsky, Gesch. d. Sozialismus, I ı S. 195—239, 
rät auf »Begharden«, die auf 1löfler, Geschichtsschreiber der hussitischen Bewe- 
gunge 1856—6066 wesentlich beruhende Darstellung von R. Zöllner, Zur Vorge- 
schichte des Bauernkrieges, 1872, rät auf Begharden, Dolcinisten, italienische Chi- 
liasten und altslavische kommunistische Gewohnheiten und Kriegskommunismus. — 
Bezüglich der mit allen christlichen Ideen unverträglichen Gewaltsamkeit ist zu be- 
achten, daß hier das alte Testament zu Hilfe genommen wird neben dem neu- 
testamentlichen Gottesgesetz, wie denn das alte Testament für die biblische Be- 
gründung einer weltlichen Ethik und sozialer Ideen oft aushelfen muß. Diese 
Ergänzungsrolle des A. T. neben dem N.T. gerade in der Ethik und den Sozial- 
lehren verdiente eine Darstellung für sich. Sie wird uns besonders noch beim 
Kalvinismus beschäftigen. 

187) Das letztere mit Recht von K. Müller hervorgehoben, II 85 und I 207; 
nur hebt hier Müller den Unterschied vom späteren offiziellen kirchlichen Naturrecht 


nicht hervor, das gerade mit jenen patristischen Lehren gar nicht vereinbar ist. 
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wirklichen, als es die Fortdauer der Welt und ihrer Ordnungen er- 
möglicht; damit ist auch der egalitäre Sozialismus wieder aufgegeben 
und durch den das Privateigentum und die weltliche Berufsarbeit 
voraussetzenden Liebeskommunismus der Gesinnung und prakti- 
schen Liebestätigkeit ersetzt. Es ist »der erste große Versuch der 
Laienwelt, eine Religiosität zu verwirklichen, die nicht auf Kom- 
promissen mit der Welt beruhte und mit sakralen Weihen und 
einer halben Sittlichkeit zufrieden wäre, sondern das ganze Leben 
in ihren Dienst nähme, der Rückzug der ernsten Christen aus der 
gefährlichen Welt zu enger brüderlicher Gemeinschaft, ausschließ- 
lichem Streben nach persönlicher Heiligung im Dulden und Ent- 
sagen, in unbedingter Friedfertigkeit und Selbstlosigkeit« 188). Ihr 
Stifter ist ein Laie, Peter von Chelzic, der von jeder durch Gewalt 
erfolgenden Propaganda der Wiklifie sich zurückzog, von allen 
Christen, nicht bloß vom Klerus, die Zurückhaltung vom sündigen 
Treiben der Welt, insbesondere vom Handel und öffentlichen Leben 
mit seiner Herrschaft und Zwangsgewalt, verlangte. Ackerbau und 
Handwerk sollten die Beschäftigungen der Christen sein, und ge- 
gen die Gewalt sollten sie nur Unrecht leiden, nicht tun. An 
diesem Punkte hatten Wiklif und Huß der gemeinkirchlichen Lehre 
von den Ständen der Kirche noch näher gestanden, den Eingriff 
der weltlichen Gewalt zur Reform der Kirche gefordert und die 
christliche Gesellschaft als eine Staat und Kirche gemeinsam um- 
fassende und zur Wechselwirkung verbindende betrachtet; die 
Brüder lösten die religiöse Gemeinschaft vom Staate und schufen 
eine Gesellschaft in der Gesellschaft. Von der unmöglich er- 
scheinenden Reform der Gesamtgesellschaft zog sich die christ- 
liche Idee auf sich selbst zurück, steigerte in ihrem Kreise den 
Individualismus der blof religiösen Gleichheit und erfüllte ihn mit 
dem caritativen Gesellschaftsideal. Es ist die volle Rückkehr zum 
. altchristlichen Sozialideal, nachdem die christliche Kultur der Kirche 
sich als eine Verweltlichung und Brechung der christlichen Mo- 
ral und die gewaltsame Durchsetzung des absoluten Natur- und 
Gottesgesctzes als eine blutige Utopie erwiesen hatte. »Die Kirche 
sollte arm, ohne Prunk und ohne Zeremonien, ohne Rechtsver- 
fassung und frei von jeder Verbindung mit irdischer Gewalt, die 
Zugehörigkeit zu ihr durchaus freiwillig sein, ihr Priesterstand 
ohne Pfründen und ungclehrt, nur durch Wort, Gebet und Brot- 
brechen dem Volk dienen und seinen Unterhalt durch seiner 


8R) K. Müller IT So. 
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Hände Arbeit gewinnen« 1°). So lange man Priester hatte, die 
aus der katholischen Kirche zu der Gemeinde übergetreten waren, 
war das Priestertum kein Problem; als die guten Priester aus- 
starben, mußte man von den nahverwandten Waldensern sich 
einen Bischof weihen lassen. In dieser Wahrung der Sukzession 
liegt der letzte, allein noch beibehaltene Rest der Anstaltskirche. 
Die Zucht und Erziehung der Einzelnen übt aber nicht der Pries- 
ster, sondern die Gemeinde selbst aus, ein deutliches Zeichen für 
das Ueberwiegen des Sektengedankens. Zugleich ist zu beachten, 
daß diese Sekte den bäuerlichen sowie handwerkerlichen Schich- 
ten angehört und so auch ihrerseits den Zusammenhang und die 
Wahlverwandtschaft des scktenhaften und radikalen Christentums 
mit den Stimmungen und Bedürfnissen, mit den Lebensbedingungen 
und Weltfremdheiten der Unterschicht dartut; nur in dem Ge- 
sichtskreis der Unterschichten ist eine solche Fassung des Gesell- 
schaftsideals möglich, und zugleich nur durch solche religiöse Gc- 
meinschaften läßt sich ihr Bedürfnis nach Persönlichkeit befrie- 
digen, wenn es aus irgend welchen Gründen bereits geweckt ist. 
Um 1500 erhob sich gegen diese Verengung eine junge Partei, 
die, aus den höheren Schichten stammend, wieder ein positiveres 
Verhältnis zur Welt verlangte, den Eid und die Bekleidung öffent- 
licher Aemter freigeben wollte, ganz ähnlich wie die alte Christen- 
heit in die weltlichen Berufe hineinwuchs. Der Entwickelungs- 
prozeß von damals beginnt damit von neuem, führt aber bei der 
Enge und Kleinheit der Sekte nicht zu den Ergebnissen einer 
die urchristliche Moral relativierenden kirchlichen Kultur, wie das 
das Iörgebnis in der großen als Kirche sich gestaltenden Christen- 
heit des Altertums war. Es bleibt bei cinem nur etwas mehr 
der Welt angepaßten Konventikelwesen. 

Der Hussitismus — dessen Kenntnis übrigens in der deutschen 
Forschung noch schr zu wünschen übrig läßt, und die tschechi- 
sche ist für uns unzugänglich — ist freilich zunächst eine lokale 
Angelegenheit, aber von stärkster historischer Fernwirkung und 
vor allem überaus bedeutsam und typisch für den ganzen hier 
besprochenen Zweig der christlichen Soziallchren. Er zeigt die 
189) Ebd. II 151. Wenn Müller hinzufügt: »Es sind die Ilciligkeitsideale der 
mittelalterlichen Kirche, aber als Aufgabe der ganzen Gemeindee«e, S. 152, so wäre 
noch beizusetzen: »und ohne die Vor- und Unterstufe der relativ naturrechtlichen 
Weltmorale. An anderem Ort (Kultur d. Gegenwart I, Bd. IV S. 211 u. K.-G. II 30) 
hat der Verfasser das selbst betont. 
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Herauslösung des Scktentypus aus einer Entwickelung der kirch- 
lichen Gedanken, die unter dem Einfluß der Bibel und der sozialen 
Verhältnisse bereits stark die individualistischen und die radikal- 
ethischen, die Welt auf ein Mindestmaß der Berechtigung herab- 
drückenden Forderungen betont hatte; von einer Äskese im eigent- 
lich mönchischen Sinne der Mortifikation ist nicht die Rede, son- 
dern nur von einer Zurückhaltung gegen Staat, Macht, Recht, Eid, 
Krieg, Reichtum ; das sollten sich diejenigen merken, welche in 
solchen Zügen nur die »katholische Verderbung des Christentums 
zur Askese«, und nicht die urchristliche Lebensstellung fortwirken 
sehen. Weiter ist es bedeutsam, wie in diesem christlichen Radi- 
kalismus die eigentlich-christlichen Licbesideen und der rein reli- 
giöse, die weltliche Ungleichheit einschließende Individualismus 
sich teils vermischen, teils entzweien mit dem egalitären Indivi- 
dualismus und dessen kommunistisch-demokratischer Konsequenz, 
das letztere ganz offenkundig nicht eine eigentlich-christliche, son- 
dern eine stoisch-rationalistische Idee, die von demokratischen, 
aus der sozialen Entwickelung sich erwscbenden Strömungen er- 
griffen und getragen wird und sich bei der allgemeinen Christ- 
lichkeit der Atmosphäre eine christlich-biblische Legitimation gibt. 
Schließlich ist charakteristisch die trotz alledem sich ergebende 
Schwierigkeit für den christlichen Universalismus. Er läßt sich 
behaupten nur in der chiliastischen Form, daß die in der Welt 
(Gsedrückten dann bei der großen Endentscheidung zu ihrem 
Rechte kommen werden. Soferne aber der universalistische Drang 
bereits in der Gegenwart sich betätigen will, entsteht neben jener 
leidenden, duldenden und hoffenden Christlichkeit die agyres- 
sive, die das Ende gekommen glaubt und damit sich zur Gewalt 
berechtigt meint, die den Gotteskrieg der Endzeit mit der in der 
Endzeit auch von der biblischen Apokalypse in Aussicht ge- 
nommenen Gewalt kämpft, oder man rechtfertigt die Revolution 
durch die Anleihe bei den Gotteskriegen und den Sozialidealen 
des alten Testamentes. Alle diese Dinge haben sich dann in 
dem Täufertum der Reformationszeit und in dem englischen Inde- 
pendentismus wiederholt. 

Aus diesem Knäuel verschiedenster Wirkungen heben wir 
zunächst die Fortwirkung der egalitären und darum 
revolutionären Fassung des christlichen Got- 
tes- und Naturgesetzes heraus Sie ist jene ratio- 
nalistische Umdeutung der rein religiösen Gleichheit des Evan- 
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geliums, die unter dem Einflusse des stoischen Rationalismus 
bereits die großen Kirchenväter des vierten Jahrhunderts wenig- 
stens für den Urstand vollzogen hatten, und die dann hinter 
der prädestinatianischen Lehre Augustins und der an Aristoteles 
angelehnten Lehre von der naturgesetzlichen Ungleichheit zurück- 
getreten war. Durch welche Zusammenhänge dieses Wieder- 
hervortreten bedingt ist, kann bei der jetzigen Kenntnis dieser 
Dinge schwer gesagt werden. Wir sahen diese Ideen bereits im 
Joachimitismus und bei Dolcino sich äußern, beim letzteren im 
Zusammenhang mit der Bauernerhebung des Val Sesia. Genährt 
sind diese Gedanken ja immer von der fortdauernden patristi- 
schen Tradition, von den demokratisch-republikanischen Elementen 
des Corpus juris und der religiösen Gleichheitsidee, die sich im 
Mönchtum auch ihre äußere soziale Form stets von neuem schuf. 
Im einzelnen freilich sind es jedesmal besondere Zusammenhänge 
und äußere Anlässe, vor allem demokratische Strömungen der 
bäuerlichen und unteren städtischen Bevölkerung, die diese Ideen 
hervorbrechen lassen und sich zu Nutze machen. Sie finden dann 
literarische Advokaten oder rhetorische Agitatoren, die ihnen ju- 
ristische und theologische Lehren oder auch alte Sektentraditio- 
nen zur Verfügung stellen und ihre Rolle in den Bewegungen 
mitspielen. Daß solche Ideen weit verbreitet sind und auf all- 
gemeines Verständnis rechnen, zeigt der Radikalismus, mit dem 
der allerdings sehr berüchtigte, aus dem Beginn des 14. Jahr- 
hunderts stammende Roman de la Rose diese egalitär-demokra- 
tischen Ideale als solche des Urstandes verkündigt; daß ihm die 
besonderen christlichen Beziehungen hierbei fehlen macht nicht 
viel aus, denn das Urstandsgesetz ist eben zugleich das christ- 
liche Gottesgesctz !?°). Praktisch äußern sich diese Ideen in den 
großen Bauernaufständen des Spätmittelalters, die meistens zu- 
gleich mit der radikalen demokratisch-egalitären Naturrechtsidee 
arbeiten und sie mit der christlichen Freiheit und Gleichheit so- 
wie mit dem Urstandsgesetz in Verbindung bringen. Der nächste 
Anlaß dieser Bauernaufstände liegt selbstverständlich auf ökono- 
mischem und sozialem Gebiet, bald in der Besserung der Lage 
der abhängigen Bauern, die in England die Grundherren zu einem 
Versuche, zwangsweise die Hörigkeit wieder herbeizuführen und 
der Leeutenot abzuhelfen, veranlassen, bald in der Aussaugung 
der Bauern durch Kricgslasten wie in Frankreich, bald, wie be- 


180) S, v. Bezold, Lehre von der Volkssouveränität, S. 340 f. 
s$ 
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sonders in Deutschland, in anderen komplizierten Verhältnissen, 
die hier nicht weiter zu erörtern sind. Aber sie bemächtigen sich 
dabei großenteils der egalitären und kommunistischen Fassung 
des christlichen Naturrechts, wobei die Wege, auf denen dies gc- 
schehen sein mag, gleichfalls hier nicht weiter erörtert werden 
können. Genug, daß die egalitär -sozialistisch- demokratischen 
Fassungen des natürlichen und göttlichen Rechtes sowie der 
darauf beruhenden christlichen Freiheit nirgends aus der Dialcktik 
der reinen christlichen Idee hervorgehen, sondern überall erst durch 
politische und soziale Revolutionen herbeigeführt sind und auch 
in der Tradition ihren Anhalt nur an denjenigen Elementen der 
patristischen Ethik finden, die nicht der christlichen Ideeentwicke- 
lung selbst entstammen. Sofern diese Ideen mit Gewalt durch- 
gesetzt und die Revolution christlich begründet werden soll, muß 
auch hier immer das Alte Testament aushelfen !°!). 


. 


191) Die Aeußerungen dieser demokratisch -kommunistischen Ideen sind ge- 
sammelt von Kautsky in seiner »Geschichte des Sozialismus« I 1, leider mit sehr 
geringer Genauigkeit und ohne jedes Verständnis für die religiösen Motive und die 
Unterschiede der verschiedenen Gruppen. Der christliche Kommunismus des Mittel- 
alters ist ihm eine kümmerliche, wesentlich durch literarische Ueberlieferungen der 
Ideen des alten christlichen Lumpenproletariats entstandene Frühgeburt des Kom- 
munismus, die, weil sie mit der noch herrschenden Produktionsstufe und mit der 
Tendenz der »Entwickelunge noch nicht übereinstimmt, zugleich mystisch, asketisch, 
politisch unfähig und wissenschaftsfeindlich ist, während der reife, mit der Produk- 
tionsstufe der Gegenwart übereinstimmende Sozialismus von heute um deswillen in 
allen Stücken das Gegenteil ist! Reichliches Material, vor allem über die süd- 
deutschen Bauernbewegungen und die Taboriten, gibt R. Zöllner, Die Vorstufen 
des Bauernkrieres. Ueber den englischen Bauernaufstand 1351 und sein christlich- 
kommunistisches Programm Kautsky I ı S. 183—195. Die französische Jacquerie 
hat nach Luce, Histoire de la Jacquerie?, 1894, keine derartigen ideellen Ele- 
mente. Die Ideen der deutschen Bewegungen werden beleuchtet durch die Refor- 
matio Sigismundi (cd. Böhm 1876), die neben einem relativ konservativen kirch- 
lichen Programm doch im Interesse der Sklaven und Hlörigen das Naturrecht und 
die christliche Freiheit, d. h. die Gedanken der Gleichheit und des natürlichen 
(semeinbesitzes geltend macht. Böhm S. 45. Einen Abri der deutschen revo- 
Iutionären Bewegungen gibt Breger, Ref. (Ulsteinsche W. G.) S. 294—300. Hier 
zeigt sich überall die Gleichung der revolutionären Forderung mit dem Gottesge- 
setz und Naturgesetz des Urstandes, wo Adam grub und Eva spann, ebenso die 
Motivierung der Gewalt mit dem A. T. — Wie unsicher aber auch sonst 
kundige Theologen hier tasten, zeigt Secberg, D. S. I 166 ff. In all den ver- 
schiedenen Aecußserungen Secbergs über das mittelalterliche Naturrecht sind nirgends 


dessen verschiedene Elemente und dessen Unterscheidung in absolutes und relatives 
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Weit entfernt von diesem revolutionären Geiste sind dagegen 
diejenigen Gruppen, die aus dem Individualismus des Sek- 
tentypus und aus dem Ideal der Unterwerfung der Ge- 
sellschaft unter den weltindifferenten Radikalis- 
mus der Jenseitsethik und des Armutsideals hervorgehen. Das 
ist eine zweite von dem Sektentypus ausgehende Strömung, die 
freilich mit der ersteren sich mannigfach vermischt. Doch sind 
beide stets zu unterscheiden. So sind lediglich in diesem zweiten 
Sinne diejenigen Experimente des Kommunismus zu 
verstehen, die in den kleineren geschlossenen Kreisen der Be- 
garden und Beginen, der Brüder vom gemeinsamen Leben und ähn- 
lichen Organisationen gemacht worden sind. Es sind Versorgungs- 
anstalten für Hilflose und Alleinstehende, für beschauliche Gemüter 
und Ausgestoßene. Sie werden im einzelnen technisch zu Produk- 
tiv-Assoziationen, bedeuten aber in ihrer Idee nicht ein die Ge- 
sellschaft reformierendes Naturrecht, sondern einen von ihr zu- 
rückgezogenen Kreis des asketischen Licbeskommunismus. Sie 
beleben an ihrem Teil die Laienreligion und damit den religiösen 
Individualismus, wie das ähnlich auch die Mystiker und die sog. 
vorreformatorischen Verfasser religiöser Traktate getan haben, 
aber ihnen fehlt jedes Programm der Gesellschaftsreform. Sie 
entsprechen dem harmlosen Typus des urchristlichen Liebes- 
kommunismus. 

Es ist aber nicht zu verwundern, wenn dieser religiöse Indi- 
vidualismus und der Radikalismus des evangelischen Gottesgesetzes 
weiter greift und auch in das öffentliche Leben von Staat und 
Kirche schließlich hineinwirkt. Vor allem so, wie er sich in der 
Forderung der armen und rein spiritualen Kirche kundgibt, und 
damit zugleich auch dem Verhältnis von Staat und Kirche ncue 
Grundlagen gibt, mußte er auch der kirchlichen und ju- 
ristischen Literatur Reformgedanken zuführen, seit die 
Reaktion gegen das überall eingreifende päpstliche Universalreich 
sich allenthalben zu regen begonnen hatte. 

In ersterer Hinsicht sind es die Juristen und Theologen des 
französischen Könietums und auf ihnen fußsend die literarischen 
Helfer Ludwigs des Bayern, und unter ihnen wiederum vor 
allem Marsilius von Padua in seinem berühmten Defen- 
sor pacis, der den Frieden und die Reform der christlichen 


Naturrecht erkannt, und ist insbesondere die tiefe innere Notwendigkeit der Rezep- 





tion dieses Begriffes nicht verstanden. 
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Gesellschaft durch die Sicherstellung der Staatsgewalt und die 
Zurückführung der Kirche auf ihren biblischen, vorkonstantini- 
schen Zustand erreichen will. Die Analogie mit dem anfäng- 
lichen Gedankengange Wiklifs ist hier unverkennbar !°?). Doch 
bildet für die Sicherstellung des Staates hier nicht die prä- 
destinatianische Gewaltbegabung, sondern die allgemeine offizielle 
Naturrechtsiehre den Ausgangspunkt. In Bezug auf den Staat 
werden daher die mit der thomistischen Theorie gemeinsamen 
naturrechtlichen und aristotelischen Elemente nur stärker ange- 
spannt. Das positive Gesetz und die Institutionen der Regierung ent- 
springen aus dem Willen des eigentlichen Gesetzgebers, des Volkes, 
oder seiner Stellvertreter, sind in ihrer Ausübung an die Kontrolle 
durch jenen Gesetzgeber gebunden, im übrigen vernunftgemäß 
ınonarchisch wie Gottes Weltregierung. Diese nur sehr relativ 
demokratischen Sätze gehen über die thomistische Lehre nur durch 
eine noch stärkere Betonung des Naturrechts und eine demokra- 
tischere Fassung desselben hinaus. Sie bekommen aber freilich ein 
völlig anderes Gesicht durch die ganz andersartige Stellung, die 
der Kirche dem Staate gegenüber gegeben wird. Diese ist näm- 
lich hier nach dem mit dem Naturrecht an sich identischen Gottes- 
gesetz, ganz wie der Staat zunächst aus dem Konsensus der Be- 
teiligten hervorgeht, so auch ihrerseits in erster Linie iden- 
tisch mit der Gemeinde der Gläubigen und nach der besonderen 
Offenbarung des Gottesgesetzes in der Bibel auf cin rein spiri- 
tuales Regiment durch das von der Gemeinde einzusetzende d.h. 
zur Weihe zu präsentierende Pricstertum beschränkt. Die Ge- 
meinde bestellt, kontrolliert, richtet dementsprechend ihre Priester. 
Die letzteren sind unter sich alle gleich, und die Bischöfe haben 
nur akzidentelle Vorrechte d. h. vor allem die Priesterweihe, in 
der die Sukzession von Christus her behauptet wird. Das Papst- 
tum und die Hierarchie ist eine unheilvolle Stiftung Konstantins 
und lediglich menschlichen Rechtes, allenfalls für eine geist- 
liche Leitung und Beratung unter Kontrolle der weltlichen Ge- 
walt zu brauchen. Die Priester sollen Sakramente spenden und 
Buße verkünden, wobei aber das Bußsakrament nur deklara- 
torischen und nicht effektiven Charakter hat und die Gemeinde 


192) Die Analogie ist auch später von Papst Gregor XI. ausdiücklich ausge- 

sprochen worden; s, das Schreiben bei Riezler S. 207; als »waldensisch«x bezeichnet 
’ If 

seine Sätze Johann von Paris, s. Haller, Papsttum und Kirchenreform I, 1903 


S. 74. Keller S. 102—113 reklamiert ihn für waldensische Einflüsse. 
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über den Fall entscheidet. Die Normen sind ausschließlich das 
Gottesgesetz der Bibel und im Zweifelsfalle das von der welt- 
lichen Gewalt als ihrem Vertreter zu berufende Generalkonzil 
aller Gläubigen oder ihrer Vertreter. In allen weltlichen Dingen, 
in Gerichtsbarkeit und Besitzrecht, sind die Priester von der welt- 
lichen Gewalt abhängig, ihre Zahl ist von ihr zu bestimmen. Sie 
sind zum armen Leben in der Nachfolge Christi verpflichtet. Ihr 
Strafrecht, auch gegen Ketzer, beschränkt sich auf Ermahnung und 
Drohung ; gemeinschädliche Ketzer beseitigt die weltliche Gewalt. 
Die äußere Durchführung des Gottesgesetzes unter Lohn und Strafe 
bringt erst das Jenseits; im Diesseits herrscht im Staat das politische 
Naturrecht und in der Kirche das Gottesgesetz in Gestalt der spiri- 
tualen Seelenleitung, die aber nie in Rechte des Staates eingreifen 
darf. Es ist deutlich, daß in alledem wesentlich die Interessen der 
weltlichen Gewalt bestimmend sind und daß das demokratische 
Gemeindeprinzip vom politischen Naturrecht auf das geistliche 
übertragen ist. Aber es ist doch bei aller Belassung des Priester- 
tums und der Sakramente eine außerordentliehe Schmälerung des 
Anstaltscharakters, indem aus der objektiven priesterlichen An- 
stalt eine sich selbst nach dem Üottesgesctz regierende Gemeinde 
wird, die nun freilich dadurch, daß überall in ihrem Namen die 
sie vertretende politische Gewalt handelt, zu einer Depen- 
denz der Staatsgewalt wird. Wenn auch an der religiösen Selb- 
ständigkeit der Gemeinde hier kein Interesse stattfindet, so ist 
doch unverkennbar, daß diese ganze Theorie aus der Atmosphäre 
des Individualismus hervorgeht, den das franziskanische Programm 
der armen Kirche und der L.aienreligion um sich verbreitete !”?*). 

Von stärkerem religiösen Akzent und kirchlich konservativer 
ist die Lehre des zweiten großen literarischen Anwalts in diesen 
Kämpfen, Wilhelm von Occams. Er betrachtet geistliche und 
weltliche Gewalt als die beiden koordinierten und auf Zu- 
sammenwirken anrcwiesenen Häupter der christlichen Gesellschaft, 
wo nur in etwaigem Notstand ein Liingriff des Papsttums in das 
korrumpierte weltliche Regiment oder umgekehrt ein solcher der 
L.aiengewalt in ein verweltlichtes Kirchenregiment als Notrecht zu 





192a) Ueber Marsilius und seine Vorgänger s. Riezler, Die literarischen Wider- 
sacher der Päpste zur Zeit Ludwigs d. Bayern 1874, der aber Marsilius m. E. viel 
zu sehr modernisiert und die entscheidenden Gesichtspunkte der mittelalterlichen 
Gesellschaftslehre nicht beherrscht. Ueber die ganze Lage sehr lehrreich Haller, 
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behaupten ist. Die Bedrohung der franziskanischen Armutslehre 
durch Johann XXII und die Veräußerlichung der politisierten 
Kirche scheint ihm nun einen Notstand der letzteren Art zu be- 
deuten, und er ruft Staatsgewalt und Laien in dieser Not zur Hilfe 
auf, da schließlich die Mitgliedschaft an der Kirche nur durch 
den Glauben und nicht durch das Priestertum bedingt ist. Auch 
hier ist cs die scktenhafte Konsequenz der franziskanischen Laien- 
religion, die freilich nur als vorübergehendes Notrecht prokla- 
miert wird, die aber dauernde Wirkungen zurückläßt: »Der Papst 
und sogar ein von ihm berufenes Konzil können irren; dann 
bleibt nur eine Kirchenversammlung, die auf dem Gemeindeprin- 
zip und auf indirekten Wahlen beruhen und auch das weltliche 
Element nicht ausschließen solle; »ja am Ende sind auch die 
Weiber nicht auszuschließen; denn in Glaubenssachen ist kein 
Unterschied zwischen gceistlich und weltlich noch zwischen Mann 
und Weib.«e Das Notrecht selbst, das zu diesen radikalen Konse- 
quenzen führt, wird mit den im Naturrecht gelegenen Billigkeits- 
recht begründet, das ja auch schon bei Thomas gegen das po- 
sitive Recht die eigentlichen Intentionen des Naturrechtes und 
des Gottesrechtes im Notfalle sicherstellen durfte und mußte. So 
echt auch hier die Individualisierung der Religion in die Nähe 
des Scektentypus und erhebt sich auch hier mit diesem zusammen 
das radikale christliche Natur- und Gottesgesetz, bald mehr be- 
tont von der Seite der Armuts- und Liebesidee, bald mehr von 
der der Gleichheit der Individuen !®?®), 

Von kirchlicher Seite her ist es die Rechtslehre und Theologie 
der konziliaren Bewegung, die aus der kirchlichen Ueberliefe- 
rung selbst ein neues Prinzip des Kirchenbegriffes zu schaffen unter- 
nahm, seit die große soziale Utopie der päpstlichen Universalkultur 
und Universalherrschaft an den Folgen ihrer eigenen annähernden 
Verwirklichung zu Grunde zu gehen begann'!?). Sie hat zu- 





182) Uchber Occam s. Riezler 249 ff., bes. 260—202. Ueber den Einfluß Mar- 
silius’ und Occams ebd. 2097 f. Der Occams ist begreilicher Weise viel größer, 
Der Defensor pacis wurde erst 1522 gedruckt. Die Parallele der occamistischen 
Theorie mit den Scktenlehren und ihr Zusammenhang mit dem radikalen Minoriten- 
tum ist auch betont von Haller, Papsttum und Kirchenreform I Sı. 

193) Daß gerade das avignonensische Papstium die Zentralisation der Kirche 
vollendet und sie vor allem im kirchlichen Finanzwesen zum Ausdruck bringt, be- 
tonen mit Recht K. Müller, »Kultur der Gegenwarte, 14, S. 211 und Haller, 


»Papsttum und Kirchenreform«. Der letztere fügt hinzu, daß dieser Fiskalismus 
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nächst bei dem Rückgang von dem Papsttum auf Bischöfe und 
Priester den Anstaltsbegriff nicht verlassen; aber in dem Maße, 
als sie das Laientum zu Trägern des Christentums und Richtern 
über die Kirche machte, hat sie sich auch ihrerseits teils dem 
Sektentypus, teils bei der Entwickelung demokratischer Grund- 
lagen den individualistisch-rationalistischen Elementen des kirch- 
lichen Naturrechts genähert. Indem man gegen das relative Na- 
turrecht des Sündenstandes und die Verfestigung der politisch- 
kirchlichen Gliederungen sich wandte, bedurfte man des abso- 
luten Naturrechtes, und konnte es hier nun mehr mit Wiklif in der 
rein christlichen Gestalt des absoluten Liebeskommunismus und der 
Aufopferung der prädestinatianisch begabten Rechts- und Macht- 
inhaber für das Ganze oder mehr in der rationalistisch-individua- 
listisch-egalitären Gestalt aufsuchen, wie es von den stoischen 
und römisch-juristischen Elementen des kirchlichen Gedanken- 
schatzes her sich darbot. Die Wiklifitische Lehre wurde von der 
ganzen Bewegung schroff verworfen; so blieb wesentlich das 
letztere übrig, verbunden mit dem Ideal der reinen und armen 
lediglich spiritualen Priesterschaft, das überall zugleich ein Recht 
der Prüfung und Ingerenz der Laien zum Zweck der Reinigung 
der Kirche in sich schließt, sobald die offizielle Kirche versagt. 
Laienreligion, Gemeindekirche, arme und spirituale Kirche, Na- 
turrecht gehören auch hier zusammen. Alles das ist dann frei- 
lich, weil es die eigentliche Wurzel des Anstaltsbegriffs in Priester- 
tum, Sakrament und Hierarchie prinzipiell aufzuheben gar nicht 
denken konnte, schließlich nur zum Sieg der der Anstaltsbegriff 
konsequent verkörpernden und zentralisierenden Hierarchie ausge- 
schlagen; sie schlug durch Konzessionen kirchlicher Rechte an 
die Landesherren im Bunde mit ihnen die ganze Bewegung nieder. 
Aber die einmal entfesselten Gedanken blieben in Wirksamkeit 
und haben das ihrige zur Unterhöhlung des katholischen Kirchen- 
begriffes beigetragen 1°). 
die notwendige Begleiterscheinung der Zentralisation war, indem eine solche Welt- 
regierung wie jede Regierung vor allem Geld kostet. Und es ist bekannt, daß 
seit der Aufhebung oder Beschränkung jenes älteren Fiskalismus durch das Triden- 
tinum das Finanzwesen immer ein schwieriger Punkt im kurialen System ge- 
blieben ist. 

194) F. v, Bezold, »Lehre von der Volkssuveränität«e, S. 351—358. 5. 3852: 
Die Uebertragung der naturrechtllichen Konstruktion des Staates auch auf die 


Kirche. S. 353: »Von den Thesen Langensteins (1381) bis in die Zeit der Kon- 
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Zum Schlusse ist nicht zu vergessen, daß das ganze Spät- 
mittelalter mit dem Wachstum einer seibständigen städtischen 
Laienkultur überhaupt cine mächtige Konkurrenz gegen die bis- 
herige, kirchlich und priesterlich geleitete Ideenwelt schuf. Ihre 





zilien von Pisa und Kostnitz, welche sich uns in Gerson verkörpert, durchlief die 
Theorie von dem Verhältnis zwischen Papst und Kirche mehrere Stufen, bis sie 
den Boden der bestehenden Einrichtungen und der kirchlichen Tradition völlig 
verlassen und sich ganz dem (absoluten, das auch v. Bezold von dem relativen, 
mit der bestehenden Kirche und Gesellschaft wohl verträglichen Naturrecht der 
klassischen Theologie und Kirchen-Jurisprudenz nicht unterscheidet) Naturrecht in 
die Arme geworfen hattes. »Das Uebergewicht des göttlichen und natürlichen 
Rechts findet bei Gerson, wie schon bei Marsilius, seinen Ausdruck in der Er- 
hebung der Epikie zur obersten und unanfechtbaren Rechtsinstanz. Die Epikie ent- 
scheidet, ohne sich auf juristische Spitzfindigkeiten einzulassen, nach ihrem eigenen 
Maßstab, nach dem einfachen Rechtsgefühl darüber, ob und wie dieses oder jenes 
Gesetz anzuwenden, umzudeuten oder abzuschaffen sei. Nach diesem höchsten 
Gesetz soll nun das allgemeine Konzil verfahren, welchem Gerson eine schranken- 
lose Macht beilegt.e Diese »Epikie« ist in Wahrheit nur das Recht, gegen etwaige 
Mißbildungen des relativen Naturrechts und des darauf beruhenden positiven 
Rechtes das absolute geltend zu machen. Gerson argumentiert S. 354 f.: >»Wenn 
die kirchlichen Gewalten ihre Pilicht versäumen, so rückt diese heilige Pilicht immer 
weiter herunter bis zu den Bauern, ja bis zum geringsten alten Weibe. »»Für die 
Sammlung, Beruhigung und Erneuerung der Kirche<, ruft er aus, »müssen nicht 
nur die weltlichen Fürsten, sondern auch die Bauern und Arbeiter und jeder Gläu- 
bige bis auf den allergeringsten eintreten, und wenn es Not tut, ihr Leben daran 
setzen für die Errettung der ganzen Herde nach dem Beispiel der Alten.e« Und 
er führt Cicero und Valerius Maximus als Zeugen für die antike Bürgertugend 
an, welche er in den Herzen seiner christlichen Zeitgenossen zu Gunsten einer 
geistlichen Republik entzünden möchte. S. 356: »Die Konzilsväter.... erwogen 
selbst die Möglichkeit, von den Kräften der Massen zum Heil der Kirche Gebrauch 
zu inachene. Sodann verweist v. Bezold besonders auf Nikolaus von Kues. 
S. 357: »Im Naturrecht, welches der menschlichen Vernunft innewohnt, muß jede 
bindende Bestimmung des positiven Rechtes ihren Ursprung haben. Dadurch steht 
das einzelne Gesetz mit dem innersten Wesen des Menschen im Zusammenhang. 
Da aber die Menschen von Natur gleich mächtig und gleich frei sind, 
besitzt nur die Gesamtheit die konstituierende, Recht und Gewalt schaffende 
Befugnis.e »> Jede Regierung besteht allein durch Uebereinstimmung und freiwillige 
Unterwerfung alleree. Nicht nur das Königtum, auch das Priestertum sucht er 
auf diesem Wege zu erklären. »»Im Volke sind... alle Gewalten, die christliche 
so gut wie die weltliche in der Potenz enthalten.ee Die allerdings hinzu- 
tretende göttliche Einwirkung, der radius formativus, wird 
dabei ziemlich in den Hintergrund gestellt.«e Vergleicht man solche Sätze mit den 


thomistischen, so springt der Unterschied in die Augen. Nicht das Naturrecht an 
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Wirkung war naturgemäß zunächst eine Einschränkung der kirch- 
lichen Kultur, dann aber eine zunehmende Auflösung der Objek- 
tivierung der Religion im Kirchen- und Anstaltsbegriffe überhaupt. 
Sie wirkte so, auch wo sie es gar nicht wollte und wußte. Aehn- 
lich wie die städtische Entwickelung Italiens dort die Sekten her- 
vorgebracht hatte, so hat auch die später folgende des Nordens 
auf ihre Weise das Laienchristentum begünstigt. Die Denkmale 
davon liegen in der spätmittelalterlichen Literatur vor, deren be- 
rühmtestes Beispiel die auch für Luther und den Protestantismus 
so anziehende deutsche Theologie ist. Auch die religiösen Volks- 
bewegungen des Spätmittelalters setzen die Lockerung des ob- 
jektiven Kirchentums voraus 1°). 


sich macht den Unterschied, sondern Fassung und Verwendung des Naturrechts. 
Das radikale, absolute Naturrecht des Urstandes tritt gegen das relative, alle 
Institutionen rechtfertigende Naturrecht des Sündenstandes auf; und sein Gegen- 
satz gegen das letztere ist um so schärfer, als es nicht aristotelisch-thomistisch im 
Sinne der natürlichen Ungleichheit, sondern stoisch - rationalistisch im Sinne der 
Gleichheit verstanden ist. Und diesem Naturrecht vermag der Kirchenbegriff keinen 
rechten (segenpart mehr zu halten, da er durch das Ideal der reinen spiritualen 
Kirche und das Recht der L.aienkritik nach dem Maßstab der Bibel der festesten 
Stützen des Anstaltsbegriffes inzwischen beraubt ist. Auch ist durch die Entwicke- 
lung des Papsttums in den letzten Jahrhunderten dieses so sehr zum Ausdruck und 
Inbegriff der einheitlichen Heilsanstalt geworden, daß die Herabdrückung des Papst- 
tuns im Episkopalismus und im erneuerten Landeskirchentum die Grundbegriffe 
von der Kirche überhaupt erschüttert. Immerhin sind diese theoretisch den Kir- 
chenbegriff auflösenden Bestrebungen nur sekundäre Elemente in dem großen 
Kampf der Kirchenreform, dessen politischen Kern das interessante Buch von 
Haller zeigt. »Sind also diese Ereignisse zum Teil nur Kapitel aus der christ- 
lichen Dogmengeschichte, so sind sie zugleich nicht weniger, ja wohl noch mehr 
eine Phase in dem jahrhundertcalten Kampfe zwischen Kirche und Staat, oder 
sagen wir genauer, zwischen katholischer Kirche und nationalem Staate ; Haller I 479. 
Doch erkennt neben dem kirchenpolitischen, vom englischen Staatskirchentum aus- 
gehenden Impuls Haller die sekundären Elemente der Auflösung des Kirchenbe- 
griffes an, indem er auf den »Pietismus« der Forderung der armen Kirche S. 89, 
auf den Einfluß des Defensor pacis 340f. und vor allem Occams, S. 342 f. 
hinweist. Diese sekundären Elemente haben aber fortgearbeitet, nachdem die 
Konzilien im erneuerten Papsttum, den Konkordaten und dem Landeskirchentum 
zu einem Ergebnis gelangt waren, das die politischen Forderungen, aber nicht die 
religiöse Kritik und die Ideale des religiösen Individualismus befriediste. — Ueber 
den Einschlag occamistischer und naturrechtlich-demokratischer Ideen in die kon- 
zilinre Reformbewegung s. auch K. Müller, K.-G. II 65, 67 f. 

195) Vgl. Karl Müller, K.-G. II 154—107. Gothein, Politische und religiöse 
Volksbewegungen vor der Reformation, 1878. 
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Daneben kommen freilich noch allerhand andere Erschei- 
nungen in Betracht, die auch von sich aus jene Auflösung be- 
fördern und damit dann ihrerseits den Trieb der Umbildung und 
Neubildung anregen. Es emanzipieren sich die politischen und 
wirtschaftlichen Interessen von dem internationalen Reich der 
Kirche und von der einschnürenden Wirtschaftsethik der Kirche. 
Der Staat, den die christliche Einheitskultur überhaupt nicht 
in seinem eigentlichen Sinne gekannt hatte, erhebt sich aus 
den republikanischen Organisationen der Städte, dem National- 
gefühl der Völker, den militärisch -dynastischen IL.änderverbin- 
dungen. Der mit Monopolen, Kreditverkehr, Handelsgesell- 
schaften und Hausindustrie einsetzende Kapitalismus sprengt die 
mäßigen Anerkennungen der natürlichen Bedürfnisse, die die 
einfache kirchliche Ethik allein gekannt hatte. Die mit dem Be- 
sitz und der politischen Verselbständigung verbundene Umfor- 
mung der Lebensverhältnisse schafft eine Sinnlichkeitskultur, die 
die kirchliche Einschränkung frommer Weltliebe auf die Seite 
schiebt. Der von der Kirche und den in ihr enthaltenen stoisch- 
neuplatonischen Ueberlieferungen erzogene Individualismus greift 
nach den künstlerischen Mitteln der Differenzierung und Ausbildung 
der Persönlichkeit neben den rein religiösen und zieht so Stück 
für Stück die Antike wieder an das Licht als das Mittel einer 
Ergänzung und Fortbildung des Individualismus in andern als bloß 
religiösen Richtungen. Mit alledem tritt die kirchliche Leitung 
zurück. Literatur, Kunst und Wissenschaft gehen aus der Hand der 
Kirche in die der Laien über. Unter diesen Umständen erhebt sich 
neben den andauernden Neubelebungen des kirchlichen Gedankens, 
neben den subjektivistisch gestimmten Kreisen und Genossenschaf- 
ten und neben der kirchlichen und religiösen Indifferenz ein dritter 
soziologischer Typus der christlichen Idee, der nicht wie die 
Kirche an der Anstalt und nicht wie die Sekte an der wörtlichen 
Deutung des Bibelgesetzes hängt, sondern vielmehr ein die christ- 
lichen Gedanken frei mit allerhand anderen Elementen verknüp- 
fender organisationsloser oder neben der Kirche stehender und sie 
für die Massen voraussetzender Individualismus ist. Er ist vor allem 
in den humanistischen Kreisen zu Hause und entbehrt, wie er ohne 
alle eigene soziologische Organisation ist, jeder meßbaren und be- 
stimmten sozialen Wirkung und Idee überhaupt oder schafft so- 
ziale Utopien, die aus christlichen und humanistischen Elementen 
frei gemischt sind, literarische Gedankenspiele, aber keine prak- 
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tischen Reform- und Gestaltungsversuche. Hier eröffnet der So- 
zialroman des Thomas Morus die Reihe der freien Idealbildungen, 
Es ist der Typus, der von der neuen Welle kirchlichen Lebens 
im 16. und 17. Jahrhundert hinweggespült wird, der aber dann 
mit der modernen Welt wiederkehrt 1?®). 

All das zusammen macht erst die Auflösung der kirchlichen 
Kultur erklärlich. Aber was auch die letztgenannten vielfach ge- 
schilderten Erscheinungen dafür bedeutet haben mögen, die eigent- 
liche Erschütterung geht doch von der Zersetzung des wesent- 
lichen kirchlichen Grundgedankens, von den Wirkungen des Sek- 
tentypus, aus, in dem sich der radikale Individualismus und die 
radikale Liebesethik verbinden gegen den Kirchentypus mit seiner 
relativen Kulturfreundlichkeit und seiner Objektivierung und Ver- 
dinglichung der religiösen Kräfte. 

Dabei ist für unsern Zusammenhang entscheidend die Be- 
deutung, die dieser Gegensatz nicht bloß für die Auflösung der 
mittelalterlichen christlichen Einheitskultur hatte, sondern die er 
überhaupt hat für das Verständnis der christlichen 
Soziallehrenan und für sich. Dieser zu Beginn aus- 
gesprochene Grundgedanke hat nun seine Beleuchtung und Ver- 
anschaulichung erfahren, und damit ist seine außerordentliche 
Bedeutung für das Verständnis dieser Dinge klar geworden. Die 
Dinge sind im Grund überaus einfach, wenn man sie schen will, 
wie sie sind. 

Das Evangelium selbst bringt wesentlich ein ethisch-religiöses 
Menschheitsideal, freilich von den einschneidendsten sozialen Fol- 
gen. Aber diese Folgen zu ziehen überläßt es der Wunderkraft 
Gottes, die beim Kommen des Gottesreiches alles ordnen wird. Die 
aus dem Evangelium entspringende Kult- und Religionsgemein- 
schaft ordnet das Leben der Gemeinde im Hinblick auf diese Zu- 
kunft, aber doch in Auseinandersetzung mit der provisorisch zu 
ertragenden Gegenwart und nimmt hier gegenüber den bestehenden 

186) Vgl. Dietzel, Beiträge zur Geschichte des Sozialismus (Z. f. Gesch. und 
Lit. der Staatswissenschaften II). Hier über Th. Morus. Ueber den neuen Typus 
einer individualistischen Bildungschristlichkeit s. vor allem die wichtigen Arbeiten 
von Dilthey im »Archiv f. Gesch. d. Philos.«e V u. VI. Wie sehr das ein neuer 
sozivlogischer Typus der Religiösen ist, lehrt besonders die Untersuchung von 
Dietzel: Gemeinsamkeit in einem allgemeinen, dem Christentum und der Stoa ent- 
stammenden Theismus, und völlige Freigabe der religiösen Sondermeinungen im 


übrigen, zugleich starke Reduktion des Kultus. 
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Verhältnissen und Ordnungen eine duldende, aber konservative 
Stellung ein, bloß im eigenen Kreise diejenigen Folgen der Ver- 
hältnisse nach Möglichkeit aufhebend, die mit dem neuen ethi- 
schen Ideal nicht verträglich sind. Die hieraus erwachsende prie- 
sterlich-sakramentale Kirche rettet die Absolutheit der Ideale und 
Kräfte in die hierarchische Kern-Organisation und relativiert ihre 
praktischen Maßstäbe bis zur Anerkennung der Ordnungen in 
Staat und Gesellschaft als der durch die Sünde notwendig ge- 
wordenen Trübungen und Modifikationen des urständlichen christ- 
lich-natürlichen Rechtes. Von dem Dulden und Anerkennen 
schreitet bei der Zerbrechung der antiken Welt die Kirche auf 
dem Boden der einfacheren mittelalterlichen Lebensverhältnisse zu 
einer eigenen selbständigen Gestaltung und Begrenzung der von 
ihr anzuerkennenden relativ-naturrechtlichen Ordnungen fort und 
richtet in ihrer päpstlichen Theokratie die christliche Einheitskul- 
tur auf, in der das ethische Ideal des Evangeliums mit allen un- 
umgänglichen Konzessionen an die Welt versöhnt ist und eine 
Stutenleiter ethischer Entwickelungen vom Weltleben zur mysti- 
schen Heiligung und armen Bruderlicbe emporführt. 

Gegen dicse Verdinglichung und gegen diese Relativierung 
aber reagiert das Evangelium mit seinem radikalen religiösen In- 
dividualismus und mit seinen absoluten Forderungen, die schon 
ganz am Anfang sich nicht überall der kirchlich-konservativen 
Entwickelung gefügt hatten. In der Sekte kommt die Gemein- 
schaft in persönlicher Religiosität und ethischer Leistung zum 
Ausdruck, setzt sich der Radikalismus des ethischen Gesetzes des 
Evangeliums durch unter Verwerfung der Konzessionen an das rela- 
tive Naturrecht des Sündenstandes. Daraus ergeben sich dann 
auch unmittelbar die cinschneidenden sozialen Konsequenzen des 
Ivangchums als praktische Reform der Gesellschaft, in der alles 
dem Ideal der selbständigen religiösen Persönlichkeit und der vor- 
behaltlosen Dbruderliebe dienen soll. Zunächst hofft man, dieses 
Ideal werde von selbst sich durchsetzen, wenn nur erst die ver- 
derbte, relativistische Kirche reformiert ist; dann hofft man auf 
den Wundereingriff Gottes und den chiliastischen Traum; dann 
greift man unter Berufung auf das alte Testament zur Gewalt und 
führt einen christlichen Kommunismus durch. Schließlich zicht man 
sich wieder zurück auf die von der Welt geschiedene Gemeinde, 
die in der eigenen Mitte das christliche Gesetz aufrichtet und die 
Ordnungen der Welt als Folgen der Sünde und fremde Um- 
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gebung duldet, bis deren Stunde einst geschlagen haben wird. 

In diesen Gegensätzen verläuft die Entwickelung der christ- 
lichen Soziallehren. Die Kirche ist das Prinzip des Universalismus 
und der christlichen Kultur, der geistigen Freiheit, Beweglichkeit 
und Anpassungsfähigkeit, aber sie bindet sich an die Inkarnation 
ihres göttlichen Gehaltes in Dogma und Priestertum, schränkt ihre 
Relativierungen auf ein eng gebundenes Maß ein, und fordert die 
äußere und ausschließliche Herrschaft über Staat und Gesellschaft, 
um für ihre innerlichen Gnadenwirkungen den Spielraum zu 
sichern. Damit ist sie gebunden an allgemeinen Verhältnisse, 
die eine solche Theokratie und eine solche das Weltleben doch 
immerhin stark eingrenzende Ethik möglich machen. Indem sie 
das freiere Prinzip ist, ist sie es nur, weil sie zugleich das dog- 
matisch -objektiv und kultisch -institutionell strenger gebundene 
ist. Die Sekte ist das Prinzip der subjektiv-persönlichen Wahr- 
heit und Verbundenheit und der kompromißlosen evangelischen 
Maßstäbe. Damit verzichtet sie auf den Universalismus oder kann 
ihn nur durch die allen evangelischen Maßstäben widersprechende 
Gewalt herstellen oder muß zur Eschatologie flüchten. Dafür aber 
betätigt hier der Einzelne das Evangelium auch in seinen so- 
zialen Konsequenzen des radikalen Individualismus und der vor 
keinem Kulturgut Halt machenden Bruderliebe. Sie ist das be- 
weglichere und subjektivere, wahrhaftigere und innerlichere Prin- 
zip nur, indem sie zugleich das engere und gewaltsamere, an das 
wörtliche Verständnis des Evangeliums gebundene ist. 

Es ist die unendlich schwierige Lage der christlichen Sozial- 
lehren in der modernen Welt, daß einerseits das Christentum nicht 
mehr ungebrochen kirchlich ist und doch die freie Geistigkeit und 
Anpassungsfähigkeit der Kirche sucht, ohne die bindenden Garantien 
des Kirchentums, daß es andrerseits bei seiner Stellung auf subjek- 
tive Ucberzeugung und Freiwilligkeit und ethisch-lebendige Bewäh- 
rung doch die radikale Kulturlosigkeit, die konventikelhafte Enge, 
und die an das wörtliche Verständnis des Evangeliums angeschlos- 
sene Sozialreform der Sekte nicht ertragen kann. Nicht Kirche 
und nicht Sekte, hat es weder die dingliche Heiligkeit der Anstalt, 
noch den radikalen Anschluß an die Bibel. Die christlichen Ideen 
verbindend mit einem reichen Kreise moderner Anschauungen, die 
Gesellschaftsordnungen nicht aus dem Sündenfall, sondern aus 
natürlichen Entwickelungen ableitend, hat es nicht die feste 
Grenze aller Konzessionen und die soziale Macht, die das Kır- 
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chentum hat, und nicht den Radikalismus und den geschlossenen 
Zusammenhang, mit dem die Sekte Staat und Wirtschaft, Kunst 
und Wissenschaft bei Seite setzen kann. In dem vollen Gefühl, 
die höchsten ethischen Ideale der Menschheit noch heute zu ver- 
treten, kann es doch das im Evangelium enthaltene ungeschrie- 
bene soziale Programm weder so leicht rein für sich formulieren 
noch klar auf die widerstrebenden Verhältnisse anwenden !?”). Da- 
neben arbeiten dann die Kirchen mit den Idealen vergangener 
Zeiten, wo sie als geistige oder faktische Herrscher über Staat und 
Gesellschaft beide in ihrem Sinne einer christlichen Universalge- 
sellschaft leiten und konstruieren konnten. Neben den Kirchen 
aber stehen die Sekten und bauen die christliche Gesellschaft 
als enge IJ.cbenskreise pietistisch-strenger Observanz in einer 


197) Das lehrt deutlich der an sich so gedankenreiche und ideal gesinnte 
»Evangelisch-soziale Kongreßß«. Er sucht jedesmal eine theologisch-ethische Formu- 
lierung der christlich-sozialen Ideen, die nicht sektenmäflig an das wörtliche Ver- 
ständnis der Bibel gebunden ist, sondern den >»Geist des Evangeliums« wieder- 
gibt, die aber zugleich doch auch nicht den eigentlich religiösen Besitz in die 
objektiven Anstaltsgüter der Kirche verlegt, sondern mit dem Radikalismus gerade 
der ethischen Forderungen des Evangeliums Ernst macht. Damit aber hat er dann 
weder die Sektengemeinschaft noch die Kirchen hinter sich, sondern nur die freie 
christlich bestimmte und mit den modernen Lebenselementen ausgeglichene »Ge- 
sinnung«e. Eine organisierte Gemeinschaft aber, die diese Gesinnung trüge, ist nicht 
vorhanden ; sie wird in Wahrheit von Kirchen oder Sekten zunächst erzogen und ist nur 
der von beiden losgelöste und zu einem freien Gesinnungsprinzip gewordene »(zeist« 
des Christentums, der ohne eigene soziologische Grundlage nur schwer sozial zu 
wirken im Stande ist. Dabei treten dann aber auch für diesen »Geist des Christen- 
tumse die Schwierigkeiten einer Auseinandersetzung mit der Naturbasis der mensch- 
lichen Gesellschaft stets von neuem hervor. Man will das geistige, anpassungsfähige 
Verständnis des Evangeliums und den Universalismus des Volkschristentums, ohne die 
Relativierungen, wie sie die Kirche vornimmt, und ohne die Bergung des rein göttlichen 
Elementes in dem Anstaltscharakter der Kirche. Man will den ethischen Radikalis- 
mus einer auf die evangelischen Ideale gebauten Gesellschaft, ohne die Enge und 
Kleinheit der Sekte. Dabei kann man aber doch auch seinerseits den »Geist des 
Evangeliumsz nicht durchsetzen ohne opportunistische Beschränkung auf das er- 
rcichbar Mögliche und ohne die Entschlossenheit, das Bessere nicht den Feind des 
Guten sein zu lassen. Wie diese Sachlage nur aus der geschichtlichen Entwicke- 
lung verständlich ist, so beleuchtet sie umgekehrt rückwärts wieder die letztere, 
wo staatsbeherrschende Zwangskirchen oder revolutionäre, auf dem Freiwilligkeits- 
prinzip beruhende Sekten die Aufgabe in die Hand genommen und auch ihrerseits 
beide mit der Naturbasis des sozialen Lebens sich mühsam genug auseinanderzu- 


setzen hatten. 
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fremden Welt. Aus der Geschichte der christlichen Soziallehren 
erst versteht man diese schwierige, von jedem Aufrichtigen emp- 
fundene Lage. 

Auch hier ist der folgenden Untersuchung vorgegriffen wor- 
den. Aber dieser Vorblick erläutert erst den Zusammenhang des 
Ganzen. Und auch für die nächsten historischen Fragen macht 
er die Lage klar. Es wird die Auflösung des Spätmittelalters 
verständlich, da in ihm jener Zwiespalt auseinander zu klaffen 
beginnt. Es wird aber auch klar, daß die aus dieser großen 
Gärung sich erhebende religiöse Neubildung, die Reformation, 
sofort vor der Schicksalsfrage stand: Kirche oder Sekte? Sie hat 
mit vollem Bewußtsein den Kirchentypus festgehalten und mit ihm 
den Gedanken einer christlichen Einheitskultur und -gesellschaft. 
Indem sie dies tat, setzte sie einen wesentlichen Grundzug des 
Katholizismus fort und tat sie das großenteils mit eben den Mit- 
teln, die der Katholizismus hierfür ausgebildet hatte. 


(II. Hauptteil: Der Protestantismus, folgt im nächsten Bande.) 
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Siedlungsfragen und Eingeborenenpolitik. 


I. Die Probleme der Mischkolonie. 
Von 


MORITZ J. BONN. 
Y 


Es ist eine wohlbekannte Tatsache, daß die Kolonialpolitik 
vergangener Jahrhunderte oft mit ähnlichen Mitteln gearbeitet 
hat, wie es die Gegenwart tut, daß sie aber dabei ganz andere 
Ziele verfolgte. 

I. 

Aus allen Ländern, die sich an den Kämpfen des 16., 
I7. und 18. Jahrhunderts beteiligten, ergossen sich Kolonisten- 
schwärme über die neue Welt. Wenn wir aber von jenen Kolo- 
nien abschen, die als Heimstätten religiöser Freiheit gegründet 
wurden, so hat diese ganze Bewegung der Ausbreitung wenig ge- 
mein mit den Auswanderungserscheinungen unserer Tage. Selbst 
als das eigentliche heroische Zeitalter der Kolonisation vorbei war, 
als den Abenteurern, die fabelhaften Reichtümern fast mehr der 
Gefahr als des Gewinnes wegen nachjagten, der staatenbildende 
Kolonist längst gefolgt war, selbst damals waren die Motive der 
Kolonisation weit verschieden von denen, die heute als die maß- 
gebenden betrachtet werden. 

Weder die Conquistadoren der südlichen Hemisphäre noch die 
Pioniere Kanadas oder die Begründer Virginiens gingen hinaus, um 
ihrem Volke eine neue Heimat zu erschließen. Sie suchten Gold 
und wertvolle Produkte, Pelze, Kaffe, Zucker und Tabak!), mit 
denen man das Mutterland versehen konnte und deren Erzeuger 
dann die Produkte des Mutterlandes aufnehmen würden, ohne daß 


1) Egerton, A short History of British Colonial Policy, S. 24. 
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ein Abfluß edler Metalle aus der Heimat erfolgen würde. Wenn 
zudem der ganze Handel auf Schiffen des Mutterlandes vor sich. 
ging, mußte eine Verstärkung der Flotte und damit der heimischen 
Seemacht die Folge sein ?). 

Wo nicht religiöse Momente mitspielten, da bedeutete die 
Auswanderung und die Ansiedlung nur ein Mittel, nicht ein Ziel 
der Kolonialpolitik. | 

Eine Bevölkerung, deren Existenzbedingungen ihren Lebens- 
ansprüchen gegenüber nicht ausreichten, war kaum vorhanden. 
Hier und da finden wir wohl Klagen über die unerträgliche Be- 
völkerungszunahme. Als 1609 die City von London veranlaßt 
werden sollte, die Grafschaft Coleraine in Irland zu kolonisieren, 
da ließ der Stadthalter von Irland eine Art Prospekt ausarbeiten 
voll des Lobs der großen Hilfsquellen eines Gebiets, dessen Be- 
siedlung »die City von einer unerträglichen Bevölkerungsmenge, 
die man wohl zu entbehren vermöge, befreien könne; sind doch 
alle Teile der City so überlastet, daß ein Gewerbetreibender 
kaum vom anderen leben kann«'). 

Im allgemeinen war es aber trotz zahlreicher Klagen über 
Uebervölkerung nicht leicht, auswanderungslustige Elemente der 
untern oder der Mittelklassen zu gewinnen, jüngere Söhne und 
reiche Leute, die von Latifundien träumen mochten, bildeten meist 
die Vorläufer jener großen Flut, deren zweite Welle sich dann 
im vorigen Jahrhunderte über zwei Erdteile ergießen sollte. 

Das rein wirtschaftliche Ziel, das der Kolonialpolitik vor- 
schwebte, machte indes eine gewisse Auswanderung nötig. Man 
brauchte Kapital und Arbeit, um die neuen Länder zu erschließen, 
selbst wenn man die Eingeborenen zur Produktion anhalten konnte 
oder farbige Arbeiter einführte; man brauchte weiße Einwanderer 
zum mindesten zur Leitung der Wirtschaftsbetriebe. Man bedurfte 
ihrer aber vor allem zum Regieren. Man brauchte Kolonisten, wie 
Frankreich in Kanada, um den Eingeborenen wie den Neu- 
engländern gegenüber ein Land, das der französischen Krone ge- 
hörte, auch mit französischen Untertanen aufzufüllen und dadurch 
wirklich als französisch darzutun; man brauchte sie, wie in eng- 
lischen Kolonien, um über die eroberten Gebiete eine Verwaltung 
auszuüben. | 

Unbewohnte Ländereien pflegen sich ebenso wenig selbst zu 





?) Beer, British Colonial Policy, S. 134/135. 
3) Meine »Englische Kolonisation in Irland« Bd. I, S. 329. 
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regieren, wie Gebiete, die von Eingeborenen dicht bevölkert sind. 
Die beste — und fraglos die billigste Art — unterworfene Völker 
zu regieren, — das hatte schon Macchiavelli von neuem betont‘), 
— war die Einführung von Kolonisten, die als große Lehnsherren 
die unterworfene Bevölkerung regieren und das Staatsgebiet, ohne 
daß man eine kostspielige Armee unterhalten mußte, gegen Feinde 
verteidigen konnten. Man kolonisierte also nicht von nationalen 
Gesichtspunkten aus, nicht weil man ein Tochtervolk jenseits der 
Meere großziehen wollte, das im Neuland Sitten und Gebräuche des 
Mutterlandes zähe festhalten sollte, man sandte Siedler aus, vor 
allem um wertvolle Gebiete in Besitz zu nehmen, zu verwalten 
und wirtschaftlich zu nutzen. 

Wohl findet sich hier und da z. B. bei Bacon eine andere 
Vorstellung, die in der Begründung von Kolonien eine wahre 
»Pflanzung« sah; die Gründung eines Tochterstaats. Solange 
man aber diese Gründungen mit Strafgefangenen vorzunehmen 
suchte, konnte dieser Gedanke nicht in den Vordergrund treten. 


2: 

Erst, als England Amerika verloren hatte und die sozialen 
Bedingungen des Mutterlandes sich sehr veränderten, begann eine 
andere Auffassung Platz zu greifen. Wohl scheinen die ersten 
Schritte, die zur Besiedlung von Australien geführt haben, in der 
Absicht geschehen zu sein, für das verlorene Strafverschickungsge- 
biet einen Ersatz zu finden. Aber in dem Wettlauf, der zwischen 
England und Frankreich um den Besitz Australiens stattfand, 
treten andere Auffassungen zutage. Wohl steht die territoriale 
Auffassung noch lange im Vordergrund; man wollte ein Gebiet 
besitzen, das sonst den Franzosen anheim fallen mußte; man 
wollte durch Ansetzung von Strafgefangenen die heimische Ge- 
fängnisverwaltung erleichtern und die Grundlagen für Handels- 
beziehungen legen; man dachte noch so wenig »national«, daß 
man außer chinesischen Arbeitern Frauen aus Melanesien ein- 
führen wollte. Daß aus derartiger Mischung kein würdiges Toch- 
tervolk entstanden wäre, braucht kaum betont zu werden. 

Andere Vorstellungen, die über den kommerziell-territorialen 

4) L'altro miglior rimedio è mandare colonie in uno o in duoi luoghi, che 
siano quasi le chiavi di quello stato; ...... Nelle colonie non spende molto il 


Principe, e senza sua spesa, o poca, ve le manda e tiene (Il Principe Kapitel III, 
S. 8. Ed. 1848). 
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Charakter hinaus gingen, lagen jedoch in der Luft. »Wenn ein Staat 
seine Untertanen verpflanzt, verliert er dadurch nicht sein Recht 
über sie; sie bleiben sein Volk; sie hängen mit ihm zusammen, 
wie die Zweige mit dem Stamme, aus dem sie ihre Nahrung 
ziehen und dem sie ihren Saft zuströmen lassen« °). Diese Worte 
des Franzosen de Brosses dringen allmählich in die Vorstellungen 
der englischen Kolonialpolitiker ein. Sie haben, wie es so häufig 
in England geschehen ist, scheinbar in der Praxis keine Beach- 
tung gefunden, bis zu einem Zeitpunkt, wo die tatsächliche Ent- 
wicklung so weit fortgeschritten war, daß theoretische Forde- 
rungen nicht nur richtig schienen, sondern auch ausführbar wurden. 

Dieser Augenblick trat Ende der zwanziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts ein, als England eine überschüssige Bevölkerung 
entstehen sah, die zur Auswanderung drängte. Während der 
Durchschnitt der Auswanderung in den Jahren 1815—1830 wenig 
mehr als 20000 betrug, — vorher war er ganz unbedeutend ge- 
wesen — stieg er 1831—1840 auf 70000, 1841—1850 gar auf 
170000. Die Hälfte bis ?/; dieser Auswanderung ging nach 
Kanada. Sie ging aber nur dorthin, weil die Transportbedingungen 
günstig waren; 60 % der Ankömmlinge wanderten bald nach den 
Vereinigten Staaten ab); denn wenn man auch die Auswanderung 
durch Armenunterstützung ins britische Gebiet lenken konnte, —- 
so lange dort nicht die entsprechenden Erwerbsbedingungen 
waren, konnte man sie nicht dort festhalten ; noch 1859 sind von 
20240 Einwanderern, die in Kanada landeten, 13940 nach den 
Vereinigten Staaten abgewandert‘). 

England bedurfte aus sozialen Gründen der Auswanderung ; 
gab es kein Mittel, dieselbe so zu organisieren, daß sie dem 
Mutterlande erhalten wurde? Es handelte sich jetzt nicht länger 
darum, neuentdeckte Länder flüchtig zu kolonisieren, um einen 
nationalen Rechtsanspruch gegenüber fremden Mächten zu haben; 
es handelte sich darum, Bruchteile der eigenen Nation, die in 
steigendem Maße das Mutterland verlassen mußten, in Gebiete zu 
leiten, wo sie dem Mutterlande erhalten blieben. Das war weder 
dadurch möglich, daß man die Auswanderung sich selbst über- 
ließ, noch auch durch bloße Unterstützung: man mußte vielmehr 


5) F. D. Rogers, Australasia in Lucas’ Historical Geography of the British 
Colonies; Bd. VI, S. 18. 

6) Lord Durhams Report on the Affairs of British North America. S. 153/4. 

1 Duval, Histoire de l’Emigration au XIX siccle, S. 283/4. 
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wirtschaftliche Existenzbedingungen schaffen, die die Auswanderer 
festzuhalten und vorwärts zu bringen vermochten. Das ist der 
Gedankengang gewesen, den Edward Gibbon Wakefield in seinen 
zahlreichen Schriften über systematische Kolonisation zum Aus- 
druck brachte. »Eine Kolonie ist also ein Gebiet, ganz oder 
teilweise unbewohnt, das Auswanderer aus der Ferne aufnimmt; 
und es ist eine Kolonie des Landes, aus dem die Auswanderer 
zuströmen und das deswegen »Mutterland« genannt wirde. Nur 
die Vorgänge, die die Kolonie bevölkern und besiedeln, — und 
nichts anderes —, sollten die Bezeichnung »Kolonisation« tragen °). 
Als einziger Typus der »Kolonie« werden also solche Gebiete 
bezeichnet, die wir heute »Siedlungs- oder Einwandererkolonien« 
nennen. Ein vernünftiges System der lLandverkäufe, das die 
Mittel zur unterstützten Einwanderung liefert, ermöglicht die Be- 
siedlung der Kolonie mit Angehörigen des Mutterlandes und ge- 
währt den Einwanderern lohnende Beschäftigung und später wohl 
L.andbesitz. 

Eine derartige Kolonisation vergrößert nach Wakefield den Exi- 
stenzspielraum in allen Klassen der Gesellschaft des Mutterlandes; 
da sie Mitglieder aller Klassen in die Kolonie überführt, so schafft 
sie in der Tat dort einen wahren Tochterstaat. 

»Wer nicht in einer Kolonie gelebt hat — oder nicht wenig- 
stens eine gründliche Kenntnis der Kolonien hat, und das ist und 
kann nur bei wenigen Bewohnern des Mutterlandes der Fall sein, 
— vermag kaum zu begreifen, wie stark das Gefühl der Anhäng- 
lichkeit an das Reich in der Kolonie ist. In den englischen Kolo- 
nien zum mindesten ist die L.iebe zu England und der Stolz, einen 

8) A view of the Art of Colonisation, S. 16 u. 17. — Es gehört zum guten 
Tone in der Kolonialpolitik, ein paar Worte über die Wakefieldschen Theorien zu 
sagen. Wenn man aber, wie Ballod in der Festgabe für Schmoller das Bedürfnis 
fühlt, Wakcfield zu loben, so sollte man ihn vorher lesen und verstehen. Die 
Gründung von Großbauernstellen und die Beschränkung von Landabgabe auf be- 
stimmte Größen hat Wakefield gänzlich fern gelegen. Wenn der »richtige Preise 
festgesetzt würde, könne jeder nur soviel Land kaufen, als er gebrauchen könne. 
Kauft er mehr, so kann er es höchstens zum gleichen Preise veräußern, da ja 
jeder Liebhaber zum gleichen Preise von der Regierung kaufen kann. S. 400/401. 
Ueberhaupt ist die ganze Studie »Die wissenschaftlichen Ansichten über Kolonial- 
politik«e recht dürftig. Die Uebersicht über die deutsche Literatur ist unvoll- 
ständig —- so fehlen z. B. Ratzel und Supan — und die fremde Literatur, auf der 


die deutsche zum guten Teile beruht, ist kaum gestreift, — 
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Teil des Reichs zu bilden, mehr als ein Gefühl. Es ist eine Art 
Leidenschaft, die, mit Ausnahme der irischen Auswanderer, alle 
Kolonisten empfinden« °). 

An die Stelle des kommerziell-territorialen Zweckes, dem die 
Kolonien zu dienen haben, sind so sozial-nationale Gesichtspunkte 
getreten. Eine Kolonie ist immer ein Tochterstaat, ein verjüng- 
tes Bild des Mutterlandes; wo das nicht der Fall ist, da mag 
man von »Besitzungen« reden (dependencies), eine Kolonie ist 
nicht vorhanden ; eine Kolonisation unmöglich. 

Während man noch im 18. Jahrhundert abhängige Gebiete, 
die Rohstoffe produzierten und Manufakturwaren konsumierten, 
als den wichtigsten Teil des überseeischen Besitzes betrachtet 
hatte, schienen jetzt nur Länder von Wert zu sein, die eine über- 
schüssige Bevölkerung aufnehmen konnten. 


3. 

In Deutschland hat die Beschäftigung mit der Kolonial- 
politik ihren Ausgang fast immer von der Auswanderung ge- 
nommen. Die Vorstellung, daß eine Kolonie ein Gebiet sei, ganz 
oder teilweise unbewohnt, das Auswanderer aus der Ferne auf- 
nehme, war dem deutschen Volke wohl bekannt aus der deutschen 
Geschichte. In ganz Europa beinahe, in Irland wie in Spanien, 
in Ungarn wie in Rußland saßen mehr oder minder dichte Gruppen 
deutscher Volksgenossen, die im fremden Lande teilweise ihre 
Eigenart bewahrt hatten. Was als Ueberlandkolonisation begonnen 
hatte, setzte sich allmählich als überseeische Kolonisation fort, 
bis die deutsche Auswanderung Mitte und Ende des 19. Jahr- 
hunderts gewaltige Ziffern erreichte !°). 

Diese Auswanderung ging in ihrer Mehrheit in die Vereinig- 
ten Staaten. Während man nun aber die Erfahrung gemacht 
hatte, daß in Rußland und Ungarn das Deutschtum seinen natio- 
nalen Charakter zu bewahren vermochte, sah man, wie es in 
Amerika seine Eigenart aufgab, und in der entstehenden ameri- 


°”) Ib. S. 100. 

16) Jahre: Auswanderer: 
153 1— 1840 152454 
1541— 1350 434 626 
155 1— 18060 591667 
156 1— 1870 822007 
157 1— 18850 625 000 


1SS1— 1390 1341000. 
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kanischen Nation aufging. Um das zu verhindern, hat man schon 
früher versucht, auf dem Wege der »organisierten Kolonisation« 
geschlossene Siedlungen zu schaffen, die ihre Mitglieder durch 
Absonderung »national« erhalten sollten. Man hatte schon 1832 
gesonderte Ansiedlungsgebiete von der amerikanischen Union zu 
erhalten gehofft, man war aber daselbst abgewiesen worden!!). 
Aber der Gedanke ist nie eingeschlafen. 1841 hat ihm ein Ano- 
nymus, vielleicht Friedrich List, folgendermaßen Ausdruck ge- 
geben: »Es handelt sich um Gründung von Niederlassungen, 
welche auch unter fremder Oberherrschaft eine so bedeutende 
und so blühende deutsche Bevölkerung vereinigen können, daß sie 
sich nicht entnationalisiere, ihre Sprache und die Erinnerung ihrer 
Abstammung nicht verliere und der Keim junger deutscher Stämme 
in fremden Weltteilen werden könne« !?). 

Eine derartige geschlossene Siedlung war nur möglich, wenn 
die Regierung des Einwanderungslandes ihre Hand dazu bot. In 
mehr oder minder absolutistisch regierten Staaten, wo alle Be- 
wohner Untertanen und nicht Bürger sind, lag kein Grund vor, 
warum man nicht fremde Kulturpioniere heranziehen sollte und 
ihnen gestattete, als Fremdkörper frei zu existieren. Der Unter- 
tan hatte nur eine wirtschaftliche Bedeutung; er nahm nicht Teil 
am politischen Leben. Wenn die Fremden sich als Fremde fühl- 
ten und auf die Eingeborenen herunter sahen, so machte das 
wenig. Man regierte ohne die Zustimmung der Regierten und 
so lange die Fremden gehorchten und wirtschaftlich ihre Mission 
erfüllten, lag kein Grund vor, ihnen irgend eine Nationalität auf- 
zudrängen. So lange der Fremde sich nicht politisch betätigt — 
und nirgends in der Welt hat der deutsche Kolonist einen stark 
ausgeprägten Hang, am Staatsleben teilzunehmen, — mag er von 
Regierungswegen bleiben wie er ist. Und wenn er unter einer 
Bevölkerung wohnt, der er wirtschaftlich und kulturell überlegen 
ist, von der er vielleicht durch Religion geschieden ist, — so 
wird er leicht seine Eigenart bewahren können !P). 

Das künstliche Großziehen national getrennter Bevölkerungs- 


11) Philippovich, Art. Auswanderung, H. W. d. St. S. 86. 

1?) F. C. Huber, Auswanderungswesen im Königreich Württemberg, S. 261. 
Verein für Sozialpolitik Bd. 52. 

13) A. Coolidge, The United State as a World Power, S. 49. Handbuch 
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gruppen war indes in einem modernen demokratischen Staats- 
wesen unmöglich. 

Nach dem Abfall der Vereinigten Staaten hatte England eine 
derartige Politik in Kanada versucht. Man hatte die französisch- 
katholische Bevölkerung von Unterkanada als besondere Provinz 
konstituiert, deren Bewohner ihren französisch-katholischen Cha- 
rakter bewahren sollten, damit sie nicht etwa von dem mächtigen 
Nachbarn aufgesaugt würden. Man hat aber bald erkannt, daß 
diese künstliche Verschärfung der bestehenden Unterschiede eine 
geordnete Verwaltung in einem Lande unmöglich machte, das 
Franzosen und Engländer enthielt. Lord Durham, auf den die 
Wakefieldschen Ideen gewirkt hatten, erkannte klar, daß dieses 
Nebeneinanderbestehen gesonderter Gruppen dauernden Krieg be- 
deuten mußte!?). Der Friede sollte geschlossen werden, indem 
beide Nationalitäten in einer Provinz vereint werden sollten. Er 
war dabei von der Voraussetzung ausgegangen, daß das englische 
Element, das dem französischen politisch und kaufmännisch über- 
legen war, auf die Dauer dasselbe national aufsaugen werde !®). 

Diese Voraussage hat sich nicht erfüllt. Schon einer der 
nächsten Nachfolger Durhams, Lord Elgin, hat das klar er- 
kannt. »Ich persönlich bin von der Torheit aller Versuche, die 
Franzosen zu entnationalisieren, überzeugt. Sie erzeugen im all- 
gemeinen das Gegenteil des beabsichtigten Erfolgs, indem sie die 
Flamme nationaler Vorurteile und nationalen Hasses nur ent- 
fachen. Aber angenommen, sie wären erfolgreich; was wäre das 
Ergebnis? Man kann vielleicht die französischen Einwohner dieser 
Provinz durch derartige Methoden amerikanisieren, man wird sie 
sicher nicht anglisieren. Wenn man sie aber statt dessen empfin- 
den läßt, daß ihre Religion, ihre Gewohnheiten, ihre Anschau- 
ungen, ja meinethalben ihre Vorurteile hier mehr berücksichtigt 
und geschont werden, als in anderen Teilen dieses großen Erd- 
teiles, dann mag es vielleicht einmal geschehen, daß der letzte 
Arm, der auf amerikanischem Boden ein britisches Banner schwingt, 
einem französischen Kanadier gehört « !P). 

Diese Anschauung ist dann die Richtlinie der britischen Poli- 
tik in Kanada geworden. Sie bedeutet cinen großen Schritt über 
die Wakefieldsche Auffassung hinaus. 


14) Report S. 212/13 ff. 
15) Ib. S. 222—227. 
16) Egerton, Canada, Bd. II, S. 194, in Lucas, Historical Geography, Bd. V. 
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Der Abfall der Vereinigten Staaten hatte bewiesen, daß 
gleiche Abstammung allein den Zusammenhang von Mutterland 
und Kolonie nicht zu sichern vermag. Die Unruhen, die in Irland 
1780:82 ausbrachen und die von der anglo-irischen Gentry, nicht 
von den eingeborenen Iren geleitet wurden, lehrten die gleiche 
Lehre. Diese Gefahr hatte Lord Durham und mit ihm Wakefield 
zu beseitigen gehofft, wenn man den Kolonien, die vom Mutter- 
lande aus bevölkert seien, eine »Munizipalverfassung« gäbe, — 
ähnlich der heutigen Selbstverwaltung. 

In Kanada war nun die Selbstverwaltung auf ein Gebiet aus- 
gedehnt worden, das zum großen Teil von einer nach Abstam- 
mung wie nach Religion fremden Bevölkerung bewohnt wurde. 

Das Ergebnis ist gewesen, daß die französische Bevölkerung 
Kanadas heute zu den loyalsten Bürgern des britischen Reichs 
zählt 1°). 

Dieses Ziel hätte sich indes nie erreichen lassen, wenn die 
französische Bevölkerung Kanadas politisch nach Frankreich hin- 
gestrebt hätte und sich als Vorposten des französischen Volkes 
gefühlt hätte. 

Es hat sich in diesem Falle gezeigt, — was anderswo erst die 
letzten Jahre klar dargelegt haben, — daß der Kolonist, welcher 
Abstammung er auch sei, mit seiner neuen Heimat verwächst 
und einen neuen nationalen Typus entwickelt +18). Daß der Ameri- 
kaner kein Engländer ist, braucht nachgerade kaum mehr gesagt 
zu werden; daß der Australier, der fast immer englischer Ab- 
stammung ist, einen neuen Typus darstellt, wird allmählich Ge- 
meingut. Nirgends aber kann man den großen Umwandlungs- 
prozeß, dem die Kolonie den Einwanderer unterwirft, besser 
studieren als in Südafrika. 

Was wir heute Buren nennen, ist eine Bevölkerung, deren 
Ahnen zu 7/2 Holländer, zu ?/ia Franzosen, zu ?/ıa Deutsche und zu 
tfia Schweizer u.s.w. gewesen sind +°). Sie stellen heute ein Volk 
dar, das zwar nicht einheitlich ist, das sicher aber nicht nach 
den Abstammungsverhältnissen, sondern nach den Lebens- 
bedingungen gegliedert ist, unter denen seine einzelnen Bestandteile 
sich befinden. Deutsche Bauern und französische Adlige haben zu- 
sammen ein Volk gebildet, das sich nicht etwa den Bewohnern der 


17) Siegfried, The Race Question in Canada, S. 282/83. 








") Richard Jebb in »Colonial Nationalisme hat dies zuerst klar dargelegt. 


9 George Mc. Theal, History of South Africa 1846—1560, S. 427. 
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Ursprungsländern seiner Väter besonders stammverwandt fühlt, son- 
dern sich als » Afrikaner« betrachtet und in bewußten Gegensatz zum 
Europäer setzt. Der Europäer war zufällig meist der Engländer, 
dem sie in seiner Eigenschaft als Nichtafrikaner feindlich gegen- 
überstanden. Für den einzelnen Engländer, der sich auf dem 
» Veldt« niederläßt, haben sie nie Feindschaft empfunden. Er 
wird in Afrika Afrikaner werden, wie sie selbst und gleich ihnen 
europäische Eingriffe zurückweisen. Selbst wenn Engländer in Massen 
kämen, es wäre einerlei; das Land wird sie bald zwingen, exten- 
siv auf weiter Weidefarm zu wirtschaften und sich den afrikani- 
schen Existenzbedingungen anzupassen. Das Land, nicht die Ab- 
stammung macht ihrer Ansicht nach die Menschen ?°). 

Daher sind denn bis in die Gegenwart die Feinde des 
Afrikaners in erster Linie die Industriellen gewesen, die Leute, 
die mit europäischem Kapital arbeiten und von einem Ruhe- 
sitz in Europa träumen: Die Absentees, die zu allen Zeiten 
als die allein zuverlässigen Repräsentanten der mutterländischen 
Nationalität gegolten haben und die daher vom kolonialen 
Nationalitätsgefühl stets glühend gehaßt wurden ?!). Sie allein 
sind imstande, die mutterländischen Qualitäten aufrecht zu er- 
halten, denn sie allein haben die Möglichkeit, sich immer wieder 
den Einflüssen des Neulandes zu entziehen. Wohl ändert der 
Mensch in harter Arbeit allmählich den Charakter des Landes, 
aber indem er das tut, wird er selbst ein anderer. Der Farmer, 
der gelernt hat, dem südafrikanischen Felde vielleicht eine Ernte 
abzugewinnen, ist von dem Manne verschieden, der daheim Drei- 
felderwirtschaft betrieb. 

Dieser Glaube, daß ein gemeinsames Staatsgebiet eine ge- 
meinsame Nation zu bilden vermag, ermöglicht die großzügige Ein- 
wanderungspolitik, nicht nur bevölkerter Länder wie die Vereinig- 
ten Staaten, sondern selbst menschenleerer Gebiete wie Kanada. 
Es ist bekannt, wie die Einwanderung in Amerika, die vor der 





2) Ich habe diese Dinge eingehend beleuchtet in der Londoner »(uarterly 
Reviewe, Oct. 1908: »Some Impressions from South Africae. Dieser Aufsatz ist, 
wie alle derartigen Abhandlungen, anonym erschienen. Vgl. auch Samassal 
Das neue Süd-Afrika. Eine schr interessante naturwissenschaftlich-anthropologische 
Begründung dieser Frage hat W. Ridgeway in »The Application of Zoologica, 
Laws to Mane versucht. British Association for the Advancement of Science. 
Dublin, 1908. 


%2) Jebb, Colonial Nationalism, S. 332. 
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letzten Krise eine Million Menschen erreichte, in der Nationalität der 
Einwanderer sich ändert; wie die Einwanderung aus den fortge- 
schritteneren Ländern von West- und Nord-Europa von 87 % im 
Jahre 1882 auf 24,7 % 1901 gesunken ist, während die Einwande- 
rung aus Süd- und Ost-Europa im gleichen Zeitraum von 12,9 
auf 75,5% der gesamten Einwanderung gestiegen ist ??). Von 
der Gesamteinwanderung des Jahres 1906 von 1100000 kamen 
216000 aus Rußland, 265 000 aus Oesterreich-Ungarn und 273 000 
aus Italien. Die Aufsaugung von ?°/, Millionen verhältnismäßig 
rückständiger Menschen bedeutet zweifelsohne ein großes Problem; 
die meisten Amerikaner sind indes überzeugt, daß die amerikani- 
sche Nationalität dessen Lösung gewachsen ist??). Der gleiche 
Glaube wird in Kanada geteilt, das trotz seiner verhältnismäßig 
geringen Bevölkerung Fremde aus allen Ländern anzuziehen sucht 
und selbst den Amerikaner, der im Westen einwandert, zu 
»kanadisieren« hofft °t). 

Die Entstehung neuer Nationalitäten aus den Kolonien ist 
die Grundlage des weiter blickenden englischen Imperialismus. 

Der imperialistische Schreier, der in England wie anderswo 
durch Lärm zu ersetzen sucht, was ihm an Klarheit der Ziele ab- 
geht, denkt sich unter Imperialismus nichts anderes als ein territorial- 
verbreitetes britisches Volkstum. Er sieht im Kanadier und im 
Australier gleichgestimmte Festgenossen, deren Lebenszweck und 
Freude es ist, »Rule Britannia« abwechselnd mit »God Save 
the King« zu singen. Dahinter steht ein anderer Imperialismus, 
der eine Ueberwindung des bloßen Nationalitätsprinzips in der 
Kolonialpolitik bedeutet. Er sieht in den Kolonien selbständige 
Staaten, bewohnt von Völkern mannigfacher Abstammung, die 
viele wertvolle Qualitäten des Muttervolks aufweisen, die aber 
auch Qualitäten besitzen, die diesem fremd sind, die sie sich selbst 
erarbeitet haben oder von nicht angelsächsischen Voreltern erb- 
ten. Er will sie nicht länger »anglisierene. Zum letzten Male 
hat ein Vertreter der Nationalitätsidee, Lord Milner, den Versuch 
gemacht, durch eine angelsächsische Kolonisten-Garnison eine 
Kolonie zu sichern; er ist gescheitert, aber indem er scheiterte, 
war der britischen Regierung Gelegenheit gegeben, der kolonialen 








2?) Final Report of the Industrial Commission, S. 959. 
”3) Coolidge S. 54 u. 55. Shaw, Political Problems of American Deve- 
lopment, S. 53 ff. 


?4) Atlas of Canada by the Department of the Interior Nr. 29 u. 83. 
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Nationalitätsentwicklung freie Bahn zu gewähren. Der Versuch, 
Süd-Afrika einer völligen Selbstverwaltung zu überlassen, ist wie 
bekannt geglückt. Wie Australien und Kanada gegenüber, so betont 
dieser moderne Imperialismus gegenüber dem z. T. stammfrem- 
den Süd-Afrika, daß er keine nationale Gleichheit mit dem Mutter- 
lande verlange. Er erkennt vielmehr die kolonialen Verschieden- 
heiten an und sucht sie einer gemeinsamen Reichspolitik dienst- 
bar zu machen. Er will nicht oberflächliche Einheit in der An- 
ordnung, er sucht die Vielheit und Mannigfaltigkeit zu benutzen, 
um der Lösung der verschiedenartigen Reichsaufgaben gewachsen 
zu sein. 


4. 
Diese Wandlung der Vorstellungen ist in Deutschland fast 


unbemerkt vorübergegangen oder mit Unwillen begrüßt worden; 
denn der Begriff der Kolonie ist in Deutschland fast immer ethno- 
graphisch im Sinne der Abstammung gefaßt worden. 

Die erwähnten Versuche, einen Staat im Staat zu schaffen, auf 
die geschlossene Siedlungen eines fremden Volkes in einem freien 
Gemeinwesen hinauslaufen mußten, waren indes harmlos, so lange 
Deutschland im Rate der Völker nicht mitzählte. Man hat den 
deutschen Kolonisten seiner wirtschaftlichen Eigenschaften wegen 
gerne benutzt und ihn ohne Besorgnis auch mit seinesgleichen 
zusammenwohnen lassen. So hat z. B. 1856/7 Sir George Grey 
etwa 4000 Deutsche in einem räumlich eng begrenzten Bezirke 
von Britisch - Kaffrarien, im Osten der Kapkolonie angesiedelt. 
Dieser Bezirk ist bis auf den heutigen Tag deutsch geblieben, — 
zumal er einen Nachschub nach 1876 erhalten hat?°). Eine po- 
litische Gefahr haben sie nie gebildet; das politische Leben, das 
Aufgehen in der Selbstverwaltung, ja auch das Ausbeuten der- 
selben zu wirtschaftlichen Zwecken ist ebensowenig hier wie in 
Amerika der Masse der Deutschen anziehend erschienen ?®). Der 
Deutsche hat überall eine Menge sozialer Gebräuche und Insti- 
tutionen in seine neue Heimat mitgebracht ; politische Institutionen, 
die in einem Neuland von selbst gedeihen würden, kennt das 
deutsche Verwaltungsrecht nicht. 

Trotzdem hat man in den 80er Jahren von neuem Pläne ent- 


25) Vgl. Mai-Heft der Süddeutschen Monatshefte 1908: Ist Deutsch - Südwest- 
Afrika ein Bauernland ? 
26) Sehr hübsch hierüber Wilhelm v. Polenz, Das Land der Zukunft, 


S. 379. 
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wickelt, um die deutsche Auswanderung, die im Jahre 1882 
220000 Köpfe zählte, durch Organisation dem Mutterland zu er- 
halten. »Man hoffte, Länder zu finden, klimatisch, wirtschaftlich 
und politisch geeignet für die deutsche Auswanderung, in denen 
diese ihren nationalen Charakter bewahren könne, und hatte da- 
bei die subtropischen Gebiete von Südamerika im Auge, aber 
man dachte nicht an Eroberungen, auch nicht an die Mitwirkung 
des Staates bei der Organisation der Auswanderung, sondern nur 
an private Organisation (Kolonialgesellschaften) und an lokale 
Majorisierungen« ?°). 

Man hat in erster Linie hierbei an Südamerika, besonders an 


Brasilien gedacht, weil die lateinische Rasse — oder besser ge- 
sagt die kulturell-wirtschaftliche Inferiorität — ein Aufsaugen des 


dortigen Deutschtums bisher verhindert hat. Man hat aber trotz 
einzelner Erfolge eine Erfahrung gemacht, die auch heute noch 
nicht voll beherzigt wird : Die Auswanderung im 19. Jahrhundert 
läßt sich nicht dirigieren. 

Ein Ludwig XIV. konnte seine Untertanen ausheben lassen 
und auf regelmäßig vermessenen Grundherrschaften, Seigneuries, 
an den Ufern des St. Lorenz ansetzen, die einen als »Seig- 
neurs« zinsberechtigt, die andern als »Habitants« zinspflichtig ?*). 
Die heutige Auswanderung erfolgt aus individuellen Beweg- 
gründen. Sie ist überdies »differenzierte. Der Auswanderer hat 
bestimmte Vorstellungen von dem, was er in der Kolonie erhofft, 
und von dem, was er mit seinen Mitteln und Fähigkeiten er- 
reichen kann. Man mag es bedauern, aber man kann es nicht 
leugnen, die Aussicht als Vorposten mutterländischer Kultur in 
einem Neulande zu dienen, ist nicht das entscheidende Motiv der 
Auswanderung. Eine Betrachtung der englischen Auswanderung 
zeigt das deutlich. 

Von 1853—1879 sind 8,9 Mill. Individuen aus Großbritannien 
und Irland ausgewandert; davon haben sich nur etwa 3 Millionen 
nach britischen Kolonien, 5,8 Millionen nach den Vereinigten 
Staaten gewandt. Selbst die großzügige australische Auswande- 
rungspolitik hat die Willensrichtung nur des kleineren Teils der Aus- 
wanderer zu beeinflussen vermocht: den 2 Mill. Individuen, die 1853 


2?) Hasse, H. W. d. St. Kolonialpolitik, S. 197. Hermann Wagner, Ueber 
Gründung deutscher Kolonien, S. 29. 

#8) Lucas, Historical Geography of the British Colonies, Bd. V Canada, 
S. 99. 
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bis 1870 nach den Vereinigten Staaten auswanderten, standen nur 
630000 gegenüber, die nach Australien gingen?®). Erst in den 
letzten Jahren, weniger weil die Wogen des Imperialismus hoch- 
gingen, als weil die Entwicklung Kanadas ungeahnten Umfang 
angenommen hat, übertrifft die englisch -schottische — nicht die 
irische — Auswanderung nach Kanada die nach den Vereinigten 
Staaten 80). 

Die gleiche Erfahrung hat man in Deutschland machen 
müssen; trotz aller Agitation und Organisation sind von 1818 bis 
1894 nur etwa 87814 Deutsche in Brasilien eingewandert, bei 
einer Gesamteinwanderung dorthin von über ı Million®'). Das 
Maximum von 4096 Auswanderern nach Brasilien wurde 1890 er- 
reicht, als die gesamte deutsche Auswanderung 97000 betrug. 


5. 

Solchen Ergebnissen gegenüber konnte man leicht den 
Standpunkt des Fürsten Bismarck einnehmen: »Ein Deutscher, 
der sein Vaterland abstreift, wie einen alten Rock, ist für mich 
kein Deutscher mehr; ich habe kein landsmannschaftliches In- 
teresse mehr für ihn« 3). Wenn gleich aus diesen Worten die 
Abneigung des Großgrundbesitzers gegen die Abwanderung vom 
Lande spricht, so steckt auch ein gutes Stück politischer Realis- 
mus darin, der sich gegen die Vorstellung auflehnt, man könne 
auf die Dauer Bürger zweier Staaten sein. 

Eine andere Möglichkeit aber war die: die Schaffung deut- 
scher Kolonien zu verlangen, Gebiete, die von Deutschland nicht 
nur bevölkert, sondern auch regiert werden sollten. 

Seit Anfang der 80er Jahre machten sich Bestrebungen in 


9) Siehe Tabelle bei Rathgen, Englische Auswanderung und Auswande- 
rungspolitik. (Verein für Sozialpolitik, Bd. LXXII.) S. 202—211. 
30) Es wanderten aus 1907: 


Engländer: Schotten: Iren: 
Total 265 000 66 000 64 000 
Nach U.S.A. 92 000 24 000 54 000 
Kanada I IO 000 33 000 7 500 


31) R. A. Hehl S. 302 in Schriften des Vereins f. Sozialpolitik, Bd. LXXII. 
Die gleiche Erscheinung ergibt sich für Frankreich. Von 1892—1906 sind 48331 
Franzosen in den U.S.A. eingewandert; trotz aller offiziellen Kolonisation ist die 
französische Einwanderung in Algier sehr gering. (Leroy Beaulieu, De la Co- 
lonisation chez les Peuples Modernes I, S. 452/53.) 
.3:) Herrfurth, Fürst Bismarck und die Kolonialpolitik, S. 89. 
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dieser Hinsicht geltend. Der deutsche Kolonialverein war 1882 
gegründet worden. Seine Aufgabe war: »Das Verständnis der Not- 
wendigkeit, die nationale Arbeit dem Gebiete der Kolonisation 
zuzuwenden, in immer weitere Kreise zu tragen, 

für die darauf gerichteten, in unserem Vaterlande bisher ge- 
trennt auftretenden Bestrebungen einen Mittelpunkt zu bilden und 
eine praktische Lösung der Kolonialfrage anzubahnen « °°). 

Die Ziele, die sich der Verein setzte, sind in diesen Aus- 
führungen nicht klar bezeichnet; sie konnten es nicht sein, denn 
er enthielt verschiedene Richtungen. Auf der einen Seite waren 
Leute, die in der Gründung von Handelsstationen das Ziel der 
praktischen Politik sahen, auf der anderen Seite wurde die Re- 
gulierung der Auswanderung in den Vordergrund geschoben °*). 

Dieser letzte Punkt wurde im Aufruf der »Gesellschaft für 
deutsche Kolonisation«, den Dr. Karl Peters verfaßt hatte, in den 
Mittelpunkt gestellt. Sie erstrebte, neben der Beschaffung eines 
ausreichenden Kapitals, die 

2. Auffindung und Verwertung geeigneter Kolonisations- 
distrikte ; 

3. Hinlenkung der deutschen Auswanderung in diese Ge- 
biete 35). 

Es ist bekannt, wie z. T. infolge der kolonialpolitischen Agi- 
tation die Reichsregierung schließlich zum Erwerb von Kolonien 
in Afrika und Australien gedrängt wurde. 

Nach der Erwerbung von Süd-Westafrika, Kamerun, Togo 
und Ostafrika besaß das Reich ein an Umfang ausgedehntes 
Ländergebiet. Es waren größtenteils tropische oder subtropische 
Gebiete, die alle eine eingeborene Bevölkerung aufwiesen. Als 
Kolonien etwa im Wakefieldschen Sinne, d. h. mehr oder minder 
menschenleere Gebiete, die deutsche Auswanderer aufnehmen 
sollten, waren sie kaum zu bezeichnen. Sie mußten als abhängige 
Besitzungen, oder, um in Roschers allerdings recht schwanken- 
der Terminologie zu reden, als Handelskolonien betrachtet wer- 
den, als Gebiete, in denen das herrschende Volk nicht durch seinc 
Angehörigen Ackerbau u. s. w. treiben läßt, sondern die Produk- 
tion der Eingeborenenwirtschaft eintauscht. 

Es waren übersceische Besitzungen der Art, wie sie zu Be- 


33) Die deutsche Kolonialgesellschaft 1852— 1902, S. II. 
341) Ib. 20/21. 
35) 5. 35 i 
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ginn der kolonialen Entwicklung als die wertvollsten gegolten 
hatten, als man die Produktionsgebiete seltener Waren (Gewürz- 
nelken) zu monopolisieren suchte. Im Laufe der Zeit war ihre 
Bedeutung in der Diskussion in den Hintergrund getreten. Ein- 
mal ermöglichte die Freihandelspolitik der Besitzer solcher Kolo- 
nien eine ungestörte Versorgung der Märkte. Dann aber ließen 
sich solchen Gebieten die sozial-nationalen Forderungen nicht 
aufzwängen, die das Auswanderuigsproblem in den Vordergrund 
geschoben hatte. 

Es ist ein großes, theoretisches und praktisches Verdienst 
Hübbe-Schleidens gewesen, daß er diesen Vorstellungen entgegen- 
vetreten ist. 

In einer »Uebersceische Politik« benannten Studie führte er 
aus, daß in Ländern, wo die Bevölkerung des Mutterlandes aus 
klimatischen Rücksichten nicht heimisch werden könne, von einer 
Kolonisation nicht gesprochen werden solle. »Dort handelt es 
sich vielmehr um die (materielle) Kultivation solcher Länder mit 
Hilfe unserer Intelligenz und unseres Kapitals und um die (geistige) 
Kultivation, die Kulturerziehung dieser fremden Rassen zur Zivili- 
satione 36). Es handelt sich also nicht um die Ansetzung weißer 
Gemeinschaften, sondern um die Fortentwicklung der eingeborenen 
Gemeinschaften unter weißer Führung. 

»Kultivation ist eine ungleich schwierigere Aufgabe, als Ko- 
lonisation, aber sie ist auch nicht nur um ebensoviel, sondern 
etwa im verdoppelten Verhältnisse rentabler als diese« 37). 





36) Ueberseeische Politik, S. 75. 

37) Ib. S. 77. Die Vorstellungen über den Begriff der »Kolonisation«e und 
damit auch der »Kolonie« bewegen sich im wesentlichen nach zwei Richtungen. 

1. Die eine Anschauung betrachtet als Kolonisation das Sich-Ausbreiten eines 
Volkes über unbesiedeltes oder wenig besjedeltes Land. Es handelt sich hierbei 
also um einen vorwiegend ethnographischen Vorgang. Diese Richtung betrachtet 
Splitter eines Volkes, die sich geschlossen in staatsrechtlich fremden Gebieten 
niederlassen ebenso sehr als »Kolonien«e, wie solche Teile, die sich vom Mutter- 
volke zwar räumlich losgelöst haben, aber den politischen Zusammenhang mit ihm 
nicht zerrissen haben. Ihr erscheint es als ziemlich gleichartige Erscheinung, wenn 
britische Auswanderer ein neues Gemeinwesen in Australien entwickeln oder wenn 
deutsche Auswander die rückständige Wirtschaft Brasiliens verbessern sollen. Sie 
vernachläßigt nicht nur die staatsrechtliche Seite, sie vergißt auch vollkommen 
die politische Leistung, die in Australien, nicht aber in Brasilien vom Siedler und 
seinem Mutterlande zu vollbringen ist. 

2. Die andere Anschauung geht davon aus, daß eine »Kolonie« stets ein 


Archiv für Sozialwissenschäft und Sozialpolitik. XXVIII. 3. 44 
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Die großen Beispiele einer derartigen Kultivation waren 
Britisch - Ostindien und Niederländisch - Indien. Deren Beispiel 
schwebte dem Fürsten Bismarck vor, als er eine Verwaltung durch 
Gesellschaften mit Hoheitsrechten schuf, nicht nur um das Reich 
von Verantwortung zu befreien, sondern weil er die Ordnungs- 
wut des preußischen Assessors und des preußischen Offiziers 
fürchtete?®). Der »königliche Kaufmann« sollte der Träger der 
Kolonialpolitik sein ??). | 

Die Größe der Aufgabe, vor die man gestellt war, ist erst 
allmählich sichtbar geworden. Es handelte sich nicht, wie in 
Indien, um eine dichte hochentwickelte Bevölkerung, die wert- 
volle Waren produzierte und unter einer Jahrhunderte bestehenden 
Verwaltung saß. Es war nicht möglich, wie seinerzeit in Indien 
nach der Niederwerfung die gesamte Landesverwaltung dem Grof- 
mogul abzupachten, um damit der faktische Herr eines großen 
Reichs zu werden. Hier hatte man eine bedürfnislose, zersplit- 
terte, häufig kriegerische Bevölkerung vor sich, deren Befriedigung 
und Erziehung zur Arbeit ein Kulturproblem allerersten Ranges 
darstellt. 

Allein in der Wirtschaftspolitik waren, wie Kärger sehr schön 


staatsrechtlich abhängiges Gebilde sei. Ihr ist »Kolonisatione die Erwerbung, Be- 
herrschung und Entwicklung von Gebieten und der sie bewohnenden Völker- 
schaften. Sie sieht in der Kolonisation nicht bloß ein Sich-Ausbreiten des Volks- 
tums, sondern ein Sich-Vergrößern des Staates. Sie beruht im Gegensatz zur 
ethnographischen Auffassung auf einer territorialen Grundlage. Diese Auffassung 
beherrscht z. B. den 2. Band des bekannten Werks von Sir John Seeley, >The 
Expansion of England«, der nicht etwa die Ausbreitung des angelsächsischen Volks- 
tums, sondern die politische Beherrschung Indiens zum Gegenstand hat. — Das 
Wort »Kultivatione drückt die kulturelle Aufgabe in diesen Gebieten recht gut 
aus; es scheint mir aber, daß die politische Natur diesen Aufgaben klarer zutage 
tritt, wenn man auch hier das Wort »Kolonisatione und »Kolonie« verwendet, 
sich aber bewußt bleibt, daß Kolonisation im Sinne der Kolonialpolitik a) eine 
ethnographische Kolonisation darstellen kann, aber nicht darstellen muß; b) daß 
alle Kolonisation ein politischer Vorgang ist, ein Erwerb von Gebiet und ein Be- 
herrschen von Menschen. 

38) Herrfurth, S. 85/86, 264/5. Köbner, Kolonialpolitik, S. 72. 

39) Diese Auffassung nennt Ballod »manchesterlich«e.. Sie ist bekanntlich 
die Auffassung des Merkantilismus gewesen, der die Form der Gesellschaft mit 
Hoheitsrechten geschaffen hat. Ist es wirklich nötig, Bezeichnungen der Partei- 
presse auch dort anzuwenden, wo man mit ihnen zwar die Empfindungen des 


Schreibers, nicht aber den Tatsachenverhalt ausdrücken kann ? 
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klarlegte, 3 Stufen zu durchlaufen. 

Auf der ersten Stufe mußte man sich damit begnügen, die 
Produkte, die die Eingeborenen aus eigenem Antrieb herstellen, 
einzusammeln. | 

Später, auf der zweiten Stufe, sucht man die Eingeborenen 
zu veranlassen, Produkte eigens für den europäischen Bedarf zu 
erzeugen. 

»Die dritte Stufe ist die Selbstbewirtschaftung des Landes 
durch das herrschende Volk unter Heranziehung der Eingeborenen. 
... Was über diese Stufe etwa hinaus liegt, — nach Hübbe- 
Schleiden selbsttätiges Eingreifen der Eingeborenen in die Kultur- 
produktion — ist nur als selbständige, oft nicht einmal gern ge- 
sehene Entwicklung der durch die Kolonisation ins Land ge- 
brachten Kulturfaktoren, nicht mehr als zielbewußte Kolonisation 
anzusehen« 40). Man hat sich die Erfüllung dieses Programms 
leichter vorgestellt, als sie in Wirklichkeit gewesen ist. 

Noch heute beträgt die Ausfuhr Ostafrikas erst 12'/; Mill. Mk., 
und hiervon entstammt nicht die Hälfte einer systematischen 
Produktion für den Markt. In noch geringerem Maße ist das in 
Kamerun der Fall. 

Ueber die Größe der politischen Aufgaben hatten nur ganz 
wenige, mit den örtlichen Umständen Vertraute, eine annähernde 
Vorstellung, da man die Erfahrung anderer Länder nicht über- 
mäßig berücksichtigte.e Noch heute ist es die landläufige Mei- 
nung, der Wüstengürtel der Namib habe seinerzeit die Annexion 
von Südwestafrika durch die Kapkolonie verhindert. In Wirklich- 
keit war es nicht Unkenntnis eines Landes, das lange vor der 
deutschen Besitzergreifung nicht nur dem Missionar, sondern auch 
dem Jäger, Händler und Bergmann des Kaplandes bekannt war, 
was die Ausdehnung der britischen Herrschaft vereitelte, — es 
war die Abneigung vor den großen Problemen der Eingeborenen- 
verwaltung, an deren [Lösung man bei einer Okkupation hätte 
herangchen müssen *!). 


#0) Tangaland und die Kolonisatiun Deutsch-Ostafrikas, S. 73 f. 

41) Report of the Select Committee appointed to consider and report on Da- 
maraland Affairs, Kapstadt 1851, S. 120. »lt is evident from Mr. Palgraves report 
that grave elements of discord exist among the native tribes, which may in future, 
as they have in the past produce destructive wars, ..... the Government exer- 
cising the protectorate would find itself pressed tojtake active measures to restore 
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6. 

Man hat in den letzten Jahren eingesehen, daß die blofe 
»Kultivation«, die Entwicklung und Beherrschung eingeborener 
Bevölkerungen eine Aufgabe allerersten Ranges ist. Man war 
damals von solchem Problem nicht befriedigt. 

Rohstoffe, die man in den Kolonien erzeugt, mögen ja die 
Produktion der deutschen Industrie erleichtern, die Erziehung der 
Eingeborenen mag neue Märkte schaffen und damit die Beschäf- 
tigung zahlreicher Arbeiter zu Hause ermöglichen, — das alles waren 
nüchterne Geschäftsfragen, und in der deutschen Kolonialbewegung 
steckte und steckt auch heute noch ein gutes Stück kolonialpoliti- 
schen Gefühls. Weil auf den ersten Blick die deutschen Kolonien 
nur als Kultivationsgebiete in Betracht kommen konnten, be- 
trachteten weite Kreise die Kolonialpolitik mit Mißtrauen. Der 
deutsche Kleinbürger hatte keinen Drang, Menschen zu beherr- 
schen und den Negern gegenüber die Mission des Uebermenschen 
zu übernehmen. Er hätte sich für die Schaffung von Heimstätten 
in einem überseeischen Deutschland enthusiasmieren lassen; denn 
der durchschnittliche Kolonialpolitiker definiert im Innersten seines 
Wesens: Eine Kolonie ist ein Bauernland, ein Land wo alle, die 
nach Amcrika gegangen sind, hätten hingehen können, wenn wir 
ein solches Gebict besessen hätten. 

Von Anfang an hat man daher die »Kultivation« in den 
Hintergrund schieben wollen, und eine weitgehende Kolonisation 
gefordert; man hat natürlich in Süd-Westafrika eine Siedlung ecr- 
strebt, da dort schon vor der deutschen Besitznahme die Evi- 
stenzfähigkeit der Weißen außer Frage stand; man hat dann 
Untersuchungen angestellt, ob der Weiße sich nicht in den Tropen 
akklimatisieren könne und man hat von Anfang an begründete 
Hoffnung gehabt, daß auf den Ilochländern Ostafrikas eine weiße 
Siedlung klimatisch möglich sein werde. 

Wenn das der Fall war, dann standen der weißen Koloni- 
sation große Gebiete offen; sie waren allerdings im Besitze von 
l.ingeborenen. Sie waren dabei aber kaum anders gestellt als 
die großen Siedlungskolonien von Nordamerika es etwa im 17. 





peace, and thereby to assume a task, which would be a severe strain upon its re- 
SOUTCES s... 

I cannot therefore think, that the burden of native government in South Africa 
should at the present moment be materially increased.e (Lord Carnarvon to Sir 
Bartle Frere.) Theal Bd. V, S. 336, 337. 


Siedlungsfragen und Eingeborenenpolitik. 673 


Jahrhundert gewesen waren. 

Es gibt, mit wenigen Ausnahmen, nirgends unbewohnte Län- 
der??). Ueberall stößt der Kolonist auf Eingeborene. Sie wirken 
nicht immer auf die spätere Entwicklung des Landes ein, 
aber die Auseinandersetzung mit ihnen bildet den Prolog jeder 
Kolonialgeschichte. Der Austral-Neger ist für alle praktischen 
Zwecke verschwunden; er interessiert in seinen Ueberbleibseln 
den Ethnographen und beschäftigt die paar ihn beschützenden 
Beamten. Er ist nie ein Problem gewesen und hat sich, infolge 
einer nie erlöschenden Pockenepidemie ebenso geräuschlos aus 
der Weltgeschichte entfernt, wie er in sie eingetreten war. 

Eine ganz andere Bedeutung hat der nordamerikanische In- 
dianer gehabt. Die Zahl der Indianer in der Union beträgt heute 
etwa 300000; in Kanada leben etwas über 100000. Es ist mög- 
lich, daß sie zu keiner Zeit viel zahlreicher gewesen sind wie 
heute *?), aber ihr Zurückdrängen auf die Reservationen des 
Westens, auf denen sie heute noch zum Teil sitzen, hat dem 
ganzen Grenzerleben seinen Charakter aufgeprägt. Die Kosten, 
die den Vereinigten Staaten durch diesen Prozeß erwachsen sind, 
sollen in den Jahren 1776—1886 über 9 Milliarden Doll. betragen 
haben; davon entfielen etwa 3 Milliarden auf Indianerkriege +$). 

Die Politik der Amerikaner, — besser gesagt der Grenzer, — 
denn die Bundesregierung hätte gerne eine humane Politik ge- 
trieben — stellt kein Ruhmesblatt der amerikanischen Geschichte 
dar; im Gegensatz zu der Politik Kanadas, wo die humanen Tra- 
ditionen der französischen Zeit nie verlassen wurden. 

In beiden Ländern ist indes eines eingetreten: Die indianische 
Bevölkerung hat kaum irgendwelche Bedeutung behalten. 

Auf Grund derartiger Erfahrungen hat man dann behauptet, 
die Berührung mit der Kultur bringe allen primitiven Völkern 
Verderben. Man hat hierüber einige Krokodilstränen vergossen 
und dann, als das Zeitalter naturwissenschaftlichen Dilettanten- 
tums aufdämmerte, den ganzen Vorgang als »Naturgesetz« auf- 
gefaßt, als Absterben der minder tüchtigen Rasse vor der tüch- 
tigeren. 

Eine derartige großspurige Erläuterung ist indes ebenso unbe- 
friedigend wie überflüssig. Daß die primitiven Völker den Blat- 


#2) Ratzel, Politische Geographie, S. 41. 
1) Coolidge, S. 67. 


4) Friederici, Indianer und Anglo-Amcrikaner, S. 69. 
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tern erliegen, die der Weiße unter sie einschleppte, ist ebenso 
natürlich, als daß sie der Schlafkrankheit verfallen, — für die der 
Weiße nicht verantwortlich ist. Während man aber die Schlaf- 
krankheit energisch bekämpft, obwohl man ihr noch ziemlich hilf- 
los gegenübersteht, ließen sich die Blattern schon seit Jahrzehnten 
erfolgreich bekämpfen, -—- wo es für den Europäer eine Lebens- 
frage war. 

Daß das Feuerwasser den Eingeborenen ruiniert, ist eine 
physiologische Tatsache, daß es der Europäer, wenn möglich mit 
Fusel untersetzt, einführen muß, hat schon weniger den Charakter 
des Naturgeschehens. Daß die Vernichtung der Büffelherden den 
jagdtreibenden Indianer nahrungslos macht und die Vernichtung 
des Wildbestandes den Buschmann »seines Viehs« beraubt, ist ein- 
leuchtend. Es ist aber nirgends erbarmungslos-abstrakte Weltnot- 
wendigkeit gewesen, diese Vorgänge so zu beschleunigen, daß die 
betroffenen sich einer Umwandlung der Verhältnisse nicht anzu- 
passen vermochten. 

Die Grenzer haben nun nirgends einen großen Wert auf die 
Erleichterung einer derartigen Anpassung gelegt. Wenn der In- 
dianer oder der Buschmann sich nicht leicht in den Betrieb des 
Kolonisten einpassen ließ, so erklärt man ihn für unfähig, sich 
irgend einer höheren Wirtschaftsform anzupassen. Eine Erziehung 
zur Arbeit, deren Resultate dem Eingeborenen selbst zugute kommen 
sollten, ist vom Kolonisten nie gewünscht worden. Man hat in 
Süd-Afrika einen einzigen Versuch gemacht, die Buschmänner an 
Ackerbau und Viehzucht zu gewöhnen. Er ist gescheitert und 
man hat den Buschmann für unfähig zu wirtschaftlichen Zwecken 
erklärt, obgleich viele Buren Buschmänner als Gesinde hatten. 
Man hat später anderweitige Arbeitskräfte gewinnen können und 
damit auch das letzte Interesse verloren, eine Klasse von Menschen 
zu erhalten, deren eigentümliche Existenzbedingungen man zer- 
störte, und die sich nur widerwillig den ihnen aufgezwungenen 
I:xistenzbedingungen fügten. Der Buschmann, wie der Indianer, 
war kein guter Nachbar und ein schlechter Knecht. Man ließ 
also der Weltnotwendigkeit freie Bahn und schoß ihn ab, wenn 
er beim Viehstehlen betroffen wurde. 

Indem man von einem Naturgesctz redet, daß die Kultur die 
primitiven Völker vernichte, umhüllt man »damit einen durchaus 
klaren Vorgang mit einem geheimnisvollen Dunkel und erhebt 
gegen die Kultur eine Anklage, die bei genauerer Betrachtung 
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ins Nichts zerfällt« 45). 

Man hat jahrelang angenommen, die Vernichtung der ein- 
geborenen Völker sei überall unaufhaltsam, wo der Weiße in 
Massen zu existieren vermag*®). Diese Vorstellung ist sogar in 
das Bewußtsein der Eingeborenen selbst übergegangen ?‘). Seit 
den Tagen des Las Casas hat indes die Praxis, soweit Neger- 
rassen in Betracht kamen, einer anderen Auffassung gehuldigt. 
Die Neger, die als Sklaven verwandt wurden, starben bei einiger- 
maßen guter Behandlung nicht aus. Die Sterblichkeit der Sklaven 
war zwar vielfach hoch, die Geburtenziffer ziemlich gering, aber 
das war nur der Fall, solange der Sklavenhandel die Beschaffungs- 
möglichkeit durch Einfuhr billiger gestaltete als durch Aufzucht. 
Das Ende des organisierten Sklavenhandels zeigte das deutlich. 
Während 1790 die Zahl der Sklaven in den Vereinigten Staaten 
700000 betrug, und 1810, nach Aufhebung des Sklavenhandels 
auf I 200000 gestiegen war, erreichte sie 1850 schon über 3 200000, 
trotzdem damals ein großer Zufluß von außen ausgeschlossen 
war#8). Die Behandlung der Sklaven war dabei vielfach nach 
rein ökonomischen Gesichtspunkten geregelt. Aehnliche Ergeb- 
nisse finden sich in Westindien. Sie beweisen nur, daß der 
Neger dem Weißen als unentbehrliche Arbeitskraft erscheint, 
dessen Aussterben er zu verhindern, nicht zu begünstigen sucht. 
Die gleiche Erfahrung hat man dann im britischen Südafrika wie 
in den ehemaligen Burenstaaten gemacht. Man hat Buschmänner 
und Hottentotten absterben (an den Pocken) und ziehen lassen, 
man hat aber schon lange auf die Erhaltung der eigentlichen 
Bantubevölkerung hingearbeitet. Sie hat sich dann doch über alle 
Erwartungen vermehrt. In der Orange-Kolonie, die die dichteste 
weiße Bevölkerung Süd-Afrikas aufwies, kommen heute 171 Ein- 


45) Supan, Die territoriale Entwicklung der europäischen Kolonien, S. 315. 
46) Anderer Ansicht war indessen schon Lord Grey, The Colonial Policy of 
Lord John Russels Administration, 1853, Bd. IL, S. 253. 
47) Das geht aus folgendem Maori-Lied hervor, in dem das Eindringen des 
Fremden (Pakcha) und seiner Kultur beklagt wird: 
As the Pakcha fly has driven out the Maori fly, 
As the Pakcha grass has killed the Maori grass, 
As the Pakcha rat, has slain the Maori rat, 
As the Pakcha clover has starved the Maori fern, 
So will the Pakcha destroy the Maori. 
(Dilke, Greater Britain S. 274.) 


#2) Die 434 000 freien Farbigen sind hierbei nicht einbegriffen. 
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geborene auf 100 Weiße, wo vor 25 Jahren diesen nur 119 gegen- 
überstanden. 

Ein Naturgesetz, in dem beschränkten Sinne, daß der Weiße 
ein Interesse am Absterben des Negers habe, ist also nirgendwo 
festzustellen, Man kann natürlich ein derartiges Absterben durch 
Aufgebot der notwendigen Mittel herbeiführen. So hat General- 
leutnant v. Trotha, dem die Einkesselung der Hereros am Water- 
berg mißglückt war, es den Männern unmöglich gemacht, sich 
einzeln zu ergeben, da die Truppen Befehl hatten, keine männ- 
lichen Gefangenen zu machen. Eine Unterwerfung in ganzen 
Stämmen war unmöglich, da Herr v. Trotha dieselbe ausdrück- 
lich ablehnte. Es blieb also nur die Flucht in das wasserlose 
Sandfeld, wo ein großer Teil der Hereros verdurstete. Ein der- 
artiger Vorgang kann militärisch notwendig gewesen scin. Wenn 
man ihn aber als allgemeingültige Naturnotwendigkeit hinstellt, 
die sich hier nur in dieser besonderen Form vollzogen habe, 
deren Ergebnisse aber überall in Afrika greifbar seien, so handelt 
es sich hierbei doch nur um einen leicht verständlichen Ver- 
such, die eigenen Handlungen dadurch zu rechtfertigen, daß man 
sie als Naturnotwendigkeit hinstellt +°). 


49) Ueber die Trothasche Politik hat sich eine heftige Kontroverse entsponnen. 
Folgende Tatsachen stehen nun fest: 

I. Herr v. Trotha versuchte am 11. August 1904 die Hereros am Waterberg 
einzukesseln. Der Versuch mißlaug, die Herero brachen durch, 

2. Dem Reichstage wurde hierüber berichtet (11. Legislatur-Periode I. Session 
1903/1905 Nr. 559) S. 4: »Der Erfolg von Waterberg bestand nicht darin, daß 
das ganze Volk der Hereros eingeschlossen und vernichtet wurde, sondern darin, 
daß seine Widerstandskraft gebrochen wurde und daß es das Vergebliche einer 
weiteren Kricgführung einsah.« 

3. Am 2. Oktober 1904 erlie Herr v. Trotha folgende Proklamation: 

»Ich der große General der deutschen Soldaten sende diesen Brief an das 
Volk der Hereros. — Herero sind nicht mehr deutsche Untertanen. Sie haben ge- 
mordet, gestohlen, haben verwundeten Soldaten Ohren, Nase und andere Körper- 
teile abgeschnitten und wollen jetzt aus Fcigheit nicht mehr kämpfen. Ich sage 
dem Volke: Jeder der einen der Kapitäne an einer meiner Stationen als Gefangener 
abliefert, erhält 1000 Mk.; wer Samuel Maharero bringt, 5ooo Mk. Das Volk der 
Herero muß jeder das Land verlassen. Wenn das Volk dies nicht tut, so werde 
ich es mit dem »groot Rohre (Geschütz) dazu zwingen. Innerhalb der deutschen 
Grenze wird jeder Herero mit oder ohne Gewehr, mit oder ohne Vieh, erschossen. 


Ich nehme keine Weiber und keine Kinder mehr auf, treibe sie zu ihrem Volke 
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Es ist kein Zweifel, daß eine Ausrottung der Eingeborenen 
das politische Problem einer Kolonie vereinfacht. Je geringer die 
politischen Fähigkeiten eines Kolonistenvolkes sind, desto größer 
erscheint die Gefahr, die in der Anwesenheit eines fremden un- 
zivilisierten Volksbestandteils liegt. 





.._—_. 


zurück oder lasse auf sie schießen. Das sind meine Worte an das Volk der 
Herero.« 

4. Dem gegenüber erklärt Herr v. Trotha (Berl. Neueste Nachrichten, 3. Fe- 
bruar 1909): »Die von mir an das Volk der Herero erlassene Proklamation sollte 
nur einen Gedanken in ihrem Hirn zeitigen, nämlich den, daß ihre Herrschaft be- 
endet ware. Diese Ueberzeugung war indes (siehe 1.) schon durch die Schlacht 
am Waterberg geweckt worden. Ueber den Truppenbefehl vom 2. Oktober schweigt 
Herr v. Trotha. Dessen wichtigste Stelle lautet: 

»Ich nehme mit Bestimmtheit an, daß dieser Erla dazu führen wird, keine 
männlichen Gefangenen mehr zu machen, aber nicht zu Greuel gegen Weiber und 
Kinder ausartet«e. Es blieb darnach den männlichen Hereros nur die Flucht in die 
wasserlose Steppe. Beide Schriftstücke sind merkwürdigerweise im Werke des 
großen Generalstabs nicht abgedruckt. 

5. Es wurde Herrn v. Trotha später nahegelegt, die Reste des Volkes durch 
Verhandlungen zur Unterwerfung zu veranlassen. Er hielt das für unmöglich, da 
ein Teil des Volkes führerlos sei, und die Führer, die noch vorhanden, zu schwer 
kompromittiert seien. Er war überdies gegen »die Annahme einer mehr oder 
minder freiwilligen Unterwerfung«. >Er sah in der ganzen Aufstandsbewegung im 
deutschen Schutzgebiete das erste Anzeichen eines Rassenkampfes, mit dem alle 
am afrikanischen Kolonialbesitz beteiligten Mächte zu rechnen hätten. Bei dieser 
Sachlage mußte jede Nachgiebigkeit auf deutscher Seite dem Gedanken, daß Afrika 
seinen schwarzen Bewohnern allein gehöre, — der sogen. äthiopischen Bewegung - - 
neue Anhänger zuführen.e (Die Kämpfe der deutschen Truppen in Süd-Westafrika, 
S. 208.) 

Dem gegenüber steht einmal fest, daß es Herrn v. Lindequist, der im No- 
vember 1905 die Geschäfte des Gouverneurs übernahm, durch Erlaß einer Prokla- 
mation noch damals glückte, 14000 Hereros zur Uebergabe zu veranlassen, obwohl 
es inzwischen nicht leichter geworden war, mit ihnen Fühlung zu gewinnen. 

Es steht ferner fest, daß der Hlereroaufstand nicht das erste Anzeichen eines 
Rassenkampfes war, sondern daß allein die Kapkolonie 9 Kaffernkriege geführt hat. 

Für das Bestehen einer äthiopischen Bewegung unter den Ilereros ist die Be- 
nauptung des Generalstabswerks der einzige Beweis. 

Bedenkt man nun, daß vor dem Kricge 70—80000 Hereros vorhanden ge- 
wesen sein sollen, während heute nur mehr 16363 übrig sind, so darf man wohl 
die Bezeichnung »Ausrottungspolitike anwenden, Indem Generalleutnant v. Trotha 
allerdings mit recht kümmerlichem Material zu beweisen sucht, seine Politik sei 
naturnotwendig gewesen, macht er es selbst seinen Verteidigern unmöglich, als zu- 


fällige Folgen zu.bezeichnen, was bewußt von ihm erstrebt wurde, Ich habe diese 
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Die Empfehlung einer Ausrottungspolitik ist also nicht etwa 
das Zeichen politischer Voraussicht und Weitsichtigkeit, sie ist ein 
Eingeständnis der Unfähigkeit. Man kann sicher zugeben, dass 
die englische Herrschaft in Indien politisch sicherer wäre, wenn 
sie sich auf 700000 statt auf 70000 weiße Soldaten stützen 
könnte. Die Schaffung einer derartigen Armee, die das Land 
finanziell ruinieren würde, wäre aber kein Zeichen politischer Be- 
gabung. Es ist nicht der Zweck der Kolonialpolitik so große 
Aufwendungen von Machtmitteln zu entfalten, dass die mittelbare 
wie die unmittelbare Rentabilität der Kolonie gefährdet werde. 

Eine derartige Ausrottungspolitik, ganz abgesehen davon, ob 
sie wirtschaftlich möglich wäre oder nicht, hätte in Afrika ihre 
engen Grenzen. Es gibt überall Gebiete, in denen nur der Ein- 
geborene, nicht der Europäer in Massen zu existieren vermag. 
Wenn man daher die Eingeborenen in die eigentlich tropischen 
Gebiete zurückdrängte, so könnte man zwar die politische Gefahr 
an manchen Punkten vermindern, wo sie heute besteht, man 
würde sie auf andere Punkte konzentrieren. Wenn man bedenkt, 
daß die Niederschlagung des Aufstandes in Deutsch-Süd-West- 
Afrika über 400 Millionen Mark gekostet hat, ohne daß eine völlige 
Säuberung des Gebietes von Eingeborenen hätte erfolgen können, 
so muß man ein derartiges gewaltsames Zurückdrängen der Ein- 
geborenen für unmöglich halten. Es ließe sich zudem nur durch- 
führen, wenn alle europäischen Völker die gleiche Politik ver- 
folgten. Eine solche Einstimmigkeit ist aber schon deshalb aus- 
geschlossen, weil zum mindesten das britische Süd Afrika, Buren 
wie Engländer, die Befreiung von dieser theoretischen politischen 
Gefahr nicht mit wirtschaftlicher Verkümmerung bezahlen will. 


7% 

Wenn ein natürliches Absterben der Eingeborenen in Afrika 
somit ausgeschlossen erscheint, und keine Aussicht besteht, 
solches auf künstliche Weise herbeizuführen, dann wird es weite 
Teile Afrıkas geben, wo der weiße Siedler dauernd neben den 
Eingeborenen seinen Wohnsitz haben wird. 

Politik im Februar 1908 in der »Frankfurter Zeitung«e und dann in meiner im 
Juli 1908 erschienenen »Eingeborenenpolitik im britischen Südafrika« kritisiert. 
Da die Auseinandersetzungen des Staatssekretärs des Reichskolonialamts mit Herrn 
v. Trotha erst im Winter 1909 stattfanden, so ist wohl einleuchtend, daß meine 


Kritik nicht erst hierdurch hervorgerufen wurde. 
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Wir finden solche Zustände im ganzen britischen Süd-Afrika 
und in Deutsch-Süd-West, sie bestehen in ähnlicher Weise in 
Algier und Tunis und beginnen sich in Ostafrika zu entwickeln. 
Fs sind indes nicht Erscheinungen, die ihrem Wesen nach zuerst 
in Afrika auftreten. 

Die Geschichte des spanischen und des portugiesischen Con- 
quistadorentums ist kaum etwas anderes als eine Geschichte 
weißer Siedlungen inmitten eingeborener Bevölkerungen, die an 
manchen Orten abgestorben oder zurückgewichen sind, aber nir- 
gends in ihrer Gesamtheit verschwanden. Und die Gebilde, 
die in den Südstaaten der Union und in Westindien durch Ein- 
führung von Sklaven und später von Kulis entstanden sınd, stim- 
men im wesentlichen Aufbau mit denen überein, die in Afrika 
entstanden sind oder entstehen. 

Wir finden überall eine mehr oder minder dünne Schicht von 
weißen Einwanderern, die die Herrscherklasse darstellen; da- 
neben steht eine Masse von Farbigen, die, sei es rechtlich, sei 
es sozial, untergeordnet ist, und zum mindesten beherrscht wird. 
Manchmal (1) ist die Masse der Farbigen in besonderen Gebieten 
getrennt von den Weißen angesiedelt, wie dies in gewissen Teilen 
Süd-Afrikas und in Algier der Fall ist°®); (2) an andern Orten, 
wie z. B. in Westindien nach Aufhebung der Sklaverei, kann 
völlige rechtliche Gleichheit der beiden — seit Einführung von Kuli 
der drei oder vier — Bevölkerungsschichten die Folge sein, bei 
der Weiße und Schwarze örtlich durcheinander gemischt leben; 
(3) an andern Orten, z. B. in Deutsch-Süd-Westafrika gilt der 
Weiße rechtlich als eine obere Klasse, während der Eingeborene 
nur als »Gesinde« in Erscheinung treten soll, und schließlich (4) 
im ganzen spanischen Südamerika, aber auch in Westindien und 
den Südstaaten der Union, hat eine Blutsmischung zwischen Ein- 
geborenen und Weißen und anderen Bevölkerungselementen stattge- 
funden?!). Kine derartige Mischung ist nirgends völlig durchge- 
führt worden, überall finden wir neben den Mischlingen zahlreiche 
Weiße und reine Farbige ; wie denn überhaupt die vier Typen der 
Mischkolonie 5) nie rein dastehen, sondern nur ein leitendes 


5) Leroy-Beaulieu, De la Colonisation chez les Peuples Modernes, 
Bd. I, S. 436. 

51) Die Spanier in Südamerika unterschieden 7 verschiedene Sorten von Misch- 
lingen zwischen Weißen und Farbigen. Kottenkamp, Kolonisation von 
Amerika I, S. 525. 


5?, Das Wort ist meines Wissens von Supan geprägt worden. S. 307. 
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Prinzip ausdrücken. 

Jeder Typus stellt einen Versuch dar, das gleiche Problem 
in verschiedener Weise zu lösen: Das wirtschaftliche und po- 
litische Zusammenleben einer fortgeschrittenen mit einer weit 
zurückgebliebenen Rasse zu ermöglichen. 

Es braucht kaum betont zu werden, daß dieses Problem 
verschieden ist von den Aufgaben einer Beherrschungskolonie 
(Kultivation) wie einer Einwanderungskolonie. Es vereinigt nicht 
nur die Probleme, die beiden eigentümlich sind, es schafft viel- 
mehr durch diese Vereinigung neue Probleme. Ein Kaffernstamm 
z. B., der unter Weißen wohnt und dessen Mitglieder bei den Weißen 
Dienst nehmen, kann in ganz anderer Weise zivilisiert werden, 
als einer, der nur dem Einfluß eines einzigen weißen Beamten 
anvertraut ist. Auf der andern Seite wird ein eingeborenes Volk, 
das nur wenige geistig und moralisch hochstehende weiße Be- 
amte kennen lernt, eine ganz andere Vorstellung vom Weißen 
haben, als ein solches, dem der Kulturpionier in Form fluchender 
und trinkender Goldgräber erscheint. 

Noch größer ist aber die Verschiedenheit der Aufgaben, soweit 
weisse Siedler in Frage kommen. In der eigentlichen Einwanderer- 
kolonie ist die wirtschaftliche Energie des Siedlers das entscheidende. 
Wenn er den Acker besser zu bestellen vermag als sein Nach- 
bar, so ist er der wünschenswerteste Kolonist. Wenn er seine 
Produkte nicht verkaufen kann, weil der Absatz fehlt, so kann 
er von ihnen leben und warten bis günstigere Zeiten kommen. 
Je geringer seine Lebensansprüche, desto besser für ihn und 
das Neuland, desto eher wird er die ertraglose Zeit durchhalten 
können. Und wenn er mittellos ist, zu mittellos selbst um einen 
Farmbetrieb der dürftigsten Art zu beginnen, so bietet sich ihm 
Gelegenheit gegen hohen Lohn Arbeit zu verrichten. In Kanada 
kann man einen Farmbetrieb mit 120 £ Kapital beginnen; der 
Jahreslohn eines Landarbeiters — außer Wohnung und Verpflegung 
— beträgt zwischen 30—60 £. In Ländern mit eingeborener 
Bevölkerung ist für mittellose nicht besonders spezialisierte weiße 
Arbeit kaum Iirwerbsgelegenheit vorhanden. Weiße Löhne sind 
zwar nominell hoch, es ist aber kaum Nachfrage nach Weißen, da 
man in irgend einer Weise den Eingeborenen zur Arbeit veran- 
lat. Der kapitallose Einwanderer hat kaum Gelegenheit ein 
kleines Kapital zu verdienen. Wenn er sich mittellos auf seine 
Stelle setzt und von dem Ertrag lebt, so sinkt er in Lebens- 
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haltung und Achtung bald auf die Stufe der ihn umgebenden 
Eingeborenen. Er »verkaffert« und wird leicht der Vater einiger 
Bastarde. 

Aber auch der Weiße, der einige Mittel hat, muß ganz an- 
dere Aufgaben lösen, als in der reinen Einwanderkolonie; er 
muß nicht nur als Grenzmiliz gegen den Eingeborenen Kriegs- 
dienste leisten, er wächst ganz naturgemäss in die Stellung eines 
Großgrundbesitzers hinein, der nicht nur wirtschaftliche Pflichten 
zu erfüllen hat, sondern den Aufgaben der Selbstverwaltung — in 
diesem Falle der Regierung einer zurückgebliebenen Rasse — irgend 
wie nachkommen muß. Dabei entstehen die schwersten Pro- 
bleme des politischen Lebens. Gibt man der »Mischkolonie« 
Selbstverwaltung und beschränkt man das Wahlrecht auf Weiße, 
so entsteht leicht eine Klassenherrschaft; läßt man die Farbigen 
zu, so kann eine widerrechtliche Gewaltpolitik wie in den Süd- 
Staaten der Union die Folge sein. 

Es ist kein gutes Zeichen, daß die wissenschaftliche Kolonial- 
politik die auf der Hand liegende Eigenart der »Mischkolonie« 
nicht erkannt hat. 

Der feine Blick für Tatsächliches, der Wilhelm Roscher aus- 
zeichnete, hat ihn davor bewahrt, diese »Mischkolonien« unter 
Siedlungskolonien (Einwanderungskolonien) oder Eingeborenen- 
kolonien (Kultivation- und Handelskolonien) einzureihen. Er ging 
von den westindischen Kolonien aus, die er als Pflanzungs- 
kolonien bezeichnete. »Fassen wir die Sache rein abstrakt auf, 
so könnte es scheinen, als wenn der Plantagenbau nur eine Unter- 
abteilung des soeben besprochenen Ackerbaus wäre. Im wirk- 
lichen Leben jedoch beruhen die Pflanzungskolonien auf ganz 
anderen Bedingungen, haben ganz andere Erfolge als die Acker- 
baukolonien. Der Gegensatz dieser beiden Koloniearten ist der 
Hauptgrund des furchtbaren nordamerikanischen Bürgerkriegs ge- 
wesene« 53), 

Dieser Gegensatz zweier sozialer Systeme, der aber nicht an 
klimatische Bedingungen gebunden ist, wird indes von Roscher 
dadurch wieder verwischt, daß ihm das Kennzeichen der Pflan- 
zungskolonien ein rein äußerliches wird: »Sie dienen zur Hervor- 
bringung jener Luxusartikel, die man vorzugsweise Kolonialwaren 
nennt, Kaffee, Zucker, Vanille, Cochenille, lauter Gegenstände, 
welche das Klima des Mutterlandes entweder gar nicht, oder 





53) Kolonien, Kolonialpolitik und Auswanderung, S. 24. 


682 Moritz J. Bonn, 


doch nur unter großen Schwierigkeiten gestatten würde« 5$). 

Dieses Kennzeichen ist nicht nur rein äußerlich, es ist auch 
nicht richtig. Man pflanzt solche Tropenprodukte in Gegenden, 
wo es keine ansäßigen Europäer gibt (Indien, Kultivation), sie ge- 
deihen aber auch da, wo nur weiße Arbeit verwendet wird. 
In Neu-Süd-Wales z.B. wurden im Jahre 1903 9000 acres Zucker- 
rohr mit weißer Arbeit bewirtschaftet. Ueberdies findet das so- 
ziale System, wie es heute in Westindien herrscht, seinen völligen 
Widerpart in Südafrika, z. B. in der ÖOrange-Fluß-Kolonie, wo 
keinerlei Tropengewächse gedeihen. 

Es ist auch in einem großen Teile von Südamerika heimisch 
geworden, wo es Roscher, seines Ursprungs wegen als besondere 
Form der Kolonie, als Eroberungskolonie hinstellt.e. Der spanische 
Conquistador, der eine Encomienda, d. h. ein Gut mit den 
darauf ansässigen Eingeborenen zum Lehn erhält, und nun mit 
der Arbeit der Eingeborenen seine Felder bestellt oder von ihren 
Abgaben lebt, ist im Prinzip von dem Buren nicht verschieden, der 
die Eingeborenen als Gesinde auf seiner Farm ansiedelt, ihre 
Arbeit benutzt und ihnen oft gegen Abgabe der halben -Ernte 
soviel Land überläßt, als sie bestellen wollen. Weder als Betriebs- 
form noch als Besitzform gibt es ein besonderes Burensystem: 
was man so nennt, hat es bei jeder Kolonisation gegeben, wo 
der Kolonist sich ein Großgut sicherte und es mit Eingeborenen 
(Hintersaßen) zu bewirtschaften trachtete. Was der Bur sein » Volke 
nennt, bezeichnete der anglonormännische Kolonist in Irland im 
13. Jahrhundert als »betagii«e; der Nachkomme der spanischen 
Conquistadoren nennt sie heute Colonos 35). 

Was Roscher so als Kennzeichen von Kolonien erwähnte, die 
von der Einwandererkolonie und der Herrschaftskolonie getrennt zu 
behandeln seien, das ist von seinen Nachfolgern nicht ausgebildet, 
sondern achtlos bei Seite geworfen worden. Nur Nicht-National- 
ökonomen wie Friedrich Ratzel und A. Supan®) haben betont, 
daß Kolonien, wo Weiße und Farbige bei einander leben — Supan 
hat den Namen »Mischkolonien« gewählt — ganz andere Probleme 


M S 223, 





55) Kärger, Landwirtschaft und Kolonisation in Spanisch-Amerika, Bd. II, 
S. 304—305, 328—329. 

5) Supan, Territoriale Entwicklung der europäischen Kolonien, unterscheidet: 
Einwandererkolonien, Mischkolonien, Eingeborenenkolonien, S. 307. — Ratzel, 


Politische Geographie, S. 136 ff.; viel weniger scharf. 
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bieten, wie die Einwandererkolonie und die Eingeborenenkolonie. 
Sonst spricht nur Leroy-Beaulieu gelegentlich einmal von »ge- 
mischten Kolonien« °”). 


8. 

So wenig im allgemeinen eine falsche Einteilung weitgehende 
Folgen für das praktische Leben hat, so sehr ist dies auf 
dem Gebiet der Kolonialpolitik der Fall gewesen. Siedlungs- 
gebiete, wie etwa Kanada, die Vereinigten Staaten, Argentinien, 
sind heute Gebiete, die »den kleinen Mann« aufzunehmen ver- 
mögen. Ihn locken sie an und wenn man den Auswanderungs- 
strom in eigene Kolonien lenken soll, so müssen ihm diese bieten, 
was er sonst im Fremdlande erwartete. 

Die deutsche Auswanderung ist stets eine Auswanderung des 
kleinen Mannes gewesen. In Baden z. B., wo man Untersuchungen 
angestellt hat, waren in den Jahren 1878—82 

28,9 % der Auswanderer Landwirte, 

10,3 % Taglöhner, 

33,7 % Fabrikarbeiter 58). 

Das Kapital, das die Auswanderer mitnahmen, hat im Ig. 
Jahrhundert selten 1000 Mark erreicht ®). Die Auswanderung der 
Kapital besitzenden Klassen ist in Deutschland eine Seltenheit 
gewesen. Im Gegensatz zu England, wo nach dem Zusammen- 
bruch des alten Protektionssystems der Spielraum für die Ange- 
hörigen der oberen Klassen stark beengt wurde, ist in Deutsch- 
land durch eine Unzahl von Offiziers- und Beamtenstellungen für 
sie gesorgt. 

Die englische Oberklasse hat zu allen Zeiten Ableger mit 
Kapital in die Kolonien ausgesandt, Leute, die reich genug waren, 
um in einer neuen Gesellschaft die Rolle der Gentry erfolgreich zu 
spielen, die aber nicht die Mittel für das standesgemäße Leben in der 
Heimat besaßen). Die Lust zu einem freien ungebundenen Leben 
hat den ökonomischen Zwang erleichtert. Noch heute findet man ge- 
wisse Gebiete, die ein Land der jüngeren Söhne darstellen. Es wird 


57) Bd. II, S. 542 Note 1; Schäffles kolonialpolitische Studien suchen den 
Begriff der Kolonisation als Kulturentwicklung überhaupt durch Anstoß von außen 
her zu fassen. »Wir heißen Kolonisation : alle Vorgänge der Volksentwicklung 
von höherer auswärtiger Gesittung aus durch Niederlassung von Bestandteilene. 
(Tübinger Zeitschrift 1587, I, S. 126.) 

58) Philippovich, S. 160. 5) Roscher, S. 358. 

60) Wakefield, S. 135. 


684 Moritz J. Bonn, 


dort körperlich vielleicht weniger intensiv gearbeitet, als in reinen 
» Bauerngegendene, es herrscht aber eine gewisse äußere Zivilisation, 
die für die koloniale Entwicklung von großer Bedeutung ist. Die Offi- 
ziere, die den wirtschaftlichen Wohlstand Australiens begründeten, 
die »Loyalisten«e, die Kanada nach 1783 neu besiedelten, die Pio- 
niere, die Rhodesien eroberten, gehörten dieser Klasse an. Sie ist 
nicht immer und überall ein wichtiger Faktor. Wenn einmal die 
Aufgaben einer Kolonie rein wirtschaftliche geworden sind, wenn 
das Gerüst der neuen Gesellschaft einmal feststeht, dann wird der 
Sproß aus gutem Hause, der ein trefflicher Pionier ist, leicht eine 
Last. Er spielt heute in Australien und Kanada »als Zuschuß- 
Mann«°!) eine oft recht klägliche Rolle. 

Eine derartige Pionier-Auswanderung hat es in Deutschland 
nicht gegeben. Bis vor kurzem wanderten »besserer Leute Kinder« 
nur ab, wenn ihre Existenz ein bischen wurmstichig geworden 
war ®?). 

Man war sich, und ist sich überdies in Deutschland über die 
Bedeutung einer derartigen Kolonisation nicht im klaren. Man 
faßt Kolonisation als rein technische Landeserschließung auf. 
Wer der beste Ackerbauer ist, der ist der beste Kolonist. Man 
blickt mit schlecht verhaltener Verachtung auf den liederlichen 
Buren, der sich eine Farm von den Eingeborenen erstritt und nun 
als eine Art Patriarch zwischen ihnen sitzt; er ist bereit, diese 
Farm gegen Jedermann zu verteidigen, er bedarf nicht einer ihn 
schützenden, vom Mutterlande bezahlten Garnison, er braucht kein 
ihn sorgfältig vor Irrtümern bewahrendes Beamtentum, in dessen 
Vorzimmern ihn langes Wartenmüssen an die Heiligkeit der Staats- 
idee gewöhnt; aber er liest keine Marktberichte, er treibt lieder- 
liche Wirtschaft und hat nicht das Bedürfnis Kapital anzusam- 
meln °?) Und ebenso verachtet man den britischen Siedler, der 


81) Remittance Man, d. i. ein Individuum, das Zuschüsse von zu Hause be- 
kommt. 
6:) Von 3519 Anfragen, die 1907,05 bei der Auskunftsstelle für Auswanderer 


eingingen und von Mitteilungen über Vermögensverhältnisse begleitet waren, hatten 


keine Mittel 794 10000 bis 15000 Mk. 148 
unter 1000 Mk. 12 15000 bis 20000 Mk. 117 
1000 Mk. 155 20000 bis 30000 Mk. 102 
1000 bis 3000 Mk. 497 30000 bis 50000 Mk. 86 
5000 bis 6000 Mk. 2099 50000 bis 100000 Mk. 56 
6000 bis 10000 Mk. 195 über 100000 Mk. 14 (S.4.) 


#3) Rohrbach, im Berichte des Ansiedlungskommissars, S. 265. Druck- 
sachen des Reichstags Nr, 540, der ı1. Legislatur-Periode, I. Session. 
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keine Lust hat Ernten zu säen, nachdem sie ihm die Heu- 
schrecken dreimal abgefressen haben, und der dem Buren die 
extensive Viezucht ablernt °%). 

Wir verlangen dieselbe Ordnung, denselben intensiven Acker- 
bau, wie in der Heimat, den Ackerbau, der das kleinste Stück- 
chen Land nutzbar zu machen versteht... Der Geist, der im 18. 
Jahrhundert aus manchem fortschrittlich gesinnten Landwirt den 
»Kulturwüterich«e schuf, ist heute in den »Kolonialwüterich« ge- 
fahren. Daß Kolonisation in einer Kolonie etwas anderes ist als die 
möglichst intensive Urbarmachung von Oedland, daß sie den 
Aufbau einer neuen Gesellschaft bedeutet, ist den Wenigsten klar. 

Auch das ist ein Punkt, den schon Wakefield betont hatte. 

»Die Politik einer Kolonie, das heißt alle Dinge, die sich auf 
das Regieren der Kolonie erstrecken, in dem Sinne wie es eine 
Regierung des alten Landes gibt, sind ganz verschieden vom wirt- 
schaftlichen Aufbau einer Kolonie, — das heißt den Dingen, die 
sich nur auf Einwanderung und auf Verteilung und Besiedlung 
von ungenutztem Land beziehen, das heißt den Dingen, die es 
nur in einer Kolonie gibt« ®°), | 

Die Kolonisation als kulturtechnischer Vorgang, als Nutzbar- 
machung von Ackerland durch fleißige Ackerbauer ist ein Vor- 
gang, der von der Gewinnung eines neuen Gebiets, seiner Regie- 
rung und Verwaltung absolut verschieden ist. Man hat in Deutsch- 
land in Theorie und Praxis diese Unterscheidung nicht genügend 
beachtet. 

So groß die deutsche Auswanderung auch gewesen ist, so 
erfolgreich sie an der Erschließung fremder Gebiete gearbeitet 
hat, politische Aufgaben hat sie nie gelöst. Wenn sie sich jen- 
seits fremder Grenzpfähle ausdehnen mußte, so galt das als ein 
nationales Unglück; es lag eine bedauernswerte staatsrechtliche 
Tatsache vor, aber niemand betonte, daß die Schließung der 
Lücken in einem fremden Gemeinwesen etwas ganz anderes ist, 
als die Gründung eines eigenen Gemeinwesens. 

Die Aufgabe des Auffüllens, der Nachschubkolonisation hat 
der Deutsche überall in hervorragender Weise erfüllt, er ist nir- 
gends — auch nicht in fremden Ländern — als Pionier tätig ge- 
wesen ê). Die deutsche Einwanderung stellt überall die zweite 

6%, Samassa, Das neue Südafrika, S. III. 

65) S. OR. 

ev. Polenz, S7379. 
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Welle dar, die in ruhigem gemessenem Flusse einströmt, das 
Land bis in die letzten Winkel bewässernd und befruchtend; das 
Flußbett hat sie nirgends gegraben. 

Die deutsche Kolonialpolitik hätte vor einem äußerst schwie- 
rigen Problem gestanden, selbst wenn ihr die Besiedlung völlig 
unbewohnter Gebiete zugefallen wäre. 


Q. 

Statt dessen handelte es sich um Länder, die eine z. T. wehr- 
hafte Eingeborenenbevölkerung aufwiesen, deren Küstensäume 
z. T. überhaupt nicht oder doch nur in sehr beschränktem Maße 
besiedlungsfähig waren. 

Einzelne Kolonialpolitiker waren sich klar darüber, daß eine 
Siedlungsaufgabe zu lösen wäre, die eine besondere Eigenart auf- 
wies. »Wir nahmen an«, sagt Graf Pfeil 6°), »daß Leute, die es 
wagen würden, sich in der neuen Kolonie niederzulassen, in Er- 
kenntnis der Verhältnisse gewillt sein würden und mußten, die 
ersten Jahre im Lande ganz im Stile derjenigen Buren zu leben, 
die im ersten Drittel des 19. Jahrhunderts vom Kapland in die 
entlegensten Gegenden des heutigen Transvaals zogen und ihn 
langsam, ohne finanzielle Beihilfe von außen, zu einem Staats- 
wesen entwickelten«e. Kapitalkräftige, unternehmungslustige Leute, 
die die Fähigkeit hatten, über Eingeborene zu herrschen und ge- 
willt waren, eine »Naturalwirtschaftliche Siedlung« vorzunehmen, 
sollten als Pioniere das Land erschließen °°). 

Solche Pioniere sind nicht gekommen. In Deutsch-Süd-West- 
Afrika wie in Ostafrika ist vielfach den Buren die Rolle des Pio- 
niers zugefallen. Es war nicht leicht, in Deutschland Leute zu finden, 
die 20— 30000 Mk. Kapital hatten, die dasselbe in ein neues Land 
tragen wollten, ohne auf eine baldige Verzinsung zu rechnen. Die 
meisten Siedler, die sich z. B. in Süd-West-Afrika vor dem Auf- 
stande befanden, waren entweder aus dem britischen Süd-Afrika 
eingewandert oder waren als Schutztruppler ins Land gekommen. 
Trotzdem der Handel mit den Eingeborenen und das Frachtfah- 
ren Nebeneinkünfte abwarfen, die heute verschwunden sind, war 
ein beträchtlicher Teil der Farmer verschuldet 6), da sie mit un- 
genügendem Betriebskapital begonnen hatten. Es war nicht mög- 


©) Zur Erwerbung von Deutsch-Östafrika, S. 146. 
68) Ib. S. 190. 


€) Drucksachen des Reichstags, I. Session 1907, Nr. 270. 
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lich, Leute mit Kapital zu gewinnen ’®). 

Eine derartige Situation ist in reinen Siedlungsländern ver- 
hältnismäßig harmlos, trotzdem die Schuldnerkolonisation überall 
gefährlich ist, — in einer Mischkolonie ist sie geradezu verhäng- 
nisvoll. 

Die Mißbräuche des Feldhandels gegenüber den Hereros sind 
bekanntlich eine der Ursachen des Aufstandes gewesen; sie hat- 
ten ihren Grund nicht in der schnöden Gewinnsucht eines Händ- 
lers, der mit Gewinn nach Hause gehen wollte; sie waren die 
einzige Möglichkeit eines mittellosen Farmers, sich Betriebskapital 
zu schaffen !). Und die Tatsache, daß viele Siedler ein Bastard- 
mädchen heirateten, beruht auf den gleichen ökonomischen Grün- 
den: das Bastardmädchen brachte eine Farm in die Ehe’?), und 
der mittellose Siedler kann nicht nach Deutschland auf die Braut- 
schau gehen. 

Der mittellose tüchtige Mann, dem die Heimat zu enge wird, 
ist zweifellos der geeignete Siedler für die Einwandererkolonie, 
wo er als Arbeiter leicht ein kleines Kapital erwerben kann, mit 
dem er sich selbständig macht. Er bedeutet in einer Kolonie 
mit Eingeborenen-Bevölkerung häufig eine Gefahr. Man hat diese 
Gefahr zu mindern gesucht, indem man eine Landpolitik ge- 
trieben hat, die nicht vom Werte des Landes, wie es für einen 
mit Betriebskapital ausreichend versehenen Wirt bestünde, aus- 
ging, sondern den Landpreis der Regierungsländereien den Mit- 
teln des Siedlers anpaßte ‘%). Man hat dadurch nicht zu hindern 
vermocht, daß ein großer Teil des besiedelten Landes den Einge- 
borenen abgekauft wurde, die es wegen Ueberschuldung noch 
billiger abgaben. Die Siedler in Südwestafrika hatten gekauft: 

von Gesellschaften 3245 qkm. 
» der Regierung 11600 > 
» Eingeborenen 22600 >» s) 

Man hat nach dem Kriege den billigen Landpreisen Ansied- 
lungs-Beihilfen zugefügt — bis zu je 6000 Mk. — und damit An- 
siedler ins Land geführt, die vielleicht sonst nicht gekommen 





730) Leutwein, Elf Jahre Gouverneur in Deutsch-Süd-Westafrika, S. 406. 

71) Denkschrift »Eingeborenenkämpfes. Drucksachen des Reichstags, 11. Legisl.- 
Periode, I Session, Nr. 518. 

72) 1907/08 waren 42 Männer mit farbigen Frauen verheiratet. 

73) Leutwein, S. 406, 

3a) HL Hesse, Die Landfrage in Südwestafrika, S. 31. 
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wären; man hat aber dadurch auch den Bodenwert der bewirt- 
schafteten Farmen tief gehalten ‘**) und das Land für kapital- 
kräftige Leute nicht gerade anziehend gemacht. 

Man hat die Verhältnisse zu zwingen gesucht, und, da die 
Menschen nicht kamen, die Kleinsiedlung, die ja in reinen Ein- 
wandererkolonien so hervorragend geglückt ist, nach Süd-West- 
Afrika übertragen. Zur Kleinsiedlung gehört ein kleines Kapital, 
man braucht wenig Land und kann eine intensive Ackerbautätig- 
keit ausüben. Man hat schon 1892/93 Kleinsiedler bei Klein- 
Windhuk angesetzt, weil solche leichter zu beschaffen waren und 
man durch Besetzung des Landes mit deutschen Siedlern seiner 
Aufgabe seitens der Regierung vorbeugen wollte”®). Man hat 
dann nach dem Kriege auf Betreiben von Herrn von Linde- 
quist eine verhältnismäßig bedeutende Anzahl von Heimstätten 
fast kostenlos unter Gewährung von Vorschüssen bis zu 6000 Mk. 
verteilt. Man hat biermit kein Glück gehabt; ein beträchtlicher 
Teil der Kleinsiedlungen ist heute schon im Absterben °®). 

Derartige Mißerfolge sind in allen Siedlungsländern unver- 
meidlich. Sie sind in reinen Einwandererländern harmlos für das 
Gemeinwesen. Der bankerotte Kleinsiedler findet leicht Gelegen- 
heit zu lohnender Arbeit und hat überall die Chance, sich empor- 
zuarbeiten. In einem Land, wo alle gewöhnliche Arbeit von Ein- 
seborenen verrichtet wird, bestehen derartige Chancen nicht. Es 
entsteht dort nur zu leicht eine deklassierte weiße Schicht, die 
sich zu gut für regelmäßige Arbeit dünkt. Sie betrachtet die 
Eingeborenen als minderwertige Untergebene, sie macht sich aber 
nichts daraus, mit ihnen zu leben; sie verkaffert und hilft eine 
Mischlingsbevölkerung in die Welt setzen. 

Trotz dieser Erfahrungen strebt man vielfach immer noch 
einem Kolonisationsideal zu, das sich nur in Einwandererkoloniıen, 
nicht in »Mischkolonien« verwirklichen läßt. Der Ruf nach Klein- 
siedlung ist nicht verstummt. Man sieht ein, daß eine Kolonie, 
wo die Kleinsiedlerstelle 10000 Mk. Kapital erfordert, derselben 
nur in vereinzelten Fällen Chancen bietet. Wer 10000 Mark be- 
sitzt, hat nicht nötig, eine solche Stelle anzunehmen; wer sie nicht 


7%) Denkschrift der Deutschen Kolonialgesellschaft zur Erörterung der Frage 
der Errichtung eines gemeinnützigen Bodenkreditinstituts in Deutsch-Süd-\Westafrika. 

35) Anton, Die Siedlungsgesellschaft für Süd-Westafrika, S. 22/23, Dove, 
Süd-Westafrika, S. 237 fF. 


3) Denkschrift 1907,08, S. 23. 
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besitzt und mit fremdem Kapital arbeitet, wird ruiniert, wenn 
sich ihm keine dauernde Verkaufsgelegenheit bietet. Man weist 
daher jetzt darauf hin, daß der Kleinsiedler anderswo nicht für 
den Markt produziert und zufrieden ist, von dem Ertrag seiner 
Stelle zu leben. Eine solche naturalwirtschaftliche Siedlung sei 
in Ostafrika möglich, da dort ein Kapital wie in Süd-West nicht 
nötig sei”). Und der Kleinsiedler vom Meruberg, die Deutsch- 
Russen von Leudorf spielen die gleiche Rolle in den Erörterun- 
gen, wie vor ein paar Jahren die Kleinsiedler von Klein-Windhuk 
und Okahandja’). 

Denn noch immer herrscht in vielen Köpfen die Vorstellung, 
daß eine Kolonisation des kleinen Mannes möglich sei, ohne vor- 
hergehende Pioniereinwanderung, und noch immer spielen der Bur, 
und selbst der Grieche eine größere Rolle als Pioniere, wie der 
Deutsche °°). Und immer wieder vergißt man, daß — abgesehen 
von den rein wirtschaftlichen Problemen — die Nachbarschaft 
der Eingeborenen den Siedler vor Aufgaben stellt, die ihm in 
bloßen Einwandererkolonien erspart bleiben. 

Wo der Weiße neben dem Eingeborenen lebt, da wird er, 
als Arbeitgeber zum mindesten, dem Eingeborenen gegenüber als 
Herr erscheinen. Er wird befehlen und er sucht zu beherrschen. 
Die Fähigkeit, gewisse technische Funktionen vorzunehmen, die 
Tatsache eines, wenn man will, »gelernten Bauerntums« bedingt 
noch lange nicht die Fähigkeit zu beherrschen. Wer selbst hart 
arbeitet und möglichst schnell vorwärtskommen will, der erwartet 
von seinen Eingeborenen eine ähnliche Hingabe. Und wer in 
der Heimat an allerlei Formen des Zwangs gewöhnt ist, wird 
solche in der Fremde gern anwenden £9). 

Man braucht nicht so weit zu gehen wie Kautsky, der meint, 
»dem Bauern fehlt mehr als jeder anderen Klasse die Schmieg- 
samkeit und das Verständnis, sich in fremdes \Wesen hineinzu- 
zudenken.....ce Aber man wird ihm zustimmen können, wenn 
er sagt: »Der Bauer wird auch zu sehr von seiner Arbeit absor- 


7, M. H. Klössel, Kleinsiedlung. 

I) Rohrbach, Ostafrikanische Studien IT. Preuß. Jahrbüch,, Februar 1909, 
S. 290. 

19) Derselbe ib. 

20) Auf der Bremer Tagung der Deutschen Kolonialgcsellschaft erregte Prof. 
l’aasche begeisterte Zustimmung, als er den Arbeitszwang gegen die Eingreborenen 


mit dem Hinweis auf die allgemeine Wehrpflicht rechtfertigte. 
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biert, als daß er die Zeit finden könnte, sich in fremdes Wesen 
liebevoll zu vertiefen und als Erzieher und Bildner zu wirken« 8). 

Der kleine weiße Besitzer, der im Kampfe ums Dasein müh- 
sam zu ringen hat, kann unmöglich wohlwollend auf den Schwarzen 
blicken, der auf besserem Lande von Bananen existiert und ohne 
Mühe seines Lebens sich freut. Während der Kapitalist im Ein- 
geborenen ein fügsames, billiges und bei entsprechender Organi- 
sation schätzenswertes Produktionsinstrument sieht, erblickt der 
demokratische Arbeiter und Kleinsiedler in ihm einen unnützen 
Ausgabeposten und einen künftigen Konkurrenten. Nirgends ist 
die Stimmung gegen Farbige schärfer als in Australien. Und je 
überzeugter der Kolonist ist von seiner nationalen Mission, von 
der Notwendigkeit, das auszubreiten, was ihm mutterländische 
Kultur ist, desto hilfloser steht er den Eingeborenen gegenüber. 
Man kann vielleicht Polen und Elsäfßser germanisieren: dem Neger 
gegenüber versagt eine oberflächliche Assimilierungspolitik. Ob 
man ihn, den abstrakten Idealen ciner theoretisierenden Demo- 
kratie folgend, als gleichberechtigten Mitbürger auffaßt, oder ob 
man ihn, mit dem naiven Fochmut des kleinbürgerlichen Natio- 
nalitätsfanatikers als zum Sklaven geboren betrachtet, — er bleibt 
ein Neger; er ist aber auch ein Geschöpf, das nicht gewillt ist, 
für alle Zeiten auf jede Willensstrebung zu verzichten. Man kann 
ihn auf die Dauer nur vom Standpunkt des Imperialismus aus 
beherrschen, der die verschiedene Begabung der verschiedenen 
Rassen zur Grundlage seiner Politik macht, nicht um sie zu ver- 
gewaltigen, sondern um sie zu entwickeln. 

Bis der mittellose weiße Einwanderer diese Auffassung er- 
langt, bis er genügend Kapital erworben hat, um eine sorgen- 
freie Existenz zu führen, bis er gelernt hat, die Verwaltungs- 
funktionen auszuüben, die ihm nun einmal oblicsen, wird viel 
Zeit vergehen. Daf man solche Dinge lernen kann, hat der 
Bur bewiesen: er hat sie sich aber nur erarbeitet, weil er 
abseits einer europäischen Verwaltung in Krieg und Frieden 
Selbstverwaltung übte. Der Deutsche bringt die Elemente der 
Selbstverwaltung von zu Hause aus nicht mit; er geht in der 
Kolonie nicht der Verwaltung voraus; er folet, wie der Franzose, 
in gemessenem Abstand dem Feldwebel und dem Bezirks- 
amtmann! Er wird nicht von heute auf morgen zum Buren 


81) Sozialismus und Kolonialpolitik, S. 26, 
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werden, und in die afrikanische Steppe hineinziehen, nur um den 
heimischen Verwaltungsbehörden zu entgehen ®?). 

Aber wenn er auch nicht zum Buren wird, die Aufgaben die 
er zu lösen hat, sind denen des Buren ähnlich. 

Man kann sie nicht mit den Mitteln lösen, die in Kanada 
und Australien erfolgreich waren. Es sind die Aufgaben, die der 
»Mischkolonie« eigentümlich sind, in der ein Stamm von weißen 
Siedlern dauernd mit einer eingeborenen Bevölkerung zu leben 
hat 83). 

Diese Aufgaben von denen der bloßen Siedlungskolonie oder 
Einwandererkolonie zu sondern, ist nicht bloß theoretische Spitz- 
findigkeit; es ist die Vorbedingung, ohne deren Erfüllung alle 
Untersuchung ins Nebelhafte sich verliert. 

Eine derartige Untersuchung kann ihr Material einstweilen 
nur aus der Erfahrung des britischen Süd-Afrika schöpfen. Nur 
dort ist eine weiße Bevölkerung seit langer Zeit neben einer ein- 


82) Der Bahnbau nach Kalkfontein wird 1908 u. a. begründet damit, daß >»der 
Deutsche schr viel mehr als der Engländer und vor allem der Bur von einer Bahn- 
verbindung abhängig iste. Reichstags-Drucksachen Nr. 769, 1907/08. Anlage IV 
S. 8. 

8) In Dr. Rohrbachs »Die Kolonie<c S. 12, 15 etc. werden die Kolonien 
in »Handelskolonien«e und »Siedlungskolonien«e geschieden. Als typische Form der 
»Siedlungeskolonie« wird nicht etwa Kanada bezeichnet, wo I900—1I905 111000 
neue Hleimstätten begründet wurden, sondern Britisch Süd-Afrika, das einen viel 
kolonialeren Charakter habe, eben wegen der Anwesenheit einer eingeborenen Be- 
völkerung. Selbst wenn Dr. Rohrbach eine scharfe begriffliche Trennung zwischen 
so verschiedenen Ländern wie Kanada und Südafrika vorgenommen hätte, ginge es 
doch kaum an, ein Land, in dem knapp ı Million Weiße auf 5—6 Millionen 
Schwarze kommen, als Typus der Siedlungskolonie zu behandeln. Wenn sich mit 
Ländern wie Kanada nicht ganz bestimmte Vorstellungen über Besiedlung ver- 
bänden, wäre ein solches Vorgehen verhältnismäßig harmlos. Da aber bei den 
Worten Siedlungskolonie Jedermann eine Besiedlung durch alle Stufen der Gesell- 
schaft hindurch versteht, ist es irreführend, Gebiete, wie Ostafrika und Süd-West- 
afrika, in denen nach Rohrbach nur Raum für eine Oberschicht von 50000 bis 
100 000 Weißen ist, als Siedlungskolonie zu bezeichnen. Kolonisation ist ein politi- 
scher Vorgang; seine Möglichkeit oder Unmöglichkeit hängt daher nicht bloß von 
geographisch-klimatischen Bedingungen ab, sondern ebensosehr von sozialen Um- 
ständen. Die Erklärung für Dr. Rohrbachs willkürliche Einteilung liegt wohl darin, 
daß er die Gewohnheit hat, seine theoretischen Gebäude bloß auf eigene Eindrücke 
und Erzählungen von Gewährsmännern aufzubauen, Erscheinungen aber, die er nicht 


selbst gesehen hat, als nebensächlich betrachtet. 
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geborenen Bevölkerung ansäßig. Die Betrachtung Westindiens 
mag Parallelen ergeben, die des spanischen Südamcrikas ähnliche 
Probleme zeigen, das gleiche mag auch für Algier zugegeben 
werden, aber nirgends, außer in Südafrika, findet sich eine un- 
gebrochene Negerbevölkerung neben einer weißen Bevölkerung: 
Nur Schlüsse, die sich auf Grund südafrikanischen Materials er- ` 
geben, haben einiges Anrecht darauf, für die Siedlungs- und Ein- 
geborenenpolitik des übrigen nicht islamitischen Afrikas als Vor- 
bilder betrachtet zu werden. 


(Ein zweiter Aufsatz folgt.) 
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Marx oder Kant? 
Ein Beitrag zur neuesten Diskussion über dieses Thema. 


Von 


KARL VORLÄNDER. 


Die Frage: »Marx oder Kant« ıst eine philosophische Frage. 
Die ganze nationalökonomische Seite von Marxens Geistesarbeit hat 
für sie auszuscheiden, desgleichen grundsätzlich auch die politische. 
Uebrig bleibt nur ihr sozialphilosophischer Teil: die sogenannte ma- 
terialistische Geschichtsauffassung. Kann diese materia- 
listische Geschichtsauffassung mit Erkenntniskritik und erkennt- 
niskritisch begründeter Ethik im Sinne Kants verbunden werden? 
Das ist die Frage. Wer sie bejaht, wird sagen: Marx und Kant; 
wer sie verneint: Kant oder Marx. 

Daß diese Frage, seitdem sie vor ctwa ı2 Jahren zum erstenmal 
gestellt wurde, nicht blof von Vertretern der »bürgerlichen« Wissen- 
schaft, sondern auch von Theoretikern des Sozialismus immer wieder 
behandelt worden ist, ist bei der Bedeutung, die der Neukantianismus 
in den letzten Jahrzehnten innerhalb des wissenschaftlichen Lebens ge- 
wonnen hat, leicht begreiflich. Auffallender schon ist die Tatsache, 
daf dies an sich rein wissenschaftliche Problem auch in den Streit der 
politischen Richtungen hineingezoven worden ist, und zwar in erster 
Linie derjenigen, die innerhalb des demokratischen Sozialismus sclbst 
bestehen. Allein auch sie erklärt sich unschwer für denjenigen, der weiß, 
wie eng gerade hier die Theorie mit der Praxis des politischen Kampfes 
zusammenhängt. Dennoch verhält sich die Sache durchaus nicht so 
einfach, dafi etwa die »Radikalen« schlechthin Gegner, die »Revisio- 
nisten« schlechthin Freunde der Verbindung des philosophischen Marxis- 
mus mit kritizistischen Elementen wären. Es ist vielmehr für den 
politischen Psychologen ganz interessant zu verfolgen, welch wechsel- 
vollen Anblick die bisherige Entwicklung in dieser Hinsicht gewährt. 
Es sei uns daher gestattet, unserer Darstellung der neuesten ‚Kant- 
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und Marx-Diskussion eine kurze Uebersicht dieser Entwicklung voran- 
zuschicken ?). 

Wir sehen dabei ab von den älteren philosophischen Versuchen 
Josef Dietzgens, die — ob bewußt oder unbewußt — in einzelnen Ge- 
dankengängen eine Anlehnung an den Kritizismus zeigen, wie auch von 
der erst durch uns in Deutschland bekannt gewordenen Dissertation 
von Jean Jaurès (1891)2). Die eigentliche philosophische Neubewegung 
beginnt erst im Jahre 1898. Zwar schon, als Konrad Schmidt, 
der wegen seines politischen Bekenntnisses an keiner deutschen Uni- 
versität zur Habilitation zugelassene Marxist, gelegentlich einer Buch- 
besprechung in der literarischen Beilage zum »Vorwärtse vom 17. Ok- 
tober 1897 auf die erkenntnistheoretischen Vorzüge der kritischen Philo- 
sophie Kants vor der metaphysischen Methode Hegels hinwies, erhob 
sich alsbald der neuhegehanisch gesinnte Führer der russischen Mar- 
xisten, Georg Plechanow, gegen diese Neuerung; indes der darüber 
in der ‚Neuen Zeit‘ entbrannte heftige Streit blieb doch gewisser- 
mafsen intra muros philosophicos, er wuchs sich schließlich zu ciner 
Polemik über das berüchtivte ‚Ding an sich‘ aus. Politische Bedeu- 
tung erhielt die Kantdiskussion erst durch das kurz darauf folgende 
Auftreten Eduard Bernsteins, der in einem Artikel über ‚Das 
realistische und das ideologische Moment ım Sozialismus‘ (Neue Zeit 
1898) den Satz aussprach, dafl »das Zurückgehen auf Kant bis zu einem 
gewissen Grade auch für die Theorie des Sozialismus zu gelten habes, 
weit schärfer aber in dem Schlutßskapitel seines Anfang 1899 erschiene- 
nen Buches ‚Die Voraussetzungen des Sozialismus‘ seine Ansicht da- 
hin formulierte, »daf3 der Sozialdemokratie ein Kant not tut, der ein- 
mal mit der überkommenen Lehrmeinung mit voller Schärfe kritisch- 
sichtend ıns Gericht geht, der aufzeigt, wo ıhr scheinbarer Materialis- 
mus die höchste und darum am leichtesten irreführende Ideologie ist, 
dat die Verachtung des Ideals, die Erhebung der materiellen Faktoren 
zu den omnipotenten Mächten der Entwicklung Selbsttäuschung ist 
usw.< (S. 187) Damit war in der Tat, wie Bernstein sagte, Kant 
wider cant, der »Geist des Königsberger Philosophen« ausdrücklich 
gegen die »I:pigonen« von Marx ausgespielt, und es war klar, daß 


1) Näheres s. in meinen bisherigen Arbeiten: Kant und der Sozialis- 
mus, Berlin 1900. Die neukantische Bewegung im Sozialismus, 
ebd. 1902. Die Stellung des modernen Sozialismus zur philosophi- 
schen Ethik, in dieser Zeitschrift XXII, 3 (1908), [alle drei zusammen mit meinem 
Wiener Vortrag »Marx und Kants vor kurzem in russischer Uebersetzung 
von Elkin, mit einer Einführung von Prof. M. Tugan-Baranowsky als Buch (220 S.) 
erschienen]. Ich gedenke, sobald ich die Zeit dazu finde, die ganze Frage in einem 
zusammenfassenden Buche zu behandeln. 


2 Kant und der Sozialismus, S. 39—43. 
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die Marxisten sich energisch zur Wehr setzen und zunächst den Bern- 
steinschen Schlachtruf mit Revisionismus und Opportunismus zu identi- 
fizieren geneigt scin würden. So sah dann auch der obengenannte 
Plechanow in dem »Zurückgehen auf Kant« ein »schlimmes Zeichen«, 
einen »Äusdruck jenes opportunistischen Geistes, der leider in unseren 
Reihen große Fortschritte macht«, und in Kants Philosophie ein >Opium, 
durch das die Bourgeoisie das Proletariat cinschläfern möchte«. Allein 
so blieb es nicht. Da Bernstein sich in dem philosophischen Teil der 
nun folgenden Polemik manche Blößen gab und sich in Wirklichkeit 
keineswegs von Kants kritischer Methode durchtränkt erwies, so wurde 
er in der ‚Neuen Zeit‘ gerade von neukantischem Standpunkt aus zu- 
rechtgewiesen ; ja, es kam so weit, daß die Redaktion dieses wissen- 
schaftlichen Zentralorgans der deutschen Sozialdemokratie einem 
marxistisch gefärbten Neukantianer (S. Gunter) ausdrücklich die Anti- 
kritik gegen Bernstein übertrug, soweit die philosophischen Grund- 
lagen in Frage kommene (Neue Zeit XVII 2, S. 644). Selbst Mehring 
wollte sich zwar »den klaren Himmel der sozialdemokratischen Welt- 
anschauung nicht durch ideologische Wolkenbildungen trüben lassen«, 
hielt aber doch »cine gewisse Annäherungs an Neukantianer wie Stau- 
dinger und mich für möglich und gab sogar zu, dafs »dem Sinn nach 
die Ethik bei Kant und Marx dieselbe< sei! Und Gunter wies in einem 
neuen Artikel der »Neuen Zeit« gegenüber Antonio Labriola auf die 
Vereinbarkeit von Marxens dialcktischer mit Kants kritischer Methode 
hin, während gerade der praktisch mehr dem Revisionismus zuncigende 
Konrad Schmidt, wenigstens auf dem Gebiete der sozialistischen Ethik, 
einen Zusammenhang mit Kant aufs schärfste ablehnte. 

Als dann Bernstein Igor in seinem bekannten Vortrag: ‚Wie 
ist wissenschaftlicher Sozialismus möglich?! von neuem sich auf Kant 
berief, ja sogar ausdrücklich einen ‚kritischen‘ Sozialismus begründen 
wollte, da hagelten von allen Sciten die Angriffe auf ihn nieder. Der- 
jenige aber, der ihm methodisch am schärtfsten zu Leibe ging, war — 
der Neukantianer Kurt Eisner, der nicht lange vorher an die leitende 
Stelle des »V'orwärts« berufen war und damals durchaus nicht revisio- 
nistisch auftrat, dagegen aus seinem nceukantischen Standpunkt kein 
lIchl machte, den er vielmehr noch 1904 bei Gelegenheit des Kant- 
jubiläums in mehreren glänzenden Artikeln vertrat®). Die Redaktion 
der ‚Neuen Zeit‘ freilich hat seitdem — die Gründe hier zu erörtern 
würde zu weit führen — eine stark kantrseenerische Haltung cinge- 
nommen. Allein die Neigung zu Kant, von der Kautsky noch neuerdings 
zugestanden hat, dafs sie einen »grolßsen Einfluß in unseren eigenen 
Reihen gewonnene 4), beschränkt sich auch heute keineswegs auf Revi- 


3) Ucber sie und die überwiegend sympathische Stellung der sozialdemokrati- 
schen Presse zur damaligen Kantfeier überhaupt vgl. Archiv XXII, 737 ff. 
H) K. Kautsky, Ethik und materialistische Geschichtsauffassung, 1906, S. 7. 
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sionisten wie E. David, der sich in seinem ‚Referenten-Führer‘®) nach- 
drücklich zur kantischen Philosophie bekennt, sondern zählt auch gut 
radikal Gesinnte zu ihren Anhängern. Wir heben unter ihnen beson- 
ders die Wiener Jung-Marxisten (M. Adler, Otto Bauer, R. Hilferding, 
K. Renner) mit ihrem philosophischen Haupte Max Adler hervor, 
die ebenso gute Marxisten wie Neukantianer sind. 

Schon ehe die neukantische Bewegung innerhalb des politischen 
Sozialismus begann, hatten sich aufserhalb der politischen Partei 
stehende Vertreter der »bürgerlichen« Wissenschaft für eine Verbindung 
von »Marx« und »Kant«, d. h. von sozialgenetischer und erkenntniskriti- 
scher Methode, ausgesprochen; und zwar waren es sämtlich Vertreter 
der von Hermann Cohen (Marburg) becinflußten, gewöhnlich im engern 
Sinn als ‚Neukantianismus‘ bezeichneten Richtung: Cohen, R. 
Stammler, P. Natorp, denen sich dann F. Staudinger und 
K. Vorländer anschlossen. Sind sie im einzelnen auch verschieden 
gefärbt, vertreten sie auch unter sich verschiedene Stärkegrade jener 
Verbindung, so ist ihnen allen doch jener Grundstandpunkt gemeinsam ô). 
In den letzten Jahren hat jedoch auch unter denjenigen, die sich auf 
den Namen Kant berufen, cine, wenn auch literarisch noch nicht stark 
zum Ausdruck gekommene, Gegenbewegung eingesetzt. Schon, 
als ich meine zweite Schrift (Dieneukantische Bewegung im 
Sozialismus) zunächst in den ‚Kantstudien‘ veröffentlichte, hielt 
es die Redaktion dieser Zeitschrift »vorgekommenen NMitfsverständnissen 
gegenüber«< für nötig, die ausdrückliche redaktionelle Bemerkung hin- 
zuzufügen, daß das Erscheinen meiner Arbeit »eine Stellungnahme der 
Redaktion gegenüber dieser Bewegung nicht involviert«e (Kantstu- 
dien 1902, Bd. VII, S. 24). Seitdem haben namentlich Ernst Marcus 
(Amtsgerichtsrat in Essen, und scin getreuer Jünger Dr. Robert Drill 
(Redakteur an der Frankfurter Zeitung) gegen jede Verbindung kantischer 
mit sozialistischen oder gar marxistischen Gedankengängen leiden- 
schaftlichen, ja geradezu fanatischen ”) Protest eingelegt. Wieder 

5) Eduard David, Referentenführer. Eine Anleitung zum Erwerb des für die 
sozialdemokratische Agitationstätigkeit nötigen Wissens und Könnens. 2. Aufl. 1908, 
vol. bes. S. 27 f. 

6) Zu den aulserdeutschen Gelehrten, die einen verwandten Standpunkt vertreten, 
gehört u, a. der Russe M. Tugan-Baranowsky, Professor der Nationalökonomie 
in Petersburg, der sich in einem Briefe an mich als Neukantianer bezeichnet und 
in einem demnächst erscheinenden größeren Werke Kants Idee des Menschen als 
Selbstzweck zur Grundlage der gesamten, auch theoretischen, Nationalökonomie 
machen will. Vgl, auch jetzt schon seine Schrift »Der moderne Sozialismus in 
seiner geschichtlichen Entwickelunge (1908), S. 9—13. 

°) Wer dieses Beiwort zu stark findet, der lese E. Marcus, Das Gesetz 


der Vernunft und die ethischen Strömungen in der Gegen- 
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etwas anders ist die Stellung, die der kürzlich im Druck erschienene 
Vortrag eines deutschen Nationalökonomen in unserer Frage einnimmt. 
Wir meinen — und damit kommen wir zu unserem eigentlichen Thema — 
die am 9. Mai 1908 zu Freiburg i. B. gehaltene Prorektoratsrede von 
Gerhart von Schulze-Gävernitz, Marx oder Kant (Frei- 
burg und Leipzig 1908, 56 S.), die insofern ein interessantes Nachspiel 
hatte, als sich mit ihr von seiten der Sozialdemokratie ein neuerdings 
viel genannter jüngerer Vertreter der Partei, der frühere National- 
Soziale Dr. Max Maurenbrecher, in mehreren ausführlichen 
Artikeln in der ‚Hilfe‘ auseinandergesetzt hat. 

Wir haben uns — offengestanden — einigermaßen darüber gewun- 
dert, daß die Rede des Freiburger Prorektors in einem überzeugten 
»Marxisten und Sozialdemokraten«e — ausdrücklich als solcher nimmt 
Maurenbrecher in der ‚Hilfe‘ das Wort, um seinem früheren politischen 
Gesinnungsgenossen zu erwidern — »eine starke Freude ausgelöst« 
hat. — Denn wenigstens an Marx läßt Schulze-Gävernitz, theoretisch 
wie praktisch, kaum ein gutes Haar. Hören wir ihn selbst. Marxens 
»System befindet sich heute in offenkundiger Zersetzung. Die neuauf- 
steigende Sonne Kants verdunkelt das Gestirn eines Marx« (S. 5). »In 
Marx flammte die Leidenschaft der Zerstörung« (S. 6). Er »sammelte 
demütig die Brocken, die vom Tische des Westens ficlen«e (8), atmcte 
die Pariser Atmosphäre ein, wonach »der Zweck des Staates gleich dem 
Glück des Einzelnen gleich dem Genuß ist« (9). Bernstein habe »den 
Marxismus auseinandergesprengt«. Marx sci »Zerstörer nicht nur mit 
dem Kopfe, sondern auch mit dem Herzens und wolle »die Wert- 
zersetzung, die ihm Leebensinteresse ist, auch der Mitwelt aufzwingen« (13). 
Unsere Klassiker scien durch eine Welt geschieden vom Atheismus und 
Internationalismus »cinese Karl Marx (16), der mit seinem Historismus 
und Wertnihilismus »jede cigene Weltanschauung zerstörte (17). Und 
ohne daf eine bestimmte Grenze gezogen wird, heißt es S. 37 f. gar 
vom Marxismus und Sozialismus im allgemeinen: »Voran steht die 
Messer- und Gabelfragee, sodann die der »Alenge eingeheimsten Ge- 
schlechtsgenussess ; so »rücken Engels und Bebel den Geschlechtstrieb 
in den Mittelpunkt des menschlichen Lebens (!) und verweilen bei 
seiner Unbezähmbarkeit«. Dagegen haben wir vergeblich nach aner- 
kennenden Worten für Marx und die Seinen gesucht und müssen ge- 
stehen, daß namentlich Bemerkungen, wie den zuletzt erwähnten, gegen- 
über uns viel begreiflicher als die »starke Freude«, die nach Mauren- 
brecher diese »freundliche Würdigung der Arbeiterbewegung aus den 
gebildeten Kreisen herauss in sjedem unbefangenen Sozialdemokraten 
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wart (Herford 1907), S. 146 M., oder Drills gegen meinen Wiener Vortrag ge- 
richteten Aufsatz »Kant und Marx« in Naumanns »Patriar 1906, oder seine Replik 


gegen meine Eintgernung in der »Hilfe« vom 16. Februar 1906. 
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auslösen muf5s, die Schärfe erscheint, mit der wir die Schrift, während 
wir diese Zeilen schreiben, in No. 12 der ‚Neuen Zeit‘ (vom 18. Dezem- 
ber 1908) abgefertigt lesen. Doch wir betrachten es nicht als unsere 
Aufgabe, diesen Dingen an dieser Stelle näher nachzugehen. Wir 
haben hier vielmehr nur zu untersuchen, welche Stellung der Freiburger 
Nationalökonom zu dem philosophischen Problem ‚Marx-Kant‘ cin- 
nimmt. 

Schulze-Gävernitz will Kant nicht, wie andere, ın Gegensatz 
zum Sozialismus bringen, sondern im Gegenteil zu dessen Hort und 
Feldgeschrei erheben. Und so wird mancher Leser vielleicht von mir, 
dem »Neukantianer«, vollste Beistimmung erwarten. Allein gleich die 
erste Scite der Schrift zeigt die Unvereinbarkeit beider Standpunkte. 
Schärfer fast noch als die strengsten Marxisten (etwa Kautsky in seiner 
‚Ethik‘), errichtet der Verfasser eine schroffe Scheidewand zwischen 
Marxismus und Kritizismus. Wer »Kant und Marx« sagt, wird schwäch- 
licher Versöhnung beschuldigt; nur ein »haarscharfese Marx oder 
Kant dürfe Geltung beanspruchen. Und zwar werden dabei alle theo- 
retischen und, wie wir schon sahen, auch ethischen Mängel auf Marx’ 
schuldiges Haupt gehäuft, alle Vorzüge und Verdienste Kant zuge- 
schrieben. 

Schulze-Gävernitz will den Marxismus unter vier »Hauptansichten« 
d. h. Gesichtspunkten betrachten: als sozialrevolutionären Wertnihilis- 
mus, als materialistische Geschichtsauffassung, als Mehrwertsichre und 
als politischen Sozialismus. Der dritte Punkt, den übrigens auch der 
Verfasser nur ganz kurz (S. 35 f.) streift, scheidet, weil nationalökono- 
mischer Natur, von vornherein für uns aus; und auch von den übrigen 
wollen wir nur die philosophische Seite, die übrigens hinter dem pole- 
mischen Teil stark zurücktritt, kurz berühren. 

Sozialrevolutionärer Wertnihilismus! Prüfen wir 
diesen etwas schaurigen Terminus technicus, nach Abzug aller Polemik 
gegen Marx’ Gottes-, Kirchen- und Staatsfeindschaft (die allerdings den 
größten Raum der betreffenden Seiten einnimmt), auf seimen philo- 
sophischen Gehalt, so bleibt eigentlich nur die freilich unbestreit- 
bare These übrig, dai Marx »Monist« in dem Sinne gewesen ist, daf 
er cinen Unterschied zwischen Sein und Sollen, Natur und Wert nicht 
hat gelten lassen oder ihm doch keine grundlegende Bedeutung für 
das philosophische Denken eingeräumt hat. Das ist auch nach unserer 
Ansicht ein Mangel, der durch eine kritische Erkenntnistheorie und 
eine erkenntniskritisch begründete Ethik ergänzt werden muß und — 
kann; aber das Gleiche lätt sich von hundert anderen Denkern, z. B. 
von Spinoza und vor allem von Hegel selbst, in dessen Atmosphäre 
cben der junge Marx groß geworden ist, sagen. Und wenn er dann 
auch, eben in der Reaktion gegen seinen Hegelianismus, von dem Sen- 
sualismus der englisch-französischen Aufklärung bezw. Feuerbachs stark 
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beeinflußt worden ist, so ist doch das, was ihn überhaupt als philo- 
sophischen Denker charakterisiert, sein historischer Materia- 
lismus keineswegs, wie der unbefangene Zuhörer oder Leser von 
Schulze - Gävernitz annehmen muß, identisch mit dem naturwissen- 
schaftlichen Materialismus der Vogt, Büchner usw., über den viel- 
mehr Marx und die Marxisten oft genug gespottet haben, oder gar dem 
ethischen, gegen den gerade der Sozialismus am schärfsten zu Felde 
zicht. »Materialismus« bedeutet für sie nichts anderes als Realismus, 
Wirklichkeitssinn. So sagt z. B. Engels in seiner Schrift über Feuer- 
bach ausdrücklich mit Beziehung auf sich und Marx: Materialismus 
heiße »weiter nichts< als: »die wirkliche Welt — Natur und Ge- 
schichte — so aufzufassen, wie sie sich selbst einem jeden gibt, der 
ohne vorgefaßte idealistische Schrullen an sie herantritt« d. h. »in ihrem 
eigenen Zusammenhang und in keinem phantastischen« 7s). 

Damit sind wir bereits bei dem zweiten Punkt angelangt: der 
materialistischen Geschichtsauffassung. Auch ihr wird 
der Verfasser nicht gerecht. Sie kann nach seiner Meinung »heute 
durch Beibringung empirischen Stoffes mühelos widerlegt werden. 
Es hieße Eulen nach Athen tragen, hierbei zu verweilen« (S. 25). Was 
aber dann, unter Berufung auf Bernstein und David, von ihm angeführt 
wird, geht auf nationalökonomische Einzellehren wie die Akkumulations-, 
Verelendungs- und Krisentheorie, nicht auf das Prinzip des histo- 
rischen Materialismus. Von diesem sagt er eine Seite später selbst: 
»keine empirische Instanze sei imstande, »ihn grundsätzlich zu be- 
sıegen« (26). Prinzipiell aber muß er ihm selbst »zwei wertvolle Be- 
standteile«e zugestehen, »welche echt kantisches Gepräge tragen« (27), 
nämlich: ı) den Gedanken der für die gesamte Welt der Erscheinungen, 
Natur wie Geschichte, unverbrüchlich geltenden Kausalität: 2) die 
Berechtigung, auch die gesellschaftlichen Phänomene naturwissen- 
schaftlicher Betrachtung zu unterwerfen. Als »Idealtypus« der 
»Isoliermethode« sei dies Verfahren sogar vorzüglich. Allein der histo- 
rische Materialismus wolle das konkrete Faktum des heutigen Kapita- 
lismus »naturgesetzlich«e erklären, der Kausalzusammenhang jedes histo- 
rischen Einzelvorgangs aber sei »schlechthin irrationale, weil er in 
letzter Linie den »ganzen vorhergerangenen Weltzustand« umfasse (30). 
Wir können auf die in dem letzten Satze ausgesprochene methodische 
Scheidung von Geschichte und Naturwissenschaft nicht weiter eingehen, 
weil wir dies neuerdings von Windelband, Rickert, M. Weber u. a. in 
den Vordergrund geschobene wichtige Problem hier nicht beiläufg 
erledigen können. Jedenfalls scheint uns eine zu weit getriebene Ent- 
gegensctzung des »naturwissenschaftlichen« und »geschichtswissenschaft- 
lichen« Verfahrens (31) einen Widerspruch zu jenem zweiten (oben- 


1a) F, Engels, Ludwig Feuerbach etc. 1555, S. 43. 
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genannten) »wertvollen«e Bestandteile in sich zu schließen. Vor allem 
aber vergit Schulze-Gävernitz, daß die materialistische Geschichtsauf- 
fassung von ihren eifrigsten Vertretern (wie Marx, Engels, Kautsky, 
Labriola, Lafargue) nicht als Dogma verkündet, sondern als fruchtbare 
Forschungsmethode, als Leitfaden, als wissenschaftliche Hypothese 
(im Sinne Darwins) zum besseren Verständnis nicht etwa jedes belie- 
bigen Einzelfaktums (wie z. B., dafs ich heute spazieren gche), sondern 
der gesellschaftlichen Entwicklung der Menschheit bezeichnet 
worden ist®). Den Nutzen des historischen Materialismus »als heuri- 
stischen Prinzips der historischen Kausalforschung« aber gibt er S. 34 
selbst zu. Wie wenig er jedoch in den Sinn von Marx’ »Geschichts- 
metaphysik- eingedrungen ist, das ergibt sich aus Behauptungen wie 
die, dafs für Marx die Schauspieler der Geschichte nur »willenlose 
Puppen« darstellen (34), und in dem bekannten Umschlagen der Nega- 
tion in die »Negation der Negation« der historische Kaysalzusammen- 
hang durch ein logisches Begriffsverhältnis »ersetzt< sein soll (34 f.). 
Um die Haltlosigkeit der letzteren zu erkennen, hätte er nur in Engels’ 
Antidühring (I. Abschnitt, XIII. Kap.) zu blicken brauchen; die erstere 
hat noch neuerdings wieder der von Schulze-Gävernitz mit Recht hoch- 
geschätzte Max Adler widerlegt”). 

Der Wille richtet sich auf die Verwirklichung von Zwecken, darum 
bedarf es in letzter Linie auch ciner Lehre von den Zwecken, genauer 
gesagt von ciner Richtschnur unsers Handelns, mit anderen Worten 
einer Ethik, und zwar nicht bloß als historischer, sondern als Norm- 
wissenschaft. In diesem Grundgedanken bin ich mit Schulze-Gävernitz 
einig. Aber anstatt die Elemente aufzuzeigen, die in dieser Hinsicht 
auch bei Marx schon vorhanden sind und nur der Fortbildung be- 
dürfen, gibt es für ihn auch hier nur ein einsceitiges: Kant gegen 
Marx! Marx ist für ihn ein Nest von Widersprüchen, sein sittliches 
Denken grob-eudämonistisch und utopistisch zugleich. Voran steht die 
Messer- und Gabelfrage und der Geschlechtstrieb (s. oben). Als ob nicht 
auch der gröfste Idealist unter unseren Dichtern vom »Hunger« und 
der »Liebes gesungen hätte, durch die »cinstweilen« noch das Welt- 
getriebe zusammengchälten wird! Und daneben taucht ganz unver- 
mittelt der — Zukunftsstaat empor, dies — von dem jüdisch-zersetzend 
(S. 8) und französisch-genicfslich (S. 9) gestimmten Marx stammende — 
Erzeugnis echtesten deutschen Idealismus (39). Der Widerspruch, in 
den er sich bei dieser Gelegenheit selbst verwickelt, entgeht ihm. 


8) Die Belege s. u. oder in meinem Vortrag »Marx und Kanta (Wien 1904), 
S, ır fọ, den Schulze-Gävernitz nicht zu kennen scheint (er zitiert nur Drills Patria- 
Artikel nebst meiner Entgegnung und Drills Replik), während er meine übrigen 
Arbeiten öfters — zuweilen auch, ohne sie zu nennen — benutzt hat. 

») M. Adler, Marx als Denker. Berlin 1908. S. 37 f., 55 ff. u ö. 
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Einerseits will er die Bestrebungen der Arbeiter auf das Endziel des 
mit Kants »vollkommen gerechter bürgerlicher Verfassung« identischen 
Zukunftsstaats gerichtet wissen (43) und meint mit vollem Recht, daß 
die Anstrengungen des sozialpolitischen Kampfes nicht lohnten, wenn 
nichts anderes erstrebt wird als das »australische Arbeiterparadies« von 
fünf Fleischmahlzeiten am Tag (41): andererseits werden die deutschen 
Sozialdemokraten gerade auf die »Forderungen des Tages«, auf das 
Vorbild der britischen Trade-Unions verwiesen und vor »eschatolo- 
gischen Hoffnungen«, wie sie der marxistische »Monismus und Intellek- 
tualismus< erwecke, gewarnt. Daß der »Evolutionismus« (S. 26) im 
Sinne der marxistischen Gcschichtsauffassung liegt, daß Marx und 
Engels in der Tat »das Hegelsche Gerüst zertrümmert« (45) haben, 
daß die sogenannte »Dialektik«e in Wirklichkeit für sie, und erst recht 
für den heutigen Marxismus, nur ein anderer Ausdruck für Entwick- 
lungslehre!P), daß neben dem kritischen Standpunkt der gene- 
tische auch in Beziehung auf die Gesellschaftsentwicklung festzuhalten 
ist, damit die »an sich lediglich formalen Mafistäbe der Vernunft« 
überhaupt »durch die Erfahrung Inhalt gewinnen« (40): davon liest 
man bei Schulze-Gävernitz nichts. Und vor allem vernimmt man nichts 
von dem eigentlich Neuen, philosophisch Wichtigsten, das Marx’ Ge- 
schichtsphilosophie uns gebracht, und das trotz seines erkenntnistheo- 
retischen Mangels bestehen bleibt. Ich meine den großartigen syste- 
matischen Zusammenhang, in dem sie das gesamte soziale Leben von 
seinen untersten, in der äufseren Natur gelegenen Bedingungen bis 
hinauf zu scinen obersten Spitzen vor uns aufsteigen läßt. So war 
zum ersten Male ein einheitlicher Gesichtspunkt in die Betrach- 
tung und Erforschung der ohnedies wie eine ungeordnete Masse vor 
uns liegenden sozialen Geschichte getragen, eine Verbindungsbrücke 
zwischen der sogenannten materiellen und der sogenannten geistigen 
Welt errichtet. Die Fruchtbarkeit dieses Gesichtspunktes bleibt, 
mögen auch seine Anwendungen im einzelnen noch so oft irren. Und 
dafür macht es nıchts aus, ob der erkenntnistheoretische 
Ausgangspunkt unseres Philosophierensein idealistischer ist 
oder nicht. Marx und Engels waren für diese Probleme, die uns heute 
durch die Neubelebung des Kritizismus wieder zu den wichtigsten ge- 
worden sind, weniger interessiert. Sagt doch der »Matecrialist« Engels 
selbst einmal: »Älle Dinge müssen durch unseren Kopf hindurchgchen, 
und insofern ist jeder Mensch ein geborener Idealist« !}). 

Doch es ist Zeit, dafs wir schen, was der Marxist und Sozialdemokraät 

10) Vgl. Kautsky, Ethik S. 76 f. und besonders den Aufsatz Max Adlers »Marx 
und die Dialektik<e (Anhang seiner obengenannten Schrift »Marx als Denkere, 
S. 82—90). 

11) Feuerbach S. 43. 
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Maurenbrecher dem, wie er meint, »neukantischen« Professor erwidert. 
Maurenbrecher war bekanntlich bis zur Auflösung des national-sozialen 
Vereins (1903) dessen Sekretär; unmittelbar darnach zur Sozialdemokratie 
übergetreten, schien er anfangs innerhalb derselben keiner bestimmten 
Richtung angehören zu wollen — er hat u. a. damals zwei Artikel für die 
‚Neue Zeit‘ geschrieben —, ist aber allmählich doch zum Revisionismus 
übergegangen und heute einer von dessen entschiedensten Vertretern. 
Es wäre daher, zumal bei dem ausgesprochenen Lob, mit dem Schulze- 
Gävernitz manche Leute des rechten Flügels (Bernstein, Heine, Eisner 
u. a.) im Gegensatz zu den »Undeutschen«e Kautsky, Rosa Luxemburg 
u. a. beehrt, nicht zu verwundern gewesen, wenn seine in der ‚Hilfe‘ 
vom 6., 13. und 20. September erschienenen fünf Artikel dem Stand- 
punkt des Freiburger Prorektors stark entgegengekommen wären. Das 
Entgegenkommen bezieht sich aber mehr auf die äußere Form und die 
persönliche Würdigung (s. oben) als auf die Sache. 

Maurenbrecher formuliert zunächst die Frage, um die es sich 
handelt, klar dahin: Ist das, was Schulze-Gävernitz »und die anderen 
Neukantianer«!?) Kant oder Fichte nennen, ein unlöslicher Widerspruch 
gegen Marx? Oder sind es Gedankengänge, die auch bei ihm im 
Hintergrunde schlummern? Kurz gesagt: Handelt es sich um Preis- 
gabe des Marxismus oder seine Verschmelzung mit Kant? 

Das Persönlichkeitsideal der klassischen Zeit: kein Mensch bloß Mit- 
tel, sondern Selbstzweck! lebt, so führt M. dann weiter aus, wie in Kant, 
Schiller, Fichte, Pestalozzi, so auch in der modernen Arbeiterbewegung. 
Aber ihren Theorctikern (Marx) kommt es nicht darauf an, das Ideal zu 
formulieren, sondern historisch zu erklären, und es auf die Gegen- 
wartsarbeit anzuwenden, nämlich als das Ideal der Gefesselten und 
Unterdrückten, deren Lebensinstinkt es entspricht, nachzuweisen. Indem 
Marx aber Kants sittliches (und, setzen wir hinzu, Staats-)Ideal aus 
dessen Zeit heraus erklärte, hat er Kants Theorie eines einheitlichen 
und zu allen Zeiten geltenden Sittengesetzes »endgültig bescitigt«. Kant, 
Fichte und Schiller sind »Prediger«, »die von der Bekehrung des 
Menschen das Heil der Geschichte erwarten«; die wirkliche Geschichte 
kennt nur Interessenkämpfe. »Wir glauben nicht mehr allgemein- 
gültige Forderungen zu vertreten, suchen aber alle diejenigen zum 


12) Dagegen ist zu bemerken, daß Schulze-Gävernitz nicht zu den Neukantianern 
im engeren Sinne des Wortes gehört (die z. B. Kant in schärfsten Gegensatz zu 
Fichte stellen), sondern, soweit er (der Nationalökonom) überhaupt philosophiert 
sich an die Richtung Windelband-Rickert anschließt, die allerdings gewisse kantische 
Elemente in sich aufgenommen hat, — Ein Irrtum Maurenbrechers ist es auch, 
wenn er meint, Marx habe Kant »nie gelesene. Marx hat Kant schon als Student 
sicher gelesen (vgl. Kant und der Sozialismus S. 37, Neukantische Be- 


wegung S. 5gf.), allerdings keinen nachhaltigen Einfluß von ihm erfahren. 
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Machtkampf zusammenzuballen, deren Lebensinstinkt sie mit innerer 
Gewalt zur Anerkennung des kantischen Gesellschaftsideals treibt«. 
Nur in einem Punkte, meint M., sei doch Marx aus Kant zu er- 
gänzen. Die Vergesellschaftung der Produktionsmittel sei heute nicht 
mehr »ein aktuelles Problem von heute und morgen«, sondern das 
Ergebnis eines langen Prozesses, eine »regulative Idee« im Sinne 
Kants, »die mit den Mitteln geschichtlicher und psychologischer Er- 
fahrung nicht zu erledigen ist«, aber »einer ganzen Reihe aktueller 
Probleme Richtung und letztes Ziel setzt«, eine »Frage des Glaubens 
und Wollens, des Hoffens und Zielsetzens«. Allein damit sei Marx 
wohl »erweicht und erweitert, aber nicht widerlegt und beiseite ge- 
schobene.. Durch Marx’ Mängel in Erkenntnistheorie und wissen- 
schaftlicher Begründung der Ethik (die Maurenbrecher zugibt !) werde der 
Kern und das Neue seiner Methode nicht berührt, die vielmehr einen 
solchen Unterbau durchaus vertrage. Sein angeblicher »Wertnihilis- 
mus« richte sich nur gegen bestimmte historische Zeitwerte, durch 
deren Ablehnung Schulze-Gävernitz sich persönlich verletzt fühle; der 
bei Marx (kommunistisches Manifest), Lassalle (Arbeiterprogramm) und 
Engels (Sprung aus dem Reich der Notwendigkeit in das der Freiheit) 
»alles beherrschende, grofse« Wertbegriff sei inhaltlich der gleiche wie 
Kants »vollkommene, das Recht verwaltende!?) und das Ausleben aller 
Anlagen ermöglichende Vereinigung der Menschen«. 

So lehnt denn zum Schluß Maurenbrecher »das Begraben von 
Marx und die Wiederbelebung von Kante durchaus ab. Man möge 
klarer und wärmer, als es der Revolutionär und politische Flüchtling 
Karl Marx getan, an das Humanitätsideal unserer Klassiker anknüpfen; 
aber »was in den Arbeitern heute lebt, die Art, wie sie Menschen und 
Ideen betrachten, die Spannkraft, mit der sie sich nach großen Zielen 
recken, stammt geschichtlich und logisch aus Marx und nicht aus 
Kant« Und insoweit hat er vollkommen recht. Den Sozialdemo- 
kraten Deutschlands, ja der ganzen Erde wird es auf absehbare Zeit 
nicht einfallen, zu Gunsten Kants, der für die meisten unter ihnen 
(falls sie ihn überhaupt kennen) wenig mehr als einen Namen bedeutet, 
den Mann fallen zu lassen, der ihrer heutigen Bewegung theoretisch 
wie praktisch die Bahn gewiesen hat. Denn Marx hat nicht bloß, 
wie Maurenbrecher zu milde sagt, »deutlicher als Kant die wirtschaft- 
liche V'orbedingung dieses Zustandes (sc. jenes Staatsideals) beschrieben: 
die Aufhebung des Proletarier-Daseins der großen Masse durch die 
Vergescllschaftung der Produktionsmittel«s, und er hat nicht bloß 
»schärfer als Kant den Weg gezeigt, der zu diesem Zustand führt: die 
Eroberung der politischen Macht durch die Arbeiterklasse«: sondern 
Kant hat beides überhaupt nicht getan und war dazu auch 


13) In der »llilfe« verdruckt: »veraltende«. 
40* 
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seinen geschichtlichen Vorbedingungen und seiner Zeit nach gar nicht 
imstande. 

Aber wie Schulze-Gävernitz gegenüber dem fruchtbaren philoso- 
phischen Gehalt von Marx’ Lehre blind bleibt, so hat Maurenbrecher 
trotz seines Bemühens, Kant gerecht zu werden, nicht klar erkannt, 
was der Marxismus philosophisch von diesem lernen bezw. akzeptieren 
kann. Es rührt das, außer von der einseitig-historischen Auffassung 
der Dinge, die ihm mit den meisten Marxisten gemein ist, von seinem 
in philosophicis, wie er selbst sagt !*) »sabsolut durch Wundt bestimmten« 
Standpunkt her, der ihn von einer »modernen, psychologisch (D 
geschulten Ethik oder Erkenntnistheoric« sprechen und »den Neukantis- 
mus immer nur als Fremdkörper im Zusammenhang des modernen 
Denkens« empfinden läßt: den Neukantismus, den er in seinen eigent- 
lichsten Vertretern (Cohen, Natorp usw.) nicht kennt, da er ihm sonst 
nicht vorwerfen würde, aus Kants Unterscheidung von Verstandesbe- 
griffen und Vernunftideen ein »Dogma« gemacht zu haben, das man 
‚glauben muße. Daher erscheint ihm als »der einzige Fortschritt, den 
die Wissenschaft bisher über Marx hinaus getan hat«, nicht der Aus- 
bau der Erkenntniskritik, sondern der -Psychologie, und anstatt »Marx 
und Kant« möchte er »lieber«: Marx und Nietzsche sagen, weil 
letzterer »methodisch«, d. h. in seiner Zergliederung der bisherigen 
Moralidcale und in der Aufstellung scines neuen Typus des stolzen, 
selbstbewußten, kämpfenden Menschen stärkere Verwandtschaft mit 
Marx-Engels und mit der modernen Arbeiterseele zeige!5). Und sein 
letzter Maßstab ist der »Lebensinstinkte der verschiedenen Klassen, 
ein allerdings sehr lebendiges, aber begrifflich kaum fafbares, zum 
philosophischen Erkenntnisprinzip daher möglichst ungeeignetes Ding. 
Daher scheint ihm auch Kant als das, was man viel mehr von Fichte 
sagen kann, als ein »Predigere und »Bekehrer«, daher meint er, Kant 
beginne mit dem Pflichtgebot, während es in der »Kritik der prak- 
tischen Vernunft«e, die für ihn freilich bloß eine »historische Urkunde« 
bedeutet, bekanntlich anders zu lesen steht, und Kant ja auch selbst 
als Geschichtsphilosoph (a.a. O. S. 595) mehr Einsicht besessen 
haben soll. 

Maurenbrecher wie Schulze-Gävernitz betrachten eben cın jeder 


H) In einem Nachwort, Neu-Marxismus oder Neu-Kantismus in 
der »Hilfez vom 1. November 1908, der Replik auf die vorangehende Entgeg- 
nung >»Kant oder Marx« von Schulze-Gävernitz in der Nummer vom 25. Ok- 
tober d. J. 

15) Eine solche Synthese von Marx und Nietzsche findet sich übrigens bei 
Maurenbrecher nicht zum ersten Male, sondern — mit Kant zusammen ! — schon 
in des 1907 verstorbenen Ludwig Woltmann, System des moralischen 


Bewußtseins, 1808. 
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nur eine Seite der Sache. Für den einen ist Kant alles (»der 
Lebendige«), Marx tot und begraben, für den anderen Marx nahezu 
alles, Kant wenigstens etwas, sein Menschenideal wenigstens eine 
»regulative Idee«!%) für den kämpfenden Sozialisten, weil es dessen 
innerstem Lebensdrange entspricht. Gewiß, Kant und Marx sind — 
das wissen auch wir und haben es oft betont — die stärksten Gegen- 
sätze, wenn man ihre Gesamtpersönlichkeit als Mensch und Denker, 
wenn man ihre Gedankenrichtung und den Inhalt ihrer Werke, und 
gar wenn man ihr praktisches Wirken und Schaffen betrachtet. Wenn 
trotzdem das Problem einer Verbindung von Marx und Kant immer 
wieder emportaucht — wie oft es auch von den einseitigen Marxisten 
und Kantianern totgesagt, wie leidenschaftlich seine Berechtigung von 
beiden Seiten bestritten wird —, so kann das kein bloßer Zufall sein. 
»Marx« und »Kant« bedeuten eben für diejenigen, die diesen Zu- 
sammenhang vertreten, nichts anderes als: entwicklungsge- 
schichtliche und kritische bezw. teleologische Methode 
in der Sozialphilosophie.e. Um es in der kurzen Zusammenfassung 
meines Freundes Franz Staudinger auszudrücken: »Sobald der Marxis- 
mus sich bewußtte und planmäßige Umgestaltung des Gegebenen zum 
Ziele macht, kommt er in konsequenter Verfolgung seines eigenen 
Prinzips zu Kante. Und andererseits: »Sobald der Kantianer seine 
Ideale für die Praxis des Lebens fruchtbar machen will, sobald er klar 
erkennt, daß die Gesetze der Zweckbildung ein leeres Schema bleiben, 
wenn nicht die Naturgesetze des tatsächlichen Lebens, die Gesetze der 
bisherigen wirtschaftlichen Entwickelung die Grundlage darbieten, so 
kommt er in folgerechter Entwickelung seiner eigenen Grundgedanken 
zu Marx«!17). In diesem Sinne stellt die Synthese Marx-Kant keinen 
oberflächlichen Kompromiß, keine »schwächliche Versöhnung« dar, wie 
Schulze-Gävernitz auf der ersten Seite seines Vortrags meint — von 
solchem Urteil hätte ihn schon scine eigene Wertschätzung der »aus- 
gezeichneten«e Leistungen K. Eisners (S. 14) und Max Adlers (S. 56) 
abhalten sollen —, sondern bildet sie im Gegenteil einen methodischen 
Fortschritt. 





16) Die freilich nicht so einfach, wie es bei Maurenbrecher geschieht, mit 
bloem Glauben und Hoffen zusammengebracht werden darf, sondern einen be- 
stimmten wissenschaftlichen Sinn hat. 


17) F, Staudinger, Ethik und Politik (1899) S. 159. 
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Mit dem Wachsen des Anteils der Bevölkerung an den verschie- 
denen Zweigen der Personen-Versicherung hat auch die Bedeutung der 
Tätigkeit auf dem Versicherungsgebiete für die Aerzte sehr erheblich 
zugenommen. Die Einnahmeverhältnisse, der Kundenkreis, der Wett- 
bewerb der Aerzte hat Verschiebungen erfahren, an die vor dreißig 
Jahren kaum ein Mensch gedacht hat, und neben den rüstig mit fort- 
schreitenden Vertretern des medizinischen Standes, die sich aufrichtig 
über die bisherige Entwicklung und die in Zukunft sich eröffnenden 
Aussichten freuen, gibt es eine große Reihe von Lobrednern ver- 
gangener Tage, die sich die »gute alte Zeite mit all ihren Eigentüm- 
lichkeiten zurückwünschen möchten. 

Wer aufscrhalb des ärztlichen Berufs unparteiisch und leidenschafts- 
los die jetzige Sach- und Rechtslage prüft, der wird selbstverständlich 
weit davon entfernt sein, den übertriebenen Klagen oder etwa gar den 
Versuchen, die Gestaltung der Dinge zurückzuschrauben, sich irgendwie 
geneigt zu zeigen. Auf der anderen Scite erfordert es aber die Ge- 
rechtigkeit, daß man anerkennt, wie schwierig für manche Aerzte heut- 
zutage der Kampf ums Dasein geworden ist, und welche Gefahren ihrem 
Standesbewußtsein, ihrer Unabhängigkeit und ihrem Pflichtgefühl drohen. 

Es ist deshalb durchaus zweckmäßig, wenn die Aerzte ihre Auf- 
merksamkeit versicherungsrechtlichen Fragen in steigendem Umfange 
zuwenden, und als leitender Grundsatz mag dabei hingestellt werden, 
da diejenigen Mafsregeln am meisten zu bevorzugen sind, durch welche 
sowohl dem ärztlichen Stande wie der Gesamtheit am 
besten genützt wird. 

Auffallend ist die Tatsache, daß unter den Aecrzten eine lebhafte 
Bewegung gegen die Uebertragung bestimmter Obliegenheiten auf eine 
beschränkte Zahl einzelner Standesgenossen sich geltend macht, und 
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daß, wie erst neuerdings wieder bei dem unten noch näher zu be- 
rührenden Aerztestreik in Cöln deutlich hervorgetreten ist, mit großem 
Nachdruck empfohlen wird, möglichst schrankenlos auf Grund eines 
allgemein gehaltenen Abkommens die Gesamtheit der Aerzte sich 
an der Lösung von Aufgaben beteiligen zu lassen, die ihnen das Ver- 
sicherungswesen stellt, vor allen Dingen die ärztliche Behandlung der 
gegen Krankheit und Unfall versicherten Personen, die Begutachtung 
der Erwerbsfähigkeit oder Erwerbsbeschränkung, die Beurteilung des 
Zusammenhangs zwischen irgend einem schädigenden Ereignis und der 
Erkrankung oder dem Tode unter gewissen für alle Aerzte annehm- 
bar scheinenden Bedingungen auszuführen. 

Trotz dieser starken Gegenströmung können wir die Beobachtung 
machen, daß die Zahl derjenigen Aerzte, die in ein gewisses regel- 
mäßiges Verhältnis zu Versicherungseinrichtungen getreten sind, von 
Jahr zu Jahr zunimmt. Die Vertraucnsärzte der größeren und kleineren 
Lebensversicherungen, die Kassenärzte der Krankenkassen, die Knapp- 
schaftsärzte der Bergwerksunternehmungen, die Bezirksärzte anderer 
Versicherungsverbände usw. spielen eine wesentliche Rolle bei der 
Handhabung der ganzen Fürsorge, dıe Regelung der gegenseitigen Ver- 
tragsbeziehungen erfolgt häufig nach Gesichtspunkten, die überein- 
stimmend in einer Anzahl von Gebieten festgelegt werden, und es 
handelt sich um kein Zukunftsgebilde, sondern um eine Gestalt von 
Fleisch und Blut, wenn wir von Versicherungsärzten als von 
einer neuen, eigenartigen Berufsstellung sprechen, deren Besonderheiten 
wir zum Gegenstande unserer Betrachtung machen wollen. 

Es kann nicht zugegeben werden, daß für den Aerztestand die 
Wirksamkeit, die von bestimmten Aerzten auf versicherungsrechtlichem 
Felde entfaltet wird, grundsätzlich zu mißbilligen sei, und daß die freie 
Entwicklung der Kräfte im Wettbewerb auch hier das vielgcepriesene 
Allheilmittel darstelle. 

Man wird schwerlich einen Beruf finden, in dem sich während der 
letzten Jahrzehnte die Arbeitsteilung, das »Spezialistentum« so gesteigert 
hat wie im Medizinerfach. Augen-, Ohren-, Nasen-, Kehlkopf- Lungen-, 
Herz-, Magen-, Nieren-, Nerven-, Haut- und orthopädische Aerzte, Spezia- 
listen für Geschlechts-, Frauen-, Kinderkrankheiten, Naturärzte, Homöo-, 
Elektro-, Magneto- und Allopathen — wer zählt die Völker, nennt die 
Namen? Und da sollte es einem Arzt, der die volkswirtschaftliche Be- 
deutung der privaten und öffentlichen Versicherung für das Gedeihen 
der Gesamtheit richtig erkannt hat, allen Ernstes verwehrt sein, nach 
einem Platz an der Sonne, ja auch nur nach einem bescheidenen Plätz- 
chen zu streben? Es ist vollkommen natürlich, da sich mehr und mehr 
Aerzte eingehend mit Versicherungsfragen beschäftigen und sich die 
Aufgabe stellen, ihr Wissen und ihre Kunst vorwiegend in denjenigen 
Fällen anzuwenden, in welchen es sich um versicherte Personen und 


708 H. v. Frankenberg, 


um das Eingreifen der Fürsorgeeinrichtungen des Versicherungslebens 
handelt. 

Prüfen wir zunächst den Nutzen, der dem einzelnen Arzte 
aus dieser besonderen Bezichung erwächst, so kommen dabei innere 
und äußere Vorteile in Betracht. 

Je gründlicher man ein bestimmtes, abgegrenztes Gebiet durch- 
forscht, desto vertrauter wird man mit dessen Eigentümlichkeiten, desto 
mehr lernt man die Erfahrung schätzen, und desto leichter gelingt es, 
der Schwierigkeiten Herr zu werden, die sich bald hier, bald dort ent- 
gegenstellen. Im Versicherungsleben sind die Hindernisse, die dem 
Arzte in den Weg treten, nicht gering anzuschlagen: die große Mannig- 
faltigkeit der verschiedenen Einrichtungen, die dadurch unübersichtlich 
werden, die Notwendigkeit, auf die verfügbaren Mittel Rücksicht zu 
nehmen, das Verhalten mancher Antragsteller, die entweder absichtlich 
zur Erlangung von Vorteilen eine Täuschung des Sachverständigen 
unternehmen oder doch in unzulänglicher Weise ihm auf seine Fragen 
über ihr Befinden, über frühere Erkrankungen u. dgl. Auskunft zu er- 
teilen pflegen, die Feststellung des Einflusses eines angeblich schaden- 
stiftenden Ereignisses auf den vorhandenen Zustand — das alles will 
verstanden und beachtet sein, damit eine einwandfreie Begutachtung 
erfolgt. Erfreulicherweise wird auf den Hochschulen die Versicherungs- 
medizin bereits vielfach als ein wichtiger Nebenzweig der ärztlichen 
Wissenschaft behandelt und gelehrt. Man darf indes nicht unbeachtet 
lassen, daß der Entschlufß, sich in erster Reihe als Versicherungsarzt 
zur Verfügung zu stellen, häufig erst nach Abschluß der Universitätszeit 
gefaßt wird, so daß es dann zum Hören der entsprechenden Vor- 
lesungen innerhalb der Studienzeit zu spät ist. Zum Glück helfen hier 
Veranstaltungen anderer Art aus: es gibt wissenschaftliche Fortbildungs- 
kurse, die auch nachträglich noch die Ergänzung der theoretischen 
Kenntnisse gestatten, und die um so wertvoller sind, wenn sie mit 
praktischen Vorführungen und Uebungen verknüpft werden. Wer be- 
reits selbst einige praktische Erfahrung erworben hat, der vermag 
an derartigen Kursen mit bestem Erfolge teilzunehmen, denn es bildet 
sich ein Verhältnis der Wechselwirkung zwischen den Beobachtungen 
des dienstlichen Lebens und den wissenschaftlichen Anregungen heraus, 
das von gröfstem Vorteil für die Weiterbildung des Arztes, von segens- 
reichstem Einfluß auf seine Berufsfreudigkeit und seine Bereitwilligkeit 
ist, die Mühen und Gefahren scines Standes immer wieder auf sich zu 
nehmen. Nicht ein oberflächliches Halbwissen, sondern cine Vertiefung 
der ärztlichen Wissenschaft nach ganz bestimmten Richtungen hin be- 
weckt die Pflege solcher Sonderabteilungen, und es ist deshalb durch- 
aus gerechtfertist, wenn die Aufmerksamkeit der beteiligten Kreise sich 
fortgesetzt mehr mit der Versicherungsmedizin und ihren Hauptab- 
schnitten befatfst, unter denen sowohl die erste Aufgabe aller ärztlichen 
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Wirksamkeit, der Heilzweck, als auch die Unterstützung anderer Stellen 
bei der Ermittelung und Begutachtung schädigender Einwirkungen auf 
den menschlichen Körper und Geist eine Rolle spielt. 

Viel umstritten ist die Frage, ob auch in finanzieller Beziehung 
die Tätigkeit im Versicherungsfache den Acrzten Vorteile bringe, und 
es gibt unter den Medizinern nicht wenig, die mit der gesamten volks- 
wirtschaftlichen Bedeutung der privaten wie der öffentlichen Versiche- 
rung herzlich unzufrieden sind, weil sie glauben, daß der Aerztestand 
dadurch schlechter als früher gestellt sei. Es läßt sich nicht leugnen, 
daß durch die Aussicht, gegen lohnende Vergütung ein umfangreiches 
Tätigkeitsfeld zu beherrschen, mancher uncrfrculiche, minderwertige 
Zuwachs in den medizinischen Beruf eingedrungen ist, und daß der Ver- 
kehr mit derartigen Standesgenossen keineswegs begehrenswert erscheint. 
Indessen es geht den Doktoren in dieser Hinsicht kaum viel anders, als 
den meisten übrigen akademischen Fächern: das böse Wort von dem »ge- 
bildeten Proletariat«, das durch die Ueberfüllung in den verschiedenen 
Berufsarten großgezogen wird, findet auf Juristen, Philologen, Techniker 
und Ingenieure annähernd gleichmäßig Anwendung. Es fragt sich nur, 
ob die bedauerliche Erscheinung, mit der man rechnen muß, dadurch ab- 
geschwächt werden könnte, daß einzelne bestimmte ÄAcrzte davon Ab- 
stand nähmen, mit Versicherungseinrichtungen in ein näheres, vertrags- 
mäßig geregeltes Verhältnis einzutreten. Mir scheint das Gegenteil zu- 
zutreffen: je gründlicher und sorgsamer der einzelne Arzt die ihm in 
fortlaufender Wiederkehr überwiesenen Fälle (Untersuchungen, Fest- 
stellungen, Begutachtungen usw.) bearbeitet, und je größer der Schatz 
an Erfahrungen wird, die er auf diese Weise allmählich ansammelt, 
desto eher wird eine verständige Leitung des Versicherungsunternehmens 
geneigt sein, ihn günstig zu stellen und ihm durch anständige Bezahlung 
das Ausharren auf dem Posten zu erleichtern, denn er kann durch 
Ausnützung alles dessen, was er im Laufe der Zeit dabei gelernt und 
gesehen hat, der Verwaltung manche Ausgabe sparen, die sonst kaum 
zu vermeiden wäre. Gerade diese Erwägungen sind es, die mir die 
Mitarbeit von Versicherungsärzten, nicht von beliebigen, vorübergehend 
und vereinzelt mit \Versicherungsfragen sich befassenden Aerzten un- 
entbehrlich und sehr willkommen erscheinen lassen, die aber zugleich 
die Gewährung einer angemessenen Vergütung an sie den Organen der 
Versicherung zur Pflicht machen. Es ist den Aecrzten nicht zu ver- 
denken, daß sie sich in neuerer Zeit fester in ihren Standesvereinigungen, 
Aerztekammern u. dgl. zum Kampfe gegen den unlauteren Wettbewerb 
mancher Außenseiter zusammengeschlossen und zugleich die Verdräng- 
ung des Kurpfuschertums mit allen sich bietenden Mitteln, einschliefs- 
lich der Betonung ihrer Pflicht zur Wahrung der Standeschre in Angriff 
genommen haben. Zweifellos wird es hierdurch gelingen, Verbesserungen 
auf dem Gebiete der ärztlichen Mitarbeit zu erzielen. Die Selbsthilfe 
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des Standes, die Hebung des Sinnes für die Gebote der Ehre und 
Pflicht vermag vieles zu erreichen. 

Es ist aber leider nicht zu leugnen, daß die Selbsthilfe innerhalb 
mancher Bezirke Formen der Betätigung angenommen hat, mit denen 
sich die Allgemeinheit nicht befreunden kann, und daß der wirtschaft- 
liche Zusammenschluß häufig zu Uebertreibungen eines an sich richtigen 
Gedankens zu führen droht, denen man im Interesse des Aerztestandes 
ebenso wie der Gesamtheit vorbeugend entgegentreten sollte. 

Dics gilt insbesondere von den oben schon gestreiften Meinungs- 
verschiedenheiten, die seit über 5 Jahren in wechselndem Umfange, 
neuerdings aber mit einer Schärfe und Erbitterung, die bisher erfreu- 
licherweise kaum je zuvor in solchem Maße zu beobachten war, zwi- 
schen den Aerzten und den Krankenkassen in Cöln sich bemerkbar 
gemacht haben. 

Eine große Anzahl von Krankenkassen des Aufsichtsbezirkes der 
Stadt Cöln war mit den dort früher von ihnen in Anspruch genomme- 
nen Aerzten über die Festsetzung des Vertragsverhältnisses in Streitig- 
keiten geraten, die gegen Ende des Jahres 1903 dahin führten, daß die 
Kassen verschiedene Aerzte zur Uebersiedlung von auswärts nach Cöln 
veranlafSten und mit ihnen ein Abkommen wegen der Gewährung ärzt- 
licher Hilfe für ihre Mitglieder trafen. Dies Vorgehen, bei dem aller- 
dings die Kassenverwaltungen in dem ihnen obliegenden Bestreben 
ausreichender Sicherstellung der medizinischen Versorgung ihrer Pflege- 
befohlenen nicht durchweg die nötige Vorsicht bei der Auswahl ge- 
eigneter Persönlichkeiten gezeigt haben mögen, wurde von den 
übrigen Aerzten in Cöln und Umgebung heftig angegriffen, und es 
gelang, den zuständigen Regierungspräsidenten sowie den Ober- 
bürgermcister ın Cöln als Vertreter der Aufsichtsgewalt davon 
zu überzeugen, daß eine Anzahl von Orts- und Betriebskrankenkassen 
nicht in genügender Weise ihre Pflicht gegenüber den Mitgliedern 
erfüllt und die Bereithaltung ärztlicher Hilfe in wunzulänglichem 
Maße veranlafit hätten. Der Oberbürgermeister erließ deshalb am 31. 
Januar 1904 gegen die beteiligten Kassen eine Verfügung, durch die 
er im Aufsichtswege die Befugnisse und Obliegen- 
heiten der Kassenorgane bis auf weiteres betreffs 
der Gewährungärztlicher Behandlung selbst über- 
nahm und zugleich den Kassenverwaltungen, die sich die Annahme 
anderer Aerzte hatten angelegen sein lassen, jede in dies Gebiet fal- 
lende Wirksamkeit verbot. Diese Stellungnahme des Oberbürger- 
meisters, dic zweifellos nach gründlicher Vorprüfung des ganzen Streit- 
stofts erfolgt ist, die sich aber auf alle Fälle als ein höchst zweifel- 
haftes Eingreifen in den Parteienstreit und in die Selbstverwaltung der 
Krankenkassen darstellt, wurde durch Klage bei dem zuständigen Be- 
zirksausschuß in Cöln zunächst ohne Erfolg angefochten, da 


Arbeiterversicherung und Aerztestand. JII 


der Bezirksausschuß vom 18. Oktober 1904 auf Abweisung erkannte: 
er nahm an, die getroffene Verfügung sei gesetzmäßig und enthalte 
keine Ueberschreitung der Aufsichtsbefugnisse. Die Beteiligten be- 
ruhigten sich indes hierbei nicht, sondern sie unterbreiteten den Rechts- 
fall der letzten Instanz, dem preußischen Oberverwaltungs- 
gericht, das am 16. November 1905 das Urteil des Bezirksaus- 
schusses aufhob und an ihn die Angelegenheit zurückverwies, da un- 
zureichend aufgeklärt sei, ob die Kassenvertretung ihre gesetzlichen 
und statutarischen Pflichten nicht erfüllt und die Pflichterfüllung ver- 
weigert habe. Der Bezirksausschuß hat sich darauf bemüht, die 
früher angestellten Ermittelungen durch eine ausgedehnte, langwierige 
Beweisaufnahme zu ergänzen, und nach vollen z!/a Jahren kam cr zu 
der neuen Entschließung, die Verfügung des Oberbürgermeisters auf- 
zuheben und ihm damit die Befugnis zur Vereinbarung eines Ver- 
trages mit dem Verein für freie Arztwahl zu entziehen. Seine Ent- 
scheidung vom 23. Juni 1908, durch die er anerkannte, daß von einer 
Verweigerung der Erfüllung der Kassenpflichten angesichts der von der 
Kassenverwaltung zur Beseitigung des zeitweiligen Notstandes in der 
ärztlichen Versorgung getroffenen Maßregeln nicht die Rede sein 
könne, wurde von dem Oberbürgermeister durch die Revision beim 
Öberverwaltungsgerichte angegriffen, das am 24. November 1908 die 
neuere Stellungnahme des Bezirksausschusses billigte und die Re- 
vision verwarf, weil ohne Rechtsirrtum und ohne einen Mangel 
im Verfahren die Unzulässigkeit des Einschreitens der Aufsichtsbehörde 
festgestellt sei. Dabei blieb dem Oberbürgermeisteramte der Vorwurf 
nicht erspart, daß eine Nichterfüllung der Obliegenheiten der Kassen- 
verwaltung oder gar eine Verweigerung der Erfüllung nicht vorliege, 
und daß es die Aufsichtsbehörde unterlassen habe, 
bestimmte Anforderungen zu stellen, die den Verhält- 
nissen der einzelnen Kasse sich angepafst hätten, und auf deren Ver- 
weigerung es alsdann erst noch angekommen wäre. 

Zum Frieden hat leider diese aus der Sach- und Rechtslage ein- 
wandfrei abgeleitete Entscheidung nicht geführt. Der unerfreuliche 
Zwist ist im Gegenteil in hellen Flammen aufgelodert, nachdem längere 
Zeit eine Art von Waffenstillstand geherrscht hatte. Nach den Mit- 
teilungen der »Arbeiterversorgunge!'), die es sorgfältig ver- 
mieden hat, in der Angelegenheit für oder gegen eine der beiden Par- 
teien Stellung zu nchmen?), hatte im verflossenen Jahre der Kranken- 
kassenverband des Aufsichtsbezirks Stadt Cöln eine Anzahl von Aerz- 
ten vertraglich angenommen. Diese gaben aber die Erklärung ab, dafs 

1) Jahrgang 1908, S. 374. 

2) Vgl. die sehr objektive Besprechung der Streitschrift des Dr. Jonas über 


»Der Aerztestreik, ein Zeichen der Zeite, S. 129 daselbst. 
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sie nicht geneigt seien, über den 31. Januar 1909 hinaus unter der 
Leitung und Aufsicht des Vereins für freie Arztwahl ihre Tätigkeit 
auszuüben, im übrigen scien sie durchaus erbötig, ihre vertragsmäßigen 
Obliegenheiten zu erfüllen. Angesichts der hieraus sich ergebenden 
Schwierigkeiten legte Oberbürgermeister Wallraf sein Vermittleramt 
nieder, und der Krankenkassenverband sah sich genötigt, nach weiteren 
Aerzten Ausschau zu halten, um dem Bedarf zu genügen. Um welchen 
großen Personenkreis der zu versorgenden Personen es sich dabei 
handelt, ergibt sich aus der Mitteilung, daß für den Verband schon im 
Jahre 1904 nicht weniger als 52 Kassen mit 79839 Mitgliedern, jährlich 
40689 Krankheitsfällen und 857 532 Krankheitstagen in Betracht kamen. 

Da der Cölner Verein für freie Arztwahl auch nach dem mittel- 
bar für ıhn selbst so ungünstigen Ausfall des oben geschilderten Ver- 
waltungsstreitverfahrens keine Neigung zu ausreichendem Entgegen- 
kommen zeigte, blieb den verbündeten Krankenkassen, wenn sie sich 
nicht dem Willen des Aerztevereins beugen wollten, weiter nichts übrig, 
als abermals wie vor 5 Jahren neue Kräfte heranzuziehen. Inwieweit 
ihnen dies bis auf den heutigen Tag gelungen ist, darüber sind die 
Meinungen geteilt, und nach einem wegen der Witterungsverhältnisse 
und der gesamten Lage des Arbeitsverhältnisses für die Krankenkassen 
so schwierigen, die Inanspruchnahme der ärztlichen Hilfe erheblich 
steigernden Winter wie der jüngst verflossene ist es für den Außen- 
stehenden kaum möglich, ein abschließendes Urteil in dieser Hinsicht 
zu gewinnen. Darauf kommt es bei näherer Betrachtung aber auch 
nicht an, zumal da die Aufsichtsbehörde sich jetzt gewiß die äufierste 
Zurückhaltung in der Geltendmachung ihrer Befugnisse auferlegen wird, 
um nicht erneut von den Oberinstanzen eine Richtigstellung zu er- 
fahren. Die bedauerlichste Wendung, die vor kurzem die Fehde ge- 
nommen hat, besteht darin, daß ein Teil der Cölner Aerzte unter ein- 
ander sich verpflichtete, den beteiligten Kassenmitgliedern und ihren 
fürsorgeberechtigten Angehörigen fortan — abgesehen von den Fällen, 
in denen Lebensgefahr vorliege — grundsätzlich keineärzt- 
liche Hilfe mehr zu gewähren! also ein Aerztestreik in 
ausgeprägter, offen bekannt gegebener Form, ein Vorgehen, wie es bis 
dahin — wir dürfen sagen glücklicherweise — im Gebiete der deutschen 
Arbeiterversicherung noch als durchaus ungebräuchlich bezeich- 
net werden darf. 

Das Echo blieb nicht aus. Es kam von allen Seiten, es kam auch 
von demjenigen Manne, der in der deutschen Sozialpolitik seit dem 
Ausscheiden des Grafen Posadowsky die führende Stellung einnimmt, 
vom Staatssekretär des Innern von Bethmann-Hollweg, der im 
Reichstage am 5. Februar 1909 den Boykott der Kranken, auf den jene 
ärztliche Mafiregel hinausläuft, unumwunden als einen Rückfall in 
unsoziale Zustände schlimmster Ärt kennzeichnete, mit 
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dem zahlreiche Aerzte in Deutschland durchaus nicht einverstanden 
seien ?). 

Diese kräftigen Worte von hervorragender Stelle entfesselten einen 
Zornesausbruch des Leipziger wirtschaftlichen Aerzte- 
verbandes, der in Form und Inhalt ebenso wenig den üblichen 
Grenzen wie der Tatsache entsprach, daß Herr von Bethmann-Hollweg 
auf der im Juni v. Js. unter seinem Vorsitz im Reichsamte des Innern 
gehaltenen Konferenz und in den nachfolgenden Erörterungen durch 
Zuziehung von Aerzten aus allen beteiligten Gruppen sorgsam be- 
müht gewesen ist, einen Ausgleich zwischen den Interessen der Aerzte, 
der Krankenkassen und der Gesamtheit herbeizuführen. 

Die Gesetzgebung gibt den Krankenkassen das Recht, eine der 
mannigfachen Abstufungen zu wählen, die zwischen bestimmten Kassen- 
ärzten und völlig freier Arztwahl bestehen. Wenn die Aerztevcreini- 
gungen durch das äußerste Kampfmittel, durch den Streik, den Kranken- 
kassen neue Gesetze aufzwingen wollen, so wird jeder billig Denkende 
nicht schwer entscheiden können, auf wessen Seite Herrschsucht und 
Rücksichtslosigkeit zu finden ist. Um so dringender ist es zu wünschen, 
daß die im Reichsamt des Innern geplante Schaffung von Einigungs- 
ämtern und Schiedsgerichten bald mit der Versicherungsreform in 
Kraft treten und die Grundlage für eine Verständigung bieten möge. 
Im Groll gegen den Staatssekretär des Innern, dem die Erklärung des 
Leipziger Verbandes ungenügende Kenntnis der Verhältnisse oder ein- 
scitige Parteinahme vorwirft, klingt deren »offener Brief« an ihn in 
die Worte aus: 

» Jetzt, Exzellenz, wo die Reihe an Ihnen ist, wo Sie die Grund- 
linien der Versicherungsreform enthüllen, zeigen Sie im gleichen 
Augenblick, daß auch Sie, trotz anscheinenden Ver- 
ständnisses für den Kern der Sache, nicht gewillt 
sind, Frieden zu schaffen. Zwar glauben und hoffen auch 
wir, daß die von Ihnen geplanten Einigungsinstanzen manche Kämpfe 
zu verhüten vermögen — beseitigt werden sie aber durchaus nicht. 
Sollte aber der Versuch gemacht werden, uns Aerzte mit unseren 
Berufsforderungen unter den Spruch eines Schiedsgerichts zu zwingen 
und auf diesem Wege uns das Recht der Freiheit der Hilfeleistung, 
unsere beste Waffe zur Verteidigung unserer Bce- 
rufs- nnd Standesinteressen, aus der Hand zu winden, 
dann können Exzellenz versichert sein, Sie werden die deutsche 
Aerzteschaft ebenso einig im Widerstande finden, wie sie jetzt zum 
Schutze ihrer bedrohten Kollegen einig und treu zusammensteht. 
Sorgen Sie dafür, daß künftig allenthalben den ärztlichen Standes- 


3) Vgl. ferner Stier-Somlo in Nr. 5 des »Reformblatts für Arbeiterver- 


sicherung< von 1909. 
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vertretungen das Recht eingeräumt werde, bei der Regelung des 
kassenärztlichen Dienstes mitzuwirken, daß dem Arzte in Zukunft 
sein ihm durch die Reichsverfassung verbürgtes Recht auf freie Aus- 
übung des Berufes gewährleistet und er der Willkür der Kassenvor- 
stände entrückt werde. Dann, aber nur dann wird endlich dem 
ärztlichen Stande der Frieden zurückgegeben sein.« 

Dieser Auffassung gegenüber muß zunächst festgestellt werden, 
daß weite Kreise des Aecrztestandes mit dem Vorgehen der Cölner 
Aerztevereinigung und mit dem jüngsten Vorstoß gegen den hochver- 
dienten Herrn von Bethmann-Hollweg keineswegs einverstanden sind. 
Außerdem ist das Verlangen, durch schiedsgerichtliche Ver- 
handlung zu einem friedlichen Ausgleich zu gelangen, so allgemein 
und so natürlich, dafl die hierauf gerichteten Vorschläge der Reichs- 
regierung sich überwiegender Zustimmung werden erfreuen dürfen. Es 
kommt nur darauf an, die Schiedsgerichte nicht erst im Streitfalle, 
wenn hüben und drüben scharfe Worte übergenug gewechselt sind, 
sondern schon in ruhigen Zeiten zu bilden und durch die Aufstellung 
einer Arztordnung unter Mitwirkung der Aufsichtsbehörde und 
nach Anhörung der Beteiligten die Hauptfragen über die Gewährung 
der ärztlichen Behandlung klar und bestimmt zu regeln. Bei gutem 
Willen wird dies trotz der Gegenbestrebungen mancher Heifßsporne 
gelingen. 

Es ist einleuchtend, dafl auf Grund der gegenwärtigen Gesetzes- 
bestimmungen eine derartige Ausgleichsinstanz nicht allgemein einge- 
richtet werden kann. Die Gesetzgebung und die zu ihrer Ausführung 
bestimmten Verwaltungsmafßßfnahmen müssen also die Wege ebnen, die 
in Zukunft zu dem für alle Teile zu wünschenden Ziele führen. 

Auch sonst öffnet sich, wenn cinmal durchgreifend und bessernd 
die Hand an die Einrichtungen der Krankenversicherung gelegt wird, 
ein dankbares Feld für die Reform. 

Was nützen z. B. alle vernünftigen Bestrebungen, wenn es dem 
willkürlichen Entschlußß der Versicherungsstellen überlassen bleiben 
soll, sich mit den Versicherten darüber zu verständigen, ob sie bei 
der Untersuchung und Behandlung statt der Zuziehung eines ap- 
probierten Arztes sich mit einem Naturheilkundigen 
begnügen wollen? Die gesetzliche Regelung der Form und des 
wesentlichen Inhalts zahlreicher Versicherungsverhältnisse drängt da- 
hin, einen Teil davon mit dem Schutze öffentlich -rechtlicher Vor- 
schriften zu umkleiden und die Privatwillkür auszuschalten. Bei einer 
gesundheitlich so cinschneidenden Frage wie die Ersetzung wissen- 
schaftlich geprüfter durch andere »Ileilkünstler« darf man der freien 
Vereinbarung nicht die Zügel schießen lassen. Ganz abgesehen von 
der Gefährdung der Versicherten wird sonst eine Preisdrückerei her- 
vorgerufen, bei der cin Arzt, der etwas auf sich hält und der nicht 
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schlechthin mit Personen außerhalb seines Standes gemeinsame Sache 
machen will, auf die Mitwirkung verzichten muß. Betont man dagegen 
die öffentlich-rechtliche Seite, wobei man sich auf den unberechenbaren 
volkswirtschaftlichen, gesundheitlichen und erzieherischen Wert der 
Versicherung getrost stützen kann, so stärkt man dem einzelnen Arzt 
in dem harten Kampfe ums Dasein den Rücken, man schützt ihn vor 
der Ausbeutung durch einseitig denkende Verwaltungen und man stellt 
ihn durch den Fortfall der Schmutzkonkurrenz so vorteilhaft, daf cr 
die Tätigkeit als Versicherungsarzt gern beibehalten wird. 

Zu den Vorzügen für den einzelnen Vertreter des ärztlichen Standes, 
der sich mit besonderem Eifer versicherungsrechtlichen Fragen widmet, 
gesellen sich sehr wichtige Vorteile seines Wirkens für die Gesamt- 
heit. Wer im Versicherungsfach arbeitet, der muß sich von vorn- 
herein bewußt sein: dem großen Ganzen soll sein Schaffen und Streben 
zu gute kommen, darnach hat er sein Sinnen und Denken einzurichten! 

Die Versicherten, die Träger der Versicherung, die 
ganze Bevölkerung - sie alle haben von dieser Auffassung der 
hochbedeutsamen Stellung des Versicherungsarztes Nutzen. 

Wenn ein medizinischer Sachverständiger nur gelegentlich von Zeit 
zu Zeit bei Unfällen, Erkrankungen im Gewerbebetriebe u. dgl. zur 
Behandlung und Begutachtung herangezogen wird, so mag er noch so 
eifrig bestrebt sein, sein bestes Wissen und Können zu zeigen: es fehlt 
doch gar zu leicht die Schulung, die es dem bewanderten Spezialisten 
möglich machen würde, mit raschem, sicherem Blick den springenden 
Punkt zu erkennen, Rat und Hilfe danach einzurichten und dem Ver- 
letzten den Gebrauch seiner Glieder, soweit irgend angängig, wieder- 
zugeben, dem Erwerbsbeschränkten durch einwandfreie Aeufßerung den 
Weg zur Erlangung der Versicherungsbezüge zu ebnen und den Ver- 
lust der Anwartschaft, der durch Unkenntnis und durch mangelhafte 
Ratgeber leider so oft eintritt, rechtzeitig zu verhindern. Aus der 
zuverlässigen Hilfe bildet sich dann nach und nach ein Vertrauensver- 
hältnis heraus, das für die Versicherten nicht minder wertvoll als für 
den Arzt ist, und das es ihnen, selbst wenn der ärztliche Rat im Einzel- 
falle nicht ihren Wünschen entspricht, schließlich doch oft zweck- 
mäßig erscheinen läßt, sich der Auffassung des Sachverständigen unter- 
zuordnen und den verhängnisvollen Fehler zu vermeiden, der bei freier 
Arztwahl zur Plage für alle Betciligten wird, nämlich den fortwährenden 
Wechsel von einem Berater zum andern. Handelt es sich um die Ge- 
währung ärztlicher Behandlung (bei Kranken- und Unfallversicherung), so 
ist die wiederkehrende Zuziehung desselben Arztes für die Versicherten 
von erhöhtem Werte, da er die Eigenart des betreffenden Patienten 
schon kennt, und da er außerdem alles, was ihn die Praxis in ähn- 
lichen Fällen gelehrt hat, für die Beurteilung des Krankheitsbildes mit 
benutzen kann. 
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Die reiche Erfahrung des Versicherungsarztes erweist sich aber 
auch für die Träger der Fürsorge (Versicherungsanstalten, Pen- 
sionskassen usw.) von großer Bedeutung. Ein geübter Sachverständiger, 
dem ein nicht zu großer Personenkreis anvertraut ist, kann die Spreu 
vom Weizen leichter sondern, als ein nur flüchtig von Fall zu Fall mit 
derartigen Angelegenheiten beschäftigter Arzt. Es ist leider eine un- 
bestreitbare Tatsache, daß die ausgicbige Versorgung, die durch das 
Wirken der Versicherungseinrichtungen herbeigeführt wird, auch manche 
recht unerfreuliche Erscheinung hervorgerufen und zu dem Versuche 
der Erschleichung von Renten, Abfindungen und Unterstützungen An- 
laß gegeben hat. Es heißt also: auf der Hut sein, um die Ver- 
sicherung vor Schaden zu schützen. Ein alter Praktikus kennt seine 
Leute, er ıst über die mannigfaltigen Kniffe und Mittelchen, durch 
die der Schein eines ernsten Leidens dem Untersucher vorgetäuscht 
werden soll, allmählich immer genauer unterrichtet, er durchschaut 
schwindelhafte Vorspiegelungen regelmäfiig und weiß in den Fällen, 
in welchen irgend ein Zweifel an der Zuverlässigkeit der Angaben ob- 
waltet, durch geschickte Fragestellung, durch gewisse Kunstgriffe bei 
der körperlichen Untersuchung, durch wiederholte Beobachtung unter 
veränderten Verhältnissen die Wahrheit ans Licht zu bringen und der 
Versicherungseinrichtung hierdurch sowie durch ein verständiges Haus- 
halten bei der Auswahl der Arznei-, Heil- und Stärkungsmittel Aus- 
gaben zu ersparen. Die nützliche Tätigkeit des Versicherungsarztes 
darf aber selbstverständlich nicht ausschließlich unter dem Ge- 
sichtswinkel betrachtet werden, daß er in jedem Einzelfall die Auf- 
gabe hätte, dem Antrag eines Versicherten zunächst Bedenken 
und Schwierigkeiten in den Weg zu legen. Eine so einseitige Stel- 
lungnahme wäre geradezu verhängnisvoll für die Untergrabung des 
Vertrauens. Durch Unpartcilichkeit wird den Versicherten am 
meisten genützt, und diese Objektivität muß der Versicherungsarzt 
auch der Leitung der Fürsorgeanstalt gegenüber beweisen: er darf 
sich nicht zum willfährigen, stets gehorsamen Diener herabwürdı- 
gen lassen, der seine eigene, selbständige Meinung preisgibt, um 
nur ja nicht Anstoß zu erregen, sondern er muß bei aller Wahrung 
der üblichen Form bemüht sein, seine sachverständige Ansicht zur 
Geltung zu bringen. Findet er, da die Verwaltungsmafiregeln der 
leitenden Stelle unrichtig oder unzweckmäfäig sind, so ist es nicht nur 
sein Recht, sondern sogar seine Pflicht, die bei ihm obwaltenden Be- 
denken zu äußern und Verbesserungsvorschläge zu machen. Die Rück- 
sicht auf die verfügbaren Mittel wird es natürlich in manchem Falle 
verbieten, auf alle Wünsche und Anregungen des Versicherungsarztes 
einzugehen, und es würde Torheit sein, wenn er aus Verdruß über 
die Ablehnung eines Antrages sich grollend von der Mitarbeit zurück- 
zichen wollte. Erst wenn er im Laufe der Zeit die Ucberzeugung ge- 
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winnen müßte, daß ein gedeihliches Zusammenarbeiten unmöglich sei, 
oder wenn ihm Zumutungen gestellt würden, die seinem Gefühl für 
Recht und Billigkeit zuwiderlaufen, so würde er gut tun, seinen Posten 
zu räumen. Nicht mit Ausnahmefällen dieser unerquicklichen Art, 
sondern mit der wertvollen Einwirkung des Versicherungsarztes auf 
die ganze Handhabung des Betriebes werden wir es in der Regel zu 
tun haben. Seine Beobachtungen über die Unfall- und Erkrankungs- 
gefahr bieten eine willkommene Stütze für die Bemessung der Unter- 
stützungen und der Beiträge über gewisse Erweiterungen und Ein- 
schränkungen der Versicherungsleistungen und der Aufnahmebeding- 
ungen. Viele Verwaltungen tragen diesem Umstande dadurch Rech- 
nung, daß sie bei ihren Verhandlungen (Generalversammlungen, Vor- 
stands- und Ausschußsitzungen) den Aerzten beratende Stimme geben 
— sicher nicht zum Nachteile der ganzen Veranstaltung, da es sowohl 
den Mitgliedern wie den ÄAerzten erwünscht sein wird, von einer solchen 
Gelegenheit zu fruchtbringendem Meinungsaustausch sachgemäß Ge- 
brauch zu machen. Aus der großen Fülle von Fragen, deren Erledi- 
gung durch die Hilfe eines ärztlichen Beirats wesentlich gefördert 
werden kann, mögen hier genannt sein: die Aufstellung einer Sterb- 
lichkeitstabelle für die verschiedenen Geschlechter, Lebensalter und Be- 
rufsarten in Verbindung mit der Festsetzung der Prämie für die Lebens- 
und Rentenversicherung, die Prüfung von Für und Wider bei der Aus- 
schließung des eigenen Verschuldens im Versicherungsrecht (Trunk, 
geschlechtliche Ausschweifungen, Selbstmord u. dgl.), die Ausdehnung 
der Krankenfürsorge (Anstaltspflege, Gewährung kostspicliger Heil- 
mittel, Angehörigenunterstützung), die Rücksicht auf die Wohnungs- 
verhältnisse der einzelnen Versicherten u. a. m. 

Mit den vorstehenden Ausführungen ist gleichzeitig das allge- 
meine Gebiet berührt, auf dem die ratende, ersprießliche Tätig- 
keit des Versicherungsarztes Gewinn verspricht. Was eine einzelne 
Fürsorgeanstalt an guten Erfolgen erzielt, das gereicht, im Grunde 
senommen, der ganzen Bevölkerung zum Vorteil. Wie man 
von jedem Lungenkranken, der nach mehrmonatlicher Kur und Pflege 
geheilt oder doch wesentlich gebessert aus dem Genesungsheim in 
seine Familie zurückkehrt, mit Recht gesagt hat, er sei für die Um- 
sebung ein Gesundheitsapostel, so soll dies in erhöhtem Maße auch 
von dem Versicherungsarzt gelten, der nicht müde werden darf, auf- 
klärend und belehrend durch Wort und Schrift, mit Rat und Tat, 
durch Vorbild und Beispiel zu wirken. Es ist nicht zu viel verlangt, 
wenn man von dem Ärzte erwartet,. daß er in zweckmäfsiger Weise die 
Erfahrungen seines Amtes durch volkstümliche Vorlesungen, Besprech- 
ungen und Aufsätze weiteren Kreisen zugänglich machen möge, wenn 
auch zu einer streng wissenschaftlich ins einzelne gehenden Darlegung 


manchmal die Mufe fehlen wird. 
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Man hat von unserer heutigen Entwicklung mit dem Ueberwiegen 
der Großbetriebe gesagt, daß in ihr ein neuer Mittelstand in den 
Werkmeistern, Aufsehern, Technikern, Angestellten der mannigfachsten 
Art emporwachse. Gewiß ist dies zutreffend; aber mit gleichem 
Rechte kann man behaupten, daß die gewaltigen Fortschritte des Ver- 
sicherungswesens nicht spurlos am Aerztestand vorübergegangen sind, 
sondern einem namhaften Teil seiner Vertreter ihren Stempel aufge- 
drückt haben. Soziales Empfinden — das ist die Nutzanwen- 
dung, die der medizinische Sachverständige und vor allen Dingen der 
Versicherungsarzt der Tätigkeit im heutigen, lebhaft pulsierenden Er- 
werbsleben entnehmen kann und soll. Wer diese Aufgabe richtig er- 
fat und sich Hand in Hand mit den übrigen bei der Verwaltung be- 
teiligten Personen bemüht, hiernach zu handeln, wer sich dabei sorg- 
fältıg vor Uebertreibung nach der einen wie nach der anderen Seite 
hin hütet, der wird nicht nur dem einzelnen Kranken Rat und Hilfe 
zu spenden imstande sein, sondern er vermag zugleich das Seinige bei- 
zutragen, um dem Volksleben Heilung von manchen Schäden zu bringen, 
an denen es in sittlicher und in wirtschaftlicher Beziehung krankt. 
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Inhalt: 11. Akkordverdienste und Leistungsdifferenzen S. 719. — 12. Stuhl- 
uhrmessungen und Leistungsschwankungen S. 728. — 13. Uebungszuwachs und 


Stetigkeitszunahme der Leistung. Anpassung der Leistung an die Lohnkalkulation 
S. 738. — 14. Analyse einzelner Arbeitsleistungen und ihre Entwicklung: a) reine 
Handarbeit S. 758. 


II. 

Wir wollen im Nachstehenden eine Anzahl von Zahlenreihen analysie- 
ren, welche den Lohnbüchern u. Stuhluhr-Registraturen eines (schon mehr- 
fach zitierten) Webereibetriebes entnommen und, in der früher erörterten 
Art, in Prozente von Durchschnitten oder von Maxima, umgerechnet 
sind. Ausschließliches Ziel dabei soll sein, in ganz ungefähren Um- 
rissen ein Bild davon zu gewinnen, ob und an welchen Stellen man 
überhaupt Chance hätte, auf »psychophysische bedingte Momente zu 
stoßen. 

Auf den ersten Blick bieten nun solche Zahlen ein scheinbar gänz- 
lich willkürliches Chaos. Der Leser ist gebeten, sich z. B. die Ta- 
belle I umstehend anzusehen, welche angibt, welchen Prozentsatz des 
(als garantierter Mindestlohn fungierenden) Normalsatzes männlicher Ar- 

* Störende Druckfehler im vorigen Aufsatz: 1) S. 250 Zeile 13 (Hygrometer- 
stand), die vierte Ziffer: 64 (nicht 84). — 2) S. 204 Anm. 35 Zeile 3 von unten 
und S. 265, dieselbe Anm. Zeile 1 von oben: »Dutzend«e (nicht Meter). Zwei 
sachliche Versehen werden weiter unten berichtigt. 
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beiter eine Anzahl *%) von männlichen und weiblichen Webern in der 
Zeit vom August 1907 bis August 1908 täglich im Durchschnitt der 
einzelnen Monate verdient hat, wenn man alle Geschlechts-Zuschläge, 
Prämien, Strafen usw. fortläßt, also lediglich den »Akkordverdienst« 
berücksichtigt 7). Ueberblickt man diese Zahlen, so ist der erste Ein- 


46) Sie sind nur insofern absichtsvoll »ausgewählte, als möglichst die ver- 
schiedenen Altersklassen und Beschäftigungsarten und andrerseits nur solche Fälle 
zusammengestellt sind, bei denen nicht durch zweifelsfrei erkennbare besondere 
Verhältnisse die Vergleichbarkeit allzu sehr gestört ist. 

417) Was den Begriff »Akkordverdienst« im Sinne der Zahlen dieser Tabelle 
anlangt, so ist über die Art der Berechnung Folgendes zu bemerken: Die abso- 
luten Zahlen, deren Umrechnung in Prozente des Normal (= Minimal)-Lohns die 
Tabellenziffern darstellen, werden gewonnen, indem man mit der Zahl der effek- 
tiven Arbeitstage (bezw. Arbeitstags-Bruchteile) in denjenigen Teil des Monats- 
verdienstes dividiert, der aus »Akkorde-Verdienst besteht, und dessen Höhe aus 
den Lohnblocks auch für alle diejenigen Wochen ersichtlich ist, in welchen, da die 
Akkordleistung hinter dem gewöhnlichen Minimallohn zurückblieb, dieser letztere 
gezahlt wurde. Abgezogen sind alle (ausnahmsweise bei unstetiger Verwendung 
vorkommenden) Tagelohntage, ferner alle Prämien und Zulagen für das Anlernen 
von »Lehrlingene (wozu zu bemerken ist, daß die durch Zuerteilung eines Lehr- 
lings verursachte Mehrarbeit und Störung — nach Ueberwindung der ersten 
Schwierigkeiten, die den Akkordverdienst des Lehrers allerdings beeinträchtigen 
können, — zuweilen bald mehr als ausgeglichen wird durch die Hilfe, die ein be- 


gabter Lehrling dem Arbeiter bietet). Dagegen sind Zuschläge zum Akkord, die 


wegen »schlechter Kettee — sei es dafs das Garnmaterial schlecht war, sei es, daß 
die Kette schlecht geschlichtet war — gegeben wurden, hier, wo es darauf ankam, 


zu ermitteln, ob die Leistungs fähigkeit des Arbeiters in den Zahlen zum Aus- 
druck kommt, eingerechnet, — im Gegensatz zu den weiterhin später, bei Analyse 
der Ursachen der Schwankungen, gegebenen Zahlen (s. dort). Nicht ganz ein- 
fach gestaltet sich die Frage, wie bei zweistühligen Webern für die Perioden der 
bei ihnen, infolge Kettenwechsel, Maschinendefekt u. s. w. an einem der Stühle 
vorkommenden Einstühligkeit. zu verfahren war. Für diese Perioden werden Stunden- 
vergütungen (!/s des Normal-Stundenlohnverdienstes) gezahlt. Bei den weiter unten 
verwendeten Zahlen, welche für die Analyse der Schwankungen der Leistungen 
berechnet sind, ist diese Zahlung natürlich aufser Betracht gelassen. Dagegen habe 
ich sie bei den Zahlen dieser Tabelle eingerechnet. Der Ausfall an Verdienst, 
der durch das Stillstehen eines der beiden Stühle herbeigeführt wird, ist Je nach 
den Ketten und auch individuell sehr verschieden groß, schon weil die Steigerung 
der Leistung auf dem anderen Stuhl, den während solcher Perioden der Arbeiter 
allein bearbeitet, äußerst verschieden groß ist (darüber unten näher), Im großen 
Durchschnitt dürfte die Zahlung, wenn man nur den direkten Wegfall der Ver- 
dienstgelegenheit auf dem einen Stuhl einerseits und die dadurch gegebene Chance 


der Steigerung der Leistung auf dem zweiten andrerseits gegeneinander hiclte, den 
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druck der einer vollkommenen Willkürlichkeit, eines Auf und Ab der 
Verdienste des Einzelnen ohne jegliche Regel und einer ebenso regel- 
losen Verschiedenheit der Leistung der einzelnen Arbeiter unter einan- 
der und ebenso deren Bewegung von Monat zu Monat: ein Parallelis- 
mus findet sich hier anscheinend gar nicht. Insbesondere fallen innerhalb 
der Leistungen der Einzelnen einige mächtige Sprünge nach oben von 
einem Monat zum andern auf, die im nächsten Monat wieder ganz oder 
fast ganz zurückgetan werden, so z. B. bei f vom März zum April nach 
oben, bei k vom Dezember zum Januar und beil vom März zum April 
ebenfalls nach oben und im folgenden Monat dann bei beiden wieder 
nach unten usw. 

Es muf3 nun vorweg konstatiert werden, daß diese Sprünge und 
ebenso die Differenzen der einzelnen Monatszahlen überhaupt keineswegs 
notwendig entsprechende Verschiedenheiten der effektiven Arbeits- 
leistung bedeuten. Der Akkordverdienst wird bei der Lohnberech- 
nung nach dem vom Arbeiter in der Lohnperiode abgelieferten 
Quantum festgestellt. Die Ablieferung erfolgt regelmäßig nach Fertig- 
stellung jedes »Stückes«. Da ein solches rund 40 m lang ist, so kann 
schon der zufällige Umstand, daß eine Ablieferung kurz vor oder um- 
gekehrt gleich nach Schluß des Monats erfolgt, eine ziemlich starke 
Schwankung bedingen. Der Arbeiter hat es aber ferner in der Hand, 
- absichtlich ein Stück auf dem Warenbaum zu behalten und erst einige 
Zeit nach der effektiven Fertigstellung abzuliefern. Dies zu tun kann 
er ein erhebliches Interesse haben, wenn, wie im vorliegenden Fall, 
ein Prämienlohnsystem kombiniert mit Mininallöhnen besteht. Er läßt 
dann in einem Monat mit ohnedies (aus irgend einem Grund) geringerer 


Ausfall mehr als decken. Was nicht gedeckt ist (und ja auch durch diese 
Zahlung nicht gedeckt werden soll), ist die bald zu erörternde Störung der Ver- 
dienstchancen durch die mit Jeder neuen Kette und Sorte eintretende Notwendig- 
keit, sich in die jedesmal neue Arbeitssituation hineinzufinden (der »Einarbeitungs«- 
Ausfall). Da immerhin die Einrechnung der Einstühligkeits-Entschädigung jene, 
für die zunächst im Vordergrunde stehenden Gesichtspunkte noch nicht in Betracht 
zu ziehende, Schwankungsquelle in ihrer Tragweite für die ohnedies unübersichtlich 
schwankenden Zahlen teilweise zu kompensieren geeignet ist, so habe ich sie hier 
vorerst, wie gesagt, nicht ausgeschieden. 

Abgerechnet sind endlich, wie im Text gesagt, die Geschlechts-Zulagen 
(s. vorigen Artikel Seite 265). Dies ist bei einem Vergleiche der Weber k—p 
der Klasse II mit denen der Klasse I (a—f) oder der Zahlen bei den vom einen 
zum anderen Stuhl übergehenden Webern (g—i) wohl zu beachten. Die Akkorde 
der Klasse II sind (a. a. O.) auf Frauen arbeit kalkuliert, daher ist ein 20 ©/, niedri- 
geres Verdienstsoll zugrunde gelegt und dies bei den Männern durch 20 0/, Zulage 
pro Tag ausgeglichen. Schlägt man diese 20°%/, zu den Zahlen der Arbeiter in 


Klasse Il, so verdienen sie vielfach im reinen Akkord mehr als die in Klasse I. 
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Leistung das Stück auf dem Stuhl und begnügt sich mit dem Minimal- 
lohn: infolge dieser Zurückhaltung gelangt er dann im folgenden 
Monat zu einer (scheinbar) besonders hohen Leistung und damit in 
eine hohe Prämienklasse. Er kann auf diese Art je abwechselnd 
einen Monat »gemächlich« im Schatten des Minimallohnes arbeiten und 
es sich doch, durch den erwähnten Kunstgriff, ermöglichen, im fol- 
genden ohne übermäßige Anstrengung Prämien zu verdienen. 

Daran, daß von diesen Möglichkeiten Gebrauch gemacht wird und 
daß, auch wo dies nicht absichtsvoll geschieht, die Berechnung auf 
Grundlage der naturgemäß immer stoß weisen Ablieferung dic Zahlen 
merklich beeinflußt, ist nicht zu zweifeln. Beispielsweise sind in der 
Tabelle für Januar bei dem Arbeiter k als Leistung ı121,6°/o verzeich- 
net, die Angabe ist in Klammern gesetzt, weil der Arbeiter nur die 6 
ersten Arbeitstage des Monats gearbeitet hat und die Zahl (im Gegen- 
satz zu allen andern ähnlichen Fällen, wo solche kurzen Arbeitsperioden 
als unvergleichbar, einfach gestrichen sind) nur des Beispiels halber 
ausnahmsweise in die Tabelle aufgenommen ist. Sie steht um mehr 
als 5o°/o über der vorhergehenden sowohl als über der nachfolgenden 
Monatsleistung, und dies erklärt sich fast gänzlich dadurch, daß in 
diese 6 Arbeitstage die Ablieferung von 4 Stück Ware, je 2 für jeden 
der beiden bedienten Stühle, fällt (in diesem Fall vielleicht ganz ohne 
planvolle Absicht des Arbeiters). Aus dem Zeitpunkte der Ablieferung 
erklären sich aber, nach Ausweis der Notizen in den zur Kontrolle der 
Ketten geführten Stuhlkarten, auch noch einige andere ähnlich starke 
Schwankungen, wenn auch freilich bei weitem nicht alle*). Dafs vielmehr 

48) Wie stark die Einwirkung speziell des Lohnsystems als solchen dabei 
ist, läßt sich nicht sicher sagen. Es findet sich eine Anzahl Arbeiter, bei denen 
in den Lohnblocks die Schwankungen von Monat zu Monat nach Einführung des 
Prämien- und Minimallohnsystems sich steigern. Daneben stehen andere, bei 
denen sie sich teils nicht steigern, teils abnehmen. Dies letztere ist besonders bei 
einigen Arbeitern der Fall, deren an sich hohe Leistung sich nach Einführung des 
Prämiensystems noch steigerte (z. B. d und o der Tabelle), und es ist ja 
auch an sich naheliegend, daß die Versuchung, mittetst der erwähnten Manipulation 
zwischen gemächlicher Arbeit bei sicherem (Minimal-) Verdienst und gesteigerter 
Anstrengung mit Prämienverdienst unter Mit-Ausnutzung des Arbeitsprodukts des 
vergangenen Monats abwechseln zu können, besonders bei Arbeitern wirksam wer- 
den muß, welche nach Maßgabe ihrer Veranlagung oder Geübtheit nicht so leicht 
in der Lage sind, kontinuierlich Prämien zu verdienen. Und als Gegenwirkung 
gegen jene Einwirkung des Lohnsystems kommt in Betracht, daß die Meister nur 
den tüchtigsten Arbeitern gestatten, je zwei »Stück«e Leinen zusammen abzuliefern, 
die untüchtigeren — und also zu jenem Kunstgriff am meisten geneigten — da- 
gegen behufs gründlicherer Qualitätskontrolle veranlassen, jedes Stück einzeln ab- 


zugeben. Im Ganzen aber überwiegt die Schwankungs-Amplitude nach der Ein- 
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noch andere, und zwar sehr kräftig wirkende Motive für jene Schwan- 
kungen vorhanden sind, wird bald zur Erörterung gelangen. 

Sehen wir nun die Zahlen, so wie sie einmal sind, zunächst darauf- 
hin an, ob und wo sich etwa Regelmäßigkeiten irgend welcher Art 


führung des Lohnsystems diejenige der Zeit vorher (wo ein festes Prämiensystem 
und ein durchweg gleicher Minimallohn noch nicht bestanden), doch nicht 
so stark, daß man sich die Wirkung der absichtlichen Ablieferungs-Ver- 
zögerung auf die Zahlen als allzu stark vorstellen dürfte. — 

Keineswegs einfach wäre die allgemeinere Frage zu beantworten: welche Ein- 
wirkung denn das Lohnsystem, rein als solches, auf die Entwicklung der 
Leistungen im Ganzen gehabt hat. Von den männlichen Arbeitern, die 
hier vornehmlich interessieren, weisen im Durchschnitt der 3 Monate, welche auf 
die Einführung des Lohnsystems folgten, genau ?/s eine Erhöhung der Leistung 
gegenüber dem Durchschnitt des vorhergehenden Quartal auf, !/s eine Verminde- 
rung. Das dann folgende Quartal zeigt eine weitere Erhöhung der Leistung nur 
in !/s der Fälle, in ?/s ein Sinken, im Rest Gleichbleiben, dergestalt, daß gegen- 
über dem Quartal vor der Einführung des neuen Lohnsystems nur die kleinere 
Hälfte (7/15) gestiegen, ebenso viele gesunken, 1/15 gleichgeblieben sind. Da- 
bei ist freilich in Betracht zu ziehen, daß dies Quartal einerseits die dunkelste 
Jahreszeit umfaßt, außerdem aber die gewerkschaftliche Bewegung danfals beson- 
ders lebhaft war (das Prämiensystem mußte, gleichviel ob so beabsichtigt, jedenfalls 
der Sache nach als ein Gegenzug gegen die gewerkschaftlichen Solidaritätsprin- 
zipien erscheinen) und ferner (wovon unten) der Sortenwechsel relativ besonders 
stark einwirkte. Vergleicht man nun aber mit dem der Einführung des Prämien- 
systems vorangegangenen Quartal die gleichen drei Monate des folgenden Jahres, 


so zeigt sich in 8/ıs der Fälle eine Senkung, in 3/15 ein Gleichbleiben, und nur in 


tlis ein (allerdings erhebliches) Steigen der — nach dem Akkordverdienst be- 
messenen — Leistung. Die Vergleichbarkeit wird auch hier durch ziemlich starken 


Sortenwechsel , technische, mit Akkordherabsetzungen verbundene Aenderungen 
an einer größeren Anzahl Stühlen, beginnende Depression, welche die Intensität 
der Arbeitsausnutzung herabsetzte, gestört. Aber eine gewisse Erschlaffung nach 
dem anfänglichen Anlauf bleibt für manche Arbeiter unverkennbar, und es scheint 
ziemlich sicher (und entspricht auch den Eindrücken der Betriebsleitung), daß das 
Prämiensystem in Verbindung mit dem garantierten Mindestverdienst ungleich, je 


nach der Leistungsfähigkeit und sonstigen Individualität der Arbeiter gewirkt hat: 


eine Alinorität — darunter sowohl die jüngsten, im Anlernen begriffenen wie die an 
sich besonders leistungsfähigen Arbeiter des Betriebes — ist zu einer ziemlich 


kräftigen Steigerung ihrer Leistungen angeregt worden; ihnen scheinen andere Ar- 
beiter — ebenfalls eine Minorität — gepenüberzustehen, welche im Hinblick auf 
den garantierten Minimalverdienst ihre Leistung nicht nur nicht gesteigert haben, 
sondern eher geneigt waren, weniger zu leisten ; endlich hat cin Bruchteil auf die 
Aenderung des Lohnsystems anscheinend gar nicht dauernd merklich reagiert. 


Unter den letzten beiden Kategorien befinden sich die an sich minder leistungs- 
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entdecken lassen, so fällt auf den ersten Blick nur eine ins Auge: 
die Durchschnitte der Leistungen dieser 13 Monate stufen sich 
bei den weiblichen und bei den Webern an Modell II ziemlich ge- 
nau entsprechend dem Alter ab*°), während dies bei den Webern an 
Modell I keineswegs der Fall ist. Nach dem Alter rangiert, stellt 
sich die Durchschnittsleistung bei: 


ı) der Stuhlklasse I: b e c a d f 
Alter Jahre: 48 40 37 30 28 24 
Leistung 0f: 94,9 81,1 104,5 87,7 110,7 71,7 

2) der Stuhlklasse II: o k m l n p 
Alter Jahre: 44 37 33 32 31 31 
Leistung 9/9: 90,9 83,8 745 741 736 70,7 

3) den Weberinnen: a B Y ö € 
Alter Jahre: 27 24 23 22 19 
Leistung 9: 99,6 98,0 77,3 62,2 60,4 


Bei den Webern an Modell I haben also die drei ältesten zwar 
zusammengenommen einen höheren Durchschnitt (93,5) als die jüngeren 
(86,7), im einzelnen aber herrscht anscheinend Willkür, die Höchst- 
leistung repräsentiert der zweitjüngste und auch jener Unterschied der 
beiden Durchschnitte wird durch Mitzählung des jüngsten erst im An- 


fähigen Arbeiter des Betriebes, die Prämien nicht oder nur ausnahmsweise zu 





erhoffen haben. Vielleicht ist das Prämiensystem in dieser Kombination ge- 
eignet, die Differenzierung der Arbeiter je nach Leistungsfähigkeit und -willigkeit 
zu betonen. Seine Wirkung muß aber je nach der Eigenart der Arbeiter und je 
nach dem Milieu in jedem Betriebe eine verschiedene sein. Natürlich entscheidet 
für die Wirkung auch das Maß der Prämien: im vorliegenden Fall steigen sie 
bis zu 80/, des Lohnverdienstes an, so daß der Anreiz zur Mehrleistung, ange- 
sichts der zahlreichen vom Arbeiter nicht abhängigen Umstände, welche diese 
bedingen, sich in mäfligen Schranken hält. Wesentlich höhere Prämien aber 
würden einerseits allerdings zum »Rennen« provozieren, andrerseits — da die 
Zahlung der Prämien auch von der Erreichung eines gewissen, stets nur durch 
Schätzung feststellbaren Qualitätsminimums abhängt — den, ohnehin in diesem Um- 
stand liegenden, an sich unvermeidlichen, Konfliktsstoff zwischen den Arbeitern und 
dem abnehmenden Meister häufen und so das System bei den Arbeitern schnell 
diskreditieren. l 

4%) In der Tabelle sind die Zahlen einfach der Nummernfolge in der Stamm- 
rolle entsprechend gruppiert, welche ihrerseits, soweit bei der Zuteilung der Nummer 
nicht reine Zufälligkeiten obwalten, im allgemeinen der Zeit des Eintrittes in den 
Betrieb einigermaßen korrespondiert. Bei den Mädchen, die zumeist bei ihrer 
Familie wohnen, überhaupt aber mehr ortsgebunden zu sein pflegen, entspricht 
diese ihrerseits, wie man in der letzten Spalte sieht, am meisten dem Alter der 
Mädchen. (Das »Altere bedeutet hier stets dasjenige Lebensjahr, welches, laut 
Stammrolle, der Arbeiter innerhalb des hier zugrunde gelegten 13 monatlichen Zeit- 


raums vollendete.) 
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lernen begriffenen Webers bedingt. Dagegen repräsentieren die 
beiden anderen Kategorien: Männer der Klasse II und Weberinnen, 
eine sehr klare Abstufung der Leistung nach dem Alter. Diese 
könnte nun bei den winzigen Zahlen durchaus zufällig sein. Und ein 
näherer Blick ergibt, daß jedenfalls nicht das Lebensalter rein als sol- 
ches, sondern die Ue bung es ist, welche die Abstufung der Leistungen 
erklärt. Bei den Webern der Klasse II waren die hier aufgeführten 
beiden Fälle (o und k) mit den Höchstleistungen alte, sehr geübte Hand- 
weber; das gleiche gilt von dem einen Weber der Klasse I b, welcher 
eine der Höchstleistungen aufzuweisen hat; die Antezedenzien von c 
und von d, eines besonders gewandten und gleichmäßigen jüngeren 
Webers, sind mir nicht bekannt, doch ist er Handweberkind. 

Allein auch von den übrigen älteren Arbeitern sind die Mehrzahl 
aus Handweberkindern rekrutiert. Viele von ihnen mögen freilich 
durch stärkere Ziegelei-Arbeit (die, als Sommer-Arbeit, neben dem Hand- 
weben als Winter-Arbeit herging), einige auch durch stärkere Betäti- 
gung in landwirtschaftlicher Arbeit in ihrer Uebung im Weben gehemmt 
worden sein. Indessen ist es sehr wahrscheinlich, da die geringere 
Koinzidenz der Alters- (und das heißt: der Uebungsstufen) mit der 
Durchschnittsleistung bei den Webern sub I gegenüber den übrigen Webern 
noch andere Ursachen hat. Zunächst die größere Bedeutung, welche 
die Qualitäten des Auges grade auf diesen Stühlen, bei der hier 
(Anm. 39) besonders umfangreichen breiten Fläche feiner, sich bewegender 
Fäden haben: es wurde schon erwähnt, daß ım fünften Lebensjahrzehnt 
und zuweilen schon etwas früher die abnehmende Sehschärfe für die 
Leistung des Webers überhaupt recht fühlbar ıns Gewicht zu fallen 
beginnt. Dann aber die konkreten Verhältnisse dieses Betriebes: die 
Sorten der Klasse I waren, im Gegensatz zu den anderen, in der hier 
analysierten Periode neu eingeführte Sorten und wurden permanent 
weiter neu eingeführt, neue Akkordsätze erstmalig auf ihre »Richtig- 
keite hin an den Leistungen geprüft; in einer solchen Periode müssen 
notgedrungen die reinen Akkordverdienste der davon betroffenen Ar- 
beiter eine Neigung zu ırrationalem Schwanken haben, — die garan- 
tierten Minimalverdienste sollten zweifellos u. a. auch diese Quelle von 
Unzufriedenheit stopfen. Immerhin: die höhere Qualifikation früherer 
dauernd geübter Handweber ist an sich und auch nach den Erfahrun- 
gen des Betriebs wohl sicher. Am günstigsten freilich werden von der 
Betriebsleitung die Chancen solcher Arbeiter beurteilt, welche von 
Jugend auf an den mechanischen Webstühlen (oder doch in der 
Spulerei) beschäftigt waren: der augenfällige schnelle Uebungsfort- 
schritt, der in den Monatsdurchschnitten bei dem Arbeiter f der Ta- 
belle zu beobachten ist, illustriert dies gut. 

Was ferner die Weberinnen in Klasse III anlangt 5°), die ja sämt- 





50) Durch Versehen war auf S., 268 d. B. die Zahl von 4 Webstühlen als 
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lich erst im dritten Lebensjahrzehnt stehen, so spielt in gewissem Maf 
auch hier die zunehmende Uebung in der Bedienung von Webstühlen 
mit. Aber die Fähigkeit zu Höchstleistungen kann hier von Arbeiterinnen 
durch Uebung am Webstuhl allein — wiewohl diese natürlich Voraus- 
setzung ist — wohl nicht erworben werden, sondern erfordert spezifi- 
sche, und zwar ziemlich seltene, persönliche Qualitäten, welche sowohl 
auf Anlage (Geistesgegenwart und Ruhe, also: sehr sichere Nerven), wie 
auf anerzogener Lebensführung (worüber früher gesprochen ist), be- 
ruhen können 5’). 

Wenn man nach anderweiten Regelmäßigkeiten in der Bewegung 
der Akkordverdienstzahlen in der Tabelle Umschau hält, so zeigt sich 
sehr wenig davon. Daß der Uebergang zu anderem Stuhlmodell, also zu 
mannigfach andersartigen Arbeitsbedingungen zunächst einen Kollaps 
der Akkordverdienstziffer hervorbringt, ist ohne Kommentar erklärlich: 
die Leistung steigt dann, der Regel nach, infolge der Uebung bald wieder 
an. Aber auch jener in dieser Tabelle durchweg sich zeigende °?) Kol- 
laps ist keine ausnahmslose Erscheinung: ein anderer Arbeiter, der 
auf Stuhlmodell II in den gleichen Monaten (August 07 bis August 08) 
63,0 — 65,0 — 68,4 — 70,1 — 68,0 — 75,5 — 71,0 — 77,0 — 77,3 
— 72,6 — 68,6 — 64,0 — 65,0°/o das Soll-Normale verdient hatte, 
brachte es beim Uebergang zum Stuhlmodell I im September 08 alsbald 
auf die sehr hohe Zahl von 124,3°/o, war also wohl für diesen Wechsel 
nach seiner Eigenart spezifisch geeignet. — 

Im übrigen zeigt die Tabelle auf den ersten Blick auch in den 
Verhältnissen von einem Monat zum nächstfolgenden Monat keine 
Gleichartigkeit der Bewegung der Zahlen und nur in einigen Fällen 
eine deutliche »Gesamttendenz« derart, daf die entgegengesetzten Bewe- 
gungen als zufällige, durch besondere Bedingungen hervorgerufene »Aus- 
nahmen« angesehen werden könnten. Einigermaßen deutlich ist nur die 
Tendenz zum Sinken vom Oktober zum November und dann wieder 
zum Steigen im Frühjahr. Da über diese, offenbar durch eine Kom- 








»normal«e angegeben: es muß auf Zeile 27 im Text und Zeile 9 in der Anmerkung 
beidemal heißen: »bis 4«, wobei überdies >»4«e als eine wesentlich »ideale«, 
selten erreichbare »Norm« zu gelten hat. Fin S. 266 (bezw. 269) begangenes 
Versehen ist: der dort erwähnte männliche Weber ist nicht jener (einzige) sächsi- 
sche Arbeiter des Betriebes, mit dem ich ihn bei der Niederschrift verwechselt 
habe. Der letztere ist vielmehr der Arbeiter p der Tabelle I, der durch seine 
niedrige Leistung an gewöhnlichen Stühlen auffällt und unter dem Frauen- 
Niveau steht. 

51) Dies tritt in dem sehr starken Abstand der Akkord-Verdienste hervor. 
Ueber die Gründe s. o. S. 268 Anm. 39. 

5) Der Kollaps würde, wenn die Geschlechtszulage beim Stuhlmodell II (s. 


oben S. 268) nicht abgezogen wäre, noch um 200/, stärker erscheinen. 


728 Max Weber, 


bination verschiedener Motive: Einfluß der künstlichen Beleuchtung in 
der dunklen Jahreszeit, starke Kälte im Januar und Februar, Verstim- 
mungen anläßlich der Gewerkschaftsbewegung, zahlreiche neue Sorten, — 
schon früher und zwar auf Grund der Heranziehung nicht nur der in 
diese Tabelle aufgenommenen, sondern aller nach Lage des Materials 
vergleichbaren Arbeitskräfte 5?) gesprochen wurde, sei hier darauf nur 
erneut verwiesen. 


12. 

Es liegt nun, da, wenigstens vorerst, diese Akkordverdienstzahlen 
eine gewisse Sterilität zeigen, insbesondere die Schwankungen weit 
überwiegend ganz irrational erscheinen, der Gedanke nahe, ob man nicht 
durch Beobachtung der Leistungsschwankungen in kürzeren Perioden, 
möglichst von Tag zu Tag, also mittelst der Stuhluhr, welche die Zahl 
der von Arbeitern gemachten Schüsse exakt für jede beliebige Zeitein- 
heit anzeigt, zu besseren Resultaten kommen könne. Dies um so mehr, 
als ja, wie die obigen Ausführungen zeigten, in den Zahlen, welche die 
Monatsakkordverdienste angeben, stets das Ergebnis von Kalkula- 
tion steckt: ihre Vergleichbarkeit unter einander beruht auf der Vor- 
aussetzung, daß die Akkordsätze für die Sorten, die ein Arbeiter nach 
einander verarbeitet, »richtig«, d. h. so kalkuliert sind, daß sie das 
unter einander verschiedene Maß der Arbeitsanstrengung, welches diese 
verschiedenen Sorten erfordern, durchaus zutreffend berücksichtigen. 
Wir werden weiterhin noch schen, welche Rolle die »Anpassung« des 
Arbeiters an die Akkordbemessung für die Leistungsschwankungen spielt, 
— hier erinnern wir uns vor allem, dafs ja eine wirklich im exakten 
Sinne »richtige« Bemessung des Akkords im Prinzip nur dann möglich 
wäre, wenn die verschiedenen Leistungen nur in der Quantität oder 
Intensität ihrer Anforderung an die Arbeitskraft unter sich verschieden 
wären. Allein dies ist durchaus nicht der Fall. Die Unterschiede der 
Anforderungen an den Arbeiter sind mindestens insofern qualitativer 
Art, als die einzelnen in Anspruch genommenen »Fähigkeiten« — etwa: 
Konzentrationsfähigkeit, Schnelligkeit des Reagierens, Gleichmäßigkeit 
der Aufmerksamkeitsspannung, usw., deren jede ja in gewissem 
Grade bei jeder Sorte erfordert wird, bei den verschiedenen Sorten in 
sehr verschiedener Weise kombiniert in Betracht kommen. Die 
Akkordkalkulation geht denn auch natürlich ganz und gar nicht von 
Erwägungen über das Maß, in welchem jede von jenen verschiedenen 
»Komponenten« der Leistung beansprucht wird, sondern umgekehrt 
rein empirisch von Erfahrungen über den Leistungse ffekt — das Maß 
der Maschinenausnützung — aus, den ein >»brauchbarer Durchschnitts- 


53) Die in diese Tabelle aufgenommenen Arbeiter, welche während dieser 


Periode die Stuhlart gewechselt haben h, i) und alle nicht während der 


(F 
>) 


ganzen Periode beschäftigten mußten andrerseits damals ausgeschieden werden. 
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arbeiter« bei der Arbeit in einer Sorte zu erzielen pflegt, sie verfährt 
also, wie dies ganz allgemein schon früher gesagt wurde, aus sehr nahe- 
liegenden Gründen, gerade entgegengesetzt, wie eine »psychophysische 
Analyse« der Arbeit es tun müßte. Sollten wir also nicht besser tun, 
Zahlen, welche auf einer derartigen Grundlage ruhen und, wie wir sahen, 
schon weil sie nicht einmal wirklich auf der Basis der »Leistung«, 
sondern der: Ablieferung der Ware ruhen, allen möglichen Zu- 
fällen unterliegen, ganz beiseite zu lassen, und uns ausschließlich an 
die Ergebnisse von Stuhluhr-(Schußzähler-)Aufnahmen zu halten, die 
ja doch, da sie wirklich die Arbeit selbst unmittelbar »kontrollieren«, 
ein in ganz andrem Sinn »exaktes« Material darzubieten scheinen? 

Es ist nun zweifellos, daß die Messung der von den Arbeitern ge- 
machten Schuff zahl durch jene Vorrichtungen in der Tat den Ausdruck 
‚exakt« verdient, und daß also, soweit sich die Leistung des Arbeiters 
in dieser Schußzahl ausdrückt, sie auch dadurch »exakt« gemessen 
wird. Allein dafl die für die Beurteilung des Leistungsmaßes denn doch 
äußerst wichtige Qualität des erzeugten Gewebes dabei gänzlich 
unter den Tisch fällt (diese kann durch Heranziehung der Ketten- 
kontrollkarten mit den Notizen des die Stücke abnehmenden Beamten 
ermittelt werden — aber natürlich weder so noch irgendwie sonst 
sexakt«), — diesen Mangel teilt die »Stuhluhrmessung« mit den in der 
Tabelle I wiedergegebenen »nackten« Akkordverdiensten (bei diesen 
wäre darüber durch Angabe, ob Prämien gezahlt sind, — was nur 
bei normaler Güte der Ware geschieht — wenigstens für die Ueber- 
normalleistungen einige Klarheit zu gewinnen, worauf wir gelegentlich 
zurückkommen). Ferner aber ist es auch bei Stuhluhrmessungen wieder 
nur der Endeffekt: die »Leistung«e, welche feststeht, und beim Ver- 
gleichen mehrerer Leistungen untereinander bleiben wir auch hier 
im Unsichern, was solche Schußszahlen eigentlich über die Art der 
Leistung: über das Maß, heifst das, in welchem die verschiedenen für 
die Weberei überhaupt relevanten Qualitäten des Arbeiters dabei in 
Anspruch genommen werden, aussagen können (s. o. S. 236 f.). Ein 
einfaches Vergleichen nach der Zahl der per Arbeitstag oder per Stunde 
vom Arbeiter gemachten Schüsse würde bei jedem Sortenwechsel gänz- 
lich schiefe Resultate ergeben. Wieviel Schüsse der Arbeiter im idealen 


Grenzfall — der in der Wirklichkeit nie eintritt — in einer Zeiteinheit 
machen könnte — wenn nämlich die Maschine keinerlei Störung 


erlitte, das Garn unzerreibbar wäre, keine Entleerung und Neufüllung 
des Schützen mit Garn nötig würde, keinerlei Fehler in der Herstel- 
lung der Kette Abhilfe verlangten, keine Verwirrung der Fäden aus 
anderen Gründen einträte, kurz die Maschine und auf ıhr das Garn der- 
art von selbst kontinuierlich weiter liefen und Gewebe erzeugten, daf 
— der Arbeiter überflüssig wäre, — dieses »ideale« Maxi- 
mum der Maschinenausnützung richtet sich natürlich vor allem nach 
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der Geschwindigkeit des Ganges der Maschine: ihrer Tourenzahl 
per Minute, und das Optimum dieser Tourenzahl ist bei jeder Garnsorte, 


nach dem Maß ihres Reißwiderstandes — der wieder von Feinheit, 
»Draht« (Maß der beim Spinnen dem Garn gegebenen Drehung), Güte 
des Rohmaterials u.s.w. abhängt — und ihrer Angreifbarkeit durch 


Reibung auf dem Stuhl sehr verschieden’t). Eine gesteigerte Touren- 
zahl nun nimmt unzweifelhaft ceteris paribus die Aufmerksamkeit des 
Arbeiters in erhöhtem Maße in Anspruch und greift wohl auch — 
wiederum: ceteris paribus — nervös stärker an; aber die »cetera« sind 
eben regelmäßig dabei nicht »gleich«e: denn wenn es sich um zwei 
untereinander verschiedene Sorten handelt, so kann jenes Moment durch 
andere, die Arbeit erleichternde Umstände mehr als ausgeglichen werden. 
Die hohen Tourenzahlen bei Verwendung der gröberen und deshalb 
bei gleicher Güte des Materials ceteris paribus weniger reißfähigen Garne 
gehen, da gröberes Garn auch gröberes Gewebe bedeutet, doch im 
Grofen und Ganzen mit einer Entlastung der Aufmerksamkeit und des 
Auges des Arbeiters zusammen, andrerseits wieder bedeutet aber das grö- 
bere Garn, da von ihm nicht so viel in den Schützen hineingeht, wie von 
feinerem, eine Steigerung der Zahl der Arbeitsunterbrechungen durch neue 
Schützenfüllungen, unter Umständen um 100 %, und mehr pro Arbeitstag, 
also für den Arbeiter: mechanische Mehrarbeit. Es kann also keine Rede 
davon sein, einfach die absoluten Zahlen der Schufßzähler pro Tag oder 
Stunde zum Vergleich zugrunde zu legen). Vielmehr muß die Relation 
zwischen gemachter und möglicher Schufszahl dafür geeigneter 
erscheinen. Dazu einige Vorbemerkungen. Das Maß, in welchem eine 
von einem Arbeiter bediente Maschine hinter jener idealen Maximal- 
zahl von Schüssen, welche sic bei gegebener Tourenzahl in einer Zeit- 
einheit (Tag, Stunde) machen könnte, zurückbleibt, ist in ‘erster Linie 
Funktion von zwei Bedingungen: ı.: der erforderlichen Häufigkeit 
der Schufsfüllung (von der eben die Rede war) — ein Umstand, der 
vom Arbeiter ganz unabhängig ist — und der, von seiner Geschicklich- 
keit abhängigen Schnelligkeit der Neuauffüllung, — 2.: der Häufig- 
keit des Eintritts von Kettenfadenbrüchen (Schufifadenbrüche spielen 








54) Bei sehr hohen Tourenzahlen tritt auch der dann schnell steigende Ma- 
schinenverschleiß in Rechnung. In der Weberei kann Baumwolle die höchsten 
Tourenzahlen (bis über 200 pro Minute) ertragen; in der Tuchweberei sind da- 
gegen 75 Touren schon eine ziemlich häufige Zahl, die Leineweberei steht zwar 
zwischen beiden, jedoch den mittleren Zahlen der Tuchweberei ganz erheblich 
näher als den mittleren Zahlen der Baumwollweberei, dabei aber mit 30 bis 40%, 
Unterschieden je nach Sorte und Material. 

55) Damit soll durchaus nicht gesagt sein, daß nicht auch cin solcher Vergleich 
Ichrreich sein könne und bei einer wirklich »exakten«e Untersuchung dieser Sach- 


verhalte, die hier nicht beabsichtigt sein kann, gemacht werden sollte. 
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eine ganz untergeordnete Rolle), welche teils von der Garnnummer, 
teils von dem Garnmaterial, daneben auch von der Güte der Schlichte 
(also von Dingen, die für den Weber »gegeben« sind), abhängt, teils 
aber auch von seiner Aufmerksamkeit auf die in das »Fach« einlau- 
fende Kette, da ein bedeutender Teil der Fadenbrüche Folge von Ver- 
wirrungen von Kettenfäden ist, welche der Arbeiter rechtzeitig beseitigen 
kann und soll. Was zu diesen beiden Hauptquellen von Unterbre- 
chungen des Maschinenganges noch an Bedingungen der Arbeitsleistung 
hinzutritt, betrifft vornehmlich die Qualität des Gewebes, in deren Inter- 
esse der Arbeiter das Laufen der Kette kontinuierlich beobachten und 
erforderlichenfalls regulieren muß: auch hier kann die Notwendigkeit 
einer Abstellung der Maschine eintreten, allein je größer die Uebung 
und Sicherheit des Arbeiters, um so seltener. In jedem Falle steht, 
wenn man die erfahrungsgemäß von dem Durchschnitt einer gegebenen 
Arbeiterschaft in einer Zeiteinheit bei hinlänglichem Anreiz zur opti- 
malen Anspannung ıhrer Fähigkeiten erzielbare Anzahl von Schüssen 
mit jener theoretischen, idealen Maximalzahl der Schüsse, wie sie die 
Multiplikation der Tourenzahl mit der Zahl der Arbeitsminuten ergibt, 
vergleicht, diese normalerweise zu erwartende Schufzahl (und das 
heißt: das normalerweise zu erwartende Maß der’ Ausnützung der Ma- 
schine) zu der idealen Schußzahl in einem Prozentverhältnis, welches 
bei der gleichen Tourenzahl für jede verschiedene Sorte verschie- 
den ist und für jede gegebene Sorte bei einer bestimmten Touren- 
zahl ihr Optimum erreicht. Wo aber dies Optimum des erziel- 
baren »Nutzeffekts« bei jeder Sorte liegt, hängt einerseits, wie schon 
diese flüchtigen Bemerkungen ergeben, von einer ganzen Anzahl rein 
technischer oder im Material liegender Momente ab, andrerseits aber 
auch von (Qualitäten der Arbeiterschaft und zwar für jede Sorte ver- 
schiedenen Qualitäten derselben. Da überdies die einzelnen 
Arbeiter diese Qualitäten in sehr verschiedenen Assortimenten in 
sich vereinigen, wird die Betriebsleitung auch bei einer und der- 
selben Sorte die Festsetzung der Tourenzahl unter Umständen auch 
individuell verschieden gestalten; im ganzen aber wird auch hier 
wieder mit Erfahrungen über das, was durchschnittlich die 
Arbeiterschaft, so wie sie jeweils einmal ist, an Leistungen shergibt«, 
operiert werden müssen: man kennt das erfahrungsgemäfßse ungefähre 
Durchschnitts-Optimum der 'T'ourenzahl, bemitit den Akkordsatz nach 
dem durchschnittlich erzielbaren »Nutzprozent« (vom idealen Maxi- 
mum) und weist dann den einzelnen Arbeitern diejenigen Sorten zu, 
für die sie, nach den mit ihnen gemachten Erfahrungen, sich relativ 
am besten eignen, d.h. deren Verarbeitung durch sie einerseits für den 
Betrieb, andererseits für sie selbst, die relativ rentabelste ist. Han- 
delt es sich um Einführung neuer Sorten, so ist unter Umständen ein 
gewisses Probieren dabei unausbleiblich, bis feststeht, welche Arbeiter 
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für diese Sorten relativ am geeignetsten und fähig sind, das Soll-Nor- 
male des Akkordverdienstes an ihnen zu erzielen. Alles in allem steckt 
offensichtlich auch in den scheinbar ganz »exakt« gemessenen Stuhl- 
uhrzahlen überall die Kalkulation der Betriebsleitung. und dieser 
Umstand erfordert Berücksichtigung, sobald Vergleiche zwischen 
mehreren Arbeitern oder zwischen Leistungen desselben Arbeiters zu 
verschiedenen Zeiten beabsichtigt werden. Wir können hier jeden- 
falls nicht anders verfahren, als daß wir statt der für Vergleichs- 
zwecke zwischen Leistungen verschiedener Sorten®®) ganz unbrauch- 
baren absoluten Schußzahlen die »Nutzprozente« (Prozente der idealen, 
stheoretischene Maximalleistung der Maschinen) zugrunde legen ®*), 
und zwar die aus der Lohnkalkulation ersichtliche Relation der erwar- 
teten bezw. verlangten Nutzprozente für die Orientierung über 
die durchschnittlichen Verhältnisse der Schwierigkeit der Arbeit an 
verschiedenen Sorten, die vom Arbeiter jeweils wirklich geleisteten 
zur Feststellung des Schwankens seiner Leistung. 

Vorerst aber fragen wir: stellt denn nun schließlich wenigstens 
die tägliche Schußleistung eines und desselben Arbeiters und an einer 
und derselben Kette cine einigermaßen konstante Größe dar, konstanter 
als die Schwankungen der monatlichen Verdienstdurchschnitte? Wir 
werden dies schon nach dem, was früher (S. 249f.) gesagt ist, kaum 
erwarten. Oder zeigen sich in den Bewegungen der Arbeitsleistung 
von Tag zu Tag bei mehreren gleichzeitig arbeitenden Webern 
irgendwelche Regelmäßigkeiten? Nach dem, was S. 250 gesagt ist, 
werden wir das für denkbar, nach den Beobachtungen aber, die S. 274 
wiedergegeben sind, nicht für sicher halten. Sehen wir also zu: die 
Tabelle II gibt für eine Anzahl herausgegriffener Monate und für die 
in denselben der Stuhluhrkontrolle unterworfen gewesenen Arbeiter — 
die Zahl der vorliegenden Kontrollnotizen ist ansich klein und schwankt 
leider auch für die einzelnen Monate schr stark — für jeden Tag 
die Zahl wieder, welche das Verhältnıs der betreffenden Leistung 


56) Für Leistungen verschiedener Arbeiter in derselben Sorte lagen mir 
nur 4 Beispiele vor, von denen s. Z. die Rede sein wird. Zwei derselben sind 
schon früher (S. 250 bzw. 273 und S, 211 dicses Bandes) benutzt worden. 

56n) Und zwar wird dabei stets so verfahren, daß die Tagesziffern sämtlich in 
Prozente der durchschnittlich von diesem Arbeiter an dieser Kette erzielten 
Nutzeffektleistungen umgerechnet werden. Was die Höhe der erzielten Nutzpro- 
zente selbst anlangt, so ist sie in der Leinenweberei schr viel niedriger als in der 
Woll- und Baumwollweberei, die mit Nutzprozenten zwischen So und 90°/o der 
theoretischen Maximalleistung (auch noch darüber) rechnen können, während in der 
Leinenweberei die Durchschnittsleistung je nach Sorte, Material und Arbeiterschaft 
gar nicht selten bis unter 50 °/o sinkt, zumal bei Bedienung mehrerer Stühle. Uns 


interessieren hier indessen diese Abstufungen nicht. 
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zum Durchschnitt der von ihnen an der betreffenden 
Kette erzielten Schufizahl ausdrückt, und (an den Sonntagsdaten in 
gesperrten Ziffern) die Durchschnittszahl der vergangenen Woche”), — 
Es fällt nun bei Betrachtung dieser Zahlenreihen — um mit diesem 
Punkt zu beginnen -— in die Augen, daß irgend eine gleichmäßige und 
eindeutige Tendenz dieser Schwankungen nicht vorhanden ist. Insbe- 
sondere zeigt sich, daß nicht etwa die jeweilig an einem Tag beste- 
henden meteorologischen oder irgendwelche sonstigen »allgemeinen« 
Bedingungen der Arbeit die Schwankungen zu erklären vermögen. 

Wenn die täglichen Schwankungen der Arbeitsleistungen von sol- 
chen »allgemeinen« Umständen irgend welcher Art in beträchtlichem 
Grade abhängen sollten, so müßte, wenigstens in irgendwie annähern- 
dem Male, doch offenbar die grofe Mehrzahl der gleichzeitig be- 
schäftigten Arbeiter sich von ihnen an einem und demselben Arbeitstage 
in der gleichen Richtung beeinflußt zeigen. Das ist aber nicht der Fall. 
Wir fanden zwar in einem früher besprochenen Fall, daß der Wasser- 
sättigungsgrad der Luft eine ziemlich genaue Parallele mit der Leistung 
einiger an diesem Tage beschäftigter Arbeiter zeigte“). Und die Er- 
schwerung der Arbeit durch gesteigerte Trockenheit der Luft ist an 
sich unzweifelhaft. Sie wird auch den Arbeitern, die sich dann über 
die sich stark steigernden Fadenbrüche zu beschweren pflegten, sub- 
jektiv fühlbar. Gleichwohl findet sich nur noch an einem einzigen 
anderen Tage ein ähnlich klar liegendes Beispiel °). Dagegen zeigen 
die wenigen sonstigen Tage, an denen der hygrometrisch gemessene 
Sättigungsgrad der Luft 70o?/o unterschritt — oberhalb dieser Grenze 
ist eine Einwirkung an den Tagesziffern überhaupt nicht konsta- 
tierbar — nur sehr unbestimmte Einwirkungen, manche aber das gerade 


) Stets: die ganze Woche, so daf also die Zahlen von verschiedenen 
Sorten eventuell in denselben Durchschnitt zusammengezogen werden. — 2 Arbeiter, 
die im Monat Juli noch mit je 2 Ketten kontrolliert wurden, sind hier Raumes 
halber fortgelassen, sie werden später gesondert erörtert. 

58) Um das Beispiel zu vervollständigen: 5 exakt beobachtete Arbeiter zeigten 
folgendes Verhalten: /o der Durchschnittsleistung (dieser 5 Arbeiter!) am: 23. 
(IIvgrometerstand 77): 109,3; 24. (70): 99,5; 25. (64): 92,1. Vom 23. zum 24. 
hatten 2 Arbeiter eine Abnahme, 2 eine Zunahme der Leistungen, ı blieb sich 
vleich. Vom 24. zum 25. hatten 4 eine Abnahme, ı eine kleine Zunahme. 

5#) 30, Mai 08: 1) Durchschnitt von 5 beobachteten Arbeitern: am 19. V. (H.- 
Stand: 70): 91,8; am 20. V. (65): 81,7; am 21. V. (70); 103,3. 2) Die Leistung 
steht am 20. V. bei jedem der 5 Arbeiter unter seinem Leistungsdurchschnitt, bei 4 
zeigt sie gegen den 19. V. Abnahme, bei ı Zunahme, vom 20. zum 21. zeigt sie 
bei allen 5 Zunahme; vom 21. zum 22. V. (llygr.: 76) gegen den 21. bei 4 von 
ihnen Zunahme, bei I Abnahme. Das ist immerhin leidlich dem Postulat ent- 
sprechend, 
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Tabelle II. 
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Tagesleistungen von Arbeitern (in Prozenten der in der 
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Gegenteil der erwarteten Senkung der Leistung °%). Und ganz allge- 
mein zeigt die Tabelle, daß die Abweichungen vom Durchschnitt sich 
bei den verschiedenen Arbeitern am gleichen Tage in allen erdenk- 
lichen Varietäten vorfinden und daß hier von einer bei ihnen generell 
vorhandenen, daher möglicherweise durch äufiere allgemeine Verhält- 
nisse bedingten Tagesdisposition, deren Variation von einem Tage 
zum andern die gewaltigen Schwankungen der Tagesleistungen 
erklären würde, nicht die Rede sein kann ĉ!). Die Kälte der Außen- 


60) Der 2. Juni 08 mit nur 68°, ist zugleich einer der ganz seltenen Tage, an 
dem bei mehr als 4 beobachteten Arbeitern alle (um 3,6—15,3°') über ihrer 
Durchschnittsleistung standen. Der 1. Juni mit dem gleichen Hygrometerstand ist 
ein Montag, daher nicht brauchbar. Der 16. Mai mit demselben niedrigen Sätti- 
gungsgrad zeigt ebenfalls Zunahme bei 4 von 5 beobachteten Arbeitern. Das be- 
deutet natürlich nicht etwa die I[Irrelevanz der hygrometrischen Verhältnisse, 
sondern nur: 1) daß erst bei starkem Uhnterschreiten des Soll-Normale, — 2) in 
verschieden starkem Maß und Tempo bei den einzelnen Arbeitern der Einfluß sich 
meßbar zeigt, endlich 3) daß er, wenn sich die Schwankungen in Grenzen bis zu 
etwa !/e des Soll-Normale halten, so stark durch andersartige Umstände (s. u.) 
gekreuzt wird, daß er nicht direkt mefsbar hervortritt, 

61) Noch überzeugender ergibt sich dies aus folgender Beobachtung: In einer 
Zeitperiode von 197 Arbeitstagen wurde eine Anzahl in Bezug auf ihre Leistungen 


mit der Stuhluhr exakt beobachteten Arbeitern an allen den Tagen, an welchen mehr 


*) Neue Kette der gleichen Sorte. X Neue Sorte. +) Desgl. auf andern Stuhl. 1) Aenderungen am 
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betreffenden Kette von ihnen erzielten Durchschnittsleistung). 
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Stuhl. (Die Buchstaben in Klammern hinter den Ziffern der Arbeiter verweisen auf Tabelle I.) 


temperatur im Winter, welche oft die ersten 2 Stunden der Arbeits- 
leistung, bis zum »Auftauen« der Hände, sehr fühlbar drückt, ebenso 
das winterliche Arbeiten bei elektrischer Beleuchtung statt bei Tages- 
licht, welches die winterlichen Morgen- und Abendstunden belastet, 
andererseits starke trockene Hitze im Sommer, welche das Arbeiten an 
Mittags- und Nachmittagsstunden erschwert, üben selbstverständlich den 
ihnen entsprechenden Einfluß aus: dieser steckt in den starken Sen- 
kungen, die in heißen Sommer- und kalten dunklen Wintermonaten im 


als Einer von ihnen arbeitete, auf ihre Abweichungen vom Durchschnitt (100 °/,) der 
Leistung jedes von ihnen (an der jeweils von ihm bearbeiteten Kette) untersucht 
und dann die einzelnen Tage daraufhin verglichen, wie weit verschieden unter- 
einander sich ihre Leistung verhielt. Die Zahl der Arbeiter schwankte an den 
betreffenden Tagen zwischen 2 und 6. Dabei zeigte sich an 141 Tagen = 70° 
der Tage eine Abweichung von mehr als 15°/o des Durchschnitts zwischen ihnen, 
und an 119 von diesen 141 Tagen (= 60,1°jo aller) weichen sie dabei zugleich 
nach verschiedenen Richtungen (4- bezw. —) vom Durchschnitt ab. Abweichungen 
von mehr als je 10°o vom Durchschnitt in verschiedener Richtung kamen dabei an 
46 Tagen (= 23,3 °/o aller) vor. Insgesamt weichen die Arbeiter nach verschie- 
denen Richtungen vom Durchschnitt ab in 134 Tagen (= 67,6°/o aller), Abweichung 
der Leistungen von einander von weniger als 5°/o des Durchschnitts zeigten nur 
17 (8,6°/o), von weniger als 2% nur 5 (4,9°/u) Tage. Dabei gestaltete sich aber 


das Verhältnis so, daß an den Tagen, an denen mehr als 2 Arbeiter zugleich in 


45* 
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Leistungsdurchschnitt beobachtet werden darin. Aber nur ein Bruch- 
teil der Arbeiterschaft reagiert auf diese Erschwerungen der Arbeit — 
das häufigere Reifen der Fäden bei Trockenheit der Luft, die er- 
schlaffende Hitzewirkung, die Tendenz zu unsicherem Funktionieren und 
die Ermüdung des Auges bei künstlicher Beleuchtung — prompt auf 
den Tag oder die Woche mit Abnahme der Leistung. Die anderen 
suchen offenbar ihren bisherigen Verdienststandard durch gesteigerte An- 
strengung zu behaupten, und es gelingt ihnen dies häufig so gut, daß 
grade einige der hydrographisch ungünstigen Tage besonders günstige 
Leistungen aufweisen °. Erst wenn die Ungunst der allgemeinen Ar- 
beitsbedingungen längere Zeit hindurch anhält und einen gewissen 
Grad übersteigt, versagt diese Gegenwirkung mit Erschlaffung der Ar- 
beitskraft und -lust der Arbeiter. 

Wie die meteorologischen, so scheiden aber auch alle sonst etwa 
denkbaren »allgemeinen«, d. h. die Arbeiterschaft jeweils gemeinsam 
betreffenden Bedingungen der Arbeit als mögliche Erklärungsgründe für 
die Tagesschwankungen der Leistungen aus, wenn diese, wie sich zeigt, 
überhaupt keinerlei Gleichmäligkeit aufweisen. Also bleibt hier wie bei 
den Monatsschwankungen nichts übrig, als die einzelnen Arbeiter mit 
ihren Leistungen gesondert vorzunehmen, wenn man auf Ergebnisse 
hoffen will. Dabei scheidet für Tagesleistungen selbstredend von 
vornherein der Gedanke aus, auf irgend einem Wege festzustellen, 
warum die Leistung eines Arbeiters etwa am ı. November Igo7 um 
10 °/o höher und nicht um ebensoviel niedriger gewesen ist als am 
Tage vorher oder nachher. Es wäre gewiß ein nützliches Unternehmen, 
einmal eine größere Anzahl von Arbeitern, die mit Stuhluhren arbeiten, 
zu veranlassen, jeden Tag am Abend den Stand des Zählers zu notie- 
ren und dabei alsbald auch möglichst sorgfältig anzugeben, welche 
Gründe — ihrer Ansicht nach — die Unterschiede der Leistung an 
den einzelnen Tagen bedingt haben. Aber es läßt sich dabei mit 
voller Sicherheit prophezeien: 1) daß dabei, soweit die Unterschiede 
nicht in objektiven Arbeitsbedingungen, das heit in Maschinen- 





bezug auf ihre Leistung beobachtet wurden, in 83,4 °/o der Fälle die Leistungen nach 
verschiedenen Richtungen vom Durchschnitt abweichen, daß sich mit jeder 
weiteren Zunahme der Zahl der beobachteten Arbeiter dieser Prozentsatz steigert 
und schon bei 6 Arbeitern (innerhalb dieses Zahlenmaterials) = 100 wird, also ein- 
fach Funktion der Zahl der gleichzeitigen Beobachtungen ist, mithin durch generell 
für alle Arbeiter mäaßsgzebenden Tendenzen keinesfalls bestimmt sein kann. 

6?) S. die vorigen Anmerkungen. Fühlbar wird den Arbeitern, nach Auskunft 
der Betriebsleitung, jede erhebliche Unterschreitung der normalen Luftfeuchtig- 
keit, und sie verlangen alsdann Abhilfe. Da trotzdem, wie gesagt, ein Parallelis- 
mus von IIygrometerstand und Tagesleistung nicht (resp. nur in extremen Fällen} 


stattfindet, ist wohl nur die vorstehende Erklärung mörlich. 
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oder Materialverhältnissen (verschieden große Häufigkeit von Faden- 
brüchen u. dgl.) begründet sind, auch (oder vielmehr: grade) bei großer 
Gewissenhaftigkeit des Antwortenden wirklich sichere Angaben nur in 
einer nicht sehr großen Minderheit von Fällen werden gemacht werden 
können; ferner 2) daß man, wenn man Versuches halber den Schuß- 
zähler irgendwie für den Arbeiter verdecken und dann ihn um An- 
gaben ersuchen würde, auf welche Leistung er, und warum, an diesem 
Tage glaube gekommen zu sein? d. h. auf eine um wieviel etwa 
größere oder geringere als gestern? — daß man dann, sage ich, in 
einem noch geringeren Bruchteil von Fällen auch nur annähernd zu- 
treffende Antworten erhalten würde. Denn das Maß der eigenen psy- 
chophysischen »Disposition« zur Arbeit entgeht selbst Versuchspersonen 
im Laboratorium oft oder bleibt ihnen unerklärt, und die Arbeiter vol- 
lends zeigen sich, von Ueberstunden und exzeptionellen anderen An- 
strengungen abgesehen, regelmäßig nicht einmal im Stande, den Grad 
der eigenen Ermüdung durch die Arbeit irgendwie abzuschätzen, ja oft 
sich auch nur der Tatsache der Ermüdung selbst ganz klar bewußst zu 
werden. Um so weniger werden wir hier versuchen wollen, in die 
Gründe der Schwankungen zwischen den einzelnen um 3/4 bis ı?/a Jahr 
zurückliegenden Arbeitstagen einzudringen. Verfolgen wir immerhin, zu- 
nächst lediglich des Interesses an den Fakten selbst halber, die täg- 
lichen Leistungsschwankungen eines einzelnen (einstühligen) Webers, 
für den zufällig fortlaufende Kontrollnotizen für die ro Monate Novem- 
ber 07 bis August o8 vorliegen (cs ist dies c der Tabelle I), so zeigt 
sich (Tabelle III, S. 738/739) folgendes Bild: 

Man sieht: die Leistungen des Arbeiters, der übrigens zu den am 
gleichmäßigsten arbeitenden Webern des Betriebes gehört, schwanken 
in der allermannigfachsten und zweifellos durch kein Mittel für uns er- 
schöpfend zu erklärenden Art. Immerhin lassen sich nun doch für die 
Zahlen der Tabellen II und III einige Einzelbeobachtungen machen °°). 
Für uns kommt wesentlich die eine in Betracht, daß ein sehr erheb- 
licher Teil der niedrigen Leistungen am Beginn neuer Sorten und 
Ketten liegen °t. Zwar setzt keineswegs jede neue Kette mit einer 


^3) Eine Einzelheit: die beiden letzten Augustsamstage, deren Ziffern einge- 
klaıinmert sind, weil sie (infolge Betriebseinschränkung) nur eine 4 stündire Arbeits- 
dauer repräsentieren, zeigen durch ihre jedesmal rund 10°, gegen den Freitag be- 
tragende Leistung die Wirkung der kurzen Arbeitszeit auf die Höhe der Leistung. 
Das Gleiche tritt bei den meisten anderen Arbeitern in teilweise noch weit stärkerem 
Malie hervor (Zunahme bis zu 47°o gegen den Vortag), jedoch nicht bei allen. 
Die Zunahmen betragen etwas über ’/4 aller Fälle; von dem Rest, der Abnahme 
zeigt, ist ein Teil durch Zufälligkeit bedingt, es bleiben aber einige Fälle, wo die 
Arbeitsneigung offenbar infolge der kurzen Arbeitszeit gesunken ist. 

64) Dabei ist, was die Tabelle III anlangt, zu berücksichtigen, daß die Anfang 


November laufende Kette schon einige Zeit im Oktober gelaufen war. 
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*) Neue Keue (der gleichen Sorte). §) Neue Sorte. f) Aenderungen am Stuhl. 


Senkung des Tagesleistungs-Prozentes ein: auch das Gegenteil, hohe 
und dann sinkende Anfangsleistungen kommen vor. Wie es scheint, 
namentlich (wenn schon keineswegs ausschließlich) dann, wenn der 
Wechsel zu einer neuen Sorte einen Uebergang von schwererer zu 
leichterer Arbeit darstellt: der Arbeiter, dem die Arbeit ungewohnt 
leicht von der Hand geht, unterschätzt die Anstrengung und sucht viel 
zu verdienen, beispielsweise in Tabelle III am 18. VIII, wo der Ar- 
beiter bei gleichbleibender Tourenzahl und Breite des Gewebes ein 
um 1/3 gröberes Garn zu einer um rund 28°/o weniger dichten Sorte 
zu verarbeiten hatte und ähnlich in einzelnen anderen Fällen. Doch 
findet sich auch in solchen Fällen überwiegend eine niedrigere 
Anfangsleistung. Andrerseits kommen, wie wir sehen werden, auch 
Fälle vor, wo ein sehr leistungsfähiger Arbeiter beim Uebergang zu 
einer schwierigeren Sorte die bisherige Schußzahl pro Tag mit aller 
Anstrengung aufrecht zu erhalten sucht und erst nach einiger Zeit kol- 
labiert. Wir halten uns hier zunächst an die Tatsache, daß die Arbeit 
an neuen Sorten, auch neuen Ketten derselben Sorte, jedenfalls sehr 
häufig unter der im Ganzen an dieser Kette erreichten Durchschnitts- 
leistung bleibt und fragen, ob und in welchem Maß dies dem Durch- 
schnitt entspricht. Soweit dies der Fall wäre, würde wohl naheliegen, 
anzunehmen, daß wir es hier mit »Uebungs«- Erscheinungen zu tun 
haben. Diese wollen wir etwas genauer auf ihr Vorhandensein prüfen. 


I: 

Allerdings darf man, wie gleich vorauszuschicken ist, auf keinen 
Fall lediglich die zunehmende »Uebung« des Arbeiters als Grund 
des niedrigen Einsetzens der Leistung an neuen Sorten oder Ketten 
ansprechen *). Die Bearbeitung des Kettenanfangs ist ebenso wie die 





65, Ebenso wie die niedrige Montagsleistung (s. früher) nicht nur Folge der 
unhygienischen Sonntagsverwendung seitens der Arbeiter ist: die Maschine, welche 
von Sonnabend Abend bis Montag Morgen gerade dreimal so lang gestanden hat 


als sonst von einen Tag zum andern, mit den von Rlebstoff (Schlichte) überzogenen 


Tagesleistungen (und Wochendurchschnitte derselben) 
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eines Webers während ıo Monaten (Nov. 07 bis Aug. 08). 
16 | 17 ı8 | 19 | 20 | 2ı, 22 | 23 4; 25 | 26 | 27 | 28 | 29 | 30 |31 
9.4 94,6 | 101.01 99,0 Busstag| 93,8 969 1123100.9 19.2! 107,1] — | — ! 105,2 101,1) — 
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| F 
CE: ER we u = PESE u re Oa a REERE a a = — = 
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955, — 91103 1013| 963 | 1003 (111,5) 10391 925. 97 1072| 120 94 1051), 1016. 1003 
des Kettenendes — dessen Tage im Gesamtdurchschnitt daher eben- 
falls Senkungen der Leistungen zeigen — an sich, aus technischen 


Gründen, die in den Bedingungen des Webstuhls liegen, schwieriger 
als die der Kette im übrigen, und diesem Umstand muß wenigstens für 
die allererste Zeit wohl der überwiegende Teil der Verantwortung für 
die niedrigeren Leistungen zugeschoben werden. Allein, daß »Uebungs«- 
Einflüsse stark mitbeteiligt sind, ergibt sich trotzdem mit großer Wahr- 
scheinlichkeit aus der Beobachtung, daß, auch wenn ein Arbeiter an 
die Stelle eines andern an einer vom letzteren schon zur Hälfte auf- 
gearbeiteten Kette tritt, er in allen denjenigen Fällen, wo dies im Ma- 
terial zu beobachten ist, unter seinem nachher erreichten Durchschnitt 
beginnt und dann erst steigt 66). Es fragt sich nur, wie lange solche 
Uebungswirkungen spürbar sind, wie viel Zeit also ein an sich schon 
im Weben gut geübter Arbeiter braucht, um sich in eine neue Sorte 
bezw. eine neue Kette derselben Sorte »einzuarbeiten«. Man wird ge- 


neigt sein, anzunehmen, da dies eine Sache weniger Tage sei, und 


Fäden auf sich, setzt der Inbetriebsetzung Montags auch größere Schwierigkeiten 
entgegen als sonst, 

68) So z. B. beginnt die Tagesleistung eines mitten in der Bearbeitung einer 
Kette an die Stelle eines Mädchens tretenden Webers mit 80,0°o seiner nachher 
erreichten Durchschnittsleistung in den ersten drei Tagen. Von 101,6 auf 93,9 /o 
im Durchschnitt der ersten 3 Tage sinkt auch die Leistung an derjenigen Kette, 
welche der in Tabelle III behandelte Arbeiter zuletzt bearbeitete, als auf 1. Septem- 


ber ein neuer (ebenfalls tüchtiger) Arbeiter an seine Stelle tritt, um in der zweiten 


Woche wieder auf 102,2 °/o zu steigen, usw. Ebenso bedeuten technische Ver- 
änderungen am Stuhl, welche während des Laufens einer Kette angebracht 


werden, auch wo sie im Effekt die Arbeit erleichtern müssen, doch, lediglich 


ihrer Ungewohntheit halber, zunächst ein starkes Sinken und ersi allmähliches Wie- 
deransteigen der Leistung selbst bei einem so geübten Weber wie dem in Tabelle 
19., 20. Mai daselbst (ebenso bei an- 


III behandelten: vgl. die Zahlen für den I$., 


deren Arbeitern durchweg). 
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einzelne Zahlenreihen in den Tabellen, welche ein sehr rasches An- 
steigen der Leistung nach anfänglichem Tiefstand zeigen, scheinen dies 
zu bestätigen. Allein hier können nur Durchschnittszahlen Klarheit 
geben, denn es können für dieses Ansteigen im konkreten Fall die 
verschiedensten Umstände, sowohl Zufälligkeiten des Materials, wie 
außergewöhnliche Anstrengungen, die der Arbeiter im Einzelfall ein- 
mal, es sei aus welchen Gründen immer, macht, wie endlich die später- 
hin besonders zu erörternden Bedingungen des zweistühligen Webens 
(bei schmaler Ware) bestimmend sein. Angesichts der durch die ver- 
schiedenen Tourenzahlen bedingten verschiedenen Geschwindigkeiten 
des Fortschreitens der Abarbeitung der Kette legen wir dabei zweck- 
mäfligerweise die durchschnittliche Tagesleistung für eine Leistungs- 
einheit, also: für je ein »Stück« (je nach den Sorten einige Meter 
über oder unter 40 lang) zu Grunde und nicht die Verhältnisse eines 
Zeitraums. Für einen Teil der mit Stuhluhren kontrollierten Arbeiter 
liegen Feststellungen vor, welche dies gestatten. Da die betreffenden 
Ketten ganz verschieden lang sind, manche schon mit dem 7. Stück 
ablaufen, andere z. B. 25 Stück ergeben, so ist die Zahl derjenigen 
Ketten, die für die Durchschnittsleistung bei Beschränkung auf die 
ersten Stücke herangezogen werden können, erheblich größer als die 
Zahl derjenigen, welche in Betracht kommen kann, wenn man mög- 
lichst auch die späteren Stücke heranziehen will (5). Nehmen wir also 
zunächst nur die ersten 8 Stücke sämtlicher überhaupt kontrollierter 
Ketten (24) und setzen wir die tägliche durchschnittliche Schußslei- 


stung am 1. Stück = 100, so ergibt sich folgende Reihe der Schuf- 
leistungen: 
Stück: 1. 2. 3. 4. S. 6. 7. 5. 


Leistung Jo: 100 105,2 105,2 107.3 IIO,Q  10§,§ 1IO0oS,4 100,1 


Oder: für Stück ı und 2 zusammen: 102,6, für Stück 3 und 4: 
106,2, für Stück 5 und 6: 108,2, für Stück 7 und 8: 108,7 % der beim 
ersten Stück gezählten Leistung. Eine immerhin — mit einem auf den 
starken Anstieg beim 5. Stück erfolsenden Rückschlag beim 6. — leidlich 
regelmäßige Zunahme, für deren Beurteilung freilich (s. o.) in Betracht 
zu ziehen ist, daß mindestens beim ersten Stück, wohl auch noch 
beim zweiten, die erwähnten rein technischen Bedingungen des Webens, 
nicht die »Uebungszunahme« allein, als Ursache der Steigerung anzu- 
sprechen sind und es in ungünstigen Fällen wohl möglich ist, daß sich 
jene Einflüsse noch weiter erstrecken. Für die Weiterentwicklung 
ergibt sich bei Beschränkung auf die langen Ketten‘) folgende Reihe: 

Stücke: 1—4. 4—0. 7—9. 10—12. 12—15. 16— 18. 


j 


Leistung °/o: 100 100,2 107,9 111,2 110,3 114,0 





07), Von diesen sind bei der Berechnung 1) eine spezifisch »schlechte Kette« 


(weil, je schlechter die Kette, desto ungleichmäfiger zugleich die Verteilung 
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oder, bei Zusammenfassung von je 6 Stück: 1—6: 104,6, 7—12: 109,5, 
13—18: 112,2 % der Leistung am ersten Stück. Also ein an sich eben- 
falls ganz leidlich rhythmischer Anstieg der Leistung um 14 % bei den 
drei letzten°®) gegen die Leistung der drei ersten Stücke zusammenge- 
nommen und um etwa 7 %, wenn man je 6 Stück zusammenfaßt. Hier 
wird man — immer im Auge behaltend, daß die Kleinheit der Zahlen 
zur Vorsicht mahnt — es für doch ziemlich wahrscheinlich ansehen 
dürfen, daß tatsächlich die »Einarbeitung« in die einzelne Sorte bezw. 
Kette vorwiegend bestimmend ist, da ein Mitspielen der Kettenanfangs- 
Schwierigkeiten von der 2. Gruppe von je 3 Stück an unwahrschein- 
lich und, auf die Zusammenfassung von je 6 Stück hingesehen, über 
das 6. Stück hinaus ausgeschlossen ist°®). Man wird das wahrscheinliche 
Vorhandensein eines lediglich innerhalb der einzelnen Kette und 
für diese stattfindenden Uebungsfortschrittes um (innerhalb ca. 3 Monaten) 
etwa 10 % (wenn man den Einfluß der Kettenanfangs-Schwierigkeiten 
abzieht) beiälteren und schon recht gut geübten Arbeitern und 
bei einer dem Anschein nach so gleichförmigen Arbeit, als welche das 
mechanische Weben sich darstellt, immerhin keineswegs selbstverständ- 
lich und, wenn es sich bei Nachprüfung an größeren Zahlen in anderen 
ähnlichen Industrien als Tatsache herausstellen sollte, als nicht unwichtig 
ansehen. Zusammen mit den durch den Webstuhl geschaffenen 
Schwierigkeiten der »Einarbeitung« ist es überdies von nicht geringer 
3edeutung für die Beurteilung der Wirkung des größeren oder geringe- 
ren Sorten- und Kettenwechsels auf die Interessen der Arbeiter. — 

Neben der Entwicklung der Höhe der Leistung muß nun für die 
Frage, ob und inwieweit »psychophysische« (Uebungs)-Einflüsse fest- 
stellbar sind, die Stärke der Schwankungen im Verlauf des »Sich- 
Einarbeitens« in eine neue Sorte (oder neue Kette der gleichen Sorte) 
Interesse bieten. Sie könnten eine Art von Probe darauf darstellen, 
der Garnfehler zu sein pflegt); 2) ein wegen besonders großer Unstetheit der 
Arbeit schlecht vergleichbarer Arbeiter ausgeschieden worden. Schlicßt man diesen 
letzteren ein, so würde sich übrigens das Bild von je 3 zu 3 Stück nur wie folgt 
verschieben: I—3: 100, 4—6: 107,9, 7—9: 108,0, 10—12: 106,7, 13—15: 105,5, 
16—1S: 109,0, also ebenfalls ein (nur nicht ganz so rhythmisches) Ansteigen zeigen. 

63) I), h. der drei letzten hier mit in Betracht gezogenen. Am Kettenende 
sinkt die Leistung wieder etwas. 

69) Da die langen Ketten, an denen bis zu 4 Monaten gearbeitet wurde, mit An- 
fang und Ende in sehr verschiedene Jahreszeiten fallen, so ist allerdings auch das 
Mitspielen der allgemeinen meteorologischen Bedingungen der Arbeit wenigstens mög- 
lich, obwohl sich die in die Rechnung einbezogenen Ketten darin gegenseitig leidlich 
ausgleichen würden. Immer aber muß daran festgehalten werden, daß alle diese Zahlen 
keine »Resultate« sind, sondern »Möglichkeiten« darstellen, die mit größerem 


Material nachzuprüfen wären. 
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ob das über die Uebungseinflüsse vorstehend (wenn auch unter allem 
Vorbehalt) für einigermaßen wahrscheinlich Erklärte wirklich als plau- 
sibel hingenommen werden darf. Nach psychophysischen Erfahrungen 
müfste die Amplitüde dieser Schwankungen mit zunehmender Uebung 
die Tendenz haben, abzunehmen, die Arbeit »stetiger« werden. 

Wenn man nun für die je ersten 6 Wochen %™°) der Arbeit an einer 
Sorte den Durchschnitt der täglichen Schwankungen (in Prozenten der 
Durchschnittsleistung) berechnet, so ergibt sich für die nachfolgenden 
zwanzig auf gut Glück herausgegriffenen Fälle folgendes Bild von der 


Bewegung der (in % der Durchschnittsleistungen berechneten Schwan- 


kungen: 

Woche: I 2 3 4 5 6 
a. 13,3 15,9 8,2 20,2 17.3 23,6 
b. 9,1 28,2 5,0 4,3 S.I 3,3 
Co 22 20,5 25,5 15,2 
d. 12,1 0,9 9,5 12,6 6,7 S.3 
č 72 8.2 S,6 13,3 8,1 6,3 
fo 1356 12,3 17,3 16, 1 9,3 1,3 
g 19,0 10,9 15,9 3,5 11,3 10,7 
h 15,6 10,9 Il,I 10,2 10,7 19,2 
i 13,2 13,5 15,9 10,9 
k. 155 5,5 5,1 6,3 6.3 9,5 

7:7 5,3 209,9 1 5,9 
m S,1 7,5 14,7 6,8 11,5 
n 3:4 12, 4,4 2,3 7:1 47 
13,9 12,1 14.4 10,7 9,1 0,3 
p 13.0 75 16,3 14,6 9,5 
q. 12,1 15,5 5,2 24,6 
9,8 7.9 44 55 7,2 4,3 
S. IOI 6,4 51 13,7 7,1 3,4 
t. 18,7 10,2 12,0 2.3 9,6 
u 6,2 8.9 5,0 5.7 3,3 3,6 


Brechen wir hier ab: die Hinzufügung noch weiterer Fälle würde 
an dem Eindruck bunter Willkürlichkeit, den diese Zahlen zunächst 
machen müssen, nichts ändern und das Material würde andrerseits zur 
Gewinnung hinlänglich großer Zahlenidurchschnitte doch nicht aus- 
reichen. Ermitteln wir nun aber immerhin zur Probe den Durch- 
schnitt dieser nur 20 Fälle (an denen nur 8 verschiedene Arbeiter 

1) Die folgenden Wochen wurden nicht mit herangezogen, da die Zahl der 
Fälle, in denen in der 7. Woche eine (kurze) Kette abgearbeitet ist, schon zu groß 
wird, (Schon in der 6, und sogar der 5. Woche gehen einzelne Ketten zu 
Ende, die betreffenden Zahlen sind dann schon für diese Woche in der Tabelle 


fortrelassen.) 
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beteiligt sind), so zeigt sich folgendes Bild: 


Woche: 1 2 3 4 5 6 
Schwankungen % 12,57 1119 12,17 11,17 8,36 8,00 

Das würde, wenn man von der dritten Woche absieht, die einen 
Rückschlag zeigt, ein stetiges Sinken der Schwankungen von 12,57 % 
auf 8,0 %, das heißt, auf unter */s der Anfangsschwankungen darstellen, 
also mit der Zunahme der Leistungsstetigkeit, welche psychophy- 
sisch als Folge des »Uebungsfortschritts<e zu postulieren wäre, in 
wenigstens leidlichem Einklang stehen. Fassen wir je 2 Wochen 
zusammen, so betragen die Schwankungen im ı. Drittel: 11,88, 
im 2.: 11,67, im 3.: 8,18%. DBesinnen wir uns nun, daß die Schwan- 
kungen bei zweistühligem Weben notwendig irrationaler ablaufen ”!), 
als bei einstühligem, erwägen wir dazu noch, daß im vorstehen- 
den in der 5. und 6. Woche einige der mit in die Berechnung ein- 
bezogenen Ketten zu Ende gingen und daher aus der Tabelie aus- 
schieden, so werden wir die Vermutung hegen, daß bei ausschließ- 
licher Berücksichtigung einstühliger Weber und bei Beschränkung auf 
Fälle, wo alle 6 Wochen vollwertige Zahlen bieten, die Zahlenreihe 
noch stetiger verlaufen müsse. Machen wir den Versuch und berech- 
nen den Durchschnitt für diese Fälle (es sind lit. d, e, n, o, r, s, u, 
also nur 7 Fälle, so zeigt sich folgendes Bild: 


Wochen: I 2 3 4 5 6 
Schwankungen: 9,83 7,54 7,06 10,04 6,53 4.49 
Also auch hier bei sonst ganz stetigem Abschwellen — und zwar 
diesmal bis auf unter 46 %, der ersten Woche — ein einzelner 


Rückschlag, diesmal in der 4. Woche. Wiederum je 2 Wochen zusam- 
mengefaßt, ergibt im ı. Drittel: 8,68, im 2.: 8,55, im 3.: 5,71 %, 
also in Maß und Rhythmus des Rückgangs ähnliche Verhältnisse, wie 
bei der Zusammenstellung aller Fälle überhaupt. Daß in beiden Fällen 
erst das dritte Drittel (5. und 6. Woche) ein sehr dezidiertes Schwinden 
der Schwankungsgröße zeigt, scheint mit dem Umstand gut im Ein- 
klang zu stehen, daß das Einarbeiten in eine neue Sorte ganz über- 
wiegend stofjweise, mit starker Anspannung und entsprechenden Rück- 
schlägen, zu erfolgen pflegt (davon später). 

Trotzdem ist nun auf das Ernstlichste davor zu warnen, diese 
Zahlenreihen als »Resultate« anzusehen, welche »beweisen«e könnten, 
dal jene psychophysischen Erfahrungen auch hier gelten, oder deren 
Ablauf gar als deren unzweifelhafter »Ausdruck« angesehen werden 
könnte. Der bei jeder der beiden Durchschnittsreihen sich findende 
»Rückschlage zwar könnte bei genauer Analyse wohl als wirkliche »Zu- 











71) Weil die Arbeit an dem einen Webstuhl durch die Verhältnisse auf dem 
andern, insbesondere auch durch Einlage neuer Ketten etc. auf diesem, auf das 


stärkste mit beeinflußt wird. 
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fälligkeit« sich herausstellen?) und dürfte wohl bei sonst hinlänglicher 
Deutlichkeit des »Typus« auch ohne solchen Spezialnachweis als solche 
behandelt werden, würde jedenfalls die Zahlenreihen nicht entwerten. 
Aber immerhin: das zugrunde gelegte Zahlenmaterial ist denn doch 
weitaus zu klein, und es würde der Prüfung an einem mindestens um 
das Zwanzigfache größeren bedürfen, um zu leidlich sicheren Resul- 
taten zu kommen. 

Ferner und vor allem: stellt sich wirklich definitiv ein Abschwel- 
len der Schwankungen, zunehmende Stetigkeit des Leistungseffekts also, 
als »typisch« heraus, so fragt es sich wiederum: in wieweit ist die zu- 
nehmende »Geübtheit< des Mannes und in wieweit sind außerhalb 
seiner Person liegende Bedingungen seiner Leistung dafür verantwortlich 
Es kommt auch da vor allem der uns schon oben begegnete Umstand 
in Betracht, daß nach der Einlegung einer neuen Kette in einen Stuhl 
zunächst eine gewisse Zeit vergeht, bis überhaupt ähnlich normale Be- 
dingungen des Arbeitens eintreten, wie sie während des weiteren 
Verlaufes der Arbeit bestehen, die dann so lange andauern, bis wieder 
durch das bevorstehende Ablaufen der Kette und die dadurch ent- 
stehende Unsicherheit der Bewegungen des Kettenbaums ähnlich un- 
günstige Verhältnisse entstehen wie am Anfang. Sicherlich die erste 
Woche und wohl oft auch noch die zweite stehen unter dem Einflufs 
solcher, von der »Geübtheit« des Arbeiters ganz unabhängigen, ungün- 
stigen Umstände und sind also nicht einfach mit den folgenden ver- 
gleichbar; es muß auch immerhin mit der Möglichkeit gerechnet wer- 
den, daf sich diese Einflüsse gelegentlich noch weiter erstrecken und 
daß es also jedenfalls unsicher bleibt, in welchem Grade die — 
an sich plausible und wahrscheinliche — Tendenz der zunenmenden 
»Einarbeitung« in eine Sorte (im Sinn zunehmender »Üebung« des 
Arbeiters) und in welchem Grade jene technischen Bedingungen seines 
Arbeitens an der Abnahme der Leistungs-Schwankungen (wenn sie durch 

1?) Sowohl in der ersten wie in der zweiten der beiden Zahlenreihen wird 
das Ilerausfallen aus dem Rhythmus derselben in je einer Woche durch gewisse 
abnorme Verhältnisse bestimmter Wochen bedingt (Einstühligkeitstage bei zwei- 
stühligem Weben, ferner Halbtagsarbeit — mit entsprechender Intensitätssteigerung 
— und Ausfall von Arbeitstagen). Die Verschiedenheit der Zahl der Arbeitstage 
in den einzelnen Wochen ist überhaupt recht störend. Aber würde man ein- 
fach von der Wocheneinteilung abschen und etwa die Leistungen und Schwankungen 
von je 5 oder 6 Tagen, an denen gearbeitet worden ist, zusammenfassen, so würden 
z. B. die Besonderheiten des Montags, der dann bald einmal, bald zweimal in diesen 
Gruppen sich finden würde, das Resultat stören. — Es sei immer wieder hervorge- 
hoben, daß hier nicht »Ergebnisse«, sondern Wege, auf denen man vielleicht, 
unter günstigeren Bedingungen als sie diese Industrie bietet, solche finden Könnte, 


dargelegt werden sollen. 


en 
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umfassendere Proben nachweisbar sein sollte) beteiligt sind, wenn man 
keine längeren als sechswöchentliche Zeiträume zu Grunde legt. Andrer- 
seits würde, wenn ich ausschließlich die Fälle derjenigen Ketten, die 
mehrere Monate (und dabei einstühlig) laufen, zu Grunde legte, die 
Zahl der exakt beobachteten Fälle bei so stark von irrationalen Um- 
ständen abhängigen Erscheinungen, wie es die Tagesschwankun- 
gen sind, entschieden zu geringfügig sein 73). Daf3 die verschiedenen 
Jahreszeiten rnit ihren unter einander sehr verschiedenen Einflüssen auf 
die Arbeitsleistung (Beleuchtungs-, Temperatur-, Wassersättigungs-Ver- 
hältnısse) auch auf den Grad der Schwankungen Einfluß haben, er- 
scheint a priori kaum zweifelhaft, da diese ja teils von der Zahl der 
Fadenbrüche (die bei Trockenheit steigt), teils von der Schnelligkeit 
und Sicherheit des Sehens und der Bewegungen des Arbeiters (die von 
künstlicher Beleuchtung, starker Hitze oder Kälte ungünstig beeinflußt 
werden} abhängig sind; das läßt sich aber hier nicht sicher verifizieren, 
da das vorhandene exakte Material für Sommer und Winter zu ver- 
schiedene Sorten aufweist. 

Denn wir werden von vornherein annehmen, daß die Schwankungs- 
amplitüde nicht nur innerhalb einer und derselben Kette, sondern erst 
recht zwischen verschiedenen Ketten und, vor allem: Sorten, und über- 
haupt je nach den konkreten Bedingungen der Arbeit, und endlich 
auch nach der Eigenart der Arbeiter verschieden groß sein wird. 
Läßt sich nun darüber etwas einigermaßen Plausibles aus dem Material 
gewinnen? 

Wir nehmen zur Probe zunächst einmal den gleichen Arbeiter, 
dessen Leistungsziffern für 10 Monate oben in Tabelle III wiederge- 
geben wurden und verfolgen die Durchschnittsschwankungen durch die 
von ihm während dieser Zeit gearbeiteten Sorten hindurch, deren äußer- 
lich messbare Eigenschaften (Dichte, Breite, Garnfeinheit) ebenso wie 
die Tourenzahl der Maschinen, die normalen (durchschnittlich er- 
warteten) Nutzeffekte und das Abweichen der faktisch erzielten, alles 
in °/o der zuerst gearbeiteten Sorte (dabei aber in abgerundeten Zahlen) 
angegeben wird. Das entstehende Bild ist folgendes: 


° I. 2. 3. 4. 5. 6. 

I. Breitenverhältnis %o 100 97 100 87 115 115 

2. Verh. der Dichte °/u 100 100 125 128 128 100 
3. Verh. der 

Garnfeinheit "/o 100 — 7t) 150 162 150 100 








73) Sie sind natürlich wesentlich irrationaler bedingt als die erörterten durch- 
schnittlichen Gesamt leistungen einer Periode, bei denen die oben gewonnenen 
»Resultatee auch schon nur mit allem Vorbehalt als solche angesehen werden 
durften. (Ein Versuch der Analyse der Zahlen für die späteren Wochen hätte, da 
dieselben ganz unstet und schroff schwanken, kein Interesse.) 

14) Die Garnfeinheit ist hierbei, da der Reifßwiderstand und das sonstige Ver- 


halten des Materials ganz verschieden ist, ohne Vergleichswert. 
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I 2 3 4. 5 6 
4. Verh. der 
Tourenzahlen °/o roo 99 95 95 95 95 
5. Verh. der 
Akkordsätze 0o 100 91,5 127,6 127,6 142,5 93,2 
6. Verh. der normalen 
Nutzeffekte ljo 100 117 93,1 102,4 30,9 ==) 
7. Der erzielte Nutz- 
effekt beträgt weniger 
als der normale Pu 13,5 16,3 8,7 16,1 0,3 — 
S. Die Tagesschwank- 
ungen betragen: 
a) °/o der erzielten 
Leistung 6,89 11,9 12,6 9,7 10,3 7,9 (8.2) 7*3) 
b) °/o derjenigen 
bei Sorte I 100 170 150 139 147 113(131)°°b) 
9. Verh. der erzielten 
Nutzprozente ®/o 100 114,5 102,2 II! 102,7 115,9 
10. Arbeitsdauer in der 
Sorte ı. XL 27. XI 16. Il S. VI 15. VIL 18. VIII 
bis bis bis bis bis bis 


. 20. XIIL. 14.11. 3. VL 12. VIL 13. VIL 30. VIII. 

Man sieht: die Schwankungsamplitüde geht mit keiner der Zah- 
len wirklich parallel. Beobachten läßt sich zwar, daß die drei dichte- 
sten Sorten, welche zugleich diejenigen mit den höchsten Akkordsätzen 
sind (3, 4, 5), gegenüber den drei mit niedrigeren Akkorden bewerteten 
(1, 2, 6) im Durchschnitt die größeren Schwankungsamplitüden 
aufweisen (160°:o der Amplitüde bei der ersten Sorte gegen 127 /o\. 
Aber wıe die Zahlen ergeben, ist ein Parallelismus der im Akkordsatz 
sich ausdrückenden Leistungsschwierigkeit mit der Höhe der Leistungs- 
schwankungen im einzelnen nicht nachweisbar ””)., Während ferner 
bei einer und derselben Sorte bezw. Kette, nach dem oben wahrschein- 
lich Gemachten, die Entwicklung so verläuft, daß mit steigender Uebung 
(welche das geleistete Nutzprozent steigen lassen muß) die Schwankungs- 
amplitüde sinkt, ist hier, im Verhältnis zwischen mehreren Sorten, 
ein solcher umgekehrter Parallelismus nicht klar zu finden: die beiden 
Fälle, in welchen der geleistete hinter dem normalen Nutz- 
effekt am wenigsten zurückbleibt (Sorte 3 und 5), haben je eine der drei 


#5) Nicht berechnet. 

8a und b) Die eingeklammerten Zahlen ergeben sich bei Einrechnung, die 
andern bei Nichteinrechnung der infolge Betriebseinschränkung Sonnabends ge- 
leisteten Halbtagsarbeit mit ihrer entsprechend höheren Leistung, deren Zusammen- 
rechnen mit vollen Arbeitstagen die Durchschnittszahl der Schwankungen erhöht. 

17) Allerdings war der Akkordsatz der Sorte 4, die auf eine besondere Einzel- 
bestellung hin erstmalig gemacht wurde, »probeweise< angesetzt. Es ist diejenige, 
deren Rentabilität für den Arbeiter durch mangelhafte Angepaßtheit der Sorte an 


den Stuhl gestört wurde (s. Text). 
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höchsten Schwankungsamplitüden, während umgekehrt bei der Sorte 2 
mit niedrigem erzieltem Nutzeffekt auch die Schwankungen starke sind. 
Vollends von einem Parallelismus des Schwankungsgrades mit Breite, 
Garnfeinheit, Tourenzahl (die ja allerdings nur geringe Unterschiede 
zeigt, übrigens auch ihrer absoluten Zahl nach, welche — dem Prinzip 
gemäß — hier nicht wiedergegeben wird, niedrig steht), ist keinerlei 
Rede. Es dürften eben in den durch so einfache Ziffern nicht erfafl- 
baren Qualitäten der Garne so wesentliche Unterschiede der Leistungs- 
bedingungen liegen, daß — wenigstens in diesem Fall — die sonstigen 
Unterschiede demgegenüber nicht eindeutig zur Geltung kommen können. 
Ueberdies fällt ins Gewicht, daß nur die r. und 3. Sorte lange Ketten 
waren, von denen die eine (Sorte 1) bei Beginn der Zählung schon einige 
Zeit lief, also die starken Anfangsschwankungen schon hinter sich hatte, 
die andere (Sorte 3) 4 Monate auf dem Stuhle lag, während dagegen 
Sorte 2 nur 7 Wochen, Sorte 4 nur 5 Wochen, Sorte 5 nur 4 Wochen 
und Sorte 6 nur 2 Wochen — nachher kam ein anderer Arbeiter an 
den Stuhl — gearbeitet wurde. Sorte ı präsentiert sich also wahr- 
scheinlich zu günstig, Sorte 6 sicher zu ungünstig. ' 

Die letztere Sorte steht in Dichte und Garnfeinheit der Sorte ı 
gleich, in der Tourenzahl um nur (rund) 5°/o niedriger, in der Breite 
um ı5°/o höher, ihr Garnmaterial ist etwas leichter zu verarbeiten: das 
alles findet seinen Ausdruck in einem um 6,8 °/o niedrigeren Akkord. 
Ob nun der Umstand, daß das an ihr erzielte Nutzprozent um 1500 
höher steht als bei 1, unter diesen Verhältnissen einen »Uebungsfort- 
schritte bedeutet, ist schlechterdings nicht zu entscheiden. Sorte 3 
verdankt ihre hohe Schwankungsamplitüde bei günstigem Nutzeftekt 
(sub No. 7) teils einem Kettenwechsel, teils einer technischen Aende- 
rung am Stuhl, deren ungünstige Wirkung auf die Leistung dieses Ar- 
beiters schon einmal erwähnt wurde, teils schlechter Gesundheit, die 
im Frühjahr zweimal zur Arbeitsunterbrechung führte. Das mit nied- 
riger Leistung (sub No. 7) verbundene auffallend starke Schwanken 
bei der zweiten Sorte dagegen hat wohl wesentlich in der Weihnachts- 
zeit mit ihrer unsteten Arbeit und der zufällig grade damals lebhaften 
Gewerkschaftsbewegung seinen Grund. Die — mit mittlerer Schwan- 
kungsamplitüde verbundene — Minderleistung (gegenüber der Kalku- 
lation) an Sorte 4 erklärt sich aus Unangepafitheit der Sorte an den 
Stuhl. Sorte 5 mit einer (bei einstühligen Webern) mittleren, vielleicht 
etwas über mittleren Schwankungszifter (sub No. 8) — die bei einer 
längeren Kette wohl wesentlich niedriger ausgefallen wäre — zeigt den 
Arbeiter in dem nahezu dem geforderten Normalsoll entsprechenden 
Nutzeffekt (sub No. 7) auf der Höhe seiner Leistung: die Sorte ist, 
wie der Akkord (sub No. 5) zeigt, schwierig, infolgedessen der ver- 
langte Nutzeffekt (sub No. 6) niedriger: Der als (relativ) nicht sehr 
gewandt, aber sehr kräftig und ausdauernd bekannte Arbeiter konnte 
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bei mäßigen Ansprüchen an die Schnelligkeit (Tourenzahl und 
Nutzeffekt) sein Bestes leisten. 

Versuchen wir nun, nachdem dies Einzelbeispiel zeigte, in welchen 
Komplex sehr individueller Bedingungen die Analyse der Schwankungs- 
unterschiede bei einem Einzelarbeiter führt, ob nicht doch sich bei 
einem Ueberblick über eine größere Zahl von Beispielen irgendwelche 
deutlichen Tendenzen zu Parallelismen ergeben, so scheint es zunächst 
wahrscheinlich, daß erhebliche Steigerungen der Tourenzahl 
die Tendenz haben, die Schwankungen zu steigern. Ordnet man 
eine herausgegriffene Serie mit der Stuhluhr kontrollierter Ketten nach 
den 'Tourenzahlen, mit denen sie verarbeitet wurden, die höchste = 100 
gesetzt, so zeigt sich in der Tat, dafs alle Schwankungsdurchschnitte, 
welche 14,0°/o (der Durchschnittsleistung an der Kette) übersteigen, 
sich bei Tourenzahlen von über 75°/o finden, daß dagegen sich bei 
diesen hohen Tourenzahlen von den Schwankungsdurchschnitten unter 
ı0°/o nur ein einziger Fall (9,5 %;o) findet, bei einem ungewöhnlich 
tüchtigen Mädchen: als dasselbe an der gleichen Kette von einem 
allerdings nur sehr mittelmäfsigen männlichen Arbeiter abgelöst wurde, 
schnellte die Amplitüde der Schwankungen für die zweite Hälfte der 
Kette auf 20,9°/o von dessen Durchschnittsleistung — auf die Höchst- 
schwankung aller Ketten — in die Höhe. Dagegen überwiegen bei 
Tourenzahlen von 75 und weniger °/o die niedrigeren Schwankungs- 
durchschnitte von 12 bis zu 6,5 °/o herab und finden sich nur vereinzelte 
über ı2°/o (bis zum Maximum von 14°/o) hinausgehende. Im übrigen 
besteht aber ein irgendwie strenger Parallelismus von Tourenzahl und 
Schwankung nicht. 

Was die Dichte der Gewebe anlangt, so haben von den 6 unter 
den kontrollierten Ketten, welche 100—95°/o der Maximaldichte haben, 
die Hälfte mehr als ı2°/o Durchschnittsschwankung, °/s mehr als ı0 jo; 
bei den Ketten mit go— 60 °/o der höchsten (kontrollierten) Dichte haben 
!/3 mehr als 12, *s mehr als ı0°/o Amplitude, bei den noch niedri- 
geren Dichtegraden kommen — infolge der hohen Tourenzahl — wie- 
der mehr höhere Durchschnitte vor; — bei der Kleinheit der Zahlen 
sind jedoch diese Unterschiede überhaupt nicht beweisend. 

Die Garnfeinheit fällt meist mit der Dichte der Sorte zusam- 
men, und dann gilt das eben Gesagte; wo dies ausnahmsweise nicht 
der Fall ist, das Gewebe also locker ist, ist ein Parallelismus nicht er- 
sichtlich; auch sind, wie schon gesagt, beim Garn verschiedene andere 
Qualitäten, die sich nicht in ziffernmäfsigen Vergleich bringen lassen, 
von Bedeutung. 

Eine Hauptunterscheidung ist nun noch übrig: einstühliges oder 
zweistühliges Weben. Sie ist für die Art der Ansprüche, die an den 
Weber gestellt werden, natürlich von größter Wichtigkeit. Das Arbei- 
ten zwischen den beiden Stühlen, einen jeweils vor sich, einen hinter 
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sich, mit der Nötigung, bei der Inanspruchnahme durch den einen den 
andern zeitweise aus den Augen zu lassen, wirkt namentlich auf die 
Nerven ungeübter Arbeiter sehr beunruhigend. Wie demgemäß nicht anders 
zu erwarten, sind die Schwankungen jeder einzelnen Kette im zwei- 
stühligen Weben im großen und ganzen stärkere als beim einstühligen; 
der Durchschnitt der Schwankungen bewegt sich bei den letzteren um 
etwa 10, bei den ersteren um etwa ı14°/o der Durchschnittsleistung. 
Allein es finden sich beim zweistühligen Weben Ausnahmen mit (rela- 
tiv) sehr niedrigen Schwankungsziffern (bis wenig über 5 °jo herab), und 
zwar sind es besonders geübte Arbeiter (männliche und weibliche), 
welche sie aufweisen. 

Die Schwankungen und überhaupt die Bewegung der Leistungen 
beim zweistühligen Weben erregen aber überhaupt besonderes Interesse 
und es sei daher auf diesen Punkt noch etwas näher eingegangen. 

A priori könnte man glauben, die Schwankungen der Leistung an 
zwei von demselben Arbeiter bedienten Stühlen würden sich der Regel 
nach gegen einander kompensieren: wenn der Arbeiter seine Aufmerk- 
samkeit dem einen Stuhle zuwende, leide die Leistung auf dem andern 
Not. Daß dies jedoch bei den Schwankungen zwischen den einzelnen 
Tagesleistungen keineswegs generell der Fall ist, zeigen die — leider 
freilich nicht sehr zahlreichen -- Fälle, wo Stuhluhr-Messungen an 
zwei von einem und demselben Arbeiter bedienten Stühlen vorliegen. 
Die Regel ist bei weitaus der Mehrzahl der beobachteten Tages- 
leistungen, daß sie sich, wenn auch meist in sehr ungleichem Ver- 
hältnis, inder gleichen Richtung (aufwärts bezw. abwärts) von einem 
Tage zum andern bewegen. Man könnte daraus schließen wollen, dafè 
darin die gleichmäßige Wirkung der jeweiligen »Tagesdisposition« des 
Arbeiters für die Arbeit zum Ausdruck gelange. Das dürfte in ge- 
wissem Maße wohl auch entschieden der Fall sein. Allein es gibt 
durchaus kein Mittel zu entscheiden, in welchem Maße, und sicher 
scheint, daß andere, in der Technik des Arbeitsprozesses liegende Um- 
stände die überwiegende Rolle spielen. Der Arbeiter, welcher zwei 
Webstühle bedient, kann, wenn an einem Tag die Bedienung des einen 
besondere Schwierigkeiten macht, besonders zahlreiche Kettenbrüche 
eintreten, die Konsequenzen mangelhaften Schlichtens der Kette oder 
andere Gründe ıhn stark in Anspruch nehmen, auch den andern Stuhl 
nicht so präzis bedienen, wie an Tagen, an welchen die Kette auf 
dem ersteren glatter läuft. Dieses gegenseitige Sichbeeinflussen der 
Arbeit auf beiden Stühlen dürfte die weitaus vorwiegende Rolle bei 
jener Erscheinung spielen, die jetzt noch durch einige Zahlen illustriert 
werden mag. Wir werden dann später schen, daß und warum auch 
die umgekehrte Erscheinung: entgegengesetztes Verhalten der Leistung 
auf beiden Stühlen, sich findet. Bei einem besonders gewandten und 
zugleich stetigen Arbeiter stellten sich zwischen 30 aufeinander folgenden 
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Arbeitstagen die Schwankungen der Leistung von einem Tag zum 
folgenden auf den beiden Stühlen, die er bediente, (in % der Durch- 
schnittsleistung) folgendermaßen: 









































Tage: 1—2 7 | 3—4 4—5 | = —6 | 6— T eS 8—9 

Stuhl A: + 50 0 — Sa 24+ 54 — 34— 134 91— 3,7 
Stuhl B: — 0,9 — 80 + 1,5 + 140— 92;— o9 ı 1,8 — 0,6 
Tage: . 9-10 01H 11512 12— -13 13— 1414—15! 15— 16 16—17 
Stuhl A  (Forts.): — 7,0 2,5'— 31 + 7,7 — 3,6 
Stuhl B (F orts.): — 0,8 + TEN 9,0! + oS 5,44 2.9 + 4,5 — 10,0 
T age: 17-18 18—19 19—20 20—21 21—22 22—23 23—24 24—25 
Stuhl A (Forts.): — 9,6 pe 10,8 — 9,3 ie 8 = = ee 0,7 — 2,0 — 20,4 
Stuhl B (Forts)! — 14,9 Bi 13,5 — 8854 73— 2,2 F 7,5: -- 19,2 + 92 9.2 
Tage: 25—20 26—27 27--28128— 20. 29—30 | I 

Stuhl A (Forts) (+ 7,0) T eE {— 20,3)| ı 
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lage) | 
Während der 25 Tage, an denen beide Stühle liefen, bewegte sich 
also die Leistung nur in 3 Fällen von einem zum andern Tag in ent- 
gegengesetzter Richtung; und davon gehört einer (?!/a Tag) schon der 
Zeit des Zuendegehens der Kette auf Stuhl B an. Addiert man für 
jeden Tag die Zahl der Schüsse auf beiden Stühlen, so zeigt sich als 
durchschnittliche Schwankung der Gesamtleistung zwischen je zwei 
Tagen 6,11%,, während die Leistung auf Stuhl A für sich vom r. bis 
25. Tage um durchschnittlich 5,96%, auf Stuhl B, der eine um etwas 
über 9%, höhere Tourenzahl hat, um durchschnittlich 7,36% schwankt. 
Der Schwankungsdurchschnitt der Gesamtleistung steht zwar dem nied- 
rigen der beiden Eigendurchschnitte näher als dem höheren, aber nicht 
unter beiden, wie es der Fall sein würde, wenn die Schwankungen der 
beiden Leistungen überwiegend die Tendenz gehabt hätten, sich gegen- 
seitig auszugleichen. Der Schwankungsdurchschnitt zwischen den sämt- 
lichen 30 Tagen auf Stuhl A, die einstühligen Tage also eingerechnet, 
beträgt 8%,, gegen 5,96%, während der zweistühligen Arbeit, also um 
über ein Drittel mehr. Die Leistung auf Stuhl A schnellt eben während 
der völligen Aufßserbetriebsetzung von Stuhl B um rund 45% des Durch- 
schnittes in die Höhe (26./27. Tag), nachdem sie vorher während der 
mühsamen Arbeit am letzten Teil der Kette auf Stuhl B (24/25. Tag) 
schnell gesunken war, — und senkt sich dann während der Wieder- 
inbetriebsetzung von B wieder zu ihrem vorherigen Durchschnitt herab. 
Auf diesem Wechsel zwischen Einstühlirkeit und Zweistühligkeit beim 
Kettenwechsel beruht zu einem Teil der stärkere Schwankungsdurch- 
schnitt, den die Stuhluhren an Stühlen für schmale (also zweistühlig 





gewebte) Ware aufweisen. Zu einem ferneren Teil beruht er, wie 
schon kurz angedeutet wurde, darauf, dafs der Wechsel der Sorten 
(oder, bei gleichbleibender Sorte, der Güte des Garnmatertials) auf dem 
einen Stuhl stets auch das MaR der Leistung auf dem andern Stuhl 
mit beeinflußt. Wird die Arbeit an dem einen Stuhl schwieriger, 
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so sinkt die Leistung an dem andern Stuhl und umgekehrt, und dies 
äußert sich teils — bei Beginn des Wechsels — in schrofferen Unter- 
schieden der Tagesleistung, teils in dauernd stärkeren Abweichungen 
nach unten bezw. oben vom Gesamtdurchschnitt der auf die Kette er- 
zielten Leistung. Wenn beispielsweise der Durchschnitt der Gesamt- 
leistung auf die Kette von Stuhl A = 100 gesetzt wird, so steht die 
ganze oben betrachtete 25 Tage umfassende Periode der Doppelstüh- 
ligkeit, während welcher auf Stuhl B eine sogenannte »mitteldichte« 
Sorte lief, auf Stuhl A mit durchschnittlich 121,5%, infolge des 
Sortenwechsels auf B, um mehr als !/s über dem Gesamtdurch- 
schnitt, während, nach Einlegung einer feinen und um 25% dich- 
teren Sorte auf den andern Stuhl (B), die Leistung auf Stuhl A nur 
in der ersten Woche noch, offenbar kraft besonderer Anstrengung des 
Arbeiters’®), (der ja seine Leistung an der Stuhluhr kontrollieren kann) 
sich noch über dem Durchschnitt bewegt (104,0), weil er zunächst ver- 
sucht, möglichst die gewohnte Schußzahl herauszubringen. Dann aber 
sinkt sie im Durchschnitt der folgenden 25 Tage unter den Gesamt- 
durchschnitt der Kette auf 95,4%, auf welcher Höhe sie sich nun 
auch weiterhin hält”). Und zugleich mit der sinkenden Leistung 
steigen die Schwankungen. Die Durchschnittsschwankung der Ge- 
samtleistung (die gemachten Schüsse auf beiden Stühlen addiert) be- 
trägt 6,93% der Durchschnittsleistung (gegen 6,11 in der ersten Periode 
von 25 Tagen). Das Charakteristische ist dabei, daf diese Vermehrung 
der Schwankungen keineswegs besonders stark auf Stuhl B hervortritt, 
obwohl dichte Ware, zumal bei feinen Garnen, eine wesentlich größere 
Zahl von Kettenbrüchen aufweist als leichtere: die Höhe der Durch- 
schnittsschwankung ist auf Stuhl B trotzdem zufällig genau die 
gleiche in der zweiten wie in der ersten Periode ®°): 7,36%. Dagegen 
schwankt die Leistung auf dem Stuhl A, auf welchem dieselbe Kette 
weiter lief, merklich stärker als ın der ersten Periode, nämlich um 
durchschnittlich 6,99%, (gegen 5,96% der ersten Periode). Der Durch- 





18) Denn auch die Leistung auf Stuhl B ist, zumal für einen Kettenanfang, 
recht hoch. 


19) Die Erhöhung der Tourenzahl auf B um noch nicht 0,9°/o spielt dabei 
schwerlich eine irgendwie fühlbare Rolle. — Die metcorologischen Arbeitsbeding- 
ungen waren in beiden Perioden (Juli bzw. August und erste Septemberwoche 1903) 
nicht irgend wesentlich verschieden und im ganzen für diese Jahreszeit relativ 
günstig. Eine begrenzte Betriebseinschränkung im August (Sonnabends mehrfach 
nur Halbtagsarbeit, einzelne Sonnabende volle Stillstellung) war, bei der Eigenart 
dieses äußerst leistungswilligen Arbeiters, eher geeignet, die Leistung der zweiten 
25 Tage in die Höhe zu treiben. 

30) Nur der Umstand, dafs in der ersten Periode die starken Schwankungen 
der Leistungen zwischen den letzten 3 Tagen (Kettenende) mit einbezogen sind, 
bedeutet einen gewissen Unterschied. 

49* 


762 Max Weber, 


schnitt der Schwankungen der Gesamtleistung steht hier also unter 
demjenigen jeder von beiden Einzelleistungen, was dadurch bewirkt 
wird, daß hier in 7 Fällen (gegen 3 in der ersten Periode) die Schwan- 
kungen der letzteren in entgegengesetzter Richtung verlaufen, also sich 
kompensieren: in diesem Falle hat der Arbeiter, nachdem er seinen 
anfänglichen Versuch, beide Stühle auf der bisherigen Schußzahl zu 
erhalten, hatte aufgeben müssen, offenbar seine Aufmerksamkeit so stark 
auf die neue Sorte konzentriert, dafs er zwar diese letztere auf der Höhe 
hielt oder selbst steigert, gleichzeitig aber die Bedienung des andern 
Stuhles mit der ihm schon vertrauten älteren Kette litt, der Stuhl z. B. 
bei Kettenbrüchen durchschnittlich wesentlich länger stehen blieb usw. 
und so auf diesem Stuhl niedrigere und stärker schwankende Leistung 
eintrat. 

Stellen wir nun diesem hoch geübten, besonders leistungsfähigen 
und -willigen (2gjährigen) Arbeiter noch einen andern, leidlich veran- 
lagten, aber um 10 Jahre jüngeren gegenüber, der ebenfalls, und zwar 
zur gleichen Zeit, zweistühlig arbeitete. Die Tourenzahl seiner beiden 
Stühle war um rund 2 bis rund 6 %, niedriger als auf Stuhl B, um rund 
3 bis rund 7 % höher als auf Stuhl A des andern Arbeiters, — Unter- 
schiede, die für unsere Zwecke nicht ins Gewicht fallen. Die Sorten, 
welche er machte, waren überwiegend leichte Sorten — also (nor- 
malerweise) gut laufende relativ bequeme Arbeit, — daneben nur 
einmal eine schwerere Sorte, deren Dichte sich aber zu derjenigen 
der von dem andern Arbeiter gemachten wie 2:3 bezw. wie 3:5 
verhielt. Seine Arbeit war also ganz wesentlich leichter als die des 
andern Arbeiters, dafür aber war er auch, mit ı9 Jahren, noch nicht 
3 Jahre in der Arbeit und 1/4 Jahre im Vollakkord, also ganz wesent- 
lich weniger geübt als der andere Arbeiter. Demgemäß steht auch 
das Maß der Leistung und Maschinenausnützung, welches er erzielte, 
trotz der leichteren Arbeit ganz wesentlich hinter der Leistung des 
andern zurück: je nachdem man die Zahl der gemachten Schüsse oder 
— was allein ein einigermafien richtiges Bild gibt — die Höhe der 
»‚Nutzprozente« zugrunde legt, um rund 18 bezw. um rund 28 % ®!), 
wobei allerdings der mehr als doppelt so häufige Kettenwechsel bei 
bei dem Jüngern mit ins Gewicht fällt (7 verschiedene Ketten und 5 
verschiedene Sorten in ı5!1/s Wochen auf den beiden Stühlen des 





81) Direkt vergleichbar scheint die Leistung beider Arbeiter für eine Periode, 
während deren beide gleichzeitig ander gleichen Sorte arbeiteten und der ältere 
Arbeiter einen um 38°, höheren Nutzcffekt erzielte als der jüngere, oder nach 
Schuß gezählt bei einer um 6°%;4°/o höheren Tourenzahl des Stuhles eine um 20,7 “o 
höhere Schußzahl. Indessen ist I) die technische Einrichtung der Stühle nicht 
in allen Punkten die gleiche und 2) hatte der Jüngere auf dem andern daneben 


laufenden Stuhl eine andere (leichtere) Sorte als der Aeltere. 
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Jüngern gegen 3 verschiedene Ketten und ebensoviel Sorten in ı3!la 
Wochen bei dem Aelteren. Sieht man sich nun die Schwankungen bei 
dem jüngeren Arbeiter an, so betragen dieselben zwischen den ersten 
ı4 Tagen, an denen die gleichen Ketten neben einander liefen: auf 
dem einen Stuhl (C): 23,0 %, auf dem andern (D) 16,1 % des Gesamt- 
durchschnittes der betreffenden Kette, während die Gesamtleistung 
(beide Nutzprozente jedes Tages addiert) um 14,3 % schwankt. Daß 
die Schwankungen der Gesamtleistung stark unter denen von jeder der 
beiden einzelnen stehen, hat seinen Grund darin, daß bei diesem Ar- 
beiter zwischen den 14 Tagen der Periode 5 mal die Leistungen in 
entgegengesetzter Richtung, 8 mal in der gleichen sich bewegen. Es 
folgen dann, 15 Tage mit dreimaligem Ketten- und Sortenwechsel (1 auf 
Stuhl C, 2 auf Stuhl D) und demgemäfß sehr heftigen durchschnitt- 
lichen Schwankungen auf beiden Stühlen: 29,4 % auf Stuhl C, 27,3 % 
auf Stuhl D. Während der alsdann folgenden Periode von insgesamt 
3r Tagen hatte der Arbeiter den Vorteil, die gleiche®°%) leichte 
Sorte auf beiden Stühlen zu haben. Demgemäfs sinken die Schwan- 
kungen. Sie betragen zwischen den zur Zählung geeigneten®?) 25 Tagen 
im Durckschnitt: 11,9 % auf Stuhl C, 16,4 % auf Stuhl D, und für 
die Gesamtleistung: 11,2 %,, also immer noch annähernd das Dop- 
pelte wie bei dem älteren Arbeiter. Die Zahl der Fälle, in denen sich 
die Leistungen von einem Tag zum andern entgegengesetzt bewegen, 
beträgt ọ (von 25), also relativ weniger als in der ersten Periode dieses 
Arbeiters, aber auch jetzt wesentlich mehr als bei dem älteren Arbeiter. 
Man wird in dem Unterschied der Schwankungsamplitüden sowohl wie 
in dem Unterschied der Schwankungskompensationen Konsequenzen des 
Unterschieds der Geübtheit zwischen den beiden Arbeitern er- 
blicken dürfen. Der jüngere Arbeiter schwankt — so darf man als Er- 
klärung auch hier annehmen — mit seiner Aufmerksamkeit zwischen 
den beiden Webstühlen in höherem Mafe hin und her als der ältere, 
der sein Augenmerk mehr darauf richtet und, zufolge seiner höheren 
Geübtheit auch mit mehr Erfolg darauf zu richten imstande ist, beide 
Stühle so voll auszunützen wie möglich und daher, ım Effekt, beide 
etwa gleichmäßig im Gang hält. »Gleichmäßig im Gang halten« heift 
dabei nicht etwa: auf jedem von beiden möglichst die gleiche Anzahl 
Schüsse erzielen, sondern: nach Möglichkeit dasjenige Optimum von Aus- 
nutzung jeder von beiden Maschinen zu erzielen, welches der Lohn- 
kalkulation zugrunde gelegt ist und also — vorausgesetzt, daß diese 


82) Denn der Unterschied von nur 3°o in der Breite kommt für die Arbeits- 
leistung natürlich nicht in Betracht. Es tritt dazu, daß auch die andern gleich- 
artigen Sorten sehr ähnliche waren, so daß auch ein Vebungseffekt mitspielen kann, 

83) Es mußten einige Tage, an denen auf dem einen Stuhl — wohl wegen 


Defektes — nicht gearbeitet wurde, außer Betracht bleiben. 
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richtig« ist — dem Betrieb das unter den gegebenen Bedingungen 
quantitativ und qualitativ mögliche Optimum von Waren, dem Arbeiter 
das (bei den der Kalkulation zugrunde gelegten Soll-I,öhnen) mögliche 
Maximum von Lohn in der Zeiteinheit gewährt 8$). Die Kalkulation 
kann, auch wenn sie »richtig« war, durch individuelle Bedingungen — 
insbesondere Materialbeschaffenheit — natürlich desavouiert werden: 
Dann hat der Betrieb (in der Warenqualität) und der Arbeiter (im 
Lohn) den Schaden®®). Andrerseits würde eine im konkreten Fall 
für zwei von einem Arbeiter bediente Webstühle »falsche«, d. h.: den 
rein technischen Bedingungen der Leistungen auf jedem von ihnen 
nicht entsprechende Bemessung der Akkordsätze die Folge haben, dat 
der Arbeiter — wenn er seine Verdienstchancen richtig abwägt — 
seinen Arbeitsverdienst auf dem Weg des »kleinsten Kraftmaßes« zu 
gewinnen sucht, d. h. jeweils den Stuhl am intensivsten ausnützt, auf 
welchem mit geringerem Arbeitsaufwand mehr zu verdienen ist, weil 
für die auf ihm gemachten Sorten der Lohnsatz relativ — im Verhält- 


— 








8) Ein Webstuhl, dessen Tourenzahl bei gleichbleibender Sorte um — nehmen 
wir an — 20°o erhöht würde, könnte, selbst unter der Voraussetzung, daß diese 
Beschleunigung pro Meter Kette keinerlei Steigerung der Fadenbrüche oder sonstige 
Störungen herbeiführte, dennoch unmöglich um 200/ mehr Ware liefern, wenn der 
Arbeiter für jede Schußspulauswechslung und für die Beseitigung jedes Faden- 
bruches usw. die gleiche Zeit bedarf, wie bei der um 200/, geringeren Touren- 
zahl, einfach weil die durch solche Unterbrechungen des Arbeitsprozesses verloren 
gehende Zeit natürlich, auf die Meterzahl Waren gerechnet, einen größeren Aus- 
fall bedeutet, als bei geringerer Tourenzahl. Nur wenn der Arbeiter ebenfalls 
alsbald um 20°%o schneller reagieren könnte, würde die Steigerung des Ertrages 
20°/o betragen. Schon deshalb ist das Maß der von einem und demselben Arbeiter 
normalerweise erzielten Maschinenausnützung je nach der Tourenzahl nicht gleich 
hoch. Nun ist aber ferner natürlich die Höhe der Tourenzahl von erheblichem Ein- 
fluß auch auf die Zahl der Fadenbrüche und das sonstige Verhalten des Garns beim 
Weben und zwar z. B. je nach Feinheit und Draht desselben in sehr verschiedenem 
Maße und daher in ihrem Optimum von diesen (und sehr vielen anderen) Umstän- 
den abhängig. 

85) Die sehr großen Unterschiede des Materials würden eins der verschiedenen 
Probleme bei dem Versuch des Abschlusses von Tarifverträgen bilden. Heute wird 
im Fall »schlechter Ketten« durch individuelle Zuschläge nachgcholfen. Die Höhe 
solcher Zuschläge ließe sich nicht leicht tarifieren. Und es tritt ferner dazu: die 
Zahl der Fadenbrüche ist (auch in der Baumwollweberei) keineswegs nur Funktion 
der Garnsorte und der Güte ihrer Herstellung, sondern in nicht unerheblichem Maße’ 
auch vom Arbeiter abhängig, der einen erheblichen Bruchteil davon durch Kon- 
trolle der Kette und rechtzeitigen Eingriff verhüten kann. Geübte Arbeiter pflegt 
der beaufsichtipende Meister u. a. auch daran zu erkennen, daß sie sich ebensoviel 


hinter wie vor den Webstühlen aufhalten (auch in der Baumwollweberei), 
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nis zu der gleichzeitig auf dem andern Stuhl gemachten Sorte — »zu 
günstig« kalkuliert ist. 
i Die uns interessierende Frage ist nun: wie weit bei »richtiger« 


Kalkulation jene Anpassungstendenz, die zur Geltung kommen muß, 
wenn der Arbeiter das Maf der Ausnutzung der Stühle der Lohn- 
kalkulation und den aus dieser sich für ihn ergebenden Verdienst- 
chancen anpaßt, auch tatsächlich sich realisiert? Darauf kann nur bei 
Betrachtung längerer Zeiträume, während deren die gleichen 
Sorten neben einander laufen, eine Antwort gegeben werden. Um 
diese Antwort — soweit sie bei dem bescheidenen Umfang des Mate- 
rials überhaupt möglich ist — gleich in dem wesentlichen Punkt vor- 
wegzunehmen: eine solche Anpassung findet, wie es scheint, bei den 
einzelnen Arbeitern in sehr verschiedenem Grade statt. Jeder Arbeiter, 
der mehrere Stühle bedient, wird in einem gewissen Maß zur »Anpas- 
sung« an die Bedingungen der optimalen Produktion genötigt, wenn 
anders er nicht ökonomische Nachtcile (Lohnausfall oder, bei andau- 
erndem starken Zurückbleiben hinter der kalkulatorisch erwarteten 
Leistung, Entlassung) gewärtigen will. Aber ziemlich verschieden scheint 
der Grad zu sein, in welchem ihm diese Anpassung gelingt. Aus 
der Beobachtung der Verdienstschwankungen einer größeren Anzahl 
von zweistühligen Arbeitern schien mir hervorzugehen — und dies 
wurde von der Betriebsleitung als auch ihren Erfahrungen entsprechend 
bestätigt — daß die überhaupt »begabtesten« Arbeiter auch diejenigen 
sind, welche sich der Kalkulation am besten anzupassen wissen. Und 
zwar scheint sich diese Anpassung so zu vollziehen, daß der Arbeiter, 
welcher gleichzeitig zwei verschiedene Sorten neben einander zu weben 
anfängt, wenn er leistungsfähig ist, meist damit beginnt, zwischen den 
beiden Sorten mit dem Maximum seiner Anspannung abzuwechseln, 
so daß ein stofßßweises Emporsteigen der Leistung zuerst auf dem einen 
Stuhl, dann bei gleichzeitigem Stehenbleiben oder auch mäfligem Sinken 
der Leistung auf diesem, ein ebensolches Ansteigen auf dem andern 
Stuhl stattfindet, was sich dann eventuell noch ein bis zweimal wieder- 
holen kann, bis der Arbeiter, nachdem er die Leistungen auf beiden 
Stühlen durch »Uebung« genügend gesteigert und zugleich ihre mög- 
liche relative Lohnrentabilität sausprobicrt« hat, allmählich seine Lei- 
stungen auf die beiden Stühle so zu verteilen gelernt hat, dafs er das 
Optimum und das heißt, bei »richtiger« Akkordkalkulation: auf 
jedem von beiden etwa gleichviel verdient. Dies würde, anders aus- 
gedrückt, bedeuten, daf3 die Leistungen der von einem Arbeiter bedien- 
ten Stühle, in Produktionsquanten ausgedrückt, bei geübten Arbeitern 
und »richtigere Kalkulation eine Tendenz haben, sich umgekehrt 
proportional den Akkordsatz der Sorten zu stellen. Eine »’Tendenze: 
— das heißt, dafs eine Unmasse individueller, im Material, im Stuhl, 
in den »Dispositionene des Arbeiters, in der Jahreszeit u. s. w. 
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liegende Bedingungen es hindern können, daß dies Resultat wirklich 
eintritt, zumal jene Unterschiede der durch die verschiedenen Sorten 
bedingten Anforderungen an den Arbeiter, welche durch die Differenzen 
der Akkordsätze berücksichtigt werden sollen, sich ja nicht auf eine 
einzige einheitliche und gleichmäßige, für alle Sorten bedeutsame 
Fähigkeit desselben beziehen, sondern auf einen ganzen Koniplex von 
solchen, die für die verschiedenen Qualitäten in ganz verschiedenem 
Maße relevant werden, so daß die Individualität der Arbeiter starke 
Abweichungen bedingen muß. Trotz all dieser Störungsquellen findet 
sich nun aber die erwähnte Tendenz gerade bei den geübtesten Ar- 
beitern mehrfach ziemlich deutlich realisiert. So zeigt — um wenig- 
stens zwei Beispiele herauszugreifen — der ältere und geübtere der 
beiden oben als Beispiel für die Tagesschwankungen verwerteten 
Arbeiter beim Weben zweier unter sich um 7,5% in der Akkordfest- 
setzung verschiedener Sorten, welche er 4!/a Monate nebeneinander 
webte, zuerst — von der ersten zur zweiten Halbmonatsperiode — ein 
starkes Ansteigen der Leistung auf beiden Stühlen, und zwar am stärk- 
sten in der dichteren Sorte mit dem höheren Akkord. Auf diese, 
offenbar durch kontinuierliche Ueberanspannung erzielte Steigerung 
folgt vom zweiten zum dritten Halbmonat ein erhebliches Sinken, 
stärker wiederum beı der dichteren (für das gleiche Quantum höher 
gelohnten) Sorte. Vom dritten zum vierten Halbmonat steigt die 


Leistung in der schwierigeren Sorte, während sie in der leichteren um 


ein Weniges sinkt, vom vierten zum fünften ist genau das Umgekehrte 
der Fall, vom 5. zum 6. Halbmonat wird die Entwicklung durch einen 
Kettenwechsel in der leichteren Sorte gestört: beide Leistungen sinken, 
um dann wieder vom 6. zum 7. beide langsam zu steigen, vom 7. zum 
8. beginnt der Anlauf zum Anstieg in der schwierigen Sorte von neuem, 
während die leichtere mäßig sinkt, mit dem g. geht die Kette der 
ersteren zu Ende (beide sinken). Dabei hat sich im Durchschnitt von 
je ı!/2 Monaten die Differenz des Produktionsverhältnisses (in Metern 
Waren ausgedrückt) von 14,5 % der mittleren Leistung im Tages- 
durchschnitt im ersten Drittel auf 6,5 % im Tagesdurchschnitt des 
letzten Drittels gesenkt. Dabei hat aber im ersten sowohl wie im 
zweiten Drittel die Produktionsleistung der schwereren Sorte in je einem 
Halbmonat über derjenigen der leichteren gestanden, und erst im 
letzten Drittel hat sich der in der Akkorddifferenz (7,5 %) zum Ausdruck 
gebrachte Unterschied der Schwierigkeit der Arbeit annähernd zutreffend 
in der Differenz der Leistung ausgeprägt. Der Unterschied zwischen dem 
täglichen Durchschnittsverdienst auf jedem der beiden Stühle ist im 
Drittelsdurchschnitt auf die Hälfte zurückgegangen, wobei in den 
beiden ersten Perioden das Maf, in welchem bald der eine, bald der 
andere Stuhl das Uebergewicht hat, erheblich schroffer wechselt als in 
der dritten; der Stuhl mit der leichteren Sorte verdiente mehr (+) 
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oder weniger (—) als der andere (in Prozenten von dem jeweils niedrigen 
Verdienst): ı. Halbmonat: + 14,0; 2. Halbmonat: — 8,5; 3.: + 18,7; 
4.2 — 13,8, 5.: +14,7; 6.:+ 92; 7.: + 12,9, 8.: + 5,2; 9:7 3,9. 
Man sieht aus allem, daß der Arbeiter durch fortgesetztes — bewufßites 
oder unbewußtes — Probieren und Sichanpassen allmählich sich den 
der Kalkulation der Akkorde zugrunde gelegten relativen Bedingungen 
der Arbeit an den beiden Stühlen annähert. 

Noch deutlicher, als bei diesem Arbeiter — der, beiläufig be- 
merkt, Gewerkschaftler ist — tritt die Tendenz zur Ausgleichung des 
Stuhlverdienstes bei einem ebenfalls besonders tüchtigen Mädchen 
hervor, wenn man folgende Zahlen betrachtet, die sich auf die Halb- 
monate nach Beginn der zweistühligen Arbeit an zwei unter einander 
im Akkord um 17,6% verschieden angesetzten Sorten bezieht: Der Ver- 
dienst am Stuhl A (mit der höher angesetzten Sorte) verhielt sich zu 
B (mit der niedriger angesetzten Sorte) in den Halbmonaten: 


I 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

wie 100 zu 262 155 120 96,0 86,2 93,0 86,9 101,5 100,0 100,6 

Also im Durchschnitt der drei ersten Halbmonate wie roo : 146, 
im Durchschnitt der vier mittleren wie 100 : 90,5, in den drei letzten 
endlich standen die Verdienste mit winzigen Abweichungen einander 
gleich. Anders ausgedrückt: in den ersten vier Monaten hat sich die. 
Arbeiterin, welche in der Sorte auf Stuhl B schon 2 Halbmonate ge- 
arbeitet hatte, in die neue schwerere Sorte (auf Stuhl A) eingearbeitet, 
dabei aber durch Konzentration ihrer Aufmerksamkeit auf die alte 
leichtere Sorte den Stuhl B in vollem Betrieb erhalten (denn die auf 
diesem Stuhl produzierten Quantitäten stehen pro Tag nur im zweiten 
Halbmonat etwas niedriger als der Durchschnitt); nachdem dann mit 
dem dritten Halbmonat die Einarbeitung in die schwere neue Sorte 
(auf A) volizogen ist, wendet die Arbeiterin zcitweise ihre Aufmerk- 
samkeit dieser mit entsprechend höherem Akkord ausgezeichneten Sorte 
so viel stärker zu als der billigeren, dafs die Leistungen in dieser 
letzteren um etwa 15°, sinken, während der letzten Zeit der Arbeits- 
periode jedoch stehen die Verdienste an beiden Stühlen einander 
gleich und das bedeutet: die Produktionsleistungen standen umge- 
kehrt proportional den Akkordsätzen, dergestalt, daf3 die Produktionslei- 
stungen auf B niedriger stehen als in der ersten, diejenigen von A als 
in der zweiten Periode, also ein Ausgleich auf einer Art »mittlerer« 
Linie und zwar umgekehrt proportional dem kalkulierten Akkordsatz 
stattfindet, nachdem die Arbeiterin erst in der einen, dann in der 
anderen Sorte durch starke Anstrengungen ihren Uebungsstandard hin- 
länglıch erhöht hatte. Es mag an der Analyse dieser beiden Fälle, 
denen einige andere ähnliche zur Seite gestellt werden könnten, ge- 
nügen und nur noch bemerkt werden, dafs diesen Fällen, in denen es 
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sich stets um sehr geübte Arbeitskräfte handelt, zahlreiche andere, 
und zwar speziell bei minder geübten oder minder begabten Arbeitern, 
gegenüberstehen, in denen ein sehr unstetes Schwanken zwischen den 
beiden Stühlen dauernd bestehen bleibt, die Ausgleichung und An- 
passung an die Lohnkalkulation also nicht gefunden wird, — was 
stets den Verdienst schmälert. 

Wir sind mit diesen Darlegungen bereits ganz in die Analyse der 
Leistungsschwankungen einzelner Arbeiter hineingeraten, wie dies 
auch früher bereits gelegentlich der Fall war. Damals hatten wir aller- 
dings wesentlich die Entwicklung der Leistungen an einer und der- 
selben Sorte (bezw. zwei Sorten auf zwei Stühlen) beobachtet. Wir 
wollen nunmehr — was bisher nur vereinzelt und skizzenhaft zu illustra- 
tiven Zwecken erfolgte — für eine Reihe von Arbeitern längere Zeit- 
perioden, die einen mehrfachen Wechsel der Sorten umschließen, 
betrachten. 


14. 

Wir beginnen mit einer Arbeiterin, deren Leistungen gänzlich den 
Charakter reiner Handarbeit an sich tragen: der »Andreherin<, welche 
in diesem Betriebe auch die Arbeiten des »Einlegens«, »Einziehens« 
und »Blattstechens«, also die ganze rein manuelle Vorbereitungsarbeit 
an der zur Verarbeitung bestimmten Kette zu vollziehen hat. Die für 
die Verdienstchance und Arbeitsökonomie in erster Linie wichtige 
Teilarbeit (die unter andern Verhältnissen, d. h. sowohl in gröfseren 
Betrieben wie mangels einer so hoch wie hier qualifizierten Arbeitskraft, 
unter mehrere Arbeiterinnen spezialisiert zu sein pflegen) ist das An- 
drehen, und es scheint, daß die Leistung in dieser, hauptsächlich aus 
unaufhörlich aufeinanderfolgenden, möglichst schnellen, drehenden 
Handgriffen an vorher mit ebenfalls größter Schnelligkeit richtig ausge- 
suchten Fäden bestehenden Arbeit in sehr hohem Mafe von natürlicher 
Anlage (bestimmten Fingergeschicklichkeiten) abhängig ist, außerdem 
absolute Unempfindlichkeit gegen die unerhörte Eintönigkeit der ı0 
und mehrere Male in der Minute sich wiederholenden, absolut gleichen 
und dabeı genaues Hinsehen erfordernden, hastigen Handbewegungen vor- 
aussetzt. Die andern Arbeiten —- deren relative Dauer und Schwierigkeit 
am einfachsten durch das Verhältnis der auf je 1000 Fäden berechneten 
Akkordsätze: Andrehen: Einlegen: Einziehen: Blattstechen = 100: 40: 
140 (bezw. 174)"%): 30 charakterisiert wird — geben an Eintönigkeit 
dem »ÄAndrehen« wenig nach, doch dürfte die Leistung in ihnen nicht in 


£) Vom Juli ab hatte sie beim Einziehen unter neuen, höhere Aufmerksam- 
keit fordernden Bedingungen zu arbeiten, zuerst teilweise, dann ganz. Die Er- 
schwerung der Arbeit drückt sich in einem um etwas über 24 °/o erhöhten Akkord 
aus. Dadurch wird eine gewisse Störung in die Zahlen gebracht, die jedoch, wie 


die Tabelle zeigt, nur kurze Zeit von Erheblichkeit war. 
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gleichem Grade Funktion natürlicher Anlage sein wie dort. Die Stel- 
lung der Arbeiterin im Produktionsprozeß bringt es mit sich, daß das 
Maß ihrer Beschäftigung und auch die Art der Verteilung derselben 
unter jene vier Arbeiten, die ihr obliegen, permanent, je nachdem neue 
Ketten eingelegt werden, wechselt. Man gewinnt ein Bild davon wohl 
am besten durch die in Tabelle IV wiedergegebenen Zahlenreihen. Zu 
bemerken ist dazu: die Akkordsätze der Arbeiterin, die in jüngeren 
Jahren Handweberin war, dann aber Garten- und andere Arbeit tat 
und von der Beschäftigung im Garten des Chefs in die Fabrik ein- 
trat, anfangs den halben Tag dort, die andere Hälfte im Garten ar- 
beitete und seit Februar o7 voll im Akkord beschäftigt war, wurden — 
gemäß einer gleich anfangs ihr gemachten Ankündigung — von Juni 07 
an um Io°/o ermäßigt 8). Wie es nach der Tabelle — Zeile 4e — als 
wenigstens möglich erscheinen muß, reagierte die Arbeiterin darauf 
vor dem kritischen Monat mit niedriger, dann aber, nachdem trotz- 
dem die Herabsetzung eingetreten war, mit so stark steigender Leis- 
tung, daß diese im Verdienst die Herabsetzung mehr als ausglich. Eine 
zweite ihr für die Zeit nach dem September 07 angekündigte Herab- 
setzung um nochmals ı0/o (gegen welche die Arbeiterin vielleicht im 
September mit der in diesem Monat sinkenden Leistung — s. Zeile 
4e — reagierte), unterblieb, da inzwischen die gewerkschaftliche Bewe- 
gung zunahm und die Arbeiterin auch so hinlänglich rentabel war. Die 
niedrigeren Leistungen in den vier dunklen Monaten im Winter 07—08 
(November bis Februar) erklären sich wohl, wie bei vielen andern Ar- 
beitern, zum Teil aus der größeren Arbeitsmühe bei künstlichem Licht. 
Der starke Absturz im September 08 erklärt sich daraus, daß die De- 
pression und Betriebseinschränkung dieses Monats besonders intensiv 
grade auf die Andreherin wirkt, deren Beschäftigungsgrad ja besonders 
eindeutig von der jeweiligen Inangriffnahme neuer Ketten, also vom 
Maß der Bestellungen abhängt: wie Zeile 2 ergibt, ist sie nur 15 Tage (von 
den 26 Arbeitstagen des Monats) im Akkord beschäftigt gewesen, hat 
also um das Doppelte mehr unter der Einschränkung gelitten, als die 
andern Arbeiter, indem sie nur bis zu 4 Tagen in der Woche Arbeit 
fand und namentlich die Beschäftigung beim »Einziehen« auf fast '/s 
sank. Ueberhaupt ist, auch in Zeiten der Vollbeschäftigung, für die 
Leistung der Arbeiterin, jedenfalls für ihre Leistung in einer ihrer vier 
Finzeltätigkeiten, durchaus der jeweilige Bedarf des Betriebes maß- 
gebend. Wie Zeile ı und 2 ergeben, ist in rr von ıg Monaten die 
Zeit der Akkordarbeit von der überhaupt geleisteten Arbeitszeit ver- 
schieden, und die Zahlen in Zeile 5 zeigen, daß selbst bei Zusam- 








87) Der Vergleichbarkeit halber sind die Zahlen bis Juni derart umgerechnet, 
daß sie ergeben, wieviel die Arbeiterin verdient haben würde, wenn die Sätze 


von Anfang an so hoch gewesen wären. 
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menrechnung je eines ganzen Quartals die Zusammensetzung des Ge- 
samtverdienstes aus den Verdiensten an den 4 Einzelarbeiten ohne 
Regel wechselt. Natürlich könnte dabei auch einverschiedenes 
Maß von Uebungszunahme in den verschiedenen einzelnen Arbeiten 
mitspielen. Aber die Zahlen in Zeile 4a—d mit ihrem gänzlich regel- 
losen Wechsel der Leistungen in je einer der Arbeiten zeigen, daß 
davon jedenfalls nichts für uns erkennbar sein würde. Was dagegen 
grade angesichts dieses lediglich durch jeweilige Betriebsbedürfnisse 
bedingten starken Arbeitswechsels in hohem Maße interessiert, ist 
die aus Spalte 6 ersichtliche Tatsache eines Uebungsfortschritts um 
ein volles Drittel der Leistung des März 07, welcher seinerseits bereits 
der zweite Monat der Beschäftigung der Arbeiterin war. Zugleich lehrt 
uns der Vergleich dieser klaren und eine stetige Entwicklung zeigenden 
Zahlen, welche sich bei Zusammenfassung dieser großen, 6 Monate 
umfassenden Periode ergeben, mit der Regellosigkeit der Zahlen, welche 
monatliche und selbst vierteljährliche Perioden 8°) ergeben, wieder, was 
schon früher mehrfach hervortrat, daß erst die Vergleichung großer 
Durchschnitte darüber entscheidet, ob man es bei Unterschieden der 
Leistung mit »Zufälligkeitene oder mit Differenzen, die in Uebungs- 
oder Anlage-Unterschieden begründet sind, zu tun hat. Dem starken 
Uebungsfortschritt des Mädchens entspricht seine Eigenart: die Arbei- 
terin ist 42 Jahre alt und von so starkem Erwerbssinn, daß sie, als 
das Kostgeld, welches sie ihrer Familie gab, um 10 Pfg. unterboten 
wurde, von dieser fortzog. — 

Wir wenden uns nun den Verdienstkurven einiger Maschinen- 
weber zu. 








88) Die Folge der durch die Einflüsse der Depression entstandenen niedrigen 
Zahlen im Juli und September 08 und der durch die Winterbedingungen herbeige- 
geführten Niedrigkeit der Zahlen im Januar und Februar bringen es mit sich, daß 
diese beiden Quartale gegen die vorangehenden Rückschläge zeigen. Erst die Zu- 


sammenfassung von Halbjahren zeigt die Stetigkeit des Steigens, 


(Schluß folgt.) 


Ehefrau und Mutter *). 


Von 


H. ROSIN. 
Y 

Das in der Anmerkung genannte Buch, welches, kurz bezeichnet, 
die Geltung der Frau als Persönlichkeit in ihrem Verhältnis zu Mann 
und Kindern historisch und kritisch behandeln will, wendet sich nach 
dem Vorwort (S. V) in erster Linie an Frauen, die das Bedürfnis 
haben, sich in die Kulturgeschichte ihres eigenen Geschlechts zu ver- 
tiefen, in zweiter Linie aber an Männer, die cin Interesse daran haben, 
das Eherecht und die Eheauffassung so, wie sie historisch geworden 
sind, auch einmal unter den, vom Standpunkte der Frauen aus, prak- 
tisch wichtigen Gesichtspunkten beleuchtet zu sehen. Als solcher Mann 
habe ich das Buch gelesen und bin der Verfasserin dankbar dafür, daf 
sie es geschrieben hat. 

Von dem Inhalte des Buches auch nur einen ungefähren Begriff 
zu geben, ist bei der Fülle des verarbeiteten Stoffs und der daraus 
entwickelten Gedanken ungemein schwer. Ich muß mich mit der Her- 
vorhebung von Einzelnem unter besonderer Berücksichtigung der letz- 
ten, für die heutige Zeit bedeutsamen Teile begnügen. 

Das 1. Kapitel behandelt »primitive Geschlechtsverbindungen und 
legitime Ehe« und läßt uns von vornherein das unbefangene und bce- 
sonnene Urteil der Verfasserin erkennen und schätzen. Schon der 
Eingang, welcher die Lage der Frau bei den kulturärmsten Völkern 
schildert, um daraus zugleich vorsichtige Schlüsse auf eine vorgeschicht- 
liche Zeit unserer eigenen Ahnen zu begründen (S. 2), tritt manchen 
modernen, insbesondere »vulgär-sozialistischen« Anschauungen entgegen, 
so z. B. der, als sei die Prostitution erst ein Resultat unserer Kultur- 
schäden oder gar ein Produkt der Anforderungen einer »überspannten« 
Sexual-Ethik (S. 7). Die Theorie, dafis erst nach Entstehung des Pri- 
vateigentums an Sachgütern den Mann die Eigentumsgier auch der- 
Frau gegenüber erfafit habe, wird als Phantasie bezeichnet, welche die 
Beobachtung der primitivsten Lebensformen direkt widerlegt (S. 7/8). 
Auch für die Annahme, dafs die Wertschätzung der Frau als Arbeiterin 


*) Weber, Marianne: »Ehefrau und Mutter in der Rechtsentwicklung«e. Eine 
Einführung. Tübingen, Mohr, 1907. XVI u. 573 S. 


H. Rosin, Ehefrau und Mutter. 763 


durch den Mann sich in jenen frühesten Zeiten in soziale Schätzung 
umgesetzt habe, ist eher das Gegenteil richtig (S. 18). Mancherlei Be- 
richtigung erfahren die Anschauungen über Promiskuität, Kollektiv- und 
Gruppen-Ehe als angeblich gemeinsame Entwicklungsstufe aller Völker 
(S. 8), über den Frauenraub als normale Ursprungsform der Geschlechts- 
verbindung (S. 14, 19) u. a. m. Der Umstand, daß wir schon bei 
diesen Erörterungen ganz gelegentlich (S. 5) die Ehe als die vom sitt- 
lichen Bewußtsein geforderte, dauernde und ausschließliche Lebens- 
gemeinschaft von Mann und Frau, als Quelle der tiefsten sittlichen 
Einflüsse und zugleich des mächtigsten sittlichen Wachstums, kurz als 
eines der größten Kulturwunder gekennzeichnet finden, bereitet uns 
schon auf die tiefsittliche Eheauffassung der Verfasserin vor, die sie 
am Schluß des Werkes in glänzender Weise gegenüber allen auf Er- 
satz der Ehe durch freie Geschlechtsverhältnisse gerichteten Bestre- 
bungen zur Geltung bringt. 

Die Betrachtung der höheren Jägervölker bringt uns zunächst die 
interessante Tatsache, wie gerade der Eigentumsbesitz der Frau es ist, 
welcher als ursprüngliches Element auf eine Verbesserung ihrer Lage 
einwirkt. Während die auf physische ÜUcberlegenheit gegründete nackte 
Manncsgewalt die typische Folge der Tauschehe, wie der primitiven 
Kaufche ist, werden diese Wirkungen dadurch abgeschwächt, daß der 
reiche Vater der Frau die Tochter mit einer Mitgift ausstattet, die ihn 
in die Rolle eines seine Bedingungen stellenden Kontrahenten bringt. 
Erst die dadurch eintretende Sicherung der Frau ihrem Manne gegen- 
über trägt in den Frauenkauf »besondere Momentee hinein, die ihn 
als Ehe vom Kauf gewöhnlicher Besitzobjekte unterscheiden (S. 21 f.). 
Ist gar der Mann vermögenslos, so muß er die Frau gegen Dienst- 
leistung erwerben; er tritt zu diesem Zweck in ihre Familie ein, in der 
er dann wohl auch nach erledigter Abverdienung verbleibt (S. 23). So 
tritt die »Bina-Ehe« der »Diga-Ehe«, bei welcher der Mann die ge- 
kaufte Frau ın sein Haus einführt, und damit in Verbindung die Mutter- 
gruppe der Vatergruppe gegenüber (S. 24). 

Damit gelangt die Darstellung zur Besprechung des sog. Mutter- 
rechts, welches den modernen Sozialisten als eine allgemeine ursprüng- 
liche Entwicklungsstufe vor dem Vaterrecht erscheint, in der mit dem 
anerkannten Recht der Mutter ihre tatsächliche Gleichwertung mit dem 
Manne gegeben gewesen sei. Die Verf. scheidet hier sehr genau zunächst 
zwischen Mutterrecht und Recht der Mutter, d. h. überwiegender Mutter- 
gewalt, Matriarchat, indem sie unter ersterem lediglich die ausschließ- 
liche, namentlich im Erbrecht sich ausdrückende Zugehörigkeit des 
Kindes zur mütterlichen l’amilie versteht. Gerade an dem Hinweis 
auf die modernen Rechtsverhältnisse der unchelichen Kinder wird dieser 
Gegensatz scharf beleuchtet (S. 29 f0. Die überzeugenden Ausführungen 
unseres Buches lassen nun schon das reine Mutterrecht keineswegs bei 
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allen Völkerschaften als den normalen Urtypus der Familiengliederung 
erscheinen, sondern erweisen von Anfang an die verschiedenartigsten 
Verschlingungen mutter- und vaterrechtlicher Gruppierung, zum Teil 
auch ein ursprünglich herrschendes exklusives Vaterrecht. Noch viel 
weniger aber ist mit Mutterrecht Muttergewalt und Frauenselbständig- 
keit gegeben, zumal selbst bei Ausschaltung der Gewalt des Ehemannes 
die Gewalt ihrer männlichen Sippegenossen sich der Frau gegen- 
über in schärfster Weise zu betätigen vermag. Ueberall sind es vielmehr 
ganz bestimmte soziale und ökonomische Verhältnisse, insbesondere der 
kollektivistisch gestaltete und der Frau obliegende niedere Ackerbau 
in Verbindung mit der »Aushäusigkeit« des Mannes, welche bei einzel- 
nen Stämmen das Mutterrecht zur Norm und bei sehr wenigen die 
Muttergcewalt zur Geltung gelangen lassen. Und selbst bei letzteren ist 
das Matriarchat und auch die auf ihrer Arbeitsstellung beruhende Be- 
teiligung der Frau am Stammesrat mit der Tatsache ihrer Verachtung 
und der schamlosesten Ausbeutung ihrer Arbeit vereinbar. »Die Hypo- 
these eines ursprünglich allgemeinen Matriarchats« ist völlig unhaltbar 
(S. 42). 

Wenn nun schon bei den ursprünglichen Ackerbauern, trotz ge- 
wisser, das Mutterrecht begünstigender Elemente, Vaterrecht und Vater- 
gewalt eine wesentliche Rolle spielen, so steigert sich dieselbe — 
allerdings ohne daf man mit Grosse die Einordnung der verschiedenen 
Familienformen unter die verschiedenen Wirtschaftsformen schablonı- 
sicren dürfte (S. 48) — bei den nomadisierenden Viehzüchtern noch 
ganz besonders (S. 43 ff). Hier ist der primitive Patriarchalismus 
durchaus herrschend. Der in kleineren Gemeinschaften sich konzen- 
trierende Herdenbesitz führt zur Knechtung der Arbeit durch den Be- 
sitz und zur Versklavung der physisch schwächeren, nur für die ver- 
achteten Tätigkeiten des Hauses und des I’fflanzenbaus bestimmten 
Frau durch den Mann. Die Eheschließung ist Kauf der Frau als Be- 
sitzobjekt durch ITingabe von Vieh. So bildet, entwicklungsgeschichtlich 
betrachtet, der sog. primitive Patriarchalismus, der auf allen Stufen der 
Kultur nachweisbar und gerade auf den primitivsten vorherrschend ıst, 
den Ausgangspunkt. Nach scinen rechtlichen Merkmalen (S. 49 ff.) Dbe- 
deutet er bei voller Durchführung Versklavung der Frau in allen 
Lebensstadien und Ilerabdrückung derselben zu sachartigem Besitz- 
objekt, sei es ihres Vaters oder Bruders, oder später ihres Gatten. Sie 
selbst ist besitzlos und ohne irgend cine eigene Rechtssphäre (S. 50). 
Die Ehe ıst im modernen Sınne keine solche, denn es fehlt an 
jeder Gegenseitigkeit der Pflichten zu Gunsten der Frau. Die che- 
liche Treue liegt nur der Frau als Folge ihrer Gehorsamspflicht ob. 
Der Mann kann so viele Frauen oder Sklavinnen kaufen, wie er will; 
alle ihre Kinder sind seine Kinder und stehen in seiner ausschlief- 
lichen, unbeschränkten Gewalt. Der Grund derselben ist sein Besitz 
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an der Frau, auch wenn die Kinder von anderen Männern, denen er sie 
preisgab, zezeugt sind. Hier setzt dann die vertragsmäßige Ausbedingung 
gewisser Rechte für die Frau und ihre Kinder von Seiten ihrer Familie 
ein; sie ist der rechtsgeschichtliche Ausgangspunkt der »legitimen« Pa- 
triarchal-Ehe. Die Verfasserin betont, im Gegensatz zur vulgär-sozialisti- 
schen Auffassung eines Fr. Engels, Bebel u. a., immer wieder und be- 
legt es mit einer Fülle von Beweisen, daß die legitime Ehe aus dem In- 
teresse der Frau und ihrer Kinder gegenüber Nebenfrauen, Sklavinnen 
usw. und deren Kindern herausgewachsen ist, daß nicht sie die Ver- 
knechtung der Frau in die Welt gebracht hat und nicht eine Herab- 
drückung der Rechtsstellung und Persönlichkeitsgeltung der Frau gegen- 
über einem ursprünglichen und normalen mutterrechtlichen Dorado 
gewesen ist, welche in der Entstehung des Privateigentums und dem 
Wunsche des Mannes nach einem legitimen Erben für dieses ihre Ur- 
sache findet. Bleiben auch die der wissenschaftlichen Prüfung stand- 
haltenden Ueberlieferungen mutterrechtlicher Gestaltung immer noch 
stark genug, um die Auffassung von der »Naturgesetzlichkeit« des Fa- 
milienpatriarchalismus zu zerstören (S. 63), so bleibt es doch umge- 
kehrt ebenso wahr, daß überall in erster Linie (vgl. dazu S. 55) das 
Interesse von Frau und Kindern, nicht aber des Mannes, zur Einehe 
und zur Legitimität gedrängt haben (S.73) und dafß gerade der Besitz 
von Privateigentum durch die Frau den wichtigsten Anlaß gab, dic 
absolute Willkür des alten Patriarchalismus durch Ehevertrag zu brechen. 
Diese Ergebnisse werden in scharfer Pointierung und Gegenüberstellung 
zum Schluß (S. 61 ff.) fixiert und daran eine entwicklungsgeschichtliche 
Beantwortung der Frage nach der Entstehung der modernen Ehe ge- 
mäfß ihren einzelnen Merkmalen — Kleinfamilie, örtliche Bindung der 
Frau an den Haushalt des Mannes, prinzipielle Unauflöslichkeit, aus- 
schließlicher Geschlechtsverkehr, Vorrecht des Mannes, beiderseitiges 
Erbrecht der Kinder, Scheidung der ehelichen von den unehelichen 
Kindern — angeknüpft (S. 73 ff.). Voller Patriarchalismus, soviel wir 
sehen, war überall die Vorstufe der legitimen Ehe (S. 79); als letzte 
entwicklungsgeschichtliche Wurzel derselben muß die Kaufehe mit kon- 
traktlicher Sicherung der Frau und der erbrechtlichen Stellung der 
Kinder betrachtet werden (S. 78). Diese Ergebnisse erscheinen so ein- 
leuchtend und so übereinstimmend mit dem, was uns unbefangene 
Rückschlüsse aus heutigen Zuständen a priori nahelegen möchten, daß 
wir sie als gesicherte Grundlage jeder kritischen Theorie der Ehe an- 
zusehen geneigt sind. — 

Das 2. Kapitel über »die Ehe bei den antiken Kulturvölkern« wird 
eingeleitet durch einige Vorbemerkungen über die allgemeinen Rich- 
tungen der Beeinflussung der Ehe durch die Kultur (S. 33 ff.). Die 
Steigerung des Individualismus im allgemeinen, d. h. die größere 
Schätzung der äußeren und inneren Selbständigkeit des Einzelnen, die 
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erweiterte Möglichkeit wertvollen Besitzes, insbesondere Bodenbesitzes 
für die Frau, die Abschwächung des männlichen Herrenbewußtseins 
durch Religion, Sittlichkeit und Sitte fördern die Persönlichkeitsgeltung 
der Frau. Zum Teil wirkt nach dersclben Richtung auch die erhöhte 
Wertschätzung der Frauenarbeit, namentlich des spezifischen Frauen- 
fleißes bei weiblichen Handarbeiten, die im Hause und darüber hinaus 
auf dem Markte Verwendung fanden: aber im allgemeinen hält doch 
die größere Marktgängigkeit der Mannesarbeit das Bewußtsein der Wert- 
überlegenheit bei den Männern aufrecht. Es verdient aber auch hier 
wiederum besonders hervorgehoben zu werden, wie entschieden die 
Verfasserin die Erklärung des Frauenloses allein durch ökonomische 
Momente, insbesondere durch ihre eigenen wirtschaftlichen Leistungen, 
gegenüber der ungcheuren Vielgestaltigkeit der darauf wirkenden Ein- 
flüsse ablehnt. 

Insbesondere versagt nach der Verfasserin jene verfehlte geschichts- 
materialistische Formulierung, daß die Wertung der Frau gleich ihrer 
wirtschaftlichen Nützlichkeit sei, schon an der Schwelle der Kultur- 
geschichte, bei den alten Aegyptern vollständig (S. 108). Auch Mutter- 
recht oder gar Matriarchat ist jedenfalls für die historische Zeit nicht 
zuzugestehen (S. 107). Nichtsdestoweniger hatte dort die Frau eine 
höhere rechtliche und zugleich auch gesellschaftliche Stellung, als bei 
irgend einem anderen größeren indogermanischen oder semitischen 
Kulturvolk (S. 91), bis scit der spät-ptolemäischen Zeit der Einfluß des 
Griechentums eine Verstärkung des Patriarchalismus erzeugte (S. ıo1ff.). 
Volle juristische Handlungsfähigkeit, freie Eheverträge, deren Inhalt 
nach interessanten Ueberlieferungen besprochen wird (S. 94 ff.), danach 
auffällig günstige Stellung der legitimen Ehefrau bei bestehender »Halb- 
polygamie« (Hauptfrau und Kebsen; S. 93 n. I), regelmäßige Güter- 
trennung mit vertragsmäßiger Feststellung einer jährlichen Haushal- 
tungssumme (S. 100) mag zur Beleuchtung dieses der Frau besonders 
günstigen Rechtszustandes hervorgehoben sein. 

Im Gegensatz zu den Acgyptern ist bei Semiten und Indogermanen 
schroffer Patriarchalismus ausgeprägt, allerdings mit mannigfachen Ab- 
stufungen, deren Erklärung, insbesondere auch durch Einfügung in die 
herrschende Gesamtkultur, nicht immer gelingen kann: »sehr hohe 
materielle und geistige Kultur ist mit relativ tiefer Stellung der Frau 
vereinbar und umgcekchrte (S. 110). Eine günstige Stellung der Frau 
findet sich bei den Babyloniern, deren Eherecht aus verschiedenen 
Ueberlicferungen, insbesondere auch aus den Gesetzen Hammurabis 
ziemlich deutlich erkannt werden kann (S. 111 fl... Das klare Bekennt- 
nis sozialer Ideen, »damit der Starke dem Schwachen nicht schade«, 
beeinflußt hier auch die Stellung der Frau. Aus den Einzelheiten möge 
nur die von dem Rechte aller anderen antiken Kulturvölker sich ab- 
hebende Ueberweisung der Kinder an die schuldlos geschiedene Frau 
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(S. 115) und eine gewisse, nach dem Tode des Vaters in Kraft tretende 
Muttergewalt, die sich schon in den Fragmenten der sumerischen 
Familiengesetze findet, hervorgehoben sein (S. 116). 

Sehr angemutet hat mich die vorurteilsfreie Darstellung der jüdischen 
Ehe nach Bibel und Talmud (S. 117 fl... Das Entscheidende und für 
alle Zukunft Fortwirkende sind hier nicht die rechtlichen Formen mit 
ihrer ursprünglichen und trotz des Ideals der Propheten lange aufrecht- 
erhaltenen Zulässigkeit der Polygamie, mit ihrem strengen, erst nach dem 
babylonischen Exil gemilderten Patriarchalismus, mit ihrer besonders 
auf die vertragsmäßige Eheschenkung des Mannes (Ketuba) gegründeten 
»legitimen Ehe«, ihrer juristisch leichten Löslichkeit — sondern die 
Stärke der von Anfang an wirksamen Motive zur Hebung der männ- 
lichen Geschlechtsmoral (keine Tempelprostitution, Verbot der Hurerei) 
und der sittliche Charakter der jüdischen Ehe, als deren Zweck schon 
im Talmud neben Kinderzeugen und gegenscitigem Beistand auch die 
Einschränkung der Begierde bezeichnet wird (S. 119). »Die sittliche 
Reinheit und Innigkeit der Beziehungen zwischen den Gatten und zu 
den Kindern sind durch den Druck Jahrhunderte langer Verfolgungen, 
welche dem Juden seine religiöse Gemeinde und seine Familie als ein- 
zige Zufluchtsstätten ließ, nur gesteigert worden< (S. 131). Hell 
leuchten auch die Sprüche des Talmuds, welche in »stimmungsvoller 
Innigkeit< den theokratisch gemilderten Patriarchalismus mit einer 
eminenten Wertschätzung der Gattin verbinden und die in der Bibel 
bereits vorgebildet sind. »Jene Aussprüche Luthers, die wir so gern 
als Zeichen spezifisch deutschen »Gemüts« ansehen, stehen ersichtlich 
alle unter biblischem Einfluß« (vergl. dazu das Beispiel S. 286 n. ı). 

Auch bei den Arabern wirkt die religiöse Erweckung eine, wenn auch 
hier schr bescheidene, ethische Regelung der Geschlechtsbeziehungen, 
wie ja überhaupt der Einfluß der 3 großen monotheistischen Religionen 
»durchweg in der Richtung einer religiösen Sanktionierung des Patriar- 
chalismus, beschränkt durch ein gewisses Maß von theokratischem Schutz 
der Beherrschten« zu suchen ist (S. 134). Trotzdem ist noch bis heute 
im Islam eine, wenn auch durch solche Schutzvorschriften vor Mißbrauch 
behütete, außerordentlich starke persönliche Bindung der Frau an die 
absolute Hausgewalt des Mannes vorhanden, die mit der Freiheit des 
ehelichen Vermögensrechts (Gütertrennung, eigener Besitz der Mitgift 
und des vom Manne zu bestellenden Heiratsguts, gegenseitiges Erbrecht, 
völlige Handlungsfähigkeit) eigentümlich kontrastiert. Die Verfasserin 
sicht, wie bei den alten Aegyptern (S. 100), in dieser vermögensrecht- 
lich günstigen Stellung gerade eine Folge der Polygamie und des 
durch sie hervorgerufenen Bedürfnisses stärkeren Frauenschutzes (S. 136). 

Bei den Griechen (S. 140 ff.) tritt uns zuerst, nach deutlichen 
Spuren einer vorangegangenen Halbpolygamie, die reine Monogamie 
kennzeichnend entgegen. Aber weit gefehlt, daß damit der Ehefrau 
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eine besonders würdige Stellung zuteil geworden wäre. Mag formal- 
rechtlich ihr eine größere eigene Rechtssphäre beschieden sein (S. 149): 
tatsächlich sucht das Maß ihrer Unterordnung und Geringschätzung als 
Gattin und Familienmutter in der Geschichte der Kulturvölker seines- 
gleichen (S. 150). Ehe und Liebe gelten dem Athener als unverein- 
bare Gegensätze, selbst einem Plato, der zum ersten Male in der Welt- 
literatur »die Idee eines dem der Männer gleichen Anrechts der Frauen 
auf Ausbildung aller ihrer Fähigkeiten und auf jede Art von Betätigung 
zur Erörterung stellte« (S. ısı n. 1). Die Ehe ist ein politisch, sakral 
und ökonomisch, durch Rücksichten auf die Mitgift bedingtes Institut, 
(S. 152), die Frau die Gebärerin rechtmäßiger Kinder und die Pflegerin 
des Hauses (S. 157), die aber eben um deswillen in eine Art »mono- 
gamischen Harems« gebannt, von der Außenwelt und ihrer Kultur ab- 
gesperrt, ja selbst von den Festlichkeiten im eigenen Hause ausge- 
schlossen war (S. 154). Der Mann dagegen wurde durch seine Teil- 
nahme am öffentlichen Leben dem Hause völlig entfremdet, und in die 
Stellung der Genossin seiner geistigen und ästhetischen Interessen rückt 
die Hetäre ein (S. 156). »Indem der Athener in der Ehe ausschließlich 
die Frau an die monogamen Normen des Geschlechtslebens band, 
hat er es verstanden, sich auf ihre Kosten seine geistige und sinnliche 
Existenz so glanzvoll und mannigfaltig zu gestalten, wie sie sich uns 
darstellte (S. 157). Die griechische Kultur ist »die exklusivste Männer- 
kultur, welche die Geschichte kennt« ; die Frau, wenigstens die Ehe- 
frau hat keinen Teil daran (S. 154). 

Die noch strengere Gestaltung der monogamischen Ehe bei den 
Römern in Verbindung mit der anderen Art ihres öffentlichen und 
privaten Lebens (S. 162 f.) bewirkte bei ihnen eine tatsächlich würdige 
Stellung der Gattin und Mutter, der aber hier in altrepublikanischer 
Zeit nach der Anschauung der Verfasserin ein Tiefpunkt rechtlicher 
Unterordnung gegenübersteht. Unser Buch schildert uns zunächst die 
römische Manus-Ehe als die Rechtsform des Patriarchalismus in höch- 
ster Potenz: strengste Unterwerfung der Frau unter die Hausgewalt 
des Mannes in der Stellung einer Tochter (filiae loco), Vernichtung der 
selbständigen Eigentumssphäre der Frau und völliger Mangel jedes 
Scheidungsrechts für sie (S. 158 ff.). Aber an ihre Stelle trat die 
spätere freie Ehe ohne Manus mit ihrem freieren, höchstens durch ver- 
mögensrechtliche Nachteile gebundenen Scheidungsrechte und vor allem 
mit ihrem System der Gütertrennung und der zwar ins Eigentum des 
Mannes übergehenden aber unter Rückleistungspflicht gestellten dos, ein 
System, dem allerdings als Kehrseite namentlich für die unbemittelte 
Frau der Mangel jedes Anteils an der chelichen Errungenschaft und 
ein schr beschränktes Erbrecht gegenüberstand (S. 164 ff.). Damit sei 
die Frauals Gattin »zu einer Stufe rechtlicher Selbständigkeit empor- 
gestiegen, die sie in den meisten modernen Kulturländern noch jetzt 
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nicht wieder erreicht hate (S. 165). Die Verfasserin führt uns dann 
durch die Zeiten des Sittenverfalls, welchem die freie Ehe »höchstens 
Vorschub leistete« (S. 170), zu den Reformen des Augustus (S. 173 ft.) 
und schildert uns das Aufkommen des Konkubinats, welcher als mono- 
game, Öffentlich erklärte, die Kinder unter Mutterrecht (aber nicht 
Muttergewalt) stellende Geschlechtsverbindung sich mehr und mehr für 
die Fälle rechtlich nicht möglicher oder nicht erwünschter Vollehe zum 
Eheersatz entwickelte (S. 175 ff.). Dann wendet sich das Buch zur 
teilweisen Wiedergeburt der Sexualmoral durch den auch die Keusch- 
heit des Mannes fordernden Stoizismus (S. 178) und zum Einfluß des 
Christentums auf die Entwicklung des Eherechts und der Ehemoral in 
der antiken Welt. Bei der hier zunächst gegebenen Betrachtung der 
christlichen Geschlechts- und Ehemoral (S. 180 ff.) konstatiert die Ver- 
fasserin in gewissem Umfange eine Zwiespältigkeit in der Wertung der 
Frau und der Ehe. Der gleichen Gotteskindschaft von Mann und Frau 
bei Christus tritt doch bei Paulus kraft jüdisch-orientalischer Ueber- 
lieferung die Idee des Patriarchalismus gegenüber, der hohen Wertung 
der Ehe doch das im letzten Ergebnis zur Ehelosigkeit und Mißwertung 
der Frau führende asketische Ideal. So verdankt die Welt dem Christen- 
tum zwar eine Veredelung der männlichen Geschlechtsmoral auch bei 
den Massen und eine neue Erhöhung der sakramentalen Ehe mit vollster 
monogamischer Strenge und Unauflöslichkeit, während doch der von 
ihm zum Teil sogar verstärkte und in die Form des Dogmas gegossene 
Patriarchalismus sich im Bereiche rechtlicher Frauenfreiheit und 
-Persönlichkeitsgeltung geradezu als eine »reaktionäre« Gewalt erweisen 
mußte. — 

Das 3. Kapitel wendet sich zur »Ehe im germanisch-mittelalterlichen 
Rechte (S. 200 ff.). Eine allgemeine Mutterrechtsepoche bei den Ger- 
manen erachtet die Verfasserin nicht als erwiesen und zweifelt nicht 
an der Urwüchsigkeit des strikten Patriarchalismus. Damit zusammen- 
hängend führt auch hier die Schilderung der ältesten Rechtszustände, 
insbesondere der weitgehenden Gleichberechtigung der unehelichen mit 
den ehelichen Kindern selbst in den Königsgeschlechtern, zu einer er- 
neuten Widerlegung der vulgär-sozialistischen Theorie, daf die Einehe 
im Interesse des Mannes zur Erzeugung legitimer Erben für sein Privat- 
eigentum entstanden sei (S. 209). Gegenüber der absoluten Gebunden- 
heit der Frau durch sachenrechtliche Hausgewalt mit Geschlechtsvor- 
mundschaft und Heiratszwang erkämpfte die Kirche im germanischen 
Mittelalter der Frau eine gewisse Persönlichkeitsgeltung; aber auch in 
der verfeinerten Auffassung der »munts als Schutz- und Vertretungs- 
verhältnis bleibt doch die persönliche und vermögensrechtliche Herr- 
schaft des Mannes über die Frau um so fester erhalten. So läßt auch 
die Verfasserin den bekannten Satz des Sachsenspiegels, nach welchem 
das Weib »des Mannes Genossin ist, sobald sie in sein Bette tritt«, 
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nicht als Merkmal einer besonderen kameradschaftlichen Innigkeit und 
genossenschaftlichen Gleichberechtigung gelten, sondern bezieht ihn ge- 
mäß dem Nachsatze, nach welchem die Frau »nach des Mannes Tode 
ledig ist von des Mannes Rechte«, nur auf die als Folge der Ehe, selbst 
für die höherbürtige Ehefrau, eintretende rechtliche Standesgleichheit, 
die sich gerade als ein Zeichen rechtlicher Abhängigkeit der Frau 
ausweist. 

Ebensowenig stellt der programmatische Satz des Sachsenspiegels, 
daß »Mann und Weib kein gezweiet Gut bei ihrem Leben haben«, 
wie die Verfasserin richtig hervorhebt (S. 237), eine rechtliche Gleich- 
berechtigung von Mann und Frau bei der Verwaltung ihrer Güter und 
der Verfügung über dieselben dar. Vielmehr ist diese ‚„Güterverbindung“, 
die mit einigen Besonderheiten sich im Sachsenspiegel typisch vor- 
findet (S. 232 ff.), nur eine wirtschaftliche, rechtlich aber in der Form 
der »Gewere (Besitz) zur rechten Vormundschaft« eine Uebertragung der 
persönlichen Hausherrenstellung auf das Vermögen der Frau, das der 
Mann besitzt, verwaltet, in freiester Weise nützt, und über dessen be- 
wegliche Bestandteile er auch allein verfügen darf, während er zur 
Verfügung über Grundstücke der Einwilligung der Frau bedarf. Auf 
dieses Einwilligungsrecht der Frau legt die Verfasserin hier, wie bei 
den Systemen der Gütergemeinschaft (allgemeine, Errungenschafts- und 
Fahrnisgemeinschaft), deren Entstehung und wirtschaftliche Bedeutung 
sie bespricht, praktisch gemäß der sonstigen absoluten Unselbständigkeit 
der Frau nur wenig Gewicht (S. 229). Dagegen hebt sie auch für die 
Gütergemeinschaft hervor, daß dieselbe, indem sie die Frau zur Mit- 
eigentümerin machte, ihr aber keineswegs auch Mitverwaltungsrechte 
übertrug, praktisch noch mehr, wie die Güterverbindung, namentlich ın- 
folge auch der gemeinschaftlichen Schuldenhaftung, gegenüber einem 
leichtsinnigen und gewissenlosen Manne zum Danaergeschenk für die 
Frau werden konnte. Auch die Rezeption des römischen Rechts brachte 
hier keine erhebliche Wendung, da das System der Güterverbindung 
sich im wesentlichen nur der Form nach in das System des ehemänn- 
lichen Nießbrauchs romanisierte, während das römische Dotalsystem 
nur in sehr geringem Umfange zur praktischen Geltung gelangte (S. 241). 

Die folgenden kürzer gefafsten Erörterungen schildern in großen 
Zügen den Kampf des germanischen Familienrechts der Eroberer mit 
dem römischen Recht der Provinzialen in Italien, Spanien, Frankreich 
(S. 241—249). Eine eingehendere Darstellung erfährt dann das ältere 
englische Recht (S. 249 ff.), welches, wunderbar in einem Lande, das 
die persönliche Freiheit des Individuums am frühesten zu verwirklichen 
versucht hat, trotz aller der Frau durch die Sitte zugestandenen 
Persönlichkeitsgeltung, ihre rechtliche Unterordnung unter den Mann 
in schärfster Form ausgeprägt hat und formell bis zum Jahre 1870 in 
Geltung geblicben ist. Die juristischen Konstruktionen, durch welche 
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dies vermittelt wurde, die Fiktion ihrer Rechtsidentität (legal identity) 
mit dem Gatten und das Prinzip der sog. coverture, der völligen Deckung 
der Ehefrau durch den Schutz des Mannes, werden erörtert und ge- 
zeigt, wie der letztere, scheinbar ritterliche Grundsatz in Wahrheit zu 
voller Rechtsverweigerung für die Frau sich gestaltete. Das ältere 
englische Güterrecht, eine Art Güterverbindung im Sinne des mittel- 
alterlich-deutschen Rechts, ging in den Wirkungen der ehemännlichen 
Vogtei noch über das letztere hinaus. Absorbierung der mütterlichen 
Rechtssphäre durch die väterliche Gewalt selbst bei einer durch den 
Mann verschuldeten Ehetrennung trat hinzu. Erst seit dem ı8. Jahr- 
hundert wurde die Strenge des common law durch die courts of equity 
gemildert und eine gewisse vermögensrechtliche Selbständigkeit der 
Frau durch die Anerkennung vertragsmäßigen Sonderguts der Frau zur 
Geltung gebracht. Ein kurzer Blick auf das nordische Recht (S. 259 ft.) 
schließt diesen Abschnitt. 

Ein letzter Abschnitt des Kapitels behandelt dann noch die fak- 
tische Lage der mittelalterlichen Frau besonders in Deutschland in 
Gestalt einer anziehenden Kulturschilderung. Besprochen wird dabei 
insbesondere die Einwirkung des Dogmas von der unbedingten Unlös- 
lichkeit der Ehe, ein hochgespanntes Ideal, welches die Kirche in be- 
wundernswerter Art in einer Welt von Barbarei, freilich unter Verzicht 
auf ein anderes höheres Ideal, die Reinheit der Ehe, zum Rechtssatz 
zu erheben vermochte (S. 261 f.), das gegenüber der Antike relativ 
innigere Familienleben wenigstens im Kreise der Bürger und Bauern 
(S. 263), der Einfluß des ritterlichen Frauendienstes auf die Wert- 
schätzung und soziale Stellung der Frau, aber doch auch auf die Zer- 
setzung der Ehe (S. 265 ff.), die Prostitution (S. 269) und dic wirt- 
schaftliche Tätigkeit der Frau als Hausfrau und als Produzentin für 
den Absatz (S. 270 ff.). Das, wenn auch nicht kausale Zusammentreffen 
einer sinkenden Bedeutung der Produktionstätigkeit der Frau mit einer 
langsamen Steigerung ihrer Persönlichkeitsgeltung (S. 270, 272) zeitigt 
den wiederholten Hinweis auf die Unrichtigkeit der Behauptung, daf 
der ökonomische Nutzwert der Frau den positiv entscheidenden Faktor 
für die Anerkennung ihrer Persönlichkeitsrechte bildet. Zum Schluf5 
wird das Leben der unverheirateten Frauen, Bekinen usw. geschildert 
(S. 274 f.). 

Das 4. Kapitel, welches die Darstellung der »Ehcauffassung und 
des Eherechts im Zeitalter des Rationalismus und der Kodıifikationen« 
sich zur Aufgabe stellt, wird durch eine Betrachtung über die allge- 
meinen Grundlagen der naturrechtlichen Ehcauffassung eingeleitet. Da 
die jetzt behandelte Periode im Zeichen der Entwicklung des Kapitalis- 
mus steht, wird zunächst nach dessen Einfluß auf das Familienrecht 
gefragt. Es ergibt sich dabei, daß ein dirckter Einfluß bis in die 
ncueste Zeit überhaupt nicht vorhanden gewesen ist, weil der »Fruüh- 
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kapitalismus« in seinen beiden wesentlichen Richtungen, der Umwand- 
lung des Bauern zum grundbesitzenden Arbeiter und des Handwerkers 
zum Hausindustriellen, die innere Struktur der Familie überhaupt nicht 
berührte. Nur indirekt hat der Kapitalismus durch die Verstärkung 
des materialistischen Geistes seinen Einfluß geäußert (S. 280 f.). 

Auch der Einfluß der Reformation auf Stellung und Wertung der 
Frau ist kein einheitlicher. Zwar führte er zu einer höheren Wert- 
schätzung der verheirateten Frau, aber die naturalistische Eheauffassung 
Luthers, der die Würdigung der Ehe gegenüber der in ihr wirksamen 
geschlechtlichen Sinnlichkeit in dem äußeren Grunde der göttlichen 
Einsetzung findet (S. 284f.), begründet keinen unbedingten Fortschritt, 
und der Gedanke einer Einheit des geistigen Lebens von Mann und 
Frau liegt ihm völlig fern. Immerhin entnimmt Luther aus dem ge- 
läuterten Patriarchalismus des alten Testaments seine innige Wert- 
schätzung der durch Gehorsam und Tugend den Mann beglückenden 
Frau, und der »steigende Einfluß der milden orientalischen Lebens- 
weisheit ist vielleicht das für die Eheauffassung wichtigste Ergebnis 
der Reformation« (S. 286). Ein direkter Einfluß des Luthertums auf 
die moderne Gesetzgebung ist im wesentlichen nur in der Ermög- 
lichung der Scheidung wegen Ehebruchs und böslicher Verlassung zu 
finden (S. 286). 

Für die Bedeutung des Calvinismus ist erheblich, daß derselbe 
durch die Einwirkung der Lehre von der göttlichen Gnadenwahl auf 
das Postulat der ehelichen Treue dieses auch dem Manne gegenüber 
zu größerer praktischer Geltung gebracht hat (S. 287 f.). Höher ge- 
wertet wird der Einfluß des Puritanismus und der täuferischen Sekten, 
des Quäkertums usw. auf die Persönlichkeitsgeltung der Frau, indem 
hier unter Zurückdrängung des sexuellen Moments der Ehe die seelische 
Gemeinschaft der Gatten und die religiöse Ebenbürtigkeit der Frau 
nach der urchristlichen Auffassung zur Geltung gebracht wird. »Wie 
bekanntlich die Gewissensfreiheit die Mutter aller anderen Menschen- 
rechte gewesen ist, so steht sie auch an der Wiege der Frauenrechte« 
(S. 290). Auf den schönen Abschiedsbrief William Penns an seine 
Gattin (S. 289) sei besonders hingewiesen. 

Mit dem Uebergang zum Naturrecht breitet sich die Darstellung 
zunächst zu einer Art allgemeiner Geistesgreschichte aus. Aber es er- 
gibt sich, daß das Naturrecht, indem es das Seinsollende aus dem 
überall gleichmäßig Seienden abstrahierte, zunächst für die Frau weniger 
leistete, als sein Ausgangspunkt von der natürlichen Freiheit und Gleich- 
heit der Individuen hätte erwarten lassen (S. 295). Hervorgehoben wird 
die aus der Vertragsnatur der Ehe gezogene Folgerung_ leichterer 
Scheidung und weitgehender Freiheit bei Regulierung des Ehegüter- 
rechts, sowie die häufige Forderung einer Umwandlung der väter- 
lichen in elterliche Gewalt (S. 296). Dagegen wird »der glatte Nütz- 
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lichkeitsstandpunkt Chr. Wolffs« und der »naive Naturalismus Rousseaus« 
scharf kritisiert (S. 297 ff.). Ueberwunden wird derselbe allerdings durch 
die Naturrechtslehre des deutschen Idealismus, dessen Grundsätze von 
der »ethischen Autonomie« des Individuums die Verfasserin in schöner 
Darstellung entwickelt. Aber in Bezug auf die Entfaltung der Frau 
zur sittlichen Freiheit bleiben auch die Vertreter jener Lehre, Kant 
und Fichte, Kinder ihrer Zeit, und in höchst anziehendem Bilde zeigt 
uns die Verfasserin, wie Fichte gerade aus seinen ethischen und recht- 
lichen Grundideen heraus zu einem ästhetisch verklärten patriarchali- 
schen Eheideal gelangt (S. 306 ff... Nach ihm hat sich in der Ehe der 
Geschlechtstrieb der von Natur zur Duldung bestimmten Frau in den 
ausschließlichen Trieb zur Befriedigung des geliebten Mannes umzu- 
wandeln ; vorbehaltlose freiwillige Unterwerfung unter denselben ist 
ihr sittliches Ideal. Aber auch für den Mann erzeugt diese Hingabe 
der Frau Abstreifung jeder Herrschsucht und Hingabe an die Frau. 
»Der Austausch der Herzen und Willen wird vollkommen. Jeder will 
seine Persönlichkeit aufgeben, damit die des anderen allein herrsche.« 
Daß hierdurch die völlige rechtliche Absorbierung der Ehefrau durch 
den Mann im Privat- und öffentlichen Recht — im Gegensatz zur 
Verleihung der Bürgerrechte an mündige unverheiratete Frauen — 
von selbst gegeben ist, wird erklärlich, ebenso aber auch die Forderung 
einer leichteren Ehescheidung, sobald die rechtliche Identität der Gatten 
nicht mehr ihrer sittlichen Freiheit entspricht. Die Verfasserin kriti- 
siert jenes Idealbild zutreffend durch den Hinweis auf die Realität der 
Dinge, welche die Verwirklichung desselben nur durch den Verzicht 
der Frau auf jedes selbständige sittliche Urteil ermöglichen würde, 
und weist auf die Fehler einer logischen Konstruktion hin, welche aus 
einer mechanischen Funktionsverschiedenheit des Sexualapparats die 
Forderung einer verschiedenen sittlichen Bewertung von Geschlechts- 
trieb und Geschlechtern in ihrem Verhältnis zu einander ableitet. Aber 
sie entzieht sich doch auch nicht der Großartigkeit des Gedanken- 
inhalts jenes Ideals, dessen praktische Bedeutung durch die ihm an- 
haftenden Schwächen der logischen Begründung und weltfremder Ueber- 
treibung meines Erachtens nicht erschüttert wird. 

Nach einem Hinweis auf die jetzt allmählich einsetzende Sekulari- 
sation des Eherechts durch Beseitigung der kirchlichen Gerichtsbarkeit 
und Einführung der Zivilehe, wendet sich die Verfasserin zunächst dem 
code civil und seinen Abänderungen im neueren französischen Rechte 
zu. Abgeschen von einzelnen naturrechtlichen Einschlägen, z. B. der 
Möglichkeit gerichtlichen Schutzes der Frau gegenüber willkürlichen 
Verkehrsbeschränkungen derselben durch den Mann (S. 322), der Auf- 
fassung der Mutter als natürlicher Vormünderin ihrer Kinder (S. 323), 
erscheint ihr der code als dasjenige von allen jetzt geltenden Gesetzen, 
welches die Züge des mittelalterlichen Patriarchalismus am meisten 
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und längsten bewahrt hat (S. 318). Auch die Unzulänglichkeit des 
französischen gesetzlichen Güterrechts, der Fahrnisgemeinschaft, zum 
Schutze der Interessen der Frau sucht die Verfasserin darzulegen 
(S. 327 ff.). Das Ehescheidungsrecht hat durch die Gesetzgebung von 
1884 für die Gleichstellung der Geschlechter einen Fortschritt gebracht 
(S. 325 f.). Natürlich protestiert die Verfasserin laut gegen die grau- 
same Rechtlosigkeit des unchclichen Kindes, wie sie namentlich durch 
das Prinzip »la recherche de la paternité est interdite«, herbeigeführt 
ist. »Kein anderes zivilisiertes Land hat in der Gegenwart — angeb- 
lich im Interesse der weiblichen Moralität — die geschlechtliche Zügel- 
losigkeit des Mannes mit einem derartigen Freibrief ausgestattet« (S. 325). 

Etwas stärkere Spuren freierer naturrcchtlicher Auffassung trägt 
das preußische Landrecht von 1794. Ich übergehe die von der Ver- 
fasserin gebotene Darstellung der Einzelheiten des Gesetzbuchs, die 
Unterstellung der Frau unter die persönliche Herrschaft des Mannes 
(S. 333) und das gesetzliche Güterrecht des ehemännlichen Nießbrauchs 
(S. 334), die in Deutschland eher als bekannt vorausgesetzt werden 
dürfen. Auch die uns heut komisch anmutenden, jedem früheren land- 
rechtlichen Juristen, wie mir im Gedächtnis gebliebenen Regelungen 
von Intimitäten des Familienlebens durch den patriarchalisch aber auch 
für die Frau fürsorglich gesinnten polizeistaatlichen Gesetzgeber, die 
Reglementierung der ehelichen Pflicht ($ 178—180 II, 1) und der 
mütterlichen Säugepflicht, deren zeitliche Ausdehnung grundsätzlich 
der Bestimmung des Vaters überlassen ist ($ 67—69 II 2), hat die Ver- 
fasserin zur allgemeinen Illustrierung des Gesetzbuchs mit Treffsicher- 
heit in ihre Darstellung verwoben. Bedeutsam aber wird nach der 
Tendenz des Buches namentlich die besonders freie Stellung des Land- 
rechts zur Ehescheidung, welche bei Kinderlosigkeit auf Grund gegen- 
seitiger Uebereinkunft und auch sonst unter gewissen Kautelen bei un- 
überwindlicher Abneigung zugelassen wurde (S. 336). Aufßerordentlich 
human sind die landrechtlichen Bestimmungen über die Folgen des 
unehelichen Geschlechtsverkehrs: Ausschluß des Einwands mehrerer 
Beischläfer, Haftung der Eltern des Erzeugers für die Alimente, Rechte 
einer geschiedenen Ehefrau für die geschwängerte und verlassene 
Braut usw. Leider — sage ich mit der Verfasserin — hat dieser 
Standpunkt durch ein rcaktionäres Gesetz von 1854 mannigfache Ab- 
schwächungen erfahren (S. 340f.). Dagegen befinde ich mich insofern 
in einem gewissen Gegensatz zur Verfasserin, als sie gelegentlich die 
Bestimmung des Landrechts, wonach Söhne nicht schon unbedingt mit 
der Grofjjährigkeit, sondern erst mit der Errichtung einer abgesonder- 
ten Wirtschaft aus der väterlichen Gewalt heraustreten, m. E. zu ein- 
scitig als »Verknüpfung der väterlichen Autorität mit dem Geldbeutele« 
brandmarkt (S. 338). Da Töchtern die Emanzipation durch eigenen 
Haushalt nicht, sondern erst durch Heirat gestattet wurde, stellt sich 
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allerdings als eine zum Teil hinter dem gemeinen Recht zurückbleibende 
Engherzigkeit des preußischen Gesetzbuchs dar. 

Eine besonders weitgehende Freiheit wird der Frau durch das 
österreichische BGB. gewährt, das 1786 bezw. 1811 publiziert, unter 
Maria Theresia vorbereitet und von den Ideen ihrer Zeit befruchtet 
war. Die Verfasserin hebt in kurzer Darstellung namentlich das hohe 
Maß rechtsgeschäftlicher und vermögensrechtlicher Selbständigkeit der 
Frau und ganz besonders das dem römischen Dotalrecht nachgebildete 
eheliche Güterrecht des Gesetzbuchs hervor (S. 344), vermöge dessen 
die Eheschließung an sich keinen Einfluß auf das Vermögen der Gatten 
ausübt und der außerhäusliche Arbeitsverdienst der Frau in ihrer eigenen 
Hand verbleibt. Eine gleiche, ja noch gesteigerte Selbständigkeit ge- 
währt der Frau der russische Sswod Sakönow von 1832, der zudem 
bereits die väterliche Gewalt durch eine von beiden Gatten geübte 
elterliche Gewalt ersetzt. Es kommt aber hier wesentlich in Betracht, 
daß das gedachte russische Ehe- und Familienrecht sich nur auf die 
höheren Stände bezieht, dagegen die Bauern auch heute noch nicht 
mitumfaßt. Das ganz anders geartete Familienrecht der Bauernschaft, 
welches den Patriarchalismus bis zur »Furchtbarkeit des Frauenschick- 
sals« steigert (S. 360), wird auf S. 356ff. unter Benutzung von Mit- 
teilungen des Ehemannes der Verfasserin über den russischen »Mir« 
drastisch geschildert. 

Die folgenden Ausführungen besprechen namentlich die drei eng- 
lischen Married women's property acts von 1870, 1882 und 1893, 
welche durch Einführung der Sondergüterqualität für weite Bestand- 
teile des Frauenvermögens, insbesondere ihren Arbeitsverdienst (1870), 
und dann der vollen Gütertrennung (1882) das englische Recht mit 
einem Schlage »in die Reihe derjenigen Rechte rücken, welche der 
Persönlichkeitsgeltung der Frau praktisch den weitesten Spielraum ge- 
währen« (S. 363). Daneben werden indessen doch die noch nach- 
wirkenden Reste des common law auf den verschiedenen Gebieten des 
Frauenlebens nachgewiesen, so daß sich schließlich das moderne eng- 
lische Eherecht der Verfasserin »als ein gänzlich unsystematisches Ge- 
bilde« darstellt (S. 370). Die kürzeren Erörterungen über das englisch- 
amerikanische Recht (S. 371) und die übrigen modernen Gcsetzgebungen 
(S. 375) mögen nur erwähnt sein. 

Der Schlußabschnitt des Kapitels erörtert unter der Ueberschrift 
»Ergebnisse und neue Probleme« (S. 378 ff.) einerseits die unter dem 
Einfluß des vollentwickelten Kapitalismus gestalteten wirtschaftlichen 
Verhältnisse und ihre Einwirkung auf das Familien- und Frauenleben 
in den verschiedenen gesellschaftlichen Ständen, sowie die dadurch 
neu sich ergebenden Probleme, andererseits die Bedeutung, welche 
beim Niedergang des naturrechtlichen Rationalismus die Gedanken- 
strömungen des Historismus, Naturalismus und ökonomischen Evo- 
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lutionismus auf die moderne Frauenbewegung ausüben. Für die Ver- 
fasserin ist es »der konsequent durchgeführte ethische Individualismus, 
der allein eine innerlich geschlossene Verknüpfung der Grundidee un- 
serer Bewegung gibt.« Es kommt darauf an, was Kant und Fichte 
versäumt haben, ihn auch in Bezug auf die Frauen zu Ende zu denken 
und ihn nicht durch historischen oder naturalistischen Relativismus 
oder Geschichtsmaterialismus übertönen zu lassen (S. 403). Von diesem 
Standpunkte aus tritt die Verfasserin zunächst an die Kritik des deut- 
schen bürgerlichen Gesetzbuchs heran. 

Das hiernach folgende 5. Kapitel behandelt »das Eherecht des 
deutschen bürgerlichen Gesetzbuchs« in 3 Abschnitten, von denen der 
erste die »persönlichen Rechtsverhältnisse«, der zweite »die Verteilung 
der elterlichen Gewalt< und der dritte »das Ehegüterrecht« erörtert. 
Einleitend kennzeichnet die Verfasserin das BGB. dahin, daß in ihm 
das patriarchalische und das individualistische Eheideal um die Herr- 
schaft ringen (S. 413). Dabei hat aber doch das letztere einen Erfolg 
eigentlich nur in einzelnen fortschrittlichen Bestimmungen zu verzeich- 
nen, während in seinem Grundwesen das Familienrecht des BGB. 
patriarchalisch geblieben sei (S. 412). Die Verfasserin führt dies über 
die ihr nur als Verbrämung erscheinende, in den Motiven auftretende 
historische und naturalistisch-rationale Begründung hinweg, auf die 
»immer wiederkehrende Rücksichtnahme auf die männliche Geschlechts- 
eitelkeit« als auf das einzig reale Motiv zurück (S. 412). Im ganzen 
Verlauf ihrer Ausführungen zieht sie die Materialien des Gesetzbuchs 
und die Reichstagsverhandlungen, sowie die Literatur, teils sich auf 
sie berufend, teils aber auch kritisch und scharf polemisch heran. In 
letzterer Beziehung sind es namentlich die Ausführungen der bekannten 
Gierke’schen Kritik des Entwurf, die sie fortgesetzt zu einschneiden- 
dem Widerspruch veranlassen, während sie vor allem (außer Bulling) 
das Auftreten des Frhr. v. Stumm im Reichstage, das sie, losgelöst 
von allen egoistischen Interessen, allein auf seine Kenntnis der neue- 
sten englischen Rechtszustände zurückführt (S. 434 n. 2), für sich in 
Anspruch nimmt. | 

Bei der Betrachtung der persönlichen Rechtsverhältnisse der Ehe- 
gatten (S. 413 ff.) billigt die Verfasserin natürlich die wenigstens im 
Prinzip anerkannte unbeschränkte Geschäfts- und Prozeßfähigkeit der 
Ehefrau (S. 414) unter Zurückweisung der dagegen gerichteten Angriffe 
von Klöppel und Gierke. Auch den einfachen Leitsatz des $ 1353 
Abs. 1, welcher die Ehegatten gegeneinander zur ehelichen Lebensge- 
meinschaft verpflichtet, erkennt sie als würdige Formulierung des un- 
veräußerlichen Eheprinzips auch in seinen die Freizügigkeit der Frau 
billigerweise beschränkenden Konsequenzen an, indem sie die mutter- 
rechtlichen Träume »manchcer Sozialreformer (Ruth Bre)« in schöner 
und entschiedener Form zurückweist (S. 416 ff.). Sie tut dies um so 
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eher, als ein physischer Zwang zur Aufrechterhaltung der ehelichen 
Gemeinschaft nicht Platz greift und der Abs. 2 des § 1353 dem Prinzip 
des Abs. ı einen weiteren Teil seiner Starrheit abstreift. In Anknüp- 
fung an den ersteren aber, welcher die Frage des »Mißbrauchs« des 
Verlangens eines Ehegatten nach Herstellung ehelicher Gemeinschaft 
eventuell einem, wenn auch nur pädagogisch und für die Scheidung 
präparatorisch wirkenden richterlichen Urteil unterstellt, erhebt die Ver- 
fasserin die Forderung einer zweigeschlechtlichen Besetzung der bei Ehe- 
konflikten rechtsprechenden Gerichte (S. 419). Diese Forderung ist 
auch auf dem letzten Anwaltstage in Mannheim durch den Referenten 
Hachenburg in sein glänzendes Referat über die Zivilprozeßreform ein- 
geflochten worden, und ich trage keinerlei Bedenken, mich demselben 
vollinhaltlich anzuschließen. Dabei möge gleich hinzugefügt sein, daß 
die Verfasserin auch für das Vormundschaftsgericht und seine Wirk- 
samkeit in Ehesachen (z. B. § 1357 Abs. 2, $ 1358), der sie eine wesent- 
liche Ausdehnung zugedacht hat, mit triftigen Gründen Zuziehung von 
Frauen fordert (S. 435). 

Nicht einverstanden ist die Verfasserin mit der nach $ 1355 be- 
gründeten Pflicht der Frau, den Familiennamen des Mannes zu führen. 
Es sollte der Frau mindestens frei stehen, ihren eigenen Namen mit 
dem des Mannes zusammen zu führen -- was m. E. bei berechtigtem 
Interesse schon nach § 1353 Abs. 2 BGB. der Fall ist —, und für die 
Kinder kommt sie sogar »bei ganz traditionsloser Ueberlegung« zu dem 
Vorschlag eines Wahlrechts zwischen Vater- und Mutternamen (S. 420). 

Die Regelung der gegenseitigen Unterhaltspflicht der Ehegatten, 
wie sie in & 1360 gegeben ist, findet im Allgemeinen die Billigung der 
Verfasserin, nur will sie die in erster Reihe stehende Pflicht des Mannes 
nicht auf »die ihm zukommende Stellung«e, sondern auf die in $ 1356 
anerkannte Arbeitsteilung in der Ehe, welche die Frau der Möglichkeit 
eines eigenen Erwerbs außer dem Hause beraubt, gegründet wissen 
(S. 424). Einverstanden ist sie auch mit der gegenüber den meisten 
anderen modernen Gesetzen im BGB. weitergehenden subsidiären Unter- 
haltspflicht der Frau ($ 1360 Abs. 2), in welcher sie einen Ausdruck 
nicht bloß tieferer sittlicher Eheauffassung, sondern auch der modernen 
ökonomischen Verhältnisse findet (S. 422 f.). 

Weniger günstig spricht sich die Verfasserin über $ 1356 Abs. 2 
BGB. aus. Zu Arbeiten im Geschäfte des Mannes sollte die Frau 
mindestens nicht unter Aufgabe ihres eigenen gelernten Berufs ver- 
pflichtet sein, was sich m. E. schon aus der Verweisung des Gesetzes 
auf den Maßstab der Ueblichkeit nach den Verhältnissen der 
Ehegatten entnehmen lice. Ueberhaupt aber sei die ganze Vorschrift 
als solche nach heutigem Rechte schon deshalb unbillig, »weil der 
gesamte Ertrag des männlichen Geschäfts, für welches das Gesetz ihm 
die Frau als Zwangsarbeiterin sichern möchte, dem Manne allein zu- 
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lichen Prüfung im Einzelfalle auf Grund einer Abwägung der Interessen 
von Mann, Frau und Kindern unterstellt werden (S. 426). 

Die in $ 1354 Abs. ı festgestellte Domizilbestimmung seitens des 
Ehemannes läßt die Verfasserin als Folgerung aus seiner primären 
Unterhaltspflicht gegenüber der Familie gelten. Deshalb müßte aber 
auch für die Frau unbedingt das Gleiche gelten in Fällen, in denen sie die 
Haupternährerin der Familie ist. Daneben wird die Zulassung vertrags- 
mäßiger Domizilbestimmung, eventuell unter Vorbehalt richterlicher 
Korrektur, und einer Anrufung des Vormundschaftsrichters in 
allen Fällen objektiver Schädigung der Interessen von Frau und Kindern, 
nicht bloß bei Mißbrauch, verteidigt (S. 428 f.). 

Bei Besprechung der in § 1357 der Frau zugesprochenen Schlüssel- 
gewalt tadelt die Verfasserin, daf3 die Ausschließung derselben im Ge- 
setz grundsätzlich auf das Herrenrecht des Mannes gestellt ist, und 
verlangt deshalb vorherige Genehmigung des Vormundschaftsrichters 
zu einer solchen, die auf eine Prüfung der sachlichen Interessen zu 
stützen sei. Diese Erweiterung der jetzt bloß auf die Frage des »Mıß- 
brauchs«e der Mannesgewalt eingeschränkten richterlichen Nachprüfung 
bringt die Verfasserin auch gegenüber § 1358 Abs. 2 (Zustimmung des 
Mannes zur Uebernahme persönlicher Leistungspflichten durch die Frau) 
zur Geltung. Im übrigen ist sie mit der in § 1358 gegebenen Rege- 
lung einverstanden und wünscht nur, daß auch der Frau selbst wegen 
zwingender mutterschaftlicher Verhältnisse z. B. eintretender Schwanger- 
schaft die Möglichkeit einer Kündigung ihrer Kontrakte durch An- 
rufung des Vormundschaftsgerichts gegeben würde. 

Endlich aber kommt die Verfasserin auf diejenige Bestimmung zu 
sprechen, in der sie, über alle Einzelheiten hinaus, den Ausdruck der 
prinzipicllen Eheauffassung des Gesetzgebers sicht. Es ist dies der 
S 1354, welcher dem Manne die Entscheidung in allen das gemeinschaft- 
liche eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten zuschreibt und der 
Frau nur bei Mißbrauch seitens des Mannes einen »allerdings proble- 
matischens Schutz gewährt. Sie bekämpft diese Bestimmung grund- 
sätzlich, indem sie sich den Standpunkt Bullings zu eigen macht, »daf5 
jede Form gesetzlicher Autorität des Ehemannes für ıhn selbst eine 
schwere sittliche Gefahr bedeutet und unvereinbar ist mit dem Recht 
der Frau auf Freiheit in der Pflichterfüllung«. Die Verfasserin läßt 
weder den formellen Einwand gelten, da mangels der Möglichkeit 
einer Abstimmung unter zwei Eheleuten Einem die Entscheidungsgewalt 
zufallen müsse, noch die geltend gemachte Unerträglichkeit fortgesetzter 
richterlicher Einmischung in die Ehe und fordert daher — unter Vor- 
behalt besonderer Regelung einzelner Konfliktsfälle (S. 442) — Auf- 
stellung des Prinzips der Einmütigkeit der Ehegatten für alle gemein- 
samen Angelegenheiten, bei Nichteinigung Unterbleiben der geplanten 
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Maßregel (liberum veto) und für die Fälle notwendiger Entscheidung 
Anrufung des Vormundschaftsrichters. 

Erheblich schärfer noch steht die Verfasserin den Bestimmungen 
des BGB. über die Frau als Mutter gegenüber. Sie konstatiert zwar 
den Fortschritt, der in dem Ersatz der »väterlichen Gewalt« durch eine 
»elterliche« gegeben ist, aber sie stellt doch zugleich fest, daß die da- 
mit gehobene elterliche Gewalt der Mutter unter normalen Verhältnissen 
eigentlich nur beim Tode des Mannes ($ 1684 Nr. 1) wirksam wird, 
insofern hier keine Vormundschaft mehr über ihre Kinder eingeleitet 
wird, während bei bestehender Ehe dem Gesetzgeber »das Ueberge- 
wicht des Vaters in der Natur der Dinge begründete erscheint (S. 444). 
Daß dabei der verwitweten Mutter auf Antrag, aber auch auf Anordnung 
des Vaters und nach besonderem Ermessen des Vormundschaftsgerichts 
ein Beistand zur Seite treten kann, läßt die Verfasserin gelten; aber 
sie meint, daß gleiches Recht auch gegen den verwitweten Vater gelten 
müsse und daß auch gegenüber diesem der sterbenden Mutter das Recht 
gegeben werden müsse, ihren Kindern die Fürsorge einer Vertrauens- 
person zur Unterstützung und Kontrolle des Vaters zu sichern (S. 447). 

Scharf wendet sich die Verfasserin gegen die verschiedene Be- 
handlung von Mann und Frau bei der Wiederverheiratung, welche da- 
hin führen kann, daß nach dem Tode des zweiten Gatten zwar die 
Kinder aus zweiter, aber nicht die aus erster Ehe unter der elterlichen 
Gewalt der Mutter stehen (S. 448). Scharf spricht sie sich auch gegen 
die Art der Verteilung der elterlichen Rechte bei bestehender Ehe aus. 
Abgesehen von dem gerügten Ausschluß der Mutter von der Teilnahme 
an der Vertretung des Kindes, der Nutznießung an seinem Vermögen 
und der Eheeinwilligung tadelt sie insbesondere, daß, während aller- 
dings die Sorge für die Person des Kindes neben dem Vater auch der 
Mutter zusteht, doch bei Meinungsverschiedenheit unbedingt, und ohne 
die Möglichkeit einer Anrufung des Vormundschaftsrichters, die Meinung 
des Vaters vorgehen soll (S. 452). Ja selbst in Bezug auf die Anord- 
nungen über die künftige Bevormundung der Kinder (§ 1776, 1782) 
seht der Wille des Vaters dem der Mutter vor, während doch zweck- 
mäßiger Weise einfach der Längstlebende der Eltern das mafsgebende 
Bestimmungsrecht haben sollte (S. 453). Endlich wird auch die Stellung 
der geschiedenen Mutter gegenüber dem selbst für schuldig erklärten 
Vater einer herben und zum Teil bittern Kritik unterzogen (S. 455)- 

Die Verfasserin selbst meint, in gewissem Anschluß an $ 1635, dafs 
für die Pflege und Erziehung der Kinder unter 6 Jahren auch während 
der Ehe die Entscheidung der Mutter, unter Vorbehalt von Korrek- 
turen des Vormundschaftsgerichts, maßgebend sein müßte. Darüber 
hinaus fordert sie Gleichordnung von Vater und Mutter, auch hier bei 
Möglichkeit einer Anrufung des Vormundschaftsgerichts. Für Berufs- 
wahl und religiöse Erzichung, und eventuell, wenn man das Eingreifen 
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des Vormundschaftsgerichts vermeiden will, überhaupt könnte auch eine 
Verteilung der Entscheidungsgewalt der Eltern nach dem Geschlecht 
der Kinder eintreten (S. 457 f.). 

Etwas ferner dem eigentlichen Thema des Buches stehen zwei zu- 
letzt zu erwähnende Punkte. Daß die Verfasserin der vom BGB. be- 
liebten Endigung der elterlichen Gewalt mit der Großjährigkeit gegen 
die Kritik Gierkes zustimmt (S. 450), entspricht ihrer schon oben in 
Bezug auf das preußische Landrecht erwähnten Stellungnahme; ich 
habe mich bereits oben gegen die einseitige Stigmatisierung der ent- 
gegenstehenden Auffassung als Begründung der Autorität des Vaters 
auf den »Geldbeutel« gewendet. Auf S. 444 n. 2 bespricht die Ver- 
fasserin den Fortschritt, den das BGB. mit der Zulassung der Frauen 
zur Vormundschaft über fremde Kinder gebracht hat. Sie verlangt aber 
hier einerseits den Wegfall der noch vorbehaltenen Genehmigung des 
Ehemannes, was wohl einigermaßen in Widerspruch steht mit dem von 
ihr zu § 1358 eıngenommenen Standpunkte, und die Beseitigung des 
der Frau selbst allgemein und ohne die Notwendigkeit einer Angabe 
von Gründen zustehenden Ablehnungsrecht. 

In der Stellung des BGB. zum ehelichen Güterrecht sieht die Ver- 
fasserin ebenfalls nur das Resultat eines vorsichtigen Kompromisses 
zwischen individualistischem und autoritärem Eheideal (S. 459), so ins- 
besondere auch in der Annahme des Systems der Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes am Frauenvermögen zum gesetzlichen, mangels 
anderweitiger Regelung eintretenden Güterstande. Die Verfasserin er- 
kennt an, daß das Gesetzbuch bei der Ausgestaltung dieses Systems 
seine historischen Vorbilder durch das Streben nach Hineinschmelzung 
des modernen Rechtsgedankens der eheweiblichen Handlungsfähigkeit 
übertrifft (S. 460): aber im Endergebnis werde demselben schließlich 
doch durch die Besitzrechte des Mannes, welche dem allgemeinen per- 
sönlichen Entscheidungsrechte des Mannes zur Festigung dienten, »auf 
der ganzen Linie erfolgreich Schach geboten« (S. 471). Von Einzelnem 
erwähne ich die Kritik der sog. praesumtio Muciana ($ 1362), der Ver- 
mutung, daß die im Besitz der Ehegatten befindlichen Mobilien dem 
Manne gehören, im Interesse der Kreditwürdigkeit der Frau (S. 460), 
das Verlangen eines festbestimmten Wirtschafts- und Kleidergeldes für 
die Frau (S. 464) und das Eintreten für einen Anspruch der Frau auf 
Information über die gesamten Vermögensverhältnisse der Ehe 
(S. 466). Verdiente Anerkennung findet dagegen die in $ 1367 erfolgte 
Erklärung des Arbeitsverdienstes der Frau zum Vorbehaltsgut (S. 467). 

Von grundsätzlichster Bedeutung sind nun aber die Ausführungen 
der Verfasserin (S. 478 ff.), mit denen sie im Anschluß an die bekannten 
Stummschen Ausführungen im Reichstage den Ucbergang zur Güter- 
trennung als gesetzlichem Güterstande fordert. In ihm sieht sie die 
alleinige Möglichkeit, auch der Frau vermittelst eines zu ihrer Ver- 
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fügung stehenden Eigentumskreises ein freies Wirken zu sichern und 
damit die Wahrung der Selbständigkeit der Frauen als sittlich freier 
Persönlichkeiten (S. 486). Die schon jetzt anerkannte Möglichkeit ver- 
tragsmäßiger Gütertrennung ($ 1436) genüge nicht, weil sich der Ver- 
wirklichung derselben vor der Eheschließung, wo das »ganze Wesen 
des Mädchens zur Hingabe drängt«, und gegenüber dem Ehrenstand- 
punkt des Mannes psychologische Schwierigkeiten entgegentürmen 
(S. 481). Den Einwand, daß auch bei gesetzlich geltender Güter- 
trennung in normalen Verhältnissen die Frau doch die Verwaltung ihres 
Vermögens dem Manne überlassen werde, läßt die Verfasscrin schon 
wegen der Möglichkeit jederzeitigen Widerrufs nicht gelten; die Haupt- 
sache aber sei auch nicht die faktisch ausnahmslose Geltung der Güter- 
trennung, sondern die Freiheit der Bahn für individualisierte Güterver- 
träge ohne die erwähnten, durch die jetzt vorgeschriebene Veröffent- 
lichung ($ 1431) noch verstärkten psychologischen Hemmnisse (S 484 ft.). 

Uebrigens gehen die Wünsche der Verfasserin in Bezug auf einc 
künftige Gesetzesänderung noch über die Gütertrennung hinaus (S. 486 ft.). 
Sie werden auf S. 495 dahin zusammengefaßt: gegenseitiges Anteilsrecht 
der Gatten an der Errungenschaft bei unverschuldeter Scheidung — 
über ein entsprechendes Erbrecht vgl. S. 488 — und Anrecht der Frau 
auf eine bestimmte Geldrente für ihren rein persönlichen Bedarf und 
auf Vereinbarung von Wirtschaftsgeld je nach der jeweiligen Lage der 
Familieneinkünfte. Als vertragsmäßige Güterstände mögen dann, als 
»Idcalverhältnisse für sittlich durchaus gefestigte und wirtschaftlich un- 
bedingt tüchtige Persönlichkeiten« die allgemeine oder auf die Errungen- 
schaft beschränkte »Güter-u. Verfügungsgemeinschaft« eingeführt werden, 
wobei aber die Verfasserin unter der Verfügungsgemeinschaft dem natür- 
lichen Wortsinn zuwider eine unbeschränkte Verfügungsfreiheit jedes ein- 
zelnen Ehegatten über die gemeinsame Masse versteht, aus der sie beide 
ohne miteinander abzurechnen oder zu markten, ganz wic es jedem von 
ihnen notwendig erscheint, sowohl ıhre persönlichen, als die gemeinsamen 
Bedürfnisse der Familie decken« (S. 494 und S. 474). Die juristisch- 
technischen Einzelheiten dieser Sondersysteme z. B. mit Bezug auf die 
im Grundbuch eingetragenen Immobiliarrechte läßt die Verfasserin da- 
hingestellt (S. 492), wohl als Folge einer sich ihr selbst aufdrängenden 
Ueberzeugung, daß sie als Idealsysteme vorerst keine Aussicht auf Ver- 
wirklichung haben, mag man immerhin der Behauptung glauben, daß 
eine derartige Kassencinrichtung schon heute »in harmonischen Ehen 
keine Seltenheit iste (S. 474). 

Am Schluß dieses Kapitels rechnet die Verfasserin noch einmal mit 
dem Ideal des Patriarchalismus ab (S. 495 ff.). Ich selbst aber möchte 
bei dieser Gelegenheit mit dem Bekenntnis nicht zurückhalten, daß ich 
trotz Allem, was ich aus ihren kritischen Auseinandersetzungen an An- 
regung gewonnen habe, doch im Hauptpunkte nicht überzcugt bin, 
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sondern wenigstens für unsere und die für uns zunächst absehbare 
Zeit in einem ehrlichen Kompromiß zwischen der grundlegenden Stel- 
lung des Mannes als »Haupt der ehelichen Gemeinschaft«, wie sie 
neuestens wieder der & 160 des schweizerischen Zivilgesetzbuchs aus- 
spricht, und dem Prinzip der Persönlichkeitsgeltung der Frau den rich- 
tigen Weg erblicke. Ich habe von jeher, scitdem ich durch mein eigenes 
Interesse an Frau und Töchtern zum Nachdenken über diese Dinge 
gelangt bin, der immer volleren Entfaltung weiblicher Persönlichkeit 
in ethischer, geistiger, politischer und wirtschaftlicher Beziehung und 
der Beseitigung der entgegenstehenden Schranken im Rahmen eines 
bedächtigen Fortschritts, auch öffentlich, das Wort geredet. Ich bin 
auch mit der Verfasserin darin cinig, daß auch auf dem von ihr be- 
handelten familienrechtlichen Gebiete in mancherlei Einzelheiten zu 
Gunsten der Frau gebessert werden kann, und ich betrachte keineswegs 
das geltende deutsche Recht als ein unbedingt befriedigendes Produkt 
jenes Kompromifsgedankens. Aber ich weiß mich auch anderseits von 
jeder »Geschlechtseitelkeit« frei, so frei, daß ich ohne jedes Gefühl der 
Verletztheit über die trotz aller Verklausulierung (S. 412 n. I) auch 
auf mich als Vertreter obigen Standpunkts zutreffende Prädizierung es 
nur im Interesse der Sache bedauere, daf die Verfasserin damit, wie sonst 
nur in vercinzelten Punkten, unter das allgemeine Niveau ihres Werkes 
herabgestiegen ist. Nicht Geschlechtseitelkeit, sondern Weltanschauung, 
logisch nicht weiter ableitbares Gefühl für das wenigstens in geschicht- 
licher Bedingtheit Notwendige, läßt mich dem anerkannten Streben 
nach Persönlichkeitsgeltung des weiblichen Individuums das Prinzip der 
Autorität auch im engsten sozialen Verbande, der Familie, gegenüber- 
stellen, folgend der mich durchdringenden Vereinigung jüdischer und 
deutscher, geschichtlich herausgearbeiteter Kulturcelemente, folgend auch 
zu Gunsten des Mannes der nun einmal vorhandenen physischen und 
jedenfalls auch für unsere Zeit gegebenen durchschnittlichen 
geistigen, wirtschaftlichen und geschäftlichen U’eberlegenheit desselben. 
Mag auch die »geistig vollentwickelte Frau«, deren Standpunkt die Ver- 
fasserın manchmal vielleicht zu einseitig einnimmt, sich zuwcilen leb- 
haft der Schranken bewufst werden,*die aller irdischen Persönlichkeits- 
entfaltung anhaften; auch für sie und ihr Interesse bleibt am letzten 
Ende der auch von der Verfasserin mehrfach (z. B. 441, 500) hervor- 
sehobene Gedanke, dafs für das Verhältnis der Ehegatten zu einander 
nicht so sehr die auf den Durchschnitt abgestellte Rechtsordnung, als 
das Maf der sittlichen Hingabe an cinander entscheidend ist. Sorge 
nur jede Frau, »die den Rufe der Persönlichkeitsgeltung »vernommen;s, 
dafs sie, wenn überhaupt, einen ihrer würdigen und sie würdigenden 
Mann zum Gatten nehme und nicht um äufserer Dinge willen sich ver- 
greife. Dazu, dafs dies immer seltener geschehe, soll uns die Frauen- 
bewegung nicht zum mindesten durch die auch von der Verfasserin 
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betonte Erkenntnis, daß »die Erwerbsbildung für alle Mädchen ein 
immer unabweisbareres sittliches und wirtschaftliches Postulat ist« 
(S. 425) verhelfen. — 

Das 6. und letzte Kapitel des Buches wendet sich zunächst »zur 
modernen Ehekritik<e. Nach einer Besprechung der Einwirkung des 
Großkapitalismus auf Ehe, Ehescheidung und außerehelichen Geschlechts- 
verkehr, wobei demselben auf Grund statistischer Untersuchungen eher 
eine die Ehe fördernde Tendenz zugeschrieben wird (S. 510), wendet 
sich die Verfasserin zu einer Kritik derjenigen Argumentationen, welche 
ethisch motiviert, gegen die moderne Ehe erhoben werden. Sie be- 
spricht dabei zunächst die Tendenzen, die Unterordnung der Frau 
unter den Mann durch Herstellung völliger »sökonomischer Selbständig- 
keit derselben« zu brechen, zu diesem Zwecke die Familie als Wirt- 
schaftsgemeinschaft aufzulösen, die Tätigkeit der Hausfrau in derselben, 
etwa in Form von Zentralhaushaltungen, durch bezahlte Dienstleistungen 
zu ersetzen und die Frau im Hauptberuf auf außerhäuslichen Geldver- 
dienst zu verweisen. Sie weist diese Pläne unter besonderem Hinweis 
auf den dadurch bedingten Verlust an cthischen und psychischen 
Werten, welche durch die ökonomischen nicht ersetzt würden, und auf 
die eigene Höherwertung des Hausmutterberufs durch die Frau ent- 
schieden zurück (S. 518). Bei dieser Gelegenheit kommt die Verfas- 
scrin auch auf die vielfach ventilierten Projekte einer Mutterschaftsrente 
oder Mutterschaftsversicherung zu sprechen, deren Sinn sie auf dem 
Boden unserer Wirtschaftsordnung nicht in einer Förderung aufer- 
häusigen Geldverdienstes der Frau, sondern gerade in einer Beseitigung 
oder doch Minderung des Zwanges für die proletarische Mutter findct, 
ihren Mutterberuf zugunsten der Erwerbsarbeit ungebührlich zu ver- 
nachlässigen (S. 521). Mit zu den schönsten Partien des Buches ge- 
hören dann diejenigen (S. 522 ff.), welche sich gegen die Bestrebungen 
wenden, die moderne Ehe durch den Hinweis auf die Prostitution als 
ihre und der kapitalistischen Eigentumsordnung notwendige Begleiter- 


scheinung zu diskreditieren — cin Versuch, dem schon durch die 
historischen Ausführungen des Buches der Boden entzogen wird 
(S. 523 ff.) —, dabei aber auch auf allgemeinerem Ilintergrunde 


die Kernfrage nach dem sittlichen Wert der Einche :an siche auf- 
rollen und sie als Frage nach dem Zweck und Wert eines fortgesetzten 
Kampfes gegen die Schwachheit der menschlichen Natur zu beantworten 
suchen (S. 527). Dies aber ist die Üeberzeugung, der die Verfasserin 
Ausdruck gibt, dafs das Ringen zwischen Natur und Sittlichkeit keinem 
Individuum erspart werden kann und daß, um menschlicher Schwach- 
heit willen, nicht die Dignität der einmal erkannten Norm bei Strafe 
steigender seclischer Unkultur verkleinert werden darf (S. 527). »Eın 
ethisch höheres Ideal, als die mit der Absicht auf Dauer und Aus- 
schließllichkeit geschlossene monogame Ehe, ist bis heute nicht be- 
5ı* 
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kannt und für uns zur Zeit, nach dem Stande unseres sittlichen Er- 
kennens unausdenkbar« (S. 528). Dieser hohe sittliche Standpunkt 
prägt sich auch bei den folgenden Erörterungen über freie Geschlechts- 
verhältnisse und »freie Ehe« aus. Indem im Zusammenhange damit 
die Verbindung von staatlicher Unterdrückung der Konkubinate und 
Erleichterung der Prostitution gegeißelt wird (S. 536), läuft die Unter- 
suchung doch auf das Ergebnis hinaus, daß die Schaffung zweier ver- 
schiedener Ehearten durch die Rechtsordnung nicht allein in abseh- 
barer Zeit nicht wahrscheinlich, sondern auch für die Schätzung der 
Frau nicht wünschenswert sei (S. 540) und daß »die Konstituierung 
einer freien Ehe als Rechtsinstitut völlig entbehrlich ist, sobald die 
legitime Vollehe auf prinzipielle Gleichordnung der Gatten«e — ich 
sage von meinem Standpunkte aus: auf eine befriedigende Persönlich- 
keitsgeltung der Frau — »basiert und ihre Lösbarkeit in einer den be- 
rechtigten Ansprüchen moderner Menschen entsprechenden Art ge- 
regelt ist, sobald ferner die Rechtslage der unehelichen Mütter und 
Kinder mit dem modernen sozialen Empfinden in Einklang gebracht 
wirde (S. 546). 

In bezug auf die Ehescheidung nun hält die Verfasserin den 
jetzigen Rechtszustand, der im wesentlichen Scheidung nur bei schuld- 
vollem Verhalten eines Ehegatten zuläßt und durch die Praktikabilität 
des Scheidungsgrundes der »böslichen Verlassung« nur ungenügend ge- 
mildert wird (S. 549), nicht für ausreichend. Sie verlangt Wiederein- 
führung der landrechtlichen Scheidungsgründe gegenseitiger Einwilligung 
und einseitiger unüberwindlicher Abneigung (S. 550), wobei sie sich 
bemüht, Kautelen z. B. im Anschluß an den code in der Richtung zu 
schaffen, daf3 erst nach gewisser Dauer der Ehe die Frage ihrer Schei- 
dung ohne Verschulden aufgeworfen werden darf (S. 556). 

Den Fortschritt, den das BGB. für die Rechtsstellung der ehelichen 
Kinder gebracht hat, erkennt die Verfasserin an. Vom Standpunkte 
des auch in ihm herrschenden Mutterrechts plädiert sie aber noch für 
die Möglichkeit, den Vater im einzelnen Fall auch zu Zahlungen über 
das 16. Jahr hinaus zu verpflichten, um begabten Kindern den sozialen 
Aufstieg zu ermöglichen (S. 562), für subsidiäre Haftung der Eltern und 
Großeltern des Vaters wie im preußischen Landrecht (S. 564), für 
Bescitigung der exceptio plurium (S. 564), für ein gesetzliches Erb- 
recht des Kindes gegen den Vater selbst (S. 562), sowie dafür, daß zu- 
gunsten der idealen Interessen der unchelichen Mutter unter Ueber- 
tragung der elterlichen Gewalt an sie die bisherige Vormundschaft 
über das Kind in eine Beistandschaft (vgl. auch $ 1707) verwandelt 
werde. Aber auch die Frage, ob es sich empfehle, prinzipiell mit dem 
System des cinseitigen Mutterrechts zu brechen und das Rechtsver- 
hältnıs der unehelichen Kinder etwa im Anschluß an das der Kinder 
aus geschiedenen Ehen mit beiderseits schuldig erklärten Eltern ($ 1635) zu 
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regeln, bejaht die Verfasserin nach mannigfachen Erwägungen, um 
wenigstens einen Teil der unchelich Geborenen »der Degeneration und 
dem vergiftenden Bodensatz unserer Kultur zu entreißen«e und ihn 
dem höheren Kulturstande des Vaters zuzuführen. Daß es sich bei 
alledem »nur um einen Notbehelf handelt, darf man freilich nicht ver- 
gessen. Die Ehe ist cben für die Interessen des Kindes prinzipiell 
unersetzliche (S. 571). — 

Ich bin mit der Aufgabe, die ich mir unserem Buche gegenüber 
gesetzt habe, am Ende. Unter prinzipieller Wahrung meines bis zu 
gewissem Grade abweichenden Standpunktes habe ich sie doch nicht 
darin gefunden, Einzelheiten nörgelnd nachzuspüren, sondern mich auf- 
richtig in den Dienst des der Verfasserin und mir gemeinsamen Ge- 
dankens einer erhöhten Persönlichkeitsgeltung der Frau zu stellen, 
indem ich den Lesern dicser Zeitschrift ein ungefähres Bild von der 
Vielseitigkeit der in dem Buch behandelten Gegenstände und Fragen 
gegeben habe. Aber nicht die Lektüre zu ersetzen, sondern zu ihr an- 
zuregen war ich willens. Die Freude, die sie mir bereitet hat, möchte 
ich auch Anderen verschaffen. Sie muß auch derjenige empfinden, der 
vom Standpunkt der Verfasserin noch weiter abweicht, als ich es tuc. 
Die Schönheit und Klarheit der Sprache, die Gabe der Verfasserin zur 
Veranschaulichung auch ferner liegender Gegenstände, ihr aufrichtiges 
Streben nach unbefangener Prüfung und nach Abweisung extremer 
Ansichten, nur selten durchbrochen von Spuren ungerechten Urteils 
und nicht überall gerechtfertigter Bitterkeit, die Tiefe ihrer Sittlichkeit 
und der Mut ihrer Ueberzeugung, die Verknüpfung historischer, öko- 
nomischer, philosophischer und juristischer Bildung in gegenseitiger 
Durchdringung wird dem Buche immer weitere Kreise zuführen. Frei- 
lich erfordert sein Umfang ein nicht ganz kurzfristiges Studium, und 
vielleicht darf die Erwägung angeregt werden, es durch eine gedrängte 
Volksausgabe, bei der wohl manches namentlich in den historischen und 
das Ausland betreffenden Partien fortgelassen oder gekürzt werden könnte, 
auch weiteren Kreisen von Männern und Frauen zugänglich zu machen 
und dieselben für die Beschäftigung mit so wichtigen Fragen, wie es 
die, die Hälfte unseres Volkes unmittelbar, die andere Hälfte mittel- 
bar angehenden Fraucnfragen sind, zu gewinnen. 
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Tugan Baranowsky als Sozialist. 


Von 


ED. BERNSTEIN. 


(Tugan Baranowsky, Dr. Michael, Der moderne Sozialıs- 
mus in seiner geschichtlichen Entwicklung. Dresden 1908, O. V. Böh- 
mert. 197 S.) 

Bisher dem deutschen Publikum durch wertvolle ökonomische 
Unsersuchungen und eine kritische Abhandlung über die theoretischen 
Grundlagen des Marxismus bekannt, tritt Tugan Baranowsky ihm in 
diesem Buch als Erklärer des Sozialismus gegenüber. Und zwar nicht 
als rein akademischer Erklärer, dem der Sozialismus nur ein wissen- 
schaftliches Objekt ist, wie einem andern ein Stück alter Geschichte 
oder eine algebraische Formel, sondern als einer, der selbst dazu 
gehört. Der Petersburger Hochschullehrer gibt sich rückhaltlos als 
Sozialist zu erkennen, wenn auch nicht gerade als marxistischer Sozialist 
im Schulsinne dieses Wortes. Tugan Baranowsky bekennt sich im 
wesentlichen zur Kantischen Ethik und würde als ethischer Sozialist 
zu bezeichnen sein, wenn dieses Wort nicht schon in Gebrauch wäre 
für Leute, welche den Sozialismus abschwächend in lauter Ethik auf- 
lösen möchten. Von Abschwächung ist aber bei ihm keine Rede. Die 
Ethik ist Tugan das Mittel, den Marxismus dort zu ergänzen, wo dieser 
zu objektivistisch erscheint, ihm Lebenswärme zu geben, wo er in 
kühlen Historismus zu verfallen Miene macht. Gleichwertigkeit 
der menschlichen Persönlichkeit ist sein Ausgangspunkt, 
Gleichheit der Rechte, gleicherAnspruch aller auf 
Glück sein naturrechtliches Postulat, gleiche Entlohnung jeder 
Art von Arbeit — mit Ausnahme allenfalls der besonders mühseligen 
groben Arbeiten, die höher entlohnt werden mögen — eine seiner 
ökonomischen Grundforderungen. Man könnte ihn somit als 
Gleichheitssozıalist bezeichnen, wie er denn auch für die 
Gleichheitssozialisten der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts eine ganz 
besondere Sympathie an den Tag legt. 
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Es ist — um dies gleich vorauszuschicken — angesichts dieses 
Umstandes nicht recht erklärlich, warum Tugan Baranowsky in seinen 
geschichtlichen Exkursen so ganz und gar bei Babeuf vorübergeht, der 
doch als der unmittelbare Vater des naturrechtlichen Gleichheitskommu- 
nismus bezeichnet werden muß. Babeuf darf bei einer geschichtlichen 
Darstellung des Sozialismus im ıg. Jahrhundert um so weniger über- 
gangen werden, als die Entwicklungslinie, die von ihm ausgeht, ebenso 
zu Marx führt, wie die von den drei grossen Utopisten ausgehende 
Linie. Auch im Chartismus, dessen Theorienarmut Tugan Baranowsky 
so scharf betont, läßt sich der Einfluß Babeuf’s verfolgen. Bronterre 
O’Brien, der Uebersetzer der »Konspiration des Egaux«, war lange 
Zeit der beliebteste Schriftsteller und Redner der Chartisten. Im be- 
rühmten Artikel der No. 35 seines » Volkstribun« hat Babeuf aufs schärfste 
gegen die Ungleichheit der Löhne polemisiert, die Tugan Baranowsky 
ebenfalls verwirft. Er erklärt es dort als »wider alles Recht, daf3 der 
Arbeitstag dessen, der Uhren macht, zwanzigmal höher gewertet wird, 
als der Arbeitstag dessen, der Furchen zieht«, es sci »abgeschmackt 
und ungerecht«, die Intelligenz höher zu bezahlen als die physische 
Arbeit«. In jenem Artikel finden wir auch den Gedanken eines »neuen 
Auszugs auf den heiligen Berg«, diesen Vater des heiligen Monats der 
Chartisten, und das Anathema wider das Erbrecht, das in die Saint- 
simonistische Lehre übergegangen ist. Kurz, Babeuf hätte in der Reihe 
der Sozialisten, die T.-B. vorführt, nicht fehlen dürfen. 

Das ist indes zwar eine Lücke, aber kein den wesentlichen Gc- 
dankengang des Buches berührender Fehler. Dieses beansprucht nicht 
die ganze Genesis des Idcengcehalts des Sozialismus zu geben. Der 
Verfasser greift auf eine Reihe Vertreter des älteren Sozialismus zurück, 
weil er bei diesen wissenschaftliche Elemente des Sozialismus findet, 
die im Marxismus nach seiner Ansicht fehlen. Er halte den sog. utopi- 
schen Sozialismus, erklärt er, »in manchen Beziehungen für mehr wissen- 
schaftlich, als den Marxismus<«. Ein Ausspruch, der selbst viele Leute 
verblüffen wird, die sonst nicht zu den unbedingten Anhängern von 
Marx gehören, und für den ein formgerechter Beweis vom Verfasser 
nicht geliefert wird. Er begnügt sich, sein Beweismaterial vorzuführen 
und zu analysieren, überläft aber die Geygenüberstellung mit den ent- 
sprechenden Elementen der Marxischen Lehre meist, das Ziehen der 
Bilanz durchgängig dem Leser. 

Ist das ein Fehler? Ich glaube nicht. Der Gegenstand unseres 
Buches ist keine Kritik des Marxismus, die Tugan anderwärts geliefert 
hat, sondern eine Vorführung der Ideen des Sozialismus im allgemeinen. 
Nun behauptet T.-B., und dies mit Recht, dafs in den Schriften von Marx 
gar keine Theorie des Sozialismus stecke, sondern nur »die Theorie der 
kapitalistischen Entwicklung, die zum Sozialismus führt«. Dieser Theorie 
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zollt er die größte Anerkennung. Trotzdem er sie in cinzelnen Punkten 
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für verbesserungsbedürftig erklärt, ist ihm das sie zusammenfassende 
Hauptwerk von Marx, das »Kapital«, die größte soziologische Leistung 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Und ferner erklärt er, daß 
Marx in der Praxis die Utopisten durch die Lehre vom Klassenkampf 
vollständig geschlagen habe. Aber die von Marx — im Verein mit 
Fr. Engels — aufgestellte kapitalistische Entwicklungstheorie und Lehre 
vom Klassenkampf erledigen das Thema des Sozialismus nicht, und so 
bleiben noch mancherlei Punkte übrig, auf die frühere Sozialisten 
großes Gewicht gelegt hatten, während Marx — zum Teil im Hinblick 
darauf — sie entweder garnicht oder nur ganz beiläufig behandelt. In- 
dem T.-B. mit Bezug auf sie die alten Sozialisten zum Wort kommen 
läßt und ihre betreffenden Ausführungen kommentiert, genügt er seiner 
Aufgabe. Zumal dem Leser des Buches von vornherein und an immer 
neuen Stellen gesagt wird, worin für T.-B. der Kardinalfehler im Marx- 
schen Lehrgebäude liegt; in der ungenügenden Berücksichtigung und 
Begründung der Willensmomente, insbesondere der ethischen 
Elemente des Sozialismus. 

Hier eine beiläufige Bemerkung. Ich habe es mir zum Gebot ge- 
macht, Kontroversen mit meinen Parteigenossen, sobald sie nicht rein 
im Wissenschaftlichen bleiben können, nur in sozialdemokratischen 
Zeitschriften zu führen. Sonst wäre dies der Ort auf die Artikel K. 
Kautskys in der »Neuen Zeit« einzugehen, die am Tuganschen Buch 
Gegenkritik üben. Aber der Charakter dieser Artikel schließt es aus. 
Sie gehen ganz darın auf, Ausführungen Tugan Baranowskys so zu 
deuten, daf3 sie den Kritiker in den Stand setzen, zum, Ich weiß nicht, 
wievielten — ich wage nicht zu hoffen, aller allerletzten Mal — die 
»Verelendung und den Zusammenbruch« dessen zu proklamieren, was 
er als den sozialistischen Revisionismus bezeichnet. Auf den thco- 
retischen Grundgedanken des Buches geht Kautzky dagegen so 
wenig ein, daß er es fertig bekommt, cs für eine Widerlegung der 
Marx-Kritik Tugans zu halten, daß Marx das Proletariat für den Träger, 
und den Klassenkampf des Prolctariats für den Realisierer des Sozia- 
lismus bezeichnet hat, eine Tatsache, die niemand unbekannt geblieben, 
weder von Turgan Baranowsky noch von irgend einem Revisionisten 
ignoriert worden ist. 

Warum handelt es sich aber für Tugan Baranowsky, wenn er dem 
Marxismus die theoretische Vernachlässigung der Willensmomente vor- 
wirft? Die Frage nach den Trägern des Willens kommt da gar 
nicht in Betracht. Nicht um das O b des Vorhandensecins solcher Träger, 
sondern um das Wie des Gegensatzes, bezw. dessen Form und Be- 
gründung handelt es sich. Hier ist nach Tugan der Marxismus 
lücken- und mangelhaft. 

Gleich das erste Kapitel »Die Ausbeutung der arbeiten- 
den Klassen durch die Nichtarbeitenden« sucht dies 
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zu beweisen. Tugan knüpft daran an, daß der Sozialismus diese 
Ausbeutung als die Erbsünde der bisherigen Gesellschaften betrachtet 
und sie ausrotten will, und meint, demgemäß sei die Ausbeutung s- 
lehre die Grundlage der sozialistischen Gesellschaftskritik. Nun gibt 
es aber, von Zwischenbildungen abgeschen, solcher Lehren zwei, die 
grundverschieden von einander sind: die ältere rechtsphiloso- 
phische der Gleichheitssozialisten und vieler Utopisten, und die an 
Ricardos Werttheorie anknüpfende ökonomische, als deren Vollen- 
dung die Marxsche Mehrwertichre gilt. Welche ist die beweiskräftigere ? 
Selbst angenommen, dafl die Marxsche Mehrwertlehre richtig ist, was 
sie aber nach Tugan Baranowsky nicht ist, würde ihr der Preis nicht 
gebühren. Denn genauer zugesehen ist sie überhaupt keine Ausbeu- 
tungslehre, eine so große Rolle bei Marx auch das Wort Ausbeutung 
oder Exploitation spielt. Höchstens wenn der Kapitalist dem Arbeiter 
nur das zum platten Leben unbedingt Notwendige zahlt, wo 
er dann nach Marx die Arbeitskraft des Arbeiters unter ihrem 
Wert kauft, könnte im Geist der Marxschen Werttheorie von Aus- 
beutung die Rede sein. Zahlt der Kapitalist dem Arbeiter aber das 
zum Leben gewohnheitsmäßig Notwendige, dann kauft er, 
nach Marx, dessen Arbeitskraft zu ihrem Wert, und dann liegt in 
ihrer normalen Ausnutzung noch nicht schlechthin eine Ausbeutung, 
in welchem Wort, auf menschliche Beziehungen angewendet, 
stets der Begriff der Verletzung eines Rechtsgedankens oder 
moralischen Prinzips eingeschlossen liegt. Wenn Marx, der 
selbst erklärt, der Kauf der Arbeitskraft zu ihrem Wert sei »kein Unrecht 
gegen den Arbeiter« weiterhin den Ausdruck Ausbeutung für das Ver- 
hältnis braucht, so ist das, so sehr es der Wirklichkeit entsprechen mag, 
theoretisch ganz willkürlich. Von einem Beweis, daß ein Moralprinzip 
verletzt wird, von einer Bezichung auf ein solches ist bei ihm nicht die 
Rede. Damit schwebt, wie Schreiber dieses schon vor Jahren ausge- 
führt hat, die Mchrwertstheorie als Ausbeutungslehre in der Luft. Stimmt 
man dann noch Tugan Baranowsky zu, da die Werttheorie, auf der 
die Mehrwertslehre fult, falsch ist — und daß sie das nicht ist, wo- 
für sie sich ausgibt, kann heute kaum noch bestritten werden — 
so bleibt nichts übrig, als die völlige Unzulänglichkeit der Marxschen 
Beweisführung festzustellen. 

Damit ist aber natürlich noch nichts darüber gesagt, ob der Ar- 
beiter nicht doch ausgebeutet wird. Anders wenn man sich auf den 
Standpunkt stellt, daß ungleiche Bezahlung der Arbeiter dem Rechts- 
gedanken widerspricht. Dann lehrt ein Blick auf die tatsächlichen 
Ungleichheiten in der Gesellschaft, auf die Armut der lohnarbeitenden 
Klassen und den Reichtum der Kapitalisten und Unternehmer, daß der 
Lohnarbeiter ausgebeutet wird, dann läßt sich auf die Darstellung der 
realen Tatsachen des sozialen Lebens mit seiner Beherrschung der 
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Besitzlosen durch die Besitzenden, der Festsetzung von dem Rechts- 
gedanken widersprechenden Rechtsnormen durch diese, eine Ausbeu- 
tungstheorie aufbauen, der man folgerichtige Deduktion und innere 
Geschlossenheit nicht abstreiten kann. Und das haben nach Tugan die 
Saintsimonisten und vor allem der aus ihrer Schule hervorge- 
gangene Henry Pecqueur fertig gebracht. In ihren Arbeiten, sagt 
Tugan, »hat die Ausbeutungslehre den höchsten Grad von Klarheit 
erreicht« (S. 43). 

Aber auch von Wissenschaftlichkeit? Wenn die Einrichtung einer 
Gesellschaft Sache reinen Wollens wäre, wenn es ganz vom Belieben 
einer Behörde, eines Wohlfahrtsausschusses oder einer Volksabstimmung 
abhinge, die Gleichwertigkeit der Arbeiten zu dekretieren, um sie zur 
Wahrheit zu machen, so wäre die Deduktion, daß ungleiche Entlohnung 
Ausbeutung heißt, sicherlich die höchste Wissenschaftlichkeit. Denn 
in jeder differenzierenden Wertung steckt ein größeres oder kleineres 
Stück Willkür, die in diesem Falle Ausbeutung dessen hieße, dessen 
Arbeit geringer eingeschätzt wird, wie die eines andern. Die Voraus- 
setzung trifft aber bekanntlich nicht zu. Gesellschaften, Sitten, Schät- 
zungen lassen sich nicht nach Belieben per Dekret ändern, und so ist 
jene Ausbeutungslehre zwar sehr logisch, aber zugleich auch sehr leer, 
sie unterscheidet sich von der Marxschne Doktrin durch ihre Wider- 
spruchslosigkeit, aber auch durch ihre Inhaltlosigkeit und Zeitlosigkeit, 
oder vielleicht besser Geschichtslosigkeit. Ihr Ausgangspunkt 
ist eine große petitio principii. Unter bestimmten gesellschaftlichen 
Verhältnissen kann es in der Tat Ausbeutung sein, wenn der Uhr- 
macher höher entlohnt wird, wie der Ackersknecht. Unter andern 
Verhältnissen aber würde Gleichheit der Entlohnung Ausbeutung heißen, 
und zwar Ausbeutung dessen, dem die Natur und Bedingungen seiner 
Arbeit ein kostspieligeres Leben -auferlegen als dem andern. Die Be- 
zeichnung als Ausbeutung setzt einen bestimmten Gesellschaftszustand, 
d. h. zuletzt eine bestimmte Produktionsweise voraus. Einen 
Maßstab anlegen, der einem nicht bestehenden Gesellschaftszustand ent- 
spricht, und auf Grund der bloßen Tatsache, daß die bestehenden 
Entlohnungsverhältnisse diesem Mafistab nicht entsprechen, sie als Aus- 
beutung bezeichnen, kann nicht als wissenschaftliches Verfahren aner- 
kannt werden; dazu gehört denn doch etwas mehr. Und gerade das 
Moment, das erfordert ist, einer Ausbeutungslehre Inhalt zu geben, 
liefert die Marxsche Theorie in der Analyse der Produktionsweise und 
Produktionsentwicklung. Sie enthält Widersprüche, aber sie hat Sub- 
stanz, sie fult auf erwiesenen Eintwicklungstendenzen, und ist so im 
Prinzip positiv wissenschaftlich, während die Saintsimonistische nichts 
anderes ist, als äusserlich korrekte, aber unrealistische Spekulation. 

Tugan sicht das ganz gut cin und ergänzt sie daher durch die 
Marxsche Kategorie der Mchrarbeit, d. h. der Arbeit, die der 
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Arbeiter über das Aequivalent des Lohns hinaus leisten muß, den er 
empfängt. Indes diese Kategorie liefert zwar die Grundlage für 
die Bemessung des Ausbeutungsgrades, aber sie ist nicht selbst 
dieser Gradmesser; selbst dann nicht, wenn wir von der Gleichheit 
aller Menschen und ihrer ethischen Gleichwertigkeit ausgehen. Auch 
dann müssen wir die Bedingungen des Wirtschaftens, eine ganze Reihe 
andrer Kategorien, heranziehen, um Tatsache und Grad der Ausbeu- 
tung feststellen zu können. Die Mängel der Werttheorie haben Tugan 
Baranowsky, scheint es, einen ganz unbändigen Widerwillen gegen den 
Begriff »Wert« eingeflößt, sobald die Oekonomie in Betracht kommt. 
So hat er, vielleicht durch den Schreiber dieses verführt, der Arbeits- 
werttheorie eine Arbeitskostentheorie gegenüber gestellt, nach der die 
menschliche Arbeit die alleinige Substanz der Arbeitskosten, und aller 
über den Lohn hinausgehende Ertrag der menschlichen Arbeit Ausbeu- 
tung ist, so daf} das Verhältnis von Lohn und Ertrag gleichzeitig den Maß- 
stab für die Produktivität der Arbeit und für die gesellschaftliche Aus- 
beutungsrate abgibt. Das hat allerdings den Vorzug großer Einfach- 
heit und rein empirischer Anschaulichkeit für sich. Handelt es sich 
darum, die Tatsache der Mehrarbeit zu beweisen, so genügt es ge- 
wiß, die Summe der Löhne und ähnlichen Einkommen der Summe 
des Gesamtertrages der Wirtschaft gegenüber zustellen, und ebenso 
kann das Verhältnis beider Summen die Produktivität der menschlichen 
Arbeit illustrieren. Hierbei würde jedoch schon unbeantwortet bleiben, 
ob nicht die Lohnsumme selbst ein Stück gestiegener Produktivität 
der Arbeit repräsentiert. Weiter aber würde das Zusammenwerfen des 
ganzen über den Lohn hinausgehenden Ertrages der Arbeit als Aus- 
beutungsmasse die Ignorierung aller sozialen Funktionen bedeuten, dic 
von Nichtlohnempfängern erfüllt werden. 

Eine solche Veräufßerlichung der Theorie kann aber nicht als 
ein Fortschritt über Marx hinaus betrachtet werden. Sie käme 
einem Zurückfallen auf Oekonomen von der Art William Pettys oder 
von Sozialisten, wie John Bellers, gleich, deren Darstellung der 
Mehrarbeit außerordentlich greifbar war, so daß man sie fast als 
ökonomische Sensualisten mit ihrem Zeitgenossen John Locke in 
Parallele stellen könnte. Nun hat das Zurücksreifen auf frühere 
Theorien sicher seine Berechtigung. Mancher Philosoph nimmt gern 
einmal wieder den alten Locke zur Hand, und von Petty und Bellers 
empfängt man manche frische Anregung. Ich brauche aber den Kan- 
tianer Tugan nicht erst darauf aufmerksam zu machen, daf3 solches 
Zurückgreifen nur dann kein Zurückfallen ist, wenn das inzwischen 
für die Erkenntnis Errungene gleichzeitig seine volle Berücksichtigung 
findet. Und das vermisse ich in seiner Theorie. Eine rein ethische 
Werttheorie kann uns über wirtschaftliche Beziehungen nur innerhalb 
schr enger Grenzen etwas sagen. Sie reicht aus zum Verurteilen aber 
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nicht zum Beurteilen solcher Beziehungen. Sie mag für das alte 
Schlagwort »die Armen gegen die Reichen« genügen, sie sagt uns aber 
nicht genug für die differenzierten Formen dieses Kampfes in der 
Gegenwart und die spezifische Form des Kampfes der modernen Ar- 
beiterklasse mit dem kapitalistischen Unternehmertum. So Richtiges 
Tugan Baranowsky über die Mängel der Marxschen Werttheorie und 
ihre irrige Ableitung von Ricardo sagt, so kann seine Abrechnung mit 
ihr doch nicht befriedigen. 

Im zweiten Kapitel »Konzentration der Produktion und der Ein- 
kommen und die Verelendung der arbeitenden Klassen« zeigt Tugan 
Baranowsky, wie sowohl die Theorie der Konzentration der Produk- 
tion und Vermögen, wie die Verelendungstheorie vormaxistischen Ur- 
sprungs sind, und wie sie spezicll von Charles Fourier und seiner 
Schule scharf betont wurden. Fourier war geradezu der Psalmist 
des Grofibetriebes. Marx hat die Theorie weiter entwickelt und 
tiefer begründet, ist aber vor Irrtümern nicht bewahrt geblieben. So 
stellt auch Tugan Baranowsky fest, daß die Konzentration der Ver- 
mögen sich nicht in der von Marx verkündeten Form vollzogen hat. 
Hinsichtlich der sogenannten \Verelendungstheorie weist Tugan 
Baranowsky sehr scharf die Versuche der Marx-Orthodoxie zurück, 
auf Grund gelegentlicher Feststellungen von Marx zu bestreiten, daß 
dieser sich in seinem Hauptwerk — »das Kapitale — auf den Boden 
jener Theorie gestellt habe. Der Streit hat kaum noch irgendwelche 
Bedeutung für Theorie oder Praxis, immerhin seien als Beweis dafür, 
daß die von Tugan Baranowsky vertretene Auffassung die richtige ist, 
zwei Stellen aus dem Vortrag angeführt, in dem Marx am zo. Juni 
1865 — d.h. zur Zeit, als er das »Kapital« vollendete — im General- 
rat der Internationale das Fazit seiner bezürlichen Untersuchungen 
entwickelte. Dort heift es: 

»Diese wenigen Andeutungen werden genügen, um zu zeigen, 
dafs gerade die Entwicklung der modernen Industrie allmählich 
die Wage zugunsten der Kapitalisten gegen den Arbeiter 
senken muß, und daß folglich die allgemeine Tendenz 
der kapitalistischen Produktion nicht dahin geht, den durch- 
schnittlichen Normallohn zu heben, sondern ıhn zu 
senken, das heißt den Wert der Arbeit mehr oder weniger 
auf scine Minimumpgrenze zu drücken.« 

Die Arbeiter dürften allerdings darum den Koalitionskampf nicht 
aufgeben, wenn sie nicht vollständige Hungerleider werden wollten, 
aber ihre Bemühungen, die Löhne zu heben, scien »in neunundneunzig 
aus hundert Fällen nur Bemühungen, den gegebenen Wert der Arbeit 
(lies: Arheitskraft) aufrechtzucrhaltene. Die Arbeiter dürften 
daher nicht vergessen, daß sie »mit Wirkungen und nicht mit den Ur- 
sachen dieser Wirkungen zu kämpfen, daß sie (durch ihre Kämpfe) 
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die Abwärtsbewegung aufhalten, aber deren Rich- 
tung nicht verändern«. Und Marx falit sich schließlich dahin 
zusammen, daß es »dıe allgemeine Tendenz der kapitalistischen 
Produktion ist, den durchschnittlichen Normallohn nicht 
zuheben, sondern zu senken, daß die Gewerkschaften »wirk- 
sam sind als Zentren des Widerstands gegen Uebergriffe des Kapitals, 
»aber«e im allgemeinen ihren Zweck dadurch verfehlen, daß 
sie sich auf einen Guerillakrieg gegen die Wirkungen des gegenwärtigen 
Systems beschränken, statt gleichzeitig auf seine Umwandlung hinzu- 
arbeiten«e. (Vortrag über Lohn, Preis und Profit, Separatausgabe 
S. 45°46). 

Das war die Theorie von Marx, und ob man sie nun für richtig 
hält oder nicht, so soll man sie nicht zu ctwas anderm auszerren. Sie 
verkündet nicht bloß, daß die Löhne mit der steigenden Produktivität 
der Arbeit nicht Schritt halten (ərelative Verelendunge), sondern daß sie 
positiv zu fallen streben (»positive Verclendung:) und daß die Gewerk- 
schaften dies Fallen zeitweise aufhalten, aber nicht beseitigen können, 
solange sie nicht die kapitalistische Produktionsweise selbst beseitigen. 

Die tatsächliche Entwicklung zeigt nun allerdings ein andres Bild, 
eine mäßige Verringerung des Elends, eine Hebung des l.ohnniveaus 
gewisser Schichten der Arbeiterschaft. Hinsichtlich der Betriebsform 
erhalten sich in der Landwirtschaft Klein- und Mittelbetriebe, und 
auch in Handel und Gewerbe zeigen die Mittelschichten cine größere 
Zähigkeit, als Marx angenommen. Trotzdem mildern sich, führt Tugan- 
Baranowsky aus, die sozialen Gegensätze im Schofße der Gesellschaft 
nicht. Während Klein- und NMittelbetriebe sich nur in gewissen 
Zweigen erhielten, in andern aber positiv zurückgingen, nehmen die 
Grofibetriebe immer mehr zu. Es finde zunehmende Proletarisierung 
vordem selbständiger Existenzen statt, zunehmende Spaltung in Kapi- 
talısten und Proletarier und damit Verschärfung der sozialen Gegen- 
sätze. Das aber ist, mit Ausnahme der Schlufßbemerkung, im wesent- 
lichen, und manchmal fast wörtlich, dasselbe, was diejenigen deutschen 
Sozialisten vertreten, die man Revisionisten nennt. Die Schlußbemer- 
kung »Verschärfung der sozialen Gegensätze« ist freilich deutungsfähig. 
Soll sic sagen, daß gegensätzliche Interessen sich unvermittelter, als 
früher, gegenübertreten und so verschärfen, so stünde das in keinem 
Widerspruch zur revisionistischen Theorie, die wohl die Notwendigkeit 
der Verschärfung der Formen der sozialen Kämpfe bestreitet, nicht 
aber die der Kämpfe selbst, deren ÖOrganısierung sie ja besonders 
energisch betont hat. Man kann nun freilich aus dem Satz auch 
anderes herauslesen, findet aber keine Stelle bei Tugan Baranowsky, 
die eine andre Interpretation rechtfertiste. 

Es ist das ewige Leiden aller Geisteswissenschaften, daß sich viele 
der Begriffe, mit denen sie arbeiten müssen, nicht so genau begrenzen 
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lassen, wie die Formeln und Zeichen der Naturwissenschaften. Tugan 
Baranowsky spricht, wie wir gesehen haben, von »zunehmender Prole- 
tarisierunge. Er versteht darunter Zunahme der Proportion von wirt- 
schaftlich Abhängigen. Der überlieferte Sinn des Begriffes »Proletarier« 
ist aber ein solcher, daß die Worte »zunehmende Proletarisierunge« 
zugleich immer wieder an zunehmende Verelendung denken lassen, 
während tatsächlich der Uebergang von wirtschaftlicher Selbständigkeit 
zu wirtschaftlicher Abhängigkeit in einem großen Prozentsatz der Fälle 
wirtschaftliche Verbesserung heißt. Sind es doch nur Zwergunternehmer 
oder Hausindustrielle, die als Klasse abnehmen, während die Selb- 
ständigen mit mehr als einem Gehilfen sich stärker vermehren, als der 
Bevölkerungsdurchschnitt?). 

Außerdem darf man nicht vergessen, daß es nicht so sehr die 
Summe der Gegensätzlichkeiten in der Gesellschaft ist, die eine Ver- 
größerung erfahren hat, als die Schichtung der verschiedenen 
Interessenten. Kleinmeister etc., die ihre Selbständigkeit verlieren, 
werden aus Konkurrenten zu solidarischen Lohnarbeitern, ehedem 
selbständige Kaufleute zu Angestellten, die sich mit dem Fortgang der 
Entwicklung der Gemeinsamkeit ihrer Interessen immer mehr bewußt 
werden, und so weiter. Daher kann man mit Fug und Recht von 
einer zunehmenden Solidarisıerung der Gesellschaft 
sprechen. 

In dieser Verbindung ıst daran zu erinnern, dafs es kein andrer 
als Charles Fourier war, der den Gesellschaftszustand, der auf den 
der freien Konkurrenz folgen werde, als die Periode des Garantis- 
mus, d.h. der sozialen Sicherstellungen bezeichnet hat. 
Ich habe scinerzeit im Nachtrag zu meiner Abhandlung »Wie ist wissen- 
schaftlicher Sozialismus möglich?« darauf aufmerksam gemacht und 
hervorschoben, wie sehr der Gang der wirtschaftlichen Entwicklung 
und Gesetzgebung diese Vorhersage schon verwirklicht hat, allerdings 
zum Teil in Formen, die Fourier nicht voraussah und auch nicht voraus- 
sehen konnte. Tugan Baranowsky geht auf diesen Punkt näher cin und 
zeigt in anziehender Weise, wie der Gesellschaftskritiker und Geschichts- 
philosoph Fourier über den Erfinder Fourier triumphiert hat. Fourier 
glaubte, durch das Phalansterium die Periode des Garantismus über- 
springen zu können. Aus dem Phalansterium ist nichts geworden und 
wird nichts werden, aber der Garantismus ist mitten in voller Ent- 
faltuner. 

In Anknüpfung an Fourier behandelt Tugan Baranowsky des 


1) »Proletarisierung im Sinne fortschreitender Trennung des Arbeiters von 
seinem Arbeitsmittel: ja; Proletarisierung im Sinne fortschreitender Verelendung: 
neins, H. Rauchberg, Die Berufs- und Gewerberählung im Deutschen Reich vom 
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ferneren das Thema der Verwüstungen des Kapitalismus, das den In- 
halt des dritten Kapites bildet. Mit ihm schließt der erste, vorwiegend 
kritische Teil des Buches ab. Der zweite behandelt in drei Kapiteln 
die »sozialistische Gesellschaftsordnung«, der drittte in zwei Kapiteln 
die »Verwirklichung der sozialistischen Gesellschaftsordnung«. Grund- 
sätzlich neuen Gedanken begegnen wir da nicht, und was könnte auch in 
bezug auf diese viel und unter den verschiedensten Gesichtspunkten 
behandelten Themata grundsätzlich neues gesagt werden, was nicht pure 
Phantastik wäre? Aber daß sie eine neue Form der Behandlung ver- 
tragen und durch eine neue Anordnung und Beleuchtung des Stoffes 
ncue Anziehungskraft auf den Leser ausüben können, das lehren diese 
Kapitel. Tugan Baranowsky verteidigt lebhaft die Vorzeichnung der 
Grundlinien eines sozialistischen Zukunftsstaates. Die Marxisten hätten 
nur deshalb auf sie verzichten können, weil sie ihnen von ihren Vor- 
gängern schon überliefert war. Ohne eine bestimmte Vorstellung von 
einem solchen Staatswesen hätte es keinen Sinn, sich Sozialist zu 
nennen und für ein Unbekanntes, das man Sozialismus oder Kommu- 
nismus tauft, zu kämpfen. Es rechtfertige sich also auch hier ein 
Zurückgreifen auf den älteren Sozialismus, der durchaus nicht in allen 
Dingen utopistisch war, sondern viele fruchtbare Gedanken über die 
Grundzüge einer sozialistischen Gcsellschaftsordnung entwickelt hat. 
Die sozialistischen Systeme selbst werden von Tugan Baranowsky 
in vier Gruppen eingeteilt und besprochen, und zwar unterscheidet er 
den zentralistischen Sozialismus und Kommunismus, den korporativen 
Sozialismus, den födcralistischen Sozialismus, und den Anarchismus. 
Als Vertreter des zentralistischen Sozialismus führt er die Saintsimo- 
nisten (Bazard, Pecqueur), Rodbertus, die Marxisten oder vielmchr K. 
Kautsky, sowie Ed. Beilamy vor, als typischen Vertreter des zentra- 
listischen Kommunismus Etienne Cabet. Das Unterscheidungsmerkmal, 
das Sozialismus und Kommunismus trennt, ist nach ihm die Frage 
des persönlichen Einkommens. Wo wir noch die Kategorie des per- 
sönlichen Einkommens (als cincer Wertsumme) vorfinden, haben 
wir es mit einem sozialistischen System zu tun, wo diese Kategorie 
fehlt, mit dem Kommunismus. Eine meines Erachtens sehr brauch- 
bare, alle sonst üblichen an Schärfe übertreffende Unterscheidung. 
Nach dem weiter oben über secin Rechtsideal Ängeführten braucht es 
kaum noch erwähnt zu werden, daf für Tugan Baranowsky der Kom- 
munismus das Endziel ist. Aber er akzeptiert den Sozialismus bezw. 
eine Mischung von Sozialismus und Kommunismus als Uebergangszu- 
stand, wie cr denn überhaupt Gegner der Katastrophentheorie ist und 
die allmähliche Verwirklichung sozialistischer Mafßregeln für den besten 
Weg zum Sozialismus hält. Den Anarchismus, den bei ihm Godwin, 
Proudhon, Krapotkin vertreten, erklärt er für undurchführbar, als 
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Prinzips. Ebenso hält er die Aufnahme föderalistischer Einrichtungen 
für zweckmäßig, zieht aber als Fundamentalprinzip den Zentralismus vor. 
Als Vertreter des föderativen Sozialismus werden Owen, W. Thompson, 
Ch. Fourier, und von Neueren Dühring und Fr. Oppenheimer vorge- 
führt, als Vertreter des korporativen Sozialismus (Produktivgenossen- 
schaften- oder Verbände) Louis Blanc, Ferd. Lassalle, J. Jaurès und 
Th. Hertzka. Ihre Vorschläge seien als Uebergangsmittel brauchbar. 

Gegen Auswahl und Einreihung der Sozialisten wäre hier und da 
etwas einzuwenden. So gehört meines Erachtens Proudhon, trotzdem 
er sich s. Zt. Anarchist nannte, zu den Föderalisten und und nicht zu 
den Anarchisten. Und als Vertreter des zentralistiichen Kommunismus 
hätte, wie schon bemerkt, Babeuf nicht übergangen werden sollen. 
Die Einteilung selbst jedoch erweist ihre Berechtigung durch die 
Fülle fruchtbarer Betrachtungen, zu denen sie dem Verfasser Gelegen- 
heit bictet. 

Der Umstand, daß Tugan Baranowsky kein System absolut ver- 
wirft, wird ihm vielleicht den Vorwurf des Eklektizismus zuziehen. Ich 
weiß nicht, ob er ihn schmerzen würde, aber ich bin durchaus der 
Ansicht, daß er unberechtigt wäre. Er träfe nur dann zu, wenn es 
dem Sozialismus Tugan Baranowskys an einem einheitlichen Grund- 
gedanken fehlte, der als leitender Faden das Ganze durchdringt. Der 
ist aber, wie wir gesehen haben, in starker Ausprägung vorhanden. 
Die Zulassung verschiedener Mittel und Anwendungsformen dagegen 
ist die einfache Folge oder Widerspicgelung der Tatsache, daß unsere 
Gesellschaft ein außerordentlich verwickelter Organismus ist, der sich 
nicht beliebig nach einem Schema modeln läßt, sondern eine Vielheit 
von Organen und Verwaltungsformen erheischt, die auf seinen ver- 
schiedenen Entwicklungsstufen in verschiedenartiger Stärke Geltung 
erhalten. Einen Gesellschaftszustand, der nur ein Prinzip in voller 
Reinheit vertreten hätte, hat es, scit wir Staaten haben, nicht gegeben. 
Ehe noch dic letzten Reste feudalistischer Einrichtungen ausgerottet 
sind, die in die kapitalistische Gesellschaft hineinragen, entwickelt diese 
schon Keime, Ansätze und selbst Fundamente einer sozialistischen 
Gesellschaftsordnung. Alle Anzeichen sprechen dafür, daß die Zukunft, 
der wir entgegengchen, nicht ärmer sondern reicher an Formen des 
sozialen Lebens sein wird, als die Gegenwart und die Vergangenheit. 
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I. Bibliographien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


Chodsky, Prof., Politische Oekonomie im Zusammenhange mit der Finans- 
wrssenschaft. 4. Auflage. St. Petersburg 1908. 2 Bde. 954 S. Rub. 5.— 
(in russ. Sprache.) 

Das Werk des früheren Professors an der Petersburger Universität 
soll vor allem als Lehrbuch dienen. Der erste Teil des ersten Bandes 
behandelt die Fragen der Produktion, der Verteilung, des Tausches, der 
Konsumtion, im zweiten Teile wird auf die Organisation der Wirt- 
schaft eingegangen. 

Der zweite Band enthält cine knappe Darstellung der Grundfak- 
toren der Volkswirtschaft in Ruland, einen Grundrit3 der Finanzwirt- 
schaft und schließlich eine Uebersicht der Geschichte der politischen 
Ockonomie. Eine klare und leicht verständliche Form des Buches, 
knappe Zusammenfassung der Ilauptprobleme und Grundzüge der 
Volkswirtschaftsichre macht aus dem Werke cin brauchbares Lehrbuch 
ohne jedoch auf Originalität Anspruch machen zu können. Jedem 
Abschnitt folgt ein Literatur-Verzeichnis. (G.) 


— 








*) Soweit die hier abgedruckten Besprechungen nicht mit dem Namen oder der 
Chiffre des Recensenten unterzeichnet sind, beruhen sie auf Selbstanzeigen der 
Autoren. 
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Gewerbliche Einzelvorträge. Gchalten in der Aula der Handelshoch- 
schule Berlin. Herausgegeben von den Aecltesten der Kaufmann- 
schaft von Berlin. Erste Reihe 102 S. Zweite Reihe 106 S. Georg 
Reimer, Berlin 1908. Jede Reihe M. 2.—. 

Die Handelshochschule Berlin ist in den letzten Jahren dazu über- 
gegangen, Einzelvorträge von Männern der Praxis über gewisse spezielle 
Fragen halten zu lassen. Die vorliegenden Veröffentlichungen sollen 
die durchaus populär abgefassten Vorträge einem größeren Kreise zu- 
sänglich machen. Um zu weiteren Studien anzuregen, ist beiden 
Serien ein Literaturnachweis beigegeben. 

Inhalt. ı. Reihe: I. Dr. Aron: Die Entwicklung der elektrischen 
Industrie. II. Richter: Die Einrichtungen an der Berliner Börse. 
III. Dr. Weigert: Geschichte und Technik der Textilindustrie. IV. Hecht: 
Entwickelung und Arten der Exportgeschäfte. V. Hoffmann: Das Ver- 
kehrsburcau der Korporation der Kaufmannschaft von Berlin. 

2. Reihe: I. Schimmelpfeng: Kaufmännische Auskunftserteilung in 
alter und neuester Zeit. II. Kantorowicz: Die wirtschaftliche Bedeutung 
von Lieferungs-, Börsentermin- und Spekulationsgeschäften in Waren. 
III. Kaempf: Deutsches Zahlungswesen unter Berücksichtigung des Ueber- 
weisungs- und Scheckverkehrs. IV. Reihe: Die Bibliothek der Korpo- 
ration der Kaufmannschaft von Berlin. (M) 


Aultur und Fortschritt. Flefte für Volkswirtschaft, Sozialpolitik, Frauen- 
frage, Rechtspflege und Kulturinteressen. Felix Dietrich, Gautzsch 
bei Leipzig 1909; jede Nummer etwa 14—16 S. zu 25 Pf. 


Heft 211/12: Die Pensionsversicherung der Privat- 
angestellten unddie VereinheitlichungderArbeiter- 
versicherung in Deutschland. Von Dr. Heinz Potthoff, Mit- 
ghed des Reichstags, Syndikus des Deutschen Werkmeister-Verbandes 
Düsseldorf. (so Pf.) — Heft 2ı3 ı5: Die Bevölkerungsfrage 
in weiblicher Beurteilung. V. Das Verhalten von Staat und 
Gesellschaft gegen das heranwachsende Geschlecht. Von Gräfin Gisela 
v. Streitberg. (75 Pf.) — Heft 216/18: Moderne Wunder der 
Technik. Lösung volkswirtschaftlich kultureller Probleme. Von 
Leopold Katscher. (75 Pf.) — Heft 219/20: Hippel: Ueber die 
bürgerliche Verbesserungder Weiber. Auswahl von Achim 
von Winterfeld. Ein Beitrag zur "Frauenfrage. (so Pf.) — Heft 222: 
Die Bevölkerungsfrage in weiblicher Beurteilung. 
VI. Der Kampf gegen den Tod. Von Gräfin Gisela v. Streitberg (25 Pt) 
— Hett 223: Das Erbbaurecht. Von W. v. Kalcksteın (Bremen. 
(25 Pf.) — Heft 224: Wie und in welchem Maße läßt sich 
dıe Wertung der Frauenarbeit steigern? Von Dr. Käthe 
Schirmacher (Paris). (25 Pf.) — Heft 225/27: Gewerbliche Unter- 
nehmerverbände. Die sogen. Ringe, Kartelle, Syndikate, Al- 
lianzen und Trusts nach neueren "Begriffsbegrenzungen. Von Dr. Her- 
mann Ortloff (Weimar). (75 Pf.) — Heft 228/30: Zur Ehereform. 
Von Eliza oen uT, (75 Pf.) — Heft 231: Reichs-Unfall- 
fürsorge für die Reichs-, Staats- und Kommunal-Be- 
a und die zur polizeilic henllülfeleistungheran- 

ezogenen Personen. Ein sozialpolitischer Vorschlag. Von 
Da Wilhelm Assmann (Jena). 125 Pf.) 

Heft 221: Die weibliche Bedienung im Gast- und 
Schankwirtschaftsgewerbe. Von Camilla Jellinek (Hleidel- 
berg). 25 Pf. 
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Enthält kurzgedrängt den Inhalt zweier früherer im »Archiv für 
Sozıalwissenschaft« veröffentlichten Aufsätze der Verfasserin. 
Auf Grund eingehender Forschungen, die sich inhaltlich insbesondere 
auf Lohn-, Kündigungs-, Wohnungs-, Trinkgeld- und Stellenvermitt- 
lungsfragen, räumlich über das ganze Deutsche Reich erstrecken, stellt 
die Verfasserin die Forderung auf nach einem reichsgesctzlichen Ver- 
bot der Verwendung von Kellnerinnen (ausgenommen in kleinen 
Städten und auf dem Lande). Durch Uebergangsbestimmungen müßte 
zugleich festgesetzt werden, daß alle Kellnerinnen, die seit mindestens 
einem Jahre in ihrem Berufe stechen, auch weiterhin darin bleiben 
dürften. Sie beabsichtigt eine Petition in diesem Sinne ergehen zu 
lassen und richtet an alle deutschen Frauen, die ihrer Forderung zu- 
stimmen, die Bitte, ihr auf einer Karte kurz mitteilen zu wollen, daß 
sie ihre Namen unter eine solche Petition setzen dürfe. 


Kultur der Gegenwart, Die, ihre Entwicklung und ihre Ziele. Heraus- 
gegeben von Paul Hinneberg. B. G. Teubner, Berlin und Leipzig. 


Von diesem großangelegten Werk werden an dieser Stelle nur die- 
jenigen Bände erwähnt, die das Wissensgebiet der Sozialwissenschaft 
berühren. Von diesen sind bisher erschienen: 


Teil I, Abt. I: Die allgemeinen Grundlagen der Kul- 
tur der Gegenwart. Inhalt: Das Wesen der Kultur: W. Lexis. 
— Das moderne Bildungswesen: Fr. Paulsen. — Die wichtigsten Bil- 
dungsmittel.e. A. Schulen und Hochschulen. Das Volksschulwesen: 
G. Schöppa. Das höhere Knabenschulwesen: A. Matthias. Das höhere 
Mädchenschulwesen: H. Gaudig. Das Fach- und Fortbildungsschul- 
wesen: G. Kerschensteiner. Die geisteswissenschaftliche Hochschul- 
ausbildung: Fr. Paulsen. Die naturwissenschaftliche Hochschulaus- 
bildung: W. v. Dyck. B. Muscen. Kunst- und Kunstgewerbe-Museen: 
L. Pallat. Naturwissenschaftlich-technische Museen: K. Kraepelin. 
C. Ausstellungen. Kunst- und Kunstgewerbe-Ausstellungen : J. Lessing. 
Naturwissenschaftlich-technische Ausstellungen: O. N. Witt. D. Die 
Musik: G. Göhler. E. Das Theater: P. Schlenther. F. Das Zeitungs- 
wesen: K. Bücher. G. Das Buch: R. Pietschmann. H. Die Biblio- 
theken: F. Milkau. — Die Organisation der Wissenschaft: H. Diels. 
XV u. 671 S.| 1906. Preis geb. M. 16.—, in Leinwand geb. M. 18.--. 


Teil I, Abt. 4: Die christliche Religion mit Einschluß 
der israelitisch-jüdischen Religion. Bearbeitet von J. 
Wellhausen, A. Jülicher, A. Harnack, N. Bonwetsch, K. Müller, F. X. 
Funk, E. Troeltsch, J. Pohle, J. Mausbach, C. Krieg, W. Herrmann, 
R. Seeberg, W. Faber, H. J. Holtzmann. [XI u. 752 S.] 1906. geb. 
M. 16.—, in Leinwand geb. M. 18.—. 

Teil I, Abt. 6: Systematische Philosophie. Bearbeitet 
von W. Dilthey, A. Riehl, W. Wundt, W. Ostwald, H. Ebbinghaus, 
R. Eucken, Fr. Paulsen, W. Münch, Th. Lipps. 2. Aufl. [X u. 435 S] 
‚1908. geh. M. 10.—, in Leinwand geb. M. 12.—. 

Teil II, Abt. g: Systematische Rechtswissenschaft. 
Bearbeitet von R. Stammler, R. Sohm, K. Gareis, V. Ehrenberg, L. 
v. Bar, L. Seuffert, F. v. Liszt, W. Kahl, P. Laband, G. Anschütz, 
E. Bernatzik, F. v. Martitz. |X, LX u. 526 S.] 1906. geh. M. 14.—, in 
Leinwand geb. M. 16. —. (Wird im Archiv in der im Laufe 1909 er- 
scheinenden Literaturübersicht über Rechtphiloso phie besprochen 
werden.) 
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Zu diesen tritt jetzt: 

Teil II, Abt. 5, 1: Staat und Gesellschaftder neueren 
Zeit (bis zur französischen Revolution). VI, 349 S., 1908. Geh. 
M. 9.—, in Leinwand geb. M. 11.—. 

Inhalt: I. Staat und Gesellschaft desReformations- 
zeitalters von Friedrich von Bezold. Staatensystem und 
Machtverschiebungen. Der moderne Staat und die Reformation. Die 
gesellschaftlichen Wandlungen und die neue Geisteskultur. 


II. Staat und Gesellschaft des Zeitalters der Gegen- 
reformation von Eberhardt Gothein. 

Stellung der Gegenreformation zu Bibel und Tradition. Die Philo- 
sophie im Dienste der Theologie. Die Dogmatik und die Lehrstreitig- 
keiten. Die Mystik im Katholizismus der Gegenreformation. Die As- 
kese in der Gegenreformation. Die Moralstreitigkeiten. Die Organi- 
sation der Kirche. Die Tooleranzidce. Kunst und Literatur unter dem 
Einfluß der Gegenreformation. Die geschichtlichen und die Naturwissen- 
schaften. Die Entstehung einer unabhängigen Philosophie. Der Staat 
und die Staatswissenschaften. 


IH. Staat und Gesellschaft zur Höhezeit des Abso- 
Jutismus von Reinhold Koser. 

Tendenzen, Erfolge und Niederlagen des Absolutismus. Zustände 
der Gesellschaft. Abwandlungen des curopäischen Staatensystems. 


Patria. Bücher für Kultur und Freiheit. 1908. Herausgeg. v. Fr. Nau- 
mann. Buchverlag d. »Hilfe«e G. m. b. H. Berlin-Schöncberg. 267 S. 
geb. M. 4.—. 

Der vorliegende Jahrgang weist wiederum eine Fülle von interes- 
santen Abhandlungen aus allen Gebieten des geistigen und wirtschaft- 
lichen Lebens auf. Wir heben hervor: 

E. Cahn, Die politische Bedeutung des Verhältniswahlsystems. 
Der Verfasser tritt warm für dies Wahlsystem ein, in dem er die kon- 
sequente Verwirklichung des allgemeinen, gleichen und geheimen Wahl- 
rechts erblickt, und sucht die von den Vertretern des entschiedenen 
Liberalismus gegen den Proporz vorgebrachten Bedenken zu zerstreuen. 

Marie Baum, Die Frau in der Gewerbeaufsicht. Die Ver- 
fasserin entwickelt auf Grund ihrer praktischen Erfahrung ein sehr 
beachtenswertes Programm für die Tätigkeit der Fabrikinspektorin. 
Diese darf ihre Aufgabe nicht allein darin erblicken, die Durchführung 
der Arbeiterinnenschutzbestimmungen zu überwachen, sondern soll auch 
an der Hebung der weiblichen Industriearbeit, sowie an der Durch- 
führung eines konsequenten Mutterschutzes mitarbeiten. 

F. Naumann schildert in einem Artikel »Ueber die Reichs- 
marinefahrt«e die Eindrücke, welche er auf der bekannten Informa- 
tionsreise der Reichstagsabgeordneten von unserer Kriegsmarine ge- 
wonnen hat. 

Mit der preußischen Polenpolitik geht der Reichstagsabgeordnete 
Georg Gothein in einer kurzen historischen Abhandlung schart 
ins Gericht. (M.) 
Philippowich, Eugen v, Professor an der Univ. Wien. Grund- 

riss der politischen Ockonomie. (Aus Handbuch des öffentlichen Rechts: 
Einleitungsband). J. C. B. Mohr (P. Siebeck), Tübingen. I. Band. 
Allgemeine Volkswirtschaftslehre, 7. Auflage, 1908, 432 S. M. 10.—, 
geb. 11.—. I. Band. Volkswirtschaftspolitik, erster Teil, 4. Auflage, 
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1909, 343 S„ M. 8.—, geb. 9.—; zweiter Teil, 1.3. Auflage 1907, 
393 S. M. 9.—. 

Durch das gegen Ende 1907 erfolgte Erscheinen der 1.—3. Auflage 
des zweiten Teiles der Volkswirtschaftspolitik liegt das ausgezeichnete 
Werk nunmehr endlich vollendet vor. Unter den bekannten Grund- 
rissen der Volkswirtschaftslchre hat es sich gleich beim Erscheinen des 
ersten Bandes eine besondere Stellung dadurch erobert, daß es in 
gedrängter Form und stofflich straffer Anordnung einen Ueberblick 
über die so reichhaltige Materie ermöglicht und zugleich einen festen 
theoretischen Unterbau besitzt, der es vor der Gefahr des Erstickens 
im Stoffe bewahrt. Der Verfasser nimmt eine vermittelnde Stellung 
ein zwischen der rein historisch-induktiv orientierten Volkswirt- 
schaftslehre, die heute an den reichsdeutschen Hochschulen fast un- 
beschränkt herrscht und der theoretisch-deduktiv »österreichischen « 
Schule ; er ist dabei keineswegs Eklektiker, hat vielmehr auf beiden Ge- 
bieten selbständig gearbeitet und den ganzen Stoff von einheitlichen 
Gesichtspunkten aus gestaltet. 


Der P.sche Grundriß eignet sich daher vorzüglich zum Selbst- 
studium und als Ergänzung des Kollegs für den Studierenden, er ist 
infolge der gedrängten Fassung der z. T. schwierigen und komplizierten 
Probleme unserer Wissenschaft keine durchaus leichte Lektüre, aber 
gerade darum lohnt sich das gründliche Studium mehr als bei vielleicht 
bequemer zu bewältigenden ähnlichen Werken. Die Neuauflage des 
I. Bandes weist gegenüber den früheren nur unerhebliche Ergänzungen 
auf. Dagegen zcigt die Bearbeitung des ersten Teiles des II. Bandes 
— neben der Neubearbeitung vicler Gebiete — eine veränderte An- 
ordnung des Stoffes infolge einer Trennung der wirtschaftspolitischen 
Bestrebungen nach den Hauptberufsgruppen. Das erste Buch behandelt 
die landwirtschaftliche Organisations- und Produktionspolitik, das zweite 
die gewerbliche, das dritte die auswärtige Handelspolitik. Damit paft 
sich die Anordnung mehr der üblichen Scheidung in Agrar-, Gewerbe-, 
Verkehrs- und Handelspolitik an. 


Der neuerschienene zweite Teil der Volkswirtschaftspolitik be- 
handelt im dritten Buche die Verkehrsorganisation (Eisenbahnen, Binnen- 
wasserstrafen, Secschiffahrt), im vierten den Binnenhandel (Waren- 
detailhandel, Banken, Börsen), im fünften die Einkommenspolitik (vor 
allem ausführlich Arbeitseinkommen und Lohnpolitik, endlich die 
Armenpolitik). — é. 


Die Weltwirtschaft. Ein Jahr- und Lesebuch. . Herausgegeben von E. 
von Halle. III. Jahrgang 1908. II. Teil: Deutschland. B. G. Teubner, 
Leipzig und Berlin 1908. 212 S. M. 4.-—, geb. M. 4.80. 

Im II. Teil des IIHI. Bandes berichtet eine Reihe von sachkun- 
digen Referenten über die Entwicklung von Landwirtschaft, Industrie, 
Bau- und Verkehrswesen, Bank- und Börsenwesen im Jahre 1008. 
Ferner sind in diesen Teil aufgenommen Mitteilungen über die deutschen 
Kolonien, den deutschen Arbeitsmarkt 1907 und das Kunstgewerbe. 
Der erste Abschnitt, welcher die Landwirtschaft mit ihren Nebenge- 
werben behandelt, ist erheblich erweitert worden, Pferdezucht und Ge- 
flügelzucht sind neu hinzugekommen. Die Koalition der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer sind in diesem Jahrsange, sowie die wichtigsten 
wirtschaftspolitischen Mafsnahmen bei den jeweiligen Industrien be- 
handelt. (M.) 
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Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Böttger, Dr. Richard, Dozent a. d. Gsehe-Stiftung zu Dresden, 
Die politische Bedeutung der Philosophie. (Neue Zeit- und Streitfragen, 
herausg. v. d. Gehe-Stiftung zu Dresden. 5. Jahrg., 8. u. 9. Heft.) 
Zahn und Jacnsch, Dresden 1909. 53 S. M. 1.50. 

Die Philosophie kann im modernen Kulturstaate den Einzelwissen- 
schaften und den anderen Kulturgebieten gegenüber die gleiche aus- 
gleichende, Verständigung garantierende, wegeweisende Funktion aus- 
üben, wie der Staat gegenüber den einzelnen Gruppen der Gesellschaft. 
Sie verliert die Kraft, dieser Funktion gewachsen zu sein, sobald sie 
politisiert, weil sie alsdann abhängig wird von politischen und gesell- 
schaftlichen Parteien. Ihr Gesichtspunkt geht auf die Gesamtheit des 
Lebens; sie duldet, so lange sie daran festhält, keinerlei Monopol auf 
dem Gebiete des geistigen Lebens. Sie kann insofern zum Repräsen- 
tanten der Gesellschaft der Wissenschaft gegenüber, wie umgekehrt, 
werden. Sie darf aber dann auch, wie staatsrechtlich der Volksver- 
treter im konstitutionellen Staate, an keine besondere Instruktion, von 
einer Sondergruppe des geistigen Lebens her, gebunden sein. Die 
besondere Schwierigkeit der Philosophie hicrin liegt darin, daß sie 
einerseits die Wirksamkeit der Kräfte voraussetzt, "die sich auf den 
Sondergebieten des öffentlichen Lebens regen, andererseits aber auch 
über sie zu neuem, beherrschendem Ausblick emporwachsen mufi, wenn 
sic ihnen gegenüber ihre klärenden Heilskräfte soll entfalten können. 
In der Neuzeit ist die Philosophie im scharfen Unterschiede zur alt- 
griechischen, in diese Rolle versetzt worden, sofern sie im mittelalter- 
lichen Kirchentume nicht nur eine geistige, sondern ebensosehr eine 
politische Macht vorfand, der gegenüber sie ihre Selbständigkeit er- 
kämpfen mußte. Kant hat diesen geschichtlichen Prozeß zum erst- 
maligen Abschluß gebracht. Er bietet den unverlierbaren Orientie- 
rungspunkt für alle weiteren Etappen. 


Fuchs, Ernst,Rechtsanwalt beim O.L.G. Karlsruhe, Recht una Wahr- 
heit in unserer he utigen Justiz. Carl Heymanns Verlag, Berlin 1908. 
243 S. M. 2.--. 

. Das Buch verbindet mit einer energischen Anklage gegen unsere 
jetzige Jurisprudenz ein entschiedenes Fintreten für eine neue Rechts- 
wissenschaft in der Rechts- und in der Tatfrage, im materiellen Recht 
und im Prozess. Im 1. Abschnitt (»Die philologische und die soziolo- 
gische Rechtsprechung«) verwirft der Verfasser unsere heutige Recht- 
sprechung als formalistische Konstruktions- und Motivenjustiz. Er weist 
ihre lotterieähnliche Willkür an zahlreichen Beispielen aus den neuesten 
Bänden der Entsch. des RG. in Zivilsachen nach. Ihr stellt er entge- 
gen eine Rechtsprechung aus der Abwägung der einander gegenüber- 
stehenden realen Interessen, aus der Erforschung der praktischen Be- 
dürfnisse und aus der Denkweise des gerechten Einsichtigen. Im 
zweiten Abschnitt (»Protokolljustiz und Psy chologie«) verlangt der Ver- 
fasser cine gründliche Reformation unseres Zivilprozesses in der Weise, 
dats ähnlich wie im Strafverfahren das Hauptgewicht in eine mündliche 
Verhandlung mit unmittelbarer Beweisaufnahme und zwar vor Zivil- 
schöffengerichten zu legen wäre. Insbesondere aber wird das völlige 
Fehlen einer Vernehmungskunst und Zivilpsychologie scharf gegeisselt. 
In einem dritten Abschnitt (»Pandektologie und Rechtswissenschafte«) 
werden die tieferen Wurzeln der Zurückgebliebenheit der Rechtswissen- 
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schaft und Justiz in unserer abstrusen Vorbildung auf Mittel- und Hoch- 
schule nachgewiesen. 


Kantorowics, Dr. Hermann U., Privatdozent an der Univ. Frei- 
burg i. R. Zur Lehre vom richtigen Recht. Dr. Walter Rothschild, 
Berlin und Leipzig 1909. 37 S. M. 1.— 

Während die sozial- und wirtschaftsphilosophische Bedeutungslo- 
siekeit der Lehren Stamnilers bereits von Max Weber (in dieser Zeit- 
schrift N. F. 6, 94 ff.) erwiesen worden ist, sind St.'s juristische Lehren, 
so viele Gegner ihnen auch erwachsen sind, doch allgemein als Werte 
tiefgründiger Rechtsphilosophie anerkannt oder wenigstens bezeichnet 
worden. Demgegenüber versucht die vorliegende Schrift schon die 
philosophische Qualität seiner Werke als nichtig zu erweisen, ihnen 
überdies alle praktische Verwertbarkeit abzustreiten. Nachdem in den 
Ausführungen St.'s über den Begriff des Rechts und die Rechtfertigung 
des Rechtszwanges unheilbare Widersprüche und andere Mängel nach- 
gewiesen worden sind, wird der Kern seiner Rechtsphilosophie, die 
Lehre vom »richtigen Rechte geprüft und hier einerseits gezeigt, dafs 
St. keinerlei Objekt ersichtlich macht, auf das scine Formeln bezogen 
werden müssen, er also zwar materiell nicht widerlegt werden kann, werden 
aber andererseits die Widersprüche aufgedeckt, die in den Formeln 
selbst liegen, so dafs diese auf jeden Fall als philosophisch und juristisch 
bedeutungslos gelten müssen. Im Gegensatz dazu werden die Grund- 
züge ciner positivistisch-relativistischen Rechtsphilosophie entwickelt. 


Aa ufman n, Dr. Erich, Privatdozent a. d. Universität Kiel. Ceber 
den Begriff des Or ganismus in der Staatslehre des IQ. Jahrhunderts. 
Ein Vortrag. C. Winter's U niversitätsbuchhandlung, Heidelberg 1908. 
32:94 Me n= 

Es handelt sich um eine rein ideengeschichtliche Arbeit, indem 
gezeigt werden soll, welcher Wege und Umwege es bedurfte, bis der 

Moderne Organismusbegriff und der moderne Staatsredanke sich treffen 

konnten. Beide Ideen sind an der Wende des 18. und 19. Jahrhun- 

derts entstanden, beide von Anfang an für einander bestimmt. Trotz- 
dem finden wir die erste Anwendung des modernen Organismusbe- 
griffes auf den modernen Staat bei Gierke in den boer Jahren des 

19. Jahrhunderts. Der Vortrag stellt die verschiedenen Kombinationen 

zwischen den alten und modernen organischen Vorstellungen und 

dem alten und modernen Staatsgedanken bei Stahl, Savigny, Puchta, 

Mohl, Kaltenborn, Bluntschli, Zoepfl, Zachariae, Held und bei Gerber, 

wo sich besonders interessante Problemverschlingungen ergeben, dar. 

Von allem Literargeschichtlichen und Politischen ist abgesehen; auch 

die modernsten Erörterunsen über die organische Staatslehre, die hinter 

jenem Treffpunkt einsetzen, hegen ausserhalb des behandelten ideen- 
geschichtlichen Spezialproblems. 

Petrassani, Pietro, La Troria del? Evoluzione. Reggio nell 
Emilia. 1903. Società Anonima Cooperativa fra Lavorantı Tipo- 
grafi ed Affıini. 42 Sciten 

Pietro Pettrazzani, Psychiater und Leiter des großen Provinzial-Irren- 
hauses in S. Maurizio (Reggio Emilia), aber auch Romanschriftsteller 

— von ihm stammt der unter dem Namen G. B. Bianchi erschienene 

stimmungsreiche und feinfühlise soziale Roman »Primo Maggio«, — 

hat uns in dieser Skizze über die Theorie der Evolution eimen 
wertvollen Beitrag zur Popularwissenschaft — im besten Sınne des 
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Wortes! — geschenkt. In ähnlicher Weise, wie in Deutschland Wilhelm 
Bölsche, nur mit weniger Geistreichtum und Farbenreichtum hat Pietro 
Petrazzani die Lehre von der Entwicklung in leicht faßlicher Form 
vorgetragen. Theorctisch steht er auf dem Boden Darwin-Häckel, 
aber die freie poetische Ader des Verf. und sein Zug zu mystischer Me- 
lancholie, dem Anfang und Ende des Menschengeschlechts wirklich 
noch »Welträtsel« geblieben sind, unterscheidet Pctrazzani von der Rich- 
tung der eben genannten Gelehrten. Petrazzani bemüht sich vor allem, 
die Einheitlichkeit aller sozialen und physiologischen Phänomene nach- 
zuweisen. So findet auch der anscheinende Widerspruch zwischen So- 
lidaritätslehre und historischem Materialismus bei ihm folgende Lösung: 
wie aus dem Gesetz des struggle for living das Gesetz der Solidarität 
resultiert, so resultiert aus dem Gesetz der Solidarität seinerseits das 
Naturgesetz des sog. Klassenkampfes, denn wirkliche und vernünftige 
Solidarität kann nur unter wirtschaftlich Gleichen stattfinden, wobei 
fernerhin noch zu bemerken sei, daß der Sozialismus, dem der Klassen- 
kampf zustrebe, durch Schaffung einheitlicher Lebensbedingungen das 
große Gesetz Darwins, das heute durch die Künsteleien einer un- 
natürlichen Wirtschaftsordnung, welche die wirtschaftlich Starken, auch 
wenn geistig und körperlich schwach, behüte, während sie die wirt- 
schaftlich Schwachen, auch wenn sie geistig und körperlich noch so 
stark seien, ihren Weg im Leben ungemein erschwere, an seiner 
freien Entfaltung und praktischen Wirksamkeit gehindert werde, erst 
inaugurieren und auf seine rechte Basis setzen würde (S. 35). 

Die Broschüre Petrazzanis, der ein Vortrag an der Università Po- 
polare der sozialpolitisch interessanten und tätigen Stadt Reggio Emilia 
zugrunde liegt, reiht sich den bekannten Arbeiten von Enrico Ferri 
und Michelangelo Vaccaro an, die ebenfalls einer Synthese von 
Darwinismus und Sozialismus das Wort reden. (Michels). 


Pringsheim, Dr. Otto, Kultur und Wirtschaft. R. L. Prager, 
Berlin 1909. 52 S. M. 1.20. 

Im Gegensatz zu den zahlreichen Schriften, die den Begriff der 
Kultur philosophisch konstruktiv auffassen, betont vorliegende Arbeit 
die historische Scite der Kultur und bezeichnet sie geradezu als histo- 
rische Kategorie. Dieser Standpunkt wird in der Einleitung näher be- 
gründet und dabei auch die materialistische Geschichtsauffassung kri- 
tisch beleuchtet. 

Unter diesem historischen Gesichtspunkt war es notwendig, vor 
der Betrachtung der modernen Kultur auch die Kulturleistungen ver- 
gangener Epochen, insbesondere des Ilellenismus und der Renaissance 
zur Darstellung zu bringen. Hierbei werden die wirtschaftlichen Fort- 
schritte besonders berücksichtigt. 

Für die moderne Kultur wird untersucht, wie weit ihre Fortent- 
wicklung durch unsere Rechtsordnung und Wirtschaftsverfassung auf- 
gehalten wird. Die Aussichten des Kulturfortschritts in Europa werden 
pessimistisch beurteilt, dagegen wird auf den Orient als neues Kultur- 
gebiet hingewiesen. 

Stolzmann, R, Der Zweck in der Volkswirtschaft. Die Volksw. 
als sozial-ethisches Zweckgebilde. Versuch einer sozialorganischen 
Begründung der Volksw.-Lehre. Puttkammer und Mühlbrecht, Ber- 
lin 1909. NXIV, 777 5. M. 16.—. 

Das Werk bildet eine Erweiterung und Vertiefung der »Sozialen 
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Kategorie« des Verf. v. J. 1896, sie hat sich zur sozialethischen 
K. ausgereift. Auf dem Grunde der bestehenden Rechts- und Sitten- 
ordnung erhebt sich die Volksw. als ein org. System sozialer Zweck- 
funktionen, die sich zwar begriffl. in die der Produktion und der Ver- 
teilung scheiden, aber praktisch durch die Einheit des Wirtschaftsplans 
zusammengehalten werden, nämlich die »sozialnotwendigen« Produk- 
tionsfunktionen der Arbeiter, Kapitalisten und Landbesitzer einerseits, 
die Verteilungsfunktion des Lohns, des Gewinns und der Rente an- 
dererseits als ebenso »sozialnotwendige« Vergeltungen. Nur letzter Aus- 
druck der volksw. Zweckeinheit ist der Wert, er ist kein Kausal-, 
sondern ein sog. Zweckbegriffl. Ihm fällt die Doppelaufgabe zu, die 
Güter auf den einzelnen Stadien ihrer Entstehung in Höhe des Kosten- 
einsatzes (Lohn, Gewinn, Rente) von Stufe zu Stufe emporzuheben, 
um dann in der äquivalenten Höhe dieser Abfindungen (Einkommens- 
bezüge) das Liquidationsmittel für die Aufteilung des Nationalprodukts 
zu bilden. Soweit das Ideal dieser großen volksw. Gleichung zwischen 
Kosten und Einkommen ohne wesentliche Störungen (Krisen, Arbeits- 
losigkeit usw.) erreicht wird, ist eben der »Zweck in der Volkswirt- 
schaft« erfüllt. 

Im einzelnen erstrebt der Verf. (sowohl positiv als an der Hand einer 
eingehenden Kritik der naturalistischen und matcrialistischen Lehren 
über Wert und Vorteil. — Ricardo, Marx, Grenznutzenlehre, einschl. 
der v. Böhmschen Kapitalzinsl.) überall eine Umsetzung der herge- 
brachten Kausalbegriffe aus dem Techn.-Psychol.-Mechanischen in das 
Teleolog.-Soziale: Nicht die nach Mafsgabe des sog. »nat. Nahrungs- 
spielraums«e erzeugbaren Gütermassen (Quantitätstheorien), son- 
dern die gesellsch. Organisation entscheidet über die Kaufkraft 
und damit über den effektiven Umfang, die Ausdehnbarkeit und 
Stetigkeit der Produktion und des Marktes. An Stelle des sog. tech- 
nischen »Bodengesetzes« (law of diminishing returns) tritt das »soziale« 
Bodengesctz. Alles das wird u.a. an der Agrar- und Schutzzollfrage er- 
läutert. Einen breiten Raum nimmt die Auseinandersetzung des Ver- 
hältnisses zwischen Individuum und Gesellschaft und das klassenmäß. 
Verh. der Individuen unter einander. Das Ergebnis drückt sich in 
der sozialen Uebersetzung des subj. kat. Imperativs aus: Anstrebung 
einer gesellsch. Organisation, die dem sittl. Indiv. bei obj. Wür- 
digung seiner sozialen Pflichten deren Aufnahme in die Gesetzgebung 
scines cigenen Wollens ermöglicht. 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


Eisner, Kurt, Feste der Festlosen, llausbuch weltlicher Predigt- 
schwänke. A. Kaden, Dresden 1906. 294 S. 

Ohne Vorrede, ohne inneren Zusammenhang, aber mit cinem schönen, 
wenn auch völlig willkürlich ausgewählten und unmotiviert hineinge- 
hefteten klassischen Bilderschmuck verziert, hat Kurt Eisner unter dem 
merkwürdigen Sammelnamen »Feste der Festlosen, Hausbuch weltlicher 
Predigtschwänkee einen dicken Band kleiner sozialer Betrachtungen 
und Märchen herausgegeben. 

Es sind das Skizzen, die Eisner aus den Beiträgen, die er, als er 
noch Hauptredakteur des Berliner Vorwärts war, allwöchentlich unter 
der Chiffre »Joc« im Unterhaltungsblatt des Vorwärts veröffentlichte, 
ausgewählt hat. Nicht immer mit richtigem Griff vielleicht, so hätten 
wir wenigstens manches gern gemißt, andererseits aber auch manche 
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Skizze (so u. a. die Sonntagsplauderecien in den Nr. 54, 57 u. 76 v.J. 1903" 
der vergilbenden Vergessenheit besagter Beilage entrissen und den 
Prunkstücken der Prachtausgabe beigefügt geschen. Eisner hat ın 
buntem Gemisch Tagescreignisse und Kulturfragen in einer launigen 
Weise behandelt, die häufig an Heinrich- Heinesche Art erinnert. Hei- 
nisch ist auch die Viclfarbigkeit der FEisner'schen Palette und der 
schnelle Uebergang von Klängen höchsten sittlichen Ernstes zu Tönen 
des Uebermuts und der unerlaubtesten Skepsis; heinisch der Spott, mit 
dem Eisner gerade die heiligsten Güter der konventionellen Bourgeoisie 
zersetzt und die revolutionäre Phantasie in der Erfindung stets neuer 
Motive. Für Eisner, der einen starken Hang zum Satyrischen hat, ist 
der Sozialismus ein Eldorado. In seinem Skizzenband sind wir auf 
mehr denn eine Stelle gestoßen, die man wegen ihres dihyrambı- 
schen Tones füglich als einen Posaunenstoß aus Utopia bezeichnen 
könnte. So hebt sich in ihrer künstlerischen Stärke die Eisnersche 
Skizzensammlung von dem großen Einmaleins der suzialdemokratischen 
Sozialwissenschaft nicht unbeträchtlich ab. Unsozialdemokratisch, d.h. 
nicht im Sinne der mittleren Linie der parteioffiziellen Wissenschaft 
der deutschen Arbeiterpartei ist auch das theoretische Gerippe des 
Autors, das — wic uns häufige Stellen dartun — stark auf psycholo- 
gischen Motiven fußt: der Wille zur Macht und der Wille zur Tat sind 
für Eisner ganz wesentliche Elemente zur Erfüllung proletarischer 
Wünsche und für den Aufbau einer sozialistischen Weltordnung (vgl. 
z. B. die Parabel: »Die Kinderuhre S. ı54). Manchmal weht auch 
ein an Sombart erinnernder Wind feine klassenpsychologische Betrach- 
tungen in das Gewirr politischer Satyren und sesellschaftsphiloso- 
phischer Betrachtungen (wie in der feinen Skizze Episoden von der 
Vorortbahn). Selbst die reintechnischen und organisationsmälsigen Vor- 
gänge, wie die Wahlen, werden von Eisner ihrer stumpfen Umgebung 
entrissen und in die Sphäre kulturhistorischer Ereignisse erhoben. 
Kurz, die Skizzensammlungen Kurt Eisners, der in seiner Marburger 
lournalistenzeit nicht umsonst zu Füßen Hermann Cohens gesessen hat, 
haben ihre Bedeutung auch für den wissensbeflissenen Beobachter der 
deutschen Arbeiterbewegung. Sie sind ein sprechender Beweis dafür, 
daß, wie sehr der Organisationscharakter der Partei die revolutionäre 
Proletarierbewegung auch ihres ethisch-religiösen Gewandes entkleidet 
hat, es in dieser praktisch und realpolitisch gewordenen Akkumulation 
von PrefSorganen, Wahlstimmen und Berufsbeamten für den alten 
deutschen Idealismus immer noch Platz gibt, und zwar just auf der 
Wasserscheide zwischen dem rauhbeinig unkünstlerischen Epi-Marxismus 
und dem an Opportunismus. (Michels). 


Forberger, Johannes, Pastor in Dresden. Dre wirtschaftliche und 
kulturelle Riickständi A der Katholiken und ihre Ursachen. Carl 
Braun, Leipzig 1908. 82 Seiten. M. 1.—. 


Im Gegensätze zu H. Rost (die Katholiken im Kultur- und Wirt- 
schaftsleben der Gegenwart) zeigt F., dafs die Rückständigkeit der 
Katholiken eine feststehende internationale Tatsache ist und daher nicht 
durch zufällige lokale Gründe erklärt werden kann, auch nicht durch 
Rassenunterschiede. Er leitet sie ab aus der Weltverneinung des Ka- 
tholizismus (Mönchtum, Bettel, Mißsachtung von Besitz, Bildung und 
Wissenschaft, Festtage, Passivität usw.) und aus dem Weltherrschafts- 
streben Roms (U nterdrückung der geistigen Freiheit, Index, Ketzerver- 
folgungen, tote Hand, Tribut an Rom usw. 1. Alles wird durch viele 
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neue statistische Zahlen belegt. 


Kropotkin, Fürst Peter, Gegenseitige Iılfe in der Tier- und Men- 
schenzwelt. Autorisierte deutsche Ausgabe von Gustav Landauer. Un- 
verkürzte Volksaussabe. Theod. Thomas, Leipzig 1908. XVI, 294 S. 
M. 2.—. 

Der Verfasser zeigt in den beiden ersten Kapiteln seines Buches 
an zahlreichen Beispielen, daf3 die grofe Mehrzahl aller Tierarten ge- 
sellig lebt, um sich gegenseitig im Kampfe ums Dasein Hilfe leisten zu 
können. Diejenigen Tierarten, bei denen der gegenseitige Schutz am 
stärksten ausgebildet ist, befinden sich in einer fortschreitenden Ent- 
wickelung, während dic ungeselligen Arten dem Untergang geweiht sind. 
In den folgenden Kapiteln geht der Verfasser zum Menschen über. 
Wie bei den Tieren, so ist auch beim Menschengeschlecht die gegen- 
seitige Hilfe ein wichtiger Entwickelungsfaktor. Schon auf der nied- 
rigsten Kulturstufe sind eine Reihe von sozialen Einrichtungen vorhan- 
den. In der Geschichte des Menschengeschlechtes lässt sich eine stete 
Erweiterung und Veredelung dieses wichtigen Prinzipes konstaticren, 
es ist die Grundlage des industriellen und ethischen Fortschritts. 

(M.) 

Levenstein, Adolf, Aus der Tiefe. Arbeiterbriefe. (Beiträge zur 
Seelen; Analyse mu Arbeiter.) Morgen-Verlag, G. m. b. H, 
Berlin 1909. 127 S. M. 

Die Zusammenhänge en den sozialwirtschaftlichen Verhält- 
nissen und dem Seclenleben der Arbeiter können nicht schematisch 
behandelt werden. Der Herausgeber hat daher versucht, blutlceren 
Theorien den lebendigen Menschen in einer Serie von Arbeiterbriefen 
scgenüberzustellen, um aus der Psyche des Proletariers heraus die 
physiologischen und psychologischen Momente des modernen Arbeits- 
prozesses zu gewinnen. 

Resultat: die soziale Frage als wirtschaftliches Problem überwiegend 
aufzufassen, scheint dem Herausgeber nur bis zur Linie des gewohn- 
heitsmäfßligen Existenzminimums angängig. Darüber hinaus verschwin- 
den die materiellen Interessen und der Arbeiter lebt vielfach in einer 
geistiren Sphäre. Dieses Moment bringen die Arbeiterbriefe charak- 
teristisch zum Ausdruck, aber auch die Tatsache, dall die Arbeit ihre 
ethische und ästhetische Bedeutung eingebüsst, und der moderne Ar- 
beitsprozef3 einen ungeheueren Verlust an psychischer Gesamtgrund- 
kraft bedeutet. 

Mayer, Adolf, Die Organisation der „Irbeit aus dem Gesichtspunkt 
der persönlichen Befriedigung. R. Zacharias, Magdeburg 1908. 38S. 
M. —.85. 

Nach “Ansicht des Verfassers hat die \Volkswirtschaftsichre bisher 
allein die objektive Seite des Arbeitsprozesses untersucht, dagegen die 
ebenso wichtige subjektive Seite, die Wirkung auf den Menschen, un- 
berücksichtigt "gelassen. Die Arbeit ist nicht allein deshalb notwendig, 
weil sie zur Konsumtion dienende Güter erzeugt, sondern hat auch an 
und für sich Wert oder kann ıhn wenigstens bei. gecigneter Organisation 
haben durch die innere Befriedigung, die sie dem arbeitenden Indivi- 
duum gewährt. Genul und Arbeit sind nicht zwei einander gegenüber- 
stehende, sich gegenseitig ausschliefsende Dinge, sondern wesensver- 
wandt. Nicht der Genufs, die mit Güterkonsumtion verbundene Tätig- 
keit, ist die ausschließliche Quelle der Beglückung, sondern auch die 
produktive Tätigkeit kann es bei geeigneter Organisation sein. Nicht 
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die Quantitäts- sondern die Qualitätsverbesserung des Lohnes ist anzu- 
streben. Der Verfasser warnt u. a. vor der übertriebenen Anwendung 
des Prinzips der Arbeitsteilung, die zu einem Erlahmen der Berufs- 
freudigkeit und damit zur Herabminderung der Produktivität fuhren 
muß. Ferner will er die Arbeitszeit aus demselben Grunde herabge- 
mindert sehen. (M.) 
Pearson, Karl, Leber den Zweck und die Bedeutung einer nationalen 
Rassenhygiene ~ den Staat. (Aus Arch. f. Rassen- und Gesellsch.- 
Biol., 5. Bd., 1. Heft.) C. Konegen, Wien 1909. 36 S. M. 1.—. 
Pearson e zuerst Mängel des heutigen Hochschulwesens auf und 
fordert, daf3 angehenden Staatsmännern cine Ausbildung zuteil wird, die 
ihnen das Verständnis biologischer Probleme ermöglicht; denn die 
Menschen unterliegen wie andere Lebewesen den organischen Ent- 
wicklungsgesetzen und das Wohl menschlicher Gemeinschaften hängt 
vor allem von dem Walten jener Kräfte ab, welche die körperlichen 
und geistigen Eigenschaften verbessern oder verschlechtern können. 
Dann werden Beweise erbracht, daf3 der Mensch variiert, daß die Varia- 
tionen günstig oder ungünstig sein können und daf sie vererbt werden. 
Ferner wird dargelegt, wie die natürliche Auslese in den Gemeinwesen 
der modernen Kulturvölker aufgehoben wird, was fortschreitende Ent- 
artung zur Folge haben muß, wenn nicht durch rassenhygienische Mab- 
nahmen entgegengewirkt wird. Die wichtigste dieser Mafsregeln ist die 
Verhütung der Fortpflanzung körperlich und geistig Untauglicher. 


Key, Ellen, Fredsrörclsen och Kulturen. Studentföreningen Verdan- 
dis Smaskrifter. Stockholm 1908. Albert Bonnier. 24 S. 25 öre. 
Ellen Key will die Kulturhöhe eines Volkes nach dem Grade seiner 
Friedensliebe beurteilt wissen. Sie schließt sich ausdrücklich der Auf- 
fassung an, die Schreiber dieses in seiner kleinen Schrift Patriotismus 
und Ethik und Werner Sombart in seinem Sozialismus entwickelt haben 
(p. 16) und erklärt mit diesen, daß dem Kriegspatriotismus der Kultur- 
patriotismus entgegengesetzt werden müsse. Die mächtigste Bewegung 
der Jetztzeit, die zielbewußt für die Einheit aller Kultur und somit aller 
Kulturnationen wirke, sei die Organisation der Arbeiterschaft in allen 
Ländern. Diese habe in fünf Jahrzehnten mehr dafür getan, das Be- 
wußstsein der Interessengemeinschaft, der Solidarität der Völker zuein- 
ander zu wecken als die Verkündigung des Christentums in zehn Jahr- 
tausenden. Aber die Verfasserin erklärt gleichzeitig die antimilitari- 
stische Agitation für einen Kraftverlust (Kraftäppelträd), da »die Wahr- 
heiten der internationalen Rech cheonic noch nicht im Gefühl« (der 
öffentlichen Meinung) vorhanden seien, wozu bemerkt sein mag, daß 
die antimilitaristische Propaganda ja gerade bestrebt ist, das Gefühl für 
internationale Rechtstheorien zu wecken, sich also gerade als ein Mittel 
zu dem von Ellen Key für heilig erklärten Zweck betrachtet. Die 
einzige Möglichkeit der »Ausrottung des Kricges« sieht die Verfasserin 
mit den Sozialisten nur im Zusammenhang mit der Umgestaltung der 
(sescllschaft, ohne deshalb die sekundären Mittel, die wenigstens zur 
Einschränkung der Kriegsfälle führen und die schon innerhalb der be- 
stehenden Ordnung anwendbar scien, zu verwerfen. Sie wirft dabeı 
auch die Frage au ob wohl ein eventuelles Eingreifen der Frau ins 
Staatsleben — d. h. die Erteilung des Wahlrechtes an den weiblichen 
Bevölkerungsteil -—- im Sinne des Friedens wirken werde. Wird die 
Frau infolge ihrer mehr praktischen als theoretischen Begabung den 
Staat weniger abergläubisch als ein höheres Wesen ansehen wie der 
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Mann und ihn endlich für das halten, was er ist, die mehr oder weniger 
geeignete Form für die gemeinsame Entwicklung eines Volkes zur 
Kultur? frägt Ellen Key, aber sic läßt die Frage offen, unseres Er- 
achtens wohl mit Recht, denn »die Frau« ist ein großer Sammelbegriff, 
unter dem sich die verschiedenartigsten wirtschaftlichen Interessen und 
psychischen Zustände verbergen, viel zu groß, um ihn anders als auf 
physiologischem Gebiet ungeteilt anwenden zu können. (Michels.) 


Schneider, Alexander, Die Energiequellen der modernen Gesell- 
schaft. Josef Singer, Berlin 1909. 45 S. M. —.so. 

Wirtschaftliche Energie kann in der Masse des Volks nur unter 
dem Drucke äußeren Zwanges erzeugt werden. Dieser äußere Zwang 
wurde im Mittelalter geschaffen durch die Gliederung des Volks in 
herrschende und dienende Stände. Unter der modernen Rechtsordnung 
lebt solch ein Zwang nur fort in der Konkurrenz. Da der Konkurrent 
begrifflich nur so viel Zwang zur Arbeit auf scinen Nebenmenschen zu 
üben vermag, als er gegen die eigene Person zu kehren über sich 
bringen kann, so besteht die Funktion der modernen Rechtsorduung 
darin, wirtschaftliche Energie nicht neu zu erzeugen, sondern nur die 
vom Mittelalter her im einen Glied der menschlichen Gesellschaft noch 
vorhandene auf die übrigen Glieder überzuleiten. 

Zum Zwecke dieser Ueberleitung über die Erde hin mußten die 
wirtschaftlichen Schranken mittelalterlicher Kleinstaaterei fallen; aber 
neben diesen äufseren Hindernissen der Fortleitung müssen auch innere 
überwunden werden: den Kurzsichtigen, der nicht schon zur Zeit des 
Besitzes seiner Arbeitskraft für seine künftige Not sorgt, wird die Kon- 
kurrenz nicht in vollem Maße in seiner wirtschaftlichen Energie stei- 
gern, sondern nur für künftig der Armenpflege überliefern, daher war 
das zwangsweise Sparsystem, wie es in der Arbeiterversicherungsgesetz- 
gebung enthalten liegt, eine innere Notwendigkeit für den Ausbau 
unseres Rechts. 

Somlö, Dr. Felix, Professor an der Universität Kolozsvär. Zur 
Gründung einer beschreibenden Sosiologie. Dr. Walther Rothschild, 
Berlin u. Leipzig 1909. 5o S. M. 2.—. 

Der Verfasser gcecht von der Annahme aus, daß eine viel systema- 
tischere und ausgedehntere Kenntnis des soziologischen Tatsachen- 
matcriales, als sie heute möglich ist, nicht nur für die vorwiegend in- 
duktiven, sondern selbst für die vorwiegend deduktiven soziologischen 
Schulen unerläßlich ist. Er fordert zu diesem Zwecke die Gründung 
einer möglichst umfassenden deskriptiven Soziologie. Nach dem Hin- 
weis auf die Nachteile des gegenwärtigen Standes der soziologischen 
Induktion, werden die Vorteile einer grol angelegten deskriptiven 
Soziologie auseinandergesctzt. Es wird gezeigt, dafl wir zu einer bc- 
friedigenden Klassifikation der Gesellschaften auch nur auf diesem 
Wege gelangen können. Schließlich werden die bisherigen Versuche ın 
dieser Richtung und die Wege einer Durchführung des Planes besprochen. 


4. Sozialismus. 

Georgi, Dr. Elsbeth, Theorie und Praxis des Generalstreißs in 
der modernen Arbeiterbewegung‘). Gustav Fischer, Jena 19098. 144 5. 
M. 3.50. 

Wie der Streik selbst, so ist auch diejenige seiner Formen, die 

1) Vergl. auch die früher gegebene Inhaltsangabe dieses Buches: Archiv, 

Bd. XXVII, left 2, S. 558. 
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man bald Gencralstreik und bald politischer Massenstreik nennt, ein 
Gegenstand, dessen Studium sich Politikern im weiteren Sinne und 
speziell auch Sozialpolitikern mit der Zeit aufdrängt. Es gibt auch schon 
cine recht hübsche Literatur über ihn. Die Verfasserin, eine Schülerin 
Herkners, hat sie mit Fleiß gesammelt, mit kritischem Verständnis ge- 
sichtet und durchgearbeitet und liefert so eine sehr brauchbare Ab- 
handlung, aus der sich jeder leicht über die Theorien orientieren kann, 
die hinsichtlich der betreffenden Streikform aufgedeckt worden sind, so- 
wie über die große Mehrheit der Versuche, die mit ihr gemacht wurden, 
Verlauf und Ausgang und Nebenwirkungen dieser Versuche, und die 
sich aus diesem Erfahrungsmaterial nach Ansicht der Verfasserin er- 
gebende Schlüsse. 

In der Vorführung der Tatsachen und Theorien legt die \erfas- 
serin eine anerkennenswerte Objektivität an den Tag; soweit ich es 
prüfen konnte, ist ihre Berichterstattung durchaus einwandfrei. Ueber- 
haupt ist die Schrift vor allem matter of fact. Die Verfasserin 
hat das von ihr erbrachte Erhellungsmaterial in knappster Form ver- 
arbeitet, das Charakteristische ist mit sicherer Hand herausgegriffen, 
alles Ueberflüssige oder vielmehr alles nicht unbedingt Notwendige mit 
strenger Dekonomie ausgeschieden. Auf diese Weise ist die Schrift 
ein wahres Arsenal von Zitaten und Nachweisungen geworden. In 
Uebereinstimmung mit dieser, auch die eignen Ausführungen der Ver- 
fasserin auszeichnenden Knappheit in der Form steht eine sehr prä- 
zise Sprache. 

Vom Streben nach Sprachgenauigkeit geleitet, hat die Verfasserin, 
da die Worte Generalstreik, Massenstreik und ähnliche Bezeichnungen 
oft kritiklos durcheinander geworfen werden, bald der eine und bald 
der andere Name als Sammelbegriff für die ganze Vielheit der über 
normale Grenzen und Zwecke hinausgreifenden Streiks gebraucht wird, 
ein neucs Wort geprägt, das den Oberbegriff der Gruppen bezeichnen 
soll, nämlich: Klassenstreik. Unter einem bestimmten Gesichts- 
punkt würde er sich auch rechtfertigen. In der Regel handelt es sich 
bei diesen Streiks nicht um Interessen von Arbeitern als Angehörige 
eines bestimmten Berufs oder einer abgegrenzten Gruppe von Berufen, 
sondern um Interessen der Arbeiter als Klasse, und insofern würde 
es durchaus angemessen sein, diesen Umstand in der Bezeichnung 
deutlich zum Ausdruck zu bringen. Trotzdem zweifle ich stark daran, 
da der Name »Klassenstreik« sich einbürgern wird. Dieses Wort 
setzt voraus, daß die ganze Klasse streikt, und abgesehen davon, dal 
das noch nicht vorgekommen ist und auch schwerlich vorkommen 
wird, wäre es ein Spezialfall, während es sich doch gerade um eine 
Bezeichnung handelt, welche die Vielheit der Fälle decken soll. Dazu 
würde sich aber ein nicht allzu bestimmter Quantitätsbegriff wie »Massc« 
jedenfalls besser eignen. »Generalstreik«, darin hat die Verfasserin 
Recht, kann auch ein verallgsemeincrter Streik eines einzelnen Gewerbes 
scin und namentlich in Frankreich wird das Wort in neun von zehn 
Fällen so gebraucht. Wenn dort die Bergarbeiter beschliessen, grève 
scncrale zu machen, so verstehen sie darunter einen Streik, der sich 
nicht auf einzelne Zechen und Reviere beschränkt, sondern ganze Gece- 
biete umfassen soll. So auch andre Gewerbe, und ähnlich wie ın 
Frankreich steht es in andern romanischen, sowie auch vielfach in 
angelsächsischen Ländern. Der Ausdruck »Massenstreik« hat vor dem 
Ausdruck »Generalstreik< das voraus, daß er die Ausdehnung über die 
Berufsgrenzen hinweg anzeigt. Im übrigen kommt man bei Bestimmung 
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der Qualität nicht ohne den Gebrauch von Beiwörtern aus. 

Die Schlufßfolgerung, welche die Verfasserin aus ihren Unter- 
suchungen zicht, ist, daß die bisherigen praktischen Erfahrungen »keine 
besonders günstige Bilanz für den Klassenstreik ergeben haben« (S. 131). 
Das ist richtig, es sind stets Ausnahmebedingungen, unter denen mit 
ihm Erfolge errungen wurden, und fast in jedem Land sind die Ver- 
suche, günstig verlaufene Massenstreiks zu wiederholen, trotz besserer 
Vorbereitung fehlgeschlagen. »Trotz« ist vielleicht falsch, man 
könnte eher sagen, wegen der besseren Vorbereitung. Einer der 
Hauptfaktoren der erfolgreich verlaufenen Massenstreiks war ihre Spon- 
taneität. Wo sie aus ciner allgemeinen Stimmung heraus mit elemen- 
tarer Plötzlichkeit ausbrechen, oder wo sie in solcher Stimmung 
wurzelten, da haben Massenstreike Erfolge verzeichnen können. Wo 
jedoch versucht wurde, mittelst ihrer solche Stimmung künstlich her- 
vorzurufen, sind sie fehlgeschlagen. So daß vom Massenstreik fast 
dasselbe gesagt werden kann, wie von der Revolution, nämlich daß 
man ihn nicht machen kann. 

Diese Erkenntnis hat in neuester Zeit weite Verbreitung gefunden, 
und so ist es auch vom Massenstreik ziemlich still geworden. Trotz- 
dem wäre es grundverkehrt anzunehmen, daß er deshalb schon aus 
dem Bereich der Wahrscheinlichkeiten gerückt sei. Das Wachstum 
der Arbeiterklasse und damit des Klassenbewußtseins der Arbeiter 
wird unter bestimmten Umständen ebensogut große elementare Aus- 
brüche dieser Klasse herbeiführen, wie die Geschichte solche Ausbrüche 
andrer Klassen gesehen hat, und was die Hcerbannverweigerung der 
Feudalherren, die Budgetverweigerung und der parlamentarische Streik 
der Bourgeoisie waren, das ist für die Arbeiterklasse die allgemeine 
Arbeitsniederlegung. Sie ist mit Zwangsgesetzen nur in regulären 
Zeiten zu verhindern. Wo die Atmosphäre mit Explosionstoff geladen 
ist, fliegen Gesetze zuerst in die Luft. Der Weisheit letzter Schluß für 
die Regicerenden ist also, es nicht zu solcher Anhäufung kommen zu 
lassen. In ihn läuft auch die Arbeit der Verfasserin aus. Daß sie 
dabei zu guter Letzt noch die Leser mit dem platten Gleichnis des 
Menenius vom Magen und den Gliedern heimsuchen zu müssen glaubt, 
ist freilich eine böse Entgleisung, kann aber das Verdienst des Werk- 
chens nicht verkleinern. Auf verhältnismäßig knappem Raum ist über 
ein wichtiges Problem unserer Zeit Stoff für ein ganzes Kompendium 
lichtvoll zur Darstellung gebracht. (Ed. Bernstein.) 


Romano-Catania, Giuseppe, Filippo Puonarroti, 2° Edizione 
corretta ed ampliata con nuovi documenti inediti. Roma, Remo 
Sandron, Editore. 259 S. 2 Lire. 


Diese Schrift ist zwar schon vor mehreren Jahren erschienen, in 
Deutschland jedoch, so weit ich sehe, vollständig unbeachtet geblieben. 
Sie gehört aber zu den wertvollsten Monographien, welche über die 
idealistische Periode des sog. utopistischen Sozialismus geschrieben 
worden sind. 

Dr. G. Romanv-Catania in Palermo ist cin ehemaliger Militärarzt, 
der die Muße sciner späteren Jahre mit wertvollen Nachforschungen 
auf dem Gebiet des früheren Sozialismus verbringt und der Wissen- 
schaft hier schon mehr als einen Dienst geleistet hat. Die nun vor- 
liegende Arbeit schildert, zum Teil auf neue und völlig unbekannte 
Dokumente gestützt, den Werdegang und die Bedeutung Filippo Buo- 
narrotis, dieses Nachkommen des großen Michelangelo, welcher als der 
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erste Italiener betrachtet werden kann, der die Ideen des Sozialismus 
in sich aufgenommen hat. Seine äußeren Lebensschicksale sınd be- 
kannt. Aus vornehmem adligen Florentiner Geschlecht geboren, folgt 
er erst als Page des Grofiherzugs von Toskana der Laufbahn, für die 
Geburt und Verwandte ihn vorbestimmen. Mit den Ideen der franzö- 
sischen Enzyklopädisten bekannt geworden, wird er am Hofe suspekt 
und muß fliehen, erst nach Corsica, dann nach Frankreich, wo er an 
der großen Revolution teilnimmt und als leidenschaftlicher und über- 
zeugter Anhänger des Gracchus Baboeuf in die Verschwörung der Ega- 
litaires verwickelt wird und nur mit knapper Not am Tode durch das 
Fallbeil vorbeikommt. Nach mancherlei Irrfahrten wird er dann später 
— in Brüssel — zum Historiker dieser ersten bewußt sozialistischen 
Volksbewegung. Soweit war, kann man sagen, das Leben und die 
Bedeutung Buonarrotis, wenigstens in ihren großen Zügen, den Fach- 
leuten auch vor dem Erscheinen der Studie Romano-Catanias bekannt. 
Dagegen erfahren wir erst aus ihr Gründliches über die zweite Periode 
des langen Lebens dieses unermüdlichen Menschenfreundes und Re- 
volutionärs. Es erscheint unzweifelhaft, daß Filippo Buonarroti cine 
geheime (und auch heute noch nicht vollständig aufgeklärte), aber ge- 
waltige Rolle in der patriotischen Bewegung der ersten Jahrzehnte des 
italienischen Risorgimento gespielt hat (bis zu seinem 1837 erfolgten 
Tode). Diese Rolle brachte ihn in nicht unerhebliche Konflikte nicht 
nur mit den Regierungen, insbesondere nachdem er als das anerkannte 
Haupt der Carbonari den ersten Hieb gegen die österreichische 
Herrschaft verfehlt hatte und seine Mailänder Gesinnungsgenossen dic 
furchtbare Probe des Spielbergs bestehen mußten, sondern auch, durch 
das Fehlschlagen seiner allzu kühnen Hoffnungen gewitzigt, mit Giuseppe 
Mazzini, dessen Uebereiltheit und Taktik er mißbilligte und dessen 
(später ausgeführten und mifßsglückten) Plan einer Ueberrumpelung 
Piemonts durch einen Einfall bewaffneter revolutionärer Banden in 
Savoyen er den Befehl an seine Anhänger entgegensetzte, der Giovane 
Italia nicht zu folgen und an dem Aufstand nicht teilzunehmen. 
Buonarroti war von Mazzini zumal in seiner Auffassung von den 
patriotischen Pflichten getrennt. Diese Trennung war eine doppelte. 
Einmal war der italienische Flüchtling durch seinen langen Aufenthalt 
in Frankreich bis zu cinem gewissen Grade franzisiert. Der Kon- 
vent hatte ihm seiner Zeit das lIihrenbürgerrecht verliehen und er 
liebte es, sich als französischen Bürger zu bezeichnen. In seinen Ar- 
tikeln und Briefen spricht er häufig von Frankreich als seiner »Patrie«. 
Das will nicht sagen, daß er nicht gleichzeitig auch guter Italiener ge- 
wesen wäre — Männer, die das Leben in verschiedenartige Verhäit- 
nisse bringt und die Gelegenheit gchabt haben, in mehr als einem 
Lande während ihres Daseins Wurzeln zu schlagen, besitzen in der Regel 
keinen so »reinen« und unteilbaren Patriotismus wie der Spießsbürger, 
der nie die Mauern seines Kreisstädtchens verlassen hat — aber cr sah 
doch Frankreich gleichermaßsen als den naturgegebenen Mittelpunkt der 
Welt an und vermochte sich eine Befreiung Italiens, die er heiß herbei- 
sehnte und für die er arbeitete, ım letzten Grunde doch nicht anders 
als in Verbindung mit einer neuen Umgestaltung der Dinge in Frank- 
rcich zu denken, während Mazzini exklusiver Italiener war und Frank- 
rcich weder etwas Gutes zutraute noch gar geneigt war, die franzö- 
sische Hilfe zur Befreiung Italiens herbeizuwünschen. Zum zweiten 
aber war Buonarrotis Ziel "überhaupt bei weitem komplexer als das 
Mazzinis. Mazzini wollte in erster Linie Italiens Einheit und war, 
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trotz seines theoretisch intransigenten Republikanismus, praktisch zu 
allen den Kompromissen bereit, die das Ziel erforderte. Buonarroti 
hingegen sah die Einheit und Freiheit Italiens nur im Zusammenhang 
mit der aller anderen Völker, der Polen, der Deutschen u. s. w. Be- 
zeichnend für seine — unverfälscht demokratische — Auffassung ist 
der geheime Pakt, den er zu Beginn der nationalen Freiheitsregungen 
mit dem Marquis de Lafayette — jeder von beiden im Namen seines 
Volkes — einging und auf Grund dessen jedes der beiden Länder die 
fremdsprachlichen Gebiete an das Nachbarland abzutreten sich verpflich- 
ten sollte, Italien das französische Savoyen an Frankreich, Frankreich 
das italienische Corsica an Italien (p. 195). Ferner aber war Buonar- 
roti auch in der Vaterlandsfrage Sozialist. Er wollte — später hat 
Carlo Pisacane diese Tendenz wieder aufgenommen und in seiner be- 
deutenden Schrift Saggio sulla Revoluzione weiter entwickelt — die 
nationale Frage nicht von der sozialen Frage getrennt wissen. Des- 
halb gingen ihm Mazzinis Bestrebungen nicht weit genug. Er be- 
fürchtete, daf er und seine Jünger »in den politischen Neuerungen 
die zu machen sind, nur Veränderungen der Form und die Uebertragung 
der Autorität auf sie selbste sähen (p. 213) und meinte spöttisch, daß 
die Republik Mazzinis sich von der Monarchie lediglich »durch eine 
Würde weniger und einen Wahlakt mehr« unterscheide (p. 228). In 
seiner praktischen Politik war allerdings auch Buonarroti in den letzten 
Dezennien seines Lebens keineswegs Impossibilist. Als Napoleon, 
gegen den er an die zwanzig Jahre lang mit allen Waffen der Ver- 
schwörung gearbeitet hatte, aus der Inscl Elba zurückkehrend die re- 
staurierten Bourbonen in Frankreich wieder vom Thron heruntecrfegte, 
erklärte sich Buonarroti plötzlich zu Gunsten des Kaisers (p. 187), 
offenbar von der Einsicht geleitet, dafs im Vergleich mit dem Legali- 
tarısmus der napoleonische Imperialismus immer noch als das kleinere 
Uebel zu betrachten sei. — Bemerkt sei übrigens noch, daf zu den 
Brüsseler Jüngern des großen Babouvisten auch ein Deutscher, namens 
Herreweg (natürlich Herwegh) gehörte, der nichts anderes machen 
konnte als »Verschwörungen« (nach dem Zitat eines Freundes p. 184). 
Die warmherzig geschriebene interessante Biographie gehört unseres 
Erachtens zu dem eisernen Bestand, den sich jede Bibliothek, die die 
grundlegenden Werke über die Geschichte des Sozialismus und der 
Demokratie zu besitzen beansprucht, unbedingt zulegen muß. 
(Michels.) 
Frissi, Artaro, Il! Ciarlatano. Cronisteria. Mantova 1902. Baraldi 
e Fleischmann Editori. 220 S. L. 1.50. 


Arturo Frizzi ist heute einer der belicbtesten Ägitatoren der sozia- 
lıstischen Partei in Italien. Rastlos wie der fliegende Ilolländer zieht 
er jahraus jahrein von Dorf zu Dorf, von Platz zu Platz ohne sich je 
auch nur einen Tag Ruhe zu gönnen. Auf seine Beliebtheit bauend, hat 
er es nun unternommen, eine ziemlich breit angelegte Autobiographie 
zu schreiben und auch den Verleger dazu gefunden. Das könnte man 
unter Umständen nur begrüßen. Wie vicl psychologisch und partei- 
historisch Interessantes könnte ein Mann wie er uns nicht erzählen. 
Seine Schrift hätte ein wahres Stück »Dokunient des Sozialismus« scin 
können. Statt dessen hat er cs leider vorgezogen, nicht das Leben 
seiner letztverlebten Jahre, sondern sein \orleben zu chronisieren. 
Frizzi war über zwei Jahrzehnte lang Ciarlatano. Mit diesem Ausdruck, 
der eigentlich »Schwätzer« bedeutet, bezeichnet der Italiener jene Leute, 
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die ohne einen bestimmten Beruf zu haben, mit allerhand freien Künsten 
herumvagabundieren. Der Girovago Frizzi freilich führte ein ganz bc- 
sonders bewegtes Leben. Er war hintereinander Zeitungsverkäufer, 
Ausschreier, Musikant, Deklamator, Zahnarzt, Schauspieler, wieder 
Zeitungsverkäufer u. s. w. u. s. w. Von allen Métiers gefiel ihm der 
»Doktor Eisenbart«e am besten. Allerhand lustige aber durchaus nicht 
als ehrlich anmutende Betrügereien und Foppereien laufen mitunter, 
über die er auch getreulich berichtet. Auch das wäre an und für 
sich noch nichts Schlimmes. Denn wenn in solch einem Menschen, 
halb armer Teufel, halb Strafhäusler, das Bewußtsein reift, daß es doch 
mehr wert ist, seine unzweifelhaft vorhandenen Fähigkeiten in den 
Dienst einer großen Idee, als in den Dienst einer Schwindlerbande zu 
stellen, so hätte die Beschreibung dieser inneren Läuterung einen hohen 
instruktiven und pädagogischen Wert gehabt. Leider hat Frizzi aber 
seine »Entwicklung zum Sozialismus« nicht dargestellt und sich damit 
begnügt, seine Bekehrung als ein Faktum hinzustellen und uns seine 
Sünden reuig zu beichten. Das Buch ist, ohne einen literarischen Wert 
zu haben, immerhin ganz originell geschrieben und läßt manchen Blick 
in unbekannte Sphären zu. Es ist ein Gil Blas in verkleinerter Auf- 
lage. (Michels). 


Kautsky, Karl, Der Ursprung des Christentums. Eine historische 
Untersuchung. J. H. W. Dietz Nachf., Stuttgart 1908. XVI, 508 S. 
M. 5.—. 

Der Verfasser will die Entstehung des Christentums materialistisch 
erklären. Er gliedert seinen Stoff in vier Abteilungen. Der erste 
Abschnitt beschäftigt sich mit der Persönlichkeit Jesu; die heidnischen 
und christlichen Quellen, welche über sie Auskunft geben, werden 
kritisch untersucht. Das Christentum ist nach Kautskys Ansicht keine 
Schöpfung eines einzelnen Menschen, sondern das Produkt der Ge- 
sellschaft jener Zeit. Wie diese Gesellschaft beschaffen war, zeigt er 
im folgenden Abschnitt. Die Sklavenarbeit, die Grundlage der da- 
maligen Gütererzeugung, entwickelt nur geringe Produktivität und hindert 
den technischen Fortschritt. Der antike Grofsbetrieb produziert im 
Gegensatz zum modernen keine Produktionsmittel, sondern nur Ge- 
nufsgüter. Den Hauptunterschied der damaligen Produktionsweise von 
der heutigen erblickt Kautsky darin, dafs das antike Proletariat von 
der genußübersättigten Gesellschaft und diese wiederum von der Aus- 
beutung der Sklaven lebte. Weiterhin werden in diesem Abschnitt das 
römische Staatswesen und das Denken und Empfinden der damalıgen 
Gesellschaft eingehend untersucht. Der III. Hauptabschnitt beschäftigt 
sich mit der Geschichte des Judentums vor und nach dem Exil bis 
zur römischen Kaiserzeit, der IV. und letzte Abschnitt endlich schildert 
die Entstehung des Christentums. Die urchristliche Gemeinde ist nach 
Kautsky eine von wildem Haf gegen die Reichen beseeclte, hauptsäch- 
lich aus Großstadtproletariern bestehende Sekte mit Güter- und Weiber- 
gemeinschaft. Das Messtasbild der ersten christlichen Gemeinde ent- 
sprach in allen wesentlichen Punkten vollständig dem ursprünglich 
jüdischen. Das Reich Gottes war irdisch gedacht, Jesus der Befreier 
des Judentums vom Römcerjoch. Wie sich die Vorstellungen vom 
Messias mit dem Zurücktreten des Judenchristentums hinter das Heiden- 
christentum verändern und wie sich schlietslich die Organisation des 
proletarıschen Kommunismus in ihr Gegenteil, in eine Organisation 
des Despotismus und der Ausbeutung im Laufe der Zeit verwandelt, 
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ist in den folgenden Kapiteln eingehend geschildert. Das Schluß- 
kapitel zeigt Kautsky in einen Vergleich von Urchristentum und Sozial- 
demokratie, daß trotz gewisser äußerer Achnlichkeit zwischen beiden 
grundlegende Unterschiede bestechen. (M.) 


Lafargue, Paul, Le dterminisme economique de Karl Marx. N. Giard 
und E. Briere, Paris 1909. 384 S. 

Der Verfasser, einer der bedeutendsten Vorkämpfer des Marxismus 
ın Frankreich, untersucht in seinem Werke die historische Methode 
Marxens. Er stellt der deistischen und idealistischen Geschichtsphilo- 
sophie den ökonomischen Determinismus gegenüber. Um die Vorzüge 
der historischen Methode zu zeigen, wendet er sie praktisch an, und 
versucht mit ihrer Hilfe die Entstehung und Entwicklung wichtiger ab- 
strakter Ideen wie diejenige der Gerechtigkeit, des Guten, Gottes etc. 
zu erklären. (M.) 
Langhard, Dr. iur. J, Die anarchistische Bewegung in der Schweiz 

von ihren Anfangen bis zur Gegenwart und die internationalen Führer. 
Stämpfli und Co., Bern 1909. VIII. 492 S. M. 4.20. 

Das vorliegende, einen wesentlich praktischen Zweck verfolgende 
such gibt ein unmittelbares Bild von der anarchistischen Bewegung in 
der Schweiz. Der theoretische Anarchismus hat in der Schweiz, be- 
sonders im Neuenburger Jura, früher als anderwärts Boden gefaßt. In 
der Schweiz haben die anarchistischen Führer Bakunin, Netschajcff, 
Krapotkin, Brousse, Reinsdorf und andere eine aktive Rolle gespielt ; 
selbst Most, welcher sich 1867 als Buchbinder in Locle und Chauxde- 
fonds aufhielt, will hier laut seinen Memoiren zuerst zu rebellischen 
Auffassungen gegen die bestehende Staatsordnung bewogen worden 
sein. Angelockt von ihren Freiheiten, wandten sich ausländische 
Anarchisten mit Vorliebe nach der Schweiz. Dergestalt bot die Ver- 
folgung der anarchistischen Umtriebe in der Schweiz ein ganz besonderes 
Interesse. 

Das Buch behandelt die anarchistische Bewegung in der französischen 
und deutschen Schweiz getrennt und beschäftigt sich im dritten Teil 
mit den italienischen Anarchisten in der Schweiz, welch letztere ein 
Hauptkontingent liefern. Einer derselben hat 1898 in Genf die Kaiserin 
Elisabeth ermordet. Ein Schweizer, Luigi Bertoni in Genf, gibt noch 
heute eine anarchistische Zeitung »Le Reveil« (»Rısveglio«) heraus und 
ist der eigentliche Chef der Anarchisten italienischer und französischer 
Zunge. Eingehend befaßt sich die Darstellung mit der anarchistischen 
Presse, Zeitungen, Broschüren und Flugblättern, denen ein Hauptan- 
teil an der Propaganda zukommt. Der Verfasser befürwortet eine 
- energische Bekämpfung der anarchistischen Propaganda auf admini- 
strativem und legislativem Wege, sowie eine strenge Ausweisungspraxis 
gegenüber Ausländern, da gegen den Anarchismus Schärfe erfahrungs- 
gemäß) wirksamer sei als halbe Mafregeln. 


Perwolf, Emanuel, K. kK. R. Revident i. Handelsministerium Wien. 
Erwerb un 2: N im Zukunftsstaate. Carl Koncegen, Wien 1909. 
150 S. M. 

Im ersten Teil wird die Zunahme des Grofskapitals vom Beginn 
des 13. Jahrhunderts bis zum ı9. Jahrhundert behandelt, sodann cine 
Statistik der großen Vermögen und Einkommen am Ende des 19. Jahr- 
hunderts gegeben und ferner der Einfluß dieser Güterkonzentration (in 
wenigen flinde n) auf die Volkswirtschaft und die Lebenshaltung der 
Bevölkerung erörtert (S. 1—42). Im zweiten Teil wird die Reaktion 
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durch Selbsthilfeorganisationen, durch dic Sozialpolitik des Staates und 

der Gemeinden gegen die individualistische Monopolwirtschaft (Kar- 

telle, Trusts, Börsenspekulation) besprochen (S. 43—62). 

Im dritten Teil werden die neuen Aufgaben der Sozialpolitik be- 
handelt. Sie sollen bestehen: 

ı) in der progressiven Steigerung der Erbschaftsgebühren, insbe- 
sondere für Verlassenschaften über ı Million Kronen, 

2) in der Begrenzung des Unternehmergewinnes der Erwerbsgesell- 
schaften, 

3) in der Einführung eines allgemeinen Maximaleinkommens, das 
dem Reinertrag von einer bis zu zwei Millionen Kronen Kapital ent- 
sprechen könnte (S. 63—76). 

Im vierten Teil werden die zu überwindenden Hindernisse beim 
Uebergang vom individuellen Machtstaat ın den Zukunftsstaat hervor- 
gehoben. Darauf folgt cin statischer Nachweis, daß diese Hindernisse 
zu bewältigen sein werden. Die im dritten Teil vorgeschlagenen Re- 
formen würden den Grofistaaten Milliardenfonds (von 4—5o Milliarden 
Kronen) einbringen und sie in den Stand setzen, weitausgreifende so- 
zialpolitische Aufgaben im Interesse der Gesamtheit zu lösen und zwar: 

1) die Durchführung eincs obligatorischen Minimaleinkommens und 
einer Arbeitslosenfürsorge (für Arbeiter und Angestellte), 

2) die Anbahnung eines Standesminimaleinkommens nach der Quali- 
tät der Leistung (für Angestellte und Selbständige), 

3) die staatliche Regelung der Bodenpreise, der Mietzinse in Städten 
und die Herabsetzung der Preise im Inlandsverkehre für Rohprodukte 
und notwendige Unterhaltungsmittel, 

4) die obli gatorische »Sozialversicherung« für Arbeiter, Angestellte 
und Selbständige (S. 77—132). 

Die im »Anhang« enthaltene Schätzung des Volkseinkommens und 
Volksvermögens in Oesterreich bildet die statistische Grundlage der 
meisten Nachweisungen über die Durchführbarkeit des im Buche ent- 
wickelten Mittelstandsprojektes (S. 133—150). 

Die Verhandlungen des Parteitages der sosialdemokratischen Partei Deutsch- 
lands. Abgehalten zu Nürnberg vom 14.—1ı9. September 1908, sowie 
Bericht über die 5. Frauenkonferenz am ı1. und 12. September 1908 
in Nürnberg (Protokoll). Buchhandlung »Vorwärtse, Berlin 1908. 
566 S. M. 1.25. 

Das Protokoll bringt in der Einleitung das Parteiprogramm von 
1891 und das Örganisationsstatut von 1905. Es schlieijen sich daran 
Berichte des Partciv orstandes, des Bildungsausschusses, der Vertrauens- 
person der Genossinnen, der Reichstagsfraktion, Anträge an den Partei- 
tag. Aus dem stenographischen Protokoll der Vor- und Hauptversamm- 
lung sind folgende Verhandlungspunkte hervorzuheben: Maifeier, Bud- 
getbewilligung, Sozialpolitik und der neuc Kurs, Reichsfinanzreform. 
Die 5. Frauenkonferenz beschäftigte sich mit Organisations- und Er- 
ziehungsfragen. (M.) 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


Bondin, L. B., Das theoretische System von Karl Marx. Aus dem 
Englischen übersetzt von Luise Kautsky. Mit einem Vorwort zur 
deutschen Ar von Rarl un J. H. W. Dietz, Stuttgart 1909. 
AN, 278 S. M. 2.50, gbd. M. 

Das Böndinsche Buch stellt 'sich die Aufgabe, dem Bedürfnis jener 
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Leser entgegenzukommen, die die gewaltig angeschwollene Literatur 
über Marx nicht zu verfolgen und zu bewältigen imstande sind und 
ihnen als Einführung in das Studium der Marxkritik und des Marxis- 
mus zu dienen. Die bisher erschienenen Polemiken zwischen einzelnen 
Marxisten und einzelnen Marxkritikern zogen hauptsächlich die aus dem 
Kreise der Sozialisten hervorgegangene Kritik in ihr Bereich. Boudin 
jedoch streift nur die sozialistische Marxkritik und untersucht dafür 
umso gründlicher die bürgerliche. 

Von Sozialisten behandelt er nur Bernstein und Belfort Bax. — 
Böhm-Bawerk, Karl Diehl, Rudolf Goldscheid, Jevons, Karl Knies, Karl 
Menger, Masaryk, Oppenheimer, der amerikanische Professor Selig- 
mann, Slominski, Werner Sombart, Struve, 'Tugan-Baranowsky, Paul 
Weisengrün werden mehr oder weniger ausführlich behandelt. L oria, 
Nosuy, Stammler, Wenckstern, Woltmann werden erwähnt. 

Hand in Hand mit dieser Auseinandersetzung mit den Kritikern 
des Marxismus geht eine theoretische Darlegung der materialistischen 
Geschichtsauftassung, des Werts- und Mehrwerts, der Arbeitswerttheorie, 
der Konzentration des Kapitals, des Verschwindens der Mittelschichten. 
Das Buch schließt mit einer Untersuchung der Rolle, die das Prole- 
tariat bei der Umwandlung des Kapitalismus in den Sozialismus spielt 
und mit einem Ausblick auf die Formen, die die soziale Revolution 
annehmen wird. Das kurze Schlußwort beleuchtet noch cinmal die 
Bedeutung des Marxschen Systems, seine innere Geschlossenheit und 
seine unteilbare Einheitlichkeit. 


Brentano, Lujo, Versuch einer Theorie der Bedürfnisse. (Sitzungs- 
berichte der kgl. bayer. Akademie d. Wissenschaften; Jahrgang 1008, 
IO. Abhandlung.) In Kommission des G. Franzschen Verlags, Mün- 
chen 1908. 79 S. M. 1.50. 


»Ausgang aller Wirtschaft ist das Bedürfnis ... . die Theorie der 
Bedürfnisse ist die wissenschaftliche Grundlage der Wirtschaftsichre«. 

Die wichtigste Einteilung der Bedürfnisse ist die in leibliche und 
geistige, denn erstere sind beschränkt, das scclische Begehren ist 
dagegen an sich unbegrenzt, indem jede Befriedigung cines solchen so- 
fort ein neues, höheres, intensiveres Bedürfnis hervorruft. 

Gegenüber den altruistischen Bedürfnissen erweisen sich die egoi- 
stischen als die stärkeren, von diesen stehen wieder die physischen 
voran. Eine Ordnung der Bedürfnisse nach ihrer Dringlichkeit ergibt 
nach B. die folgende Reihe: 1. Bedürfnis der Lebenserhaltung (Nahrung, 
Kleidung, Wohnung, Erholung), 2. geschlechtliche Bedürfnisse, 3. An- 
erkennung, 4. Fürsorge für Wohlbefinden nach dem Tode, 5. Erheiterung, 
6. Vorsorge für die eigene Zukunft und die der Ange hörige n, 7- Heilung, 
$. Reinlichkeit, 9. Bildung in Wissenschaft und Kunst. B. untersucht 
ferner das Maß des \Wohlgefühls, das die Befriedigung dieses Bedürf- 
nisses bringt; es wird vor allem beeintlufst durch die Empfänglichkeit 
für Lust und Schmerz, die abhängt von der individuellen Reizem- 
pfindlichkeitund vom Sättigungserad. Um eine Empfindung 
wachzurufen, ist ein Reiz von bestimmter Größe erforderlich, jeder 
weitere Zuwachs steigert die Empfindung bis zum »Optimum«, dann 
erfolgt bei weiterer Reizzunahme eine Abnahme bis auf Null. (Weber- 
Fechnersches Gesetze.) 

Dies Gesetz gilt aber insofern nicht für die geistigen Bedürfnisse, 
als diese (s. o.) unbegrenzt sind, Befriedigung des cınen also stets auch 
zur Entstehung eines oder mehrerer neuer Bedürfnisse führt; wohl aber 
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findet sich auch bei ihnen eine Abnahme der Reizempfindlichkeit fur 
die einzelnen Genußseinheiten. Das Bedürfnis des Menschen, seinen 
Willen frei zu betätigen, ist unbegrenzt, es führt zum schrankenlosen 
Streben nach Macht, Herrschaft, vor allem nach Reichtum. Das 
Bedürfnis nach unbegrenztem Erwerb ist daher nicht wie Marx und 
Sombart meinen, eine dem Kapitalismus eigentümliche Erscheinung; in 
jeder Epoche hat man nach dem gestrebt, was die sicherste Grundlage 
der Macht war, in unserer Zeit ist dies das Geld. Die Wirtschafts- 
perioden unterscheiden sich nicht psychologisch durch Begrenztheit 
oder Grenzenlosigkeit des Bedürfens, sondern durch das jeweils füh- 
rende Produktionselement (Sklaven, Viehbesitz, Land, Geld), auf das das 
unbegrenzte Verlangen sich richtet. Aber auch die physischen Bedürf- 
nisse sind beim Menschen unbegrenzt infolge ihrer Verbindung mit 
psychischen, daher das fortschreitende Verlangen nach Besserung ihrer 
Lage; die fortschreitende Verfeinerung der Bedürfnisse ist der treibende 
Faktor aller wirtschaftlichen Entwicklung, jeder Hebung des standard 
of life der unteren Klassen. Die absolute Befriedigung der mensch- 
lichen Bedürfnisse ist hiermit ausgeschlossen, es kann sich nur um die 
Herbeiführung der jeweils gröfitmöglichen Summe von Wohlgefühl 
handeln, die für den Einzelnen j je nach Anlage, Fähigkeit und Verhält- 
nissen verschieden ist. (— é.) 


Charasoff, Dr. G. v., Karl Marx über die menschliche und Rapi- 
talistische Wirtschaft. Eine neue Darstellung seiner Lehre. Hans 
Bondy, Berlin 1909. 105 S. M. 1.50. 

Dic Marxsche Wertlehre wird rationalistisch ausgelegt und zur Ein- 
heit gebracht; des Verfassers eigenes Urteil darüber folgt erst in den 
weiteren Teilen des geplanten Werkes. 

Das Wertgesetz besteht in folgendem: es wird nur an Waren oder 
an Produkten, die auf dem Markte gekauft werden, oder an der schon 
verkörperten Arbeit allein gespart; dagegen wird die unmittelbare leben- 
dige Arbeit, die in der Werkstatt verausgabt wird, nicht als Ausgabe 
betrachtet. Auf diese Weise entsteht der Proft, als der Schein 
eines Ueberschusses über die Produktionskosten, und die Tendenz, an 
dem Lohne zu sparen, den Arbeitstag dagegen in die Länge zu ziehen, 
— ein objektiver Widerspruch gegen das Gesetz der Produktivität, oder 
der Ersparung der menschlichen Arbeit in allen Formen. Daher der 
Klassenkampf um den normalen Arbeitstag. — Wo jedoch der Kapi- 
talismus die Produktivität entwickelt, verfällt er in einen subjektiven 
Widerspruch, denn das Produkt ersctzt die lebendige Arbeit bei der 
Produktion, der kapitalistische Kostenpreis rückt an den Verkaufspreis, 
die Profitrate fällt, das Feld der Konkurrenz verengert sich, die Akku- 
mulation geht immer langsamer vor sich. Daher die Krisen und der 
schließliche Zusammenbruch des Kapitalismus. 


Damaschke, Adolf, Geschichte der Nationalökonomie. Eine erste 
Einführung. 3. umgearbeitete Auflage. Gustav Fischer, Jena 1909. 

428 S. M: 3,20. 

Der Hauptton ist auf den Untertitel! »Eine erste Einführung« zu 
legen. Das Buch ist nicht für Fachgelehrte bestimmt, sondern für 
Männer und Frauen aus allen Kreisen, die sich ohne Vorkenntnisse ein 
Bild von den sozialen Bewegungen und Theorien machen wollen, so 
weit sie noch in unscrer Zeit um die Köpfe und Herzen ringen. Die 
Darstellung der physiokratischen Bewegung, der liberalen Schule und 
ihrer Ausläufer, des nationalen Systems, der kommunistischen, anar- 
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chistischen und bodenreformerischen Bewegungen und Theorien nehmen 
deshalb den Hauptteil des Buches ein. Besonderer Wert ist darauf 
gelegt, jede Bewegung durch ihre berufensten Vertreter selbst zu Wort 
kommen zu lassen, sodaß nirgends ein Zerrbild irgend einer Richtung 
entsteht. Dals eine solche populäre »Geschichte der Nationalökonomie« 
den Wünschen vieler entspricht, hat der äußerliche Erfolg gezeigt. 
Die erste Auflage war in 5 Monaten vergriffen. Auch die zweite fand 
so schnell ihren Weg, daß ein unveränderter Zweitdruck ausgegeben 
werden mufste. Die 3. nun vorliegende Auflage ist um 180 Seiten ver- 
mehrt. — Möge sie an ihrem Teil daran helfen, jene geradezu gefähr- 
liche Unkenntnis zu überwinden, die auf dem Gebiete der National- 
ökonomie auch in mafsgcbenden Kreisen herrscht und deshalb nur zu 
häufig staatssozialistische, bodenrcformerische, kommunistische, anar- 
chistische Gedankengänge durcheinander wirft. 


Grunzel, Regierungsrat, Professor Dr. Josef, Allgemeine Volks- 
aurtschaftstehre. 1. Teil eines Grundrisses der Wirtschaftspolitik. 
Alfred Hölder, Wien 1909. 138 S. M. 

Der Verfasser geht von der Ansicht aus, daß der Wirtschaftspolitik 
oder der praktischen Volkswirtschaftsichre in der Wissenschaft noch 
nicht die gebührende Stellung eingeräumt worden ist. Die Folge davon 
sei eine gewisse Sterilität der Nationalökonomie, welche scit den Tagen 
des Adam Smith sich hauptsächlich in einem Streit über Methoden und 
Grundbegriffe erschöpft. Deshalb sei eine Umstülpung des bisherigen 
Behandlungsweise am Platze, sodaß die allgemeine Volkswirtschaftslehre 
mit ihrer Erklärung über die Grundbegriffe nur als Einleitung zu der 
eigentlichen Wirtschaftspolitik erscheint, die sich dann in vier Teile 
gliedert, nämlich Agrarpolitik, Industriepolitik, Handelspolitik und Ver- 
kehrspolitik. Was den Inhalt des zunächst vorliegenden Bandes anbe- 
langt, so weicht der Verfasser in wesentlichen Punkten von der herr- 
schenden Lehre ab, so in der Erörterung des Güter- und Wertbegriffes, 
in der Behandlung der Produktionsfaktoren, von welchen er nur zwei 
anerkennt (Kapital und Arbeit), in verschiedenen Punkten des Geld- 
wesens, in der Bekämpfung der Grundrente und des Unternehmerge- 
winnes als selbständiger Einkommensquellen unter Hervorhebung der 
Mitwirkung des gemeinwirtschaftlichen Kapitals bei jedem Produktions- 
proze usw. In der Form der Darstellung ging das Bestreben auf 
mörlichste Kürze, Klarheit und Schärfe, um dahin zu wirken, daß die 
Volkswirtschaftslehre endlich Gemeingut der Gebildeten wird. 


JNarpuder, lleinrich, Entstehung und Entwicklung des Wirt- 
schaftslebens. Süddeutsche Volksbuchhandlung m. b. H., München 1908. 
186 Seiten. M. 2.—-. 

Das Buch will den Arbeitern eine Einführung in das Studium der 
Wirtschaftsgeschichte und der Nationalökonomie bieten. Es bezweckt 
dementsprechend sdie bisherige Entwickelung der Wirtschaft in einigen 
großen und plastischen Bildern zu zeichnen, den Verlauf dieses Pro- 
zesses leicht einprägsam und möglichst bildhaft zu gestaltene. In der 
Se hen Hinleitung versucht der Verfasser, die öko- 
nomische Geschichtsauffassung weite rzubilden und in 18 präzise Thesen 
zu fassen. Er verwirft dann die Büchersche Stufenfolge, weil sie nicht 
von dem einzig ausschlaggebenden Gesichtspunkt der Wirtschatftsprin- 
zipien ausgehe. Statt ihrer stellt er eine neue auf, welche die Produk- 
tivität und deren Steigerung zum Einteilungsmafsstab nimmt. So gce- 
winnt er die Hauptgruppen der vorwirtschaftlichen Stufe, der Selbst- 
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erhaltungs- und der Mehrwert- oder Ueberschußwirtschaft, welch letz- 
tere sich nach den einzelnen im Vordergrund stehenden Wirtschafts- 
prinzipien in eine Sklaven-, eine Hörigen-, eine Zunft- und eine kapi- 
talistische Wirtschaftsstufe spaltet. In dem so gegebenen Rahmen ver- 
sucht dann der Verfasser in knapper und anschaulicher Form die Ent- 
stehung und Entwickelung des Wirtschaftslebens nach ihren wichtigsten 

Seiten hin darzustellen. 

Mattyasovssky, Dr. Nik. von, A. Foldjtradck, (Die Grundrente.) 
Eggenbergersche Buchhandlung, Budapest 1908 (in ungar. Sprache‘ 
XII, 227 S. 

Die Grundrente ist nur dann cine Erscheinung der Güterver- 
teilung, wenn sie als historisch-rechtliche Kategorie aufgefafst wird. 
Als rein wirtschaftliche Kategorie ist die Grundrente eine Erscheinung 
der Produktion. Sie stammt aus den Verschiedenheiten der Ar- 
beitsresultate. So aufgefaßt ıst die Grundrente eine elementare, von 
der Natur herrührende Erscheinung und nicht das Corollarium des 
Privateigentums. Die Verschiedenheiten der Arbeit und des Bodens 
würden auch in einem kommunistischen Staat \Verschieden- 
heiten in der Produktion hervorbringen. Dadurch müssen natürlich 
auch in der Einkommensverteilung Verschiedenheiten entstehen, denn 
es gibt kein Maß, mit dem die in den kommunistischen Lager- 
häusern aufgestapelten Güter gleich verteilt werden könnten. Wenn 
wir mit Opfer (Arbeitszeit, in der Arbeit verbrauchte Kraft usw.) 
messen, geben wir denjenigen eine Rente, die geschickter, sich 
schonend, oder mit mehr Kraft arbeiten. Wenn wir dagegen mit 
Genuß (Erfolgen der menschlichen Tätigkeit, z. B. das produzierte 
Korn usw.) messen, werden wir denen ceine Rente zu Teil werden 
lassen, die unter günstigen Verhältnissen, z. B. auf besserem Boden 
arbeiten. 

Schuster, Dr. phil. Hans, Joh. Gottfr. Hoffmann als National- 
öronom. llerm. Walter, Berlin 1908. 60 S. M. 1.50. 

Der Verfasser hat sich die Aufgabe gestellt, dem Nationalökonomen 
J. G. Hoffmann auf Grund seiner Schriften die ihm gebührende Stellung 
in der Geschichte der nationalökonomischen Literatur zuzuweisen. Er 
beleuchtet die Stellung Hoffmanns zum Phvsiokratismus und zur Be- 
völkerungslehre des Malthus in je einem Kapitel und bespricht so- 
dann seine sozialen, steuerpolitischen- und steuertheoretischen, sowie 
seine münzpolitischen wie münztheoretischen Ansichten. Der Ver- 
fasser kommt in seiner Schlufibetrachtung zu dem Resultat, da Hoff- 
mann auf dem Gebiete der nationalökonomischen Theorie nichts ge- 
leistet hat. Er war weder cin origineller noch ein selbständiger Denker, 
sondern hat es nur verstanden, die Lehren anderer zu popularisieren. 
Die Urteile Roschers, Schmollers u. a. über die Bedeutung Hoffmanns 
bedürfen also einer Korrektur. (M.) 
Schwarze, Dr. Karl, Herbert Spencer. Mit einem Bildnis Spencers. 

(Aus Natur- und Geisteswelt, 245. nn B. G. Teubner, 
Leipzig 1909. X, 131 5. geb. M. 1.2 

Das Buch gibt neben einer kurzen Biodränliie Spencers eine Dar- 
stellung seines gesamten ne der synthetischen Philosophie, also 
der allgemeinen “Grundlegung, d. i. der Ableitung und Aufstellung der 
Entwicklungsformel als der De n wissenschaltlichen Verallgemeine- 
rung, und sodann der Biologie, Psychologie, Soziologie und Ethik als diese 
Formel durchaus bestätigender, bezw. von ihr gcetührter Wissenschafts- 
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gebiete. Die konzentrisch sich umschlicßenden Lebenskreise des Or- 
ganischen, Geistigen, Sozialen und Sittlichen werden so aufgefaft als 
Ergebnisse eines universellen Prozesses der Differentiation und Inte- 
gration von Kraftwirkungen auf den Stoff, bezw. die organische Sub- 
stanz, bezw. den individuellen und sozialen Organismus. 

Eine kurze Kritik am Schlusse würdigt Spencer als einen ausge- 
zeichneten Systematiker, findet aber das metaphysische Bedürfnis der 
Menschheit von ihm unterschätzt und die Entwicklungsformel in ihrer 
philosophischen Bedeutung überschätzt. 


Wolf, Prof. Dr. Julius, Nationalökonomie als exakte Wissenschaft”) 
Ein Grundrißß. A. Deichert Nachf., Leipzig 1908. XXVI, 204 s 
Mk. 4.—; geb. Mk. 5.—. s 

Dies Buch soll Nationalökonomie als exakte Wissenschaft zugleich 
nachweisen und bieten, wobei der Verfasser, ohne frühere Definitionen, 
wie z. B. die Kants, beiseite zu setzen, den Anspruch auf die Bezcich- 
nung als exakt für cine Wissenschaft davon abhängig macht, daß sie 

»vermöge ihrer Natur zu abschließenden, durch neue Untersuchung und 

neues Material nicht in Frage zu stellenden Resultaten zu gelangen 

vermag« (Vorwort S. V). Den Nachweis, daß dies für die National- 
ökonomie in ihrem allgemeinen Teil zutreffe, erbringe das Buch nicht 
deduktiv, sondern experimentell, d. h. durch Herausbringung solcher 

Resultate. Nicht von vornherein sei die Geltendmachung dieser Methode 

seine Absicht gewesen. Es sci nur von Anfang an der Plan verfolgt 

worden, die Tatbestände sprechen zu lassen. Erst die reiche Ausbeute, 
die sich dabei und bei immer neuer Vertiefung in den Stoff ergab, 
veranlafite die Prüfung und Feststellung der Methode, nach der gear- 
beitet worden war. Und zwar seit mehr als einem Vierteljahrhundert 
gearbeitet worden war. Das Buch ist wie er sich ausdrückt, der »Nieder- 
schlag« seiner, schon vor Antritt seiner akademischen Laufbahn be- 
gonnenen wissenschaftlichen selbständigen Studien, den der bekannte 
Breslauer Dozent hier in Gestalt von knappest gefalsten Leitsätzen 
zusammenstellt, der Extrakt von längeren Abhandlungen, die er sich 
selbst über jede der behandelten Materien geschrieben habe. Er bilde 
sich nicht ein, dafi ihm die oben bezeichnete Aufgabe in allen Teilen 
gelungen sci, aber wenn ihm das Unternehmen nur teilweise geglückt 
sei, so wäre schon etwas über den Bereich der Wissenschaft hinaus ge- 
leistet. Denn vor allem die Praxis suche exakte und gesicherte Resultate. 

Soweit über das Prograrnm des Buches. Was die Ausführung be- 
trifft, so macht sie — was freilich unvermeidlich war — einen etwas 
repetitorienhaften Eindruck. Professor Wolf ist cin kenntnisreicher und 
mit scharfem Blick begabter Mann, der gefällig zu schreiben versteht. 

Aber schon in seinem 1892 ersc hienenen Buch »Sozialismus und kapi- 

talistische Gesellschaftsordnung« machte sich ein gewisser Mangel an 

Sinn für das Mal, eine Neigung bemerkbar, sich ins Breite zu ver- 

lieren. Das Buch, eine Kritik des Sozialismus und insbesondere der 

Lehren und Aufstellungen von Marx, machte ziemliches Aufsehen und 

rief lebhafte Gegenkritiken von Sozialisten (darunter der Schreiber 

dieses) und von Leuten hervor, die dem Sozialismus nahestanden 

Namentlich Wolfs späterer Kollege in Breslau, Werner Sombart, ging 

im Archiv scharf mit ihm ins Gericht. Es muß indes zugegeben werden, 


2) Vergl. auch die frühere Besprechung dieses Buches: Archiv, Bd. XXVII, 
Heft 3, S. 858. 
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da wenn Wolf starke Schnitzer in Bezug auf die Kritik sowohl des 
theoretischen wie des statistischen Gehalts der sozialistischen Literatur 
nachgewiesen werden konnten, sein Buch doch manches zur besseren 
methodischen Behandlung der Streitfragen beigetragen hat. Wenn er 
also im Vorwort für sein Buch das Verdienst in Anspruch nimmt, >die 
sogenannte Verelendungstheorie lange vor anderen, insbesondere 
auch vor den sozialistischen Revisionisten zurückgewiesen zu haben., 
so würden zwar viele andere kommen und beweisen können, daf sie 
lange vor Wolf das gleiche getan hätten, aber das entscheidende Moment, 
die Diskussion in eine andre Richtung gelenkt zu haben, würde doch 
auf sein Buch zurückzuführen sein. Es wurde als der erste Band eines 
ganzen »Systems der Sozialpolitik«e bezeichnet, dem noch andre Bände 
folgen sollten. Sie sind bisher ausgeblieben, an ihrer Stelle bietet 
Professor Wolf jetzt diesen Grundriß, dessen Ausbau etwaige spätere 
Auflagen bringen sollen. Aus dem Aufschub allein wäre ein Vorwurf 
nicht herzuleiten. Es gchört heute, und besonders für einen Fachmann, 
nicht viel dazu, ein Buch zusammenzuschreiben, das nach etwas aus- 
sieht. Der Verzicht darauf zeugt für das Bestreben, nur mit Gcreiftem 
und gründlich Durcharbeitetem vor das Publikum zu treten, und davon, 
daß Wolf in der Zwischenzeit nicht geistig still gelegen hat, legt vieles 
in diesem Grundrifs Zeugnis ab. Aber mußte er wirklich in einer Ge- 
stalt in die Welt gehen, die oft den Eindruck einer Zusammenstellung 
von Notizen für Vorlesungen macht? Wolf ist ehrlich genug zu be- 
kennen, daf der Wunsch, die Priorität bestimmter Ideen sicherzustellen. 
für die Herausgabe dieses Buches wesentlich mitbestimmend war. Das 
sollte aber nur ein Motiv für Anfänger scin, die es noch nötig haben, 
die Fähigkeit selbständigen Weiterarbeitens zu erweisen. Ihnen wird man 
die Behauptung von wissenschaftlichen Prioritätsrechten als ein Stück 
unvermeidlichen Kampfes ums Dasein in der wissenschaftlichen und, 
was nun einmal dazu gehört, wirtschaftlichen Welt zugestehen. Sonst 
sollte sich namentlich der akademische Lehrer damit abfinden, daf 
seine Gedanken und Änregungen von andern ausgemünzt werden. Was 
heißt denn heute überhaupt wissenschaftliche Priorität? 


Auf allen Gebieten der Wissenschaft arbeiten große Vielheiten von 
Leuten an der Erweiterung des Wissensstoffes, der Vervollkommnung 
der Begriffsbestimmungen, der Verbesserung der Methoden und Theo- 
rien. Täglich werden la Fortschritte ge macht, jeder an sich meist nur 
klein, da dic zunehmende Genauigkeit der Feststellungen der in die 
Weite schweifenden Phantasie immer weniger Spielraum läßt, immer 
grölseres Mıißtrauen gegen sie erweckt. Die Masse muß es bringen, 
und die Masse bringt es. Der Einzelne aber, der die Literatur verfolgt, 
empfängt so viele Anregungen, daf es ihm, wenn er wieder selbst 
arbeitet, im überwiegend grölten Teil der Fälle bei den Gedanken, 
die er dabei entwickelt, gar nicht zum Bewufitsein kommt, daß er sie 
oder die Ansätze zu ihnen von andern übernommen hat. Goethes Wort 
‚wer kann was Kluges denken, was nicht zuvor die Vorwelt schon ge- 
dachte, wird immer wahrer, die Republik der Geister immer mehr 
demokratische Republik. 

Wolf zählt von dem im vorliegenden Buch Entwickelten e'n gutes 
Schock Sätze oder ganze Theorien auf, mit denen er Neues zu bieten 
glaubt, und auch diese Liste sei noch lückenhaft. An seiner bona fides 
sei nicht gezweifelt, und vieles von dem Aufseführten mag auch mindestens 
in der gebotenen Form neu sein. Aber der Substanz nach wäre bei 
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einem guten Teil die Neuheit zu bestreiten, und das kann dort, wo es 
sich um exaktes Wissen handelt, auch nicht wundernchmen. Sind ja 
doch die den Sätzen und Theorien zu Grunde liegenden Tatsachen 
nicht neu oder unbekannt. Die wirtschaftlichen Vorgänge werden heute 
schärfer aufgenommen und beleuchtet als je und die Unterschiede in der 
Betrachtungsweise werden aus den vorher angeführten Gründen immer 
unbedeutender. Damit ist natürlich nicht gesagt, daß die Betrachtungs- 
weisen gleichwertig sind und es nichts zu sagen hat, ob jemand mehr 
oder weniger scharf sicht. Aber es soll daran erinnern, daß eine. 
andere Betrachtungsweise und eine ihr entsprechende neue Nomenklatur 
noch nicht die Ermittlung oder Kenntnisgabe einer neuen Erkenntnis 
bedeutet. Wolf reklamiert z. B. als neu oder ihm eigentümlich eine 
Begriffsbestimmung, welche er die »Lehre vom Passivcinkom- 
mene« nennt. Unter diesen Begriff fällt nach ihm diejenige Erhöhung 
des Einkommens, die dem Bezicher durch Verbilligung der Güter, also 
ohne eigene »wirtschaftliche Aktiv-Funktion«, zufließt. Daß man ohne 

cignes Zutun gewonnenes Einkommen Passiv-Einkommen nennt, mag 
unangefochten bleiben, dann würde aber unter den Begriff auch jede 
Erhöhung von Renteneinkommen irgend welcher Art gehören, die ebenso 
gut Folge von Verbilligung wic von Verteuerung der Güter sein kann. 
Da8 Rente überhaupt ohne wirtschaftliche Aktiv-Funktion erlangtes 
Einkommen ist, bleibt dabei noch außer Betracht, da man einwenden 
könnte, daß ihr irgend welche Gegenleistung (Darlehen, Verpachtung 
etc.) gegenübersteht. Aber wenn infolge von Steigen der Getreide- 
preise oder meinetwegen irgend welcher Erzpreise die Besitzer von 
Grundstücken und Gruben ihre Bezüge steigen schen, dann wird Wolf 
der letzte sein, das erhöhte Einkommen anders als passiv gewonnenes 
Einkommen zu nennen. Wollte er es nicht, sondern den Begriff nur 
für den einen obenbezeichneten Fall gelten lassen, dann würde das 
Wort Passiv-Einkommen im höchsten Grade irreführend sein, läßt er 
jedoch die Anwendung auf den zweiten Fall zu, dann ist es wieder um 
die Schönheit des Begriffs geschehen, der nun doppeldeutig und damit 
ungeeignet wird, die theoretische Funktion zu erfüllen, die Wolf ıhm 
zuweist. Der Name ist also ziemlich unglücklich gewählt, er müßte 
jedenfalls durch einen andern ersetzt werden. Mir will aber scheinen, 
daß die alten Begriffe »Realeinkommene, »Kaufkraft des Geldes« und 
»Ertrag« vollkommen ausreichen, die »Phänomene der Einkommens- 
welt« zu durchdringen und darzustellen, für die Wolf jene Kategorie 
für unentbehrlich erklärt. 

Achnlich noch mit andern Ansprüchen Wolfs. Bei manchen han- 
delt sichs um ganz unbedeutende Kleinigkeiten. So ist mir unerfindlich, 
was an der Theorie des Erfindertums neu sein soll, auf die Wolf ein 
— theoretisches — Patent nehmen zu wollen scheint. Jeder Satz ıst 
da ebenso weitbekannt wie wahr. 

In andern Fällen scheint dagegen Wolf in der Tat tiefer in die 
Probleme eingedrungen zu sein, als andre Er ist in hohem Grade ein 
analytischer Kopf, am stärksten dort, wo es sich darum handelt, ver- 
wickelte Probleme in ihre Elementarteile aufzulösen. Das ist aber für 
die Aufgabe, um die es sich in diesem Buch handelt, eine sehr wert- 
volle Eigenschaft. Die nationalökonomische Synthese ist selten ohne 
einen starken Beisatz spekulativer Natur, und hört damit auf, exakte 
Resultate zu liefern. Was man nationalükonomische Gesctze nennt, 
sind fast immer nur Gesetze der Tendenz, die Feststellung von Wir- 
kungen, die eintreten, wenn gewisse Kräfte ungcehemmt sich geltend 
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machen. Eine exakte Nationalökonomie hat es also in erster Linie und 
grundsätzlich mit wirtschaftlichen Kräften und Hemmungen und ihren 
Wirkungsfähickeiten zu tun. Nicht durchgängig ist dies Prinzip im 
vorliegenden Buch festgehalten, nicht systematisch zu seinem leitenden 
Gedanken erhoben. Oft spielen Spekulationen und andre als exakt 
gewonnene Urteile in es hinein, so daf3 gar manche Sätze zur Polemik 
anlocken. Aber im allgemeinen rechtfertigt es seinen Titel dadurch, 
dali bei jeder Kategorie auf die Grundelemente und ihre Funktionen 
zurückgegangen wird. Manchmal in zu großer Kürze und bloß andcu- 
tungsweise, so daf, wie schon bemerkt, man Notizen zum eignen Ge- 
brauch des Verfassers vor sich zu haben glaubt und längeres Nachdenken 
erfordert ist, das Angedeutete zu Ende zu entwickeln. Ein Lesebuch ist 
es gerade nicht, womit wir es zu tun haben. Aber den Studierenden 
wird es von großem Nutzen sein können, nicht sowohl als eigentliches 
Lehrbuch wie namentlich als Anreiz und Anleitung zum Eindringen in 
die tieferen Probleme der »trüben Wissenschaft, wie Carlyle sie "yallig 
bezeichnet hat. (Ed. Bernstein.) 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 


Brand, Georg, Reise eines jungen Deutschen in Frankreich und Eng- 
land im Fahre 1815. Nach Originalberichten. Georg Wigand, Leip- 
zig 1909. 164 5. M. 2.—. (In Pappband gebunden.) 

Der Gründer der heute noch in Mylau im sächsischen Vortlande 
bestehenden, angesehenen Firma Christian Gotthelf Brückner, gleichen 
Namens, der sich durch eigene Tüchtigkeit vom Weber zum Fabrikan- 
ten und Bankier emporgearbeitet hatte, konnte bereits im Jahre 1815 
scinen ı8jährigen Sohn, August Brückner, auf diese, für damalige Zeit 
bedeutende, kaufmännische Ausbildungsreise entsenden. Als Reiseführer 
und Erzicher eab cr ihm den damals 3ojährigen Wittenberger Magister 
Friedrich Lebrecht Crusius mit, aus dessen ungemein gewandter Feder 
die hier wiedergegebenen, zeit- und wirtschaftsgeschichtlich interessanten 
Reiseberichte aus Frankreich und England ‘stammen. Die Rückkehr 
Napoleons von Elba greift in packender Weise in den Gang der Reise 
ein. Zeitereienisse, Land und Leute, Natur- und Kunstschöpfungen, 
eine Seefahrt, Industrie und Handel, zumal Englands, vor allem aber 
die damals aufkommende Verwendung der Dampfmaschine sind ein- 
gehend beobachtet und geschildert. Dem Wunsch, der nach Erscheı- 
nen dieses ersten Bändchens von einer nationalökonomischen Autorität 
dem Herausgeber ausgesprochen wurde, noch mehr von den interessan- 
ten Personen dieser Reise, zumal dem Vater, Christian Gotthelf Brück- 
ner, zu hören, soll auf Grund noch vorhandenen handschriftlichen Mate- 
riales im vorbereiteten zweiten Bändchen entsprochen werden. 


Dopsch, Dr. Alfons, Die ältere Sozial- und Wirtschaftsverfassung 
der Alpenslaven. H. böhlaus Nachf., Weimar 1909. VII, 179 S. 
M. 4.80. 

Die wirtschaftlichen und sozialen Zustände der Alpenslaven älterer 
Zeit haben in den letzten Dezennien mehrfach das Interesse der wissen- 
schaftlichen Forschung auf sich gezogen. Eine Reihe von deutschen 
und slavischen Forschern hat nach dem Vorgange Aug. Meitzens ge- 
meint, dab bei den Slaven Karentaniens die altslavischen Wirtschafts- 
und Gesellschaftszustände sich vermöge der Unterwerfung unter die 
deutsche Herrschaft besonders gut konserviert hätten. Sie werden vor 
allem durch eine Anzahl größerer Arbeiten von Joh. Peisker auf Grund 
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von Quellen des 13. und 14. Jahrhunderts rekonstruiert. Danach hätte 
eine soziale Zweischichtung von herrschenden Hirtennomaden (Lupanen) 
und dienenden Ackerbauern bestanden. Der Ackerbau sei ohne festen 
Standort, eine wilde Waldfelder- oder Brandwirtschaft gewesen. 

In der vorliegenden Arbeit wird vom Verf., der eben die maßge- 
benden agrarhistorischen Quellen in den Schriften der Wiener Aka- 
demie der Wissenschaften kritisch herausgegeben hat, gezeigt, daß 
diese Nomadentheorie, trotzdem sie auch bei deutschen Forschern viel 
Anklang gefunden hat, gänzlich unhaltbar sei. Die Lupancn waren 
nıchts anderes als grundherrschaftliche Wirtschaftsbeamte (Schulzen), 
die ebenso wie die große Masse der dicht siedelnden Bevölkerung Acker- 
bau mit einer festen Hufenverfassung betrieben. Auch die angeblich 
»slavischen«e »Hauskommunionen« erweisen sich (§ 9) als eine inter- 
nationale Sozialerscheinung; sie stellen keineswegs etwa wie der rus- 
sische Mir jüngere Zwangsgenossenschaften dar, sondern kommen be- 
reits in älterer Zeit vor und sind wohl aus wirtschaftlichen Gründen 
entstanden. Da sich, soweit sichere Quellen vorhanden sind (8. Jahrh.), 
neben ungetciltem Gesamteigentum an Grund und Boden nr auch 
Privateigentum nachweisen läßt, erscheint das Lavelaye’sche Universal- 
gesetz von der für alle Völker gültigen ursprünglichen Gesellschafts- 
und Wirtschaftsformen des Gesamtorgans ungeteilter Hausgemeinden 
mindestens schr revisionsbedürftig, hier unzutreffend. 


Doren, Alfred, Studien aus der Florentiner Wirtschaftsgeschichte. 
Bd. II. Das Florentiner Zunftleben vom 14. bis zum 16. Jahrhun- 
dert. J. G. Cotta’sche Buchh. Nachf., Stuttgart und Berlin, 1908. 
XXI, 802 S. M. 16.—. 


In dem zweiten Band der »Florentiner Studien« habe ich den Ver- 
such gemacht, aufgrund umtangreicher archivalischer Forschungen zum 
ersten Male ein detailliertes Bild von Verfassung und Verwaltung der 
Florentiner Zünfte während ihrer Blütezeit d. i. im wesentlichen vom 
Erla der ordinamenta justiciae und der definitiven Konstituierung der 
Zunftverfassung bis zur mediciischen Epoche zu geben. Nachdem in 
einer längeren Einleitung (Kap. I) die Entwicklung der Zunftverfassung 
bis zum Jahre 1293 dargestellt ist, behandelt das zweite Kapitel 
das Verhältnis des Einzelnen zur Zunft, geht vor allem 
genauer auf das Wesen des vielumstrittenen Zunftzwangs ein (als 
politischer, finanzieller, jurisdiktioneller, gewerbepolizeilicher Zunftzwang 
und Zunftmonopol, als Beitrags- resp. Beitrittszwang etc.), und sucht 
ebenso das Wesen der Matrıkel mit Hilfe des in Florenz wie nir- 
gend sonst in reicher Fülle vorhandenen Materials tiefer zu erfassen 
und dadurch die verschiedenen Personenkrceise der von dem Zunft- 
ganzen umschlossenen Kategorien scharf gegen einander abzuheben. 
Ein volles Kapitel handelt von der vinneren Struktur der einzelnen 
Zünfte, den Prinzipien der Gliederung und Abstufung- 
der administrativen Gliederung auf der einen Seite, die zu Zwecken 
der Verwaltung nach lokalen oder sachlichen Gesichtspunkten vorge- 
nommen wird, der wirtschaftlich-sozialen auf der andern Seite, durch 
die der Vollzünftler von den verschiedenen Mitgliederklassen niedreren 
Ranges und Rechts unterschieden wird. — Der Schilderung der 
‚Organe des zünftlerıschen Willens« ist das vierte Kapitel 
gewidmet: Charakter und Funktionen der Zunftbeamten, die verschie- 
denen, vielfach wechselnden Methoden ihrer Wahl oder Ernennung 
werden hier entwicklungsgeschichtlich dargelegt. — In die Verwal- 
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tungstätigkeit der Zünfte führt uns zuerst das 5. Kapitel, das der 
»Finanzverwaltunge«e gewidmet ist und zunächst die vielfach gc- 
sliederten Einnahmen und Ausg: ıben der Zünfte, dann die Technik der 
Finanzverwaltung und endlich im speziellen die Verwaltung des Zunft- 
vermögens schildert. — Daran schließt sich im 6. Kapitel die Dar- 
stellung = Gerichtswesens, insbesondere die Zivilgerichts- 
barkeit; es handelt von der Kompetenz der Zunftgerichte im Ver- 
gleich zu den andern Staatsgerichten; vom Gerichtsgang im Zivilpro- 
zel, von der Vollstreckung der Zunfturteile und dem Exekutivprozeis; 
von der Appellatur, dem schiedsgerichtlichem Verfahren und der frci- 
willigen Gerichtsbarkeit. — Das, was man gemeinhin als den Kern aller 
Zunfttätickeit angesehen hat, es in Florenz aber nicht in dem sonst 
konstatierten Maße ist: Gewerbepolizei und Strafrecht der 
Zunft wird im 7. Kapitel behandelt, indem zuerst der materielle In- 
halt der gewerbepolizeilichen Ordnungen im engeren Sinn, anschlicfiend 
daran die Straßen-, Gesundheits- und Sittenpolizei, sowie die Krimi- 
nalgerichtsbarkeit und endlich die Mittel der Kontrolle dargestellt wer- 
den; es folgen Erörterungen über die Ordnungen im genossenschaft- 
lichen Verkehr, über Sozialpolitik und Feiertagsordnungen, und über 
die Exekutive in Polizei- und Kriminalsachen. Drei kürzere Kapitel 
ı8—10) behandeln die Fragen der zünftlerischen Legislative, der mili- 
tärıschen Funktionen der Zünfte, die ın der unkriegerisch gewordenen 
Bevölkerung sehr zurücktreten, und endlich die Verwaltung von Bauten 
und Stiftungen durch die Florentiner Zünfte, die hierdurch eine schr 
bedeutende Rolle auch in der Geschichte der Florentiner Kunst ge- 
spielt haben. Ein letztes zusammenfassendes Schlußkapitel soll vor 
allen Dingen das Verhältnis des Staates zu der Organisa- 
tion der Zünfte darlegen, soll die Teilnahme der Zünfte an der Re- 
sierung des Staates, ihre Stellung als wesentlicher Träger der Floren- 
tiner Verfassung, endlich den Kampf der einzelnen Zunftgruppen um 
die Macht im Staate schildern, womit zugleich die außenpolitische Gc- 
schichte der Florentiner Zünfte gegeben ist. — Ein Verzeichnis einer 
Beschreibung der im Florentiner Archiv vorhandenen Zunttstatuten, 
einise Urkunden und ein Literaturverzeichnis zu Band ı und 2 dieser 
Studien schlieften den Band ab. 

Bemerken möchte ich zum Schlusse noch, daß es sich in diesem 
zweiten Band nur um cine Darstellung der Organisation der ge- 
werblichen Kräfte, nicht um cine Schilderung dieser Kräfte selbst 
handelt. Eine solche soll, in Verbindung mit allgemeinen bevölke- 
rungsstatistischen Untersuchungen, späteren Studien vorbehalten bleiben. 


Dyckerhoff, Dr. Ernst S, Die FEuntstthung des Grundeigentums und 
die Entwicklung der gerie htlichen Eige ntumsübert agung an Grund- 
stücken in der Reichsstadt Dortmund. (Deutschrechtliche Beiträge, 
Forschungen und Quellen zur Geschichte des deutschen Rechts, 
herausgeg. von Dr. Aour. Deyerle, o. Prof. a.d. Universität Göttingen, 
Bd. MI, Hett I.) a Winters Universitätsbuchhandlung. Heidelberg 
1009. 132 S. M. 

In der ersten Hilfe der Abhandlung sucht der Verf. eine ursprüng- 
liche Zweiteilung der Grundeigentumsverhältnisse nachzuweisen! das 
von jeher freie Grundeigentum der freien Marktgemeinde, der Erbsas- 
sen, und die ursprüngliche Erbpacht der unfreien Reichshofsleute an den 
Reichshöfen, die sich aber, namentlich seit der Erhebung D.s zur Stadt, 
unter Verlust des Reichslandcharakters zu ebenfalls freiem Grund- 





Literatur-Anzeiger. S27 
eigentumsbesitz entwickelte. Auch die ursprünglich im ungeteilten Ei- 
gentum des Reiches befindlichen Ländereien, namentlich der Forst, 
wurden allmählich städtisches freies Eigentum. 

Im zweiten Teile untersucht der Verfasser die gerichtliche Zustän- 
digkeit und kommt zu dem Ergebnis, daß ursprünglich zwei getrennte 
Gerichte (das Frei(Vem)gericht für die Erbsaen, das Hofgericht für 
die Reichsleute) zuständig waren, die — allerdings unter Widerstreben 
der Bürger — bei der Stadterhebung zum Grafengericht vereinigt 
wurden, aus dessen Hand es an die Stadt überging, während gerade 
die Grundgerichtsbarkeit in die Hände des Rates gelangte. 

Bei Untersuchung des Eigentumsübertragungsvorganges glaubt der 
Verfasser dann feststellen zu können, daß der positive Teil der volks- 
rechtlichen investitura (die giwerida) vollständig untergangen ist, wäh- 
rend ihr negativer Teil (Auflassung i. e. S.) und die Sala sich gleich- 
berechtigt gegenüberstanden, bis allmählich im Stadtgebiet (nicht auf 
dem platten Lande) die positive Sala unter merkwürdiger Aenderung 
des Namens in resignatio bezw. oplat, die negative Auflassung i. e. S. 
verdrängte, so daf3 sich die Eigentumsübertragungshandlung in einem 
einzigen, positiven Akt erschöpfte. 


Gerlach, Hellmut von, August Bebel, ein historischer Essay. Albert 
Langen, München 1909. 64 S. M. 1.—. 


In angenehmem geläufigem Stil und mit ebenso angenchmem ge- 
läufigem Gedankengang hat Hellmut von Gerlach versucht, uns in kur- 
zen Strichen ein Bild von Aug. Bebel zu geben. Gerlach ist Bebel trotz 
seiner politischen Gegnerschaft zu ihm mit einer Zuneigung entgegen- 
getreten, die aus jeder Seite der Schrift herausleuchtet und menschlich 
überaus wohltut. Auch soll gern zugegeben werden, daß er manche 
treffende Bemerkung über seinen Gegenstand hat fallen lassen, manches 
Blitzlicht auf ihn geworfen hat. Aber es handelt sich in diesem Essai 
nur um Blitzlichter, nicht um eine historisch und psychologisch fun- 
dierte Studie, wie es der Gegenstand erfordert hätte. Denn Aug. Bebel 
ist mchr als ein Parteiführer großen Stiles schlechtweg, er ist der Ex- 
ponent einer ungeheuren Klassenbewegung und der unverfälschte Reprä- 
sentant des nur historisch erklärbaren Wirrwarrs der spezifisch deutschen 
Demokratie. Denn ohne Zweifel darf A. Bebel trotz seiner sozialisti- 
schen Zukunftsbilder in der Frau mehr als Demokrat denn als Sozialist 
angesehen werden. Demokrat einer Periode, in der jeder Majoritäts- 
theoretiker sich auf die Masse der Arbeiterschaft stützen muß, eine 
politische Selbstverständlichkeit, die auch von bürgerlicher liberaler 
Seite, dank der Bemühungen der sog. Nationalsozialen, in immer wach- 
sendem Masse zugegeben wird. Bebel teilt auch das inhärente Cha- 
rakteristikum der deutschen Demokratie: den Nationalismus. Es ist 
mehr als ein Zufall, dafs ähnlich wie Georg v. Vollmar bekanntlich 
seinen Dienst bei den bayrischen Chevauxlegers quittierte, um seinen 
Offiziersdegen dem Papst zur Verteidigung gegen Garibaldi und die 
italienischen Patrioten zur Verfügung zu stellen — der heißeste Ju- 
sendtraum des nceunzehnjährigen Bebel darin bestand, den Oesterrei- 
chern in ihrem Kampf gegen Italien 1859, sei es als Tyroler Kaiser- 
jäger, sei es als preußischer Freiwilliger, zu Hilfe zu eilen, also den 
Kampf für den nationalen Unterdrücker gegen den fremdsprachlichen 
Unterdrückten und Freiheitshelden mitzumachen. Unter der Führung 
dieser beiden Männer ist die deutsche Sozialdemokratie trotz einiger 
Erscheinungen, die dem oberflächlichen Beobachter dieser Partcı als 
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Symptome vom Gegenteil erscheinen, die nationalste aller sozialistischen 
Parteien geblieben. Diese Seite des Bebelschen Wesens hat Gerlach 
richtig erkannt: die innerlich militaristische. Bebels Einfluß nicht zum 
‚geringsten ist es zuzuschreiben, wenn die Partei heute den starren 
Geist der Disziplin trägt, der ihre Veberlegenheit, aber auch ihre In- 
feriorität im politisch- kulturellen Leben ausmacht. Die Charakteristik 
Bebels, die Gerlach auf den letzten Seiten seiner Studie entwirft (etwa 
von Seite 56 an) — der Reichtum an Widersprüchen in seiner Foli- 
tik, sein Glauben an den Marxismus, seine überwiegend >»revisionisti- 
sche« Taktik, sein Temperament, seine erschreckende Subjektivität, die 
ihn sich mit der Partei identifizieren lässt, scine persönliche Ehrlich- 
keit — können auch wir uns im großen und ganzen zu eigen machen 
Aber um diese richtig intuierten Eigenschaften Bebels in ihrem sozio- 
logischen Lichte erscheinen zu lassen, hätte Gerlach uns Bebel in sei- 
nem Zusammenhang mit dem Riesenorganısmus der deutschen Arbeiter- 
partei zeigen müssen. Bebel ist geworden, eins geworden mit der 
Geschichte seiner Partei. Seiner Partei. Es hat eine Wechscelwir- 
kung stattgefunden. Bebels Charakter kann nur durch eine Analyse 
der Psychologie der Parteiorganisation selbst erklärt werden. (Michels. 


Herzog, Anton, Dr. phil, Die Zebensmittelpolitik der Stadt Straßhurg 
im Aıttelalter. (Abhandlungen zur Mittleren und Neueren Geschichte, 
herausgeg. von Georg v. Below, Heinrich Finke, Friedrich Meinecke, 
Heft 12.) Dr. W. Rothschild, Berlin und Leipzig 1909. IX, 118 S. 
M. 4.—. 

Das Werk behandelt in 8 Kapiteln (nach den Lebensmitteln) die 
Grundsätze und Mafinahmen des Rates hinsichtlich der Versorgung 
Strafibures mit Speisen; ausgeschlossen ist also die Schilderung der 
Politik betrefts der Getränke W cin!) sowie der Lebensmittelpolitik in 
ihrem Zusammenhang mit der Steuer- und Zollpolitik (Ungeld!). Die 
erörterten Bestrebungen betreffen die Fürsorge für das Publikum und 
sind hauptsächlich auf folvende, die Einteilung der einzelnen Kapitel 
der Darstellung hiefernde, wenn auch nicht immer gleich scharf aus- 
geprägte Punkte konzentriert: Die Beschaffung eines genügenden An- 
ge bots (die Fisch- und Getlügelversorgung ist “fast nur Handelsgesetz- 
gebung) h die Sicherung der Konsumenten in bezug auf Quantität, Qua- 
lität und Preis (Taxen) der Ware, die Kontrolle über die Beachtung 
der bezüglichen obrigkeitlichen orschriten. auch, soweit die Art der 
Ware eine solche ermöglichte, die Vorratsbildung für Treuerungszeiten 
(Getreide, Salz). 

Kropotkin, Peter, Die französische Revolution 1789—1793. Einzig 
berechtigte deutsche Ausgabe von Gust. Landauer. Theod. Thomas, 
Leipzig 1909. 2 Bände, 284 und 252 S. M. 4.80, geb. M. 6.—. 

Nach dem ersten Anprall der Revolution beginnt noch 1789 der 
Kampf zwischen Revolution und Gegenrevolution, der mit dem Staats- 
streich vom 9. Thermidor endgültig zu Gunsten der Gegenrevolution 
beendet wird. Es wird gezeigt, wie die Monarchisten mehr und mehr 
aus den Reihen des Bürgertums verstärkt werden (Girondisten, Dan- 
tonisten); auch Robespierre und die Seinen haben die Tendenz, die 
Revolution zu beendisen und die neue Macht zu konsolidieren. Neues 
Licht wird geworfen auf die Elemente, die die Revolution in sozial 
gleichheitlicher Richtung weiter treiben wollen: die Enrages, die Kom- 
munisten und die schon während der Revolution von Brissot und an- 
dern sogenannten »Änarchisten«. Kropotkin stellt die wirtschaftlichen 
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Bewegungen, Kämpfe und Ergebnisse der Revolution in den Mittel- 
punkt seiner Darstellung und bringt da auf Grund jahrzehntelanger 
Studien vielfach neues Material bei. Das Buch ist mit starker per- 
sönlicher Teilnahme geschrieben und die Revolution immer als Vor- 
spiel der Kämpfe, die unsere Zeit bewegen, betrachtet. Der Verfas- 
ser zcigt, wie die verschiedenen sozialistischen Richtungen neuerer 
Zeit alle in direkter Geschlechter- und Ideenfolge in der französischen 
Revolution ihren Ursprung haben. 
Loncao, Enrico, Lo Sciopero Generale in un Documento Alcdioe- 
vale del Secolo XIII. Per la storia dello Sciopero Generale. Biblio- 
teca della Pagine Libere. Cagnoni, Edit. Lugano 1908. 32 S. 15 cent. 


Der Bericht über ein mittelalterliches Dokument, welches den Ver- 
such darstellt, den die siegreichen Handwerker der freien Stadt Flo- 
renz im Jahre 1293 unternahmen, um den Generalstreik zu einem Be- 
standteil der demokratischen städtischen Verfassung zu machen. Der 
Paragraph, der als der prägnanteste Ausdruck des Sieges der Mae- 
stranze über die Geschlechter anzusehen ist, besagt, dafs, falls die 
neue, vom Volke eingesetzte Gerichtsbarkeit bei der Bestrafung schul- 
diger Nobili nicht funktionieren sollte, alle Handwerker verpflichtet 
scien, als Zeichen des Protestes ihre Läden zu schließen und die 
Arbeit ruhen zu lassen. Gleichzeitig sollten sich alle Handwerker be- 
waffnen donei praedicta omnia effectui demandentur. Zuwiderhandelnde 
(heute würden wir sagen Streikbrecher) sind vom militärischen Stadt- 
kommandanten mit einer Geldstrafe zu belegen. Dieser verfassungs- 
rechtlich festgesetzte obligatorische Generalstreik ist zwei Jahre lang 
— d.h. bis zum Sturz der Volksherrschaft durch die Geschlechter am 
3. März 1295 — in Kraft geblieben. Es scheint aber nicht, daß dieser 
Paragraph jemals angewendet worden sei. Enrico Loncao, der in Palermo 
ital. Rechtsgeschichte lehrt, hat mit der Ausgrabung dieser interessan- 
ten Bestimmung aus der mittelalterlichen Stadtgeschichte zweifellos den 
Beweis dafür erbracht — und auch erbringen wollen —, daf der Gene- 
ralstreik keineswegs eine Ausgeburt moderner Änarchisten ist, sowie 
daf3 die heutigen Formen wirtschaftlich-politischer Machtkämpfe durch- 
aus nicht erst mit der Entstehung des modernen Kapitalismus entstan- 
den sind, wie das seitens der Marxisten und bürgerlichen Wirtschafts- 
historiker häufig angenommen wird. (Michels.) 
Meyerholz, Charles, Zwei Beiträge zur Verfassungsgeschichte der 

lereinigten Staaten. R. Voigtländer, Leipzig 1908. 246 S. M. 8.—. 

1. Die Föderal-Konvention vom Jahre 1787. 

Gründe wirtschaftlicher Natur waren es, die im Jahre 1786 die 
bisher in einem losen Staatenbund zusammengeschlossenen Vercinigten 
Staaten veranlassten, zu einer Konvention zusammenzutreten, um eine 
neue Verfassung zu beraten. Der Leser wird in den ersten 3 Kapiteln 
mit der Vorgeschichte dieser Konvention und ihrer bedeutendsten 
Teilnehmer, sowie mit ihrer Organisation bekannt gemacht. Das 4. Ka- 
pitel ist der eingchenden Besprechung der drei wichtigsten \erfas- 
sungsentwürfe, welche der Konvention vorgelegt wurden, gewidmet, 
das 5. Kapitel zeigt die Versammlung bei der Arbeit. Im Schlufska- 
pitel sucht der Verfasser die interessante Frage zu beantworten, wel- 
che Ideen und Vorbilder auf die Gestaltung der Verfassung einen ent- 
scheidenden Einfluß ausgeübt haben. Die Verfassung ist nach Ansicht 
des Verfassers weder europäischen Vorbildern sklavisch nachgebildet, 
noch eine vollkommen neue Schöpfung. Die Ideen J. Lockes und 
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Montesquieus sind nicht ohne Einfluß geblieben, dagegen wird cine 

Einwirkung der Rousscauschen Schriften vom Verfasser geleugnet. Ne- 

ben vielen Änlehnungen an fremdländische oder durch Tradition über- 

lieferte Vorbilder befinden sich in der Verfassung auch spezifisch ameri- 
kanische Züge. 

2. Federal Supervision over the Territories of the United States. 

Der Verfasser untersucht den Ursprung des Territorialsystems und 
beschreibt seine Entwickelung bis auf die Gegenwart. Hauptsächlich 
behandelt er die Frage der Bundesaufsicht über die Territorien und 
die überseeischen Besitzungen. M.) 
Simon, Helene, William Godwin und Mary Wollstonecraft. Eine 

biographisch-soziologische Studie. Mit 3 Porträts. C. H. Becksche 
Verlagsbuchhandlung, Oskar Beck, München 1909. VII, 168 S. geb. 
M. 5.—. 

Godwin ist der Begründer der anarchistischen Theorie. Marv 
Wollstonecraft, seine Gattin, ist cine der ersten und bedeutendsten 
Vorkämpferinnen der Frauenbewegung. 

Wie immer man zu Godwins Gesamtanschauung stehen mag, als 
hervorragende Persönlichkeit, als geistvoller Denker "fesselt er auch den 
Gegner. Die Theorie des individualistischen Anarchismus hat er mit 
wissenschaftlicher Vollständigkeit, mit Kraft und Kühnheit ausgebaut. 
Sein Hauptwerk: die »Political Justice« hat als Untersuchung über das 
Wesen der Gesetze bleibenden Wert, ist ein Markstein in der Geschichte 
der Ideen. 

Godwins letzter Waffengang gilt der Widerlegung von Malthus und 
führt zur Behandlung jener einst weltberühmten Kontroverse »Godwin- 
Malthus«, die fast ohne gleichen in der Dauer ihrer Wirkungen heute 
in dem erneuten Interesse an der Bevölkerungsfrage wieder Auflebt. 

Mary Wollstonecrafts Hauptwerk: Die Verteidigung der Frauen- 
rechte ist der erste umfassende Versuch, das Recht der Frau auf so- 
ziale und rechtliche Gleichstellung mit dem Mann zu begründen, die 
Quellen der weiblichen Unfreiheit und Unfähigkeit blofzulegen , die 
Wege der Befreiung vorzuzeichnen. Doch liegt Einseitigkeit Mary 
Wollstonecraft fern. Immer mifit sie mit den Maßstäben der weibli- 
chen Sonderheit und Sonderbestimmung. 

Ihre ergreifendste und schönste Hinterlassenschaft sind ihre »Briefe 
an Imlay«, den Vater ihres ersten Kindes. 

Ein Wirbel von Ideen, Ereignissen und Verhängnissen steigt auf 
aus den weltweiten Zielen, den seltsamen und traurigen Geschicken 
der beiden sozialen Kämpfer. 

Das Entscheidende aus Lebensgang und Werken ist in dem vor- 
liegenden Buche behandelt und kritisch gewertet. Namentlich ist auch 
versucht, des denkwürtdigen Paares Lehren und Schicksale in ihrer Be- 
zichung zu unscrer Zeit zu zeigen. 

Wätjen, Dr. Hermann, Privatdozent a. d. Universität Heidelberg 
Die Niederländer im Mittelmecrgehiet zur Zeit ihrer höchsten. Macht- 
stellung. (Abhandlungen zur Verkehrs- und Scegeschichte, im Auftr. 
des Hansischen Geschichtsvereins herausgeg. v. Dietrich Schafer. 
Band IL) Karl Curtius, Berlin 1909. NNV, 416 S. M. 12.—. 

Nicht politische Interessen, sondern lediglich merkantile Bestre- 
bungen gaben in den Niederlanden das Signal zur Aufnahme der Mittel- 
meerfahrten. Nachdem aber die seit 1590 entstandenen Handelsbe- 
ziehungen Lebenskraft gewonnen hatten, machten sich in kaufminnı- 
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schen Kreisen Wünsche geltend, die errungenen Vorteile durch Ver- 

träge zu sichern. Diese Traktate sollten ursprünglich nur zur För- 

derung von Handel und Schiffahrt dienen, allein der wachsende Ein- 
tluß der Niederländer im Mittelmeergebiet drängte sie, in allen von 

Spanien unabhängigen Staaten auch politische Ziele zu verfolgen. W. 

zeigt, wie die Holländer Beziehungen zur Pforte anknüpften, wie Ver- 

träge mit Marokko, Algier, Tunis “und vor allem mit Venedig zustande 
kamen. Das 2. Kapitel behandelt die Entwicklung des Verkehrs zwi- 
schen Holland und dem Mittelmeergebiet während der ersten Hälfte 
des 17. Jahrhunderts und legt die Bedeutung der verschiedenen Ab- 
satzgebicte, die Handelsorganisation und Schiftahrtspolitik dar. Daran 
schließt sich eine Statistik des Amsterdamer Mittelmeerverkehrs von 

1646/47, die W. einem im Haager Reichsarchiv bewahrten Zollregister 

entnahm. Dieses Register bietet interessante Aufklärungen über den 

Handelsumfang, Import- und Exportartikel, über Maße und Gewichte 

der versandten Gegenstände sowie über die am Mittelmcerhandel be- 

teiligten Amsterdamer Kaufleute. Dem Buche sind 12 Auszüge aus 

Konsulats-Gesandtschaftsrechnungen und aus Lastgeldregistern, die als 

Belege dienen sollen, beigegchben. 

Walther Dr. Andreas, Di bursundischen Zentralbehörden unter 
Maximilian I. und Karl V. Duncker und Humblot, Leipzig 1909. 
IX, 220 S. M. 5.50. 

Auf Grund der Brüsseler und Liller Archivalien wird die Geschichte 
der burgundischen Zentralbehörden, Gerichtshöfe, Gruppen der Finanz- 
behörde, Hofrat und Kanzlei, von den Anfängen unter Philipp dem 
Guten bis zur Befestigung der dann während des ganzen Ancien Régime 
in Bestand gebliebenen Organisation unter Karl V. im einzelnen ver- 
folgt. Die Arbeit ist ausgegangen von dem Interesse an der allge- 
meinen Bedeutung der burgundischen Verwaltungsgeschichte, die von 
Einfluß auch auf die deutsche Entwicklung wurde; freilich nach den 
Resultaten der Untersuchung kaum durch Maximilian I., wie die bisher 
geltende vorschnell aufgestellte These (mit der sich ein Anhang aus- 
tührlich beschäftigt) will, wahrscheinlich aber durch Vermittlung der 
auf der burgundischen ruhenden Verwaltungsorganisation am Hofe 
Karls V. Wichtiger jedoch als einzelne Rezeptionen ist die natürliche 
Gleichartigkeit der Entwicklung in allen Staaten, für welche die bur- 
gundische Behördengeschichte, die trotz der wirren Örganisationsver- 
suche Karls des Kühnen und Maximilians in den Grundzügen ganz 
stetig und einfach bleibt, ein besonders gutes Beispiel bietet. So wird 
der Versuch gemacht, vor allem die Naturgesetze der Behördenent- 
faltungen zu erfassen, auch das Wesen der leitenden Acmter in den 
Perioden des Feudalismus (Kämmerer, der Herrschaft der Juristen 
(Kanzler), des Beamtenstaats (Staatssekretär), zu erkennen. Insbe- 
sondere ergibt sich als charakteristisch für jene Zeit ein Zurücktreten 
der im Humanismus lebenden Juristen vor dem neuen nahezu einheit- 
lichen Beamtenstand der Sckretäre und Finanzbeamten, entsprechend 
der Verschiebung des Schwergewichts von dem Gebict der >» Justice« 
auf das der »Financese, von der inneren Politik auf die äufsere. 

7. Bevölkerungswesen. 

Die Ergebnisse der Volkszählung vom I. Desember IG05 in der Stadt 
Leipzig. II. Teil. tearbeitet im statistischen Amt der Stadt Leip- 
Zig. Duncker und Humblot, Leipzig 1908. 71 8 M. L—. 

Die Publikation enthält cine Haushaltungsstatistik nach dem Stande 

54* 
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vom ı. Dez. 1905 (20 Tabellen) und die Ergebnisse einer am gleichen 
Termin in Leipzig und seinen Vorortgemeinden veranstalteten Wohnungs- 
erhebung. Die Haushaltungsstatistik weist einen erfreulichen Rückgang 
des Schlafstellenunwesens nach. Wie im Jahre Igoo entfällt die Höchst- 
zahl der Haushaltungen mit Dienstboten auf die Wohnungen von 4 heiz- 
baren Zimmern, die der Haushaltungen mit Zimmermietern auf 3 Zimmer- 
wohnungen und die der Haushaltungen mit Schlafstellen auf Wohnungen 
mit 2 heizbaren Zimmern. Der Mietwert weist im Jahrfünft 1g00 bis 
1905 eine Steigerung von 5,38% in Alt-Leipzig und von 11,11% in 
Neu-Leipzig auf. Die Wohnungsdichte hat einen kleinen Rückgang 
erfahren. Die Größenklasse: 2 heizbare Zimmer mit Küche dominiert. 


Die Ergebnisse der Eidgenössischen Volkszählung vom I. Dez. 1900. 
IV. Bd.: Die Besprechung der wichtigeren Zählergebnisse. Schweize- 
rische Statistik. 162. Lieferung. A. Francke, Bern 1908. 64 S. 
Fr. 10.—. 

Der vorliegende 4. Band stellt die Ergänzung der beiden ersten 
Bände der »Ergebnisse der eidg. Volkszählung vom I. Dez. 1900: 
dar. Die wichtigsten der früher mitgeteilten Zählergebnisse werden 
hier einer eingehenden sachlichen Besprechung unterzogen. Im An- 
hang werden noch einige Tabellen und ein Kartogramm mitgeteilt. 
Die Tabellen geben einen Ucberblick über die Wanderlust und Sef- 
haftigkeit der Bevölkerung, das Kartogramm bringt für jeden Bezirk 
das Verhältnis der in der Wohngemeinde Geborenen zur Gesamtbec- 
völkerung sehr anschaulich zur Darstellung. (M.) 


8. Statistik. 


Bulletin de Ù Institut International de Statistizue. Tome XVII. Kopen- 
hagen 1908. 

Der vorliegende Band befaßt sich mit der XI. Tagung des Insti- 
tutes, die in Kopenhagen vom 26—31. August 1907 stattfand. Er 
bringt im ı. Teile die stenographischen Protokolle der Haupt- und 
Sektionsversammlungen, während im 2. Teile die Berichte, Mit- 
teilungen und Leitsätze der Referenten mitgeteilt werden. Aus der 
großen Zahl der Referate verdienen folgende besonderes Interesse: 

J. Gruber: Ueber die Grundlegung zu einer internationalen Zah- 
lungsbilanz. ; 

Y. Guyot: La répartition des industries aux États-Unis, en France 
et en Belgique. 

R. v. d. Borght: Plan und Organisation der deutschen Berufs- und 
Betriebszählung von 1907. 

A. Neymark: La Statistique internationale des valeurs mobilieres. 
Platzer, Dr. H., Dircktor des Statist. Büros für Els.-Lothr., Jahrbuch 

der Statistik. Eine internationale Uebersicht der statistischen Ver- 
waltung und Wissenschaft 1. Jahrg. 1909. Karl J. Trübner, Strat- 
burg 1909. VII, 232 S. Geb. M. 5.—. 

Das Jahrbuch der Statistik stellt sich die Aufgabe, eine planmäflige 
und erschöpfende Orientierung über die Organisation der Statistik nach 
ihrer administrativen und wissenschaftlichen Seite zu geben. In seinem 
ersten Teile »Die statistische Verwaltung« enthält es Angaben über 
Personal und Veröftentlichungen aller staatlichen und städtischen stati- 
stischen Acmter, auch der Behörden, welche im Rahmen ihrer weiteren 
Geschäftsaufgabe statistisches Material veröffentlichen, unter nament- 
licher Aufführung der Leiter und Mitglieder der Aemter, Weiter 
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kommen die »statistischen Vereinigungen« zur Darstellung, ein be- 

sonderer Teil »Die Statistik auf den Hochschulen« enthält die Hoch- 

schuldozenten und Seminare für Statistik im engeren Sinne wie für 

Nationalökonomie überhaupt an allen Hochschulen der Erde, ein 

weiterer bringt Angaben über die »nichtamtliche periodische (volks- 

wirtschaftlich-) statistische Literatur«, endlich berichtet eine »statistische 

Chronik« über die letzten Kongresse und sonstigen Vorgänge auf 

statistischem Gebiete. Das Jahrbuch läßt die Entwicklung, welche die 

statistische Verwaltung genommen hat und ihre Wertschätzung in allen 
besonders auch den jüngeren Staaten, ersehen und dürfte sowohl dem 

Berufsstatistiker wie allen Interessenten statistischer Tätigkeit gute 

Dienste leisten. 

Statistisches Jahrbuch der autonomen Landesverwaltung in den im Reichs- 
rate vertretenen Königreichen und Ländern. Herausgegeben durch 
die k. k. statistische Zentral-Kommission auf Grund der von den 
Ländern gelieferten statistischen Tabellen und Materialien. VII. Jahr- 
gang. Kaiserlich-königliche Hof- und Staatsdruckerei, Wien 1908. 
XLVIII, 720 S. K. 20.—. 

Das vorliegende Jahrbuch weist nach Umfang und Inhalt bedeutende 
Erweiterungen auf. Die jährlich erscheinenden statistischen Nach- 
weisungen über die volkswirtschaftlichen Verhältnisse und die Finanzen 
der einzelnen Länder umfassen die Jahre 1903, 1904 und 1905 und 
schließen sich kontinuierlich an die Veröffentlichungen des vorher- 
gehenden Jahrganges an. Außerdem enthält das Jahrbuch wiederum 
einige periodisch veröffentlichte Abhandlungen, und zwar diesmal über 
folgende Zweige der autonomen Verwaltung: Anstalten für Kunst und 
Wissenschaft (Theater, Bibliotheken, Museen), Militär- und Gendarmerie- 
wesen und Landtagswahlen. Diesen jedes 5. Jahr zur Veröffentlichung 
gelangenden Materien wurde das Jahr 1905 als Berichtsjahr zu Grunde 
gelegt. (M.) 

9. Soziale Zustandsschilderungen. 


Conrad, Dr. Else, Lebensführung von 22 Arbeiterfamilien Münchens. 
(Einzelschriften des statistischen Amtes der Stadt München, Heft 
Nr. 8.) J. Lindauer'sche Buchhandlung, München 1909. 80 S. 

Es handelt sich um eine Bearbeitung von Haushaltungsbüchern, 
welche 22 organisierte, gelernte Arbeiter ein Jahr hindurch über ihre 
Einnahmen und Ausgaben geführt haben. 

Die Verfasserin hat sämtliche Familien persönlich besucht und war 
so in der Lage, in dem ersten Teil kurze Skizzen der einzelnen Häus- 
lichkeiten zu entwerfen, während sie im zweiten Teil eine statistische 
Gesamtdarstellung der Lebensführung gibt. 

Sie kommt zu dem Schluß, daß ein qualifizierter Arbeiter wohl im- 
stande ist eine Familie mit 3—4 Kindern nicht nur zu ernähren, sondern 
mit ihr ein gesundes, kulturwürdiges Dasein zu führen und auch einen 
Notpfennig zurückzulegen, wenn ihm eine wirtschaftlich tüchtige Frau 
zur Seite steht; daß aber jede längere Krankheit oder sonstige Arbeits- 
losigkeit des Mannes trotz Kassenbezügen gleich die Ausgaben in Dis- 
harmonie zu den Einnahmen bringt. Ferner, daß eine Familie mit 
vielen Kindern nur auf Kosten der Ernährung und der Vorsorge für 
die Zukunft auf den Nitverdienst der Mutter verzichten kann. 
Heiden, Johannes, Frankfurter Haushaltungsrechnungen. Verlag 

der Volksstimme, Frankfurt a. M. 1907. 20 S. 
Dieser interessante Versuch einer Feststellung der Haushaltskosten 
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und Kostenverteilung Frankfurter Arbeiterfamilien ist ein brauchbarer Bei- 
tras zum Problem der Arbeiterfrage überhaupt. Der Beobachtungskreis, 
auf Grund dessen Dokumente der Verf.. der die Stelle eines Arbeitersckre- 
tärs in Frankfurt bekleidet, zu seinen Resultaten gelangte, ist freilich nur 
sehr klein: 20 Ilaushaltungsbücher, unter denen nur 10 vollständig das 
ganze Jahr durch geführt worden sınd. Heiden hat vollkommen recht, wenn 
er den Hauptwert derartiger Studien wie die seine darin erblickt, fest- 
zustellen, welche Menge von Lebens- und Genufsmitteln bei einem ge- 
wissen Einkommen verbraucht werden kann, mit anderen Worten das 
Verhältnis der cinzelnen Aufgrabengebiete zueinander zu belcuchten, 
und wenn er es als Endziel betrachtet, auf diesem Wege der Lösung 
der vielumstrittenen Frage näher zu kommen, ob die Lebenshaltung, 
gemessen am Konsum und nicht am Lohn, gestiegen oder gesunken ist. 
Heiden ist sich selbst klar darüber, daß die Enge des seiner Arbeit zu- 
grunde liegenden Beobachtungsteldes allerdings die Befriedigung derartig 
kühner Wünsche nicht gestattet. Immerhin gewährt aber schon seine 
Arbeit interessante Einblicke in das Arbeiterleben: zumal die Kargheit 
der Ausgaben für kulturelle und hygienische Zwecke, sowie die allyc- 
meine Sitte, die Einnahmen des Mannes noch durch allerhand Nebenver- 
dienste der Frau und das Vermieten von Stuben an Fremde zu steigern. 
Bemerkenswert ist die Höhe des Jahreseinkommens, die zwischen 1455 
und 2037'/2 Mk. schwankt. Aus diesen Zahlen ist zu ersehen, dafs die 
Elemente, deren sich Heiden zur Zusammenstellung seiner Studie be- 
dient hat, jedenfalls den aristokratischeren Bestandteilen der Arbeiter- 
schaft angehören. Für diese Annahme spricht auch noch ein zweites: 
die Haltung bezw. Anfertigung der Haushaltsbücher an sich. Das ist 
ein Luxus, den sich nur solche Arbeiter leisten können, die über einen 
nicht geringen Grad von Erziehung und Schulkenntnissen verfügen 
und die außerdem Zeit und Mutse besitzen, also einen nicht allzu langen 
Arbeitstag haben. (Michels.) 
Les industries a domicile en Belgique; Vol. IX. Office du Travail et 
Inspection de Industrie. J. Lebègue et Cie. Bruxelles 1908. 411 S. 

1) Vermant, Robert, L'industrie de la lingerie à Bruxelles. 

Die vorliegende Abhandlung stellt die Bearbeitung einer Enquete 
über die Heimarbeit in der Damenwäschekonfektion von Brüssel und 
Umgebung dar. Sie bildet eine Ergänzung der Monographien, welche 
unter den allvemeinen Bezeichnungen »T'ravaıl féminin du vetement- 
in Bd. 8 zusammengefatst sind, und die Leinenstickerei und Herren- 
wäschefabrikation behandelten. Der erste Teil der Denkschrift gibt 
einen Ucberblick über die Entwickelung der Damenwäschekonfektion 
in Belgien, ihre Stellung auf dem Inlands- und Auslandsmarkt, ihre 
Betriebstorm usw. Der zweite Teil vermittelt die Kenntnis der wirt- 
schaftlichen und sozialen Lage «der verschiedenen Heimarbeiterkate- 
gorien. Für şo Personen werden detaillierte Angaben über Familien- 
verhältnisse, Arbeitszeit, Lohnverhältnisse gemacht, die ein wenig cr- 
freuliches Bild zeigen. 

2) Les salaires dans Tindustrie du vétement pour hommes. 

Es werden die Resultate einer Untersuchung von 208 Heimarbeiter- 
werkstätten in 11 belgischen Städten in Form von Werkstätten-Mono- 
graphien mitgeteilt. IM.) 
Austin Lewis, The Rise of the American Proletarian. Charles B. 

Kerr and Company, Chicago 1007. 213 S. 
Ein — von sozialistischer Seite her unternommener — Versuch, die 
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Entwicklungsgeschichte des nordamerikanischen Prolctariats darzustel- 
len. Leider fehlt der Darstellung die wichtigste Basis: die statistische. 
Die Schrift ist ganz »soziologischen« Inhalts. Dagegen sind die syn- 
thetischen Seiten des Problems in lebhafter und interessanter Weise dar- 
gestellt. Die Grundthese des Werkes besteht in der Behauptung, daß 
auch in Nordamerika die Entwicklung mit Macht auf cine Veränderung 
der Wirtschaftsform in sozialistischem Sinne hindränge. L.ehrreich, 
wenn auch etwas summarisch und nicht ganz unter Einhalten der not- 
wendigen chronologischen Reihenfolge der Entwicklungsperioden sind 
die Kapitel, in denen Austin Lewis die Geschichte der ersten Zeiten der 
jungen Freiheit berichtet. Die amerikanische Arbeiterschaft erfreute 
sich von vornherein der Basis, um deren Erringung in West-Europa 
erst Ströme Blutes fließen mußten und die in Mittel- und Osteuropa 
noch bis heute nur zum kleinsten Teil in das Verfassungsleben überführt 
werden konnte: der zur Entfaltung der individuellen und kollektiven 
Kräfte gleich notwendigen Formen der Demokratie. Infolgedessen 
hat sich der Aufschwung, den der junge Kapitalismus in diesem 
Lande nahm, in weit rascherem Tempo vollzogen als in Europa. Schon 
1857 hatte die Industrie und das Geldwesen Amerikas solche Bedeutung 
für den Welthandel erlangt, dafs die schwere Krise, die in jenem Jahre 
in Amerika ausbrach, sich von dort aus nach Europa verpflanzte. 
Amerika wurde von da an zum Geburtshause der europäischen Krisen. 
Ganz im Sinne des historischen Materialismus behandelt Lewis —- wie 
mir scheinen will, mit Recht — den Sklavenbefreiungskrieg zwischen 
Nord und Süd, der das Stigma seines vorwiegend ökonomischen Ur- 
sprungs — Gegensatz zwischen der Industrie und der Landwirtschaft 
und Kampf dieser beiden Wirtschaftsformen um die noch Jungfräu- 
lichen Gebiete des far West — allerdings auf der Stirn geschrieben 
trug. Der Sieg der Nordstaaten der Union war identisch mit dem 
vollständigen Siege des reinindustricllen Grofskapitalismus. Heute sind 
die mittelgroßen Betriebe von den Grofsbetrieben zum großen Teil 
verschlungen. Die absolute Vorherrschaft des Großskapitals hat Nord- 
amerika aber »zum korruptesten Lande der Welte gemacht und die 
theoretische Freiheit und Gleichheit aller citizens of the Republic prak- 
tisch zu einer unwürdigen Farce herabgewürdigt. Die soziale Gesetz- 
gebung steckt noch immer in den Kinderse huhen ; sie ist den Einzel- 
staaten überlassen und die Ausbeutung der Minderjährigen dient als 
Piedestal zur Abwerfung hoher Unternehmergewinne. Im alten Quäker- 
staate sind, unserem Gewährsmann zufolge, noch heute einige Tausende 
von kleinen Mädchen (unter 13 Jahren) mit Nachtarbeit beschäftigt. Die 
Arbeiterklasse selbst hat sich innerhalb des allgemeinen Materialismus 
dieses Milicus nicht idealkräftig erhalten können. Lewis sagt cs offen 
heraus: ın keinem Lande der Welt enthält das Buch der Geschichte 
des vierten Standes eine so grohe Anzahl von Blättern der Schande 
und des Verrats als in Amerika. Die überall bestehende Oligarchie der 
Führer ist hier häufig zu einem wahren Ausbeutungsverhältnis ausge- 
artet, desto widerlicher, als alles unter dem Deckmantel der Demo- 
kratie und des formellen Rechtes geschieht. Nach alledem ist es dem 
Leser schwer verständlich, aus welchen Oucllen der Autor seinen 
Optimismus schöpft, wenn er trotz alledem dem amerikanischen Prolc- 
tarıat cine schnelle und glänzende Zukunft prophezeit. Er sollte wissen, 
da alle »sökonomischen Tendenzen, alle Trust-Sozialısmen usw. da 
nicht entwicklungsfüähig sind, wo die entsprechenden psychologischen 
Vorbedingungen fehlen. (Michels. ) 
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10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


Agthe, Dr. Adolf, Ursprung und Lage der Landarbeiter in Livland. 
(Ergänzungsheft der Zeitschrift f. d. ges. Staatswissenschaft XXIX.) 
H. Laupp’sche Buchhandlung, Tübingen 1909. 158 S. M. 4.—. 


Während der Ursprung des Landarbeiterstandes meist in die Zeit 
der sogen. Bauernbefreiung verlegt wird, weist der Verfasser nach, 
daß die betreff. Verordn. (v. 1819) in Livland den Bauern nicht ein- 
mal die rechtliche Freiheit gebracht hat. Die Gutsherren dagegen er- 
langten ıgıg die Verfügungsfreiheit über die gesamte Wirtschaftstläche. 
Von 1ı819—50 haben sie ihre Betriebe auf Kosten des Bauernlandes 
um 60—180%, des früheren Bestandes vergrößert. Aus der Zahl der 
ausgesetzten Bauern entstand eine Bevölkerungsklasse, die sich in 
schlimmster wirtsch. Lage befand. Unter ihrem Druck wurde in den 
6oer Jahren die Frone und die rechtliche Abhängigkeit der Bauern 
vom Gutsherrn beseitigt. Erst seit dieser Zeit war in Livland ein 
Landarbeiterstand vorhanden. — Der 2. Teil der Arbeit behandelte die 
heutige Lage der Landarbeiter. Es werden u. a. die einzelnen Arbeiter- 
klassen (Halbkörner, Landknechte, Deputatknechte, Akkordknechte und 
Tagelöhner) geschildert und viele Uebelstände namhaft gemacht, in 
denen man wohl die Ursache der Revolution zu suchen hat. 


Ehrenberg, Dr. Richard, Prof. an der Universität Rostock, 
Landarbeit und Kleinbesitz. Heft 6. Innere Kolonisation in Neu- 
vorpommern und Mecklenburg. Carl Boldt'sche Hofbuchdruckerei, 
Rostock. 1908. 80 S. M. 2.—. 

Neuvorpommern und das Gebiet der mecklenburgischen Ritter- 
schaft sind diejenigen deutschen Landesteile, welche der inneren Koloni- 
sation am meisten bedürfen, während im mecklenburgischen Domanium 
umgekehrt schon seit langer Zeit besonders konsequent kolonisiert 
worden ist. Das vorliegende Heft schildert und vergleicht die innere 
Kolonisation der beiden Gebiete: das langsame, stetige, organisch sich 
entwickelnde mecklenburgische, das rasch und systematisch zugreifende 
pommersche Verfahren. Mitgearbeitet haben an dem Hefte Regie- 
rungsrat Weidner, Spezialkommissar für Neupommern, der die Neu- 
vorpommersche Kolonisation in ihren Grundzügen und Erfolgen schildert; 
Dr. G. Felber, der über eine Reise mecklenburgischer Beamter und 
Landwirte nach Neuvorpommern berichtet; Amtsassessor Polbow, 
der das Änsiedlungsverfahren selbst, wie es in Mecklenburg und Pommern 
gehandhabt wird, einem genauen Vergleiche unterzieht; endlich der 
Herausgeber Prof. Ehrenberg, der die Ergebnisse kurz zusammen- 
falt. 


Pitsch, Lucian, Kgl. Baurat in Wolmirstedt, Mittel und Wege zur 
Beschleunigung der Seßhaftmachung von Landarbeitern. Mit 3 Tafeln. 
Paul Parey, Berlin 1909. 53 S. M. 2.—. 

Der Verfasser beschränkt seine Vorschläge hinsichtlich der inneren 
Kolonisation ausschließlich auf die Sceßhaftmachung von Landarbeitern 
und vermeidet dadurch alle Schwierigkeiten, welche bei Hineinziehung 
von Bauerngütern hinsichtlich der Gemeindebildung und der Zuweisung 
zu Schule und Pfarre entstehen. Er schlägt vor, daß aus den von 
Lande stammenden Landarbeitern bei der Entlassung als Reservisten, 
diejenigen namhaft gemacht werden sollen, welche sich nach dem Ur- 
teil der Vorgesetzten vermöge ihrer Gewissenhaftigkeit, Selbständigkeit 
im Handeln, Geschicklichkeit und Ordnungsliebe zur Ansiedelung als 
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selbständige Landarbeiter eignen. Nur Landarbeiter sollen angesiedelt 
werden. Sie sollen ein ausreichendes Haus mit Kuhstall, Schweinestall, 
Hühnerstall, Scheune und Tenne erhalten und nur so viel Land, als 
sie neben regelmäßiger Tagelohnarbeit beim Großgrundbesitzer, Oeko- 
nomen oder Bauern mit Frau und Kindern bewirtschaften können. 
Auch hinsichtlich der Frau des Ansiedlers werden besondere Garantien 
verlangt. Es sollen Kolonien von solchen Ansiedelungen von mindestens 
6 Einzelsiedelungen gebildet werden; nicht allein die Großgrundbesitzer, 
sondern auch die Gemeinden sollen solche Kolonien anlegen. Der 
Staat soll dazu etwa jährlich 20 Millionen an die Provinzen geben, und 
diese die Unterverteilung an die Kreise bewirken. Der Staat soll 2/3 
der Kosten des Hauses tragen, !/s die Provinz, der Kreis und der Einzel- 
kolonisator, zum Landerwerb soll der Staat nichts beitragen, sondern 
der Einzelkolonisator ?/s und Kreis und Provinz das Uebrige. Der 
Staat würde das Geld aus vorhandenen Geldansammlungen entnehmen, 
die Zinsen zahlen, das Geld zu einem billigeren Zinsfuß an die Pro- 
vinzen geben und nur den Betrag der Zinsdifferenz und der Amorti- 
sation jährlich in sein Budget einstellen. So wäre das Siedelungswerk 
mit einem Schlage in der ganzen Monarchie in die Wege zu leiten und 
in Kürze durchzuführen. 


Wagner, Professor C, Unsere Forstwirtschaft im 20. Jahrhundert. 
H. Laupp’ sche Buchhandlung, Tübingen 1909. III, 37 S. M. —.8o. 


Die Schrift weist auf die enormen Summen an Nationalvermögen 
hin, die der deutsche Wald heute einschließt und schlecht verzinst und 
auf das hohe allgemeine Interesse seiner rationellsten Bewirtschaf- 
tung. Sie fordert bessere Aufklärung der Waldbesitzer über 
das ökonomische Wesen des Forstbetriebs und ständige Fortbildung 
der praktischen Forstwirte. 


Die Staatsforstwirtschaft Württembergs insbesondere bedürfe klarer 
Trennung von Kapital und Rente und brauche zu diesem 
Zweck ein Forstgesetz undeine Forsteinrichtungsanstalt. 
Im Betrieb freivwerdende Kapitalteile müßten, soweit möglich, im Be- 
trieb selbst wieder werbend angelegt werden. Rasche Hebung der 
Wirtschaft sei nur bei einer Trennung des Forstetats vom 
allgemeinen Staatshaushalt möglich. 


Winter, Max, Die Blutsauger des Böhmerwaldes. Bilder aus dem 
Leben der Holzknechte. Anton Weber, Krumau 1908. M. —.40. 


Die Schrift schildert das Leben der etwa 5000 Vertragspächter des 
Fürsten Schwarzenberg, die sich bei der allgemeinen Grundablösung 
von den herrschaftlichen Beamten hinters Licht führen und sich als 
Pächter, stattalsEigentümer der Gründe bezeichnen 
ließen, die ihre Vorfahren als emphyteutische (von Schwarzenberg 
herbeigerufene und eingepflanzte) Ansiedler, in harter Fron dem Ur- 
wald abgerungen haben; sie will politische und soziale Aufklärung ver- 
breiten und dient dem Ende die also Hintergangenen, die heute noch 
das Los von Leibeigenen haben, zu gcmeinsamem Vorgehen aufzu- 
rütteln und die Staatsgewalt auf dieses Unrecht und die daraus natur- 
notwendig entspringenden Gefahren aufmerksam zu machen. Im Schlufs- 
kapitel sind die Zustände bei den »kleinen« Grofßsgrundbesitzern des 
weltentrückten Böhnierwaldes geschildert. 
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11. Gewerbliche Technik und Gewerbepolitik. 


Construction des machines el appareils clkctrigue. Monographies indu- 
strielles, aperçu économique, technologique et commercial. Groupes 
II et XVH. J. Lebèque u. Cie, Bruxelles 1908. 344 S. 

Die von der »Office du Travail et Inspection de l'Industriee her- 
ausgegcbene, reich illustrierte Monographie gibt an erster Stelle einen 
Uchberblick über die mannigfachen Apparate und Maschinen, welche 
heute von den elektrotechnischen Fabriken gebaut werden. Die hicr- 
bei zur Verwendung kommenden Rohstofte und Halbfabrikate werden 
im 2. Kapitel besprochen. Es schließt sich daran eine summarische 
Beschreibung der in den einzelnen Zweigen der elektrischen Industrie 
angewandten Fabrikationsmethoden. Den breitesten Raum nimmt die 
hierauf folgende Besprechung einzelner Apparate und Maschinen der 
Schwach- und Starkstromtechnik ein, über deren Konstruktion, Preise, 
Verwendung etc. detaillierte Auskunft erteilt wird. Statistische Angaben 
über die Zahl der Betriebe und der in ihnen beschäftigten Arbeiter, 
über Zollverhältnisse, Produktion und Export bilden den Schlufs. 

(M.) 

Fenke, Dr. Fritz, Die wolkswirtschaftliche Bedeutung des künstlichen 
Indigo. (V olkswirtschaftl. Abhandlungen der Bad. Hochschulen Na, 
G. Braun’sche Hofbuchhandlung, Karlsruhe 1909. 108 S. M. 2.60. 

In dieser Schrift wird eine der interessantesten neuzeitlichen Er- 
findungen, der künstliche Indigo, einer volkswirtschaftlichen Betrachtung 
unterzogen. 

Der erste Teil behandelt nach einer kurzen einleitenden Bemerkung 
über den Waid zunächst den pflanzlichen Indigo, schildert den großen 
wirtschaftlichen Kampf, der sich zwischen den Interessenten des Waid 
und des Indigo entspann und einen Zeitraum von über 200 Jahren 
ausfüllte, und” geht sodann auf die Acnderungen und Verschiebungen 
in Indigoproduktion und -Handel über. Im 2. Teil wendet sich der 
Verfasser dem künstlichen Indigo zu, gibt zuerst cinen kurzen Abrifs 
über dessen lehrreiche Entstehungsgeschichte, während die folgenden 
Kapitel sein wirtschaftliches Vordringen, die Organisation und die volks- 
wirtschaftlichen Wirkungen der Indigoindustrie sowie die Wirkungen 
des künstlichen Indigo auf Britisch-Indien enthalten. Zum Schlusse 
werden in einem »Rück- und Ausblicke die Fragen der nächsten Zu- 
kunft der deutschen Indigoindustrie besprochen. 

Funge, Dr. Frans Erich, Beratender Ingenieur, New-York, Dre 
rationelle Auswertung der Kohlen als Grundlage für die Entwicklung 
der nationalen Industrie. Julius Springer, Berlin 1909. 9158. M. 3.— 

Es wird nachgewiesen, dat die Vergasung von Rohkohlen (unter 
Gewinnung von Koks, Gas, Elektrizität und Nebenprodukten), die Ent- 
wicklung und Wettbewerbsfähigkeit der Industrie günstig beeinflußt, 
und es Deutschland ermöglicht hat, trotz des wachsenden Verbrauches, 
den nationalen Bedarf an Brennstoffen nahezu unabhängig vom Aus- 
lande zu befriedigen, sowie in den Edelprodukten der Kohle Teer- 
derivate, Benzol, Ammoniak), neue Brauchlichkeiten und einträgliche 
Exportformen zu finden. Des weiteren wird die durch Steigerung der 
Grunedrente einerseits für den Grofßskohlenbesitz, andererseits für den 
Fiskus geschaffene Situation erörtert, und eine Reihe wirtschaftspoli- 
tischer Mafsnahmen besprochen, die sich aus der Fortentwicklung der 
Nohlenindustrie von der Rohstofflieferung und aus der \ credlungskon- 
zentrattion an den Zechen für Staat resp. Reich als empfehlenswert er- 
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wiesen.  (Reichsleitungsmonopol, Kontrolle über Nebenproduktenge- 
winnung, Kohlenproduktionssteuer, Erweiterung staatlichen Bergbaube- 
tricbes etc.) 

Wassermann, Dr. Ludwig, Die deutsche Spiritusindustrie. Duncker 

Humblot, Leipzig 1909. 2ı8 S. M. 5.50. 

In dem vorliesenden Werk will der Verfasser zeigen, welche Fak- 
toren die deutsche Spiritusindustrie beeinflussen. Es sind dies vor 
allem: Technik, Steuergesetzgebung, Natur, Organisation und Antialko- 
holbewegung. Ihr Einfluß ist nicht immer gleichmäßig, bald überwiegt 
der des einen, bald der des anderen Faktors.. Wer das Spiritusge- 
werbe erfassen will, wer es wie der Gesetzgeber als Steuerquclle be- 
trachtet, muß alle diese Faktoren berücksichtigen, sollen nicht volks- 
wirtschaftliche Schäden für die Branntweinindustrie entstehen. — Vor 
allem zeigt dabei das Werk die Beziehungen zwischen der Technik 
und den anderen oben genannten Faktoren. Im Anhangkapitel wird 
der Entwurf betreffend den Zwischenhandel des Reichs mit Branntwein 
erläutert und kritisch gewürdigt, einschendes_ statistisches Material 
bildet den Abschlufs des Buches. 

Die Zukunft der Spiritusindustrie liegt in einer steten Regelung der 
Produktions- und Absatzverhältnisse, das kann nur ein Kartell oder ein 
staatliches Monopol. Eine Absatzerweiterung aber kann nur zu suchen 
sein auf dem Gebiete der Verwendung des Spiritus zu technischen 
Zwecken. 


Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 


Krueger, Dr. Hermann Edwin, Di freien Interessenzertretungen 
con Industrie, Handel und Gewerbe in Deutschland, insbesondere die 
Fuach-, Zweck- und Zentralwerbände gewerblicher Unternehmer. Sonder- 
abdruck des ersten Teils der Arbeit aus »Volkswirtschaftliches Hand- 
buch« (Band I der Schriften des Deutschen Volkswirtschaftlichen 
Verbandes). Carl Heymanns Verlag, Berlin, o. D. 289 S. 

Während über die Kartclle und Syndikate, sowie über die reinen 
Arbeitgeberverbände bereits eine reichhaltige Literatur vorhanden ist, 
hat der bei weitem älteste Teil der freien Unternchmerorganisationen, 
die Fach-, Zweck- und Zentralverbände, bisher keine zusammenhängende 
und cinigermafßSen erschöpfende Darstellung erfahren. Diese Lücke 
auszufüllen, ist der Hauptzweck der vorliegenden Arbeit. Es werden 
522 Fach-, Zweck- und Zentralverbände mit 4953 Zweigverbänden auf- 
gctührt; über alle wichtireren unter ihnen werden genauere geschicht- 
liche Mitteilunge n sebracht, die sich auf Umfragen bei den Verbänden 
selbst über ihre Entstehuneseründe, ihre Ziele, ihre Erfolge und Mif- 
erfolge, ihre Organisation, ihre Finanzverhältnisse etc. stützen. 

Da aber ferner in jeder Gewerbegruppe auch die vorhandenen 
Kartelle und reinen Arbeitgeberverbände genannt, und da ferner in 
jedem Gewerbezweige nach den Organisationen der Produzenten mög- 
lichst die der wichtigsten Weiterverarbeiter und Weiterverkäufer auf- 
geführt werden, kann “die Arbeit auch als der Versuch bezeichnet wer- 
den, für die freic Orsanisation des Unternehmertums in jedem Gewerbe- 
zweige einen Ueberblick gewissermaßen in horizontaler und in verti- 
kaler Richtung zu geben, oder anders ausgedrückt: einen Veberblick 
über die Gesamtheit der freien Interessenvertretungen von Industrie, 
a. und Gewerbe und verwandter Organisationen in ihrer wech- 

elseitigen Ergänzung zu bieten. 
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Die allgemeinen Ergebnisse aus dieser umfangreichen Material- 
sammlung hat der Verfasser in Schmollers Jahrbuch (1908, Heft 4, 
1909, Heft ı) veröffentlicht. Besondere Aufmerksamkeit ist darauf ge- 
richtet, in der Entwickelungsgeschichte der freien Unternehmerorgani- 
sationen Zusammenhänge festzustellen, Entwickelungstendenzen nach- 
zugehen, auf Mifistände in der Organisation der Fach-, Zweck- und 
Zentralverbände hinzuweisen und die Abänderungsvorschläge und Mög- 
lichkeiten kritisch zu untersuchen. 


13. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 


Herkner, Heinrich, Die Arbeiterfrage. Eine Einführung. 5. er- 
weiterte und umgearbeitete Auflage. J. Guttentag, Berlin 1908. 
761 S. M. 11.—. 

Die Anordnung des Stoffes der neuen Auflage, die Gustav Schmoller 
zum 70. Geburtstag gewidmet ist, hat insofern eine Aenderung erfahren, 
als die Darstellung der Sozialreform jetzt derjenigen der sozialen Theo- 
rien und Parteien vorangeht. Ferner sind einige Teile des Werkes 
stark umgearbeitet und ergänzt worden, besonders die Darstellung der 
gewerkschaftlichen Bewegung und ihrer Probleme. Das viel verbreitete 
Buch hat in dieser, wie auch bereits in früheren Auflagen so große 
Veränderungen, nicht nur in der vermehrten Reichhaltigkeit des In- 
haltes, sondern auch in der Stellung des Verfassers zu einigen grund- 
legenden Punkten (Mittelstandsfrage, Arbeitswilligenproblem) erfahren, 
dafi eine ausführlichere Besprechung des Buches wiederum geboten 
erscheint (die erste Auflage (1894) wurde im VII. Bande des Archivs 
von Bruno Schönlank f besprochen). Eine neue kritische Würdigung 
wird demnächst zum Abdruck gelangen. (—E.) 


a: tes, K., Die Streiks in Rußland. Dissertation. Gebr. Leemann 

< Cô; Verlag der Academia, Zürich 1908. 

"Die Dissertation gibt einen Ueberblick über Geschichte, Ursachen 
und Folgen der Streiks in Rußland bis zum Januar 1905. Die nach 
diesem Termin veranstalteten Arbeitseinstellungen sind unberücksichtigt 
geblieben, da sie neben ökonomischen auch politische Ziele verfolgten. 
Der Verfasser unterscheidet zwei Perioden. Mit der ersten, der Periode 
der unorganisierten, plötzlich auftretenden und tumultuarisch verlaufe- 
nen Streiks (1870—94) beschäftigt sich das I. Kapitel, während die 
Streiks von 1895—1904 im folgenden Kapitel behandelt werden. Die 
gewaltige Entwickelung der Industrie begünstigt in der zweiten Periode 
die Bildung einer von der heimatlichen Scholle losgelösten Fabrikar- 
beiterklasse, die der Organisation zugänglich wird. Die Zahl der Streiks 
nimmt zu, ihr Charakter wird ein wesentlich anderer. Die beiden letzten 
Kapitel beleuchten die Stellungnahme des Staates und der Unternehmer 
zur Arbeiterbewegung. (M.) 
Mitteilungen des Statistischen Amts der Stadt Alagdebnrg, Heft 20: dr- 

beitslosierke it und verkürzte Arbeitszeit Ende November 1008, herausge- 
gegeben von a Dr. Otto Landsberg. R. Zacharias, Magde- 
Durg 1909. 5I S. 

Der Umfang der Arbeitslosigkeit wurde, wie früher, durch 
eine von den Gewerkschaften mit städtischer Unterstützung veran- 
staltete Zählung von`Haus zu Haus zu ermitteln gesucht, neu ist die 
Kombination mit der gleichzeitig von den Gewerkschaften gezahlten 
Arbeitslosenunterstützung. Da die früher angewendete Methode, auch 
über den Umfang der infolge von Mangel an Arbeitsgelegenheit ver- 
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kürzten Arbeitszeit auf dem gleichen Wege der Befragung von 
Haus zu Haus Aufschluß zu erhalten, zu vollständigen Ergebnissen 
nicht geführt hatte, so wurde diesmal der Versuch gemacht, die größe- 
ren Fabrikbetriebe direkt zu befragen. Eine Verweigerung der Ant- 
wort kam nur bei zwei kleineren Betrieben vor, im ganzen sind die 
erhaltenen Auskünfte von 232 Betrieben mit 26288 beschäftigten Ar- 
beitern weiter behandelt worden. Die eingetretenen Betriebseinschrän- 
kungen konnten einmal verfolgt werden an der Zahl der Arbeiter im 
Vergleich zur Höchstzahl und zur Zahl der im gleichen Zeitpunkt des 
Vorjahrs beschäftigten, zweitens an der Verkürzung der normalen, d.h. 
in der Arbeitsordnung festgelegten Arbeitszeit. Die Auszählung nach 
Gewerbe und Größsenklassen der Betriebe ergab sehr interessante Auf- 
schlüsse. Verkürzte Arbeitszeit kam in der Beobachtungswoche vom 
22. bis 28. November bei 47 Betrieben vor, im ganzen sind in diesen 
411 015 Arbeitsstunden gelcistet worden gegen 449899 bei gleicher Ar- 
beiterzahl aber normaler Arbeitszeit, es ist also ein wöchentlicher Aus- 
fall von nahe an 40000 Arbeitsstunden festgestellt worden. Sehr ein- 
gehend untersucht ist Art und Umfang der Verkürzung der Leistung 
des Betriebes bei gegebener Arbeiterzahl, namentlich, ob der ganze 
Betrieb bezw. nur einzelne Abteilungen und Arbeiter verkürzt arbeite- 
ten, oder ob der Betrieb ganz oder teilweise an einzelnen Tagen voll- 
ständig ausscetzte. Am Schlusse wird auch die Gesamtwirkung 
durch Arbeiterentlassung und Arbeitszeitverkürzung zusammen be- 
trachtet, und die Anteile, welche diese beiden Faktoren an der Ge- 
samtwirkung haben. Zu einer richtigen Würdigung der dabei erhal- 
tenen Ergebnisse in praktischer Hinsicht, namentlich in Bezug auf die 
Frage, ob nicht durch stärkere Verkürzungen der Arbeitszeit der Umfang 
der Entlassungen mehr eingeschränkt werden könnte, würde es allerdings 
von Wichtigkeit sein, auch umgekehrt das Bild einer Hochkonjunktur zu 
betrachten und festzustellen, inwieweit hier die Erhöhung der Leistung 
durch Vermehrung der Arbeiterzahl oder durch Ueberstunden erfolgt. 
Szldbergleit, Prof. Dr. HÆ, Beschäftigungsgrad und Arbe smarki. 
Deutscher Städteverlag, G. m. b. H. Berlin 1908. 31 S. Mk. 1.—. 
Die Studie liegt einem Gutachten zugrunde, welches der Berliner 
Städt. Deputation für Statistik vom Verfasser vorgelegt wurde. Wenn 
die Ausführungen auch auf die Berliner Verhältnisse zugeschnitten sind, 
so können sie doch bei ihrer aktuellen Bedeutung allgemeines Interesse 
beanspruchen. Der Verfasser legt zuerst die Begriffe Beschäftigungs- 
grad und Arbeitsmarkt fest. Er versteht unter »Arbeitsmarkt« das An- 
gcbot von menschlichen Arbeitskräften, unter »Beschäftigungsgrad« die 
Gesamtheit der beschäftigten Arbeitnehmer. Sodann werden die ver- 
schiedenen Quellen für die Ermittelung des Beschäftigungsgrades be- 
handelt und beachtenswerte Vorschläge zum weiteren Ausbau der 
Krankenkassenstatistik gemacht. Im IH. Abschnitt werden die ver- 
schiedenen Methoden der Ermittelung von Ärbeitslosen auf ihre Brauch- 
barkeit untersucht und neue Gesichtspunkte aufgestellt. Im Anhang 
wird kurz die Verwendbarkeit der Zahlen der Krankenkassenstatistik 
für die Beurteilung der Lage des Arbeitsmarktes besprochen. (A.) 


14. Arbeiterschutz. 

Arbeitszeitverlängerungen (Uecberstunden) im Jahre 1907 in jabrikmäßtgen 
Betricben. Herausgege. vom K. K. Arbeitsstatistischen Amt im Han- 
delsministerium. Wien 1908. 31 S. Kr. —.50. 

Die Denkschrift berichtet über die Ucberschreitungen des gesetz- 
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lichen Maximalarbeitstages (von 15 Stunden) in den österreichischen 
Fabriken während des Jahres 1907 und enthält folgende Tabellen: Ar- 
beitszeitverlängerungen ı) nach Ländern, 2) nach Industrieklassen, 
3) nach Industriezweigen. Ferner vergleichende Uebersichten der Ar- 
beitszeitverlängerungen in den Jahren 1903—1907, nach Ländern und 
Industrieklassen geordnet. Die, Ueberstunden haben im allgemeinen 
bedeutend abgenommen, nur für wenige Industrien wird eine Steige- 
rung konstatiert. (M) 


Cabrini, Angiolo, Leggi Sociali e Lotta di Classe. Libreria Socialista 
Italiana. Tip. della Camera dei Deputati. Roma. o. D. ṣo S. 15 Cent. 


Eine der beachtenswertesten Reden, die in der italienischen 
Kammer über die Notwendigkeit einer energischen Inangriffnahme der 
sozialen Gesetzgebung gehalten worden sind. Der sozialistische Ab- 
geordnete Angiolo Cabrini gibt in ihr die wesentlichsten Kriterien für 
dic baldmöglichste Einführung gründlicher Reformen auf dem bis 1902 
noch so gut wie gänzlich unbetretenen Gebiete des Arbeiterschutzes 
in Italien (die Anämie dieses Zweiges der gesetzgeberischen Tätigkeit 
geht aus einer kurzen Anführung der in Italien bestehenden Schutz- 
bestimmungen hervor) und macht sich zum Anwalt der Errichtung eincs 
besonderen Arbeitsministeriums, der Einführung eines Unfallversiche- 
rungsgesetzes, eines Schutzgesetzes für Frauen und Kinder, der Sonn- 
tagsruhe, der Alters- und Inv aliditätsv ersicherung, obligatorischer Schieds- 
gerichte u. a. mehr. Scitdem die Rede gehalten wurde, ist über ein 
halbes Jahrzehnt vergangen und die Regierung hat inzwischen, wenn auch 
zaghaft, die Bahn beschritten, die Cabrini ihr vorgezeichnet hat. Die 
Rede gibt also nicht den Tatbestand wieder, den wir heute auf dem Ge- 
biete der Sozialreform in Italien vor uns haben. Aber ihre Kenntnis 
ist für den Sozialhistoriker noch heute unerläfslich. Cabrini erklärt zum 
Schluß}, es liege im Interesse seiner Partei, mit aller Kraft auf die Ent- 
stehung eines modernen Kapitalismus in Italien hinzuarbeiten; nur er 
werde jene Kapiıtalakkumulation schaften können, die den Sozialismus 
zur Folge haben müsse. (R. M.) 


Ssterényt, Josef, Entwurf für ein neues ungar. Gewerbe- und Ar- 
beiterschutzge setz. Gustav Fischer, Jena 1908. 416 S. Mk. 7 


Das Werk wurde, in Anbetracht der bezüglich des heute See 
Gewerbegesctzes (Ges. Art. XVII ex 1884) sich betätigenden Reform- 
bestrebungen, im Auftrage des kgl. ungarischen Handelsministers zu 
dem Behuf fe geschaffen, um zur Grundlage der öffentlichen Diskussion 
und der lcgislatorischen Arbeiten zu dienen. 


Es umfafst, abgesehen vom sozialen Versicherungswesen, sozusagen 
die S Materie des Gewerberechtes. Unter dem I. Titel wird ın 
zwei Teilen ($$ 1—231) der eigentliche Gewerbebetrieb behandelt; als 
andprnin "hinsichtlich des Handwerkes dient hiebei die Forderung 
des Befüähigungs-Nachweises. Nachdem im II. Titel (SS 232—256) der 
(sewerbeunterricht einer sorgsamen Regelung teilhaft geworden, be- 
falt sich der Entwurf unter dem III. Titel in fünf Teilen mit dem 
Arbeiterschutz. Der erste von diesen (SS 257—412) behandelt in be- 
sonderen Abschnitten das ann ı) der Lehrlinge, 2) der 
gewerblichen Gesellen und der Fabrikarbeiter, 3) der mit wichtigeren 
Aufgaben betrauten gewerblichen Angestellten, der Privatbeamten und 
Handelsangestellten und endlich 4) die Arbeitsordnung. Die übrigen 
Teile dieses Titels befassen sich mit der Arbeitszeit (S$ 313—442), 
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wobei hinsichtlich der jugendlichen und weiblichen Arbeiter schon die 
Bestimmungen des Berner UÜcbereinkommens durchgeführt werden; mit 
dem Schutze der Gesundheit und der körperlichen Sicherheit und der 
Aufsicht ($$ 443—500); mit der Arbeitsvermittelung (§§ 501—540), wo- 
bei diese als ausschließliche Gemeindeaufgabe aufgefatst, die Nachweise 
der Gemeinden nach Bezirken, die der Bezirke aber für das ganze Staats- 
gebiet zusammengefaßt werden sollten; endlich mit den Arbeitsein- 
stellungen und Aussperrungen, dem Einigungs- und Schiedsgerichts- 
verfahren ($$ 541—603). Hinsichtlich des zuletzt bezeichneten Teiles 
ist zu bemerken, daß im Entwurfe das Prinzip, wonach Verabredungen 
und Vereinigungen zum Behufe der Erlangung günstiger I.ohn- und 
Arbeitsbedingungen rechtsunwirksam sind, selbst für den Fall aufge- 
hoben wird, wenn das Ziel mittelst Einstellung der Arbeit oder Ent- 
lassung der Arbeiter angestrebt wird. Im Gegenteil werden diese Ver- 
abredungen und Vereinigungen, insofern sie nicht direkt gegen die im 
Entwurfe taxativ aufgezählten strafbaren Verbote verstoßen, ausdrück- 
lich als rechtswirksam anerkannt. Der Entwurf erklärt weiters das 
Einigungs- und hinsichtlich einiger gemeinnötigen Unternehmungsarten 
( Verkehrsanstalten, Beleuchtungs- und Wasserwerke etc.) das Schieds- 
gerichtsverfahren, insofern die hicfür festgestellten Bedingungen vor- 
liegen, für obligatorisch. Zuwiderhandlungen werden aber nur in dem 
Falle strafrechtlich geahndet, wenn es sich um cine solche Unterneh- 
mung handelt, in welcher kollektive Streitigkeiten laut dem Gesetz 
sc hiedsgerichtlich ausgetragen werden müssen, sonst aber werden nur 
indirekte, doch genügend empfindbare Nachteile derjenigen Partei zu- 
gefügt, die den "obligatorischen Versuch zur Einigung unterlätst, oder 
sich diesem Versuche entzieht (SS 559--35062). Der IV. Titel befatst 
sich mit der Organisation des Gewerbes (SS 604—759). Hiczu gehört 
der Abschnitt über die Gewerbe- und Handelskorporationen, zu welchen 
die Zugehörigkeit für jeden Gewerbe- und Handelbetreibenden obli- 
vatorisch ist; weiters der Abschnitt über die Berufsvereine, die Rege- 
lung auch der Tarifverträge enthaltend (X 705—711); der Abschnitt 
über die Arbeitsausschüsse und der über die Arbeiterkammern, welch 
letztere an den Sitzen der bereits bestehenden Handels- und Gewerbe- 
kammern, aber von diesen ganz unabhängig, errichtet werden sollten; 
und endlich der Abschnitt über die Gewerbegenossenschaten. Der 
V. Teil befaßt sich mit der Gewerbegerichtsbarkeit; der VI. Teil end- 
lich enthält neben den Strafbestimmungen gemischte Verfügungen. 


15. Versicherungswesen (spez. Arbeiterversicherung). 


Cabrini, Angiolo e Chiesa, Pietro, Proposte di Assicurazioni 
Sociali in Italia. Pensioni di vecchiaia e invalidità. Sussidi di ma- 
lattia, di puerperio e di disoccupazione. Relazione per il VII Con- 
gresso Nazionale delle Società di Resistenza. Pubblicazioni della Con- 
federazione Generale del Lavoro. Tipografia Cooperativa. Torino 
1008. 85 S. Cent. 50. 

Ein Bericht, den die sozialistischen Abgeordneten Angiolo Cabrini 
und Pietro Chiesa, von welchen sich besonders ersterer um die soziale 
Gesetzgebung große Verdienste erworben und durch Fleiß und Sach- 
kenntnis in gleicher Weise ausgezeichnet hat, dem im vergangenen 
Herbst abschaltenen allsemeinen italienischen Gewerkschäftskongrei3 
zu Modena eingereicht haben, um ihn über den gegenwärtigen Stand 
der Arbeitergesetzgebung zu unterrichten. Die schr brauchbare und 


844 Literatur-Anzeiger. 


zuverlässige Schrift — nebenbei bemerkt die einzige Zusammenfassung, 

die wir über dieses Thema besitzen — behandelt insbesondere die 
Alters- und Invaliditätsversicherung, die Krankenversicherung, die 
Schwangerschaftsversicherung und die Arbeitslosenversicherung, nicht 
ohne auch einen Ueberblick über die verschiedene Entwicklung, welche 
die einzelnen Zweige in den Ländern des Auslandes genommen haben, 
zu geben. Besonders interessant ist die Anwendung des sogenannten 
Genter Systems der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit durch die Einrich- 
tungen der gemeinnützigen Gesellschaft L’Umanitaria in Mailand. Im 
übrigen stecken sämtliche Zweige des Unterstützungswesens in Italien 
noch in den Kinderschuhen. Die Arbeitslosenunterstützung ist zur Zeit 
nur von 3 Zentralverbänden obligatorisch und von I fakultativ einge- 
führt. Bemerkt zu werden verdient, daß sich die Berichterstatter fur 
einen vorübergehenden staatlichen Zuschuß zur Arbeitslosenversiche- 
rung erklären, mit dessen Hilfe ihrer Meinung nach binnen wenigen 
Jahren die Gewerkschaften in den Stand gesetzt sein werden, diesen 
Versicherungszweig allein zu übernehmen. (Michels. 


Die Entwickelung des privaten Versicherungswesens unter Reichsanfsicht 
in dem Jahrfünft 1902—1900. Herausgegeben vom Kaiserlichen Auf- 
sichtsamte für Privatversicherung. Mit drei Tafeln. J. Guttentag, 
Berlin 1909. 51 S. M. 2.—. 

Die Entwickelung der einzelnen Versicherungszweige wird an den 
Versicherungssummen, nur bei der Unfall- und Haftpflichtversicherung 
an den Prämien-Einnahmen, gemessen. Dabei wird zuerst das gesamte 
Geschäft der Unternehmungen behandelt und danach allein das direkte 
Geschäft als Ausdruck für den Versicherungsbedarf des Publikums. 
Ferner werden für die einzelnen Jahre die Einnahmen und Ausgaben 
des reinen Versicherungsbetriebs sowie die unmittelbaren Leistungen 
und Gegenleistungen im Verkehre mit den Versicherten verglichen, die 
Verwaltungskosten und Steuern, die Bilanzen, die Kapitalanlagen und 
der Ertrag der Vermögensverwaltung und endlich die Gewinnverteilung 
dargestellt. — Es werden überall nicht die Geschäfte der einzelnen 
Unternehmungen betrachtet, sondern stets die Summen der Geschäfte 
aller Gesellschaften, nur nach der Unternehmungsform, Aktiengesell- 
schaften oder Gegenscitigkeitsvereine, getrennt. 


Die bisherigen Erfahrungen auf dem Gebiete der Arbeitslosenversicherung. 
Mitteilungen des Statistischen Amts der Stadt Magdeburg, Heft 10. 
Herausgegeben von Prof. Dr. Orto Landsberg. R. Zacharias, Magde- 
burg 1908. 33 S. 

Die Arbeit behandelt im ersten Teile die Aufgabe und Theorie 
der Arbeitslosenversicherung. Arbeitslosigkeit entsteht aus dem Zu- 
sammenwirken zweier Vorgänge: Verlust der bisherigen Arbeits- 
stelle, Unmöglichkeit, eine andere zu erhalten. Beide Vorgänge können 
ganz verschiedene Ursachen haben, physische (Mangel an Arbeitsfähig- 
keit), moralische (Mangel an Arbeitswilligkeit), und wirtschaftliche 
(Mangel an Arbeitsgelegenheit). Der Begriff »Arbeit«e bedarf bei der 
F rage der Erlangung einer neuen Arbeitsstelle der näheren Bestimmung 
nach der Richtung der Arbeitsbedingungen, ähnlich, wie sich dies auch 
bei der bisherigen Arbeiterversicherung als notwendig herausgestellt 
hat. Die Schwierigkeit der Abgrenzung gegen die auf Mangel an Ar- 
beitswilliskeit zurückgehenden Fälle wird vielfach überschätzt. Nur bei 
wenigen ` ersicherungsarten ist eine Einwirkung des Versicherten auf 
den Eintritt des Versichciungsfalles ausgeschlossen, bei einzelnen wird 
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das versicherte Ereignis sogar stets und notwendig durch den Ver- 
sicherten selbst herbeigeführt. Der zweite und dritte Teil bespricht 
eingehend die bisherigen Erfahrungen auf dem Gebiete der obligatori- 
schen (St. Gallen 1895) und fakultativen Arbeitslosenversicherung (Ein- 
richtungen der Arbeitnehmerverbände, Bestrebungen der Arbeitgeber, 
städtische Versicherungsanstalten, Genter System). Die zum Schlusse 
gevebene zusammenfassende Beurteilung geht davon aus, daß die Ur- 
sache der zumeist hervorgetretenen ungünstigen Erfahrungen und ge- 
ringen Erfolge in der fakultativen Versicherung zu suchen ist, welche 
vorzugsweise die »schlechten Risiken« zuführt. Die Einrichtungen der 
Fachverbände haben mit diesen Hindernissen nicht zu kämpfen, weil 
sie durch die Satzung einen Zwang zur Versicherung aussprechen für 
alle, welche der Vorteile der Organisation teilhaftig zu werden wün- 
schen. So erklärt sich auch die zunehmende Verbreitung des Genter 
Systems, obwohl dabei der Ausschluß der nicht organisierten Arbeiter 
als eine nicht zu bescitigende Unbilligkeit erscheint. Vicllcicht würde 
cs auch auf anderem Wege möglich sein, den Zwang, der den Aus- 
gleich der Risiken schafft, indirekt einzuführen, nämlich durch die Ar- 
beitsordnung, wozu bereits vereinzelt Ansätze vorhanden sind. Was 
den direkten Zwang anlangt, so hält Verfasser seine Durchführung für 
cine einzelne Stadt trotz der St. Gallener Vorgänge für sehr wohl 
möglich. 


16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


Jahreshericht des Arbeitersekretariats zu Tialle a. S. für das neunte Ge- 
schäftsjahr (Januar/ Dezember 1908). Selbstverlag des Arbeitersckre- 
tariats, Halle 1909. 64 S 

Dieser Jahresbericht behandelt in bisheriger Weise die Kapitel: 

Arbeiterversicherung, Arbeits- und Dienstvertrag, Bürgerliches Recht, 

Strafrecht, Vereins- und Versammlungsrecht, sowie die Steuersachen. 

Dem Berichte sind angefügt die Berichte der (sewerbegerichtsbeisitzer, 

der Bauarbeiterschutzkommission, des Ortskrankenkassenverbandes und 

des Bildungsausschusses. Alsdann folgt noch die Berichterstattung des 

Gewerkschaftskartells usw., und den Schluß bildet eine Abhandlung 

über die Kündigungsfristen nach gewerblichem und bürgerlichem Recht. 


Die erste Konferenz der im deutschen Metallarbeiter- Verband organisierten 
Heizungsmonteure und Helfer am ı7. und 18. Juni im Verbandshaus 
in Berlin. (Protokoll). Mit Anhang: Statistische Erhebungen über 
die Lohn- und ÄArbeitsverhältnisse der Heizungsmonteure und Helfer 
Deutschlands. Alexander Schlicke und Cie. Stuttgart o. D. 29 S. 


Die Örvanisationsverhältnisse der bei der Montage von Zentral- 
heizungen beschäftigten Personen lassen viel zu wünschen übrig. Es 
macht grofe Schwierigkeiten, die Monteure und ihre Helfer für die 
Gewerkschaft zu gewinnen. Allgemein wird darüber geklagt, dafs die 
Monteure sich mit den ungelernten Arbeitern nicht solidarisch fühlen 
Teilweise stehen sich beide Arbeiterkategorien sogar feindlich ge- 
genüber; an einigen Stellen hat sich cin Zwischenmeistersystem heraus- 
gebildet: die Monteure stellen die Anlagen auf eigene Rechnung mit 
Hilfe von schlecht entlohnten Arbeitern her. Es wird ein Reichstarif 
und Abschaffung der Akkordarbeit angestrebt. Die im Anhange mit- 
geteilten statistischen Erhebungen geben ein Bild von den Lohn- und 
Arbeitsverhältnissen der verschiedenen Arbeiterkategorien. (M.) 


Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXVIII. 3. 55 


846 Literatur-Anzeiger. 


Pagliari, Fausto, L Organizzazione professionale operaja in Europa, 
conferenze tenute alla Scuola pratica di Legislazione Sociale di Mi- 
lano. Ufficio del Lavoro della Società Umanitaria. Milano 1908. 
11o S. L. 2.—. 

In Mailand hat die gemeinnützige Gesellschaft Umanitaria, die auf 
der Stiftung cines reichen Philanthropen beruht, eine praktische Schule 
für soziale Gesetzgebung ins Leben gerufen, die den Zweck verfolgt, 
die Ausbildung von Fabrikinspektoren, Gewerkschaftssekretären, Leitern 
von Arbeitsvermittlungs- und Einigungs-Aemtern usw. zu übernehmen. 
In dieser Schule hat Prof. Fausto Pagliari einen Kursus über die 
Gewerkschaftsbewegung in Europa gehalten, die jetzt im Druck vor- 
liegt. Das mit großer Genauigkeit, im ganzen trefflicher Sachlichkeit 
und unter Benutzung der besten Quellen — unter denen einige im 
Archiv für Sozialwissenschaft erschienene Arbeiten an erster Stelle 
stehen — geschriebene Buch ist unserer Ansicht nach der beste Leit- 
faden, der bisher über das komplizierte Thema geschrieben worden ist. 
Systematisch disponiert, in viele Kapitel und Unterkapitel eingeteilt, 
reich an Ziffern, ohne im Detail zu versinken, gibt uns Pagliari über 
Wesen, Geschichte, Organisation und Tätigkeit der Gewerkschaftsbe- 
wegung in den vier bedeutendsten Ländern der europäischen Arbeiter- 
bewegung — England, Deutschland, Frankreich und Italien — Auf- 
schlußs. Der Standpunkt des Verf. ist der revisionistische, doch tritt er 
fast überall hinter der mit großer Objektivität wiedergegebenen Tat- 
sachenbeschreibung zurück. In dem kurzen Kapitelchen, das der Verf. 
dem französischen Syndikalismus widmet, dessen Theorie der unbedingten 
Autonomie jeder politischen Partei gegenüber er übrigens vollkommen 
teilt, spielt er gegen die »anarchistelnden Tendenzen« dieser Richtung 
merkwürdiger Weise Georges Sorel aus (S. 139) und läßt seine Hoft- 
nung durchblicken, Sorel werde ıhn allmählich auf die Geleise des 
Trades-unionismus überführen. Für den Deutschen am belangreichsten 
sind die guten und ausführlichen Informationen, die der Verf. über die 
Gewerkschaftsbewegung in Italien gibt. In seinen Schlußbetrachtungen 
schliefst sich Pagliari rückhaltlos Bernstein an. Auch er betrachtet, 
während der normale Zustand der sozialistischen Partei der Kampf 
sei, als den normalen Zustand der Gewerkschaftsbewegung den Frie- 
den, umsomehr als die Fortschritte der Arbeiterschaft auf gewerkschatt- 
lichem Gebiete an die Fortschritte und den Wohlstand der Industrie, 
die sie nicht in Gefahr bringen dürfe, gebunden seien. 

(Michels. ) 
17. Allgemeine Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 


Kobylanski, Dr. tur. et phil. Helios, Problem des gewerblichen 
Mittelstandes. 1. Band: Anarchische Produktion. Universitätsbuch- 
handlung H. Pardini, Czernowitz 1909. 162 S. M. 4.—. 

Im ersten, vorwiegend dogmatischen Teile dieses Buches wird nach- 
gewiesen, dafs unter der Herrschaft der anarchischen Produktion das 
Kampfmittel der List von jedermann angewendet werden muß und daf 
die durch die anarchische Produktion bedingte ungezügelte Konkurrenz 
eine ungeheuere volkswirtschaftliche Verschwendung involviert. 

Im zweiten, vorwiegend exegetischen Teile wird unter Berufung 
auf Werner Sombart, Friedrich Kleinwächter und andere her- 
vorrazgende Gelehrte darzetan, dafs bei Fortdauer der in den modernen 
Kulturstaaten herrschenden anarchischen Produktion nicht nur das 
Mittelstandsproblem unlösbar ist, sondern überdies die breiten Schich- 
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ten der Bevölkerung in ökonomischer und psychophysischer Beziehung 
aufs höchste geschädigt und dadurch die Staaten dem Untergange zu- 
getrieben werden. 

Dem durch die anarchische Produktion verursachten naturgesetz- 
lichen Prozesse der steigenden Demoralisierung, Proletarisierung und 
Degenerierung der Kulturmenschheit könne weder durch den Sozaalis- 
mus noch durch die heute übliche Mittelstandspolitik, sondern blof 
durch staatsgesetzliche Schaffung und Erhaltung möglichst zahlreicher 
mittelständischer Privatmonopole Einhalt getan werden (!). 


Schindler, Dr. Franz M., Professor an der k. k. Universität Wien. 
Die soziale Frage der Gegenwart vom Standpunkt des Christentums. 
Dritte und vierte Auflage. Ambr. Opitz Nachf., Wien 1908. VIII, 
236 S. 

Die vorliegende 3. und 4. Auflage stellt eine Erweiterung und 
Umarbeitung der im Jahre 1905 erschienenen 1. Auflage dar. Der 
Verfasser entwickelt in seinem Werke das Programm einer auf dem 
Boden des Papsttums stehenden sozialwirtschaftlichen Reform. Er will 
zeigen, daß die soziale Frage nur auf friedlichem Wege zu lösen ist. 
Unternehmer und Angestellte sollen unter Leitung und Mithilfe von 
Staat und Kirche zusammenwirken, um auf dem Boden der heutigen 
\Wirtschaftsordnung einen Zustand des sozialen Friedens herbeizuführen, 
der ebenso den wahren Interessen beider Teile wie dem Gesamtwohl 
des Volkes entspricht. Der Verfasser gliedert den Stoff ın 2 Teile. 
Im I. Teile wird das Gesellschaftsleben und seine Wohlfartsbe- 
dingungen mit besonderer Berücksichtigung der sozialen Lehren Leos XIII. 
behandelt. Im II. Teile nımmt der Verfasser zu den verschiedenen 
Fragen des Wirtschaftslebens Stellung. (M.) 
Wiese, Prof. Dr. Leopold von, Fosadowsky als Sosialpolttiker. Ein 

Beitrag zur Geschichte der Sozialpolitik des deutschen Reiches. Im 
Auftrage des zweiten deutschen Arbeiterkongresses dargestellt. Christ- 
licher Gewerkschaftsverlag, Köln 1909. 189 S. M. 4.—. 

Als Graf Posadowsky aus dem Amte als Staatssekretär des Innern 
geschieden war, hegte der Ausschuß des zweiten deutschen Arbeiter- 
kongresses den Wunsch, die Erinnerung an sein Wirken und seine Ver- 
dienste durch ein literarisches Denkmal festzuhalten. Der Verfasser, 
der mit dieser Aufgabe betraut wurde, glaubte dem gestellten Zwecke 
nicht dadurch am besten zu dienen, dafl er eine verherrlichende 
Lobrede auf den Minister schrieb, sondern dadurch, daß er den Ver- 
such unternahm, die Epoche der deutschen Sozialpolitik von 1897 bis 
1907 zu schildern und als ein Entwicklungsstadium der sozialpolitischen 
Geschichte seit der Reichsgründung zu betrachten. Bei einer tendenz- 
losen Erfassung dieses Zeitabschnittes tritt die Persönlichkeit Posa- 
dowskys gewissermaßsen von selbst in den Vordergrund der Darstellung. 
In einem ersten Kapitel ist die Vorgeschichte der Acra Posadowsky, 
die Sozialpolitik des deutschen Reichs von 1881 bis 1597, umrissen; 
nach einem Abschnitte über Lebensgang und Wirken des Ministers vor 
seiner Ernennung zum Staatssekretar des Innern wird dann in zwei 
Kapiteln das Jahrzehnt 1897 bis 1907 behandelt, wobei die »stille Kri- 
sisx von 1900— 1901 den Uebergang des ersten zum zweiten Teile bildet. 


18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


Die staatliche Pensionsversicherung. Herausgegeben vom Vorstande des 
Verbandes. der Burcauangestellten und der Verwaltungsbeamten der 
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Krankenkassen und Berufsgenossenschaften Deutschlands. Sitz Berlın. 
Berlin 1908. 28 S. 


Die Broschüre nimmt zu der II. Denkschrift über die Pensions- 
und Hinterblicbenen-Versicherung Stellung. Der Verband tritt nach 
wie vor entschieden für den »Ausbau der Invalidenversicherung« ein und 
bekämpft die regierungsseitig vorgeschlagene Zusatzversicherung. Ge- 
gen diese wird hauptsächlich geltend gemacht, daß sie eine große Zahl 
von niedrig entlohnten Angestellten von der Pensionsfürsorge aus- 
schließt und nur einer kleinen Minderheit zugute kommt (M). 


Das Recht auf den freien Sonntag im Handelsgewerbe. Deutschnatio- 
naler Handlungsgehilfen-Verband. Sitz: Hamburg. Verlag der Buch- 
handlung des D. H. V., Hamburg 1908. 48 S. M. —.30. 


Die Broschüre verfolgt den Zweck, nachzuweisen, daß die Durch- 
führbarkeit der völligen Sonntagsruhe für den Groß- und Kleinhandel 
möglich ist. Die völlige Sonntagsruhe wird, wie die Erfahrungen mit 
der teilweisen Ruhe gezeigt haben, die Geschäftsinhaber nicht schä- 
digen. Das Publikum wird sich daran gewöhnen, seine Einkäufe Werk- 
tags zu machen. Viele Geschäfte im Groß- und Kleinhandel haben 
schon heute die völlige Sonntagsruhe eingeführt, ohne, wie die abge- 
druckten Zeugnisse beweisen, Schaden gelitten zu haben. Verschiedene 
Gemeinden haben die Sonntagsarbeit im Handel, mit Ausnahme des- 
jenigen mit leicht verderblichen Sachen, verboten, aber dieses Vor- 
gehen hat wenig Nachahmung gefunden. Darum wird die reichsgesetz- 
liche Einführung der völligen Sonntagsruhe im Handelsgewerbe ge- 
fordert. (M.) 


19. Handel und Verkehr. 


Bötzkes, Wilhelm, Di Sceidenwarenproduktion und der Seiden- 
warenhandel in Deutschland. (Zeitschr. f. d. ges. Staatswissenschatt, 
Ergänzungsheft 31). H. Laupp’sche Buchhandlung, Tübingen 1909. 
VII, 145 S. M. 4.—. 

Das Buch beschäftigt sich mit der Organisation des Absatzes von 
Scidenwaren vom Fabriklager bis zum letzten Konsumenten. Es schil- 
dert die wirtschaftlichen Funktionen und gegenseitigen Beziehungen 
der verschiedenen Unternehmungskategorien, welche die Ware zu pas- 
sieren hat, sowie die jüngsten Verschiebungen auf diesem Gebiete: die 
Verdrängung der Verlagsgeschäfte durch die mechanischen Fabriken 
und das Aufkommen des modernen Seidenwarengrofshandels, die Ent- 
stehung der großen Konfektionsfabriken und die Umgestaltung des 
Kleinhandels. 

Ein besondcres Kapitel behandelt die jüngsten Kartellbildungen 
und Kartellkämpfe, ein weiteres die Stellung der deutschen Seiden- 
warenindustrie auf dem \Weltmarkte. 

Ein Anhang enthält die Bestimmungen der Verbände der Kra- 
wattenstoff- und Schirmstofffabrikanten. 


Fitger, E., Ein Jahrzehnt in Schiffsbau, Reederei und Seschiffahrt. 
(V olkswirtschaftl. Zeitfragen, Vorträge und Abhandlungen, herausge- 
geben v. d. Volkswirtschaftl. Gesellschaft in Berlin. Heft 239/40. 
30. Jahrg. Heft 7/8). Leonhard Simion Nachf., Berlin 1909. 82 S. 
M. 2.— 

Der Verfasser hat schon früher auf Grund dreißigjähriger Samm- 
lung von Material Schriften über diese Gegenstände veröffentlicht. Die 
neueste behandelt den Gang der Dinge im letzten Jahrzehnt: einen nie 
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dagewesenen Aufschwung der sich zuletzt überstürzt hat. Die Produk- 
tion ist zu groß gewesen, mehr noch ist sie in andern Ländern ange- 
wachsen als in England. Behandelt sind ferner die Einflüsse der Aus- 
wanderung, der Warenbewegung, der Staatssubventionen, der Verschic- 
bungen in den Handelsflotten der einzelnen Länder usw. 


Handel und Industrie Ungarns i. J. 1907. Herausgeg. v. d. Budapester 
Handels- und Gewerbekammer. Budapest 1908. 286 S. 


Der Bericht zerfällt in einen allgemeinen und einen besonderen 
Teil. Letzterer nimmt den breitesten Raum ein und bestcht aus einer 
Reihe von Einzelberichten über die Entwicklung der verschiedenen 
Zweige von Handel und Industrie, des Geld- und Kreditwesens und 
des Verkehrswesens im Jahre 1907. In dem allgemeinen Teil ist das 
mitgeteilte Tatsachenmaterial nach einheitlichen Gesichtspunkten ver- 
arbeitet, insbesondere wird der Einfluß der neuen Handels- und Zoll- 
verträge auf die Handelsbilanz Ungarns erörtert. (M.) 


Heymann, Dr. Otto, Die Entwicklung des Pfälzer Tabakhandels seit 
den Joer Jahren. G. Braun’sche Hofbuchdruckerei, Karlsruhe 1909. 
168 S. M. 3.—. 

Das Buch soll zeigen, wie die Entwicklung großer Unternehmungen 
in der Industrie eine Ausschaltung des Vermittlungshandels im Gefolge 
hat. In der Tabak- und besonders auch Zigarrenindustrie hat in den 
letzten Jahrzehnten eine noch nicht genügend erkannte Konzentration 
eingesetzt. Diese und eine Anzahl weiterer der Tabakbranche eigener 
Gründe haben bewirkt, daß der früher in Mannheim sehr bedeutende 
Tabakhandel sich von 1895 bis 1905 um die Hälfte vermindert hat, 
indem die Zahl der Handelsfirmen dieser Branche von so auf 25 zu- 
rückging. Unter den weiteren Gründen steht die mit der Verfeinerung des 
Geschmacks nicht gleichen Schnitt haltende Verfeinerung des Tabak- 
baus obenan. Weiter kommt der Verlust des Exports, die Entwick- 
lung der landwirtschaftlichen Genossenschaften, Steuerverhältnisse u. a. 
in Betracht, Auf Grund dieser Ergebnisse werden die praktische Fragen 
einer Besserung und die cinzelnen in Betracht kommenden Mittel 
untersucht. 


Jahresbericht der Handelskammer für den Kreis Mannheim für das Jahr 
1908. Erster Teil. Verlag der Handelskammer. XX, 506 S. 


Der Jahresbericht der Handelskammer für den Kreis Mannheim 
enthält wie alljährlich umfangreiche Mitteilungen über die wirtschaftliche 
Lage des Handelskammerbezirks und die Tätigkeit der Kammer im 
abgelaufenen Jahre. Die inhaltsreichen Berichte über die vielen in der 
Industrie- und Handelsstadt Mannheim ansässigen Geschäftszweige gc- 
ben ein übersichtliches Bild über den Konjunktur-Rückgang des 
Jahres 1908, das noch verdeutlicht wird durch ein umfangreiches Ta- 
bellenmatcrial. Ueber die vielseitige Tätigkeit der Handelskammer gibt 
ein besonderer gutachtlicher Teil Aufschlufs, der durch einen Anhang 
ergänzt wird, worin zahlreiche Eingaben und Gutachten der Kammer 
über die verschiedensten Gebiete des Wirtschafslebens wiederge- 
geben sind. 

\Verschiedenen wichtigen Fragen der Gegenwart ist in dem Berichte 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt worden, so insbes. der \Vertre- 
tung von Handel und Industrie in der Politik, der deutschen Eisen- 
bahnfrage, den Schittahrtsabzaben, der Reichsfinanzreform, dem Post- 
scheckverkehr, der Arbeitslosigkeit, ferner zahlreichen Gesetzent- 
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würfen u. a. m. Ueber Kartelle und Arbeiterverhältnisse des Kammer- 

bezirks enthält der Bericht je einen besonderen Abschnitt, worin die 

verschiedenartigen Ansichten der Berichterstatter zusammengestellt 
sind. Gerade letzterer Umstand, daß nämlich alle wirtschaftlichen 

Fragen unmittelbar aus der Praxis heraus sachverständig beurteilt wer- 

den, macht die Handelskammer-Berichte für die nationalökonomische 

Wissenschaft so wertvoll und der vorliegende Bericht aus einem der 

bedeutendsten deutschen Handelskammerbezirke dürfte allseitigem In- 

teresse begegnen. 

Der Preußische Landeseisenbahnrat in den ersten fünfundzwanzig Jahren 
seiner Tätigkeit. (1883—1908). Denkschrift, dem Landeseisenbahn- 
rat überreicht vom Minister der öffentlichen Arbeiten. Carl Hev- 
manns Verlag, Berlin 1908 VI, 144 S. M. 4.—. 

Die Denkschrift soll zeigen, in welchem Maße der Landeseisen- 
bahnrat der ihm vom Gesetzgeber zugewiesenen Rolle des Vermittlers 
zwischen Volkswirtschaft und Bahnverwaltung gerecht geworden ist. 
Die Ausführungen wollen nicht als detaillierte Schilderung der gesam- 
ten Tätigkeit des Landeseisenbahnrats aufgefaßt sein, sondern nur an 
der Hand von einigen wichtigen Musterbeispielen ein Bild von seinem 
ersprießßlichen Wirken geben. Aus diesem Grunde hat man sich darauf 
beschränkt, die Mitarbeit des Kollegiums bei der Gestaltung der 
Frachtentarife zu schildern. (M.) 


Obst, Dr. Georg, Das Buch des Kaufmanns. Ein Hand- und 
Lehrbuch der gesamten Handelswissenschaften für Kaufleute, Ge- 
werbetreibende, Juristen, Beamte und Studierende. Unter Mitwir- 
kung einer Anzahl Fachleute. Dritte verbesserte Auflage. Ernst 
Poeschel, Leipzig 1909. XVII, ııgı S. in Lexikonformat. In Halb- 
leder geb. M. 20.—. 

Das Werk ist aus Erfahrungen der Praxis hervorgegangen und 
für Kaufleute, Gewerbetreibende, Juristen und Nationalökonomon ge- 
schrieben. In knapper Form will es eine klare, lebensvolle und bei aller 
Wissenschaftlichkeit doch vollkommen gemeinverständliche Darstellung 
aller Zweige des Handels und der gesamten Handelswissenschaften ım 
weitesten Sinne des Wortes geben. Hervorragende Persönlichkeiten aus 
Wissenschaft und Praxis, Autoritäten auf den von ihnen behandelten 
Gebieten, haben die einzelnen Abschnitte, die von dem Herausgeber 
zu einem Ganzen vereint sind, bearbeitet. Zahlreiche Gesetzesände- 
rungen, speziell auf dem Gebiet des Bank- und Börsenwesens, Neut- 
rungen im Handelsverkchr, sowie der Wunsch, möglichst neue Zifiern 
und Daten zu bringen, haben eine Durchsicht und Neubearbeitung 
mehrerer Abschnitte dieses Lexikons der gesamten Handelswissenschatt, 
wie es von der Kritik vielfach bezeichnet worden ist, erforderlich 
gemacht. 

Obst, Dr. Georg, Banken und Bankpolitik. Carl Ernst Poeschel, 
Leipzig 1909. VII, 303 S. geb. M. 9.—. 

Eingeleitct wird das Werk mit einer Definition der Begriffe: 
Bank, Bankier, Bankpolitik. Dann folgt eine Darstellung der Entwicke- 
lung der Banken im allgemeinen, der Girobanken und “der Noteninsti- 
tute im besonderen und ein Vergleich der Zentralnoteninstitute Deutsch- 
lands, Oesterreich-Ungarns, Frankreichs, Englands und der Noten- 
banken ın den Vercimgten Staaten von Amerika. Die Technik der 
Aktiv- und Passiv veschäfte der Banken ist eingehend geschildert wor- 
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den. Dadurch wird dem Leser das Verständnis für die »Fragen der 
Bankpolitik« der letzte Abschnitt des Werkes wesentlich erleichtert. 
In einem Schlußabschnitt werden die Aufgaben der deutschen Privat- 
Aktien-Banken besprochen; Obst tritt für Schaffung eines Reichsauf- 
sichtsamts für Bankwesen ein. 


Singer, J, Die amerikanischen Bahnen und ihre Bedeutung für die 
Weltwirtschaft. Mit einer Karte der amerikanischen Bahnen. Franz 
Siemenroth, Berlin 1909. VII, 202 S. M. 3,50. 

Der Verfasser weist nach, daß es die Bahnen sind, die die wirt- 
schaftliche Bedeutung der Vereinigten Staaten hauptsächlich auf ihre 
gegenwärtige Höhe emporgehoben haben, und schildert den in Deutsch- 
land noch nicht entsprechend erkannten und gewürdigten Einfluß, den 
die amerikanischen Bahnen auf dem Wege über das amerikanische 
Wirtschaftsieben auf den gesamten Weltmarkt, namentlich auf den 
internationalen Geldmarkt und die industrielle Konjunktur, ausüben. 
Neben der Darstellung dieser allgemeinen Bedeutung der amerikani- 
schen Bahnen wird von allen wichtigeren Bahnsystemen zwar in zu- 
sammenfassender Kürze, aber doch ein hinlänglich vollständiges Bild 
gegeben. Das Buch enthält in gedrängter übersichtlicher Fassung alles 
für deutsche Leser und namentlich für Interessenten des amerikani- 
schen Bahnenmarktes Wissenswerte über die amerikanischen Bahnen. 


20. Handels- und Kolonialpolitik. 


Unsere Kolonialwirtschaft in ihrer Bedeutung für Industrie und Arbeiter- 
schaft. Nach Zusammenstellungen des Kaiserlichen Statistischen 
Amtes herausgegeben vom Kolonial-Wirtschaftlichen Komitee. Verlag 
des Kolonial-Wirtschaftlichen Komitees, wirtschaftlicher Ausschuß 
der Deutschen Kolonialgesellschaft. Berlin 1909. 88 S. M. —.so. 


Der Zweck der vorliegenden Veröffentlichung ist: die wirt- 
schaftlichen Wechselbeziehungen zwischen der kolo- 
nialen Produktions- und Konsumfähigkeit und den 
heimischen Arbeiterverhältnissen klarzustellen und 
auf Grund der amtlichen Kolonialstatistik in Verbin- 
dung mit den Ergebnissen unserer amtlichen Bevöl- 
kerungs-, Berufs- und Handelsstatistik den Nachweis 
zu liefern, daß unsere Kolonialwirtschaft eine Lebens- 
frage für Industrie und Arbeiterschaft ist. 

In einem einleitenden Kapitel wird zunächst auf die mit dem Auf- 
schwung des deutschen Aufßenhandels stetig wachsende Bedeutung 
der kolonialen Rohstoffe für die heimische Industrie hingewiesen. Die 
wichtigeren unserer kolonialen Rohstoffe: Baumwolle, Kautschuk, 
Guttapercha und Balata, Faser- (Hanf-) und Oelrohstoffe, 
tropische Hölzer und Gerbstoffe, mineralische Roh- 
stoffe, tierische Produkte und Nahrungs- und Genuß- 
mittel (Kolonialwaren) werden sodann in einer Reihe von Ka- 
piteln einzeln behandelt. Dem Schlufikapitel »Ausblicke für unsere 
Volkswirtschaft« ist die Untersuchung der Frage vorbehalten, ob be- 
gründete Aussicht besteht, da die an die wirtschaftliche Erschließung 
der Kolonien geknüpften Hoffnungen sich verwirklichen lassen. An- 
haltspunkte zur Beantwortung dieser Frage gibt ein Vergleich mit den 
Nachbargebieten unserer Kolonien, die ähnliche klimatische und Boden- 
verhältnissce aufzuweisen haben, und deren wirtschaftlicher Entwicklung. 
Bei diesem Vergleich tritt besonders die grofe Wichtigkeit der Eisen- 
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bahnen zu Tage, denen vor allem die englischen Kolonien ihre hohe 
Blüte wirtschaftlicher Entfaltung zu verdanken haben. 

Graphische Darstellungen über »Die Entwicklung des Handels der 
deutschen Kolonien«, »Die Entwicklung des Eisenbahnbaues in den 
deutschen Kolonien in Afrikas, und über den »Anteil der größeren 
Staaten am Gesamtaußenhandel der wichtigeren Länder der Erde 1886 
und ı905« ergänzen die Schrift in vorteilhafter Weise. 

Trotz des großen Zahlenmaterials des Kaiserlichen Statistischen 
Amtes ist die Schrift anregend und für jedermann leicht verständlich; 
auch jedem Lehrer und Dozenten dürfte sie eine willkommene Unter- 
lage zum Unterricht und jedem über unsere Kolonialwirtschaft Vor- 
tragenden ein uncentbehrliches Handbuch bilden. 

Durch die Veröffentlichung der Schrift glaubt das Komitee, jedem 
die Möglichkeit bieten zu sollen, sich über die Frage der Bedeutung 
unserer Kolonialwirtschaft für die heimische Industrie und Arbeiter- 
schaft ein eigenes Urteil zu bilden. 


Todorovits, Dr. Milan ÀA., Einheitliche Zollgebiete, deren Entstehung 
und deren Wirkungen. (Ein Beitrag zur Lehre von der Zolleinigung. 
Münchener Volksw. Studien Bd. 87.). J. G. Cotta, Nachf. Stuttgart 
und Berlin 1908. XIV, 142 S. M. 3.—. 

Gegenstand der Untersuchung sind alle Fälle der Zoll- 
einigung, in denen die Aufhebung der Zwischenzollgrenzen durch völ- 
kerrechtlichen Vertrag oder durch bundesstaatliche Verfassung erfolgt. 
Methode: Um eine gewisse Uebersichtlichkeit über die ganz verschie- 
denen Fälle zu erlangen, teilt sie der Verfasser je nach der Innigkeit 
der durch die Zolleinigung geschaffenen Gemeinschaft und nach der 
Natur ihrer einzelnen Mitglieder in drei Gruppen und ermittelt nach- 
einander die wesentlichen Merkmale jeder einzelnen dieser Gruppen. 
Inhalt: Im ersten Teile der Abhandlung wird das Wesen der ver- 
schiedenen Arten von Zolleinigungen, der eigentlichen »Zolleinigungen:, 
der »Zollanschlüsses , der bundesstaatlichen »Zollgemeinschaften< und 
der kolonialen Zolleinigungen untersucht, im 2. Teile werden ihre öko- 
nomischen, finanziellen und politischen Wirkungen eingehend erörtert. 

(A. ) 
21. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 

RBuschkiel, Dr. Alfred A., Das Kassen- und Zahlungswsen der 
staatlichen und kommunalen Behörden im Königreich Sachsen und seine 
üngste Entwwrckelung. Eine Untersuchung über die Wechselbeziehun- 
gen zwischen Öffentlichen Kassen und Banken. J. G. Cottasche 
Buchhandlung Nachf., Stuttgart und Berlin 1909. 93 S. M. 2.80. 

Wie aus dem Untertitel hervorgeht, ist diese Arbeit weniger cine 
historische Studie, sondern geht vielmehr darauf aus, die Frage, in 
welchem Umfange sich z. Z. die staatlichen und kommunalen Behörden 
an der Modernisierung des Geldverkehrs betciligen, für das Königreich 
Sachsen zu beantworten. Zunächst wird der heutige Zustand sowohl 
der äußeren Organisation als der inneren Verfassung der staatlichen 
Kassen dargelegt und mit einem Ueberblicke über die kommunalen 
Kassenverhältnisse in Sachsen verbunden. Im 2. Teile wird nachge- 
wiesen, in welchem Umfange schon seit einigen Jahren der Geldtrans- 
port innerhalb der Kassenverbände in einem Verkehr mit mehreren 
Bankınstituten aufgegangen ist, und wie weit in jüngster Zeit die Be- 
strebungen Erfolg gefunden haben, welche auch ım Geldverkehr der 
Behörden mit dem Publikum den sog. bargeldlosen Zahlungsmodalitäten 
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Eingang verschaffen wollen. 


Glaser, Friedrich, Die Börse. (»Die Gesellschafte. Sammlung 
sozialpsychologischer Monographien. Herausgegeben von Martin 
Buber. 22. Band). Literarische Anstalt Rütten und Loening, Frank- 
furt a. M. 1908. 103 S. M. 1.50. 

Die Schrift sucht zunächst einen Ueberblick zu geben über die 
Entwicklung des börsenmäßigen Verkehrs seit der Entstehung der ersten 
Weltbörsen bis zu seiner neueren Gestaltung unter dem Einfluß der 
Bankenkonzentration und Kartellbewegung. Dabei wird die bisher üb- 
liche Darstellung stellenweise durch Verwertung amerikanischen Ma- 
terials ergänzt und insbesondere hervorgehoben, dafl neben jenen 
Neuorganisationen auf dem Gebiete des Bankwesens und der Industrie 
auch die Arbeiterbewegung nicht ohne Einfluß auf die Extensität des 
Börsenverkehrs geblieben ist. Die Beteiligung der arbeitenden Klassen 
an der Spekulation, wie sie zeitgenössische Berichte um Mitte des 
18. Jahrhunderts schildern, hat durch die genossenschaftliche und ge- 
werkschaftliche Bewegung zweifellos eine gewaltige Einschränkung er- 
fahren. Endlich wird (S 89 ff.) der Versuch einer schärferen Heraus 
arbeitung der Unterschiede von Spekulation, Spiel und Wette unter- 
nommen. 


Hegemann, C, Die Entwicklung des französischen Großbankbetriebes. 
Dissertation. Münster i. W. 1908. 103 S. 

Die Entwicklung der Grofibankbetriebe ist in Frankreich in we- 
sentlich anderen Bahnen verlaufen als in Deutschland. Die Abhand- 
lung untersucht die Gründe für diese durch das Fehlen von Fusionen 
und Interessengemeinschaften gekennzeichnete Entwicklung. Den Aus- 
gangspunkt der Untersuchung bildet die Gründung von Aktienbanken, 
insbesondere des Comptoir d’Escompte und des Credit mobilier, in der 
Mitte des vorigen Jahrhunderts. Im ersten Kapitel wird geschildert, 
wie gewisse Aktienbanken durch Ausbildung des Filialsystems eine füh- 
rende Stellung erlangten; das folgende Kapitel behandelt die Organi- 
sation der französischen Kreditinstitute, ihre Stellung zur Industrie und 
ihre Emissionstätigkeit, wobei, soweit angängig, die Berliner Grofiban- 
ken zum Vergleich herangezogen werden. Im 3. Kapitel wird die 
Rückwirkung der Entwicklung zum Grofbetrieb auf die Lage der Lo- 
kalbanken untersucht. Im Gegensatz zu Deutschland zwingt der ın- 
dustrielle Stillstand , nicht der” Aufschwung die Bankinstitute zur Er- 
weiterung ihres Geschäftskreises, die auf Kosten der Provinzialbanken 
vor sich geht. Der Niedergang der letzteren ıst aber auch durch ihre 
geschäftliche Rückständiskeit mitverschuldet. 

Der Verfasser kommt jedoch zu dem Resultat, da das Filialsy- 
stem die Lokalbanken nicht vollkommen verdrängen wird, da letztere 
auf dem Gebiete des Kontokorrentgeschäftes den Großbanken über- 
legen sind. (M.) 
Hegemann, Werner, Dr. der Staatswissenschaft, Mexikos Cehergang 

sur Goldwährung. Ein Beitrag zur Geschichte des mexikanischen 
Geldwesens (1867—1906) (Münchener Volksw. Studien Bd. 861. J. G. 
Cotta, Stuttgart u. Berlin 1908. 189 S. M. 4.50. 

Im Jahre 1867 führte Mexiko nach französischem Vorbilde die 
Doppelwährung ein. Wenn diese Währungsreform hier wesentliche an- 
dere Wirkungen zeitigte, so ist dies, wie der Verfasser im 1. Kapitel 
ausführt, darauf zurückzuführen, dass man es wegen der internationalen 
Stellung des mexikanischen Silbergepräges unterlicR, rechtzeitig die 
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freie Silberprägung zu sistieren. Als Umtauschstelle im bimetallistı- 
schen Sinne konnte aber Mexiko nicht wirken, da seine eigene Auf- 
nahmefähigkeit in keinem Verhältnis zu seiner Silberproduktion steht. 
Nachdem vorher noch die eigenartige Stellung des mexikanischen 
Dollars im internationalen Geldverkehr beleuchtet und die Ursachen 
seiner Ueberwertigkeit untersucht sind, wird im 3. Kapitel gezeigt, 
welchen Einfluß die Reform der Bergwerksgesetzgebung von 1887 Hand 
in Hand mit der Verbesserung der technischen Methoden und der 
Verkehrswege auf die Produktivität und Rentabilität der Silberminen 
gehabt hat. Des weiteren weist der Verfasser nach, daß trotz der 
Silberentwertung die Kaufkraft des Silberdollars sich im Inlande im 
Laufe der Zeiten kaum verändert. Dagegen wirkte das Schwanken 
des Silberpreises sehr hemmend auf die industrielle Entwicklung des 
Landes ein und machte den Uebergang zur Goldwährung notwendig. 
In den letzten beiden Kapiteln schildert der Verfasser, wie die schwie- 
rige Aufgabe, eine Währung zu schaffen, die einen festen Wechselkurs 
auf Goldländer und gleichzeitig die fortgesetzte Verwendung des Sil- 
bers als ıinländisches Umlaufsmittel ermöglicht, durch die Reform von 
1905/06 in zufriedenstellender Weise gelöst worden ist. (M.) 


Hemptenmacher, Th., Staatskommissar bei der Berliner Börse, 
Börsengesetz. Nebst Ausführungsbestimmungen. Zweite Auflage (Gut- 
tentagsche Sammlung deutscher Reichsgesetze, Nr. 41). J. Gutten- 
tag, Berlin 1908. 293 S., geb. M. 2.—. 

Die erste Auflage, bearbeitet von Unterstaatssekretär A. Wermuth 
und Regierungsrat H. Brendel erschien beim Inkrafttreten des Börsen- 
gesetzes von 1896 und ist durch das Inkrafttreten der Börsengesetz- 
novelle vom 8. Mai 1908 veraltet. Die vorliegende zweite Auflage 
stellt eine völlig neue Bearbeitung dar, da sie die im Laufe der ver- 
flossenen II Jahre gemachten Erfahrungen und außerdem die durch 
die Novelle herbeigeführte völlige Veränderung des Abschnittes IV 
(Börsenterminhandel) berücksichtigt. 


Die Ausgabe enthält den Gesetzcstext nebst erläuternden Anmer- 
kungen und Sachregister. Die Beigabe der Börsenordnungen für die 
größeren Börsen ist unterblieben, weil voraussichtlich in nächster Zeit 
mit Rücksicht auf das Inkrafttreten der Novelle abgeänderte Börsen- 
ordnungen erlassen werden. Diese, sowie Maklerordnungen und etwa 
noch ergchende Ausführungsbestimmungen sollen ev. später in einem 
Nachtrag erscheinen. 


Lansburgh, Alfred, Das deutsche Bankwesen. Mit einer verglei- 
chenden Statistik der Bilanzen aller deutschen Aktienbanken in den 
Jahren 1857—1872—1907/08. Bankverlag, Berlin-Charlottenburg 1900. 
64 S. und 8 statistische Tafeln. M. 4.80. 


Der statistische Teil dieser Arbeit besteht aus einer acht große 
Tafeln umfassenden Zusammenstellung der Abschlüsse aller deutschen 
Aktienbanken, wie sie sich aus deren Ende 1857, Ende 1872 sowic 
vom r. Juli 1907 bis 30. Juni 1908 veröffentlichten Bilanzen und Ge- 
winnrechnungen ergeben. Somit liegt hier zum ersten Mal eine voll- 
ständige Statistik des deutschen Aktienbankwesens vor. Sıe füllt eine 
Lücke aus, die es bisher dem Volkswirt erschwert wo nicht unmöglich 
gemacht hat, zu einem abschliefßenden Urteil über die deutschen Ak- 
tienbanken zu kommen. Die Statistik hat sich bisher immer auf die 
großen und mittleren Banken (mit einer Million Mark Kapital und 
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mehr) beschränkt, die kleinen Banken aber nicht berücksichtigt. Dar- 
aus mußte sich eine gewisse Einseitigkeit der auf der Statistik fußen- 
den Darstellungen und Kritiken ergeben. Die kleinen und kleinsten 
Banken verdienen gerade jetzt, wo die Aufmerksamkeit sich den De- 
positen, ihrem Schutz und ihrer wirtschaftlichen Bedeutung zuwendet, 
um so mehr Aufmerksamkeit, als gerade bei ihnen sich die Depositen 
in ihrer ursprünglichen, den Spargeldern nahe verwandten Form finden. 
Ein genaues Studium der Tafeln führt aber auch in bezug auf die ab- 
solute Höhe der Depositen, auf das Verhältnis zwischen Depositen und 
Eigenkapital u. a. m. zu überraschenden Ergebnissen. Der textliche 
Teil der Arbeit, die eine wenig veränderte Wiedergabe einer Reihe 
von Aufsätzen in der Zeitschrift »Die Bank« bildet, zieht das Fazit des 
statistischen Teils in bündiger und prägnanter Form. 


Mez, Dr. John, Der deutsche Post-Ueberweisungs- und -Scheckverkehr, 
mit dem Wortlaut der Postscheckordnung vom 6. November 1908, 
einem Sachregister und 4 Postscheck-Formular-Beilagen, Muth’sche 
Verlagsbuchhandlung, Stuttgart 1909. 48 S. M. 1.—. 


Das kleine Schriftchen ist in erster Linie für den Teilnehmer am 
Postscheckverkehre bestimmt, es wird aber auch allen denen gute 
Dienste leisten, die sich lediglich über den neuen Verkehrszweig der 
Post informieren wollen. Die Entstehung des Postscheckverkehrs, seine 
Entwicklung in aufserdeutschen Ländern und seine Einführung in 
Deutschland ist in kurzen Kapiteln besprochen. Die Vorteile der Post- 
überweisungs- und -scheckverfahren für den internen und internationa- 
len Zahlungsverkehr werden eingehend gewürdigt. Der Erläuterung 
der Bestimmungen der Postscheckordnung ist besondere Aufmerksam. 
keit geschenkt worden, und somit dürfte das Schriftchen geeignet sein, 
an der Verbreitung der wichtigen neuen Verkcehrseinrichtung beizu- 
tragen. 


Plenske, Dr. jur. W., Das Bankbuch. Ein praktischer Wegweiser 
durch die Bankwelt. I. Band: Die Depositenkasse. Alfred Pulver- 
macher u. Co., Berlin 1909. 288 S. Kart. M. 5.—. 


Der Verfasser schöpft unmittelbar aus dem praktischen Bankleben 
und führt den Leser in klaren Einzeldarstellungen durch die verschie- 
denen Bureaus des Bankbetriebes hindurch. Wir lernen da die Depo- 
sitenkasse, das Wechsel-, Effekten- und Scheckbureau, sowie alle an- 
deren Abteilungen des modernen Bankbetriebes kennen. Ueberall zeigt 
uns der Verfasser den richtigen Weg, insbesondere darin, wie die ein- 
zelnen Geschäfte abgeschlossen werden und hält mit einer scharfen 
Kritik nicht zurück, wenn es gilt, die Schattenseiten mancher Bank- 
institute zu beleuchten. Die Personalvorsteher, denen die Sorge und 
die Ausbildung der Neulinge obliegt, klagten bisher darüber, daß ihnen 
selbst und ihren Beamten keine Zeit bliebe, um die Lehrlinge ın den 
Betrieb richtig cinzuarbeiten. Der Verfasser bringt ihnen in seinem 
»Bankbuch« die ersehnte Hilfe. Noch mehr als die Lehrlinge gehen 
die Volontäre, speziell die juristisch vorgcbildeten Herren, mit dem 
Vorurteil in den Bankbetrieb hinein, da niemand da sei, der sich ihrer 
annimmt und ihnen den Betrieb zeigt und erläutert. Auch allen die- 
sen dürfte das Werk sehr erwünscht sein. 

In unserm intensiv gesteigerten Geschäftsleben wird der berech- 
tiste >Ruf nach mehr Praxise immer dringlicher, man fordert, wie 
Ilerr Professor Dr. Warschauer in seiner Schrift »Die banktechnische 
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Ausbildung der Juristen< begründet und in großen Zügen ausführt, 
eine banktechnische Ausbildung für unsere Juristen und Staatsbeamten, 
damit die neuerdings so viel zitierte »Regierung vom grünen Tisch aus« 
aufhört. Für diese Forderung liefert das Bankbuch einen fortschritt- 
lichen Beitrag und deswillen dürfte es zu empfehlen sein, weil es Theo- 
rie und Praxis glücklich verbindet. Auch die Aktionäre, der Aufsichts- 
rat und das große Publikum sind nicht vergessen worden; es wird 
ihnen ein Blick hinter die Kulissen gewährt und es werden ihnen die 
Licht- und Schattenseiten des Geldgewinnens und -verlierens in lebens- 
wahren Ausführungen geschildert. 


Auch Rechtsanwälte, Behörden und andere Interessenten, in deren 
Praxis oft Fälle aus dem Bankbetriebe zu behandeln sind, lernen das 
»Bankbuch« als cin brauchbares Hilfs- und Handbuch bald schätzen, 
weil es ıhnen die Dinge, welche ein theoretisch ausgebildeter Jurist 
sich schwer vorstellen kann, wie z. B. Staffeln und Zinsenrechnungen, 
klarstellt und die oft schwierige Materie durchsichtig macht. 


Rosenbusch, Dr. Alfred, Die Organisation des Kommunalkredits 
unter spezieller Berücksichtigung der Verhältnisse in der Rhein- 
pfalz. Selbstverlag des Verfassers, Augsburg 1908. 115 Seiten. 
M. 1.50. 

Die spärliche Literatur über die Kommunalverschuldung in Deutsch- 
land weist zwei Hauptmängel auf: einerseits beschränken sich fast 
sämtliche Untersuchungen auf die in größeren Städten herrschenden 
Verhältnisse, andrerseits vermissen wir eine Darstellung der Entwick- 
lung in einem größeren Zeitraume. Um bezüglich dieser beiden Punkte 
etwas Klarheit zu schaffen, hat der Verfasser die Organisation des 
Kommunalkredits sämtlicher Stadtgemeinden eines politisch geschlosse- 
nen und an kleinen Gemeinden reichen Gebietes auf Grund amtlichen 
Materiales vom Jahre 1800 ab bis zum heutigen Tage zur Darstellung 
gebracht. Die Geldbeschaffung gegen Schuldschein wie dıe Ausgabe 
von Partialobligationen sind nach Anzahl, Betrag, Gläubigern, Verzinsung, 
Tilgung, Regelung etc. der Anleihen eingehend geschildert; speziell 
durch die Einteilung der Schuldner in 5 Gröfßsenklassen konnte eine 
Reihe interessanter typischer Erscheinungen nachgewiesen werden. 
Gleichzeitig wurde vom Verfasser die Gelegenheit wahrgenommen, um 
die Technik der Emission einer Stadtanleihe in allen Einzelheiten unter 
kritischer Besprechung der Modalitäten der Schuldenaufnahme zu schil- 
dern. Im Schlusskapitel nimmt der Verfasser zu der aktuellen Frage 
einer Zentralisation des Kommunalkredits Stellung, indem er nach einer 
Kritik der bisher gemachten Vorschläge die Gründe für den von ihm 
befürworteten Weg erörtert und die zu erwartenden Vorteile eingehend 
entwickelt. 


Schlieffen, Graf Heinrich, Die Reichsbank bei einer nationalen 
Arisis. Ein Mahnwort an den deutschen Sparer. Dieterich'sche Ver- 
lausbuchhandlung, Leipzig 1909. 46 S. M. 1.—. 

Der Verfasser schildert an Hand authentischer Unterlagen die Ge- 
fahren, die im Falle einer Mobilmachung oder cines Runs auf die 
Banken, dem deutschen Wirtschaftskörper drohen, Auf Grund — s. E. 
erdrückenden Beweismatcrials fordert er die Verstaatlichung der Reichs- 
bank und empfiehit zum 31. Dezember 1910, bei Ablauf des Privilegs, 
(durch die Sechandlung etwa eine halbe Milliarde (D) neuer, mit 5% aus- 
sestatteter Reichsbankantcile nach Bedarf aufzulegen. 
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Steller, Paul, Die Wendung in der deutschen Geid- und Bankfrage. 
Paul Neubner, Köln 1908. 190 S. M. 2.80. 


Die Schrift will an der Hand der Entwickelung der Dinge in den 
letzten Jahren dartun, daß eine andere Auffassung in dieser Frage ın 
weitern Kreisen und namentlich in denen der Geschäftswelt und der 
Gesetzgeber zur Geltung gelangt ist, als bis vor kurzem allgemein vor- 
herrschte. Die Beweise dafür erbringt der als volkswirtschaftlicher 
Schriftsteller und Geschäftsführer grofser wirtschaftlicher Vereine seit 
langen Jahren tätige Verfasser durch Wiedergabe der Aeuferungen 
großer Handelskammern und anderer wirtschaftl. Körperschaften, 
sowie einiger Vorträge, die von ihm und dem Reichstagsabg. Dr. 
Arendt im vergangenen Winter im Verein der Industriellen des Re- 
gierungsbezirks Köln gehalten worden sind; dann aber und hauptsäch- 
lich durch näheren Hinweis auf die im Reichstage und im preuß. 
Abgeordnetenhause in der Geld- und Bankfrage anfangs dieses 
Jahres gepflogenen Verhandlungen. Es reihen sich den tatsäch- 
lichen Angaben solche über die Stellungnahme verschiedener wirtschaft- 
licher Vereine und namhafter Volkswirte, Fachmänner und Zeitungen 
zu der obigen Frage an und es wird dann der Fragebogen der im Mai 
1908 veranstalteten Bankenquete einer eingehenden Beantwortung 
unterzogen, wobei namentlich die Verhandlungen des preußischen 
Abgeordnetenhauses vom 3. März 1908 über die Errichtung 

von Depositenbanken eingehend berücksichtigt werden. Einen 
besonderen Abschnitt widmet der Verfasser, der als Sachverständiger 
von der Bankenquete-Kommission vernommen wurde, der Frage einer 
Verstaatlichung der Reichsbank, deren Erörterung in den Ver- 
handlungen dieser Kommission, wie er mitteilt, nicht gestattet wurde. 
Sodann faßt er seine Ansichten über die Geld- und Bankfrage dahin 
zusammen, daß in Zukunft, insbesondere bei Erneuerung des 
Notenrechtes der Reıchsbank zum ı. Januar ıgıı andere 
von ihm in der Schrift näher bezeichnete und erhärtete Grundsätze in 
der Geld- und Bankfrage zur Anwendung gelangen müssen und auf 
Grund der von den Gesetzgebern neuerdings vertretenen und in der 
Erhöhung der Silberkopfquote schon betätigten Anschauung zu erwarten 
sind. Ein Nachtrag berücksichtigt die im Juni erfolgte Herabsetzung 
des BankzinsfußSes und die dadurch geschaffene Lage. Das Buch wird 
vom Verf. bezeichnet als ein Protest des deutschen Wirt- 
schaftslebens gegen die bisherige Bankpolitik, die letzterem Er- 
drosselungszinssätze auferlegt hat, wodurch die gesamte Geschäftstätig- 
keit und der Staatskredit, sowie die zahlreichen” Privatkapitalisten die 
Inhaber der soliden Anlagepapiere sind, schwer beeinträchtigt worden 
sind, und fordert mit Entschiedenheit eine Aenderung der Gesetz- 
gebung in verschiedenen wichtigen Punkten, um Zinssätze zu ver- 
meiden, die den wirtschaftlichen Verhältnissen Deutschlands unange- 
messen sind. 


22. Genossenschaftswesen. 


Zentral- Genossenschafts- Kasse, Preußische, Bericht über das AITI. Ge- 
schäftsjahr. Vom ı. April 1907 bis 31. März 1908. (Etatsjahr 1907). 
Im Berichtsjahre 1907 weisen alle Geschäftszweige, insbesondere 


der Verkehr mit den genossenschaftlichen Verbandskassen, eine Zu- 
nahme auf. 


Infolge der angespannten Verhältnisse auf dem Geldmarkt erfuhren 
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auch die Ansprüche, welche an die Preußische Zentral-Genossenschafts- 
Kasse gestellt wurden, eine nicht unbeträchtliche Steigerung. Den ge- 
nossenschaftlichen Verbandskassen waren am Schlusse des Geschäfts- 
jahres M. 99212800.— an Krediten eingeräumt, wovon zusammen 
74,4 Millionen zu derselben Zeit ın Anspruch genommen waren. Der 
Durchschnittszinssatz für solche Verbandskassen, denen Vorzugszins- 
sätze zustanden, betrug 4,54 %, während er für die anderen Verbands- 
kassen sich auf 6,01 % stellte. Die Verwaltungskosten der Anstalt be- 
liefen sich auf 1,18% des M. 52 400000.— betragenden Grundkapitals. 
Der Gesamtumsatz stieg 

von M. 11912 472 949,52 

auf M. 13 281819 862,98. 

Von allgemeinerem Interesse dürfte noch die Einrichtung des Ueber- 
tragbarkeitsverkehrs für kommunale Sparkassen bei der Preußischen 
Zentral-Genossenschafts-Kasse sein. Bei diesem wird die Abhebung 
von Spargeldern bei einer Sparkasse und Einzahlung bei einer anderen 
durch Umbuchung auf den betreffenden Konten der Preußischen Zen- 
tral-Genossenschafts-Kasse bewirkt, wodurch für den Sparer jeglicher 
Zinsverlust für seine Einlage vermieden wird. 


Der Genossenschafts-Bote. Zeitschrift, herausgegeben von der S.Petersb. 
Abteilung des Komité der ländlichen Kredit- und Sparkassen-Genos- 
senschaften und der Produktiv-Genossenschaften, unter der gesamten 
Redaktion von Prof. Tugan-Baranowsky (in russ. Sprache). S. Peters- 
burg 1909. Erscheint vierteljährlich. Preis 4 Rbl. 

Die seit dem ı. Januar 1909 erscheinende Zeitschrift stellt als ıhr 
Ziel hin, die allgemeinen Fragen der Genossenschaftsbewegung theore- 
tisch zu beleuchten, die praktischen Bedürfnisse dieser Bewegung zu 
verfolgen und schließlich den Genossenschafts-Gedanken zu propagicren. 
Besondere Aufmerksamkeit will sie der landwirtschaftlichen Genossen- 
schaft schenken, in denen sie eine der wichtigsten Mittel zur Bekämpfung 
der gegenwärtigen Agrarkrisis sieht. Dabei beabsichtigt sie die Tätig- 
keit der Semstwos in dieser Richtung besonders im Auge zu behalten 

Das uns vorliegende erste Heft leitet ein kleiner Aufsatz »Zum Gc- 
dächtnis von Schulze-Delitsch« ein. Dann folgt eine ganze Reihe sehr 
interessanter Artikel über »die Entwickelung und gegenwärtige Lage 
der russischen Meierei-Genossenschaft« — ihre eigenartige Entwicklung 
in Sibirien und nördlichen Gouvernements des europäischen Rußlands —, 
die Konsum - Genossenschaften in Rußland; »die Produktiv - Genossen- 
schaften und die Industrie« u. a. Wertvolles Material bietet auch die 
Chronik über die Genossenschafts-Bewegung in Rußland. Bemerkens- 
wert ist, daß seit 1907 ohne jeden fremden Einfluß auf dem Lande 
eine große Zahl von landwirtschaftlichen Genossenschaften entstanden 
ist. Die Bauern versuchen, nachdem ihre Hoffnungen auf Zuteilung 
von Land durch die Entwicklung der Dinge zerstört “worden sind, aus 
eigener Kraft Abhilfe zu schaften; auch hier wird mit echt slavischem 
Temperament die Bedeutung solcher Organisationen stark überschätzt. 

(G.) 

(renossenschaftliches Jahrbuch für das Jahr 1909. Verlag der Grotsein- 
kaufsgesellschaft für österreichische Konsumvereine. Skaret, Exner 

Co., Wien 1908. 87 5. 

Aus dem Inhalt heben wir hervor den Raftschen Bericht über eine 
England-Reise, welche von österreich. Genossenschaftern zum Studium 
der Grofseinkaufsgesellschaften 1908 unternommen wurde. A.) 


Literatur-Anzeiger. 859 


Petersilie, Geh. Reg.-Rat, Prof. Dr. A., Aittellungen zur deutschen 
Genossenschaftsstatistik für 1906. (A. u.d. T.: XXVII. Ergänzungs- 
heft z. Zeitschr. d. Kgl. Preuß. Statistischen Landesamts). Verlag 
d. Kgl. Statist. Landesamts, Berlin 1908. IV, 95 + 84 S. 


Die »Mitteilungen zur deutschen Genossenschaftsstatistik«, eine in 
der Statistischen Abteilung der Preußischen Zentral-Genossenschafts- 
Kasse von dem Verfasser bearbeitete amtliche Genossenschaftsstatistik 
für das deutsche Reich, erscheinen alljährlich. Sie behandeln die deut- 
schen Genossenschaften auf Grund der bei den Registergerichten vor- 
handenen Nachrichten über die eingetragenen Genossenschaften nach 
Zahl, Art der Haftpflicht, Gegenstand des Unternehmens, Revisionsver- 
bänden, Abstufung der Geschäftsanteile sowie (bei den Gen. m. b. H.) 
der Haftpflicht, die Verbindung von Geschäftsanteil und Haftpflicht, die 
Zentralgenossenschaften und ähnliche äußere Merkmale der Genossen- 
schaften, die den Eintragungen in das Genossenschaftsregister entnom- 
men werden können. Die äußere Entwickelung des deutschen Ge- 
nossenschaftswesens wird auf diese Weise nicht bloß tabellarisch, son- 
dern auch textlich in ausgiebiger und übersichtlicher Weise dargestellt; 
die wirtschaftsstatistische Seite kann dagegen nicht ebenso vollständig 
beleuchtet werden, weil das Genossenschaftsregister darüber nichts ent- 
hält. Nachrichtliche, aber nicht vollständige Angaben werden aber auch 
hierüber beigebracht. Außer den alljährlich wiederkehrenden Haupt- 
punkten der Genossenschaftsstatistik wird in jedem Jahrgange ein be- 
sonderes Kapitel neu behandelt, im Jahrgange 1906 sind beispielsweise 
die Verbände nach dem Gegenstande des Unternehmers ihrer Einzel- 
genossenschaften und nach der Abstufung der Geschäftsanteile ausführ- 
lich beleuchtet, ebenso die Genossenschaften als Mitglieder der Zentral- 
und Hauptgenossenschaften, — alles in allem eine amtliche Genossen- 
schaftsstatistik, die in anbetracht des nicht sehr ergiebigen Inhalts des 
Genossenschaftsregisters theoretisch, statistisch-methodisch und praktisch 
so reichhaltig wie nur möglich ausgestaltet ist. 


23. Finanz- und Steuerwesen. 


Altrock, Dr. Walter von, Generalsekretär des Preuß. Landes- 
Ockonomie-Kollegiums, Gedanken über die Reichserbschaftssteuer vom 
Standpunkt des ländlichen Grundbesitses. Borussia, Druck und Ver- 
lagsanstalt, G. m. b. H., Berlin 1908. 24 S. M. —.60. 


Die kleine Schrift richtet sich gegen die von Ad. Wagner in seinen 
Aufsätzen in der »Woche« (später gesondert erschienen) vertretene Auf- 
fassung, als ob der Widerstand gegen die Ausdehnung der Erbschaftssteuer 
. auf die Deszendenten und Ehegatten von den nationalen Parteien nur 
phrasenhaft begründet sei und will den Nachweis führen, daß diese Steuer 
den ländlichen Grundbesitz allein schwer und ungerecht treffe. Als Be- 
weismittel dient dieser Schrift die extreme Auffassung der Lehre, daß der 
Grund und Boden als Rentenfond und nicht als Kapital anzuschen sei 
und die auf Grund der preußischen Verschuldungsstatistik versuchte 
Beweisführung, daß die Bauern die geplante Steuer nicht aus einem 
vermeintlichen »Reinertrage<, sondern aus ihrem und ihrer Familie Ar- 
beitsverdienst zahlen mübten. Zweifellos berührt die kleine Schrift mit 
ihrer Behandlung der Ertrags- und Verkaufswertberechnung, der Frage 
des ländlichen Erbrechts usw., den springenden Punkt der Sache, aber 
er stützt sich doch in bezug auf die Einkommensverhältnisse der Grund- 
besitzer auf ein Zahlenmaterial, das zur Skepsis herausfordert, gerade 
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weil der Einkommensbegriff hier schwer zu fassen ist. Andererseits 

kommt in der Schrift, die sich weit über das Niveau der meisten gegen 

diese Steuer gerichteten Arbeiten erhebt, die Niedrigkeit der vorge- 

schenen Steuersätze durchaus nicht genügend zur Würdigung. 

(Altmann. ) 

Die nationale Bedeutung der Reichsfinanzreform. Drei Reden gehalten 
in Berlin am 6. November 1908 von Geh. Justizrat Prof. Dr. W. Kahl, 
Geh. Regierungsrat Prof. Dr. Adolf Wagner, Geheimrat Prof. Dr. K. 
Lamprecht. Hermann Hillger, Berlin und Leipzig 1908. III, 96 S. 
M. —.30. 

Der Staatsrechtler, der Historiker und der Finanzwissenschaftler 
richten in dieser Schrift von ihrem Standpunkt aus den Appell an das 
Volk, das Vaterland aus der Sorge um die Reichsfinanzreform zu be- 
freien. (Altmann). 


Dehrnanuer, Regierungsrat, Zur Verständigung über die Reichsjfinan:- 
reform. Reimar Hobbing, Berlin 1909. 64 S. M. 1.—. 


Der Verfasser hat bereits in der »Konservativen Monatsschrift« Stu- 
dien zur Reichsfinanzreform veröffentlicht. Er ist ein entschiedener 
Gegner der direkten Reichssteuern, sei es als Einkommen-, Vermögen- 
oder Dividendensteuer, und hält die Nachlaßsteuer für die geeignetste 
Besitzsteuer, die auch vom Standpunkt des Steuerzahlers und ländlichen 
Besitzers am leichtesten zu ertragen sei. Die Möglichkeit der Ver- 
bindung mit der Wehrsteucr hält er für einen Vorzug. Das »Erbrecht 
des Staates«e verwirft er u. a. als gegen die starken Grundpfeiler der 
christlichen Staatsordnung, die das Familieninteresse und -vermögen 
gegenüber dem fiskalischen Interesse stützen müsse, widerstrebend; die 
fünfjährige Festsetzung der Matrikularbeiträge erscheint ihm als wesent- 
liche Besserung, wenn auch nur als Notbehelf. — 

Die vorgeschlagenen Steuern auf Genufsmittel werden gerechtfer- 
tigt, die Steuern auf Gas- und Elektrizität, insoweit sie diese als Kraft- 
quelle belasten, abgelehnt, und eine Zündholzsteuer bezw. Monopol als 
Ersatz vorgeschlagen. Einen Kaliausfuhrzoll lehnt der Verfasser ebenso 
wie einen Kohlenausfuhrzoll ab. (Altmann.) 


Costabell, Dr. Otto, Die Entwicklung der Finanzen im Hersogtum 
S.-Aleiningen von 131 bis sur Gegenwart. (Abhandlungen des staats- 
wissenschaftl. Seminars zu Jena, herausgeg. v. Prof. Dr. Pierstorff, 
VI Bd. 2. Heft.) Gustav Fischer, Jena 1909. VIII, 153 S. M. 3.—. 

Die Arbeit zerfällt neben einer geschichtlichen Einleitung und einem 
Schluß, der eine Zusammenfassung gibt, in 5 Teile. 

Teil I stellt die Organisation der Finanzverwaltung und des Finanz- 
rechts dar. Teil II behandelt in 2 Abteilungen die Einnahmen A der Do- 
mäne, B des Landes. Im III. Teil werden in 4 Unterabteilungen die Aus- 
gaben behandelt. A) Ausgaben, die für Domäne- und Landeskasse ge- 
meinsam sind. B) Ausgaben, die nur den Etat der Domänenkasse be- 
lasten. C) Ausgaben, die nur den Etat der Landeskassc belasten. 
D) Besoldungs- und Pensionsverhältnissce der Staatsdiener. Teil IV be- 
schäftist sich mit dem finanziellen Verhältnis des Herzogtums zum 
Reich und Teil V mit den Staats- und Domänenschulden. Jedem Ab- 
schnitt der Unterabteilungen sind statistische Angaben angefügt. Am 
Schluß sind 7 Tabellen angereiht, aus denen zu ersehen sind: die Do- 
mänen- und Landeseinnahmen und Ausgaben nach den einzelnen Zwei- 
gen, die Gesamteinnahmen und Ausgaben der Domänen- und Landes- 
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kasse, der Hauptvoranschlag der Landeskasse und der Domänenkassc 
für die Jahre 1906/1908. 

Der Zweck der Arbeit ist, eine zusammenhängende, sachlich ge- 
ordnete Darstellung der Entwickelung der gesamten Finanzen des Her- 
zogtums S.-Meiningen in dem im Titel erwähnten Zeitabschnitt zu geben. 


Denkschriftendband zur Begründung des Entwurfs eines Gesetzes betreffend 
Aenderungen im Finanzwesen. (Zusammengestellt im Reichsschatzamt). 
J. Guttentag, Berlin 1908. Gedruckt in der Reichsdruckerei. 4 Bde. 
M. 9.—. 

Die dem Reichstag aus Anlaß der Reichsfinanzreform, zum Teil 
erst nach Beginn der Reichstagsverhandlungen über diese Frage vor- 
gelegte Denkschrift umfaßt rund 1800 Seiten und 13 graphische Dar- 
stellungen. Es kann sich hier nur um eine Anzeige, nicht um eine 
kritische Würdigung des gewaltigen Materials handeln, das zusammen- 
gestellt zu haben, jedenfalls ein großes Verdienst ist, und da es bisher ` 
eine derartige Zusammenstellung, besonders von Angaben der Finanz- 
statistik, nicht gab. Das Gesetz betreffend Aenderungen im Finanz- 
wesen, das übrigens kein eigentliches Mantelgesetz zu den einzelnen 
Steuervorlagen bildet, behandelt die Frage der Matrikularbeiträge, der 
Tilgung der Reichsschuld, der Zuweisung von Steuererträgen an die 
Bundesstaaten, der Aufhebung der Fahrkarten-, der Herabsetzung der 
Zuckersteuer, sowie Uebergangs- und Schlußvorschriften. Die Denk- 
schrift ist aber als keine bloße Begründung dieses Einzelgesetzes, 
sondern als eine Sammlung von Material für eine große Finanzreform, 
als Ganzes, anzusehen. — Sie zerfällt in 4 Hauptabteilungen. 
Hiervon behandelt Teil ı: »Das Finanzwesen der öffentlichen Körper- 
schaften Deutschlands«. Hier wird zuerst die geschichtliche Entwick- 
lung der Reichsfinanzen; der Bedarf, die Einnahmen, das finanzielle 
Verhältnis von Reich zu Einzelstaaten, von Bedarf zur Deckung, sowie 
die Entwicklung der Schulden behandelt. Dann folgt die »Darstellung 
des gegenwärtigen Ausbaus der Finanzen des Reichs, der Bundesstaaten, 
der höheren Kommunalverbände, der Gemeinden, der Schul- und 
Armenverbände, der Kirchengemeinden, insbesondere hinsichtlich der 
Steuern und Abgaben«. Gerade diese Zusammenstellung zeigt bei der 
Differenziertheit der deutschen Besteuerung die Schwierigkeit der Lösung 
der Reichsfinanzreform, aber auch die dringende Notwendigkeit einer 
nicht einseitigen Reichsfinanereform ohne Rücksicht auf die bestehenden 
Steuern, sondern die Schaffung eines wirklichen Gesamtsteuersystems 
für Reich, Bundesstaaten und Gemeinden. — In der Denkschrift steht 
neben der sachlichen Darstellung die Finanzstatistik in tabellarischer 
Form. Unter diesen Tabellen können die über die Einkommensbe- 
lastung beı verschiedener Einkommenshöhe mit staatlichen, kommunalen 
und kirchlichen Einkommenssteuern in den deutschen Gemeinden mit 
mehr als Ioooo Einwohnern auf besonderes Interesse Anspruch er- 
heben. Auf dem Gebiete der Belastungsrechnung liegen noch wichtige 
Aufgaben der Finanzwissenschaft, an die heranzugehen dringend not- 
wendig ist. Teil 2 der Denkschrift ıst der ausländischen Finanzwirt- 
schaft gewidmet. Er behandelt die Finanzen von Frankreich, Grof- 
britannien und Irland, Italien, Japan, Ocsterreich-Ungarn, Rußland, 
der Schweiz und der Vereinigten Staaten von Amerika; also Einheits- 
und Bundesstaaten. Neben den Staatsfinanzen sind auch die Kommunal- 
finanzen behandelt. Am bedeutsamsten scheint bei der nur überaus 
vorsichtig vorzunehmenden Vergleichung internationaler Art, die inter- 
essante Gestaltung des englischen Finanzwesens, sowohl unter dem 
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Gesichtspunkt der starken Ausbildung direkter Steuern, wie unter dem 
der gesunden Tilgung seiner Schulden bis in die Gegenwart hinein. 
Teil 3 bringt »Materialien zur Beurteilung der Wohlstandsentwicklung 
Deutschlands im letzten Menschenalter«. Hier wird die Entwicklung 
des Einkommens, sowie der jährlich zur Kapitalbildung verwandten 
Beträge und des in Bauten angelegten Kapitals wiedergegeben. — 
Diese Statistiken bilden Materialien für die überaus schwierige Frage 
der Beurteilung des deutschen Volksvermögens, für die auch die weiter- 
hin gebrachten Einzeldaten über Gewerbekraft und Konsumtionskraft 
von Interesse sind. Ohne zu der Methodik Stellung zu nehmen, mag 
erwähnt werden, daß hier die »Industrielle Produktionskraft« unter dem 
Gesichtspunkt der Zahlen der erwerbstätigen Bevölkerung wie unter 
dem der sachlichen Ergebnisse der Produktion und des Handels, so- 
wie der Pferdekräfte der Maschinen dargestellt ist. Bei den Konsum- 
übersichten sind die internationalen Vergleiche des Getreideverbrauchs, 
des Verbrauchs an Kartoffeln, Fleisch, Alkohol, Zucker, Tabak, Ko- 
lonialwaren, Kohlen, Roheisen, Kupfer, Blei und anderen Metallen 
außerordentlich interessant. Den Schluß dieses Teiles bildet eine 
Zusammenstellung der Schätzungen des deutschen und ausländischen 
Volksvermögens bezw. Einkommens und ein sich an seine früheren 
Arbeiten anlehnendes Gutachten Adolf Wagners: »Zur Kritik der 
Berechnungen über die finanziellen, namentlich die Steuerbelastungen 
der Bevölkerungen sowie über die Vergleichungen zwischen den be- 
züglichen Daten in den verschiedenen Staaten« und >Zur Kritik der 
Berechnungen und Schätzungen von Volkseinkommen und Volksver- 
mögen und der Verwendung der bezüglichen Statistik zu Vergleichung 
und Schlußziehungen«. Teil 4 der Denkschrift bringt »Materialien zur 
Beurteilung der Zusammenhänge zwischen dem öffentlichen Schulden- 
wesen und dem Kapitalmarkte«. In diesen Zusammenstellungen kommt 
die Eigenart des deutschen Geldmarktes, der besondere Reichtum 
Deutschlands an festverzinslichen Werten zur übersichtlichen Darstellung. 
Darauf folgt die Uebersicht der Kursbewegung an den Hauptbörsen 
für die Anleihen einer Reihe der wichtigsten Länder, (1876—1908), 
eine Uebersicht über die Entwicklung des Bank- und Marktdiskonts der 
Hauptplätze, sowie über die Wechselkurse auf die außerdeutschen 
Hauptplätze in Berlin 1876/77—ı1907 und eine Betrachtung der Gründe 
des Kursstandes der deutschen Anleihen, Die 13 graphischen Dar- 
stellungen stellen dar: die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben, 
der Reichsschulden, die Begebung der Schatzscheine, die kombinierten 
Ausgaben und Einnahmen von Reich plus Bundesstaaten, die Ausgaben 
von Reich, Bundesstaaten und Gemeinden, den Anteil der einzelnen 
Steuerarten innerhalb der Gesamtheit, die Entwicklung des Wohlstandes 
in Deutschland, sowie Kursbewegungen und Diskontsätze. Den Schluß 
der Denkschrift bildet cine ziffernmäfsige Zusammenfassung der Reichs- 
und Staatsfinanzen, der Steucrbelastung, der Einkommens- und Wohl- 
standsvermehrung, der internationalen Finanzstatistik, des Schulden- 
wesens, eine Reihe von Zusätzen und ein alphabetisches Sachregister. 
(Altmann.) 
Fischer, Julius, Finanzamtmann, Die Doppelbesteuerung in Staat und 
Gemeinde. Eine Untersuchung über die Besteuerung der Bundes- 
verwandten und Ausländer, sowie der Forensen, nach den direkten 
Staats- und Gemeindesteuergescetzen Deutschlands und der Schweiz. 
Carl Heymanns Verlag. Berlin 1909. XX, 124S. M. 4.—. 
Auf Grund eingehender Untersuchung der deutschen und schweizer 
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Steuergesetze will die Abhandlung das Problem der Doppelbesteuerung, 
dem bei der heutigen Entwicklung erhöhtes Interesse zukommt, im 
einzelnen klarlegen, zunächst — in den ersten beiden Hauptabschnitten 
— durch Feststellung der tatsächlich steuerlichen Behandlung einer- 
seits der Einwohner, die dem Steuergebiet nicht als Bürger angehören, 
andererseits der auswärts wohnenden Besitzer von inländischen Ein- 
kommensquellen. Im dritten Abschnitt: »Die Grundlagen der Ausländer- 
und Forensenbesteuerung« wird im Blick auf die Resultate der Einzel- 
untersuchung eine Grundlegung der Theorie der Steuerpflicht versucht, 
wobei der Verfasser seine Stellung zu den wichtigsten Problemen der 
modernen Steuerlehre darzulegen und zu begründen hatte. Die Steuer- 
pflicht wird hiebei nicht als spezifisch staatsbürgerliche Pflicht 
gefaßt, sondern auf den tatsächlichen Anteil an den durch den Staat 
bezw. die Gemeinde vermittelten Kulturgütern vielfältigster Art zurück- 
geführt. Danach hätte der Wohnsitz bei In- und Ausländern gleich- 
mäßig die Steuerpflicht zur Folge, während der Besitz auswärts Woh- 
nender an Einkommensquellen und Vermögensteilen im Steuergebiet 
— gleichfalls ohne Rücksicht auf Staatsangehörigkeit — eine dem 
Umfang des Besitzes entsprechende anteilige Besteuerung erforderte. 
Beim Auseinanderfallen beider Gesichtspunkte wird im modernen Steuer- 
system eine Verteilung der Steueransprüche in der Weise empfohlen, 
daß die Einkommensbesteuerung des gesamten, auch des foren- 
sischen Einkommens, ausschließlich dem Wohnsitz, die Ertragsbe- 
steuerung (eventuell die ergänzende Vermögenssteuer) ganz dem Ort 
oder Staat des forensischen Besitzes zuzuweisen wäre. 


Garr, Max, Die Inseratensteuer. (Wiener staatswissenschaftliche 
Studien. Hgb. v. Edm. Bernatzik u. E. v. Philippovich IX. Bd., 2. Heft). 
Franz Deuticke, Wien u. Leipzig, 1909. 73 S. M. 2.50. 

Die Schrift behandelt das Problem der Inseratenbesteuerung, wie 
es durch das dem Deutschen Reichstage vorgelegte Projekt der An- 
zeigensteuer zur Diskussion gestellt wird. Autor betrachtet die vorge- 
schlagene Inseratenbesteuerung losgelöst von jedem Zusammenhang 
mit der Frage der Reichsfinanzreform. Er beschränkt sich darauf, die 
voraussichtlichen politisch-ökonomischen Wirkungen, sowie die tech- 
nische Durchführbarkeit der einzelnen Bestimmungen in der Vorlage 
des Reichsschatzamtes zu untersuchen und macht zum Schlusse einige 
Vorschläge, wie die Inseratensteuer, wenn sie als unerläßlich ange- 
sehen wird, zu konstruieren bezw. rekonstruieren wäre, um ohne allzu 
große Reibungen funktionieren und Aussicht auf Bestand und Dauer 
haben zu können. 

Gottstein, Dr. Leo., Bestewrung der Arbeit. Betrachtungen zum 
Entwurf eines Elcktrizitäts- und Gassteuergesetzes. A. Deichert'sche 
Verlagsbuchhandlung (Georg Böhme), Leipzig 1908. 42 S. M. 1.— 

Die kleine, lesenswerte Schrift richtet sich gegen die jetzt wohl 
als gefallen anzusehende Besteuerung der wirtschaftlichen Arbeit, wie 
sie von der Regierung im Gas- und Elcktrizitätssteuergesetz geplant 
war. Neben einzelnen Bedenken gegenüber dem Entwurf in der vor- 
gelegten Form, wird das grundlegende Bedenken gegenüber einer Kraft- 
steuer als solcher klar dargelegt. (Altmann.) 
Günther, Dr. Adolf, Richtlinien einer Reichsfinanzreform. (Sonder- 

abdruck aus » Annalen des deutschen Reichs«. 1909 Heft 2). J. Schweitzer 
(Arthur Sellier), München und Berlin 1909. (Nicht im Handel). 

Die Schrift behandelt die Gestaltung des Rechts und der Finanzen 
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auf historischer Grundlage, darauf die indirekten Steuern der Regierungs- 
vorlage, deren Inhalt genau wiedergegeben ist. Beim Branntwein ist 
der Verfasser dem Monopol in der vorgeschlagenen Form nicht abge- 
neigt, beim Tabak wie beim Bier hält er die geforderte Summe für zu 
hoch, ist aber für die Tabak-Banderole, der Weinsteuer scheint er zu- 
zustimmen, während er AÄAnzeigen-, sowie Gas- und Elektrizitätssteuer 
verwirft. Bei den direkten Steuern prüft er die verfassungsrechtlichen, 
politischen, finanzpolitischen und steuertechnischen Bedenken ihrer 

Gegner, und hält selbst die Reichseinkommensteuer für möglich, zu- 

lässig und nicht unergiebig. Schließlich behandelt er ausführlich die 

Vermögenssteuer, die er im Zusammenhang mit der alten Landesein- 

kommensteuer für durchführbar erachtet. (Altmann.) 

Hamm, Prof. Dr. Franz, Trier, Zur Grundlegung und Geschichte der 
Steuermoral. Paulinus-Druckerei, Trier 1908. XIV, 320 S. M. 6.—. 

Was vorliegende Arbeit für Finanzgeschichte und Finanzwissen- 
schaft besonders interessant macht, ist die erstmalige Einführung in 
die von katholischen Moraltheologen seit Jahrhunderten mehr oder 
weniger exakt behandelten finanzwissenschaftlichen Probleme. Auf eine 
Reihe bedeutungsvoller, dem Gebiete der Finanzgeschichte angehöriger 
Arbeiten, die dem Finanzhistoriker zum Teil bisher gänzlich fremd 
waren, mußte der Autor hinweisen, um seine spezielle Aufgabe in 
historischem Sinne behandeln zu können: ob die Steuergesetzce bloß 
äußere Legalverpflichtung auferlegten oder auch eine innere Gewissens- 
verbindlichkeit postulieren. Der erste Teil des Werkes bietet dem 
Theologen zumeist neue Anschauungen, während der zweite, mit der 
Geschichte der Steuermoral sich befassende Hauptabschnitt für die 
Finanzwissenschaft zum Teil seltsam anmutendes Neuland erschliefit. 
Es handelt sich um die in Betracht kommende patristische, mittelalter- 
liche und neuzeitliche Literatur. 

Hommelsheim, Dr. iur. et phil. Robert, Die Erbschaftsabgabe. 
Erbschaftssteuer und Nachlafisteuer, Erbrecht des Staates. Paul 
Neubner, Köln 1909. 126 S. M. 2.—. 

Die Arbeit sucht die Erbschaftsabgabe vom Standpunkt der Volks- 
wirtschaft und der Staatsfinanzen zu erfassen und geht kurz auf die 
sehr bedeutsame Frage ein, wie weit die Erbschaftssteuer eine reelle 
Vermögenssteuer ist. Der Verfasser sucht dann die Erbschaftsabgabe 
als sozialpolitische, erbrechtliche Maßregel zu würdigen und behandelt 
dann die Geschichte der Erbschaftsabgabe vom Altertum bis zur Gegen- 
wart. Schließlich untersucht er einige Fragen der Ausgestaltung der 
Erbschaftsabgabe,; zuerst die Stcucrhoheit, und die Frage, ob Reich, 
Bundesstaat oder Gemeinde die Abgabe erheben sollen. Danach ist 
der Steuertarif, und zwar die Differenzierung nach dem Steuersubjekt 
und -objekt, ferner die Steuererhebung und schließlich die Schenkungs- 
steuer behandelt. Die graphischen Darstellungen der Erträge und der 
Ertragsschwankungen der preußischen Erbschaftssteuer geben eine deut- 
liche Vorstellung, daß die Erbschaftssteuer nur als Abgabe eines großen 
Gebietes mit Ausgleichsmöglichkeiten, nicht als Steuer von Kommunen 
oder kleinen Staaten die Forderung erfüllen kann, eine reguläre, ordent- 
liche Einnahme zu sein. (Altmann.) 
Die Reichsfinanzreforn. Ein Führer. Unter Mitwirkung von General- 

leutnant z. D. von Alten, Dr. Otto Arendt, M. d. R., Prof. Ballod, 
Dr. Bochme M. d. R., A. Dix, Prof. Eickhoff, M. d. R., Prof. Goercke, 
M. d. R., Prof. von Heckel, Dr. Hocffel, M. d. R., A. Krüger, Prof. 
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Lamprecht, Dr. Lissner, Prof. Dr. von Mayr, Dr. Neumann-Hofer, 
M. d. R., Landesdirektor von Rasp, Landrat z. D. von Röell, Graf 
von Schwerin-Löwitz, M. d. R., Geh. Regierungsrat a. D. Dr. Seidel, 
Dr. Sevin, Dr. Weber, M. d. R., Freiherr von Zedlitz-Neukirch, M. 
d. A., Dr. W. Zimmermann u. a. m, herausgegeben von der 
Vereinigung zur Förderung der Reichsfinanzre- 
form. 2 Bände mit 8 Tafeln und graphischen Darstellungen. 'Her- 
mann Hillger, Berlin 1909. XII, 508 S. à Band M. —.60. 


Die zwei Bände stellen eine reiche unter dem Gesichtspunkt der 
Förderung der Reichsfinanzreform zusammengebrachte Sammlung von 
Materialien dar. Männer der verschiedensten wissenschaftlichen und 
politischen Richtung haben hieran mitgearbeitet, und man darf sagen, 
wer vieles bringt, wird jedem etwas bringen. Hier sind die Materialien 
der Denkschriften des Reichsschatzamtes, Zeitungsartikel, statistische 
Privatarbeiten, Reden aus Parlamenten und vieles andere zusammen- 
getragen. Zuerst ist »die Notwendigkeit der Reichsfinanzreform«, dann 
sind »die Finanznot und ihre Entstehung«, »Deutschlands Bedarf und 
Leistungsfähigkeit«, »Mittel und Wege der Steuerreforms, »Zukunfts- 
aussichten der Reichsfinanzreform«, »Die formelle Finanzverwaltung 
des Deutschen Reichs« und »Internationale Finanzvergleiche« behandelt. 
Ein Literaturverzeichnis, Namen- und Sachregister erhöhen die Eignung 
der Bände zu Informationszwecken. Unter den graphischen Darstel- 
lungen sind auch solche, die an Bierseideln und Zigarren den Anteil 
der Steuer zu den verschiedenen Staaten demonstrieren sollen, eine 
drastische aber hierbei nicht ganz einwandfreie Form der Belehrung. 
Vermag das Werk schon seiner mangelnden Einheitlichkeit wegen auch 
kein »Führer« zu sein, so wird es durch seinen billigen Preis doch 
die Kenntnis wichtiger Dinge in weite Kreise tragen und den agita- 
torisch aufgereizten Massen wenigstens eine vergrößerte Möglichkeit 
selbständigen Urteils geben können. (Altmann.) 


Schmoller, Gustav, Skizze einer Finanzgeschichte von Frankreich, 
Oesterreich, England und Preußen (1500—1900). Historische Be- 
trachtungen über Staatenbildung und Finanzentwicklung. (Sonderab- 
druck aus dem Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volks- 
wirtschaft im Deutschen Reich. Jahrg. XXXIII, Heft 1.) Duncker 
und Humblot, Leipzig 1909. 64 S. M. 1.50. 


Diese Skizze wurde zuerst in der »Täglichen Rundschau« ver- 
öffentlicht und bietet durch ihren Vergleich geschichtlicher Entwick- 
lung der Staatsfinanzen der Großstaaten reichste Anregung. Allerdings 
ist zu hoffen, daß Schmoller später nach dieser »Skizze« doch einmal 
diese Untersuchungen in ihrem vollen Umfang veröffentlicht, und dabei 
ausführlicher auf die historische Finanzstatistik und ihre Umrechnung 
in modernes Geld eingeht, als es ihm hier möglich war. In die ak- 
tuellen Probleme mündet der Schluß, in dem Schmoller davon spricht, 
daß grofe Finanzreformen früher meist nur nach staatlichen Kata- 
strophen gelungen sind, daß allerdings in neuerer Zeit Gladstone und 
- Miquel auch in ruhigeren Zeiten große Reformen durchsetzen konnten. 
Die Konstatierung, daß die großen Finanzreformen am ehesten ge- 
langen, wenn die Finanzminister und der leitende Staatsmann ein und 
dieselbe Person waren, und Schmollers Glaube, daß Miquel seine letz- 
ten Karten für eine Reichsfinanzreform erst als Reichskanzler ausspie- 
len wollte, entbehren ebensowenig des aktuelleu Interesses, wie die 
politisch unbedingt richtige Hervorhebung der notwendigen absoluten 
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Einigkeit zwischen Reichsschatzamt und preußischem Finanzministe- 
rium. Schmoller, der auf die Person Bülows Vertrauen setzt, schließt 
mit der Betonung, daß direkte Steuern zu Lasten der Besitzenden 
neben den indirekten notwendig sind und daß die Liberalen ohne eine 
ərecht ausgiebige Erbschafts- und Nachlafßsteuer« ihre Mitwirkung bei 
der Reichsfinanzreform versagen müssen. (Altmann.) 


Steinitzer, Dr. Erwin, Di Entwicklung zur Einkommensteuer in 
Bayern. Ernst Reinhardt, München 1909. 79 S. M. 2.—. 


Der zweite Bundesstaat des Reichs ist gegenwärtig mit einer durch- 
greifenden Reform seiner direkten Steuern beschäftigt. Im Herbste 
dieses Jahres werden die umfangreichen Regierungsvorlagen, an denen 
die Ausschußbehandlung bisher nur wenige und wenig bedeutungsvolle 
Aenderungen vorgenommen hat, dem Plenum der bayrischen Abgeord- 
netenkammer zugehen und im Jahre ıgıı wird der letzte bedeutsa- 
mere Schulfall eines reinen Ertragsteuersystems in Deutschland der 
Geschichte angehören. 

Das vorliegende Buch will die Reform, deren offizielle Begrün- 
dung vor allem in der Regierungsdenkschrift von 1906 zu finden ist, 
finanzwissenschaftlich-kritisch beleuchten. Nach einer kurzen Einlei- 
tung, die über ihre Vorgeschichte, Ursache und Veranlassung wie über 
die politische Konstellation Auskunft gibt, behandelt der erste Teil 
den allgemeinen Aufbau des reformierten Systems. Eine Aus- 
einandersetzung über das von Fuisting mit besonderem Nachdruck 
verfochtene Postulat der »Vorbelastung nach dem Interesse«, das auch 
die bayrischen Motive adoptieren, um die Doppelbesteuerung des 
Unternehmerarbeitseinkommens und die Verweigerung des Schuldab- 
zugs zu rechtfertigen, wird vielleicht die Aufmerksamkeit des Theore- 
tikers finden. Ich glaube, daß die These, die dem erwähnten Postu- 
late zugrunde liegt, unter den komplexen Verhältnissen der Gegenwart 
nicht aufrecht erhalten werden kann. — Prinzipieller Natur ist auch die 
Frage, ob die Vermögenssteuer eine brauchbare und gerechte 
Ergänzungsbelastung des fundierten Unternehmereinkommens (vor allem 
des gewerblichen) darstellt. Ich habe sie verneint, weil die Ver- 
nachlässigung des immateriellen Kapitals der Unternehmung (Or- 
ganisation, bestehende Verkehrsrelationen, Monopole), das auch fun- 
diertes Einkommen liefert (häufiger übrigens durch »Fortführung« mit 
der Unternehmerarbeit Anderer als durch Verkauf realisiert) und das 
— zumal bei der größeren und großen Industrie — sehr bedeutsam 
sein kann, ihr n. m. E. die Eignung zu jener Funktion nimmt. — Der 
zweite spezielle Teil bringt mancherlei Gesichtspunkte und Anregungen 
zum Detail des Gesetzgebungswerks. 


Stieinmann-Bucher, Arnold, 350 Milliarden deutsches Volks- 
vermögen. Das Volksvermögen Deutschlands, Frankreichs, Grofßsbri- 
tannıens und der Vereinigten Staaten von Amerika. Neue Maf3stäbe 
und Wege für deutsche Politik und Finanzwirtschaft. Otto Elsner, 
Verlagsgesellschaft m. b. H., Berlin 1909. 130 S., 2 graphische 
Blätter. M. 2.—. 

In schwarz-weifs-rotem Deckel erscheint diese »Streitschrift gegen 
die Reichsverdrossenheit und den wirtschaftlichen und sozialen Pessimis- 
mus der Deutschen, und schwarz-weifs-rot ist ihr Inhalt. Auf ihr basiert 
ein Teil der gegenwärtigen Polemiken über die Unterdeklaration der 
Steuern. Die Schrift sucht nachzuweisen, daß die bisherigen Schät- 
zungen des deutschen Volksvermögens viel zu niedrig gewesen scien. 
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Der Verfasser kommt zu dem Resultat, da das gegen Feuer ver- 
sicherte Privatvermögen in Immobilien und Mobilien 162—180 Milliar- 
den, der städtische Grundbesitz 40—5o Milliarden, der ländliche 50, 
Bergwerksbesitz 5 Milliarden, die im Ausland angelegten Kapitalien 
und Wertpapiere 30, die Eisenbahnen 19, Oeffentliche Gebäude Io, 
Staatliche Betriebsanstalten 5, Güter in Bewegung, Schiffe 4, Metall- 
geld 5 Milliarden ausmachen. Dieser runden Summe von 330—360 
Milliarden Mark deutschen Volksvermögens ständen 1908 26 Milliarden 
Oeffentliche Schulden des Reichs, der Staaten und der Kommunen 
gegenüber. Das Volksvermögen beträgt dagegen nach dem Verfasser 
in Frankreich 240 Milliarden, in Großbritannien 270—290, in den 
Vereinigten Staaten von Amerika (1904) 428 Milliarden Mark. Auf 
den Kopf der Bevölkerung kämen danach in Deutschland heute 
5—6000, in Frankreich 1906 ca. ebensoviel, in Großbritannien 1905/6 
ca. 6—7000 und in den Vereinigten Staaten ca. 5272 Mark. Stein- 
mann-Bucher begnügt sich aber nicht mit dieser Konstatierung, sondern 
er prophezeit auch, und zwar für 1930 ein Volksvermögen in Deutsch- 
land von 600, in Frankreich von 300, in Großbritannien von 424, in 
den Vereinigten Staaten von 700 Milliarden Mark. Methode und 
Zahlen Steinmann-Buchers bedürfen noch der kritischsten Nachforschung. 
Die angcfügten Aphorismen >Neue Maßstäbe und Wege« sind das 
Glaubensbekenntnis des nationalen Optimismus, in dem sich manch 
hübsches Wort über die Steuerfrage, aber doch auch manche mehr 
geistreiche als wahre Behauptung findet. (Altmann.) 


Wallach, Martin, Umsatzsteuer oder Wertsuwachssteuer? Selbst- 
verlag, Berlin 1908. 46 S. 

Der Verfasser behandelt in seiner Schrift die kommunale Umsatz- 
steuer sowie die erst in jüngster Zeit aufgetauchte Wertzuwachssteuer. 
Er untersucht eingehend das Wesen beider Steuerarten und kommt zu 
dem Resultate, da die Umsatzsteuer eine äußerst rohe Steucr ist, die 
dem heute geltenden obersten Steuerprinzip, dem Grundsatz der Ge- 
rechtigkeit, in keiner Weise entspricht. Er befürwortet daher ihre all- 
mähliche Aufhebung und Ersetzung durch eine Wertzuwachssteuer, die 
er ın möglichst milder Form und unter tunlichster Vermeidung von 
Härten vorschlägt. Vor allem fordert er Ausschluß der sogenannten 
rückwirkenden Kraft«e.. Als neu sind hervorzuheben folgende Vor- 
schläge: ı) cin Teil der Steuer darf in Form einer Hypothek statt in 
bar gezahlt werden; 2) die Wertzuwachssteuer soll auf die Umsatzsteuer 
bis zu deren Aufhebung voll in Anrechnung gebracht werden; 3) die 
Freilassung eines Teils des Gewinnes soll nicht proportional, sondern 
degressiv erfolgen. — Als Anhang ist der Abhandlung der Entwurf 
einer gerechten \Vertzuwachssteucerordnung beigefügt. 

Weitpert, Konrad, Die Steuern vom Immobiliarbesitswechsel in den 
deutschen Staaten. Emil Roth, Gießen 190g. 116 S. M. 1.50. 

Die Schrift kann als eine Zusammenstellung der geltenden Gesetz- 
gebung hingenommen werden. Nach der Aufzählung der Literatur 
werden die Steuern vom Immobiliarbesitzwechsel in den deutschen 
Staaten, die Staaten mit Spezialgesetzen, die Staaten mit Stempelsteuer- 
gcsetzen, die Staaten mit Gerichtskostengescetzen, die Erbschaftssteuer, 
die örtliche Liegenschaftsabgabe behandelt. . Dieser Zusammenstellung 
folgen einige Seiten »Kritik« der bestehenden Gesetze nach Namen 
und Inhalt. Schließlich sind 4 Tabellen beigegeben. Die Schrift ist 
durchaus anfängerhaft und geht an den cıigentlichen Fragen, wie sie 
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z. B. die Wertzuwachssteuer darbietet, einfach vorüber. (Altmann.) 


Wolf, Dr. Julius, ord. Professor der Staatswissenschaften in 
Breslau, Geheimer Regierungsrat. Die Keichsfinanzreform und ihr 
Zusammenhang mit Deutschlands Volks- und Weltwirtschaft. C.L. Hirsch- 
feld, Leipzig 1909. 177 S. M. 4.—. 

Die Schrift, die »den Manen Miquels« gewidmet und nach der 
Vorrede im Jahre der 6. Reichsfinanzreform geschrieben ist, erschien 
dem Verfasser als eine patriotische Pflicht. Sie ist aus einer Reihe 
von Vorträgen hervorgegangen, die hier in etwas verarbeiteter Form 
benützt, aber doch zu keinem systematischen Ganzen vereinigt sind. 
Das Buch, das daran leidet, daß wichtige Gedanken bisweilen nur an- 
gedeutet sind und dessen Lektüre durch allzu ausführliche Wiedergabe 
der Darlegungen anderer Autoren an Reiz verliert, hat das Verdienst, 
die Einzelfragen der Finanzreform im Zusammenhang mit den größeren 
Fragen der Volkswirtschaft und Politik zu behandeln. Nach Wolf ist 
das Schiff der Reichsfinanzreform nur durch den »Appell an den Patrio- 
tismus« flott zu erhalten, und dieser Appell ergibt sich für ihn aus 
dem Zusammenhang der Steuerzwecke der Reform mit Deutschlands 
Volks- und Weltwirtschaft. — Der erste Teil der Schrift ist die Ein- 
ordnung des Problems der Reichsfinanzreform in die Bevölkerungs- 
frage und die Frage des Exportstaates, und im Zusammenhang damit 
wird das Wachstum der Rüstungen, die Rivalıtät mit England be- 
trachtet, das Wachstum der Ausgaben, das steigende Defizit behandelt. 
Bei der Frage nach den Ursachen der Reichsfinanznot deutet Wolf 
auf einen sehr richtigen Gesichtspunkt in der eigenartigen Verteilung 
des Einnahmebewilligungsrechtes zwischen Reich und Bundesstaaten 
hin. Der auf das allgemeine Wahlrecht aufgebaute Reichstag ist aus 
einer Reihe von Ursachen auf die indirekten, die auf Klassenwahlen- 
aufgebauten Staatenparlamente auf direkte Steuern verwiesen, — während 
die Neigungen beider gerade in anderer Richtung verlaufen. — Bei 
der Prüfung der Mittel und Wege der Reform erwähnt Wolf auch die 
»nicht offiziellen<, das heißt die Vorschläge, die von bestimmten Par- 
teien oder Organisationen propagiert worden sind. Hierbei erwähnt 
er auch die von Herrn von Podbielski vorgeschlagene m. E. ganz un- 
diskutable Geldumsatzsteuer, die Wünsche der Bodenreformer, des 
Bundes der Landwirte, denen gegenüber er den Plan der Regierung 
für weit geeigneter hält. Seine Behandlung der stärkeren Steuerfähig- 
keit des Tabaks und Branntweins ist sehr instruktiv und überzeugend. 
In der »Würdigung< des Regierungsplans erblickt er in ihr ein tat- 
sächliches System, einen Ausgleich zwischen direkten und indirekten 
Steuern und eine Verwirklichung des sozialen Gedankens, der in fünfer- 
lei Gestalt in diesem Plan zum Ausdruck komme. Es fehlt in dieser 
einstweiligen Anzeige der Raum, diese Auffassung kritisch zu behan- 
deln, aber gesagt muß werden, daß Julius Wolf es ist, der hier meint: 
»Es kann heute kein Gesetzgebungswerk, das sich an die große Masse 
wendet, auf Erfolg rechnen und von Bestand sein, wenn es nicht mit 
einem Tropfen sozialen Oels gesalbt iste. — Ueber die Größe dieses 
Tropfens wird man allerdings zu diskutieren haben. Auch Wolfs 
Stellungnahme zu der gegenwärtig umstrittenen Frage der Belastung 
durch die Steuern — hie Zahn — hie Plenge — entzieht sich einer 
nur andeutenden Anzeige. Wolf stimmt ım ganzen dem Regierungs- 
plan zu, wenn auch der Wehrsteuer und bei den Produktionssteuern 
(Elektrizitäts- und Gassteuer, Inseratensteuer) mit einigem Vorbehalt 
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und würde statt der Nachlaßsteuer lieber die Erbschaftssteuer sehen, 
hält aber die Vorlage als Ganzes für ein großes, durchdachtes Werk, 
das wissenschaftlich höher steht, als irgend ein früherer Finanzreform- 
plan. Wolf geht dann auf die Stellung des Reichstags ein, wobei er 
vor allem die Verdrängung des Branntweinmonopols durch die Steuer 
bedauert. Er ist ein entschiedener Gegner einer Reichsvermögen- 
steuer, steht aber einer Reichsgesellschaftssteuer nicht ganz ablehnend 
gegenüber. Schließlich behandelt Wolf die Frage des Zinsstandes und 
der »Sparsamkeit«. Er meint, daß eine andere Schuldenpolitik in 
Deutschland den Zinsenstand nicht wesentlich herabsetzen würde und 
hebt die oft übersehenen Lichtseiten eines höheren Zinsfußes hervor. 
Unter ökonomischen Gesichtspunkten ein Anhänger der Sparsamkeit, 
hält er politisch doch die Auslandspolitik für das Entscheidende, und 
in ihr stecken eben die Hauptausgaben. Darum sollte, wie er meint, 
die Frage des Einvernehmens mit England nicht aus der Diskussion 
verschwinden. — Wolf fügt seinem Buch 18 Thesen an, von denen mir 
die zweite, in der die Prinzipien der steuerlichen Auseinandersetzung 
zwischen Reich, Bundesstaaten und Kommunen behandelt sind, die 
sachlich wichtigste scheint. In 4 Beilagen behandelt Wolf schließlich 
die Fragen: Vermag die deutsche Landwirtschaft das deutsche Volk 
zu ernähren? Die Gesamtbelastung der deutschen Volkswirtschaft 
durch die indirekten Steuern und Zölle; die soziale Ueberlegenheit 
der Massenluxussteuern über die Steuern auf Notwendiges und Steuer- 
progression und Degression. (Altmann). 


24. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeindeangelegenheiten 
der Stadt Barmen für das Jahr 1907. Mit einem Anhang: Jahres- 
statistik 1907. IV. Jahrgang. D. B. Wiemann, Barmen. XVII, 
213 S. Anh. 73 S. 


Der Bericht gliedert sich in 2 Teile. Dex erste gibt detaillierte 
Auskunft über die Entwickelung der städtischen Institutionen und Un- 
ternehmungen, des Vereinswesens etc. Es schließt sich daran die vom 
statistischen Amt herausgegebene Jahresstatistik für 1907, bestehend 
aus 170o Tabellen und 8 graphischen Darstellungen. (M.) 


Sanders, William, Mitglied des Londoner Grafschaftsrats. Æng- 
lische lokale Selbstverwaltung und ihre Erfoige. Mit einer Einleitung 
von A, Südekum. Buchhandlung Vorwärts, Berlin 1908. 42 S. 
M. —.75. 

Sanders zeichnet in knappen Strichen ein Bild der lokalen Selbst- 
verwaltung in England, mit scharfer Hervorhebung ihrer demokratischen 
Grundlagen. Er schildert zunächst die Organisation der »inkorpo- 
rierten Gemeinden« und macht den Leser sodann mit der im Jahre 1888 
begonnenen Reform der Selbstverwaltung bekannt. Eine kurze Ueber- 
sicht über Verfassung, Rechte und Pflichten der englischen Selbstver- 
waltungskörper zeigt, daß diese sich einer größeren Selbständigkeit als 
die deutschen erfreuen. Ein weiterer Unterschied besteht darin, daf 
die bezahlten berufsmäßigen Beamten gegenüber den gewählten Volks- 
genossen stark zurücktreten. Zum Schluß weist der Verfasser noch 
auf die großen Erfolge des demokratischen Systems der Selbstverwal- 
tung hin. (M.) 
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Statistisches Jahrbuch deutscher Städte. Herausgegeben von Prof. Dr. M. 
Neefe, in Verbindung mit seinen Kollegen. XV. Jahrgang. Wilh. 
Gottl. Korn, Breslau 1908. XIV, 546 S. M. 17.50. 


Der Inhalt des ıg. Jahrgangs besteht aus der Fortführung von 
17 Abschnitten des 14. Jahrgangs, von je 2 Abschnitten (Gewerbege- 
richte und Viehpreise) des 13. und des 8. Jahrganges (Gast- und Schank- 
wirtschaften, Reichs- und Staatssteuer) und je einem Abschnitt des 9. 
und ıı. Jahrganges. Neu hinzugekommen sind 5 Abschnitte (Unfall- 
stationen, offene Armenpflege, Turnwesen, Spielplätze und Jugendspiele, 
Standesämter). Erweiterungen haben die Abschnitte über Kanalisation 
und Abfuhr, Schlachthöfe, Arbeitsnachweis und Arbeitslosigkeit, Reichs- 
und Staatssteuer erfahren. (M.) 


25. Wohnungsfrage. 


Eberstadt, Prof. Dr. Rudolf, Handbuch des Wohnungswesens und 
der Wohnungsfrage. Gustav Fischer, Jena 1909. 512 S. M. 9.—. 


In der Einleitung werden einige wesentliche Scheidungen aufge- 
stellt, unter denen der Gegensatz zwischen Wohnungswesen und Woh- 
nungsfrage hervorzuheben ist. Der erste Teil des Handbuchs schildert 
die Entwicklung der städtischen Bauweise unter genauer Berücksichti- 
gung der von dem Verfasser untersuchten und in drei Perioden ein- 
geteilten Entwicklung des Städtebaues in Deutschland. Der zweite 
Teil behandelt die Preisbildung der städtischen Bodenwerte und er- 
örtert in elf Kapiteln die verschiedenen Faktoren, die die Preisent- 
wicklung bestimmen, wobei die natürlichen Einflüsse von den willkür- 
lichen geschieden werden. Der dritte Teil bringt die Wohnungssta- 
tistik. Der umfangreiche vierte Teil behandelt die Praxis des Städte- 
baues. Ausgehend von den Grundzügen der neuzeitlichen Stadtanlage, 
schildert Verfasser die Bodenparzellierung, den Bebauungsplan, den 
Häuserbau, die Bauordnung und die Wohnungsaufsicht. Für die ein- 
zelnen Hausformen in Deutschland und im Ausland wird ein umfas- 
sendes Material an typischen Beispielen gegeben. Realkredit, Erbbau- 
recht und Besteuerung bilden den Inhalt des fünften Teils, während 
der sechste Teil den Verkehrsmitteln und den neuen Formen der An- 
siedelung gewidmet ist. Die verschiedenen Zweige der Bautätigkeit 
unter Gewinnverzicht werden im siebenten Teil behandelt; der ab- 
schließende achte Teil bringt eine Darstellung des Wohnungswesens 
ım Auslande, wobei die Wohnungsverhältnisse in England und Amerika 
besonders ausführlich behandelt werden. Im Anhang ist eine Reihe 
von wohnungspolitischen Verordnungen zum Abdruck gebracht. Dem 
Text sind go Abbildungen beigefügt, in denen Stadtpläne, städtebau- 
liche Effekte, Strassenanlagen und Wohnhaustypen wiedergegeben sind. 


Afüller, Dr. P. G., Die deutschen Mietervereine. C. 1.. Hirschfeld, 
Leipzig 1908. 117 S. 

Der Verfasser skizziert in der Einleitung (S. 5—10) die Wirksam- 
keit der Hausbesitzervereine. Im ı. Abschnitt (S. 11—19) legt er die 
Ursachen für die Gründung von Mietervereinen (ca. 100) und -Ver- 
bänden (7) klar — die wesentlichste Ursache war die Wirksamkeit der 
Hausbesitzervereine — und gibt Jahre und Orte der Gründung und 
Wicderauflösung an. Im 2. Abschnitt (S. 19— 29) werden die Vereine 
nn der Zahl und des Berufs ihrer Mitglieder betrachtet. Der 

. Abschnitt (S. 29—40) schildert die Zwecke der Vereine und Ver- 
Dände und die Arten der Mietervereine. Der 4., der Hauptabschnitt 
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(S. 40—109) gibt einen Ueberblick über die Wirksamkeit der Mieterver- 
eine und -Verbände. Es ist nicht möglich, die Tätigkeit hier zu skiz- 
zieren, ohne den für diese kurze Inhaltsangabe verfügbaren Raum be- 
deutend zu überschreiten; es seien daher nur einzelne der Ueber- 
schriften der Unterabteilungen dieses Abschnittes aufgezählt: Versamm- 
lungen und Vorträge. Flugblätter und Flugschriften. Mieterzeitungen. 
Vereinsbibliotheken. Wohnungsausstellungen. Mietverträge. Mietschieds- 
gerichte. Auskunft- und Raterteilung. Wohnungsproduktion. Wohnungs- 
inspektion. Wohnungsnachweise. Mietzinssparkassen. Exmissionsfonds. 
Ein kurzer Rückblick (S. 119—114) über das Dargelegte schließt das 
Ganze. Dass die Mietervereinsbewegung keine starke Bewegung ist, 
ist bekannt: Auch heute überschreitet die Gesamtzahl der Mitglieder 
nicht 25000; aber daß die Mietervereine und -Verbände trotz Fehl- 
griffen und Mißerfolgen eine so beträchtliche Menge positiver Leistun- 
gen aufzuweisen haben, dürfte selbst Kenner der Bewegung überra- 
schen, denn an einer zuverlässigen, orientierenden Darlegung über diese 
Bewegung hat es bis heute vollständig gefehlt. 


Polenske, Karl, Forschungen zur Bodenreform. 1. Boden und Ka- 
pital im Recht — eine Grundlegung. II. Die Rechtserstreckung von 
Boden auf Bau und Baustoff und das Baugläubigerpfandrecht im rö- 
mischen Recht. Gustav Fischer, Jena 1909. XVIII, 99S. M. 2.50. 


I. Die nationalökonomische Unterscheidung der Bodenreformer 
zwischen Boden und Kapital ist auch für die Rechtstech- 
nik verwendbar. Deutsches wie römisches Recht begann mit ihr; die 
äusserliche Einteilung in beweglich und unbeweglich verdrängte sie 
jedoch und herrscht auch im BGB., reicht aber für eine sinngemäße 
Fortbildung nicht aus, entspricht auch nicht dem Steuer- und Straf- 
recht; die Einteilung in Boden und Kapital ıst de lege lata ver- 
wendbar. 

II. Der bodenreformatorischen Einteilung widerspricht der angeb- 
lich urrömische Satz superficies solo cedit (BGB. 94, 946). Erst das 
nachklassische Recht Roms mifßßverstand ihn so, wie ihn das ı9. Jahrh. 
mifsverstand. Aus sciner verwickelten Entwicklung erklärt es sich, 
warum Mark Aurel den Baugläubigern ein gesetzliches Baupfandrecht 
gab und warum diesem Pfandrecht ein Vorzugsrecht vor älteren Pfand- 
rechten beigelegt wurde. 


Piutti, Dr. iur. H., Verwaltungsgerichtsdirektor in Kassel und Bredt, 
Dr. iur. et phil. F. V., Regierungsassessor in Marburg, Das kommu- 
nale Beuverbot, § 12 des Baufluchtengesetzes vom 2. Juli 1875 (Ar- 
beiter zum Handels-, Gewerbe- und Landwirtschaftsrecht. Heraus- 
gegeben von Prof. Dr. Ernst Heymann, Marburg Nr. IN. N.G. El- 
wert'sche Verlagsbuchhandlung, Marburg 1909. 72 S. M. 1.20. 

Auf Grund von ¥ ı2 des Baufluchtengesetzes haben die preußi- 
schen Gemeinden das Recht, ortsstatutarisch die Errichtung von Wohn- 
gebäuden an unfertigen Straßen zu verbieten. Allmählich hat sich die 
Praxis herausgestellt, grundsätzlich das Bauverbot geltend zu machen 
und Ausnahmebewilligungen von einer materiellen Leistung des Bau- 
lustigen abhängig zu machen. Man begründet dieses Verfahren da- 
durch, dafs die Zurücknahme des Bauverbotes als eine materielle Ge- 
genleistung der Gemeinde hingestellt wird. Demgegenüber legen die 
Verfasser dar, daf3 das Bauverbot keine privatrechtliche Befugnis, son- 
dern ein Hoheitsrecht ist, das den Gemeinden durch Delegation von 
seiten des Staates verliehen ist, und das deshalb nur im öffentlichen 
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Interesse, niemals im finanziellen Interesse der Gemeinden gehandhabt 
werden muß. Gleichzeitig werden die Hilfsmittel angegeben, die zur 
Abstellung des Mifßbrauchs zu Gebote stehen. 


26. Unterrichts- und Bildungswesen. 


Le Scuole Festive nel’ Agro Romano, istituite dalila Sezione Romana deil 
Unione Femminile Nazionale. Relazione dell’ Anno 1907—1908 e pro- 
poste per l'Anno 1908—1909, compilate da Alessandro Marcucci, 
Direttore delle Scuole. Tip. dell’ Unione Coop. Editrice, Roma 1908. 
Con molte illustrazioni. 35 S. 


Der Jahresbericht über Sonntagsschulen, die auf Anregung und unter 
der geistigen Leitung zweier befreundeter Paare römischer Intellektuel- 
len — des Universitätsprofessors (Hygieniker) und Abgeordneten Angelo 
Celli und seiner Frau Anna, einer geborenen Deutschen, und des bekann- 
ten Dichters und Novellisten Giovanni Cena, Herausgeber der Monats- 
schrift Nuova Antologia und der Schriftstellerin Sibilla Aleramo — mit 
kleinen Zuschüssen der Stadt Rom und einiger Privater in den traurigen 
und von Gott und dem Staat verlassenen Gefilden der römischen Cam- 
pagna errichtet worden sind, um den Kampf gegen den fast unum- 
schränkt herrschenden Analphabetismus und dadurch indirekt die Misere 
des elenden Saisonarbeitervolkes und seiner Kinder, welche in großen 
Strohhütten, von 7 bis zu 5o Familien, untergebracht sind, aufzuneh- 
men. Bis jetzt wurden acht Schulen errichtet, in denen insgesamt 340 
Kinder (Knaben und Mädchen) unterrichtet werden. Die Einrichtung 
wird von den Landärzten und einem Teil der Arbeiter begünstigt, aber 
mit wenigen Ausnahmen von dem grundbesitzenden Großadel, den 
Generalpächtern und der Geistlichkeit auf jede Weise befehdet und 
müssen daher die Schulstunden meist in ganz ungenügenden Räumen — 
in Kellern, Osterien, engen, fensterlosen Scheuern, oder im Freien — ab- 
gehalten werden. Der Unterricht erstreckt sich auf Lesen, Schreiben, die 
Grundzüge des Rechnens, daneben etwas Anleitung zu Hygiene, Agrar- 
wesen und Moral. Aus Rücksicht auf die Geistlichkeit wird der Unter- 
richt nur an Stunden erteilt, in denen keine kirchl. Funktionen abge- 
halten werden, wodurch allerdings bis jetzt nur erreicht worden ist, 
daß die Geistlichkeit diese Funktionen zu vermehren trachtet. Die 
Mittel der Sonntagsschulen des Agro Romano sind zur Zeit nur äußerst 


gering. Als Hauptmotor fungiert — wie in Italien so oft — der Idealis- 
mus. Die römischen Volksschullehrer, die sich der schwierigen Auf- 
gabe unterzogen haben, die Sonntagsschulen zu leiten — was einem 


völligen Verzicht auf den ganzen freien Sonntag gleichkommt und zu- 
dem noch mit oft zehn Kilometer langen Märschen verbunden ist —, er- 
halten dafür eine Entschädigung von 2,50 L. ausgezahlt, wofür sie sich 
den Tag über auch noch zu beköstigen haben! (Michels.) 


ENT J. Chr., Die Erziehung zum Volksheer. Buchverlag d. »Hilfes, 
G. m. b. H. Berlin- Schöneberg 1909. 43 S. M. —.5o0. 


In dieser kleinen Schrift sucht der Verfasser nachzuweisen, daf 
durch Körperbildung von jung auf nicht bloß eine Veredlung unseres 
Volkes, sondern auch die Arbeitstüchtigkeit sowie auch eine vermehrte 
Wehrkraft erreicht werden kann. Dieses erfordert keineswegs mehr 
Geldaufwand. Gegenteis: Es wird bei der Durchführung der gemach- 
ten Vorschläge gespart und dennoch die wirtschaftliche und militäri- 
sche Kraft gehoben. Die schon lange beklagte Lücke in der Erziehung 
unserer Jugend wird durch die Aufstellung eines lohnenden Zieles ge- 
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füllt. Der moralische Gewinn kann nicht hoch genug angeschlagen 
werden. 


Seidel, Robert, Dozent am eidgen. Polytechnikum und a. d. Uni- 
versität in Zürich, Soziale Frage, Schule und Lehrerschaft. Ihre Zu- 
sammensetzung und ihr Verhältnis. Artist. Institut Orell Füßli, 
Zürich 1909. 78 S. M. 1.—. 

In dieser Schrift wird der große Einfluß der ganzen sozialen 
Frage auf das Volksschulwesen und auf die Volksbildung klar dar- 
gestellt. An der Hand eines reichen Materiales von Tatsachen und 
Gründen gibt die Schrift in lebendiger Darstellung Antwort auf die 
Fragen: 

Was ist die soziale Frage? Wie entstand sie? Wie alt ist sie? 
Welche Wirkung hat sie auf die Schule gehabt? Welche Einflüsse übt 
sie jetzt noch auf die Schule aus? Wie wirkt die Wohnungsnot auf die 
häusliche und auf die Schulerziehung? Wie beeinflußt die gewerbliche 
Frauenarbeit die Kinderpflege und Kindererziehung? Wie wirkt die er- 
werbsmäfßlige Kinderarbeit auf Körper, Geist und Gemüt der Schüler und 
wie beeinflußt sie die Schularbeit? Das Ganze ist eine überzeugende 
Darlegung der Notwendigkeit der Sozialreform für die Schulreform. 


27. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


Blumenthal, Dr. jur. Paul, Was können wir von Amerika bei der 
Behandlung unserer verwahrlosten und verbrecherischen Jugend lernen ? 
Ergebnisse einer Studienreise. Franz Vahlen, Berlin 1909. VIII, 108S. 
M. 2.60. 

Das Buch ist auf Grund der Beobachtungen geschrieben, welche 
Verfasser auf einer Studienreise durch den Osten und den mittleren 
Westen der Vereinigten Staaten gemacht hat. Es berichtet von der 
Entwicklung und der besonderen Behandlung jugendlicher Verwahrloster 
von den verschiedenen Arten der Jugendgerichtshöfe, schildert ein- 
gehend die in vielen Punkten auch für Deutschland nachahmenswerten 
Einrichtungen des Erprobungssystems (Probation) und berichtet von 
den Eindrücken des Verfassers in einer großen Anzahl von Verwah- 
rungshäusern und Erziehungsanstalten. 

Sodann wird ausgeführt, inwieweit die amerikanischen Einrichtun- 
gen und Erfahrungen im deutschen Rechtsleben anwendbar sind, und 
hierbei ıst nicht nur der gegenwärtige Rechtszustand, sondern sind 
auch die Entwürfe einer neuen Strafprozeßordnung und der Gerichts- 
verfassungsnovelle eingehend berücksichtigt. 


Helbling, Dr. jur. Karl, Die schweizerische Armenpflege. Rascher 
u. Cie., Zürich o. D. IV, ııo S. 

Der Verfasser hat sich die Aufgabe gestellt, die durch Bundesrecht 
und kantonales Recht geregelte amtliche Armenpflege, und zwar in der 
Hauptsache nach der materiellen Seite hin, in rechtsvergleichender 
Seite darzustellen. Er untersucht systematisch die Unterstützungspflicht, 
die Unterstützungsleistung und die Mittel der Unterstützung und nimmt 
dabei zu den verschiedenen, sozialwissenschaftlich wie juristisch interes- 
santen Fragen Stellung. | (M.) 


Lindhamer, Hedwig, Di Wohlfahrtseinrichtungen Afünchens. 
(Herausgegeben vom Statist. Amt der Stadt München unter Mitwir- 
kung des Vereins f. Fraueninteressen.) L. Lindauersche Buchhand- 
lung, München 1908. 112 S. M. 1.—. 

Nachdem die ı. Auflage bereits April ıgo1 vom Verein für Frauen- 
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interessen herausgegeben war, hat für die Neubearbeitung das Statisti- 
sche Amt der Stadt München unter Mitwirkung des Vereins für Frauen- 
interessen die Herausgabe besorgt. Die 2. Auflage stellt nicht nur eine 
Ergänzung, sondern auch eine Umarbeitung, d. h. Neueinteilung des 
Stoffes dar, für die in erster Linie der Zweck der Einrichtungen 
maßgebend war, nicht mehr die Verwaltungsstelle. Erst innerhalb der 
hiedurch gegebenen Abteilungen sind die öffentlichen den privaten An- 
stalten vorangestellt. Bei der Anordnung des Stoffes hat die Verfas- 
serin der Grundsatz geleitet, daß der Armenunterstützung die vorbeu- 
genden Maßnahmen vorangehen müssen. Das Buch bringt deshalb 
zuerst die Unterstützung des Gesunden, Arbeitsfähigen, dann erst des 
Kranken, Erwerbsunfähigen und vor der Krankenpflege die Gesund- 
heitspflege.e Den Anfang machen die Auskunftsstellen und Arbeits- 
nachweise. Die folgenden Gruppen der materiellen und geistigen Für- 
sorge sind den Lebensaltern angepaßt, so daß sie mit der Säuglings- 
pficge beginnen, vom vorschulpflichtigen zum schulpflichtigen Kinde 
und dann zu den Erwachsenen weiterschreiten. Sie enthalten alle 
Maßnahmen, die der körperlichen, geistigen und moralischen Fürsorge, 
der Pflege, der Erziehung, dem Unterricht, der beruflichen Ausbildung, 
dem Schutz und der Bewahrung dienen. Die Fürsorge für die Erwach- 
senen umfaßt die Notdurft (Wohnung, Nahrung, Kleidung) wie auch 
die Veredlung und Verschönerung des Lebens (Bildung und Unterhal- 
tung), endlich die Versicherung. Den Schluß bildet die Kranken- und 
Armenfürsorge. Für die Reihenfolge der Einrichtungen innerhalb der 
Abteilungen wurde dem Gesichtspunkt Rechnung getragen: das Allge- 
meine vor dem Speziellen, demnach auch das Paritätische vor dem 
Konfessionellen. Auf verschiedenen Gebieten, z. B. Erholungs- und 
Erziehungsstätten, mußten auch außerhalb Münchens gelegene Anstal- 
ten aufgenommen werden, weil sie besonders für die Münchener Be- 
völkerung in Betracht kommen. Bei den einzelnen Einrichtungen fin- 
det sich die Adresse, Sprechzeit, die Bestimmung des Zweckes, 
Voraussetzungen für die Benützung usw. — Ausgeschaltet sind in der 
2. Auflage die Angaben über solche Vereine (Kranken- und Sterbe- 
kassen), deren Wohltaten nur den Mitgliedern zu gut kommen. — 
Betrachtet man das Ergebnis der Veränderungen, die durch die 
Neubearbeitung des Buches für den Zeitabschnitt von 7 Jahren zu 
Tage gefördert wurden, so bietet sich nicht nur wertvolles Material für 
den Statistiker, sondern auch ein interessanter Ueberblick über die 
Fortschritte in der sozialen Arbeit, wie auch ein Bild der Gestaltung 
unserer inneren Politik. Während früher die paritätischen Unterneh- 
mungen vorherrschten, findet man jetzt vielfach eine Trennung der 
Einrichtungen nach dem religiösen Bekenntnis. Da das Buch neben 
sämtlichen Wohlfahrtseinrichtungen auch die Organisation der Armen- 
und Waisenpflege, der Zwangserziehung und der gesetzlichen Versiche- 
rungszweige gibt, ist es ein unentbehrliches Auskunftsmittel für Behör- 
den, Vereine und Private geworden und durch den herabgesetzten, 
geringen Preis von ı Mark auch dem Minderbemittelten, der die Seg- 
nungen der Wohlfahrtseinrichtungen in Anspruch nehmen will, zu- 
eänglıch. 


Mej, Henriette van der, Gesondheits- en Vacantie- Kolonien in 
Nederland. (Gesundheits- und Ferienkolonien in den Niederlanden.) 
De Erven J. J. Tijl, Zwolle 1908. 128 S. Fl. 1.—. 


Die Verfasserin will die breitere Ocffentlichkeit mit den nieder- 
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ländischen Gesundheits- und Ferienkolonien bekannt machen. Sie 

schildert ihre Entstehung und Entwickelung, die Organisation und die 

Tätigkeit der Vereine für die Unterhaltung der Kolonien, sowie das 

Leben in den Kolonien und die durch den Aufenthalt erzielten Er- 

folge. (M.) 

Reinirkens, Lehrer, Fos., Praktische Fugendfürsorge. Pflege des 
Sparsinns in Volks- und F ortbildungsschulen, Jugend- und Gesellen- 
vereinen. Zwei ausführlich erläuterte, vereinfachte Sparsysteme. 1.H. 
Selbstverlag des Verfassers, Essen-Ruhr. 41 S. o. D. 

Der als Autorität auf dem Gebiete des Schulsparwesens geltende 
Verfasser behandelt im ersten Teile seiner Schrift die wirtschaftlichen 
und sozialen Erfolge der Schul- und Jugendsparkassen und nimmt 
Stellung zu den theoretischen Bedenken, welche gegen diese Institute 
vorgebracht sind. Im zweiten Teile wird der Leser mit der Organi- 
sation der Schulsparkassen, insbesondere mit zwei dem Verfasser Den 
tierten vereinfachten Sparsystemen bekannt gemacht. 


Schaub, Dr. Franz, Kgl. Lyzealprofessor in Regensburg, Die 
lische Caritas und ihre Gegner. NVolksvereins-Verlag, G. m. b. H. 
M.-Gladbach 1909. 237 S. Mk. 2.20. 

Die Schrift behandelt im ersten Teil (1—36) die wichtigsten Punkte 
der Theorie der katholischen Caritas, d. i. ihren Begriff, Umfang und 
Zweck, ihre Aufgaben und Mittel, ihr Verhältnis zur staatlichen Armen- 
pflege und zur Sozialpolitik, ihren ethischen und sozialen Wert. Der 
zweite Teil (37—229) würdigt einerseits die gegen die katholische Cari- 
tas erhobenen Einwände der prinzipiellen Werkheiligkeit, Lohnsucht, 
Kritiklosigkeit und Schädlichkeit auf Grund der katholischen Doktrin 
und der geschichtlichen Praxis und prüft anderseits die Grundlage der 
gegnerischen Standpunkte, nämlich des Protestantismus, der Humanität 
und des extremen Individualismus und Sozialismus. Ein Namen- und 
Sachregister bilden den Abschluß (232—237). Die Schrift geht in der 
Regel auf die ersten Quellen zurück, ist aber gemeinverständlich ge- 
halten. Es ist die erste umfassende prinzipielle Auseinandersetzung 
für dieses Gebiet. Sehr viel neues bezw. in solchem Zusammenhang 
noch nicht beachtetes Material wird insbesondere hinsichtlich der 
Liebesgesinnung und der Ordnung (Kritik) bei der Caritasübung bei- 
gebracht, namentlich für das Mittelalter; mit einer Reihe landläufiger 
Vorurteile wird dadurch wohl endgültig aufgeräumt. Die von den 
gegnerischen Theorien in Anspruch genommenen Vorzüge findet die 
Schrift in den kath. Caritasprinzipien in höherer Einheit wieder, näm- 
lich das volle Evangelium, die höchste Humanität, den wahren Indivi- 
dualismus und Sozialismus. Die einheitliche Zusammenfassung des 
weitzerstreuten Materials und die vergleichende Gegenüberstellung der 
kath. Caritas mit den wichtigsten einschlägigen Theorien wird auch 
dem Gegner Anregung bieten. 


28. Kriminologie, Strafrecht. 


Guttzeit, Johannes, Ein dunkler Punkt. Das »Verbrechen gegen 
das keimende Leben« oder die »F ruchtabtreibung«. (SS 218— 220 des 
deutschen St.G.B.) Für Gelehrte und Ungelehrte dargestellt und 
beurteilt. Dritte, gänzlich umgearbeitete und wesentlich vervollstän- 
digte Auflage. Mit zahlreichen Abbildungen. Max Spohr, Leipzig 
1909. XV, 336 S. M. 4.50. 

Das im Titel genannte progressiv zunchmende soziale Ucbel, mit 
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welchem bisher sich fast nur Juristen und Mediziner befaßt haben, 
findet in diesem Buche eine umfassende Behandlung. Es gibt nicht 
nur allseitige Auskunft über die Sache in physiologischer, ethnologi- 
scher, geschichtlicher und strafrechtlicher Hinsicht, sondern regt 
namentlich auch zur Kritik der herrschenden Auffassung an. Aus den 
neuen Forschungsergebnissen — insbesondere nach den Aufstellungen 
des Professors Ahlfeld (Vorstehers der Marburger Universitäts- 
Frauenklinik) — werden die rechtlichen Folgerungen gezogen und 
namentlich Wiederberücksichtigung der eintretenden »Lebensfähigkeit« 
der Frucht verlangt. Die Unsicherheit der Mediziner und Uneinigkeit 
der Juristen wird in das hellste Licht gestellt und besonders die Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts kritisiert. Im letzten Abschnitt werden 
die sozialen Ursachen des Uebels untersucht und vor allem erhöhte 
staatliche Sorge für die ehelichen und unehelichen Kinder ärmerer 
Eltern verlangt. 

»Ein dunkler Punkt« bildet den ersten Teil einer sich um die ge- 
schlechtliche Sittlichkeit drehenden Tetralogie Guttzeits, deren zweiter 
Teil: »Schamgefühl, Sittlichkeit und Anstand, das Wechselnde und 
Bleibende in den Anschauungen darüber«, gleichfalls schon gedruckt 
vorliegt. 


Heilborn, Dr. Paul, a.o. Professor d. Rechte in Breslau, Die 
kurze Freiheitsstrafe. (Kritische Beiträge zur Strafrechtsreform, heraus- 
gegeben von Birkmeyer u. Nagler. Heft 3). W. Engelmann, Leip- 
zig 1908. 9ıS. M. 3.—. 

Die »Kritischen Beiträge« sollen den Anhängern der klassischen 
Strafrechtsschule als Sprachrohr dienen. Im vorliegenden Hefte unter- 
zieht Heilborn die Ansichten der soziologischen Schule über die kurze 
Freiheitsstrafe einer Kritik. Er sucht den Beweis dafür zu erbringen, 
daß der von der gegnerischen Schule behauptete Zusammenhang 
zwischen der kurzen Freiheitsstrafe und der Zunahme der Kriminalität 
sowie dem Anwachsen der Rückfallziffer nicht vorhanden ist. Aus den 
Zahlen der Kriminalstatistik läßt sich nach Ansicht des Verfassers die 
Unzweckmäfßligkeit oder Schädlichkeit des geltenden Systems der kur- 
zen Freiheitsstrafe nicht beweisen. Das Steigen der Rückfallziffer sei 
auf die zunehmende Roheit der unteren Schichten zurückzuführen. 
Auf unbescholtene Personen wirke die k. F. abschreckend; die gefor- 
derte Erhöhung des Mindestmaßbes würde die besserungsfähigen Ele- 
mente unbillig scharf treffen. Der Verfasser tritt dafür ein, daf das 
Anwendungsgebiet der k. F. möglichst eingeschränkt und daf3 vor allem 
die Einzelhaft streng durchgeführt wird. In gewissen Fällen hält er 
eine Verschärfung des Strafvollzuges für wünschenswert. Als Substitu- 
tionsmittel der Geldstrafe sei die k. F. unentbehrlich, sie besitze den 
Vorzug der Kürze und der Gerechtigkeit; ferner wird der k. F. nach- 
gerühmt, daß sie den Strafcharakter besser als die Geldstrafe zum 
Ausdruck bringe und auch vom Standpunkte der Generalprävention 
zu empfehlen sei. (M). 


Hergt, Dr. iur. Raimund, Die Lehre von der Teilnahme am Ver- 
brechen. Darstellung und Kritik der Theorien über die Teilnahme 
am Verbrechen von Feuerbach bis zur Gegenwart. Gekrönte 
Münchener Preisschrift. (\cröffentlichungen des Akademisch-Juri- 
stischen Vereins München, Heft 4—5). C. Winters Universitätsbuch- 
handlung, Heidelberg 1909. XIV, 196 S. M. 5.40. 

Das viel umstrittene Problem der Teilnahme am Verbrechen wird 
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in dieser Arbeit einer eingehenden Erörterung unterzogen. Zunächst 
wird ein Ueberblick gegeben über die Grundideen der Teilnahmetheo- 
rien von Feuerbach bis zur Gegenwart. Die sog. subjektive Theorie 
wird abgelehnt, ebenso die Vermittlungstheorien. Verf. schließt sich 
vielmehr der objektiven Theorie in einer Fassung an, welche der von 
Birkmeyer vertretenen nahe kommt. Es soll ein engerer, näher 
abgegrenzter Kreis von Handlungen, die mit dem Erfolg in unmittel- 
barer Beziehung stehen, von den sog. Vorbereitungshandlungen unter- 
schicden werden; die Vornahme der ersteren begründet Täterschaft 
bezw. Mittäterschaft, die der letzteren Teilnahme. Innerhalb der Teil- 
nahme will Verf. entgegen der bisherigen Auffassung nicht zwischen 
Anstiftung und Beihilfe unterscheiden. Die Entscheidung der Frage, 
ob jemand auf den Täter psychisch einwirkte, bevor oder nachdem 
sich dieser zum Verbrechen entschloß, bereite unüberwindliche Schwie- 
rigkeiten. Der Täter werde sich ja oft überhaupt nicht bewußt, was 
ihn vorwiegend zur Tat bestimmte. — In der Lehre von der sog. 
accessorischen Natur der Teilnahme, vertritt Verf. den Standpunkt, daf 
eine richtige verstandene accessorische Natur der Teilnahme eine un- 
bedingte Konsequenz der Anerkennung des Teilnahmebegriffs sei. Es 
ist aber jene, auch unserm Strafgesetzbuch vorschwebende Auffassung 
abzulchnen, welche die Teilnahme am Verbrechen als Haftung für 
fremde Schuld konstruiert. "Die Konsequenzen der richtigen Auffassung 
werden ausführlich besprochen. — Zum Schluß nımmt Verf. noch 
eigens Stellung zu der besonders von der Intern. Kriminal-Verein. ver- 
tretenen Theorie, die einen Unterschied zwischen Täterschaft und 
Teilnahme überhaupt leugnet und behauptet, daf alle, die zum Ver- 
brechen mitwirken, begrifflich und der Strafbarkeit nach einander 
gleichstehen. Verf. zeigt, zu welch unhaltbaren Konsequenzen diese 
Theorie führt und empfiehlt dem Gesetzgeber die von ihm vertretene 
Theorie. 


Kienc, Dr. J. von, Alkohol und Zurechnungsfähigkeit im Strafrecht und 
Zivilrecht. J. Hek, Stuttgart 1909. 63 S. M. 1.50. 

Die Schrift behandelt nach einem statistischen Hinwcis auf den 
Zusammenhang zwischen Alkoholismus und Kriminalität, sowie Geistes- 
krankheit die Normen des BGB. und besonders emgehend jene des 
RStGB. bezüglich des Einflusses der Trunkenheit auf die zivil- und 
strafrechtliche Zurechnung. Der grundlegende Begriff der Zurechnungs- 
fähigkeit wird näher erörtert, eine rechtsgeschichtliche und rechtsver- 
sleichende Darstellung angerciht, sodann in dowmatısch-kritischer 
Weise mit Ileranziehung der Gesetzesmaterialien, der einschlägigen 
Strafrechtsliteratur und reichsgerichtlichen Rechtsprechung cine cin- 
gehende Darlegung der schwierigen Begriffe von Bewulfstlosigkeit und 
krankhafter Störung der Geistestätigkeit mit Ausschlufs freier Willens- 
bestimmung im Sinne des $ 51 StGB. unter Anwendung auf die Trunken- 
heitsfälle gegeben. Hiebei wird der Standpunkt vertreten, dafs der 
Strafausschliefsungsgrund nicht erst bei vollständiger Aufhebung des 
sewußstseins in sinnloser Trunkenheit, sondern bei einer solchen Störung 
(Trübung) des Bewulfitscins eintritt, welche cin Erkennen von Bedeu- 
tung und Folgen gewisser Vorgänge oder vorgenommenen Handlungen, 
sel es überhaupt, sci es in einer bestimmten Richtung behindert. De 
lege ferenda empfiehlt Verfasser präzisere Fassung des $ st, Wieder- 


einführung der sog. verminderten Zurechnungstahigkeit, bedingter Ver- 
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urteilung, Einweisung in Trinkerheilanstalt und Festsetzung einer 
'Trunkenheitsstrafe für gewisse Fälle, falls die im Rausch begangene 
Tat nach § 51 straflos bleibt. Die Schrift ist für Juristen und Aerzte, 
Polizeibeamten und alle auf dem Gebiet der Alkoholfrage tätigen Laien 
lehrreich. 


Köhler, Dr. August, a.o. Professor in München, Der Vergeltungs- 
gedanke und seine praktische Bedeutung. (Kritische Beiträge zur Straf- 
rechtsreform, herausg. unter Mitwirkung verschiedener Gelehrter von 
Prof. Dr. Birkmeyer, München und Prof. Dr. Nagler, Basel. V. Heft). 
Wilh. Engelmann, Leipzig 1909. XI, 288 S. M. 6.—. 


Die Schrift untersucht die verschiedenen Richtungsgegensätze, 
welche in der Strafrechtswissenschaft bestehen, und nimmt als tiefsten 
Gegensatz den der Vergeltungsstrafe und der Gesinnung s- 
strafe an. Hierbei dürfe man aber die Vergeltung nicht, wie einzelne 
Gegner des Vergeltungsgedankens wollen, lediglich darauf beschränken, 
daß er die Tatsache der Reaktion gegen das Unrecht bezeichne. 
Ebensowenig bedeute die Vergeltung die Befriedigung eines Rachege- 
fühls des Verletzten oder der Gesellschaft. Vielmehr sei sie die Auf- 
erlegung eines Uebels, das seiner generellen Wirkung nach dem Staate 
Gegenwerte von annähernd gleicher Höhe verspreche, in welcher die- 
ser sein Interesse an dem Nichtgeschehen des konkreten vergangenen 
Unrechts zu bewerten habe. Diese Gegenwerte bestünden durchaus 
nicht allein oder an erster Stelle aus der Unschädlichmachung einer 
beim Täter vorhandenen Gesinnung, sondern dazu gehörten vornehm- 
lich die nützlichen Wirkungen der Strafe auf die Gesinnungen und 
Gefühle der Gesamtheit. Zur Rechtfertigung einer solchen Vergeltung 
könne man nicht nur mit indeterministischen sondern auch mit deter- 
ministischen Erwägungen gelangen. Weshalb die Annahme dieser Ver- 
geltungsstrafe sich für den modernen Kulturstaat am meisten empfiehlt, 
sucht die Schrift im zweiten und dritten Teile nachzuweisen. Im vier- 
ten Teil werden eine Reihe von Konsequenzen des Vergeltungsgedankens 
besprochen, so u. a. die grundsätzliche Ablehnung des Gedankens, 
dall der Staat in erster Linie darauf zu sehen habe, die Gesinnung des 
einzelnen Täters zu bekämpfen; die Aufrechterhaltung der Strafe 
als eines bestimmungsmäfigen Vebels, ihre Trennung von bloßen Prä- 
ventivmaßregeln; die Festhaltung an dem Erfordernis der Zurechnungs- 
fähigkeit, welche nicht einer normalen Bestimmbarkeit des Täters 
gleichzusetzen sei; die Ablehnung der unbestimmten Strafurteile, welche 
auch eine Bestrafung nachträglicher Gesinnungen herbeiführten; die 
Notwendigkeit der Beibehaltung kurzer Freiheitsstrafen; die Fernhal- 
tung von Willkür durch Aufrechterhaltung gesetzlicher Strafrahmen 
sowie durch Sicherung der sonstigen liberalen Grundlagen unseres 
Strafrechts und Strafprozefirechts, insbesondere des Loyalitätsbegrifts. 


Overbeck, Dr. Alfrcd Frhr. v., Professor der Rechte an der Uni- 
versität Freiburg (Schweiz, Die Erscheinungsformen des Verbrechens 
im Lichte der modernen Strafrechtsschule. Mit besonderer Berücksich- 
tizung der Versuchslehre. (Kritische Beiträge zur Strafrechtsreform, 
herausgeg. v. Prof. Dr. Birkmeyer, München, und Prof. Dr. Nagler, 
Basel, IV. Hef). Wilhelm Engelmann. Leipzig 1909. VIII, 60 S. 
M. 2.—. 

Diese Studie legt für das Gebiet der Verbrechensformen die Kon- 
sequenzen aus den Lehren der sog. modernen Strafrechtsschule dar, 
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wonach die Prävention an Stelle der Vergeltung den wichtigsten Straf- 
zweck, die antisoziale Gesinnung an Stelle der verbrecherischen Tat 
den eigentlichen Strafgrund zu bilden hätte. Die durch diese Lehren 
gebotene Vernachläfsigung der Tat und ihrer Formen würde de lege 
ferenda zu einem extremen Subjektivismus mit etwa folgenden bedenk- 
lichen Ergebnissen führen: Bestrafung des Versuchs (und zwar auch 
des absolut untauglichen, einschließlich der Fälle betätigten Aber- 
glaubens) bei allen Delikten; ausnahmslose Gleichbestrafung von Ver- 
such und Vollendung; Gleichbestrafung aller Teilnehmer, insbesondere 
des Täters und der Gehilfen; Gleichbehandlung der Verbrechensein- 
heit und der Konkurrenz. 


Pollitz, Dr. med. Paul, köniel. Strafanstaltsdirektor in Düsseldorf- 
Derendorf, Die Psychologie des Verbrechers. Kriminalpsychologie. Aus 
Natur und Geisteswelt, 248. Bd. B. G. Teubner, Leipzig 1909. 
Mit 5 Diagrammen, 148 S. Gbd. M. 1.25. 


Das Verbrechen ıst in erster Linie der Ausdruck gewisser sozialer 
Bedingungen und steht im engsten Zusammenhange mit dem sozialen 
Leben eines Volkes, dessen sittliche und ökonomische Verhältnisse 
sich in der Kriminalität wiederspiegeln. Als weiterer Faktor kommt 
die persönliche Anlage des Täters in Betracht — bald als degenera- 
tive, geistig defekte — bald als eine eigenartige antisoziale verbreche- 
rische. So muß das Studium des Verbrechers individualpsychologische 
und massenpsychologische Phänomene gleichmäßig umfassen und seine 
Hilfsmittel aus der Rechtswissenschaft- und Geschichte, der Psychologie 
(in allen ihren Zweigen), der Psychiatrie und der Sozialwissenschaften, 
insbesondere aus der Sozial- und Kriminalstatistik mit Auswahl und 
Kritik heranholen. So ergab sich bei der Abfassung des Buches fol- 
gende hauptsächliche Kapiteleinteilung: 


Einleitung, in der die Hilfswissenschaften und der Umfang der zu 
leistenden Aufgabe aufgezeigt wird; die bisher aufgestellten Theorien 
über den Verbrecher (Lombroso). Allgemeine Kriminalpsychologie 
und Uebersicht über die Kriminalstatistik (Ausbreitung und Abgren- 
zung des gefährlichen Verbrechertums), ferner Untersuchungen über 
die Bedeutung des Geschlechts, des Lebensalters, der Ehe, der Ver- 
wahrlosung, der Unehelichkeit, der Berufsart, der geographischen, kon- 
fessionellen und wirtschaftlichen Bedingungen für das Verbrechenspro- 
blem. Diese Beziehungen werden mehrfach diagrammatisch dargestellt. 
Die spezielle Kr. Psych. umfafit die Lehre von den geistigen Degene- 
ratıionszuständen, den Alkoholismus, die Prostitution, Bettelei, Jugend- 
kriminalität, Sittlichkeitsverbrechen und berufsmässiges Verbrechertum, 
letzteres mit charakteristisch durch seine kriminalgeschichtlich interes- 
sante Verbrechersprache. Besonderer Wert wurde auf die Beigabe be- 
merkenswerter Beobachtungen aus der eigenen umfangreichen Krimi- 
nalpraxis des Verf. gelegt. 


Rohden, Dr. G. von, Konsistorialrat in Berlin. Zrobleme der Ge- 
fangenenseelsorge und  Entlassungsfürsorge. Alfred Toepelmann, 
Gielien 19008. 144 S. M. 3.40. 

Der Verfasser hat in diesem Buch die Ergebnisse seiner zwölf- 
jährigen Gefängniswirksamkeit und seine entsprechenden praktischen 
Erfahrungen und theoretischen Studien zusammengefaßt. Er will vor 
allem die großen Schwierigkeiten erörtern, die einer voll befriedigen- 
den Lösung des Gefangenen-Problems, insbesondere der sachgemälien 
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Durchführung des Erziehungsgedankens und der Seelsorge, im Wege 
stehen: Schwierigkeiten, die sowohl in der theoretischen Bestimmung 
des Strafbegriffs wie in der praktischen Uebung des Strafvollzugs be- 
stehn; Schwierigkeiten, die sich aus der Spannung der soziologischen 
und der individualistischen Betrachtungsweise bezgl. des Verbrecher- 
tums ergeben; Schwierigkeiten, die mit der Ausübung wirklich evan- 
gelischer Seelsorge in dem gesetzlich engst umgrenzten Organismus 
einer Strafanstalt gegeben sind; Schwierigkeiten endlich, und zwar die 
allererheblichsten, die in der Natur des Zusammenwirkens zweier so 
disparater Mächte wie Staat und Kirche liegen. Sie möchten den 
Eindruck erwecken, daß es sich hier wirklich um bedeutende, weit- 
greifende und die Allgemeinheit sehr nahe angehende Fragen handelt. 


Weidlich, Dr. Karl, Das Kostenwesen in England, Schottland und 
Irland. (Beitr. z. Reform des Strafprozesses, Bd. II Heft 5). J. Gutten- 
tag, Berlin 1909. 83 S. M. 1.60. 

Behandelt wird das Kostenwesen in ordentlichen und summarischen 
Strafsachen in erster Instanz und in den Rechtsmittelinstanzen. Die 
Entwicklung der Kostenfrage wird im Zusammenhang mit der Ent- 
wicklung der Strafverfolgung und der Verteidigung verfolgt. Seit ver- 
allgemeınerter Kostenerstattung aus Öffentlichen lokalen Fonds werden 
Härten auch für England verneint, während Schottland die Strafver- 
folgungskosten von jeher auf Staats- und Selbstverwaltungsmittel über- 
nimmt und in weitestem Mafe unentgeltliche Verteidigung gewährt. 
Bei den Reformvorschlägen wird Kostenvorschuß, Zeugenentlohnung, 
Vereinfachung des Kostenwesens, Privatklage, Anwaltshonorierung, 
Armenrecht und die Notwendigkeit eines billigen summarischen Ver- 
fahrens erörtert. Eine englische Kostenrechnung ist angefügt. 


Weidlich, Dr. Karl, Die Folisei als Grundlage und Organ der 
Strafrechtspflese in England, Schottland und Irland. (Beitr. z. Reform 
des Strafprozesses, Bd. II Heft 3). J. Guttentag Berlin 1908. 111S., 

2.50. 

Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Metropolitan Police 
Commission von 1906 08 werden Organisation, Rechtsgrundlagen, hi- 
storische Aufgabe, Geist, Verhältnis zu Gericht und Strafverfolgung 
und Tätickeit im Dienst der Strafrechtspflege dargestellt. Gezeigt 
wird, wic "diese P., im Gegensatz zu dem allumfassenden Aufgabenkreis 
der aus dem absoluten Polizeistaat hervorgesangenen kontinentalen P., 
in fester Unterordnung unter die Gerichte auf die altgermanische 
Friedensbewahrung mit dem Hauptzweck der Verhütung des Verbrechens 
beschränkt ist, unter Abscheidung anderer Aufgaben Sicherheits-, Ver- 
kehrs- und Kriminalpolizei zu einer natürlichen Einheit vereinigt, und 
bei strafrechtlichem Einschreiten das akkusatorische eine Verncehmung 
des Beschuldigten ausschließende Verfahren rein durchzuführen hat. 
Angeschlossen sind Reformvorschläge auf Beschränkung der polizei- 
lichen Aufgaben, Unterstellung der P. unter die Staatsanwaltschaft, 
l;inführung eines mündlichen summarischen Strafverfahrens und Be- 
seitigung der inquisitorischen \Vernchmung des Beschuldigten von 
Grund auf. 

29. Soziale Hygiene. 

Bluhm, Dr. med. Agnes, Die Stillunssnot, ihre Ursachen und die 
Vorschlage zu ihrer Bekämpfung. Yine kritische Uebersicht. F. C. 
W. Vogel, Leipzig 10909. 708. M. 

Zweck der Arbeit ist, das weitverstreute Material zu sammeln und 
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kritisch zu sichten. Dem Ueberblick über die in Deutschland 
herrschenden Stillverhältnisse folgt eine eingehende Erörterung der 
Ursachen der Stillungsnot mit dem Resultat, daf3 ca. ein Drittel der 
Frauen ausreichend stillt, daß ein zweites reichliches Drittel körper- 
lich nicht fähig ist, die vollphysiologische Periode hindurch zu stillen 
und daf ein letztes knappes Drittel ungenügend oder garnicht stillt 
aus Mangel an gutem Willen oder wegen sozialer Notlage. Die von 
Bungesche und Stegarsche Hypothesen werden widerlegt. Die Mittel 
zur Bekämpfung der Stillungsnot ergeben sich aus deren Ursachen. 
Die soziale Behinderung kann durch eine auf alle Klassen von Arbei- 
terinnen ausgedehnte Mutterschaftsversicherung und durch Schaffung 
von Stillgelegenheiten (Stillstuben etc.) behoben werden, Einsichts- 
losıgkeit und mangelnder guter Wille durch Belehrung und gutes Bei- 
spiel von seiten der gebildeten Frauen. Der körperlichen Stillunfähig- 
keit wird, soweit sic erworben wird, am besten durch eine rationelle 
körperliche Erziehung der Mädchen (Verhütung der Bleichsucht) vor- 
gebeugt; der Weiterverbreitung der ererbten und vererbbaren Stillun- 
fähigkeit läft sich lediglich durch Verzicht auf Fortpflanzung von seiten 
der Spröfslinge stark degenerierter Familien steuern. Ein umfangreiches 
Literaturverzeichnis beschließt die Arbeit. 


Aöhler, Chefarzt Dr. F., Holsterhausen-Werden, IWohnungsfrage und 
IZuberkulosenbekämpfung nebst Statistik aus der rhein.-westf. Arbeiter- 
bevölkerung. (Klinisches Jahrbuch XX. Band.) Gust. Fischer, Jena 
1909. 308. M. 1.—. 

Verf. führt in eingehender Weise aus, daß die Hygiene des Prole- 
tariers in erster Linie auf die Reinlichkeitsidee aufgebaut werden müsse, 
für deren geistige Aneignung die gesunde und freundliche Wohnung 
die psychologische Basis geben müsse. Die Durchführung zuverlässiger 
Hvgıene werde umso mehr realisiert, als die Hygieniker es verständen, 
fern von theoretischem Formalismus, ihre Forderungen mit andersartigen 
Rechenschaften, nämlich auf dem Gebiet der Nationalökonomie wie 
der sozialen Ethik, in Einklang zu bringen. Es folgt eine eingehende 
Statistik über die Wohnungsverhältnisse von 1000 in der Heil- 
stätte Holsterhausen behandelten lungenkranken rheinisch- 
westfälischen Arbeitern unter besonderer Berücksichtigung der Zimmer- 
und Bettenzahl, sowie der Unterbringung von Frau und Kindern. Den 
Schluß der ausführlichen Arbeit bildet die Darlegung der Forderungen 
für eine Wohnungsreform. 


Mehlich, Ernst, Stettin, Gemeinde und Alkohol. Aufgaben der 
Gemeindepolitik im Kampfe gegen den Alkoholismus. Deutscher 
Arbeiter-Abstinentenbund, J. Michaelis, Berlin 1908. 5ı S. M. 1.—. 


Die Schrift enthält zunächst eingehende Untersuchungen und Dar- 
legungen über Belastung der kommunalen Etats durch den Alkoholis- 
mus auf den verschiedensten Gebieten des Gemeindelebens. Bei der 
Erforschung der Ursachen wird Stellung genommen zu den landläufigen 
Ansichten, worauf die Mittel und Wege erörtert werden, die den Ge- 
meinden im Kampfe gegen den Alkoholismus zur Verfügung stehen. 
In dieser Hinsicht wird vor allem einer umfassenden Sozialpolitik, 
gründlicher Wohnungsreform usw. das Wort geredet, auch der Be- 
deutung sozialpädagogischer Veranstaltungen gedacht. Der Verfasser 
befürwortet ferner eine durchgreifende G asthausreform, wobei die haupt- 
sächlichsten Probleme kurz gestreift werden. Soweit auf den betreffenden 
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Gebieten bereits Einrichtungen, die den Kampf gegen den Alkoholis- 
mus zum Zwecke haben, existieren, ist auf diese hingewiesen worden. 


30. Frauenfrage, Sexualethik. 


Dittmar, E. C., Die Einwanderung gebildeter weiblicher Eriverbsbe- 
dürftiger nach den Vereinigten Staaten. Mit einem Anhang: Die Ein- 
wanderung junger Männer. Velhagen und Klasıng, Bielefeld und 
Leipzig 1909. IV, 172 S. M. 1.50. 

Die Verfasserin hat in ihrer Eigenschaft als Schriftleiterin des 
Sonntagsblattes der New-Yorker Staatszeitung Gelegenheit gehabt, die 
großen Gefahren kennen zu lernen, welchen einwandernde unbemittelte 
deutsche Frauen der gebildeten Stände in den Vereinigten Staaten 
ausgesetzt sind. Das Buch verfolgt den lobenswerten Zweck, gebildete 
weibliche Erwerbsbedürftige vor der Einwanderung zu warnen und 
sie über das Schicksal, w elchem die Mehrzahl von ihnen in Amerika 
entgegen geht, aufzuklären. Das Buch bildet gleichzeitig einen inter- 
essanten Beitrag zur Psychologie der modernen Amerikanerin. Die 
einzelnen für gebildete Frauen in Betracht kommenden Berufe werden 
von der Verfasserin sorgfältig durchgesprochen und die Aussichten, 
welche sie den Fremden bieten, eingehend erörtert. (M.) 


I! voto alla donna? Inchiesta e notizie. Pubblicazioni della Rivista 
Unione Femminile. Tipografa Nazionale di V. Ramperti. Milano 
1905. 160 S. 

Die ob ihrer fleifiigen Arbeit, zumal auf praktischem Gebiet, rühm- 
lichst bekannte Gesellschaft der Unione Femminile in Mailand hat vor 
kurzem eine Enquête veröffentlicht, die die wichtige Frage des Frauen- 
stimmrechts behandelt. Diese Enquête liegt nun in Broschüren- 
form vor uns. In einer kurzen Einleitung hebt Ersilia Majno Bron- 
zini die Notwendigkeit des Eintritts der Frau in das politische Leben 
als das einzige Mittel ihr Interesse und Verständnis für die großen 
Fragen der Menschheit beizubringen, hervor. Die Fragestellung der 
. Enquete zeichnet sich sehr zu ihrem Vorteil durch die seltene Synthese 
von Kürze und Klarheit aus. Sie lautet: I. Ist es wünschenswert, daf 
die Frauen das Wahlrecht in Staat und Kammern erhalten? a) nur 
prinzipiell b) oder auch gegenwärtig in Italien? II. Und aus welchen 
Gründen? Die Fragebogen wurden an etwa soo Personen geschickt, 
fast durchweg Männer der Wissenschaft, Politiker und Schriftsteller 
beiden Geschlechtes. Eine Antwort liegt blo von 139, und zwar 
53 Männern und 87 Frauen vor, darunter die größten Namen der ital. 
Wissenschaft auf allen Wissensgebieten. Es “dürfte interessant sein, 
das Resultat dieses kleinen Plebiscites festzustellen. Einundachtzig 
der Befragten (48 Frauen und 33 Männer) erklärten sich ohne weiteres 
für die sofortige Einführung des Frauenstimmrechts; eine sehr hohe 
Ziffer, die nur dann verständlich wird, wenn man bedenkt, daß in Anbe- 
tracht des feministischen Charakters der Zeitschrift aus psychologischen, 
auf der Hand liegenden Gründen die Gegner des Frauenstimmrechts 
sich vielfach der Stimme in der Enquête enthalten haben. 27 Beant- 
worter (4 Männer und 23 Frauen) erklären sich zwar als prinzipielle 
Anhänger des Frauenstimmrechts, meinen aber gleichzeitig, praktisch 
sel Italien für eine derartige Institution noch lange nicht reif. In diese 
Zahl gehören sicherlich jene in Italien wie anderwerts zahlreich ver- 
tretenen Demokraten (und Sozialdemokraten), deren Politik von der 
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blinden Angst vor dem »Klerikalismus« geleitet wird und deren demo- 
kratische Konsequenz infolgedessen jedesmal, wenn sie jenes Gespenst 
sehen, in ihr Gegenteil umschlägt. Einige davon sprechen das auch 
offen aus, so die bekannte Organisatorin der mittelitalienischen Reis- 
arbeiterinnen und Mitglied des sozialistischen Parteivorstandes, Argen- 
tina Altobelli, die vermeint, das Wahlrecht der Frauen würde in Italien 
nur dem politischen Katholizismus zu gut kommen und sei deshalb 
entschieden nicht in Anwendung zu bringen (S. 33). In dieselbe Ru- 
brik gehören auch zwei bedeutende Gelehrte, der Anthrepologe Cesare 
Lombroso und der Nationalökonom Achille Loria, die das Wahlrecht 
nur den norditalienischen Frauen geben möchten, da sie ihnen allein 
einen vernünftigen (antiklerikalen) Gebrauch desselben zutrauen (S. 15 
und 17). ı1 weitere Beantworter sind ebenfalls prinzipiell mit der 
Einführung des Frauenwahlrechts einverstanden, möchten es aber prak- 
tisch bloß zu den Gemeindewahlen eingeführt wissen, als Vorbereitung 
und Vorstudium zu weiteren Rechten. Der Rest verteilt sich auf über- 
zeugte Gegner des Frauenstimmrechts. Erwähnung verdient noch der 
bekannte katholische Wortführer Marchese Crispolti (S. 105), der 
im großen Ganzen die Frau für politische Arbeit nicht geeignet hält, 
aber doch die Existenz von Ausnahmen zugibt und deshalb als Aus- 
weg die Ausschließung der Frau vom aktiven Wahlrecht, dagegen ihre 
Zulassung zum passiven Wahlrecht (Wählbarkeit) vorschlägt. — Die 
Frage des Frauenstimmrechts wird in den letzten Jahren in Italien 
vielfach erwogen. Michels.) 


31. Staats- und Verwaltungsrecht. 


Glock, Dr. A. und Zehr, Dr. J., Bürgerkunde, Deutsche Staats- und 
Rechtskunde für Hessen. Zur Einführung in das öffentliche Leben 
der Gegenwart. G. Braunsche Hofbuchdruckerei, Karlsruhe 1909. 
NX, 485 S., geb. Mk. 3.80. 

Das Werk enthält eine kurze Darstellung der Grundzüge unseres 
Rechtslebens, der Einrichtung und Verwaltung des Staates sowie der 
natürlichen Gesctze, die das Wirtschaftsleben beherrschen. Sie soll 
sowohl den gebildeten Erwachsenen als Werweiser in das Öffentliche 
Leben der Gegenwart dienen, als auch zum Unterricht in den oberen 
Klassen der höheren Lehranstalten verwendbar sein. In der Einfüh- 
rung gibt sie cine kurze Angabe des Begriffs und der Aufgabe des 
Staates und der einzelnen Staatsformen sowie des Rechts im allge- 
meinen und behandelt dann im 1. Teile das Staatsrecht des Deutschen 
Reiches und des Grofßsherzogtums Hessen. Der 2. Teil enthält eine 
eingehendere Darstellung des gesamten Rechtslebens und zwar zunächst 
der Organisation der Gerichte, dann des Strafrechts und Strafverfahrens, 
des bürgerlichen Rechts und des Verfahrens in bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten und Konkursen. Der 3. Teil gibt ein Bild aller Zweige 
der gesamten inneren Verwaltung, insbesondere auch der theoretischen 
und praktischen Volkswirtschaftsichre. Der 4. und 5. Teil enthalten 
die Darstellung der Verwaltung der äußeren Angelegenheiten sowie der 
Heeres- und Kriegstlotte, der 6. Teil eine solche des Finanzwesens 
des Reichs und des Grofßsherzogtums. 

Jerusalem, Dr. jur. Franz W., Grundsätze des französischen Ko- 
lontalrechts. J. Guttentag, Berlin 1909. XIMI, 182 S. Mk. 4.—. 

Die Schrift zerfällt in cine Einleitung und 5 Kapitel. Die Ein- 
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leitung (S. 1—ı3) enthält eine geographisch-historische Uebersicht über 
die einzelnen Kolonien. Im ı. Kapitel (S. 14—74) wird sodann die 
Gebietshoheit Frankreichs in seinen kolonialen Besitzungen erörtert. 
Eingehend wird hier die Aufrichtung der Staatsgewalt behandelt, die 
politisch vor allem für Tunis, Annam und Cambodja bemerkenswert 
ist. Weiter wird entwickelt, ob und in wieweit diese Herrschaft Ge- 
bietshoheit sci, und zwar völkerrechtlich wie staatsrechtlich, wobei zum 
ersten Male eine Begriffsentwicklung der »staatsrechtlichen Gebiets- 
hoheit« gegeben wird. Das 2. Kapitel (S. 75—80) behandelt die be- 
sondere staatsrechtliche Stellung der der Gebietshoheit unterstehenden 
Territorien. Das 3. Kapitel (S. 81-1109) enthält das Recht der Staats- 
angehörigkeit in den Kolonien. Zum ersten Male werden hier die 
beiden Begriffe des »citoyen«e und des »sujet« entwickelt, der Inhalt 
dieser beiden Rechtsstellungen, ihr Erwerb ‘und Verlust sowie die 
zwischen >»citoyen« und »sujet« möglichen Uebergangsfälle erörtert. 
Das 4. Kapitel (S. 120—ı75) behandelt die Organisation der Staats- 
gewalt für die Kolonien, zunächst die Zentralregierung , sodann die Or- 
ganisation der Lokalverwaltung, wobei vor allem die Stellung des Gou- 
verneurs systematisch untersucht wird. Im 5. Kapitel (S. 176—182) 
folgt endlich eine Darstellung der Organisation der Gesetzgebung. 

Die Schrift macht Anspruch darauf, als cine durchaus originale 
Leistung angesehen zu werden. Sie ist keine Reproduktion der Er- 
gebnisse der französischen Wissenschaft. Eine Uebersetzung ins Fran- 
zöüsische wird a 
Sfier-Somlo, Professor Dr. jur. Frits, Das freie Ermessen in Recht- 

sprechung und Ver waltung. (Sonderabdruck aus den Staatsrechtlichen 
Abhandlungen. Festgabe für Paul Laband zum 5o. Jahrestage der 
Doktorpromotion dargebracht, 11. Bd.) J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 
Tübingen 1908. 70 S. M. 2.20. 

Die herrschende Meinung, dafs für die Justiz die Verwirklichung 
von Recht und Gerechtigkeit. als Selbstzweck gilt, für die Verwaltung 
die Zweckmäßigkeit das Lebensclement ist, “erscheint abgeschwächt 
durch die Erfahrung, dafs die der Rechtsprechung eigentümliche Rechts- 
gcbundenheit auch bei der Verwaltung sich findet, und daß das dem 
Verwalten eigentümliche freie Ermessen scheinbar ähnlich oder gleich- 
artig auch dem Rechtspruchrichter zu eigen ist. Nun scheint Rechts- 
gebundenheit und freies Ermessen ebenso gegensätzlich zu sein, wie 
Verwirklichung der Staatsaufgaben nach Zweckmäßigkeit und gleich- 
zeitig nach Gebundenheit. Verf. prüft das Vorhandensein des “freien 
Ermessens und die Art seiner Funktion in der Straf- und Zivilrechts- 
pflege und findet, dats die Arten des freien Ermessens, die bisher noch 
nie untersucht waren, hier sich anders gestalten als bei der Verwaltung. 
Das letzte Prinzip der Justiz ist nicht die Gerechtigkeit, die nur sub- 
jektiv formuliert werden kann, sondern die Rechtgemäßheit, 
über die im einzelnen gehandelt wird. Die Arten des freien Er- 
messens bei der Verw altung werden einer überhaupt erstmaligen Prü- 
fung in der Literatur unterworfen. Das materielle Unter- 
scheidungsmerkmal zwischen Justiz und Verwaltung 
besteht lediglich in der Verschiedenheit des freien Ermessens, seines 
Rechtsgrundes, seiner Funktionen und seines Endiieles. 

Wals, Dr. Ernst, Bürgermeister und a.o. Professor der Rechte in 
Heidelberg, Das Shrafsrecht des Großherzogtums Baden. J. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck), Tübingen 1000. XI, 512 S5. Mk. 12.—. 

Das Werk, das als fünfter Band des neuen Sammelwerkes »Das 
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öffentliche Recht der Gegenwart«, herausgegeben von Jellinek, Laband 
und Piloty erschienen ist, bietet in durchaus selbständiger Bearbeitung 
ohne Anlehnung an das letztmals im Jahre 1895 von F. Wielandt als 
Teil des Marquardsenschen »Handbuchs des öffentlichen Rechts« 
herausgegebenen gleichnamigen Buches eine Darstellung des gesamten 
im Großherzogtum Baden geltenden, auf landrechtlicher Grundlage be- 
ruhenden Staatsverfassungs- und Verwaltungsrechtes. Dem Ziele des 
Gesamtwerkes entsprechend war der Verfasser bestrebt, unter Berück- 
sichtigung der gerade in neuerer Zeit auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes des badischen Staates erwachsenen zahlreichen Literatur und 
der umfassenden gesctzgeberischen Arbeiten, die in den letzten drei- 
zehn Jahren das öffentliche Recht dieses Landes in fast allen seinen 
Teilen umgestaltet haben, in erster Linie das wesentlichste hervorzu- 
heben. Er hat es dabeı aber, schon mit Rücksicht auf die Bedürfnisse 
der Praxis, in der eine zusammenfassende systematische Behandlung 
der einschlagenden Materien schon lange vermißt wird, nicht unter- 
lassen, in zahlreichen Abschnitten auch auf wichtigere Einzelfragen ein- 
zugehen; ebenso war er bemüht, da wo ihm die geschichtliche Ent- 
wickelung einzelner Rechtsinstitute für das Verständnis ihrer heutigen 
Ausgestaltung von besonderer Bedeutung zu sein schien, auch auf den 
Werdegang der geltenden Vorschriften "näher einzugchen. Das Buch 
wird deshalb nicht nur für den praktischen Juristen “und Verwaltungs- 
beamten, sondern auch für den Theoretiker und nicht zuletzt für den 

Studierenden von Wert scin. 


32. Gewerbe-, Vereins- etc. Recht. 


Kress, Dr. Hugo, Besitz und Recht. Eine zivilrechtliche Abhand- 
lung. U. E. Sebald, Nürnberg u. Leipzig 1909. XX, 368 S. M. 9.— 
geb., M. 10.50. 

In der Einleitung werden die Grundbegriffe — der natürliche Be- 
griff des Besitzes (V erkehrsbegriff, naturalis possessio), der juristische 
Begriff des Besitzes (ein Kunstbegriff, eine Rechtsposition) und der Be- 
griff des Rechtsbesitzes — unter Benutzung historischer Gesichtspunkte 
festgelegt, Der zweite Abschnitt des Werkes enthält eine neue römi- 
sche Besitzlehre. Die römischen Juristen haben ihrer Begriffslchre den 
Verkehrsbegriff — den der Verkehrsauffassung entnommenen Begriff — 
des Besitzes zugrunde gelegt und auch den Begriff des Besitzdieners 
grundsätzlich nach natürlichen Gesichtspunkten” festgestellt. Bis ins 
einzelne wird die Verwendung der Verkehrsbegriffe des Besitzes und 
des Besitzdieners im römischen Rechte nachgewiesen. Zur Ergänzung 
ihrer auf die Verkehrsauftassung aufgebauten Besitzlehre haben die 
römischen Juristen Kunstbegriffe “des Besitzes und des Besitzdieners — 
juristischen Besitz und juristische Besitzdiener — eingeführt und diese 
künstlichen Besitzinstitute durchwegs als Rechtspositionen, subjektive 
Rechte behandelt. Es werden die Gründe für die Einführung dieser 
juristischen Besitzpositionen sowie die Voraussetzungen für ıhre Ent- 
stehung, Endigung, Ucbertragung und ihre Einzelanwendung dargelegt. 
Besondere Abhandlungen sind den Sklaven, Hauskindern usw. als ge- 
setzlichen Besitzdienern, den Besitzverhältnissen der scschäftsunfähigen 
Personen und der Vererbung des Besitzes im römischen Rechte ge- 
widmet. Von den beiden letzten Abschnitten wird unter Verwendung 
der aus dem römischen Rechte gewonnenen grundlegenden Gesichts- 
punkte der Besitz in den Entwürfen zum Bürgerl. Gesetzbuche und 
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im Bürgerl. Gesetzbuche selbst behandelt. Es wird festgestellt, inwic- 
weit die Entwürfe und das Bürgerl. Gesetzbuch von dem natürlichen 
und von dem juristischen Begriff des Besitzes ausgehen. Unter Fest- 
haltung dieser grundlegenden Unterscheidung werden alle die Besitz- 
lehre berührenden Einzelfragen — die Besitzverhältnisse der geschäfts- 
unfähigen, juristischen Personen, der Ehegatten (bei den verschiedenen 
Güterständen), die Vererbung des Besitzes, die Stellvertretung im Be- 
sitze, Rechts = Eigenbesitz, gemeinschaftlicher Besitz, Besitz an Be- 
standteilen und Zubehör, tatsächliche und rechtliche Nachfolge in den 
Besitz, Besitzschutz — unter Berücksichtigung des geschichtlichen 
Werdegangs auf das eingehendste gelöst. Ueberall werden nicht nur 
die reinen Besitzfragen, sondern zugleich die damit zusammenhängen- 
den Fragen des Sachenrechts (Krsitzung, Fruchterwerb, Aneignung, 
Eigentumsübertragung an beweglichen Sachen usw.) entschieden und 
damit die Bedeutung der Besitzlehre des Verfassers für das Sachrecht 
und ihre Brauchbarkeit bis zu den letzten Einzelfragen dargelegt. 


Rappard, William E., Lic. en droit. Les corporations daffaires an 
Alassachusetts. N. Giard und E. Brière, Libraires-Editeurs. Paris, 
1908. 278 S. 

Unter corporations d'affaires (business corporations) versteht der 
Verfasser alle Handelsgesellschaften auf Aktien, soweit sie nicht Bank- 
und Versicherungsunter nehmungen, Eisenbahnen, Straßenbahnen, Telce- 
phon- und Telegraphenlinien, Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke be- 
treiben. 

Die Aktiengesetzgebung ist in den Vereinigten Staaten Angelegen- 
heit der Gliedstaaten. Wenn der Verfasser speziell die Gesetzgebung 
von Massachusetts zum Gegenstand seines Studiums gemacht hat, so 
war für ihn unter anderen der Umstand maßgebend, daß dieser Staat 
den Aktiengesellschaften gegenüber immer eine konservative Politik 
befolgt hat. 

Die Abhandlung ist in 3 Teile gegliedert. Im ersten Teile wer- 
den die Wandlungen geschildert, welche die Aktiengesetzgebung in 
Massachusetts von Ende des 17. Jahrhunderts bis zur Neuzeit durch- 
gemacht hat, und ihr Einfluts auf die Entwickelung der Gesellschafts- 
unternehmungen an Hand der Statistik nachgewiesen. Der 2. Teil ist 
der Untersuchung des seit 1903 in Massachusetts geltenden Rechtes 
gewidmet. Es wird dabei die Gesetzgebung der amerikanischen wie 
europäischen Staaten zum Vergleich herangezogen. Im letzten Teile 
beschäftigt sich der Verfasser mit den Lehren, “die sich aus den Aus- 
führungen der ersten beiden Teile ziehen lassen. Es darf nicht uner- 
wähnt bleiben, dat das Trustproblem in der Abhandlung nicht be- 
rührt wird. (M.) 


33. Politik. 


Delow, Dr. G. von, Das parlamentarische Wahlrecht in Deutschland. 
C. Curtius, Berlin 1909. VII, 170o S. M. 2.--, geb. M. 3.20. 

Der erste Teil der Schrift ist dem Wahlrecht des Reichstags ge- 
widmet. Der Verf. schildert die Einführung des allgemeinen gleichen 
direkten Wahlrechts in Deutschland und Sieht dann die historische 
Bedeutung, die es bisher gehabt, zu ermitteln. In dieser Beziehung 
erörtert er die Verdienste, die es um die Zertrümmerung der man. 
chesterlichen Bourgeoisie hat, und den Anteil, der ihm an der Sozial- 
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politik des Deutschen Reichs zukommt. Er legt ferner dar, daß das 
Reichstagswahlrecht, wenn man auf die allgemeinen politischen Not- 
wendigkeiten blickt, sich nur deshalb als brauchbar erwiesen hat, weil 
es durch die vorhandene Wahlkreiseinteilung eingeschränkt ist. Den 
stärksten Beweis hierfür sieht er darin, dafl der Majorität der Mandate 
von 1887 und 1907 eine Minorität der Wählerstimmen entsprochen hat. 
Endlich prüft er die Frage, ob die Vorzüge eines recht breiten Wahl- 
rechts unbedingt an ein absolut gleiches gebunden sind. 

Ein zweiter Teil beschäftigt sich namentlich mit den süddeutschen 
Staaten. Der Verf. ist der Ansicht, daß die Einführung des allgemeiı- 
nen gleichen direkten Wahlrechts hier keine Verbesserung der Ver- 
hältnisse gebracht hat. 

Das Thema des dritten Teils ist das preußische Landtagswahlrecht. 
Der Verf. spricht sich aus Gründen der Reichs- wie der preußischen 
Politik wie auch aus taktischen Erwägungen gegen die Einführung des 
Reichstagswahlrechts in Preußen aus. Die Frage der Einführung des 
Pluralstimmrechts bezeichnet er als diskutabel, widerrät sie jedoch, 
da man darüber bisher zu wenig Beobachtungen gemacht habe. Er 
empfiehlt (mit dem Abg. v. Dewitz) die Bildung von vier Wählerklas- 
sen und die Einführung der geheimen Stimmabgabe. 


Blaustein, Dr. Arthur, Mannheim, Der Student in der politischen 
Entwicklung Deutschlands seit den Freiheitskriegen. Nach einem Vor- 
trage, gehalten bei den Kursen des »Nationalvereins für das liberale 
Deutschland«e zu Frankfurt a. M. am 24. Oktober 1908. Buchhand- 
lung Nationalverein, München 1909. 30 S. M. —.50. 


Die Frage, in welcher Weise die künftigen Führer einer vom aka- 
demischen Geiste so stark beeinflußten Nation, wie es die deutsche 
ist, zu ihrer hohen Aufgabe vorgebildet werden und wie sie sich in 
Deutschlands politischer Vergangenheit betätigt haben, ist interessant 
und wichtig genug. Das Thema »Student und Politik« ist in der letz- 
ten Zeit recht häufig theoretisch-dogmatisch behandelt worden; nur 
die historische Seite dieses Themas hat bisher noch keine zusammen- 
hängende Darstellung gefunden. Die kleine Broschüre soll die Anre- 
gung hierzu geben. 

Sie schildert Studenten, Akademiker und studentische Organisatio- 
nen im Zeitalter der Politik der jungen Leute vor 1848, in der Zeit 
der Formengebung des neuen Deutschlands, in der Periode materieller 
Interessen und schliesst mit einem Ausblick auf die Zeitepoche, ın 
welcher neue geistige und kulturelle Werte neuen Inhalt dem Leben 
des deutschen Volkes geben werden. Eingeschlossen ist eine Schil- 
derung des deutschen Reichstags nach der Zugehörigkeit der Abgeord- 
neten zu den studentischen Korporationen. 


Garr, Max, Parlament und Presse. Ein Beitrag zum Prinzip der 
parlamentarischen Oeftentlichkeit. (Wiener Staatswissenschaftliche 
Studien, herausgeg. von Edmund Bernatzik und Eugen von une 
vich VIII, 2.) Franz Deuticke, Wien 1908. 758 M. 


Die Schrift erörtert die rechtlichen Beziehungen Parla- 
ment und Presse. Diese Beziehungen ergeben sich daraus, dafs die 
Presse als Trägerin und Vollstreckerin des Prinzips der parlamentari- 
schen Oeffentlichkeit fungiert und in dieser Eigenschaft, d. h. für ihre 
Berichte über die parlamentarischen Verhandlungen Immunität genießt. 
Verf. stellt die Entwicklung der parlamentarischen Oeftentlichkeit und 
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der aus ihr fließenden Immunität von Parlamentsberichten der Blätter 
in den wichtigsten europäischen Verfassungsstaaten dar und bespricht 
sodann die zur Einschränkung dieser Immunität besonders für den 
Fall von Ehrenkränkungen gemachten Vorschläge. Verf. möchte kei- 
ner der proponierten Beschränkungen der Immunität beipflichten und 
redet lediglich einer zeitlichen Begrenzung der Immunität (auf etwä 
30 Tage) das Wort. Die Exzesse der Parlamentarier würden in der 
durch eine uneingeschränkte Berichterstattung ausgelösten öffentlichen 
Kritik das wirksamste Korrektiv finden; nur müsse man verhindern, 
daß die rednerischen Ausschreitungen in infinitum durch den Druck 
wiederholt und verbreitet werden. 


Kolmer, Dr. Gustav, Parlament und Verfassung in Oesterreich. 
Band 5. Carl Fromme, Leipzig und Wien 1909. 552 S. M.9.—. 


Er umfatst die Periode der J. 1891 bis 1895, die Zeit, in welcher 
Graf Taaffe und seine ersten Nachfolger den alten zentralistischen 
Staat in die föderalistische Strömung treiben ließen, in die ihn die 
slavische Mehrheit der im österreichischen Reichsrate vertretenen Kö- 
nigreiche und Länder immer entschiedener zu drängen bemüht ist. 
Aus dem im fünften Bande des genannten Werkes aufgehäuften Ma- 
teriale geht klar hervor, wie zersetzend die staatsrechtlichen Bestre- 
bungen der nichtdeutschen Volksstämme dahin gerichtet sind, immer 
entschiedeneren Einfluß auf die Gesamtverwaltung des Staates gerade 
vom Zentrum aus zu erlangen. Was seit der Herrschaft des Grafen 
Taaffe geschehen ist, um die drohende Gefahr der föderalistischen 
Umgestaltung des Staates und die Dezentralisation der Verwaltung zu 
hemmen, reichte nicht mehr aus, dem Drucke der numerischen Ueber- 
macht der slavischen Volksstämme in Oestereich zu widerstehen. Das 
österreichische Parlament ist seit der hier geschilderten Epoche zum 
bloßen Kampfplatz widerstreitender nationaler Interessen geworden, 
die den gemeinsamen Staatsgedanken noch immer mehr in den Hin- 
tergrund drängen und angesichts der Entwicklung der Verhältnisse 
unter den Südslaven und der brennenden Fragen des Balkanproblems 
zu einer wachsenden Gefahr für die Zukunft geworden sind. Gegenüber 
dem nationalen Chaos in der Verwaltung erscheint die Stellung der 
Deutschen in Oesterreich, die längst in die Defensive gedrängt wur- 
den, als sehr bedroht. 


Müller, FE. Stadtschreiber in Winterthur, Zine rein demokratische 
Republik. Der Kanton Zürich zu Anfang des XX. Jahrhunderts. 
Art. Institut Orell Fütßsli, Zürich 1908. IV, 92 S. 

Der Verfasser gibt im ersten Teile seiner Abhandlung eine ein- 
gehende statistische Beschreibung der Bevölkerung des Kantons Zürich 
nach folgenden Gesichtspunkten: 1. Zusammensetzung der Bevölkerung 
nach Geschlecht, Religion etc. 2. Oekonomische Verhältnisse auf 
Grundlage der Besteuerung, 3. Berufliche Tätigkeit. Der II. Teil bietet 
eine systematische Darstellung des Bestandes und des Betriebes der 
Staatseinrichtungen des Kantons nach folgender Einteilung: ı. Ver- 
fassungsgrundsätze, 2. Gesetzgebung, 3. Vollziehung und Verwaltung, 
4. die einzelnen Verwaltungszweige: Sanitäts-, Armen- und Schulwesen, 
die öffentlichen Bauten, Katasterwesen etc. 5. Rechtspflege und 
6. Kirchenwesen. Der Verfasser will ein Bild von der Entwicklung 
geben, welche der Kanton Zürich in den letzten Jahrzehnten unter der 
Herrschaft einer weitausgebildeten, hochentwickelten Volkssouveränität 
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genommen hat. Insbesondere soll die Schrift zeigen, daß die von den 
Gegnern der Demokratie ausgesprochenen Befürchtungen, eine Volks- 
herrschaft werde den wirtschaftlichen Niedergang herbeiführen, unbe- 
gründet ist. (M.) 


Poensgen, Dr. Oskar Das Wahlrecht. (Aus Natur- und Geistes- 
welt, 249. Bd.) B. G. Teubner, Leipzig 1908. 146 S. Geh. M. ı.—, 
geb. M. 1.25. 


Die Darstellung des Wahlrechtes — in erster Linie des parla- 
mentarischen, jedoch unter Mitberücksichtigung des kommunalen 
— will in gemeinverständlicher Form und auf knappem Raum den 
Stoff nach seiner theoretischen und praktischen Seite hin zusammen- 
fassen. Ausgehend von den Begriff- und Wesensbestimmungen werden 
zunächst die systematischen Probleme erörtert: die für die Beur- 
teilung des Wahlrechtes mafsgebenden Faktoren, allgemeines oder be- 
schränktes, gleiches oder abgestuftes, Frauen-, Klassen-, Plural-, all- 
gemeines und gleiches, öffentliches oder geheimes Wahlrecht, Wahl- 
kreiseinteilung, Mehrheitswahl, Minderheitsvertretung, Wählerlisten, 
Wahlpflicht, kommunales Wahlrecht — alle diese Fragen werden ım 
ersten (theoretischen) Teil erörtert. 


Der zweite Teil bringt eine Wiedergabe der Wahlrechtsbe- 
stimmungen der europäischen und der hauptsächlichsten Staaten 
der übrigen Erde, und zwar je nach der historischen oder praktischen 
Bedeutung der betreffenden Wahlrechte, zumal für Deutschland, in 
ausführlicherer oder gedrängterer Form. So nehmen Deutschland, 
Preußen, Oesterreich-Ungarn, England und Frankreich, sowie der neue 
Verfassungsstaat Rußland mit seinem verwickelten Wahlmodus einen 
breiteren Raum ein. Ein systematisches und ein alphabetisches In- 
haltsverzeichnis und eine Literaturübersicht sind beigefügt. 


v. Schulze-Gaevernitz, Prof. Dr., England und Deutschland. Zweite 
erweiterte Auflage der Festschrift zum Geburtstage Sr. Kgl. Hoheit 
des Großherzogs von Baden am ọ. Juli 1908. Buchverlag der Hilfe 
G. m. b. H. Berlin-Schöneberg 1908. 68 S. M. 1.— 


Der Verfasser untersucht die Ursache und das Wesen der deutsch- 
englischen Fragen. Die englische Verstimmung führt er auf den zu- 
nehmenden Mitbewerb des neudeutschen Industriestaates auf dem Welt- 
markt zurück. Es bestehe die dringende Gefahr, daß England den 
unbequemen Konkurrenten, den es wirtschaftlich nicht zu verdrängen 
vermag, nach alter Tradition mit Hülfe seiner Flotte zu Boden schlage, 
ehe er übermächtig geworden sei. Um dieser Gefahr zu begegnen 
und um den Frieden zu erhalten, sei eine schlagfertige deutsche Flotte 
notwendig, die als Bundesgenossin wie als Gegnerin nicht gleichgültig 
sei. Nur eine starke Verteidigungsflotte könne den Gegner von dem 
für uns sehr gefährlichen Angriff abhalten. Der Flottenbau werde 
Deutschland nicht zu Grunde richten, da sein finanzielles Elend auf 
mangelhafter Erschliefiung vorhandener Steuerquellen beruht. Zum 
Schlufs zeigt der Verfasser an Hand der Statistik, dafs die wechsel- 
seitigen wirtschaftlichen Beziehungen beider Staaten eine Erhaltung 
des Friedens wünschenswert erscheinen lassen, denn beide seien auf- 
einander angewiesen. Hätten sich auch im Laufe der letzten Jahre 
Verschiebungen zu Gunsten Deutschlands ergeben, so sei andererseits 
Deutschland der kaufkräftigste Konsument .englischer Kolonialprodukte. 


(AL) 
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Walcher, Konrad, Chefredakteur des Kärntner Landboten, Reichs- 
ratsabgeordneter. Die Politik der Christlichsozialen im neuen Reichsrate. 
Eine Uebersicht über die Tätigkeit der christlichsozialen Vereinigung 
in dem ersten Sessionsabschnitt der XVIII. Legislaturperiode vom 
17. Juni bis 24. Juli 1907. Verlag christlichsoziale Vereinigung des 
Abgeordnetenhauses. Buchdruckerei A. Opitz Nachf., Wien 1908. 
99 S. K. 1.10. 

Die zu Agitationszwecken geschriebene Broschüre kann auf wissen- 
schaftlichen Wert keinen Anspruch machen. Sie gibt im ersten Teile 
eine kurze Biographie und Bild sämtlicher christlichsozialer Reichs- 
ratsabgeordneten. Im zweiten Teile wird über die parlamentarische 
Tätigkeit der Christlichsozialen und ihre Stellungnahme zu den ver- 
schiedensten politischen und wirtschaftlichen Fragen berichtet. (M.) 
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